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Vorwort 


Das Kirchliche Jahrbuch erlebt mit dem jetzt vorgelegten Jahrgang 101 wieder 
eine Zäsur in seiner wechselvollen Geschichte. Seit 1873 erschien es als zweiter 
Teil des „Schreib- und Hilfskalenders für Geistliche“ im Verlag von Carl Ber- 
telsmann in Gütersloh, herausgegeben von Pastor R. Schneider unter dem Titel 
„Theologisches Jahrbuch‘. 1894 übernahm dessen Sohn Johannes Schneider, 
Pastor in Elberfeld, später Oberkonsistorialrat in Berlin, die Herausgabe und 
baute das Jahrbuch, das mit Jahrgang 27, 1900 den Titel „Kirchliches Jahr- 
buch“ erhielt, zu einem gewichtigen, vielbeachteten Organ kirchlicher Publizi- 
stik und einem ‚‚Hilfsbuch zur Kirchenkunde der Gegenwart“, wie es seit 1910 
im Untertitel hieß, aus. Deswegen kann Johannes Schneider als der eigentliche 
Begründer des Kirchlichen Jahrbuchs gelten. Neben ihm berichteten verschie- 
dene andere Autoren unter festen Rubriken über die jeweils relevanten Ereig- 
nisse, Sachverhalte und Daten des kirchlichen Lebens. Daneben behielt es den 
Charakter eines Nachschlagewerkes für Namen und Anschriften im kirchlichen 
Bereich. Nach dem Tode Schneiders übernahm 1931 D. Hermann Sasse, Berlin, 
die Herausgabe, doch mußte das Jahrbuch wegen der kirchlichen Entwicklung 
seit 1933 — nicht zuletzt wohl auch wegen der kritischen Stellungnahme Sasses 
im Jahrbuch 1932 zur NSDAP und zu den Deutschen Christen — sein Erschei- 
nen einstellen. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg übernahm Oberkirchenrat Professor Dr. Joachim 
Beckmann, Düsseldorf (von 1958 bis 1971 Präses der Evangelischen Kirche im 
Rheinland), die Herausgeberschaft. Das 1948 erscheinende Jahrbuch für die Zeit 
1933-1944 (= 60.—71. Jahrgang) verfaßte er allein aufgrund der ihm verfügba- 
ren Akten aus dem Kirchenkampf. Seit 1949 erschien es wieder im regelmäßi- 
gen Turnus und wurde von verschiedenen Autoren betreut. Beckmann schuf 
einen neuen Stil für das Jahrbuch: den Bericht über die kirchlichen Ereignisse 
durch Abdruck der wichtigsten einschlägigen Dokumente. Auch in der Bezeich- 
nung hatte es eine für das kirchliche Selbstverständnis aufschlußreiche Ände- 
rung erfahren; hieß dies bis 1932 „Kirchliches Jahrbuch für die evangelischen 
Landeskirchen Deutschlands‘, so nunmehr „Kirchliches Jahrbuch für die Evan- 
gelische Kirche in Deutschland“. Bis 1956 bearbeitete Beckman die umfang- 
reiche Rubrik „Kirchliche Zeitgeschichte‘ mit dem Bericht über die Vorgänge 
in der EKD selber. 

Mit dem Jahrgang 100, 1973, schied nun außer dem Herausgeber ]. Beckmann 
auch Vizepräsident Dr. Dr. Gottfried Niemeier aus der Mitarbeit am Jahrbuch 
aus, der seit 1957 den umfangreichen Teil über die EKD verfaßt hatte. Diese 
Zäsur wurde zum Anlaß, einen neuen Herausgeberkreis und neue Mitarbeiter 
zu finden sowie den Aufbau des Jahrbuchs zu verändern, ohne die bisherige‘ 
Grundkonzeption preiszugeben. Seit 1949 wurde — abgesehen von den regel- 
mäßigen Beiträgen über die Kirchen in der DDR, die Ökumenische Bewegung 
und die Kirchliche Statistik — über weitere wichtige Handlungsfelder der Kir- 
che nur sporadisch berichtet. Nunmehr soll die gesamte Tätigkeit der evange- 
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lischen Kirche, unterteilt in feste, regelmäßige Rubriken, Gegenstand des Be- 
richts und der Dokumentation sein. Als Mitarbeiter konnten fachkundige Refe- 
renten gewonnen werden, die von ihrem kirchlichen Tätigkeitsbereich her mit 
der jeweiligen Materie vertraut sind. Dadurch ist das Jahrbuch aber nicht zu 
einem „offiziellen“, kirchenamtlichen Organ geworden, auch nicht dadurch, 
daß seitens der Evangelischen Kirche in Deutschland sein Erscheinen unter- 
stützt wird. Um die Benutzung zu erleichtern und den Informationsgehalt zu 
erhöhen, werden von jetzt an Quellen- und Literaturhinweise und Register bei- 
gegeben. Diese sowie die neuen Verzeichnisse über die wichtigen Ereignisse und 
die verstorbenen Persönlichkeiten des jeweiligen Jahres werden von der Geschäfts- 
stelle der Evangelischen Arbeitsgemeinschaft für kirchliche Zeitgeschichte bear- 
beitet. 

Gegenüber früher hat sich infolge des Erscheinens einer Fülle von Informa- 
tions- und Dokumentationsdiensten der Stellenwert des Kirchlichen Jahrbuches 
geändert. Es ist nicht so sehr ein Hilfsmittel für die Bearbeitung der jeweils ak- 
tuellen Tagesfragen als vielmehr ein Bericht über die größeren Zusammenhänge, 
in denen diese Fragen stehen, und dient damit der praktischen Arbeit in Kirche 
und Theologie. Sein Wert für die Beschäftigung mit der kirchlichen Zeitgeschich- 
te und die historische Forschungsarbeit bleibt ohnehin nach wie vor unbestritten. 
Darüber hinaus ist zu wünschen, daß es als Nachschlagewerk für vielfältige Pra- 
xisbereiche einen guten Dienst leistet. Die diesmalige Verzögerung im Erschei- 
nen ist auf die Veränderung des Autorenteams zurückzuführen. Die Herausgeber 
hoffen, die nächsten Bände in näherem zeitlichem Abstand zum Berichtsjahr pu- 
blizieren zu können. 


Hannover, April 1977 Wolf-Dieter Hauschild 
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Einleitung 
Zur gegenwärtigen Lage 
der evangelischen Kirche 


Von Erwin Wilkens 


Das Jahr 1974, über das in diesem Band eingehend berichtet wird, war mit 
wichtigen Tagungen und beispielhaften Vorgängen reichlich besetzt. Zwei 
Jahre danach hat sich die Szene in mancher Hinsicht deutlich verändert. Will 
man alles besonders Bemerkenswerte hervorheben und zugleich einige Orien- 
tierungen für eine Lagebeurteilung geben, muß man dies immer mit beden- 
ken. 

1. Zu den wichtigen Faktoren des Erscheinungsbildes der Kirchen in der 
Bundesrepublik Deutschland gehört eine bemerkenswerte Festigkeit ihrer Stel- 
lung in Staat, Politik und Gesellschaft. Darin bleibt das Erbe der fünfziger 
Jahre, in denen sich in innerer und äußerer Hinsicht die geistigen Kräfte in 
Staat und Gesellschaft neu formiert haben, weiterhin wirksam. Man kann diese 
Stellung der Kirchen daran ablesen, wie im Jahre 1974 die Auseinandersetzung 
über die Thesen der FDP zum Verhältnis von Kirche und Staat geführt worden 
ist (s.S. 58ff.). Das durch die immer bedrohlicher werdenden Weltkonflikte aus- 
gelöste Krisenbewußtsein und das Dahinschwinden irdischer Zukunftshoffnun- 
gen haben eine wachsende Bereitschaft ausgelöst, die Grundfragen nach dem 
Sinn des menschlichen Lebens mit neuer Intensität zu stellen. Mit dieser Stim- 
mungslage verbindet sich keineswegs eine vorbehaltlose Einschätzung der Insti- 
tution Kirche; erst recht besteht keine Veranlassung für die Annahme, man er- 
hoffe sich von den Repräsentanten der Kirchen besonders wirksame Vorschlä- 
ge zur Überwindung der großen Verlegenheiten der Welt. Aber man kann von 
einer Erwartung sprechen, aus dem Wesen und Auftrag der Kirche ließen sich 
Erkenntnisse und Motivationen gewinnen, die für die Bewältigung wichtiger 
Aufgaben in Politik, Staat und Gesellschaft, aber auch im persönlichen Leben 
des einzelnen sich möglicherweise als unentbehrlich erweisen könnten. Man 
möchte die Vermutung aussprechen, daß die relative Stabilität der Kirchen 
mehr auf diesen an sie herangetragenen Verlegenheiten und Erwartungen be- 
ruht als auf eigenen überzeugenden Initiativen. Jedenfalls besteht in dieser Si- 
tuation wenig Bereitschaft zu einer kulturkämpferischen Offensive gegen die 
Kirchen. Der Vorstoß der FDP, besser gesagt einiger interessierter Kreise in ihr, 
ausgerechnet in dieser Situation allgemeiner menschlicher und politischer Ver- 
legenheit den kirchlichen Beitrag zu vertiefender Lebensorientierung aus der 
Öffentlichkeit zu verbannen, blieb vorerst Episode. 

2. Bei dieser Sachlage darf es den Kirchen nicht in erster Linie um die Si- 
cherung ihrer Institution, um ihr öffentliches Ansehen, um ihren Einfluß in 
der Gesellschaft gehen. Wichtiger als das alles jedenfalls ist die Frage, ob ihre 
Kraft ausreicht, die Suche der unsicher gewordenen Menschen nach tragfähi- 
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gen Orientierungshilfen aufzunehmen und überzeugende Antworten darauf zu 
finden. Es ist kennzeichnend für die gegenwärtige innere Verfassung der Kir- 
chen, daß man die Frage nach dieser ihrer Kraft nicht ohne weiteres mit einem 
deutlichen Ja beantworten kann. Die Kirchen des Abendlands haben zu lange 
in einer von ihnen mitgeprägten christlich eingefärbten Kultur und Gesellschaft 
gelebt, als daß die immer mehr sich ausbreitende Gottlosigkeit ihrer Umwelt 
ohne Auswirkungen auf sie hätte bleiben können. Sie haben sich so sehr auf 
die selbstgenügsame Diesseitigkeit einer wissenschaftlich-technischen Welt ein- 
gelassen, daß sie nun auch ihre Unsicherheit teilen. Aber gerade darin liegt auch 
eine Chance. Eine Kirche, die ihre Sache mit aufdringlicher Selbstsicherheit 
verträte, brächte sich um ihre Überzeugungskraft. Die Unsicherheit im gegen- 
wärtigen Lebensgefühl des Menschen kann nur so viel überwunden werden, wie 
sie sich von einer Gewißheit aufnehmen läßt, die nicht in der Welt diesseitiger 
Rationalität verankert ist. Diese Gewißheit wird nicht vom Menschen produ- 
ziert, sie wird ihm aus der Gnade Gottes geschenkt. Wenn die hier versuchte 
Deutung des an der Zukunft und damit an sich selbst zweifelnden Menschen 
zutrifft, dann wartet er auf eine Hilfe, das Leben und die Welt neu von Gott 
her zu denken und zugleich in einer von daher gehaltenen Rationalität zu be- 
stehen. 

3. Die Kirchen haben offenbar die Aufgabe erkannt, eine Bilanz zu ziehen, 
um die Ursachen für eine drohende Lücke zwischen den Erwartungen, die ihnen 
begegnen, und der Erfüllung, die sie leisten können, zu erkennen. Sie müssen 
dabei ihre Lage kritisch beurteilen, ihre Kräfte nüchtern einschätzen und er- 
reichbare Ziele verbindlich formulieren. Die Frage nach äußerlich erkennbarem 
Erfolg oder Mißerfolg darf dabei nicht an die erste Stelle gesetzt werden. Eine 
Statistik, in der sich das Leben der Kirche niederschlägt, hat deshalb auch nur 
einen begrenzten Wert. Die Kirche steht unter einem Auftrag, den sie nicht ver- 
kürzen darf: allen Menschen das Heil zu verkündigen, das Gott in Jesus Christus 
angeboten hat und immer wieder anbietet, und diejenigen, die dieses Angebot 
annehmen, zu einer Gemeinschaft zusammenzuführen. So hilft sie den Menschen, 
daß sie den Sinn ihres Lebens finden. Das Evangelium von Jesus Christus be- 
freit von Angst, Verfehlung und Schuld; es befreit aus der Einsamkeit und Ver- 
lorenheit in einer nur diesseitig verstandenen Welt; es macht die Welt wieder 
durchscheinend für den gegenwärtigen Gott; daher macht es auch froh und be- 
fähigt zum Widerstand gegen Leid und Ungerechtigkeit, es zeigt den Weg zur 
Bewältigung von auferlegten Lebensproblemen. Wie die Kirchen diesem Auf- 
trag gerecht werden können, dem haben alle Überlegungen über ihr Zeugnis, 
ihren Dienst und ihre Gestalt zu dienen. Hier liegt der Maßstab für die Beur- 
teilung der kirchlichen Situation. Einer Kirche, die sich zu diesem Auftrag be- 
kennt und die Bindung an ihn glaubwürdig vertritt, wird die Sorge um ihre 
Geltung in der Öffentlichkeit abgenommen. 

4. Es gibt viele Anzeichen dafür, daß sich das Leben in der Kirche an dieser 
ihrer Mitte neu orientiert. Neben der Absage an die kirchliche Gemeinschaft 
zeigen sich neue Hinwendung und Bereitschaft zu verantwortlicher Mitarbeit. 
Es bedurfte nicht erst der Finanzkrise, um eine Bewegung der Konzentration 

in Gang zu setzen. Nicht wenige, einzelne und Gruppen, entdecken wieder neu 
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die Grundfunktionen von Kirche in Gottesdienst, Verkündigung und Gemein- 
schaft als das Fundament geistlichen Lebens. Ob man dies alles schon mit 
Kurskorrektur oder Tendenzwende bezeichnen soll, mag vorerst offenbleiben. 
Aber dieses neu sich regende geistliche Leben bedarf der Pflege. Der evange- 
lischen Kirche ist es immer besonders schwer gefallen, auf Grundfragen kirch- 
licher Verkündigung und christlicher Frömmigkeit übereinstimmende Antwor- 
ten zu finden. Gegenwärtig haben wir es aber mit der Gefahr einer die Gemein- 
schaft sprengenden Polarisierung zu tun, der man von beiden Seiten her mit 
einem Ausschließlichkeitsanspruch für den eigenen Standpunkt begegnen möch- 
te. Die einen bekämpfen die „Politisierung der Kirche‘ und den „Verrat des 
Evangeliums an den Zeitgeist‘, die anderen den „Rückzug in die private In- 
nerlichkeit‘‘ und das ‚‚Unverständnis für die Zeitgebundenheit biblischer Aus- 
sageformen“. Man muß sich aber klar machen, daß es Unterschiede in Theolo- 
gie und Verkündigung von Anfang an gegeben hat. Christlicher Glaube geht in 
eine lebendige Lebensgestaltung ein, er bildet daher auch unterschiedliche kirch- 
liche Traditionen, theologische Denkbemühungen und persönliche Frömmig- 
keitsformen aus. Es gibt darin einen Reichtum, der nicht zur Bildung falscher 
Fronten führen darf. Angesichts der großen Aufgaben und Möglichkeiten, vor 
denen die Kirche heute steht, benötigt sie den Dialog mehr als die Abgrenzung, 
den geistlichen Wettbewerb mehr als den parteiischen Eifer. 


5. Zum Fragenkreis Kirche und Politik darf man drei Feststellungen treffen. 
Zunächst ist zu sagen, daß sich die von vielen befürchtete und von unentweg- 
ten Kritikern bis heute behauptete totale Politisierung der evangelischen Kir- 
che nicht durchgesetzt hat; die Entwicklung ist hier deutlich rückläufig. Zwei- 
tens gehört daneben die These, daß eine breite Übereinstimmung unter führen- 
den Theologen und Nichttheologen herrscht, der kirchliche Dienst am Menschen 
dürfe dessen äußere Lebensbedingungen nicht außer acht lassen; es waren eben 
kirchlich-theologische Gründe, die zur Entdeckung von Staat, Politik und Gesell- 
schaft als einem auch seitens der Kirche aktiv auszufüllenden Wirkungsfeld ge- 
führt haben. Schließlich aber muß sich die evangelische Kirche weiterhin mit 
der Tatsache auseinandersetzen, daß es ihr bisher nicht gelungen ist, ihr Ver- 
ständnis einer politischen Mitverantwortung der Kirche allgemein überzeugend 
zu vertreten. An dieser Stelle droht der Volkskirche eine besonders große Ge- 
fahr. Dabei kann der Streit vernünftigerweise nur darum gehen, auf welche 
Weise und in welchem Umfang sich kirchliche Mitwirkung auf politische Fra- 
gen erstrecken darf. Darin gibt es auch innerkirchlich echte Meinungsunterschie- 
de, in denen sich verschiedene Traditionen in Theologie und Frömmigkeit so- 
wie unterschiedliche geschichtliche Erfahrungen geltend machen. Die schwer- 
wiegenden Weltprobleme eines Überlebens der Menschheit, der Sicherung des 
Friedens, der Lösung der Rassenkonflikte und eines Erfolges der Entwicklungs- 
politik sind bedrängend genug, um Verständnis für diejenigen aufzubringen, 
die ein intensives politisches und soziales Engagement der Kirche fordern. Gleich- 
wohl müssen auch diejenigen gehört werden, die es nicht für eine kirchliche Auf- 
gabe halten, bestimmte politische Handlungsprogramme zu vertreten. Kirche 
und Theologie werden besser als bisher deutlich zu machen haben, daß es ihnen 
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in politischen und gesellschaftlichen Streitfragen um einen speziellen kirchlichen 
Beitrag geht. 

6. Die Evangelische Kirche in Deutschland hat in den letzten J ahren viel Kraft 
darauf verwandt, sich eine neue gesamtkirchliche Ordnung zu geben. An der 
Notwendigkeit dieser Strukturreform kann kein Zweifel sein. Die Spannung 
zwischen dem gesamtkirchlichen und dem konfessionellen Denken hat seit je 
die kirchlichen Einigungsbestrebungen des deutschen Protestantismus bestimmt. 
Die EKD von 1948 hat diese Spannung nicht gelöst, sondern bis an den Rand 
des Zerbrechens in sich aufgenommen. Bemühungen um eine nächste Stufe 
über die Interimslösung von 1948 hinaus waren unausweichlich. Hinzu kommt 
das theologische Motiv, das Verhältnis der reformatorischen Konfessionskirchen 
zueinander neu zu beschreiben und über den lockeren Kirchenbund der EKD 
hinauszukommen. Die Leuenberger Konkordie der lutherischen und reformier- 
ten Kirchen in Europa gab hierzu eine wichtige Unterstützung. Man muß weiter 
an praktische und soziologische Gründe für eine Verfassungsreform denken. 
Das Anwachsen kirchlicher Gemeinschaftsaufgaben mit dem Aufgabenzuwachs 
für die leitenden Organe beeinträchtigt deren Funktionsfähigkeit erheblich, so- 
lange die Landeskirchen der EKD nicht das erforderliche Instrumentarium ge- 
ben. Nur so ist es denkbar, daß die evangelische Kirche ihrem Verkündigungs- 
auftrag in der ganzen Breite der Gesellschaft nachkommen kann. 

7. Der von der Synode der EKD am 7. November 1974 beschlossenen neuen 
Grundordnung der EKD, über die in diesem Bande eingehend berichtet wird, 
haben die Gliedkirchen der EKD noch einmal ausdrücklich zuzustimmen. Dieses 
Verfahren ist inzwischen dadurch unterbrochen worden, daß der Zustimmungs- 
beschluß in der Württembergischen Landessynode am 17. Februar 1976 die er- 
forderliche Zwei-Drittel-Mehrheit knapp verfehlte. Aus den Gründen für die 
auch in anderen Landeskirchen vorhandenen Bedenken gegen einen Ausbau 
der EKD-Ebene sind zwei besonders hervorzuheben. Einmal ist es die Befürch- 
tung, eine institutionell gestärkte EKD werde einem kirchenfremden Zentralis- 
mus Vorschub leisten und zu sehr in das Eigenleben der Landeskirchen und 
ihrer Gemeinden eingreifen. Das den deutschen Protestantismus kennzeich- 
nende, auch konfessionell legitimierte Landeskirchentum hat sich behauptet. 
Es kann bis auf weiteres keine Neuordnung der EKD geben, die nicht den 
Landeskirchen eine starke Stellung zuweist. Der zweite Grund, der der neuen 
Verfassung der EKD vorerst im Wege steht, liegt in der Beurteilung der inner- 
kirchlichen Situation. Starke kirchliche Kräfte, die sich besonders in der Kon- 
ferenz bekennender Gemeinschaften zusammengefunden haben, vermissen eine 
eigentliche theologische und geistliche Legitimation für einen Schritt über den 
lockeren Kirchenbund von 1948 hinaus. Bei allem braucht nicht verschwiegen 
zu werden, daß die unvollendet vorliegende neue Verfassung eine Summe von 
Kompromissen darstellt, die ein für alle verbindliches Gesamtkonzept kaum 
mehr erkennen lassen. Das sehr subtil ausgewogene Verhältnis zwischen dem 
föderativen und dem gesamtkirchlichen Element in der EKD birgt durchaus 
die Gefahr in sich, durch eine gegenseitige Blockade einen Immobilismus zu 
fördern und so notwendige größere Konzeptionen im kirchlichen Handeln 
zu verhindern. Die verantwortlichen Kräfte und Organe werden an einem ver- 
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bindlichen Gesamtkonzept für die EKD zu arbeiten und die durch die theolo- 
gische und geistliche Polarisierung genährte innere Vertrauenskrise als Haupt- 
gefahr zu bedenken haben. 

8. Ein Blick auf Probleme des Ökumenischen Rates der Kirchen soll diese 
einleitenden Hinweise beschließen. Auch hier haben wir es mit einem span- 
nungsvollen Terrain zu tun, das sich in der Arbeit der Kirchenleitungen als 
eine doppelte Aufgabe auswirkt. Sie haben einerseits nach innen hin den Ge- 
meinden zu verdeutlichen, daß die ökumenische Gemeinschaft für die eigene 
christliche Existenz schlechterdings unentbehrlich ist. Man kann sich dies bei- 
spielsweise an der provinziellen Art verdeutlichen, mit der man weiterhin in 
der Bundesrepublik auf die Bemühungen des Ökumenischen Rates um die 
Rassendiskriminierung reagiert. Die Rassenprobleme sind zwar mit den anderen 
großen Weltproblemen Arm und Reich sowie Nord und Süd nicht identisch, 
aber sie gehören doch in den gleichen Gesamtzusammenhang. Die tief in die 
menschliche Gefühlswelt und in das menschliche Identitätsbewußtsein hinab- 
reichende Rassenproblematik verleiht dem ganzen Komplex der Entwicklungs- 
politik seine eigentliche Explosivkraft. Zudem sind die Kirchen in der Dritten 
Welt, allen voran in Afrika, in den politischen Aufbruch ihrer Völker hinein- 
gerissen. Der Ökumenische Rat versucht, mit den dabei zutage tretenden kirch- 
lichen und theologischen, aber auch politischen und menschlichen Schwierig- 
keiten stellvertretend fertig zu werden, Brücken zu bauen und die Gemeinschaft 
zusammenzuhalten. Daraus ergibt sich eine an der Weltverantwortung orientierte 
Anforderung an das Verhalten aller Kirchen. 

Auf der anderen Seite’aber sind die Kirchen der Reformation der ökumeni- 
schen Gemeinschaft den Dienst der Kritik schuldig, wo die Grenzen zwischen 
politischer Leidenschaft und kirchlich-theologischer Begründung fließend werden. 
Es gibt nun einmal theologische Überzeugungsinhalte, die nicht um eines poli- 
tischen Zweckes willen zur Disposition gestellt werden dürfen. Wenn dies im 
ökumenischen Bereich doch geschieht, dann setzt der Ökumenische Rat gerade 
das aufs Spiel, wozu er gegründet wurde, nämlich an der Darstellung der Einheit 
der Christenheit zu arbeiten und den Kirchen in ihrem Dienst an der Welt aus 
dem Geist des Evangeliums zu helfen. 

Inzwischen fand Ende 1975 in Nairobi die Fünfte Vollversammlung des Öku- 
menischen Rates der Kirchen statt. Es hat sich gezeigt, daß sich auch in den 
Kirchen der Welt, die durch die geschichtliche Situation ihrer Völker in einen 
politischen Erregungszustand versetzt wurden, die geistlich orientierten Kräfte 
durchzusetzen beginnen. Dies wird sich auf die gesamte Arbeit des Ökumeni- 
schen Rates auswirken müssen. Nur so kann die Christenheit auch da glaubwür- 
dig und wirksam sein, wo sie sich um des Menschen willen der politischen und 
der gesellschaftlichen Dinge annehmen muß. 
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1. Kirchliche und theologische 
Grundsatzfragen 


Von Erwin Wilkens 


Sucht man für die Berichtszeit im Bereich kirchlicher und theologischer Grund- 
satzfragen nach übergreifenden Merkmalen, so ist an erster Stelle der Wille zur 
Konzentration zusammen mit der Wiederentdeckung des Wertes der Kontinuität 
im Verständnis von Kirche, Verkündigung und Frömmigkeit zu nennen. Damit 
bahnt sich im kirchlichen Bereich eine ähnliche Entwicklung an wie allgemein 

in Politik, Gesellschaft und Kultur überhaupt. Zukunft kann nicht bewältigt wer- 
den, ohne Werte und Erfahrungen der Geschichte zu schonen und zugleich in 
Anspruch zu nehmen. Diese müssen deshalb so geltend gemacht werden, daß 

sie notwendige Veränderungen in Kirche und Gesellschaft nicht verhindern. Wie 
man die Haltung des Bewahrens mit der Notwendigkeit des Fortschreitens verbin- 
det, wird wieder neu zur Hauptaufgabe in Theologie und Kirche. 


1. BEOBACHTUNGEN UND ÜBERLEGUNGEN ZUR VOLKSKIRCHE 


In diesem Zusammenhang ist die sich anbahnende Aufwertung des Themas Volks- 
kirche zu nennen. Eine Bilanz der gegenwärtigen kirchlichen Situation ist nicht 
eindeutig. Es gibt negative und positive Beobachtungsreihen. Die Zahl der Aus- 
tritte aus den Gliedkirchen der EKD erreichte 1974 einen neuen Höhepunkt; 
die Freizeitgewohnheiten der Menschen entfernen sich immer weiter von der 
kirchlich geprägten Lebensgestaltung; Kirche gilt als Gesinnungsgemeinschaft, 
von der man sich abkehrt, sobald sie einem lästig oder ärgerlich wird. Auf der 
anderen Seite erweist sich die Kirche als ein ernstzunehmender Adressat für 
die Frage nach verbindlicher Lebensorientierung; sie steht außerhalb politischer 
und weltanschaulicher Polarisierung und ist doch ausreichend mit den Gegen- 
wartsfragen vertraut und befaßt; sie weckt die Gewissen für die drängenden 
Probleme der großen Menschheitsgefahren. Alles das zusammen genommen ist 
für viele eben kein Grund für müde Resignation, sondern für die Frage nach einer 
neuen Chance der Volkskirche, das heißt für die Frage nach Inhalt und Gestalt 
der kirchlichen Botschaft für alle, für alle Christen und für alle Menschen!. 
Hervorragendes Material für diese Wiederentdeckung der Volkskirche mit ihren 
Chancen und Gefährdungen haben einige im kirchlichen Auftrage durchgeführte 
Meinungsbefragungen geliefert. Nach der Veröffentlichung des Ergebnisses von 
vier für die katholische Kirche veranstalteten Umfragen i.J. 1972 und des Be- 
richtes über die Umfrage der VELKD zum Gottesdienstbesuch i.J. 1973 stellte 
die EKD die Ergebnisse einer in Verbindung mit der Evangelischen Kirche in 


1. Vgl. hierzu den Abschnitt ‚‚Theologische Arbeit auf EKD-Ebene“ KJ 100, 1973, 
S. 43-50. 
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Hessen und Nassau durchgeführten Repräsentativ-Erhebung „Kirchenmitglied- 
schaft“ auf der Synodaltagung in Kassel (vom 13. bis 17. Januar 1974) vor”. 
Diese Erhebung war durch eine Beunruhigung über das Anwachsen der Kirchen- 
austritte ausgelöst worden, führte aber zu umfassendem Material über die Ein- 
stellung der evangelischen Christen zu ihrer Kirche und damit über deren inne- 
re und äußere Stabilität. Eine erste Auswertung dieser Erhebung löste bei man- 
chen den beruhigenden Eindruck aus, die Kirche dürfe sich als Volkskirche 
einer soliden Grundlage erfreuen. In der Tat zeigt sich, daß die Verankerung 
der Kirche im Bewußtsein ihrer Mitglieder breiter und tiefer ist, als man ver- 
muten konnte, so daß von einer relativen Stabilität der Kirche gesprochen 
werden kann. Aber diese Feststellung bedarf einer wichtigen Ergänzung. Die 
heutige Stabilität der Volkskirche beruht auf Faktoren, die zugleich ihre Be- 
dingungen sind. Zu diesen Bedingungen gehören Auffassungen von der Kirche 
und Erwartungen an sie, die von der Kirche in dieser Weise nicht erfüllt wer- 
den können oder zu ihrem Wesen und Auftrag zumindest in Spannung stehen. 
Es kommt also nunmehr alles auf die Schlußfolgerung an, die seitens der Kir- 
che aus diesen Meinungsbefragungen zu ziehen sind. 

Diese Schlußfolgerungen zielen auf eine volkskirchliche Strategie. Hierzu hat 
der Hamburger Bischof D. Hans-Otto ‚Wölber im Rahmen eines Aufsatzes sie- 
ben Thesen veröffentlicht, die hier festgehalten zu werden verdienen: 


H.-O. WÖLBER: „ES MUSS ETWAS GESCHEHEN“. 
FÜR EINE STRATEGIE VOLKSKIRCHLICHEN LEBENS? 


1. Es zeichnet sich eine Tendenzwende gegenüber der religiösen Frage ab. Der Grund mag 
in der Verunsicherung der Gesellschaft liegen. Er liegt aber auch in der Entdeckung des 

Sinndefizits des Lebens angesichts eines ziellosen, von Wissenschaft und Technik suggerier- 
ten sogenannten „Wachstums“. Angesichts der empfundenen Leere des Lebens sucht man 


2. Vgl. unten S. 165-178 den Beitrag von G. Diestel. — Lit. zu den kirchl. Meinungs- 
befragungen: G. Schmidtchen, Zwischen Kirche und Gesellschaft. Forschungsbericht 
über die Umfragen zur Gemeinsamen Synode der Bistümer in der Bundesrepublik 
Deutschland, Freiburg 1972, 1973. — G. Schmidtchen, Gottesdienst in einer rationalen 
Welt. Religionssoziologische Untersuchungen im Bereich der VELKD, Stuttgart und Frei- 
burg 1973. — M. Seitz; Kirchgänger mit Vorbehalten. Erste Auswertung einer Repräsen- 
tativumfrage, LM 12, 1973, S. 11ff. — Ders., Auf der Suche nach Bestätigung. Einsichten 
aus der VELKD. Umfrage zum Gottesdienst, LM 12, 1973, S. 407£f. — K.-F. Daiber, 
Problemfeld Gottesdienst, LM 13, 1974, S. 193ff. — H. Hild (Hg.), Wie stabil ist die 
Kirche? Bestand und Erneuerung. Ergebnisse einer Meinungsbefragung, Gelnhausen 1974. 
— Wie stabil ist die Kirche? Materialband. Auslfg. durch Burckhardthaus-Verlag Geln- 
hausen, 1974. — J. Matthes (Hg.), Erneuerung der Kirche — Stabilität als Chance? Geln- 
hausen 1975. — S. v. Kortzfleisch -T. Rendtorff, Korrektur herrschender Urteile. Erste 
Folgerungen aus einer Umfrage im Kirchenvolk, LM 13, 1974, S. 73ff. — Fragen an eine 
befragte Kirche. Stabilität und Mobilität im Konflikt, EvK 7, 1974, S. 132ff. — N. 
Schneider, Mit Systemen leben. Eine Umfrage über den Gottesdienstbesuch, EvK 7, 
1974, S. 164ff. — G. Heintze, Der Reformwille darf nicht erlahmen. Die Kirche in der 
Spannung zwischen Stabilität und Erneuerung, EvK 7, 1974, S. 343ff. — H.-O. Wölber, 
Das allmähliche Ende der Volkskirche. Vermutungen anläßlich einer Umfrage, EvK 7, 
1974, S. 397ff. — Vgl. auch W. Krusche, Die Gemeinde Jesu Christi auf dem Wege in 
die Diaspora (Synodalvortrag in Magdeburg), epd-Dok. Nr. 2/1974. 

3. LM 13, 1974, S. 254f. 
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wieder einen Weg nach innen und nach neuen Werten. Die Tendenzwende liegt aber auch 
in der Entdeckung der Grenzen einer christlichen Verkündigung, die vorwiegend auf poli- 
tische und gesellschaftliche Prozesse einzuwirken trachtete. Das Einzelschicksal und die 
unverfügbaren Wirklichkeiten von Schicksal, Tragik, Tod und die Abgründe des Menschen 
in seiner Schuld und in seinem Scheitern drohten übersehen zu werden. Die Sinnfrage des 
Lebens und damit auch die Gottesfrage werden neu gestellt — auch in der jungen Gene- 
ration. 

2. Analysen demoskopischer Untersuchungen, die von einer Momentaufnahme her eine 
Stabilität der Volkskirche, die andere Gründe hat, vermuten, sind kurzschlüssig. Die Volks- 
kirche erfährt eine erhebliche Strukturveränderung durch Rückgang der Taufen und durch 
die Ablösung der christlichen Tradition aus der Familienbindung. Es entsteht ein religiöses 
Sozialisationsdefizit. Religiöses Leben wird weniger vermittelt, wenn kirchlich-nichtkirch- 
liche Ehen, informelle Ehen und die Zahl der Kinder lediger Mütter zunehmen. Selbst die 
gemischt-konfessionelle Ehe schafft eine Unsicherheit. Diese ganze Entwicklung steht da- 
rüber hinaus unter dem Vorzeichen vermehrter Problematisierung religiöser Erziehung. 

3. Die Kirche hat keinen Anlaß zur Resignation. Es gibt neben der geschilderten geistig- 
seeiischen Tendenzwende eine Reihe von Zeichen fortgesetzten oder neuentwickelten In- 
teresses. Die diakonischen Einrichtungen besitzen viel Vertrauen. Es entsteht eine neue 
Aufmerksamkeit für spirituelle und kommunitäre Gruppen, für geistliche und religiöse 
Erfahrungen und für praktizierte Frömmigkeit. Auch werden die Konfessionsgrenzen durch- 
lässiger. Ökumene setzt sich, wenn natürlich auch mit Schwierigkeiten, de facto durch. In- 
dividuelle Suche nach Seelsorge und Beratung sind stark. 

4. Die Kirche als Volkskirche bedarf einer neuen Strategie, Schlüsselfunktionen haben 
dabei eine an der Bibel und am Leben christlicher Gemeinden orientierte Einflußnahme 
auf den gesamten Jugend- und Erziehungssektor, ebenso wie eine aktive Darstellung der 
Stützpunkte des kirchlichen Lebens, also der Gemeinden als religiöse und diakonische 
Bürgerinitiativen. In diesem Sinne muß Volkskirche angesichts der Verdünnung des Tra- 
ditionsbewußtseins entschieden Gemeindekirche sein. Die Öffentlichkeitsarbeit der Kir- 
che muß energisch durch Entwicklung konkreter persönlicher Kontakte ergänzt und neu 
unterbaut werden. 

5. Die Kirche befindet sich in einer absolut missionarischen Situation. Die These von der 
offenen und pluralistischen wertfreien Gesellschaft stimmt nicht. Auch die gegenwärtige 
Gesellschaft gründet in elementaren Wertvorstellungen und Hoffnungen. In Wahrheit ist, 
wenn von der Gesellschaft die Lösung aller menschlichen Probleme erwartet wird, eine 
„Gesellschaftsreligion‘ entstanden, die stellvertretend eine einheitliche Lebensschau und 
Wert- und Sinnvorstellungen zu vermitteln sucht. 

6. Die zentralkirchliche Jugendarbeit nimmt eine falsche Richtung, weil sie am stärksten 
an eine „Gesellschaftsreligion‘‘ angeschlossen ist und sich dabei in erster Linie den Einflüs- 
sen von links öffnet. Hier ist nicht einmal der gesellschaftliche Kontext ausgewogen auf- 
genommen. Durch eine solche Arbeit wird man weder genügend religiös und geistlich er- 
zogen noch läßt sich so die übergreifende Gemeinschaft der Kirche darstellen. Es werden 
Konflikte genährt. Die Kirche verliert ihre Identität. 

7. Die Zukunft der Kirche entscheidet sich mit der Intensivierung ihres religiösen Auf- 
trages, mit der Abgrenzung gegen kirchlichen Pluralismus als Mißverständnis ihrer Plura- 
lität und mit einer stärkeren Betonung spiritueller Erfahrung gegenüber der Bibel und im 
Gemeinschaftsleben. 


Die Diskussion des Jahres 1974 zum Thema Volkskirche hat einen bisher nicht 
ausreichend beachteten Niederschlag in einem Beschluß der Generalsynode der 
VELKD auf ihrer Tagung in Rummelsberg gefunden. 
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BESCHLUSS DER GENERALSYNODE DER VEREINIGTEN 
EVANGELISCH-LUTHERISCHEN KIRCHE DEUTSCHLANDS 
ZUM THEMA „VOLKSKIRCHE“ 


Vom 25. Oktober 1974* 


Die Generalsynode nimmt den Bericht des Unterausschusses entgegen, der zu folgenden 
Ergebnissen kommt: 


I. Grundsätzliche Erwägungen 


1. Der Ausschuß spricht ein deutliches Ja zur „Volkskirche‘“. Sie ist die Gestalt der 
Kirche, die nach unserer Erkenntnis gegenwärtig am besten der gesellschaftlichen Situa- 
tion und dem Auftrag der Kirche, die Botschaft von der Rechtfertigung des Gottlosen 
allen Menschen zu verkündigen, entspricht. Von einer Theologie der Inkarnation her 
kann auch ihre Ambivalenz bejaht werden. Sie ist gleichzeitig Geschöpf des Wortes und 
gesellschaftliche Ausprägung menschlicher Religiosität. 

2. Das Erscheinungsbild der Volkskirche ist gerade heute von einer bunten Vielfalt ge- 
kennzeichnet. Volkskirchliche Gemeinden sind immer weniger einheitliche Gebilde. Un- 
terschiedliche Brennpunkte treten zunehmend in Konkurrenz zueinander (Kasualien und 
Sonntagsgottesdienst z. B.). Diese Brennpunkte können auch als mögliche Baustellen für 
unterschiedliche Formen einer Kirche der Zukunft verstanden werden. 

3. Angesichts der bestehenden Vielgestalt der Volkskirche ergibt sich die Frage nach 
der Identität dieser Kirche. Diese liegt im Zentrum ihres Glaubens, der Rechtfertigung 
des Gottlosen. Ausgehend von dieser Rechtfertigung sehen wir nicht Abgrenzung, son- 
dern Öffnung als Konsequenz. So verständlich auch der Ruf nach abgrenzbarer und sicht- 
barer Einheitlichkeit ist, so bedeutet er doch gleichzeitig die Infragestellung der Volks- 
kirche, da diese Einheitlichkeit am ehesten in kleinen Gesinnungskirchen (‚‚linker‘“ oder 
„rechter“ Provenienz) darstellbar ist. So gehört die Pluralität, wenn man darunter die 
„Identität der Weite‘‘ der Rechtfertigungsbotschaft versteht, zur Gestalt der Volkskirche. 

4. Unser Problem ist es, immer wieder neu nicht nur nach Identität zu suchen, sondern 
sie auch in der Gemeinschaft untereinander darzustellen. Der klassische Gottesdienst war 
diese Darstellungsform. Er tritt immer mehr zurück. (Siehe Untersuchungen der VELKD 
und EKD). Weil er aber Gottesdienst der Volkskirche ist, braucht er plurale Ausprägun- 
gen an unterschiedlichen Orten, in unterschiedlichen Formen und unterschiedlichen Situa- 
tionen. 

5. Aufgrund der stetigen Veränderung unserer gesellschaftlichen Situation muß damit 
gerechnet werden (z. B. Veränderung der Finanzsituation der Kirche), daß Prioritäten 
gesetzt werden müssen, die die Gestalt und das Konzept kirchlicher Arbeit verändern. 
Mehrere „Baustellen“ bieten sich an, an denen vordringlich weitergearbeitet werden kann 
(siehe Punkt 2). Hier muß zunächst eine theologische Diskussion einsetzen, damit sinn- 
volle Konsequenzen (z.B. welche Mitarbeiter sind nötig?) daraus gezogen werden. 

6. Ein wichtiges Problem der Volkskirche ist dabei der Stellenwert des Pfarrers in ihr. 
Kirche wird personal (durch ihn) vermittelt (EKD-Studie). Das ist seine Chance in der 
volkskirchlichen Situation, zugleich auch die Gefahr, weil zu viel von seiner Präsenz er- 
wartet wird, diese aber immer weniger gegeben ist. So ist der Pfarrer zum „Schlüsselpro- 
blem“ der Volkskirche geworden. Ein Anknüpfen an den reformatorischen Satz vom 
Priestertum aller Gläubigen ist darum dringend erforderlich. 


II. Konkretionen 


Der Ausschuß bittet dieGeneralsynode, der Kirchenleitung der VELKD folgende Erwä- 
gungen nahezulegen: 


4. Text nach: Luth. GenSyn 1974, Hamburg 1975, S. 736f. 
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1. Jugendarbeit in der Volkskirche 


a) Jugendarbeit in der Volkskirche muß dem gerecht werden, was vom Wesen dieser 
Kirche gesagt wurde (vgl. D). Sie kann darum nicht einseitig an der Gewinnung von Mit- 
gliedern orientiert sein. Die Rechtfertigung des Gottlosen und damit die Zuwendung 
zum Menschen ist an keine Bedingungen geknüpft. Sie kann auch nicht einseitig an der 
Situation des jungen Menschen oder seines gesellschaftlichen Ortes orientiert sein. Die 
Aussage des Evangeliums und der Beitrag der Gemeinde zu den Fragen des jungen Men- 
schen können nicht unmittelbar daraus abgeleitet werden. Diese Spannung in der Theorie 
der Jugendarbeit kann nicht aufgelöst werden. 

b) Der Ausschuß hält es konkret für notwendig, daß im Bereich der VELKD unterschied- 
liche Formen der Jugendarbeit, orientiert an unterschiedlichen Formen und Schichten der 
Jugendlichen mit unterschiedlichem theoretischem Ansatz existieren. 

Er hält es auch für erforderlich, daß Jugendliche am Leben der Kirche noch stärker 
durch das Angebot von Mitverantwortung und Mitentscheidung interessiert werden. 

Der Ausschuß hältes nicht für sinnvoll, wenn die VELKD die Errichtung eigener Insti- 
tutionen für Fragen der Jugendarbeit anstrebt. Er empfiehlt stattdessen, das Gespräch 
und die Kooperation mit den verschiedenen Einrichtungen der evangelischen Jugend zu 
intensivieren. 

Der Ausschuß hat sich auch mit folgenden Fragen befaßt, ohne daß es ihm aus Zeit- 
gründen möglich war, einen gemeinsamen Text zu verabschieden. Sie sind als Aufgaben- 
katalog vornehmlich an den Gemeindeausschuß zu überweisen. Der Ausschuß bittet die 
Generalsynode, dies zu befürworten. 


2. Auswertung der Untersuchungen von VELKD und EKD 


Die beiden großen Untersuchungen haben viel Material zur Situation der Volkskirche er- 
bracht. Dabei deuten sich Möglichkeiten einer Verbesserung der Arbeit in der Volkskirche 
an. Der Gemeindeausschuß sollte 

a) die Ergebnisse unter dem Gesichtspunkt der Volkskirche auswerten; 

b) entscheidende Punkte, die’unser Bild von der Volkskirche korrigieren könnten, fest- 
halten; 

c) Konsequenzen für die Arbeit in Kirche und Gemeinden ziehen. Wir sehen sie u.a. 
auf folgenden Gebieten: Erziehungsfeld, Familienarbeit, Kirchliche Amtshandlungen, Rolle 
und Bedeutung des Pfarrers und anderer kirchlicher Mitarbeiter. 


3. Gottesdienst in der Volkskirche 


Der Ausschuß hält es für dringend erforderlich, die Diskussion der Arbeitsformen in der 
Volkskirche nicht von der laufenden Überlegung zum Gottesdienst zu trennen. 


4. Die Aus- und Fortbildung für Pfarrer und andere kirchliche Mitarbeiter 


Der Ausschuß dringt stärker darauf, daß die Überlegungen zum Thema Volkskirche stär- 
ker in die Aus- und Fortbildung Eingang finden. Dazu gehören 

a) eine eingehende Information über Situation und Probleme; 

b) die theologische Bewältigung neu aufgeworfener Fragen (wie ist die in der Volkskirche 
vorfindliche Religiosität zu deuten? Wie sind die Kasualien zu beurteilen?); 

c) der Einbezug der Humanwissenschaften, ohne die die Probleme der Volkskirche weder 
verstanden noch einer Lösung nähergebracht werden können. 


2. KIRCHE UND WISSENSCHAFTLICHE THEOLOGIE 


Daß über die Aufgabe der Theologie und den Inhalt kirchlicher Verkündigung 
in jeder Generation immer wieder neu nachgedacht werden muß, gehört zu 
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den unbestrittenen Grundlagen kirchlicher Arbeit. Gerade hierzu werden aber 
tiefgreifende Auseinandersetzungen geführt. Auf der einen Seite stehen diejeni- 
gen, die der Kirche eine weitgehende politische Aufgabe zuweisen, um als Vor- 
trupp des Fortschritts an den notwendigen Veränderungen der Welt mitzuar- 
beiten. Ihnen stehen diejenigen gegenüber, die stärker das Festhalten an dem 
ein für allemal gültigen Inhalt des Evangeliums in den Mittelpunkt von Theolo- 
gie und kirchlicher Verkündigung stellen. Jede der beiden Seiten wirft der ande- 
ren vor, daß sie den wahren Dienst des Evangeliums verkürze oder gar völlig 
verfehle. Der Rechenschaftsbericht des Rates der EKD für den Zeitraum 1974/75 
stellt einige Thesen auf, die im Interesse der Glaubwürdigkeit und der Gegen- 
wartsnähe kirchlicher Arbeit bessere Berücksichtigung in der theologischen Be- 
sinnung finden sollten°: 


— Unterschiede in der theologischen Verarbeitung und in der verkündigenden Weiter- 
gabe des Zeugnisses von Jesus Christus hat es von Anfang an gegeben. Die eine Wahrheit 
des in Jesus Christus beschlossenen Heiles der Welt ist in der Geschichte der Kirche unter 
verschiedenen Denkvoraussetzungen und mit unterschiedlichen Akzentsetzungen weiterge- 
geben worden. Christlicher Glaube ist lebendige Lebensgestaltung und prägt verschieden- 
artige Frömmigkeitsformen aus. 

— Dieser Reichtum in Theologie, Verkündigung und Lebensäußerungen darf nicht zu 
einem Gegeneinander in falschen Alternativen und zu Grenzziehungen in Fragen führen, 
die nicht zum eigentlichen Kernbereich kirchlicher Lehre und christlichen Lebens gehören. 
Die Gewißheit des Glaubens duldet eine Pluralität seines Verständnisses und seiner Lebens- 
formen. Diese Pluralität ermöglicht gegenseitige Korrekturen und Ergänzungen, sie bringt 
verschiedenartige Funktionen hervor und schafft den mannigfaltigen Gaben des Geistes 
ihren Wirkungsraum. 

— Doch bleibt die Wachsamkeit gegenüber Grenzüberschreitungen der christlichen Ge- 
meinde aufgegeben, damit die Pluralität des Lebens nicht in einen Pluralismus der Will- 
kür entartet. Die Wahrheitsfrage ist ein Wesenselement der Kirche, in ihr geht es um die 
Übereinstimmung des christlichen Bekenntnisses mit den ersten Zeugen und mit den bis- 
herigen Erfahrungen der Kirche ebenso wie um den Erweis seiner verbindlichen Kraft für 
heute. Im Mittelpunkt dieser Wahrheitsfrage steht das Zeugnis, daß in Jesus Christus allein 
das von Gott der Welt erschlossene Heil begründet liegt. 

— Theologie und Verkündigung leben in einem Prozeß, der den Dialog mehr benötigt 
als die Abgrenzung, den geistlichen Wettbewerb mehr als den politischen Eifer. Den ver- 
schiedenen Gruppen und synodalen Vereinigungen heute in der evangelischen Kirche soll 
eine Existenzberechtigung nicht abgesprochen werden. Aber sie sollten ihre Funktion in 
der Kirche neu überdenken. Nicht was sie voneinander unterscheidet, ist das Wichtigste, 
sondern was sie unter dem Auftrag der Kirche miteinander verbindet. Darin unterschei- 
den sie sich von den politischen Parteien, die sich als Kampfgemeinschaften verstehen. 


Die Übertragung dieses Parteienverständnisses auf die Gruppen in der Kirche sollte über- 
wunden werden. 


Zu dem schon erwähnten Konzentrationsprozeß in der evangelischen Kirche 
gehören die Bemühungen, dem Verhältnis zwischen Kirchenleitungen und wis- 
senschaftlicher Theologie eine neue Form geordneter Zusammenarbeit zu ge- 
ben. Dazu hat das Kirchliche Jahrbuch 1973 über eine erste Konferenz der 
Leitungen der Gliedkirchen der EKD und von Vertretern der wissenschaftli- 
chen Theologie vom 17. bis 20. September 1973 in Tutzing berichtet (S. 


5. Text nach: Evangelische Kirche in Deutschland. Rechenschaftsbericht, 1974/ v3, 
Hannover 1975, S. 31f. 
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45ff.)°. Von gleicher Bedeutung für Kirche und Theologie ist die Gründung 
einer „Wissenschaftlichen Gesellschaft für Theologie“ auf einem Gründungs- 
kongreß vom 2. bis 4. April 1974 in Göttingen”. Diese Gesellschaft soll die 
Theologie auf eine selbständige Weise unabhängig von den Selbstverwaltungs- 
gremien der Universitäten repräsentieren. Ihr gehörten Anfang 1976 ca. 300 
Mitglieder aus fünf europäischen Ländern an, überwiegend habilitierte Theo- 
logen. Zur Eröffnung des Gründungskongresses sprach der derzeitige Rektor 
der Universität Göttingen, Prof. Dr. Rudolf v. Thadden, über „Erwartungen 
an die wissenschaftliche Theologie‘“®. Prof. v. Thadden beschrieb die gegen- 
wärtige Situation der evangelischen Kirche in der Bundesrepublik als eine 
eigentümliche Spannung zwischen bequemer Anpassung und künstlicher Dia- 
stase zur Welt. „Obwohl Volkskirche, ist sie in wichtigen Bereichen ihrer 
Struktur und Verfassung darum bemüht, Distanz zur säkularen Welt und zu 
deren Ordnungsvorstellungen zu halten. Andererseits trägt sie keine Beden- 
ken, sich in fast allen Bereichen der Gesellschaft zu engagieren und auch de- 
ren Lebensformen zu übernehmen. Sie scheut sich, eine Synode mit einem 
Parlament zu vergleichen, aber sie läßt es zu, daß Gottesdienste Züge von Ver- 
anstaltungen wohlwollender Menschenfreundlichkeit annehmen und Verkündi- 
gung den Charakter von Information gewinnt.“ 


Nach Auffassung des Göttinger Rektors müssen die Kirchen den Gefahren bequemer An- 
passung und künstlicher Abkehr von der Welt in gleicher Weise begegnen. Es sei der Kir- 
che nicht zu verwehren, Gestaltungselemente aus der Umwelt zu gebrauchen, ein Rückgriff 
auf Ordnungs- und Wertvorstellungen der Zeit müsse noch kein Anzeichen für eine be- 
denkliche Zeitverfallenheit sein. Mitstärkerer Betonung vertritt v. Thadden die Auffassung, 
die Kirche dürfe ihre Geltungsansprüche in der säkularisierten Welt nicht überdehnen und 
ihre Möglichkeiten in der 'Gesellschaft nicht überschätzen. Es stelle sich heute die Frage, 
ob die Kirchen unter den Bedingungen einer rapide fortschreitenden Säkularisation noch 
die Kraft haben, die weit gesteckten Ziele öffentlicher Wirkung und Arbeit ohne Verwäs- 
serung ihres Auftrags zu erreichen. „Ich habe den Eindruck, daß an dieser Stelle Anlaß 
besteht, Positionen zu überprüfen und Voraussetzungen des Engagements zu reflektieren. 
Dienst für die Welt, um den etwas strapazierten Begriff zu benutzen, ist nur sinnvoll, wenn 
die Sache, die als Dienst angeboten wird, ohne Überspielung defizitärer Erscheinungen ver- 
treten wird.“ 


Die neue Wissenschaftliche Gesellschaft für Theologie geht nach den Worten von 
Prof. Dr. Dr. Wenzel Lohff, der in Göttingen zum Vorsitzenden der Gesellschaft 
gewählt wurde, von der Aufgabe der Theologie aus, die Universalität des Glaubens 
geltend zu machen und damit der Gefahr zu begegnen, daß sich die Kirchen zu 
gesellschaftlichen Service-Organisationen entwickeln, die angesichts des Zustan- 
des der Gesellschaft ihr Proprium verlieren müssen, oder sich dem Schrumpfungs- 


6. Die Vorträge dieser Konferenz erschienen im Druck: Trutz Rendtorff und Eduard 
Lohse, Kirchenleitung und wissenschaftliche Theologie. Eine Ortsbestimmung, ThExH 
179, München 1974. 

7. Vgl. unten S. 187f. den Beitrag von W.-D. Hauschild. m 

8. Abgedruckt in: W. Lohff (Hg.), Wissenschaftliche Theologie im Überblick, Kl. 
Vandenhoeck-Reihe 1402, Göttingen 1974. — S. auch: Hans Norbert Janowski, 
Erfahrungen mit der Erfahrung machen. Zum Gründungskongreß der Wissenschaftlichen 
Gesellschaft für Theologie, EvK 7, 1974, S. 299ff. 
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prozeß zu einer Sekte ausgesetzt sehen, um ihr Proprium zu wahren. Für diese 
Aufgabe bedürfe es aber einer Einheit der Theologie und einer Verständigung 
über die Rahmenbedingungen ihrer Arbeit, um gemeinsame Vorhaben und Pro- 
jekte durchführen zu können. Beides sei zunächst nur erfahrbar und erreichbar 
in einem umfassenden Kommunikationsprozeß, dem die Wissenschaftliche Gesell- 
schaft für Theologie dienen will. Zu diesem Kommunikationsprozeß rechnet 
Lohff nicht zuletzt auch das Verhältnis der theologischen Arbeit zu den Kir- 
chen?: 


„Das Verhältnis von Theologie und Kirche ist bekanntlich auch in den theologischen Er- 
neuerungsbewegungen unseres Jahrhunderts weithin problematisch geblieben, vielleicht weil 
oft ein abstrakter Begriff:von Theologie und ein abstrakter Begriff von Kirche einander 
gegenübergestellt wurden. Die Folgen hatte vor allem die große Zahl der Theologiestuden- 
ten zu tragen, deren Berufserwartungen durch ein abstraktes kritisches Kirchenbild beein- 
trächtigt und deren Verhältnis zur Institutionalisierung des Glaubens erschwert wurde. Wo- 
rum es geht, ist doch, daß kirchliche Institutionen und Institutionen theologischer For- 
schung die sie gemeinsam angehenden Fragen der Verantwortung des christlichen Glaubens, 
seiner Begründung wie seiner Praxis in freier vernünftiger Kommunikation austragen.“ 


3. ZUGEHÖRIGKEIT 
KIRCHLICHER AMTSTRÄGER ZU POLITISCHEN PARTEIEN 


Fragen des Verständnisses des kirchlichen Amtes gehören zum Kernbereich 
des Kirchenverständnisses. Sie stehen daher im Mittelpunkt des kontrovers- 
theologischen Gespräches und der ökumenischen Bemühungen um sichtbare 
Manifestation vorgegebener kirchlicher Wesenseinheit. Es kommt hinzu, daß 
die Frage des Amtsverständnisses mit der Frage der Interkommunion in einem 
engen Zusammenhang steht und daher auch weit in den pastoralen Bereich 
des kirchlichen Lebens hineinreicht. Das Schwergewicht der Diskussion über 
das Amtsverständnis liegt daher im ökumenischen Raum, wo dies zu den 
klassischen Themen der Kommission für Glauben und Kirchenverfassung ge- 
hört, und in den laufenden Gesprächen mit der römisch-katholischen Kirche !°. 
Innerhalb der EKD und ihrer Gliedkirchen hat sich in den letzten Jahren 
die Diskussion zum kirchlichen Amt und zu den zentralen Aufgaben des or- 
dinierten Amtsträgers in einer charakteristischen Weise mit der Frage des po- 


ISEbDIRSHSL: 

10. Vgl. unten S. 239ff. den Beitrag von W. Gundert. — Literatur zur Frage des Amtes: Lö- 
wen 1971. S.77 bis 102. — Accra 1974. Sitzung der Kommission für Glauben und Kirchen- 
verfassung. Berichte, Reden, Dokumente, herausgegeben von Geiko Müller-Fahrenholz, 
Stuttgart 1975, S. 109-139. — Reform und Anerkennung kirchlicher Ämter. Ein 
Memorandum der Arbeitsgemeinschaft ökumenischer Universitätsinstitute, München 
und Mainz 1973. — Amt und Ordination im Verständnis evangelischer Kirchen und 
ökumenischer Gespräche. Eine Dokumentation im Auftrage der Arnoldshainer Konfe- 
tenz, herausgegeben von Alfred Burgsmüller und Reinhard Frieling, Gütersloh 1974. 

— Herbert Vorgrimler: Amt und Ordination in ökumenischer Sicht. Freiburg 1973. — 
Günther Gassmann: Die Entwicklung der ökumenischen Diskussion über das Amt, Öku- 
menische Rundschau 1973, S. 454-468. — Hermann Häring: Diskussion um „‚Reform 


und Anerkennung kirchlicher Ämter“. Eine Zwischenbilanz. Theologische Quartalsschrift 
1974, S. 311 bis 327. 
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litischen Auftrages der Kirche verbunden. Wie weit darf die politische Be- 
tätigung kirchlicher Amtsträger gehen; wie weit dürfen diese für politische 
Bestätigungen Amtspflichten und Amtsautorität in Anspruch nehmen; lassen 
sich Amtsperson und Privatperson im Blick auf politische Aktivitäten säu- 
berlich voneinander unterscheiden: diese und ähnliche Fragen bestimmen 
die Diskussion des Verständnisses und des Selbstverständnisses des kirchlichen 
Amtes und seines Inhabers. Darin personalisiert sich der Durchbruch, den 
die Bejahung der politischen Dimension der Kirche und die politische Pre- 
digt im deutschen Protestantismus weithin erzielt haben. Es gehört dabei 
zu den besonderen Merkmalen, daß die nach wie vor vom Wesen und Auf- 
trag der Kirche gebotene Unterscheidung zwischen einer politischen Mit- 
verantwortung der Kirche einerseits und einer programmatischen Option für 
eine parteipolitische Bindung oder auch nur für eine ins einzelne gehende 
autoritative politische Weisung andererseits von vielen nicht mehr gemacht 
wird. Daher ist auch die allgemein in den gliedkirchlichen Pfarrergesetzen 
vorliegende Regelung einer parteipolitischen Zurückhaltung längst brüchig 
geworden. Während die Kirchenkonferenz der EKD in ihrer Erklärung vom 
3. Mai 1949 die Pfarrerschaft zur Zurückhaltung von parteipolitischer Bin- 
dung und parlamentarischer Betätigung aufforderte, empfiehlt die Stellung- 
nahme des Rates der EKD vom 28. Mai 1973 den Pfarrern zwar parteipo- 
litische Zurückhaltung, gesteht ihnen aber zugleich die Mitgliedschaft in einer 
politischen Partei als Ausübung staatsbürgerlicher Rechte zu !'. 

Es ist daher auch nicht verwunderlich, daß die evangelische Kirche die 
äußerste Zuspitzung dieser Problematik, wie sie in der Auseinandersetzung 
über die Frage der Vereinbarkeit eines kirchlichen Amtes mit der Mitglied- 
schaft in einer radikalen Partei (meistens ist die DKP oder eine andere kom- 
munistische Gruppe gemeint) vorliegt, noch nicht voll bewältigt hat. Freilich 
ist zuzugeben, daß sich der Kirche dieses Problem ungleich vielschichtiger 
darstellt als das der Verwendung von Radikalen (Gegner der demokratischen 
Verfassung) im öffentlichen Dienst '?. Ganz abgesehen von den menschlichen 
Implikationen jedes einzelnen Falles kann die Kirche nicht von einer rechts- 
verbindlichen Verfassungsurkunde ausgehen (deren Interpretation und An- 
wendung freilich auch, wie man sieht, recht umstritten sein kann). Hier stellt 
sich die Frage der Vereinbarkeit von kirchlichem Amt und Bejahung einer 
kommunistischen Partei wohl als Frage der Interpretation des betreffenden 
Parteiprogramms, besonders hinsichtlich der atheistischen Komponente, da- 
rüber hinaus aber als Aufgabe der Beurteilung von Lehre und Verkündigung 
des betreffenden Amtsträgers bzw. Bewerbers um ein kirchliches Amt. Die 
Situation wird zusätzlich erschwert durch eine neuartige theologische Sozia- 
lismus-Diskussion, die eine Abkehr der Kirche von einer Klassenbindung ver- 
langt und die These von der Affinität des christlichen Glaubens zum Sozia- 
lismus vertritt '?. 

11:,Vel#KJ.100;,197358S41214. 

12. Vgl. ebd. S. 120 die Presseerklärung des Rates der EKD vom 15./16.2.1973. 


13. Vgl. Yorik Spiegel, Kirche und Klassenbindung. Studien zur Situation der Kirchen 
in der Bundesrepublik Deutschland, Frankfurt 1974. — Helmut Gollwitzer, Die kapita- 
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Um so wichtiger ist es, daß sich neben der Evangelisch-Lutherischen Lan- 
deskirche Schleswig-Holsteins !* v. a. die Organe der Evangelischen Kirche in 
Hessen und Nassau im Jahre 1974 dieses Fragenkomplexes angenommen ha- 
ben!°. Die Kirchensynode von Hessen und Naussau hatte schon im Jahre zu- 
vor Veranlassung, die Frage der Vereinbarung eines Dienstes in der Kirche mit 
der Mitgliedschaft in einer marxistischen Partei zu prüfen, nachdem in acht 
Fällen eine Mitgliedschaft von Pfarrvikaren und Pfarramtskandidaten in der 
DKP festgestellt worden war. Die Kirchenleitung hatte dazu unter Zustimmung 
durch die Kirchensynode im Februar 1973 erklärt: „Es kann kein Zweifel sein: 
Ein materialistischer Atheismus und die Überzeugung des christlichen Glaubens 
können nicht gleichzeitig vertreten werden. Darum drängt sich nach der Prü- 
fung der Grundlagen der DKP und nach der Reaktion der Partei auf die Auf- 
forderung zur Interpretation der ‚Lehre von Marx, Engels und Lenin‘ der Schluß 
auf, daß — derzeit und unter den gegebenen Umständen -—- ein Theologe, der im 
Dienst der Kirche steht, nicht Mitglied der DKP sein kann.“ 

In der Folgezeit versuchte die Kirchenleitung, offenbar nicht ohne Erfolg, 
diese prinzipielle Unvereinbarkeit nicht formalistisch durchzusetzen, sondern 
jeden einzelnen Fall seelsorgerlich zu behandeln und den Betroffenen selbst 
zur Einsicht in ihr kirchlich untragbares Verhalten zu verhelfen. Diesem Vor- 
gehen kam die Tatsache entgegen, daß in allen Fällen eine eindeutige und 
glaubwürdige Distanzierung von einer atheistischen Begründung des Partei- 
programms der DKP erfolgte: „Für die dennoch aufrecht erhaltene Mitglied- 
schaft wurde geltend gemacht, das Nachdenken über die Verantwortung aus 
christlichem Glauben für die Entwicklung der Gesellschaft habe zu der Er- 
kenntnis geführt, daß der Sozialismus die gerechteste und humanste Form 
gesellschaftlicher Strukturen darstelle. Außer der DKP vertrete keine andere 
Partei diese Ziele in einer für Christen akzeptablen Form. Die atheistische 
Basis, die in dem Begriff ‚Lehre von Marx, Engels und Lenin‘ aus der Grund- 
satzerklärung der DKP vermutet werde, stehe in der Partei selbst zur Dis- 
kussion.“ 

Aufgrund der Unterzeichnung einer Wahlempfehlung für die DKP im Jahre 1974 
durch fünfzehn kirchliche Bedienstete (zwei Pfarrer, drei Pfarrvikare und eine 
Anzahl von Pfarramtskandidaten) sah sich die Kirche von Hessen-Nassau ge- 
nötigt, ihre bisherigen Grundlagen und Verfahren in dem DKP-Komplex erneut 
zu überprüfen. Sie arbeitete in einer von Kirchenpräsident Dr. Helmut Hild 
am 11. November 1974 der Kirchensynode vorgetragenen Erklärung der Kir- 
chenleitung die drei hauptsächlichen Problemkreise erneut heraus, nämlich die 
Frage der Vereinbarkeit, die seelsorgerliche Seite gegenüber den meist jungen 


listische Revolution, München 19774. -- Oswald von Nell — Breuning, Kapitalismus — 
kritisch betrachtet. Zur Auseinandersetzung um das bessere „System“, Freiburg 1974. — 
Dorothee Sölle — Klaus Schmidt (Hg.), Christentum und Sozialismus. Vom Dialog zum 
Bündnis, Stuttgart 1974. — Dorothee Sölle — Klaus Schmidt (Hg.): Christen für den 
Sozialismus I. Analysen, Stuttgart 1975. — Walter Dirks — Klaus Schmidt — Martin 
a (Hg.), Christen für den Sozialismus II. Dokumente (1945-1959), Stuttgart 

14. Vgl. epd-Dok. Nr. 32/1974 und Nr. 56/1974. 

15. S. auch KJ 100, 1973, S. 121f. 
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Theologen und auch gegenüber der Gemeinde sowie das praktische Verfahren 
selbst. Die Vereinbarkeit ist danach nicht an politischen Kriterien als solchen 
zu prüfen, sondern an der Bedeutung der atheistischen Komponente des Mar- 
xismus-Leninismus sowie an den ethischen Grundlagen des Verhaltens und 

der Zielsetzung einer marxistisch-leninistischen Partei. Die Erklärung der Kir- 
chenleitung setzt sich dazu mit der im kirchlichen Bereich vor allem von Prof. 
D. Helmut Gollwitzer vertretenen Auffassung auseinander, daß der weltan- 
schauliche Atheismus lediglich eine zeitbedingte Ideologie des 19. Jahrhunderts 
darstelle und nicht zum Kernbereich des Marxismus gehöre; kirchliches Bestre- 
ben müsse es sein, auf eine Ablösung kommunistischer Politik von atheistischer 
Weltanschauung hinzuwirken, dies sei daher auch die Aufgabe von Christen 
und Theologen in der DKP'®. Dazu erklärt die hessische Kirchenleitung’”: 


Dieser Auffassung ist entgegen zu halten, daß sich die Grundsatzerklärung der DKP vom 
April 1969 eindeutig für alle politischen Forderungen auf die „Lehre von Marx, Engels 
und Lenin‘ bezieht. Die Vermutung, daß diese Formulierung gleichbedeutend ist mit 
dem Begriff des Marxismus-Leninismus, mit dem in der KPdSU, in der SED und in an- 
deren kommunistischen Parteien die verbindliche ideologische Basis bezeichnet wird, und 
daß der Begriff Marxismus-Leninismus nur aus verfassungsrechtlichen Gründen vermieden 
wurde, muß so lange als stichhaltig und unwiderlegt gelten, als sich die DKP selbst nicht 
eindeutig äußert. Auch der von Gollwitzer zitierte Satz: „Die Frage des Atheismus ist 
keine Frage der Mitgliedschaft‘, kann so lange nicht als Argument gelten, wie nicht sein 
Widerspruch zum konstitutiven Rang der ‚Lehre von Marx, Engels und Lenin“ unmißver- 
ständlich aufgehoben ist. Helmut Gollwitzer räumt selber ein, daß dieser Satz vorwiegend 
taktisch bedingt sein könne. Die Frage der Wahrheit kann aber nicht aus Verständnis für 
taktische Rücksichtnahmen offen bleiben. Der Atheismus ist nach unserer Erkenntnis ein 
zwingender Bestandteil des materialistischen Weltbildes ‚in der Lehre von Marx, Engels und 
Lenin‘, von der auch die gesellschaftlichen Forderungen des Programms der DKP stringent 
abzuleiten sind. Infolgedessen kann die Unvereinbarkeitserklärung nicht von der theologi- 
schen Infragestellung einer anti-atheistischen Argumentation her angefochten werden. Es 
mag wünschenswert sein, die DKP auf die politische Unsinnigkeit einer Bindung an den 
dialektischen Materialismus hinzuweisen. Dieser Prozeß kann sich aber nur in einem Dia- 
log zwischen Christen und Marxisten vollziehen, in dem die Fronten von vorneherein für 
jedermann einsichtig abgesteckt sind. Eine Verwischung dieser Fronten, wie sie durch die 
Mitgliedschaft von Theologen in der DKP erfolgt, muß Verwirrung hervorrufen und wird 
letztlich den von Helmut Gollwitzer formulierten Zielen nur schaden. 

Auch wenn die DKP ihre Ziele über den Weg der parlamentarischen Demokratie zu er- 
reichen versucht, läßt ihr Programm keinen Zweifel offen, daß sie die für den Christen 
gebotene Toleranz gegenüber unterschiedlichen politischen Auffassungen nicht einzuräumen 
bereit ist. In ihrem Grundsatz-Programm heißt es: ‚Die Parteimitglieder verpflichten sich, 
demokratisch gefaßte, für alle verbindliche Beschlüsse der Parteitage und der gewählten Or- 
gane zu verwirklichen. Die DKP ist bestrebt, die marxistischen Kenntnisse ihrer Mitglieder 
zu erweitern.‘ Auch der dann folgende Satz: ‚Mitglieder der DKP überwinden kritisch die 
Mängel in der Partei und in der eigenen Arbeit“, kann die Verbindlichkeit der voraufgegan- 
genen Sätze nicht relativieren. Es ist ausgeschlossen, daß ein Pfarrer sich gleichzeitig solchen 
Verpflichtungen unterwerfen und die ihm aus theologischer Einsicht gebotene Toleranz ge- 
genüber verschiedenen Möglichkeiten politischer Entscheidung wahren kann. 

(Zu den beiden Seiten der seelsorgerlichen Frage heißt es in der Erklärung:) 


16 S. Helmut Gollwitzer: Zur Frage der DKP-Pfarrer, „Junge Kirche“ 1973, S. 400ff. 

17. Die folgenden Zitate sind den Materialien der genannten Synodaltagung entnommen. 
Der vollständige Text findet sich in der epd-Dokumentation Nr. 12/1976, ‚‚Die Kirche 
und die Radikalen“. 
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Die Kirche kann die Frage nach der Wahrheit nicht glaubwürdig behandeln, wenn sie sich 
nicht zugleich von der Liebe gegenüber solchen Menschen bestimmen läßt, die abweichende 
oder auch als falsch erkannte Auffassungen vertreten. Sie hat zugleich die Wirkung von Au- 
ßerungen und Absichten ihrer Mitarbeiter auf alle ihre Glieder zu bedenken. Diese Überlegun- 
gen muß sie insbesondere von den Theologen erwarten, die in ihrem Dienst stehen. 


Die Kirche als Gesamtheit ihrer Mitglieder, die Kirchensynode als das repräsentative Organ 
geistlicher Leistung und die in ihrem Auftrag handelnde Kirchenleitung, können von den 
Mitarbeitern eine Solidarität erwarten, die die Erfüllung des gemeinsamen Auftrages erfor- 
dert. Es geht nicht an, daß kleinste Minderheiten bewußt gegen Beschlüsse der Kirchensy- 
node verstoßen, um ihre politischen Vorstellungen zur Geltung zu bringen. Es geht auch 
nicht an, daß sie damit die Leitungsorgane der Kirche in einem Maß in Anspruch nehmen, 
das sie in der Wahrnehmung ihrer sonstigen Pflichten, besonders in ihrer seelsorgerlichen 
Verantwortung beschränkt. Ganz allgemein muß von Pfarrern parteipolitische Zurückhaltung 
erwartet werden. Wer glaubt, Gewissensgründe für ein davon abweichendes Verhalten ins 
Feld führen zu müssen, ist zur Solidarität zumindest insoweit verpflichtet, als er vor Ööffent- 
lichen Äußerungen ein Gespräch mit der Leitung der Kirche suchen muß. Dies ist zum Bei- 
spiel in dem schon genannten Wahlaufruf für die DKP nicht geschehen. Es wirkt geradezu 
grotesk, daß die Betroffenen ihrerseits nunmehr der Kirchenleitung vorwerfen, sie hätte die 
öffentliche Mißbilligung ausgesprochen, ohne sie vorher anzuhören. Die praktische Solidari- 
tät entspricht dem Geist der Brüderlichkeit, auf dem unsere Kirchenordnung basiert. Sie 
ist nicht nur von der Kirchenleitung zu verlangen, sondern auch selbst zu leisten. 

Andererseits aber ist es nach der Auffassung der Mehrheit der Kirchenleitung mit dem 
Geist der Brüderlichkeit auch nicht vereinbar, nach formalen Regeln ohne sorgfältige Prü- 
Jung des Einzelfalles Maßnahmen zu ergreifen. Darum kann auch -— trotz der Unverein- 
barkeitserklärung — die Mitgliedschaft in der DKP nicht allein Anlaß zum Ausschluß aus 
dem kirchlichen Dienst sein. Die Kirchenleitung vertritt nach wie vor den Standpunkt — 
ich zitiere aus dem Bericht von 1973 —, „daß es hier nicht in erster Linie um ein recht- 
liches Problem geht. Bei den DKP-Mitgliedern im kirchlichen Dienst handelt es sich um 
Junge Menschen. Ihre theologische Einstellung und ihre Arbeit in Gemeinde und Kirche 
sollten im Vordergrund der Urteilsbildung stehen, und sie müssen Gelegenheit haben, die 
Argumente gegen ihre Position zu bedenken und zu diskutieren“ (Synodalbericht 1973, 
Seite 32). In dem Zusammenhang von Wahrheit und Liebe muß die Kirche Spannungen 
aushalten und notwendigenfalls auch zumuten. 

(Zum weiteren Verfahren schließlich erklärt die Kirchenleitung:) 

Darum stellt die Kirchenleitung fest, daß sie im Prinzip keinen Anlaß sieht, ihr bisheri- 
ges, eingangs dargestelltes Verfahren zu ändern. Die Unruhe in den Gemeinden und in 
der Öffentlichkeit veranlaßt sie jedoch, stärker als bisher auf Klärung und Entscheidung 
der Betroffenen im Sinne der Unvereinbarkeitsfeststellung zu drängen. Um die Ernsthaf- 
tigkeit dieses Drängens auf Klärung unter Beweis zu stellen, wird sie auch in Betracht zie- 
hen, die rechtliche Übernahme in den Dienst als Pfarrvikar und vor allem den Vollzug 
der Ordination aufzuschieben, bis deutlich ist, daß der Klärungsprozeß Ergebnisse erwar- 
ten läßt. Da der Klärungsprozeß jedoch nur in Verbindung mit einem praktischen Dienst 
in der Kirche erfolgen kann, soll außer in eindeutigen Fällen nicht auf die Einweisung 
in den praktischen Dienst verzichtet werden. Über eine Regelung nach dem Angestellten- 
verhältnis läßt sich erreichen, daß die Betroffenen keine materiellen Nachteile haben, 
daß zugleich aber auch die Kirche davor bewahrt bleibt, in der Ordinationszusage feier- 
liche Verpflichtungen der Fürsorge einzugehen, die sie möglicherweise später zu wider- 
rufen gezwungen ist. Mit dieser Regelung wäre auch Gewissensbedenken Rechnung ge- 
tragen, die sich inzwischen bei Pröpsten als Ordinatoren eingestellt haben. Die Kirchen- 
leitung ist im Blick auf die umstrittene Ordination eines Pfarrvikarehepaares in Rüssels- 
heim zu der Einsicht gekommen, daß auch in diesem Falle ein Aufschub der Ordination 
richtiger gewesen wäre. Ein ähnliches Verfahren des Aufschubs könnte für die Einweisung 
in den definitiven Dienst angewandt werden. 

(Ausdrücklich wird erklärt, daß das seelsorgerliche Verfahren notwendige Entscheidun- 
gen nicht einfach auf die lange Bank schieben solle:) 
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Nach dem jetzigen Stand der Dinge heißt das, daß der Verzicht auf die Mitgliedschaft 
in der DKP und der Verzicht auf jegliches Eintreten für sie erwartet und letztlich auch 
gefordert werden müssen. Insbesondere muß den Mitgliedern in der DKP zugemutet wer- 
den, daß sie den Interessen des Dienstes in der Gemeinde Vorrang einräumen. Auch wenn 
ein Pfarrer für den Sozialismus eintreten zu müssen meint, gibt es keine stichhaltigen 
Gründe, die die mit der Mitgliedschaft in der DKP oder durch das Eintreten für sie ver- 
ursachte Verunsicherung der Gemeinde rechtfertigen. Das Verlangen nach dem Austritt 
aus dieser Partei ist deshalb auch im Blick auf das Recht eigener politischer Entschei- 
dung vertretbar. 


Nach einer sehr eingehenden Aussprache zu diesem gesamten Fragenkomplex 
faßte die Fünfte Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hessen und Nas- 
sau auf ihrer zweiten Tagung vom 10. bis 15. November 1974 in Frankfurt 
am Main folgende Resolution zur Erklärung der Kirchenleitung zur Mitglied- 
schaft von Pfarrern in der DKP"®: 


a) Die Synode befürwortet die von der Kirchenleitung gesetzten Maßstäbe im Blick auf 
die Pfarrer, die Mitglied der DKP sind. 

Sie erwartet bei der übernächsten Tagung der Synode einen Bericht über den Stand der 
Bemühungen um den zur Debatte stehenden Personenkreis. 

b) Die Synode bekräftigt ihre Feststellung zur parteipolitischen Tätigkeit von Pfarrern 
in der 15. Tagung der Vierten Kirchensynode und stellt fest, daß die Kirchenleitung in 
der Behandlung einzelner Fälle im Sinne dieser Feststellung gehandelt hat. 

Dies gilt insbesondere für ihre Mißbilligung eines Wahlaufrufes zugunsten der DKP vom 
21.10.1974. 

c) Die Synode bittet die Kirchenleitung weiterhin darüber zu wachen und mit Nach- 
druck dafür einzutreten, daß die Pfarrer unserer Kirche das Evangelium von Jesus Christus 
in innerer und in äußerer Freiheit verkündigen können. Die Synode ist dabei der Auffassung, 
daß auch die Kirchenvorstände diese Aufgabe mitzutragen haben. Die Pfarrer sind erneut 
darauf hinzuweisen, daß die Kirchenleitung ihnen nur begrenzt Hilfe bieten kann, wenn 
es ihnen wiederholt mißlingt, mit einem Kirchenvorstand und einer Gemeinde zu einer 
vertrauensvollen Zusammenarbeit zu gelangen. 

d) Entsprechend der Erklärung der Kirchenleitung, wonach die Mitgliedschaft in der 
DKP unvereinbar mit der Ausübung eines pfarramtlichen Dienstes in der EKHN ist, ist 
von der Kirchenleitung zu prüfen, ob künftig denjenigen Kandidaten, die Mitglieder der 
DKP sind, die Übernahme in den Vorbereitungsdienst der EKHN versagt werden soll. 

e) Entsprechend der Erklärung der Kirchenleitung, wonach die Mitgliedschaft in der 
DKP unvereinbar ist mit der Ausübung eines pfarramtlichen Dienstes in der EKHN, wird 
die Kirchenleitung beauftragt, durch regelmäßige Gespräche mit den Kirchenvorständen 
der Gemeinden, in denen Pfarrer/Pfarrvikare als Mitglieder der DKP Dienst tun, festzu- 
stellen, ob gemaß $ 35a 1c des Pfarrergesetzes noch „eine gedeihliche Führung‘ des Am- 
tes gewährleistet ist. 


4. KONKORDIE REFORMATORISCHER KIRCHEN IN EUROPA 
(LEUENBERGER KONKORDIE) 


Das Jahr 1974 war ein Jahr besonders starker Beschäftigung mit der „Konkordie 
reformatorischer Kirchen in Europa“ (Leuenberger Konkordie), aber auch ein 
Jahr kritischer Auseinandersetzung mit ihr. Auf Synodaltagungen, in Pfarrkon-' 
venten und theologischen Arbeitskreisen war die Konkordie einer der hervorra- 


18. Text nach: epd-Dok. Nr. 12/1976. 
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genden Verhandlungsgegenstände. Die Zahl der Publikationen und Erklärungen 
ist beinahe unübersehbar'?. Der Grund dafür lag zunächst darin, daß für die Zu- 
stimmung zu dem endgültigen Wortlaut der Konkordie vom 16. März 1973 

(s. Kirchl. Jahrbuch 1973, S. 18ff.) der 30. September 1974 als Frist gesetzt war. 
Die Kirchengemeinschaft im Sinne der Konkordie sollte am 1. Oktober 1974 
zwischen den Kirchen wirksam werden, von denen eine Zustimmungserklärung 
beim Ökumenischen Rat der Kirchen eingegangen war. Später zustimmende 
Kirchen sind mit dem Zeitpunkt ihrer Zustimmung an der Kirchengemeinschaft 
beteiligt. 

Nachdem die Amoldshainer Konferenz mit einer Stellungnahme vom 2. Okto- 
ber 1973 den in ihr verbundenen Kirchen und Generalsynode und Bischofskon- 
ferenz mit einer Entschließung vom 25. Oktober 1973 den Gliedkirchen der 
VELKD die Annahme der Konkordie empfohlen hatten, konnte an einer brei- 
ten Zustimmung zur Leuenberger Konkordie aus der EKD nicht gezweifelt 
werden. So stimmten denn auch. alle Gliedkirchen der EKD mit Ausnahme 
der Ev.-Luth. Kirche in Bayern und der Bremischen Evangelischen Kirche 
(letztere aus Gründen ihrer besonderen Verfassungslage) der Konkordie zeit- 
gerecht zu. Der Fortsetzungsausschuß der lutherisch-reformierten Gespräche 
stellte in einem Rundschreiben vom 17. Januar 1975 fest, daß die „„Konkordie 


19. Auswahl aus den Veröffentlichungen zur Leuenberger Konkordie in der Berichts- 
zeit: Marc Lienhard, Lutherisch-reformierte Kirchengemeinschaft heute. Der Leuenberger 
Konkordienentwurf im Kontext der bisherigen lutherisch-reformierten Dialoge, 2. A., 
Frankfurt 1973 (mit dem revid. Text vom 16. März 1973). — Peter Brunner, Kon- 
kordie — Bekenntnis — Gemeinschaft. Hauptprobleme des Leuenberger Konkordienent- 
wurfes, ZevKR 18, 1973, S. 109-163. — Ders., Die Leuenberger Konkordie und die 
Lutherischen Kirchen Europas (in dem unten gen. Sammelband ‚„Konkordie oder Diskor- 
die‘) — Ders., Um des Glaubens willen. Für mehr Klarheit in der revidierten Konkordie, 
LM 13, 1974, S. 90-92. — Ulrich Asendorf — Friedrich-Wilhelm Künneth (Hg.), Von der 
wahren Einheit der Kirche. Lutherische Stimmen zum Leuenberger Konkordienentwurf, 
Berlin 1973. — Ulrich Asendorf und Friedrich-Wilhelm Künneth (Hg.), Leuenberg. Kon- 
kordie oder Diskordie? Ökumenische Kritik zur Konkordie reformatorischer Kirchen in 
Europa, Berlin 1974. — Jörg Baur, Bekenntnis und Kirche. Zur Verständigung über die 
Leuenberger Konkordie, Stuttgart 1973. — Luther. Rundschau, Jg. 1974, Heft 4 (mit 
Beiträgen der Generalsekretariate des Lutherischen und des Reformierten Weltbundes 
sowie von Prof. Dr. Max Geiger, einem der Vorsitzenden des Fortsetzungsausschusses für 
diesLeuenberger Konkordie). — Hermann Greifenstein, Leuenberg — Zwischenbilanz, 
Nachrichten der Ev.-Luth. Kirche in Bayern 1974, S. 21-25. — Hermann Dietzfelbinger, 
Eindeutige, vieldeutbare oder überholte Konkordie? Nachrichten der Ev.-Luth. Kirche 
in Bayern 29, 1974, S. 325-327. — Ders., Was ich in Nyborg dazulernte. Zur Auseinander- 
setzung um die Leuenberger Konkordie, Nachr. der Ev.-Luth. Kirche in Bayern 1975, 

S. 325ff. — Fritz Viering, Zur kirchlichen und theologischen Bedeutung der Leuenberger 
Konkordie, MdKI 25, 1974, S. 90-93. — Wenzel Lohff, Für ein offensives Zeugnis. Orts- 
bestimmung lutherischer Theologie nach Leuenberg, LM 14, 1975, S. 85-87 (Vortrag 

in Nyborg, Nov. 1974, vollst. Text in der nachstehend genannten epd-Dokumentation 
8/75). — Textsammiungen und Stellungnahmen zur Leuenberger Konkordie bringen die 
epd-Dokumentationen Nr. 48/73 vom 13. Dezember 1973, Nr. 10/74 vom 28. Februar 
1974, Nr. 8/75 vom 13. Februar 1975 (Dokumentation der Konsultation „Das Luthertum 
nach Leuenberg‘“ vom 25. bis 30. Nov. 1974 in Nyborg Strand, Dän.), Nr. 9/75 vom 

13. Februar 1975 (Stand des Zustimmungsverfahrens zur Leuenberger Konkordie am 

1. Nov. 1974). 
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reformatorischer Kirchen in Europa“ in der Fassung vom 16. März 1973 zum 
1. Oktober 1974 in Kraft getreten ist. Von 88 beteiligten Kirchen hatten 60 
der Konkordie bis zum 30. Oktober 1974 ihre Zustimmung gegeben (bis An- 
fang 1976 folgten weitere 8 Kirchen). Der Fortsetzungsausschuß konnte auf 
seiner Sitzung am 30. Oktober/1. November 1974 in Basel darangehen, wie vor- 
gesehen, ein erstes Lehrgespräch nach Inkrafttreten der Konkordie für das 

Jahr 1976 vorzubereiten. 

Der zweite Grund für eine starke Beschäftigung mit der Leuenberger Konkor- 
die in der Berichtszeit ist darin zu sehen, daß die Synode der EKD auf ihrer 
Tagung vom 3. bis 8. November 1974 ihre mehrjährige Arbeit an einer neuen 
Grundordnung der EKD abschloß und deren Fassung vom 7. November 1974 
den Gliedkirchen zur endgültigen Zustimmung übergab (s.S. 146). Eines der 
wesentlichen Motive für die Erarbeitung einer neuen Grundordnung lag darin, 
das Verständnis der EKD über den Bund von 1948 hinauszuführen und daraus 
für das Ausmaß an Gemeinsamkeit in Zeugnis und Dienst die erforderlichen 
verfassungsrechtlichen Konsequenzen zu ziehen. Dadurch sollte der nicht sehr 
ergiebige Streit überwunden werden, ob die EKD der Grundordnung von 1948 
als Kirchenbund, Kirche oder eine Größe auf dem Wege vom Kirchenbund zur 
Kirche gewertet werden müsse. Entscheidend für diese Frage ist es, ob das 
Lehrverständnis und die Lehrentwicklung eine neue ekklesiologisch relevante 
Verhältnisbestimmung zwischen den reformatorischen Bekenntniskirchen er- 
möglicht bzw. erfordert. Die Leuenberger Konkordie beantwortet diese Frage 
mit Ja, indem sie das gemeinsame Verständnis des Evangeliums zwischen den 
beteiligten Kirchen so beschreibt, daß sie darin Kirchengemeinschaft begründet 
sieht. Es ist das freilich eine Kirchengemeinschaft, deren besondere Art darin 
zum Ausdruck kommt,’ daß durch sie der spezielle Charakter der Konfessions- 
kirchen und ihre besondere Gemeinschaft untereinander nicht aufgehoben wer- 
den, wobei freilich diese Kirchengemeinschaft die Gewährung von Kanzel- und 
Abendmahlsgemeinschaft einschließt und sich in einer möglichst großen Ge- 
meinsamkeit in Zeugnis und Dienst verwirklicht. Wenn man bedenkt, daß das 
von 1947 bis 1957 geführte Abendmahlsgespräch der EKD, das mit den Ar- 
noldshainer Abendmahlsthesen endete, und die lutherisch-reformierten Thesen 
zur Kirchengemeinschaft vom 4. Mai 1970 Stationen auf eben diesem Wege 
zu einer neuen Bestimmung des Verhältnisses zwischen den in der EKD zusam- 
mengeschlossenen Konfessionskirchen waren, dann ist verständlich, daß die 
Väter einer neuen Grundordnung sich die Leuenberger Konkordie als theolo- 
gisches Fundament der EKD zunutze machen wollten. 

Allerdings ist zu beachten, daß die EKD selbst nicht zu den an der Leuenber- 
ger Konkordie unmittelbar beteiligten Kirchen gehört. Sie wird in der vorge- 
sehenen neuen Grundordnung deshalb auch unter Vermeidung einer Legaldefi- 
nition (Kirchenbund oder Kirche?) als eine Größe beschrieben, die lutherische, 
reformierte und unierte Gliedkirchen umfaßt, zwischen denen Kirchengemein- 
schaft im Sinne der Leuenberger Konkordie unter Einschluß von Kanzel- und 
Abendmahlsgemeinschaft besteht. Diese Kirchengemeinschaft wird also nicht 
durch die EKD selbst und durch die Zugehörigkeit zu ihr begründet, sondern 
von den Gliedkirchen sozusagen mit in sie hineingebracht. Immerhin gewinnt 
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die EKD auf diese Weise ein Verhältnis sui generis zur Leuenberger Konkordie. 
Die neue Grundordnung, sollte sie in Kraft treten, ist auf eine besondere Weise 
mit der Konkordie verknüpft. Diese Verknüpfung würde auf der Grundlage der 
Leuenberger Konkordie die Dynamik einer weiterführenden theologischen und 
kirchlichen Arbeit zur Verwirklichung der Kirchengemeinschaft in der EKD 

in gemeinsamer Ausrichtung von Zeugnis und Dienst auslösen müssen. 

Der dritte Grund schließlich für die große Bedeutung der Leuenberger Konkor- 
die im theologischen Gespräch des Jahres 1974 liegt darin, daß sich für die 
lutherischen Kirchen namentlich in der Bundesrepublik und in den skandina- 
vischen Ländern immer stärker die Frage nach den Auswirkungen dieser Kon- 
kordie mit der Feststellung von Kirchengemeinschaft zwischen den lutherischen 
und reformierten Kirchen Europas auf das Weltluthertum und auf die Gemein- 
schaft im Lutherischen Weltbund stellte. Gerade den im Lutherischen Welt- 
bund verbundenen Kirchen ist es seit je um die Erhaltung der Gemeinschafts- 
fähigkeit mit den dem Weltbund nicht angehörenden Kirchen gegangen. An den 
hier aufbrechenden Fragen wird zugleich deutlich, daß die Verbindung der 
neuen Grundordnung der EKD mit der Leuenberger Konkordie auch deren 
besonderen Probleme in die Grundordnungsdiskussion mit eingebracht hat. 

Der Mitarbeiter des Lutherischen Weltbundes Pfarrer Dr. Peder Hgjen schil- 
dert diese Problematik in einem Aufsatz „Gefährdet Leuenberg die innerluthe- 
rische Einheit?“ folgendermaßen ”®: 


„Da die Konkordie eine europäische Angelegenheit ist, stellt sich naturgemäß die Frage, 
welche Bedeutung die Zustimmung der Kirchen in Europa für ihre Beziehungen zu den 
außereuropäischen lutherischen bzw. reformierten Kirchen haben würde. Was bedeutet 
ferner das Zustandekommen der Lehrübereinkunft für diejenigen lutherischen Kirchen, 
die noch außerhalb des LWB stehen? Welche Rolle hat in diesem Zusammenhang die Kon- 
kordie für die innerlutherische Einheit? Was bedeutet es schließlich für den LWB, daß 
einige seiner Mitgliedskirchen in einer bestimmten Region mit Kirchen der reformierten 
Tradition in Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft stehen, während andere Mitgliedskir- 
chen diese oder eine ähnliche Gemeinschaft nicht haben? Wird hier nicht die Problema- 
tik der lutherischen Identität des LWB berührt? Einige würden vielleicht sogar behaupten, 
daß sie relativiert würde.‘ 


Peder Hgjen erinnert weiter daran, daß die Leuenberger Konkordie möglicher- 
weise Konsequenzen für die Beziehungen des Luthertums zu anderen Konfessio- 
nen haben könne. „Sind durch die Konkordie möglicherweise Bande geknüpft, 
die das Verhältnis der beiden reformatorischen Traditionen zu ihren anderen 
Dialogpartnern erschweren könnten? Von katholischer Seite ist ja schon die 
Befürchtung lautgeworden, die Konkordie zementierte eine protestantische, gegen 
Rom gerichtete Blockbildung.‘‘ Es kommt hinzu, daß das Luthertumaußer der 
römischen Kirche und den reformierten Kirchen in der anglikanischen Gemein- 
schaft einen dritten Partner für bilaterale Dialoge hat. Mit Recht stellt Hdjen 
fest, es wäre sinnvoller gewesen, derartige Fragen so rechtzeitig zu behandeln, 
daß sie den endgültigen Beschluß über die Leuenberger Konkordie hätte beein- 
flussen können. Jedenfalls hat sich der Exekutivausschuß des Lutherischen 


20. LM 13, 1974, S. 5f. 
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Weltbundes in seiner Sitzung 1973 in Eisenach mit der Frage befaßt, ob un- 
ter Umständen über der Arbeit an der Leuenberger Konkordie eine umfassende 
ökumenische Strategie versäumt worden ist. Eine besondere Arbeitsgruppe des 
Lutherischen Weltbundes soll diese Frage untersuchen. Damit sind zugleich 
einige der Besorgnisse angedeutet, die zu der vom Lutherischen Weltbund vom 
25. bis 30. November 1974 in Nyborg Strand veranstalteten Konsultation Euro- 
päischer kirchenleitender Persönlichkeiten führte (s. unten). Man muß in die- 
sem Zusammenhang hinzunehmen, daß einer der führenden lutherischen Theo- 
logen, Professor D. Peter Brunner, auch die endgültige Fassung der Leuenber- 
ger Konkordie an einigen wichtigen Stellen nicht für so ausgereift hält, wie 

es angesichts des Ranges dieses Dokumentes erforderlich gewesen wäre. Peter 
Brunner zeigt dies besonders an der Taufaussage in Ziff. 14 und an der Abend- 
mahlsaussage in Ziff. 18. (s. das Gutachten von Brunner in dem in Anm. 19 
aufgeführten Sammelband „Leuenberg. Konkordie oder Diskordie?‘“). 

Nach allem kann es nicht verwunderlich sein, daß die starke Zustimmung zur 
Leuenberger Konkordie im Raum der EKD doch zugleich eine ziemlich breite 
Skala unterschiedlicher Bewertungen und Schlußfolgerungen umschließt. Dafür 
können im Rahmen dieses Jahrbuches nur einige charakteristische Beispiele 
aufgeführt werden. 

Zu den besonders energischen Befürwortern der Leuenberger Konkordie und 
ihrer Verknüpfung mit einer „Kirchwerdung der EKD“ gehört der westfälische 
Präses D. Hans Thimme: 


BERICHT VON PRÄSES D. HANS THIMME VOR DER LANDESSYNODE DER 
EVANGELISCHEN KIRCHE VON WESTFALEN AM 14. OKTOBER 1974 (AUSZUG) 


Leuenberger Konkordie 


Gelegentlich ist die Sorge geäußert worden, es handle sich bei der Leuenberger Konkordie 
um ein neues Unionsbekenntnis. Freilich wird in ihr die Kirchengemeinschaft unter den 
beteiligten Kirchen lutherischen, reformierten und unierten Bekenntnisstandes im Sinne 
von Abendmahlsgemeinschaft und Kanzelgemeinschaft proklamiert. Doch wird die Abend- 
mahlsgemeinschaft unter den beteiligten Kirchen verschieden praktiziert und reicht von 
offener Kommunion bis zur Interzelebration — in letzterem Sinne versteht es die Evange- 
lische Kirche von Westfalen. Kein Zweifel aber besteht darüber, daß die der Leuenberger 
Konkordie beitretenden Kirchen — es sind bisher 51 Kirchen, wobei inzwischen alle Lan- 
deskirchen aus dem Bereich der DDR und die meisten Landeskirchen aus der Bundesrepublik 
ihren Beitritt erklärt haben — ihren je eigenen Bekenntnisstand ebenso wie ihre kirchliche 
Selbständigkeit wahren, dabei aber feststellen, daß die zwischen den Bekenntnissen auch 
weiterhin bestehenden Bekenntnisunterschiede auf Grund geschichtlicher Entwicklung und 
vertiefter theologischer Erkenntnis keine kirchentrennende Bedeutung mehr besitzen. Daß 
Kirchengemeinschaft auch ohne gleichlautende Bekenntnisschriften möglich ist, ja daß auf 
der Basis festgestellter Kirchengemeinschaft der Dialog der verschiedenen Bekenntnisse um 
so fruchtbarer verlaufen kann, ist eine Erfahrung, die in der Evangelischen Kirche von 
Westfalen seit langem gilt und die dem entspricht, was zuvor von erlaubter Vielfalt in ge- 
schenkter Einheit gesagt worden ist. Man darf hoffen, daß auf dem Wege zum endgülti- 
gen Inkrafttreten der Leuenberger Konkordie keine unvorhergesehenen Schwierigkeiten 
mehr eintreten werden. 


Kirchwerdung der EKD 


Der formale Abschluß des langwierigen Weges zu einer neuen Grundordnung der EKD, an 
dem auf westfälischer Seite Vizepräsident Dr. Danielsmeyer als Vorsitzender des entspre- 
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chenden EKD-Ausschusses wesentlich beteiligt ist, steht, wie wir hoffen, mit der für No- 
vember dieses Jahres nach Berlin einberufenen EKD-Synode unmittelbar bevor. Der Be- 
zug auf die Leuenberger Konkordie ist in den neu konzipierten Grundartikeln ausdrück- 
lich enthalten und bildet die theologische Grundlage dafür, daß bekenntnisverschiedene 
Landeskirchen die unter ihnen festgestellte Kirchengemeinschaft in einer gemeinsam ver- 
pflichtenden Ordnung Gestalt werden lassen. Die Evangelische Kirche von Westfalen hat 
sich mit der EKU und der Arnoldshainer Konferenz von Anfang an zu diesem Weg bekannt. 
Wir werden nun freilich auch in Kauf nehmen müssen, was dies an Einbußen an Souverö- 
nitätsrechten auf dem Gebiet der Gesetzgebung und der Finanzen bedeutet. Allerdings 
ist die EKD-Ordnung mit der starken Hervorhebung der Kompetenzen der die Landes- 
kirchen vertretenden Kirchenkonferenz so geartet, daß da, wo auf der einen Seite die 
Besorgnis in Bezug auf die Gefahren des Zentralismus geäußert wird, auf der anderen 
Seite die Befürchtung laut wird, daß das Gewicht der Kirchenkonferenz die Handlungs- 
fähigkeit der EKD eher hemme als fördere. Die Erfahrung wird ausweisen, ob die neue 
Ordnung, gestützt auf Zustimmung und guten Willen aller Beteiligten, die künftige EKD 
besser als bisher in den Stand setzt, gesamtkirchliche Aufgaben nach innen und außen 
wahrzunehmen und dabei der landeskirchlichen Eigenständigkeit Genüge zu tun. 

Eine offene Frage ist, wie sich auf längere Sicht die EKU innerhalb der neugestalteten 
EKD verstehen und verhalten wird. Eine Landeskirche wie die Evangelische Kirche von 
Westfalen, die beiden angehört, wird, nachdem die Kirchwerdung der EKD vollzogen ist, 
prüfen müssen, welche Folgerungen das für die weitere Zukunft nach sich zieht. Dabei 
sprechen Gründe a) der Achtung vor der verpflichtenden gemeinsamen Geschichte der 
EKU-Kirchen, b) der Verbindung zu den Gliedkirchen der EKU-Ost sowie c) der Wahr- 
nehmung besonderer Anliegen der Unionskirchen, die auch in der neuen EKD nicht ohne 
weiteres überflüssig werden und ihre Bedeutung wie im Verhältnis zu den übrigen Unions- 
kirchen in der EKD so zu den Unionskirchen in der Ökumene behalten, dafür, daß 
keine vorschnellen Entscheidungen getroffen werden. Doch werden die aufgeworfenen 
Fragen zur gegebenen Zeit Beantwortung finden müssen, wobei nicht unwesentlich ist, 
wie sich die luterhischen Landeskirchen ihrerseits zur Vereinigten Evangelisch-Lutheri- 
schen Kirche (VELKD) verhalten. 


Charakteristisch für diese Bewertung der Leuenberger Konkordie in der Evan- 
gelischen Kirche der Union ist auch deren von Bischof Gienke und Präses 
Thimme unterzeichnetes Wort an die Gemeinden zum Reformationsfest 1974: 


WORT DER EVANGELISCHEN KIRCHE DER UNION AN IHRE GEMEINDEN 
ZUM REFORMATIONSFEST 1974 
AUS ANLASS DER ANNAHME DER LEUENBERGER KONKORDIE 


Am Reformationsfest danken wir Gott für die Erneuerung seiner Kirche. Die Refor- 
matoren haben das Evangelium neu entdeckt, haben die apostolische Bitte „Laßt Euch 
versöhnen mit Gott‘ an alle Welt gerichtet und waren eins in der Gewissheit: „Er ist 
bei uns wohl auf dem Plan mit seinem Geist und Gaben“. 

Aber es war ihnen nicht gegeben, die Einheit im Glauben und Bekennen zu bewahren. 
Sie hielten es für notwendig, sich gegenseitig die rechte Lehre abzusprechen. Seitdem 
lebten evangelische Christen nebeneinander her in verschiedenen Kirchen und fanden 
selbst in Zeiten schwerer Gefahr keinen Weg zur Gemeinschaft der Kirchen. Gerade die- 
se Anfechtung ließ sie freilich neu auf das Wort Gottes merken, und es zeigte sich, daß 
nicht nur Not und Schuld sich quer durch die Kirchen hindurch auswirkten, sondern daß 
auch die Antwort des Evangeliums aus der Heiligen Schrift hier wie dort vernommen wur- 
de. Das führte zueinander, so daß die Kirchen schon lange nicht mehr wagten, nach den 
Verwerfungsurteilen ihrer Väter zu verfahren; doch fehlte bisher vielfach das gute Gewis- 
sen, die einmal vollzogenen Trennungen aufzuheben. 

Nun aber sind unsere aus der Reformation hervorgegangenen Kirchen der Gemeinsam- 
keit ihres Glaubens gewiß geworden! Nach jahrelanger, immer neu erwogener Prüfung 


34 


haben lutherische, reformierte und unierte Kirchen in Europa, Waldenser und Böhmische 
Brüder die Leuenberger Konkordie beschlossen und darin erklärt: „Die beteiligten Kirchen 
sind der Überzeugung, daß sie gemeinsam an der einen Kirche Jesu Christi teilhaben, und 
daß der Herr sie zum gemeinsamen Dienst befreit und verpflichtet“. Als unsere Väter 

in der Bekennenden Kirche die Barmer Erklärung annahmen, haben sie es Gott befoh- 
len, was ihr gemeinsames Glauben und Bekennen für das Verhältnis ihrer Kirchen zuein- 
ander bedeuten möge. Heute ist zwischen diesen Kirchen Kirchengemeinschaft zustande 
gekommen. Ohne sich von den Bekenntnissen der Reformation zu lösen, stellen sie eine 
so weitgehende Übereinstimmung in der rechten Lehre des Evangeliums und in der rech- 
ten Verwaltung der Sakramente fest, daß die früheren Verwerfungsurteile die beteiligten 
Kirchen nicht mehr treffen. Die Gewissen sind frei geworden, gemeinsam das Abendmahl 
zu halten und die Ordination zum Predigtamt gegenseitig anzuerkennen. Dafür danken 
wir Gott. 

In unserer Evangelischen Kirche der Union sind seit 150 Jahren Christen verschiedener 
Tradition im Hören auf die Heilige Schrift zusammengeschlossen. In ihrer Ordnung heißt 
es: „Sie weiß sich gerufen, in Buße und Dank auch über ihrer besonderen Geschichte die 
Genade Gottes zu glauben, deren sie sich in ihrer gegenwärtigen Entscheidung getröstet.‘“ 
Als lutherische, reformierte und unierte Gemeinden haben wir erfahren, daß Gott über 
konfessionelle Grenzen hinweg gemeinsam Glauben an das Evangelium weckt und zu ge- 
meinsamer Bewährung hilft. So haben sich unter bisher 55 europäischen Kirchen alle 
unsere Gliedkirchen der Leuenberger Konkordie angeschlossen. 

Aber bei dem Erreichten dürfen wir nicht stehenbleiben. Jetzt geht es um Stärkung 
und Vertiefung der gewonnenen Gemeinschaft. Viele Fragen kommen in Bewegung. Da- 
rum bitten wir Gott, daß er uns ein neues, gemeinsames Hören der biblischen Botschaft 
geben möge und auch gemeinsame Abwehr der Irrlehren, die die Wahrheit des Evangeliums 
heute gefährden. Wir wollen miteinander nach dem Willen Gottes fragen und so in der 
Einheit des Bekennens wachsen. Wir sind der Zuversicht, daß Gott in dem allen seine 
eine Kirche unter uns bauen und erhalten wird. Wir trauen der sammelnden Stimme 
Christi viel zu. 


Auf der lutherischen Seite dagegen vollzog sich eine vielschichtige Auseinan- 
dersetzung. Generalsynode und Bischofskonferenz der VELKD hatten zwar 
mit einer gemeinsamen Erklärung vom 25. Oktober 1973 ihren Gliedkirchen 
die Annahme der Konkordie empfohlen, sich zugleich aber eine genauere Prü- 
fung der Folgen dieser Annahrne vorbehalten. Das Ergebnis dieser Prüfung 
liegt in der Stellungnahme der Generalsynode der VELKD zu den Rechts- 
folgen der Leuenberger Konkordie vor, die doch wohl als Dokument einer nur 
verhaltenen Zustimmung zur Leuenberger Konkordie gewertet werden muß: 


STELLUNGNAHME ZU RECHTSFOLGEN DER LEUENBERGER KONKORDIE 
IN DEN GLIEDKIRCHEN DER 
VEREINIGTEN EVANGELISCH-LUTHERISCHEN KIRCHE DEUTSCHLANDS 


Vom 24. Oktober 1974°" 


1. Die Rechtsfolgen der Leuenberger Konkordie (LK) in den Gliedkirchen der VELKD 
werden vor allem danach zu bestimmen sein, ob der LK der Charakter eines neuen Be- 
kenntnisses zukommt oder nicht. Die LK macht hierzu konkrete Aussagen. Tz 37 lautet: 

„Sie versteht sich nicht als ein neues Bekenntnis“. Die Kirchengemeinschaft wird „zwi- 
schen Kirchen verschiedenen Bekenntnisstandes“ hergestellt (Tz 37; vgl. auch Tz 29) und 
die Kirchen geben ihre Erklärungen „in der Bindung an die sie verpflichtenden Bekennt- 
nisse‘“‘ ab (Tz 30). Die LK ist demnach kein neues Bekenntnis; vielmehr stellt sie eine im 


21. ABl. VELKD vom 22.11.1974, S. 386f.; vgl. LuthGenSyn 1974, S. 733f. 
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Zentralen gewonnene Übereinstimmung dar, die Kirchengemeinschaft zwischen Kirchen 
verschiedenen Bekenntnisstandes ermöglicht. Die Bindung an das Bekenntnis erfährt keine 
Veränderung. Diese Feststellung des Eigenverständnisses der LK hat für die Beurteilung 
ihrer Rechtsfolgen grundsätzliche Bedeutung. 

2. Der rechtlich verpflichtende Gehalt der LK. 

2.1 Der rechtlich verpflichtende Gehalt der LK ist aus dem Verständnis des Begriffes 
Kirchengemeinschaft und den entsprechenden Einzelbestimmungen zu erheben. 

2.2 Der Begriff Kirchengemeinschaft ist in der LK selbst erläutert (vgl. Tz 29ff). Kirchen- 
gemeinschaft nach der LK bedeutet nicht, daß die beteiligten Kirchen einen sie rechtlich 
verpflichtenden Bund eingehen. Es wird keine Gemeinschaft mit gegenseitig einklagbaren 
Rechten und Pflichten begründet. Kirchengemeinschaft im Sinne der LK ist als vornehm- 
lich „geistlicher‘‘ Vorgang im Bereich von Predigt und Gottesdienst zu verstehen. Die be- 
teiligten Kirchen interpretieren ihr Selbstverständnis von der größeren Gemeinschaft, wenn 
sie z.B. erklären, daß sie „eine möglichst große Gemeinsamkeit in Zeugnis und Dienst an 
der Welt erstreben‘“. 

2.3 Kanzelgemeinschaft (Tz 33) bedeutet: keine Kirche darf künftig durch eine allge- 
meine Regelung das Halten von Gottesdiensten durch Prediger, die einem anderen der be- 
teiligten evangelischen Bekenntnisse angehören, ausschließen. Die LK ändert insoweit 
nicht bestehendes Kirchenrecht, zumal viele Kirchen ohnehin eine derartige Regelung 
nicht haben. Die Kirchen geben für sich selbst die Erklärung ab, bei künftigen rechtlichen 
Regelungen diesen Tatbestand zu berücksichtigen (Tz 42). 

Die Kanzelgemeinschaft beeinträchtigt auch nicht die in den Kirchen geltenden Bestim- 
mungen über die Ausübung des pfarramtlichen Dienstes (Tz 43). Eine solche Bestimmung 
ist etwa das Kanzelrecht. Soweit das gliedkirchliche Recht über das Kanzelrecht es zuläßt, 
wird es auch weiterhin in das Ermessen des Pfarrers gestellt sein, ob er einem Pfarrer eines 
anderen Bekenntnisses seine Kanzel überläßt, wie es ja auch in seinem Ermessen steht, 
ob er einem Pfarrer seines eigenen Bekenntnisses seine Kanzel zur Verfügung stellt. 

2.4 Abendmahlsgemeinschaft (Tz 33) bedeutet: generell gilt offene Kommunion. Auch 
insofern wird kein neuer Rechtszustand geschaffen, da die lutherischen Kirchen bereits 
die Glieder eines anderen evangelischen Bekenntnisses nicht wegen ihres Bekenntnisstandes 
vom Heiligen Abendmahl ausschließen, wenn diese Glieder an einer lutherischen Abend- 
mahlsfeier teilnehmen möchten. Der Ausschluß aus Gründen, die sich aus Ordnungen der 
Kirche (z.B. der Lebensordnung) ergeben, wird hierdurch nicht berührt. „Ermöglichung“ 
der Interzelebration (Tz 33) bedeutet, daß es jeder beteiligten Kirche überlassen bleibt, 
Regelungen für mögliche Fälle von Interzelebration zu treffen. Innerkirchlich gilt auch 
hier Tz 43 über die Ausübung des pfarramtlichen Dienstes und die Ordnungen des Ge- 
meindelebens. 

2.5 Die Anerkennung der Ordination (Tz 33) bedeutet: bei der Übernahme eines Pfarrers 
durch eine beteiligte Kirche mit anderem Bekenntnisstand erfolgt nicht eine neue Ordina- 
tion. Nicht berührt werden Unterschiede in der Handhabung der Ordination, soweit sie 
durch unterschiedliche Ausbildungsvoraussetzungen bedingt sind. Die LK setzt jedoch voraus, 
daß eine Ordination im Sinne des gemeinsamen Verständnisses des Evangeliums erfolgt; 
eine Ordination kann als solche angezweifelt werden, wenn diese Voraussetzung nicht ge- 
geben ist. Die Bestimmungen über die Anstellung im Pfarramt und den pfarramtlichen Dienst 
werden nicht beeinträchtigt (Tz 43.) Daraus folgt, daß die Forderung nach einer Bekenntnis- 
verpflichtung anläßlich der Übernahme eines Pfarrers zulässig ist. 

2.6 Die Kirchen verpflichten sich zu kontinuierlichen Lehrgesprächen (Tz 37). Hier han- 
delt es sich um eine Selbstbindung, die für alle Partnerkirchen zwar keine einklagbare Rechts- 
verpflichtung zu Lehrgesprächen erzeugt, wohl aber jede Kirche grundsätzlich verpflichtet, 
sich an Lehrgesprächen mit dem Ziele der Vertiefung der Kirchengemeinschaft zu beteili- 
gen. 

3. Schutz der Gewissen. 

3.1 Die Generalsynode der VELKD geht in ihrer Entschließung vom 25. Oktober 1973 
davon aus, daß die Annahme der Konkordie keinen Gewissenszwang gegenüber den im 
er Ei Van Stehenden, den Kirchengemeinden und ihren Gliedern zur Folge 

aben darf. 
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Damit hat sie lutherischer Tradition, die auch ihren Niederschlag in den Kirchenverfas- 
sungen gefunden hat, entsprochen, wonach im Rahmen der Bekenntnisbindung ein hohes 
Maß an Freiheit gewährt wird. Da die LK das Bekenntnis der einzelnen Kirchen nicht 
verändert, kann niemand, der sich dem Bekenntnis seiner Kirche bisher verpflichtet weiß, 
durch die LK in seiner Bindung an das Bekenntnis persönlich beeinträchtigt sein. 

3.2 Kirchengemeinden, Amtsträger und Kirchenglieder haben in den Angelegenheiten 
des Gottesdienstes, der Lehre und der kirchlichen Gemeinschaft schon innerhalb der gel- 
tenden Ordnung ein so hohes Maß an Freiheit, daß für Gewissenszwang gegenüber dem- 
jenigen, der die in der LK angesprochene Gemeinschaft aus Gewissensgründen nicht voll- 
ziehen will, kein Raum ist; Gemeinschaft kann ohnehin nicht erzwungen werden. 

3.3 Die Rechte der Gemeindeglieder werden durch Regelungen der LK nicht beeinträch- 
tigt. Das kirchliche Verfassungsrecht gesteht den Gemeindegliedern generell eine nicht 
unbeträchtliche Freizügigkeit zu. Sollten Kirchenglieder schließlich trotz dieser Möglich- 
keiten noch meinen, der von der LK angestrebten Verwirklichung von Kirchengemein- 
schaft nicht folgen zu können, so bleibt es ihnen unbenommen, sich hieran nicht zu be- 
teiligen. 

3.4 Die Pfarrer sind in der Ausübung von Verkündigung und Sakramentsverwaltung un- 
abhängig. Sind in einer Gemeinde mehrere Pfarrer tätig, müssen in diesem Bereich Ent- 
scheidungen einmütig erfolgen. Denn wo es um die Wahrheit geht, sind verbindliche Mehr- 
heitsentscheidungen weder möglich noch rechtlich durchsetzbar. Jeder, der „nach Schrift 
und Bekenntnis‘‘ verkündigt, kann durch die LK keine Nachteile erfahren. Besondere Re- 
gelungen für Amtsträger, die der LK nicht zustimmen, sind deshalb nicht erforderlich. Die 
Berücksichtigung der von der LK angesprochenen Verwirklichung von Kirchengemeinschaft 
bei künftigen Regelungen von Einzelfragen zwischen den Kirchen oder innerhalb der Kir- 
chen betrifft nicht die durch das Verfassungsrecht festgestellten Grundlagen und Grund- 
sätze der einzelnen Kirche, die sich aus Schrift und Bekenntnis ergeben. Andere kirchliche 
Ordnungen sind und bleiben für den kirchlichen Gesetzgeber in dem üblichen Rahmen ver- 
fügbar. 

4. Die LK schließt nach ihrem eigenen Selbstverständnis die zwangsweise Durchsetzung von 
rechtlichen Regelungen im Einzelfall, in welche Richtung auch immer, aus. Vielmehr wird 
nach Überzeugung der LK schließlich die „einigende Kraft des Heiligen Geistes‘ (Tz 35) 
bewirken, daß die Kirchen ihr Zeugnis und ihren Dienst gemeinsam ausrichten und die 
gewonnene Gemeinschaft stärken und vertiefen. 


Wenn mit Präses Thimme ein besonders energischer Befürworter der Leuenber- 
ger Konkordie genannt wurde, so muß auf der anderen Seite der bayerische 
Landesbischof D. Hermann Dietzfelbinger als derjenige unter den leitenden 
Persönlichkeiten in der EKD genannt werden, der sich nach einem langen Pro- 
zeß der Auseinandersetzung schließlich gegen eine Anerkennung der Konkor- 
die aussprach. Neben gesundheitlichen Gründen hat offenbar auch die Beurtei- 
lung der Leuenberger Konkordie in Verbindung mit einer kritischen Haltung 
zu den Verfassungsplänen für die EKD den Entschluß von Landesbischof Dietz- 
felbinger beeinflußt, für Ende April 1975 seinen vorzeitigen Eintritt in den 
Ruhestand anzukündigen. Wer 20 Jahre hindurch bayerischer Landesbischof 
war, davon neben anderen Ämtern in VELKD und in ökumenischen Gremien 
zugleich sechs Jahre Vorsitzender des Rates der EKD, hat sicherlich einen An- 
spruch darauf, daß seine Argumente in der weiteren Auseinandersetzung um die 
Leuenberger Konkordie bedacht werden. Sie können hier nur für die Berichts- 
zeit kurz angedeutet werden. 


In einem Aufsatz „Mitte der Konfessionen“ (LM 13, 1974, S. 129-132) urteilt Dietzfel- 
binger, in der Leuenberger sei das „katholische Thema“ (nicht identisch mit ‚„cömisch- 
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katholisch“) und damit ein gesamtökumenischer Dienst weithin zurückgetreten; das gelte 
besonders für die Frage des Amtes, dessen sehr ungenaue Erwähnung für ein ökumenisches 
Gespräch eher eine Erschwerung darstelle. Um so mehr plädiert Dietzfelbinger dafür, we- 
nigstens den europäischen Horizont aller lutherischen Kirchen offenzuhalten, ‚‚vor allem 
der nordischen, in deren kirchlichem Leben und Denken die Rückbeziehung auf das Ka- 
tholische viel weniger unterbrochen scheint als bei uns.“ Dietzfelbinger gehörte zu den 
besonderen Befürwortern der Konsultation des Lutherischen Weltbundes in Nyborg Strand. 
Er sieht das entscheidende Anliegen der Leuenberger Konkordie darin, daß sie auf der ei- 
nen Seite kein neues Bekenntnis sein soll und somit von den jeweiligen reformatorischen 
Bekenntnissen her zu verstehen ist; auf der anderen Seite aber ermöglicht sie mit der im 
Zentralen gewonnenen Übereinstimmung ein neues Verständnis von Kirchengemeinschaft 
zwischen bekenntnisverschiedenen Kirchen. Darin kann nach Dietzfelbinger — und hier 
stimmt er zu — ein Angebot zur Klärung und eine Vereinbarung zur Aufarbeitung vieler 
Probleme liegen, die zwischen den Kirchen der Reformation in den letzen Jahrhunderten 
gelegen haben. Dieses Verständnis der Konkordie, das den unterzeichnenden Kirchen ihre 
bekenntnismäßige Souveränität läßt, müsse sich aber unter anderem an ihrer Verwendung 
in der geplanten neuen Grundordnung der EKD bewähren. Doch gerade hier sieht Dietz- 
felbinger seine Befürchtung bestätigt, daß die Leuenberger Konkordie auch als Mittel die- 
nen kann, ohne die erforderlichen bekenntnismäßigen und lehrmäßigen Voraussetzungen 
die verschiedenen Arten von Union weiterzutreiben. Gerade die Verwendung der Konkor- 
die in dem Grundordnungsentwurf mache die EKD selbst zum Subjekt der Aussagen über 
Kirchengemeinschaft mit Kanzel- und Abendmahlgemeinschaft, stelle die bekenntnismä- 
Bige Souveränität der Gliedkirchen der EKD in Frage, stelle die VELKD vor ihre Existenz- 
frage, verletze den Zusammenhalt des gesamten europäischen Luthertums und die luthe- 
risch-reformatorische Verantwortung im Ganzen der Ökumene. Für die EKD bedeutet 

dies alles in der Sicht von Dietzfelbinger ein eindeutiges Gefälle auf eine gemeindeferne 
zentralistische Einheitskirche hin??. 


Die immer stärker werdenden Bedenken von Landesbischof Dietzfelbinger ha- 
ben in Verbindung mit einer besonderen Verfassungslage in Fragen des Be- 
kenntnisses dazu geführt, daß sich die Ev.-Luth. Kirche in Bayern so intensiv 
wie kaum eine andere auf allen Ebenen mit der Leuenberger Konkordie befaßt 
hat. Das schließliche Ergebnis war ein Beschluß der Landessynode, der die Spu- 
ren eines schmerzlichen Meinungsbildungsprozesses deutlich an sich trägt, den 
Bedenken und Interpretationen des Landesbischofs so weit wie möglich entge- 
genkommt, schließlich aber doch der Konkordie seine Zustimmung gibt. 

Diese Zustimmung der Landessynode bedeutet noch keine Annahme der 
Konkordie durch die bayerische Landeskirche, da nach der dortigen Verfas- 
sungslage die besondere Zustimmung des Landesbischofs erforderlich ist. Dietz- 
felbinger aber begründete in einer ausführlichen Erklärung vom 15. Januar 1975 
seine endgültige Ablehnung?”. Auch Verlauf und Ergebnis der Nyborger Konsul- 
tation konnten ihn nicht von seinem Nein abbringen. Da der Widerspruch ge- 
gen die Leuenberger Konkordie und eigentlich noch stärker gegen eine neue 
EKD-Grundordnung in der bayerischen Landeskirche gewichtiger und umfang- 
reicher ist, als es von außen her erscheinen mag, übernimmt der neue Landes- 
bischof Dr. Johannes Hanselmann mit seiner Schlüsselposition eine schwere 


22. S. hierzu bes. den in Anm. 19 genannten Aufsatz ‚Eindeutige, vieldeutbare oder 
überholte Konkordie?“ 

23. Die letzten Äußerungen von Dietzfelbinger finden sich in der epd-Dokumentation 
Nr. 9/75 vom 13. Februar 1975 und in dem in Anm. 19 genannten Aufsatz „Was ich 
in Nyborg dazulernte‘“. 
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Aufgabe. Der Zustimmungsbeschluß der bayerischen Landessynode ist auf je- 
den Fall eines der wichtigen kirchlichen und theologischen Dokumente der 
Berichtszeit: 


ZUSTIMMUNGSBESCHLUSS DER LANDESSYNODE DER 
EV.-LUTH. KIRCHE IN BAYERN ZUR KONKORDIE 
REFORMATORISCHER KIRCHEN IN EUROPA (LEUENBERGER KONKORDIE) 


Vom 28. November 1974 


Die Landessynode der Evang.-Luth. Kirche in Bayern stellt ein hohes Maß an Einmütig- 
keit über die Leuenberger Konkordie in unserer Kirche fest und spricht deshalb ihre Zu- 
stimmung zu dieser „Konkordie reformatorischer Kirchen in Europa“ aus, um den Weg 
zur Kirchengemeinschaft im Sinne von Tz. 29 und 34 mit den anderen zustimmenden Kir- 
chen freizumachen. Sie geht dabei davon aus, daß die Leuenberger Konkordie eine zwi- 
schenkirchliche Vereinbarung ist, die Gemeinsamkeiten der kirchlichen Lehre feststellt. 
Dabei versteht die Leuenberger Konkordie sich nicht als ein neues Bekenntnis (Tz. 37), 
sie stellt vielmehr die verpflichtende Geltung der Bekenntnisse heraus. Deshalb verstehen 
wir als Evang.-Luth. Kirche in Bayern die Leuenberger Konkordie von unserem lutheri- 
schen Bekenntnis her. Dieses bleibt Grundlage für die künftige Stellungnahme Lutheri- 
scher Kirche auch im ökumenischen Dialog. 

Die Landessynode gibt dazu folgende Erklärung ab: 

1. Kirchengemeinschaft im Sinne der Leuenberger Konkordie ist kein Abschluß, sondern 
schließt den Auftrag zur Klärung noch offener Fragen und zu fortgehender Bemühungen 
um die möglichst große Gemeinsamkeit unter den beteiligten Kirchen im Zeugnis und 
Dienst an der Welt ein. Dennoch kann die Synode bereits auf einen langen Weg zurück- 
blicken, auf dem ihr diese Zustimmung möglich wurde. Die Landessynode hat sich in meh- 
reren Sitzungen mit der Konkordie reformatorischer Kirchen in Europa bzw. mit dem 
Entwurf für diese Konkordie befaßt. Sie hat zu einer möglichst breiten und vielschichti- 
gen Meinungsbildung in der Landeskirche aufgerufen und die Meinungsäußerungen von 
Pfarrkonventen, Dekanatssynoden, theologischen Gruppen und Einzelpersonen sorgfältig 
zur Kenntnis genommen. Der damit beauftragte besondere synodale Ausschuß hat sich 
dabei um eine eigene Meinungsbildung bemüht, die mehrfach auch im Plenum diskutiert 
wurde. 

Aufgrund der Stellungnahmen aus der Landeskirche zum Vorentwurf hat die Synode 
im Herbst 1972 eine eigene Erklärung zur Leuenberger Konkordie formuliert, der sich 
der Landeskirchenrat und der Landesbischof angeschlossen haben. In ihr waren neben der 
grundsätzlichen Zustimmung eine Reihe von Bedenken und Wünschen für die endgültige 
Fassung ausgesprochen worden. Auf der Synode von Schweinfurt vom November 1973 
konnte der zuständige Synodalausschuß feststellen, daß die meisten dieser Änderungs- 
wünsche in der nun vorliegenden Fassung Berücksichtigung gefunden haben. Bei einer 
erneuten Befragung, in der insbesondere die Kritiker der Konkordie nochmals um Äuße- 
rung gebeten worden waren, zeigte sich, daß es bisher nicht gelungen ist, alle Bedenken 
auszuräumen. Die Landessynode sieht sich deshalb veranlaßt, ihr Verständnis der Kon- 
kordie, das die Voraussetzung für die Zustimmung ist, noch einmal zu verdeutlichen. 

2. Bei allen Stellungnahmen aus unserer Landeskirche bestand von Anfang an Über- 
einstimmung in dem Ziel, das die Leuenberger Konkordie verfolgt, Kirchengemeinschaft 
unter den beteiligten reformatorischen Kirchen zu ermöglichen. Die Fragen kreisen vor 
allem um das Verständnis von Kirchengemeinschaft im Sinne der Leuenberger Konkor- 
die und den Rang der in ihr enthaltenen theologischen Erklärungen. 

3. Unter Kirchengemeinschaft ist bisher in der Regel die Einheit verstanden worden, 
wie sie durch das gemeinsame Bekenntnis ermöglicht wird. Die Synode nimmt zur Kennt- 
nis, daß die Leuenberger Konkordie Kirchengemeinschaft zwischen bekenntnisverschiede- 
nen Kirchen ermöglichen will. Sie gibt aufgrund von Übereinstimmungen in fundamenta- 
len Lehrfragen schon jetzt Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft frei, verpflichtet aber zu- 
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gleich die beteiligten Kirchen zur Klärung und Vertiefung dieser Kirchengemeinschaft, 
nicht zuletzt durch weitergehende theologische Gespräche. 

Dabei hält die Synode es für wichtig, daß die überkommenen Lehrunterschiede — vor 
allem in der Gestalt der die Kirchengemeinschaft aufkündigenden Lehrverurteilungen — 
nicht, als heute angeblich belanglos geworden, einfach beiseite geschoben wurden. Sie sind 
vielmehr in den Leuenberg vorausgegangenen Schauenburger Gesprächen gründlich erör- 
tert und im gemeinsamen Hören auf das Zeugnis der Schrift nach ihrer Gültigkeit heute 
befragt worden. Die Synode stimmt der Konkordie in der Überzeugung zu, daß das die 
betroffenen Kirchen miteinander verbindende Apostolische und Nicaenische Glaubens- 
bekenntnis, das in der Konkordie selbst formulierte gemeinsame Verständnis des Evan- 
geliums und die Lehrvereinbarungen in den strittigen Fragen Kirchengemeinschaft im 
beschriebenen Sinne ermöglichen (Tz. 34). 

4. Die Leuenberger Konkordie befaßt sich: als theologische Erklärung vornehmlich mit 
den Fragen, die zwischen den beteiligten Kirchen kontrovers waren. Deshalb erscheint 
es der Synode unsachgemäß, von ihr eine Stellungnahme zu allen zentralen und heute 
aktuellen Fragen des Glaubens zu erwarten. Die hier unbestreitbar vorhandenen Lücken 
weisen auf künftige, möglichst weitgehend gemeinsam aufzugreifende Aufgaben. 

Die Aussagen der Konkordie lassen eine gewisse Auslegungsbreite zu und ermöglichen 
darum unterschiedliche Akzentsetzungen zwischen den verschiedenen beteiligten Kon- 
fessionen. Die Synode sieht darin keine Verletzung der Pflicht zur Wahrheit und Red- 
lichkeit. Sie versteht die Tz. 15-16 und 18-20, die vom Heiligen Abendmahl handeln, 
so, daß die Konkordie eindeutig Jesus Christus als den Herrn und Geber des Mahls be- 
zeugt und seine Selbsthingabe in seinem Leib und Blut mit Brot und Wein im Mahle 
lehrt. 

Die Synode ist sich bewußt, daß der vorliegende Text der Leuenberger Konkordie in 
einzelnen Formulierungen durchaus verbessert werden könnte. Wenn sie dennoch keine 
weiteren Veränderungsvorschläge macht, geht sie von der Überzeugung aus, daß niemals 
ein Text zu erreichen sein wird, der nach allen Seiten hin gegen Mißverständnisse und 
Mißbrauch geschützt ist. Ein solches Ziel ist außerdem in sich fragwürdig. Eine theolo- 
gische Erklärung soli wohl aus dem Zeugnis der Heiligen Schrift gewonnene und mit dem 
grundlegenden Bekenntnis der Kirche in Einklang stehende Glaubenseinsichten möglichst 
deutlich formulieren. Aber da solche durch den Heiligen Geist bewirkte Glaubenserkennt- 
nis lebendig ist, in Bewegung bleibt und darum für neue Formulierungen offen sein muß, 
läßt sie sich gar nicht in unabänderlich gültigen Sätzen festschreiben. Die von der Konkordie 
selbst vorgesehene Weiterarbeit an offenen Fragen muß in der Vollmacht und Freiheit ge- 
schehen, die die Bindung andie Heilige Schrift und das Bekenntnis der Kirche verleihen. 

5. Die Synode kann der Konkordie zustimmen, weil sie nicht anerkennen kann, daß in 
ihr das geltende Bekenntnis unserer Kirche außer Kraft gesetzt wird oder gar wesentlich 
inhaltliche Aussagen der lutherischen Bekenntnisse geleugnet sind. Derartige Bedenken 
sind weder durch den Wortlaut noch die Entstehungsgeschichte der Leuenberger Konkor- 
die gerechtfertigt. 

Da die Leuenberger Konkordie in Einklang mit den altkirchlichen Symbolen und den 
lutherischen Bekenntnisschriften grundlegende und zentrale biblische Glaubensaussagen 
zur Geltung bringt, verbindet die Synode mit ihrer Zustimmung zu ihr die Hoffnung auf 
eine Verlebendigung des überkommenen Bekenntnisstandes. 

6. Die Synode betont, daß die Eröffnung von Kirchengemeinschaft im Sinne der Leuen- 
berger Konkordie keinen Gewissenszwang gegenüber den im Dienst der Verkündigung 
Stehenden, den Kirchengemeinden und ihren Gliedern zur Folge hat. 


Daß auf der lutherischen Seite gegenüber Dietzfelbinger auch eine Gegenposi- 
tion energisch vertreten wurde, wird an den Äußerungen von Prof. Dr. Dr. 
Wenzel Lohff (Mitglied des Rates der EKD und Vorsitzender des Theologischen 
Ausschusses der VELKD), einem Mitverfasser der Leuenberger Konkordie, deut- 
lich. In seinem oben schon erwähnten Vortrag zur Gründung der „Wissenschaft- 
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lichen Gesellschaft für Theologie‘ (s. S. 23 mit Anm. 8) würdigte er die Kon- 
kordie folgendermaßen: 


Der Leuenberger Konkordie reformatorischer Kirchen ist von vielen Seiten vorgeworfen 
worden, sie sei eine rückwärtsgewandte unfruchtbare Wiederholung überholter geschicht- 
licher Positionen der Theologie. Tatsächlich aber will sie mit der Augsburgischen Kon- 
fession (Art. VII) das zu gemeinsamer Praxis des Glaubens Notwendige unterscheiden von 
den konkreten Ausformungen der Glaubenspositionen, in denen Uniformität nicht notwen- 
dig ist. Und sie formuliert das Notwendige im Anschluß an die grundlegende christliche 
Überlieferung als Evangelium der Versöhnung und Rechtfertigung, als Zeugnis für die 
Macht einer Kommunikation, in der Gott als Ursprung und Ziel menschlicher Bestimmung 
radikale menschliche Kommunikation ermöglicht. Daß die Leuenberger Konkordie solche 
Gemeinsamkeit ausspricht auch im Blick auf konfessionelle Positionen, die herkömmlich 
trennende Barrieren darstellten und gemeinsames Handeln verhinderten, scheint das eigent- 
lich Neue an ihr zu sein. Vielleicht könnte dies als Modell dienen. Es ginge dann um das 
Aufsuchen der Grundlagen von Glauben, die gemeinsames Handeln ermöglichen, und die 
dann auch die individuellen theologischen Positionen füreinander fruchtbar machen. 


In diesem Sinne hat Lohff seine Position auf der Konsultation „Das Luthertum 
nach Leuenberg‘“, veranstaltet vom Lutherischen Weltbund in Nyborg Strand 
vom 25. bis 30. November 1974, vertreten. Aus seinem dort vorgelegten Refe- 
rat seien hier einige Kernthesen wiedergegeben: 


PROF. DR. DR. WENZEL LOHFF: ZIELSETZUNG UND ZWECK EINER 
KONSULTATION ÜBER DAS LUTHERTUM NACH LEUENBERG (AUSZUG) ** 


1. Eine Konsultation über das Luthertum nach Leuerberg ist vor allem drei Problemen 
konfrontiert: 

a) Vergewisserung der Identität des Bekenntnisses der lutherischen Reformation vor und 
nach der LK. 

b) Dem durch die LK gegebenen Verhältnis zu den Kirchen und Gemeinschaften, die der 
Konkordie nicht beigetreten sind. 

c) Der Aufgabe, das lutherische Bekenntnis in der durch die LK eröffnete Gemeinschaft 
reformatorischer Kirchen und der dadurch bestimmten Situation der Ökumene wirksam 
werden zu lassen. 

2. Die LK entspricht der zentralen Intention der Bekenntnisse der lutherischen Reforma- 
tion. Wer ihr zustimmt, stimmt der zentralen Intention der lutherischen Bekenntnisse zu. 
Inwieweit die LK der Intention der Bekenntnisse anderer reformatorischer Kirchen ent- 
spricht, die der LK zustimmen, dies festzustellen, kann nicht Aufgabe der Lutheraner sein. 
Dabei ist zu beachten, daß die Bekenntnistradition anderer reformatorischer Kirchen nicht 
die gleiche Funktion und Art der Verbindlichkeit besitzt, wie sie die lutherischen Be- 
kenntnisse für die lutherischen Kirchen besitzen. 

3. Die Übereinstimmung der LK mit der zentralen Intention der lutherischen Bekennt- 
nisse ergibt sich aus der grundlegenden Bedeutung von CA VII für den gesamten Inhalt 
der LK (vgl. LK 2). Übereinstimmung in der rechten Lehre des Evangeliums (und der 
dem Evangelium entsprechenden Verwaltung der Sakramente) ist die einzige und hinrei- 
chende Bedingung für volle kirchliche Gemeinschaft (satis est). Alle konkrete Ausgestal- 
tung solcher Lehre und Praxis, insbesondere eine über CA VII hinausgehende „Ordnung 
der Kirche‘ darf deshalb nicht notwendige Bedingung solcher Gemeinschaft sein. Das gilt 
für die Lehre theologischer Schulen ebenso wie für organisatorische Konsequenzen (nec 
necesse). 


24. Text nach: epd-Dok. Nr. 8/1975, S. 3-8. 
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4. Rechte Lehre des Evangeliums wird in der LK in Übereinstimmung mit den lutheri- 
schen Bekenntnisschriften bestimmt als Lehre von der Rechtfertigung (propter Christum 
per fidem). Die frühen lutherischen Bekenntnisschriften verstehen dabei die Rechtfertigung 
nicht als einen Glaubensartikel neben anderen, sondern als Inbegriff der der Kirche aufge- 
tragenen Heilsverkündigung. Die Rechtfertigungslehre ist deshalb das in verschiedenen Glau- 
bensartikeln wiederkehrende Kriterium des rechen Gebrauchs aller Glaubensartikel überhaupt 
(CA II-XVI, XXIff.; Apol. IV; Art. Sm. II). Die Herausstellung der Rechtfertigungslehre 
bedeutet deshalb nicht Verkürzung des Glaubensbekenntnisses auf ein dogmatisches Mini- 
mum. Sie bedeutet vielmehr, daß nach lutherischem Bekenntnis rechte evangelische Lehre 
von Gott, Christus, hl. Geist, Kirche, Sakramenten, neuem Gehorsam allein dadurch zustan- 
de kommt, daß alle diese Bekenntnissätze sich als Bestandteil des in der Rechtfertigungs- 
lehre bezeugten Heilsglaubens erweisen lassen. (...) 

7.Eine Konkordie kann nicht die Gesamtheit der für rechte Lehre bedeutsamen Fragen 
erörtern. Sie hat sich auf die Probleme einer.konkreten Herausforderung zu beschränken und 
im Blick auf sie eindeutig zu sprechen. Sie tut dies auf dem Hintergrund der Lehrverkündi- 
gung der Väter. Auch die lutherischen Bekenntnisschriften sind in diesem Sinne fragmen- 
tarisch: Sie geben keine Gesamtdogmatik, sondern verweisen auf das Bekenntnis der Ge- 
samtkirche. Die LK will in diesem Sinne eine „im zentralen gewonnene Übereinstimmung“ 
(LK 37) aussagen und verpflichtet zu kontinuierlichen Lehrgesprächen der Partner. Sie be- 
deutet keinen Abschluß, sondern den Beginn eines Weges. Auf diese Weise wird sie vielleicht 
besser, als eine bloße Wiederholung der Lehraussagen es könnte, der Verpflichtung gerecht, 
verbindliche Lehre des Evangeliums in den Herausforderungen dieser Zeit zu gewinnen. 6 

11. Die LK muß nach ihrem Ansatz bei der Verkündigung der Rechtfertigung verstanden 
werden als ein offenes Angebot zur Kirchengemeinschaft, auch an Kirchen anderer Konfes- 
sion. Dieses setzt voraus, daß die Kriterien von CA VII für die wahre Einheit der Kirche 
auch dort gelten und das kontinuierliche Lehrgespräch zur Übereinstimmung in der rechten 
Lehre des Evangeliums und der rechten Verwaltung der Sakramente gemäß dem Evangelium 
auch dort geführt werden. (Ein Beispiel hierfür bietet der Bericht der Lutherisch-Römischen 
Studienkommission „Das Evangelium und die Kirche‘“.) Das offene Angebot der Kirchen- 
gemeinschaft findet seine Grenze lediglich dort, wo (entgegen CA VII und XV) menschli- 
che Traditionen: sei es in der Gestalt sakralrechtlicher Ordnungen, sei es in der Gestalt ver- 
bindlicher Organisationsformen oder Aktionsprogramme zur Voraussetzung für kirchliche 
Gemeinschaft gemacht werden. Mit dieser Position trägt die LK aus der Sicht des Luther- 
tums gerade der spezifischen ökumenischen Konzeption und der ökumenischen Intention 
der lutherischen Bekenntnisse Rechnung. 

12. Die LK bedeutet Geltendmachen der zentralen Intentionen des lutherischen Bekennt- 
nisses. Sie kann deshalb keine Trennung begründen zwischen lutherischen Kirchen, die 
der Konkordie zustimmen und lutherischen Kirchen (Christen), die der Konkordie (noch) 
nicht zustimmen, sofern diese sich ihrerseits den zentralen Intentionen des lutherischen 
Bekenntnisses verpflichtet wissen. Sie kann (zumindest in .dem letzteren Falle) auch keine 
nähere Gemeinschaft der ‚Konkordienlutheraner‘‘ zu nicht-lutherischen Konkordienkirchen 
als zu lutherischen Konkordien-Gegnern begründen. Wenn es gilt, daß die der LK zustim- 
menden Lutheraner dies gerade um ihres Bekenntnisses willen tun, dann muß um der rech- 
ten Interpretation der lutherischen Bekenntnisse willen, das kontinuierliche Lehrgespräch 
gerade auch der lutherischen Kirchen miteinander geführt werden. Wenn es gilt, daß rechte 
Lehre des Evangeliums nur in der immer neuen Besinnung auf die rechte und eindeutige 
Bestimmung des Rechtfertigungsglaubens geschieht, dann sind auch alte und neue Ein- 
wände gegen die Formulierung der LK immer neu zu hören und zu prüfen. Eben so wird 
die Identität und die gemeinsame besondere Stellung der Kirchen lutherischen Bekenntnisses 
zu ihrem Zeugnis für das Evangelium bewährt. (...) 

15. Weil rechte Lehre des Evangeliums immer neu geschehen muß, darum bedarf die 
gewonnene Übereinstimmung immer neuer Bewährung. Aus diesem Grunde bedarf es kon- 
tinuierlicher Lehrgespräche. (...) 

17. Auch die Ergebnisse künftiger Lehrgespräche müssen gegenüber den reformatorischen 
Bekenntnissen verantwortet werden. Dies setzt voraus, daß auch künftig unterschieden wer- 
den kann, zwischen den Grundsätzen der Übereinstimmung, die zur Gemeinschaft im 
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Glauben genug sind, und solchen Lebensgestalten des Glaubens, in denen Übereinstimmung 
nicht notwendig ist. Wo solche Unterscheidung vollzogen wird, ist auch die Lebensgestalt 
der lutherischen Kirchen gewährleistet. 

18. Darüber hinaus bleibt freilich die Unterscheidung zwischen der wahren Einheit der 
Kirche und den Lebensgestalten des Glaubens, in denen Gleichförmigkeit nicht notwen- 
dig ist, ein Proprium lutherischen Bekenntnisses, das innerhalb der Kirchengemeinschaft 
gemäß der LK und in den Lehrgesprächen besonders geltend gemacht werden sollte. Dies 
wird sich konkret dort zeigen, wo in dem Bemühen um Zeugnis- und Dienstgemeinschaft 
der reformatorischen Kirchen die Rechtfertigungsbotschaft als Kriterium wirksam wird. 


Die LWB-Konsultation in Nyborg „Das Luthertum nach Leuenberg‘“ diente der 
Standortbestimmung des Luthertums angesichts der Konkordie und der Frage 
nach den konkreten Auswirkungen der Kirchengemeinschaft im Sinne von Leuen- 
berg; dazu wurden besonders die ökumenischen Aspekte eingehend behandelt. 
Nach vorliegenden Berichten sind dabei Unterschiede im europäischen Luther- 
tum zutagegetreten, deren man sich bisher nicht bewußt gewesen sei”. Erst 

diese Situation macht den Schlußbericht der Konsultation voll verständlich: 


DAS LUTHERTUM NACH LEUENBERG. 
KONSULTATION EUROPÄISCHER KIRCHENLEITENDER PERSÖNLICHKEITEN 


Veranstaltet vom Lutherischen Weltbund in Nyborg Strand (Dänemark) 
vom 25. bis 30. November 1974 
Schlußbericht ”° 


(1) Bischöfe und andere kirchenleitende Persönlichkeiten aus europäischen lutherischen 
Kirchen kamen vom 25. bis 30. November 1974 in Nyborg Strand, Dänemark, zu einer 
Konsultation zusammen. Sie sind über die Situation des europäischen Luthertums nach 
der durch eine Mehrheit der an den Leuenberger zwischenkirchlichen Verhandlungen be- 
teiligt gewesenen Kirchen erklärten Zustimmung zur Leuenberger Konkordie und nach 

der Erklärung der Kirchengemeinschaft zwischen den konkordierenden Kirchen in einen 
Gedankenaustausch eingetreten. Dies geschah im Bewußtsein der ökumenischen Verpflich- 
tung des Luthertums und in der Überzeugung, daß lutherische Konfessionalität nicht nur 
ein Bekennen irgendeiner spezifisch lutherischen Lehre, sondern auch und vor allem ein 
Bekennen zu der una sancta catholica ecclesia perpetuo mansura ist, die durch die reine 
Predigt des Evangeliums und die rechte Verwaltung der Sakramente (CA VII) gekennzeichnet 
ist. Viele lutherische Kirchen sehen in der Leuenberger Konkordie einen Beitrag auf dieses 
Ziel hin. Durch diese gemeinsamen Beratungen, die unter anderem aufgrund von Berich- 
ten über die Lage in verschiedenen Kirchen (darunter auch Minderheitskirchen) stattfanden, 
begegneten sich die lutherischen Kirchen Europas in einer neuen Weise und wurden sich 
dadurch auch ihrer Gemeinschaft untereinander wieder neu bewußt. Die Konsultation 
wurde durch die Anwesenheit von Beobachtern des reformierten Partners der Leuenber- 
ger Gespräche bereichert. 

(2) Trotz des in der Zustimmung der Mehrheit der beteiligten Kirchen zur Leuenberger 
Konkordie erzielten Ergebnisses bleiben jedoch noch lutherische Kirchen, in denen die 
Beschäftigung mit der Problematik noch nicht zum Abschluß gekommen ist. Die Konsul- 
tation konzentrierte sich deshalb unter anderem auf die Klärung der Gründe, die es einigen 
Kirchen bis jetzt schwermachen, der Konkordie zuzustimmen. Diese Gründe scheinen mehr- 
facher Art zu sein: 

(3) a) In einigen Kirchen wird befürchtet, mit der Zustimmung zur Leuenberger Kon- 
kordie einen zu hohen Preis im Verhältnis zum Ertrag zu zahlen, da die Gefahr innerer 


25. S. den Bericht von Peder Hpjen, Wie einig sind Lutheraner? Zur Lage nach Leuen- 
berg, LM 14, 1975, S. 115f. 
26. Text nach: epd-Dok. Nr. 8/1975, S. 88-90. 
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Spaltungen durch den Anschluß an die Lehrübereinkunft hervorgerufen werden könnte. 
Abgesehen davon sind reformierte oder unierte Kirchen im Bereich einiger der an den Leu- 
enberger Verhandlungen beteiligten Kirchen als unmittelbarer Partner nicht vorhanden. 

(4) b) Auf theologischer Ebene scheinen das Verhältnis der Leuenberger Konkordie zu 
den reformatorischen Bekenntnisschriften, der Begriff der Kirchengemeinschaft und die 
in den Leuenberger Gesprächen angewandte Methode der Konsensusbildung sowie manche 
Einzelaussagen der Leuenberger Konkordie der weiteren Klärung zu bedürfen. 

(5) Trotz dieser Schwierigkeiten vertraten Teilnehmer aus den betreffenden Kirchen die 
Auffassung, daß es möglich sein wird, dem Anliegen der Leuenberger Konkordie grund- 
sätzlich zuzustimmen, ohne dies auf dem Wege schriftlicher Unterzeichnung zu vollziehen. 
Es wurde in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, daß in diesen Kirchen offene 
Kommunion und in manchen Fällen auch Kanzelgemeinschaft bereits weitgehend ge- 
währt werden. Es wurde auch betont, daß manche Schwierigkeiten im Zusammenhang 
mit der Zustimmung zur Leuenberger Konkordie eher auf die Vielfalt des Luthertums 
zurückzuführen sind als auf einen fehlenden Willen zur Gemeinschaft mit dem reformier- 
ten Partner. Wichtig ist weiter zu betonen, daß die Leuenberger Konkordie eine Kirchen- 
gemeinschaft zwischen bekenntnisverschiedenen Kirchen ermöglicht und bereits bei der 
Zustimmung Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft impliziert, zugleich aber die beteilig- 
ten Kirchen zu Klärung, Vertiefung und Verifizierung der Kirchengemeinschaft verpflich- 
tet. 

Aufgrund solcher Überlegungen mögen die beteiligten Kirchen auf die Möglichkeit ver- 
schiedener und unterschiedlicher Zustimmungsmodalitäten bedacht sein. 

(6) Es wurde unterstrichen, daß die Tatsache, daß sich einige lutherische Kirchen vor- 
erst nicht in der Lage sehen werden, der Leuenberger Konkordie zuzustimmen, in keiner 
Weise einer Leugnung der in der Confessio Augustana begründeten ökumenischen Ver- 
pflichtung der lutherischen Kirchen entspringt und daß sie keine Distanzierung zwischen 
den konkordierenden Kirchen und denen, die der Konkordie nicht zustimmen können, 
oder gar eine gegenseitige Verurteilung bedeutet. 

(7) Angesichts der Frage, ob die Einheit der lutherischen Kirchen in Europa dadurch ge- 
fährdet wird, daß eine Reihe lutherischer Kirchen der Leuenberger Konkordie zugestimmt 
haben, während andere lutherische Kirchen noch nicht ihre ausdrückliche Zustimmung 
gegeben haben oder eine solche auch in absehbarer Zukunft vielleicht nicht geben können, 
war man der Auffassung: 

(8) a) Daß die Einheit der lutherischen Kirchen im gemeinsamen Bekenntnis begründet 
ist. 

(9) b) Daß folglich die Einheit und Gemeinschaft der lutherischen Kirchen in Europa 
durch unterschiedliche Entscheidungen gegenüber der Leuenberger Konkordie nicht ge- 
fährdet oder beeinträchtigt zu werden braucht, weil und insofern diese ‚‚die verpflichten- 
de Geltung der Bekenntnisse in den beteiligten Kirchen bestehen“ läßt (LK 37). Es wurde 
dazu festgestellt, daß sich die Leuenberger Konkordie nicht als ein Bekenntnis versteht. 
Auch bei solchen Entscheidungen sollte die gemeinsame Basis der lutherischen Bekennt- 
nisse das Verhältnis zu anderen lutherischen Kirchen, vor allem außerhalb Europas, wei- 
terhin bestimmen. 

(10) Die Notwendigkeit und Bedeutung der vorgesehenen zukünftigen kontinuierlichen 
Lehrgespräche wurde stark unterstrichen. Gerade auch Teilnehmer aus Kirchen, die even- 
tuell vorerst der Leuenberger Konkordie nicht ausdrücklich zustimmen können, sehen 
diesen Gesprächen mit großen Erwartungen entgegen und betonen die Bereitschaft ihrer 
Kirchen zu einer vollen Beteiligung. Als Aufgabe und Zielsetzung der kontinuierlichen 
Lehrgespräche wurde folgendes erwähnt: 

(11) a) Prüfung der Tragfähigkeit und Aktualisierung des die Leuenberger Konkordie 
bestimmenden Ansatzes bei der Rechtfertigung im Blick auf eine Vertiefung des Konsen- 
sus in solchen Fragen, die in der Leuenberger Konkordie noch keine ausführliche Behand- 
lung erfahren oder einer weiteren Klärung bedürfen (vgl. LK 39). 

(12) b) Erweiterung des in der Leuenberger Konkordie festgestellten Konsensus durch die 
Erörterung solcher Fragen, die in der Leuenberger Konkordie nicht behandelt wurden, vor 
denen aber die reformatorischen Kirchen heute gemeinsam stehen. 


44 


(13) c) Prüfung und Klärung praktischer Konsequenzen, die sich aus einer Zustimmung 
der Leuenberger Konkordie ergeben und, im Zusammenhang damit, eine tiefer gehende 
Klarstellung des Verständnisses von Kirchengemeinschaft überhaupt. 

(14) Aus vielen der genannten Auffassungen ergibt sich, daß aufgrund der Leuenberger 
Konkordie eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen dem Lutherischen Weltbund und dem 
Reformierten Weltbund, jedoch keine Integration beider, empfohlen werden kann. Außer- 
dem werden ohne Zweifel die mit der Leuenberger Konkordie verbundenen theologischen 
Fragen, besonders im Blick auf die innerlutherische Einheit, auf den Lutherischen Welt- 
bund zukommen und bedürfen im Gesamtkontext des Weltbundes einer eingehenden Er- 
Örterung. 


5. KONFERENZ BEKENNENDER GEMEINSCHAFTEN 
IN DEN EVANGELISCHEN KIRCHEN DEUTSCHLANDS 


Die innerkirchliche Auseinandersetzung stand in der Berichtszeit besonders stark 
im Zeichen einer Aktivität der „Konferenz bekennender Gemeinschaften in den 
evangelischen Kirchen Deutschlands“. Wenn gegenwärtig von Pluralismus oder 
Pluralität in Lehre und Verkündigung, auch von Polarisierung des kirchlichen 
Lebens die Rede ist, geht es zumeist um strittige Fragen dieser Auseinandersetzung. 
Es erscheint deshalb angebracht, eine Reihe von Daten über diese Konferenz zu- 
sammenzutragen?”. 

Die „Konferenz bekennender Gemeinschaften‘ konstituierte sich im Jahre 1970. 
In ihrer Ordnung heißt es: „Die bekennenden Gemeinschaften wissen sich von 
Jesus Christus gerufen, als einzelne und miteinander in ihren Kirchen für die 
schrift- und bekenntnisgebundene Verkündigung des Evangeliums zu beten und 
zu arbeiten, sich mit dem Evangelium zu ihrem Heiland und Herrn zu bekennen 


27. Literatur: Ulrich Betz, Evangelikale in Deutschland. Skizze einer neuen geistlichen 
Bewegung im deutschen Protestantismus, ÖR 22, 1973, S. 309-319. — Peter Beyerhaus: 
Bangkok ’73 —- Anfang oder Ende der Weltmission? Ein gruppendynamisches Experiment, 
Bad Liebenzell 1973 (Telos-Taschenbuch) — Jürgen Wilhelm Winterhager: Die Umwälzung 
in der Ökumene, Witten 1973. — Rolf Scheffbuch: Zur Sache: Weltmission, Mögliche 
Klärungen und offene Fragen, Neuhausen-Stuttgart 1974 (Telos-TB). — Ders.: Ökumene 
contra Mission? Neuhausen-Stuttgart 1974 (Telos-TB). — Ders: Fragwürdige Ökumene, 
Neuhausen-Stuttgart 1974 (Telos-TB). — Walter Künneth — Peter Beyerhaus (Hg.), Reich 
Gottes oder Weltgemeinschaft? Die Berliner Ökumene Erklärung zur utopischen Vision 
des Weltkirchenrates, Bad Liebenzell 1975 (umfassende Dokumentation). — Ulrich Asen- 
dorf, Über den politischen Mißbrauch des Evangeliums. Ein Kommentar zur kirchlichen 
Lage, Berlin 1974. — Heinrich-Hermann Ulrich, Missionarische Existenz heute. Die Welt- 
konferenzen von Bangkok und Lausanne in ihrer Bedeutung für Mission, Evangelisation 
und Diakonie, Gladbeck 1975. — Walter J. Hollenweger, Ausschau nach dem Gemein- 
samen. Zur Kontroverse der Evangelikalen mit den Ökumenikern, LM 13, 1974, S. 338— 
342. — Gerhard Hoffmann, Partner in der Polarisierung. Die ökumenische Bewegung und 
die Evangelikalen, EvK 7, 1974, S. 592-595. — epd-Dokumentationen Nr. 21/74 vom 
29.4.1974; Nr. 272/74 vom 4.6.1974; Nr. 30/74 vom 24.6.1974; Nr. 33/74 vom 15.7.1974; 
Nr. 343/74 vom 22.7.1974; Nr. 37a/74 vom 7.8.1974. — Periodica: Informationsbrief 
der Bekenntnisbewegung „Kein anderes Evangelium“, Geschäftsstelle 5880 Lüdenscheid, 
Worthstr. 49 (Aufl. ca. 40.000); Informationsdienst der Evangelischen Allianz (idea), * 
6330 Wetzlar-Dalheim, Hohe Straße 25-27. — Vgl. zu diesem Abschnitt auch: KJ 1966, 
S. 77ff., 1967, S. 48ff., 1968, S. 22ff., 1969, S. 39ff., 1970, S. 79ff., 1972, S. TI 
LITINSNZ2ER 
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und nach ihren Möglichkeiten der Entstellung der Botschaft zu widerstehen mit 
dem Ziel der inneren Erweckung und Erneuerung ihrer Kirchen“. 

Dem Leiterkreis gehören an: Pastor Rudolf Bäumer, Espelkamp; Prof. Dr. Pe- 
ter Beyerhaus, Tübingen; Pastor Wolfgang Büscher, Helmstedt; Superintendent 
Reinhold George (seit Dezember 1975 Vorsitzender), Berlin; Pfarrer Fritz Grün- 
zweig, Korntal; Dekan i.R. Walter Tlach, Tübingen. Die Konferenz unterhält ei- 
nen „Theologischen Konvent“ (Präsident: Prof. Beyerhaus, Stellvertreter: Lan- 
dessuperintendent Prof. Dr. Joachim Heubach, Ratzeburg) sowie einen „Missions- 
konvent“ (Vorsitzender: Prof. Beyerhaus, Stellvertreter: Prof. Dr. Jürgen Winter- 
hager, Berlin). 


Folgende Gruppen haben sich der ‚Konferenz bekennender Gemeinschaften“ angeschlossen: 
1. Bekenntnisbewegung „Kein anderes Evangelium“. Sie ist aus dem 1960 entstandenen 
„Bethelkreis‘‘ erwachsen, wurde zunächst für Westfalen gegründet und konstituierte sich am 
21.März 1966 unter dem Eindruck der Dortmunder Bekenntniskundgebung vom 6. März 
auch für die Bundesrepublik. Seither bildeten sich Landesgruppen in Baden, Bremen, Han- 
nover, in der Grafschaft Bentheim, in Ostfriesland, Hessen-Nassau, Kurhessen-Waldeck, im 

Rheinland, in Nordelbien und Westfalen. Vorsitzender ist Pastor Rudolf Bäumer, Espel- 
kamp. 

2. Kirchliche Sammlung um Bibel und Bekenntnis. Diese lutherisch bestimmte und vor- 
wiegend in den norddeutschen lutherischen Kirchen arbeitende Gruppierung geht auf eine 
Gründung 1966 in Braunschweig zurück. Sie ist besonders mit kritischen Äußerungen zur 
Leuenberger Konkordie hervorgetreten und pflegt die Verbindung mit gleichartigen Gruppen 
im skandinavischen Raum. Vorsitzender: Landessuperintendent Prof. Dr. Joachim Heubach, 
Ratzeburg. 

3. Kirchliche Sammlung um Bibel und Bekenntnis in Bayern. Gegründet 1966; Vorsitzen- 
der: Dekan Friedrich Höfer, Kronach. 

4. Evangelische Sammlung Berlin, Gegründet 1967; Leiterkreis; Superintendent Wulf Thiel, 
Superintendent Reinhold George. 

5. Ludwig-Hofacker-Vereinigung in Württemberg. Die Vereinigung wurde 1951 gegründet, 
zunächst unter dem Namen „Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Bibel und Bekenntnis 
in Württemberg‘. Ihre besondere Bedeutung liegt in ihrer starken Verankerung in Kreisen 
und Gruppen des württembergischen Pietismus, worauf auch ihre maßgebliche Stellung 
in der württembergischen Landessynode beruht. Zudem entfaltet sie eine aktive literari- 
sche und gesamtkirchliche Arbeit. Hervorzuheben ist das von ihr unterhaltene Studien- 
haus für Theologiestudenten „Albrecht-Bengel-Haus“ in Tübingen. Vorsitzender der Ver- 
einigung: Pfarrer Fritz Grünzweig, Korntal. 

6. Deutscher Verband für Gemeinschaftspflege und Evangelisation (Gnadauer Verband). 
Der 1974 vollzogene Beitritt dieses großen freien kirchlichen Werkes verleiht der Konfe- 
renz bekennender Gemeinschaften ein besonderes Gewicht. Vorsitzender: Präses Pfarrer 
Kurt Heimbucher, Nürnberg. 

7. Evangelische Notgemeinschaft in Deutschland. Die unter dem Namen „Notgemein- 
schaft evangelischer Deutscher‘‘ 1966 im politischen Protest gegen die sogenannte Ostdenk- 
schrift der EKD von 1965 entstandene Gruppe wurde am 6. März 1975 in die Konferenz 
aufgenommen. Vorsitzender: Pastor Alexander Evertz, Dortmund. 


Zu den wichtigsten Erklärungen der Bekenntnisbewegung „Kein anderes Evan- 
gelium“ und der Konferenz bekennender Gemeinschaften gehören die „Düssel- 
dorfer Erklärung“ zum Reformationsjubiläum 1517-1967 vom 22. November 
1967, die „Frankfurter Erklärung zur Grundlagenkrise der Mission“ vom 4. 
März 1970 und die Erklärung „Prüfet die Geister“ vom Mai 1971. Eine Präam- 
bel zum Neuabdruck dieser Erklärungen gibt über den Sinn solcher Erklärun- 
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gen, zugleich aber auch über das Selbstverständnis und über das Selbstbewußt- 
sein der Bekenntnisbewegung Auskunft ®: 


In Zeiten geistiger Auseinandersetzung ist es nötig, Irrtümer und Irrlehren in das Licht 

der Heiligen Schrift zu stellen. Man kann die biblische Botschaft vom für uns gekreuzig- 
ten und auferstandenen Heiland Jesus Christus nicht ausrichten, wenn man der Entstel- 
lung der biblischen Botschaft nicht ausdrücklich widerspricht. Darum haben Christen ge- 
gen die Irrlehren des Arius das Nicänische Glaubensbekenntnis verfaßt. Darum hat Martin 
Luther seine 'Thesen gegen den Ablaß veröffentlicht. Darum hat die Bekenntnissynode von 
Barmen 1934 gegen die deutsch-christlichen Irrlehren Stellung bezogen. So sind auch wir 
verpflichtet, dem Neu-Rationalismus, der Umfunktionierung der Weltmission, der Pfingst- 
bewegung und der Politisierung der Genfer Ökumene mit der unverkürzten und unverän- 
derten Lehre der Heiligen Schrift entgegenzutreten. 


Zu den äußeren Daten gehört auch ein Hinweis auf die Bekenntniskundgebun- 
gen und Gemeindetage. Nach dem großen Erfolg der Dortmunder Bekenntnis- 
kundgebung von 1966 entwickelten sich regionale „Gemeindetage unter dem 
Wort‘. Sicherlich nicht ohne Zusammenhang mit der harten Kritik am Deut- 
schen Evangelischen Kirchentag wurde die Bekenntniskundgebung von 1966 
im Jahre 1973 als „Gemeindetag unter dem Wort“ in Dortmund wiederholt. 
Offenbar beabsichtigt die Konferenz, derartige überregionale Gemeindetage 
künftig in einem Zwei-Jahres-Turnus durchzuführen. Nach dem „‚Gemeindetag 
unter dem Wort‘ am 29. Mai 1975 in Stuttgart ist bereits für 1977 ein dieses 
Mal mehrtägiger Gemeindetag vom 17. bis 19. Mai in Dortmund angekündigt. 

Zum Verständnis der „Bekenntnisbewegung‘“ (hier künftig im Sinne der Kon- 
ferenz bekennender Gemeinschaften gebraucht) ist eine berichtigende Klärung 
ihres Verhältnisses zu den Evangelikalen erforderlich. Mit großer Selbstverständ- 
lichkeit werden in der kirchlichen und allgemeinen Publizistik, aber auch im 
kirchlichen Sprachgebrauch Bekenntnisbewegung und Evangelikale miteinan- 
der identifiziert. Das ist von beiden Seiten her falsch. Einerseits sind die 
Evangelikalen nicht pauschal der Bekenntnisbewegung zuzurechnen. Für die 
freikirchliche Seite versteht sich das von selbst. Zudem ist die Klärung theo- 
logischer Fragen, vorab des Missionsverständnisses, an denen Evangelikale in- 
teressiert sind, eine zu wichtige Aufgabe, als daß sie mit der Auseinandersetzung 
um die Bekenntnisbewegung gleichgesetzt werden sollte. Auf der anderen Seite 
wird die Bekenntnisbewegung falsch verstanden, wenn man sie vorwiegend 
„evangelikal“ versteht. In ihr sind lutherische Traditionen und Erkenntnisse 
der Bekennenden Kirche mindestens gleich stark vertreten. Mit der Gleichset- 
zung von Bekenntnisbewegung und „evangelikal‘“ macht man sich Gespräch 
und Auseinandersetzung seitens der „amtlichen“ Kirche und Theologie nach 
beiden Seiten hin zu einfach. Diese Erkenntnisse sollte der Aufsatz von Ulrich 
Betz über die „‚Evangelikalen in Deutschland‘ vermittelt haben (s. Anm. 27). 
Wegen der Bedeutung dieser Frage sei hier ein entsprechender Aufsatz aus „idea“ 
abgedruckt, dem Informationsdienst der Evangelischen Allianz (die man noch 
am ehesten als Repräsentanz der „Evangelikalen“ ansprechen kann). 


28. Info.-Bekenntnisbewegung Nr. 50, 1975, S.13. 
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EVANGELIKAL - EIN MEHRDEUTIGER BEGRIFF? 
Von Wolfgang Müller, Wermelskirchen ” 


Kaum ist der Begriff ‚‚evangelikal‘‘ im deutschen Sprachgebiet einigermaßen heimisch ge- 
worden, steht er schon in der Gefahr, mehrdeutig gebraucht zu werden. Als man ihn aus 
dem Englischen übernahm, wollte man damit einen Begriff prägen, der deutlicher als Worte 
wie „pietistisch‘ und prägnanter als „auf dem Boden der Evangelischen Allianz stehend“ 
eine ganz bestimmte Gruppierung innerhalb des Protestantismus umreißen sollte. Daß 

man mit ihm nicht das Ei des Kolumbus gefunden hatte, wurde indes bald deutlich. 
Manche bemängelten, „evangelikal“ sei sprachlich wenig schön und nichts als ein weiterer 
Anglismus in der deutschen Sprache. Andere wieder mißverstanden den Begriff theologisch, 
setzen ihn „‚fundamentalistisch‘‘ gleich und verwahrten sich entschieden dagegen, als „‚Evan- 
gelikale‘‘ vereinnahmt zu werden, obwohl sie es nach dem englischen Sprachgebrauch von 
„evangelical‘‘ ohne Zweifel sind. Einige machten sich daran, den Begriff theologisch zu 
klären — allen voran wohl Dr. Fritz Laubach in seinem Buch ‚Aufbruch der Evangelika- 
len‘. Innerhalb der Evangelischen Allianz — und deshalb auch bei idea — haben wir uns 
bemüht, „‚evangelikal‘‘ in dem Sinn zu gebrauchen, den Laubach in dem Satz zusammen- 
faßt: „Bekehrung und Heilsgewißheit, Gemeinschaft der Gläubigen, Evangelisation und 
Mission und völliges Vertrauen in Gottes Wort, so wie es uns in der Bibel gegeben ist — 
das ist evangelikal‘“ (‚‚Aufbruch der Evangelikalen‘, S. 83). 

Inzwischen aber haben andere, vor allem auch die Massenmedien, dem Begriff ‚„evange- 
likal“ einen anderen Sinn beigelegt. Sie verwenden ihn pauschal für eine bestimmte Gruppe 
evangelikaler Christen, die innerhalb der Landeskirchen stehen und im großen und ganzen 
der Konferenz bekennender Gemeinschaften zuzurechnen sind. So hieß zum Beispiel der 
Untertitel der Fernsehsendung ‚„Brückenschlag möglich?‘, die kürzlich von WDR II aus- 
gestrahlt wurde: „Diskussion um das Verhältnis der Evangelischen Amtskirche zu den 
Evangelikalen‘‘. Die Evangelikalen in ihren verschiedenen Ausprägungen waren aber in der 
Sendung gar nicht vertreten, sondern nur drei evangelikale Landeskirchler. Das war auch 
vesständlich und sachgemäß, da es ja dabei um eine landeskirchliche Angelegenheit ging. 
Gewiß hätte das meiste, was sie sagten, auch von freikirchlichen Evangelikalen so gesagt 
werden können — an einigen Stellen aber zeigten sich eklatante Unterschiede, vor allem 
im Gemeinde-, teilweise aber auch im Amtsverständnis (etwa da, wo Pfarrer Deitenbeck 
zwischen Funktionären und Nur-Mitgliedern einer Kirche unterschied). Die Folge könnte 
nun sein, daß viele Freikirchler sagen: „Seht ihr, wenn das die Evangelikalen sind, dann 
können wir uns nicht ohne weiteres zu ihnen zählen und müssen uns vielleicht sogar an 
einigen Stellen von ihnen distanzieren.‘‘ Damit aber wäre ein Begriff, der ursprünglich eine 
Klammer sein sollte, wieder zu einer Abgrenzung geworden, Daher drei Bitten: 

Die erste richtet sich an kirchliche und säkulare Journalisten: Man wende den Begriff 
„evangelikal‘‘ pauschal nur da an, wo wirklich alle Evangelikalen eingeschlossen sind. Sonst 
müßte man schon differenzieren, indem man etwa von „landeskirchlichen‘“ oder ‚„‚freikirch- 
lichen“ Evangelikalen spricht. Man mag einwenden, daß die Freikirchen in den deutsch- 
sprachigen Ländern zahlenmäßig unbedeutend sind. Das ist nicht zu bestreiten. Aber viel- 
leicht sollte man dabei doch auch an die Situation in anderen Ländern denken. So werden 
beispielsweise auf dem Lausanner Kongreß für Weltevangelisation die Teilnehmer, die aus 
Landeskirchen oder ähnlichen geprägten Gemeinschaften kommen, in der Minderheit sein. 

Die zweite Bitte geht an die Vertreter der bekennenden Gemeinschaften. Diese mögen 
den Begriff „evangelikal“ nicht als ihr Monopol in Anspruch nehmen! Theologisch und pu- 
blizistisch haben sie in den letzen Jahren weitgehend die Initiative übernommen. Dafür 
sei ihnen gedankt. Aber man differenziere bitte, wo sie allgemein als Evangelikale sprechen 
und wo sie ganz bewußt innerhalb ihrer Landeskirchen bestimmte Anliegen vertreten, die 
nicht ohne weiteres auch die von Freikirchlern sein müssen. Denn es existieren nun einmal 
theologische Unterschiede zwischen ihnen und den Freikirchlern. Als Beispiel sei nur das 
Kirchen- und Gemeindeverständnis genannt. Man wird sich damit abzufinden haben, daß 


29. In: idea Nr. 17, 1974. 
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solche geschichtlich gewachsenen und sachlich begründeten theologischen Unterschiedlich- 
keiten respektiert werden müssen. 

Die dritte Bitte geht an die Freikirchler. Sie sollten sich ebenso zu brennenden theologi- 
schen Fragen der Gegenwart öffentlich äußern und nicht auf den relativ kleinen Kreis ihrer 
jeweiligen Freikirche beschränkt bleiben. Häufig schafft man es selbst nach intensiven Be- 
mühungen nicht, eigenständige Beiträge von kompetenten Vertretern der Freikirchen zu er- 
halten. Noch seltener erfolgen spontane Reaktionen — es seien denn solche, in denen man 
sich von den Aussagen anderer distanziert. Abgrenzungen aber genügen nicht; positive Aus- 
sagen sind erforderlich. Unter Umständen wird auch das ehrliche Eingeständnis nötig sein, 
daß es hier und dort innerhalb einer Freikirche ähnliche theologische und dogmatische 
Probleme gibt wie in den Landeskirchen. 

In idea soll Raum sein für alles, was sich auf dem evangelikalen Sektor tut: sowohl für 
das, was allen gemeinsam ist und was vor allem im Bereich der Evangelischen Allianz sei- 
nen Niederschlag findet, als auch für das, was in unterschiedlichen Teilbereichen des evan- 
gelikalen Lagers geschieht, sei es nun auf landes- oder auf freikirchlicher Ebene. Nur muß 
es eben an unser Ohr dringen und von kompetenter Seite interpretiert oder auch kritisch 
hinterfragt werden. 

Es wäre schade, müßte der kaum gefundene Begriff „evangelikal‘“ schon wieder als un- 
brauchbar zu den Akten gelegt werden. Wer würde dann wohl einen besseren finden, und 
wer würde den Mut haben, ihn zu gebrauchen? 


In der „Bekenntnisbewegung‘ kommen kirchliche, theologische und — im Sinne 
aktiver Frömmigkeit — spirituelle Traditionen zur Geltung, die zum Wesen des 
deutschen Protestantismus gehören. Wer dies alles als überholten Konservativis- 
mus abtun wollte, würde die Bedeutung von Kontinuität und Überlieferung für 
das Leben der Kirche ebenso verkennen wie die Tatsache, daß ein großer Teil 
der Gemeindeglieder (vielleicht die Majorität der aktiven Christen?) aus diesen 
Traditionen sein geistliches Leben führt. Als eine neue Entwicklung darf man 
freilich die Art der Frontbildung in der Form kämpferischer „Parteibildungen“ 
verzeichnen. Der deutsche Protestantismus kennt in seiner Geschichte der Theo- 
logie und erst recht seines synodalen Lebens solche Parteibildungen. Doch sind 
mit den heute üblicherweise zur Schau getragenen Absolutheitsansprüchen und 
mit der Ungeduld des ungeschichtlich denkenden Doktrinärs neue Elemente 

in die kirchlichen und theologischen Auseinandersetzungen hineingekommen. 
Eine nicht geringe Rolle spielen dabei die nicht immer den Kern der Sache 
treffende publizistische Begleitung, die Querverbindungen zu vergleichbaren 
politischen Fronten, die geringer werdende Kraft der Kirche zu Evangelisation 
und missionarischem Dienst, das Gewicht weltweiter ökumenischer Entwick- 
lungen und Fehlentwicklungen, auf die eine einzelne Kirche kaum noch einen 
Einfluß nehmen kann, so daß die Versuchung zu einem allgemeinen Anglei- 
chungsprozeß groß ist. 

Man sollte der Bekenntnisbewegung diese ganze Entwicklung nicht allein an- 
lasten. Ihr entspricht auf der entgegengesetzten Seite der Polarisierung eine 
sehr bunte Gruppenbildung, in der sich eine vorwiegend gesellschaftliche Deu- 
tung der Kirche und ihres Auftrages kämpferisch zur Geltung bringt. Die Be- 
kenntnisbewegung versteht sich als eine längst fällige Gegenwehr gegen eine 
um sich greifende Tendenz, Kirche und Christenheit in eine Avantgarde des 
irdischen Fortschritts zu verwandeln. Von daher erklärt sich die scharfe Front- 
stellung gegen ein „Feindbild“, das eine breite Skala von Angriffspunkten um- 
faßt: eine neorationalistische Theologie; ein Pluralismus und Synkretismus im 
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Verein mit der Duldung von Irrlehre in Kirche und Theologie; eine gesell- 
schaftsphilosophische und gesellschaftspolitische Überfremdung der kirchli- 
chen Verkündigung, zum Teil mit Mitteln marxistischer Kategorien; eine so- 
ziale Umdeutung von Mission; eine Fehlentwicklung der ökumenischen Bewegung 
zum Instrument der Weltgemeinschaft, die an die Stelle des Zeugnisses für das 
Reich Gottes tritt; eine Umdeutung zentraler biblischer Begriffe im Sinne po- 
litischer und revolütionärer Zielsetzungen. Zu den besonderen Merkmalen die- 
ser ganzen Auseinandersetzung gehört die harte Kritik an den Kirchenleitungen, 
denen die Bekenntnisbewegung mangelnde Entschlußkraft und schwächliches 
Zurückweichen zum Vorwurf macht. Mit einer zielbewußt ausgebauten Öffent- 
lichkeitsarbeit werden die Gemeinden zur Gegenwehr aufgerufen und zu neuer 
Freude am Bekenntnis ermutigt. 

Eine derartige Beschreibung des Feldes der Auseinandersetzung, auf dem die 
Bekenntnisbewegung wirkt, ist Aufgabe einer unvoreingenommenen Betrachtung, 
gegen die freilich von allen Seiten immer wieder verstoßen wird. Daher haben 
auch die vielfältigen Versuche von Kirchenleitungen und kirchlichen Einrich- 
tungen (u.a. Arbeitsgemeinschaft Missionarische Dienste), für eine Verständi- 
gung zu wirken, bisher so gut wie keinen greifbaren Erfolg gehabt. Das gilt 
besonders für die Auseinandersetzung über den „Deutschen Evangelischen Kir- 
chentag“, durch die die von der Bekenntnisbewegung aufgegriffenen Streit- 
punkte am stärksten in die kirchliche und allgemeine Öffentlichkeit getragen 
wurden. 

Nach den Kirchentagen in Hannover 1967 und Stuttgart 1969 kam es zur 
offenen Kampfansage der Bekenntnisbewegung an den Kirchentag. Der Kir- 
chentag in Düsseldorf 1973 führte zur Verweigerung jeder weiteren Mitarbeit 
und zu scharf formulierten „Anfragen an die Verantwortlichen der Kirche“ ”. 
Die Vorwürfe gegen den Kirchentag umfassen gleichsam das gesamte Programm 
der Bekenntnisbewegung: Zementierung des kirchlichen Pluralismus, Tolerie- 
rung aller Irrlehren, Öffnung gegenüber dem Enthusiasmus und dem Sog pro- 
gressiver Politisierung. Dabei verkennt die Bekenntnisbewegung Charakter und 
Selbstverständnis des Kirchentages als eines Forums, auf dem das Spannungs- 
feld zwischen Kirche und Gesellschaft voll zur Darstellung kommt. Infolge- 
dessen wird der Kirchentag mit Kirche und EKD gleichgesetzt und als Spiegel- 
bild der Kirche selbst verstanden. Die Leitungen der VELKD und der Arnolds- 
hainer Konferenz erarbeiteten eine Antwort auf diese Anfragen. 


SCHREIBEN DES LEITENDEN BISCHOF DER VELKD, BISCHOF D. WÖLBER, 
UND DES VORSITZENDEN DER ARNOLDSHAINER KONFERENZ, 
BISCHOF D. DR. HARMS, 

AN DIE KONFERENZ BEKENNENDER GEMEINSCHAFTEN 


Vom 31. Januar 1975 


Unter der Überschrift „Der Kirchentag 1973 — eine Demaskierung der Kirche?“ haben 
Sie eine Reihe von Anfragen an Verantwortliche der Kirche gerichtet. Wir danken Ihnen, 


30. „Der Kirchentag 1973 — eine Demaskierung der Kirche? Anfragen an die Verant- 


wortlichen der Kirche.“ Informationsbrief Nr. 41 der Bekenntnisbewegung „Kein ande- 
res Evangelium“, Dezember 1973. Knapper Auszug in KJ 100, 1973, S. 40f. 
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daß Sie dies als brüderlichen Dienst für die Kirche verstehen und sich mit uns um eine 
Klärung der Sie bedrängenden Fragen bemühen wollen. Das kann in einem Brief nicht 
abschließend geschehen, sondern erfordert das Gespräch. Solchen Gesprächen hat sich 
die Leitung des Deutschen Evangelischen Kirchentages bereits wiederholt gestellt. Wir 
würden es begrüßen, wenn zwischen Ihnen und uns die angesprochenen Fragen ebenfalls 
mündlich erörtert werden könnten, weil wir davon überzeugt sind, daß im gegenseitigen 
Hören aufeinander Polarisierungen abgebaut oder ganz überwunden werden können. 

1. Aus Ihren Anfragen hören wir die Sorge heraus, daß die Kirchenleitungen Schrift 
und Bekenntnis nicht genügend zur Geltung bringen. Nun fühlen wir uns aber mit Ihnen 
in der Bindung an Schrift und Bekenntnis einig; wir bekennen uns wie Sie zu der „durch 
Gottes Gnade gegebenen rettenden Wahrheit des biblischen Christuszeugnisses‘‘. In dieser 
Gemeinsamkeit sehen wir Voraussetzung und Ziel unseres Gesprächs. Dabei kann sich 
allerdings erweisen, daß wir aus der Bindung an die biblische Botschaft im reformatori- 
schen Verständnis unterschiedliche Folgerungen für die Verkündigung und das Handeln 
der Kirche ableiten. Die Frage der Zulässigkeit solcher Unterschiede sollte ein wesent- 
licher Gesprächspunkt zwischen uns sein. 

2. Sie gehen davon aus, daß die Kirchenleitungen das Geschehen auf den Kirchenta- 
gen in erster Linie zu verantworten hätten. Wir bestreiten nicht, daß die Kirchenleitun- 
gen auch eine Verantwortung für die Kirchentage tragen, aber nicht in dem Sinne, daß 
sie über Inhalt und Ablauf entscheiden. Der Kirchentag ist ebenso selbständig wie andere 
Werke und Verbände evangelischer Laienarbeit, die in unseren Kirchen ihren festen Platz 
gefunden haben. Unsere Verantwortung für den Kirchentag gründet — unbeschadet sei- 
ner Selbständigkeit — in der umgreifenden Verantwortung für das geistige und geistliche 
Leben in unseren Kirchen. Deswegen bewegt uns das, was auf den Kirchentagen geschieht, 
genauso wie das, was sich in der „Bekenntnisbewegung‘‘ und den „Bekennenden Ge- 
meinden‘““ vollzieht. 

3. Der Kirchentag selber hat einen Entwicklungsprozeß durchlaufen, der das Programm, 
den Stil und das Geschehen auf den Kirchentagen in den letzten Jahren verändert hat. 
Dabei sind die beunruhigenden Fragen unseres gesellschaftlichen und politischen Lebens 
stark in den Vordergrund getreten. In diesem Zusammenhang hat es Erscheinungen gege- 
ben, die den Eindruck erweckten, daß ethische Fragen aus der Verbindung mit dem 
Evangelium gelöst werden, daß die wissenschaftlich-theoretische Diskussion ohne Bezug 
auf die Wirklichkeit des Glaubens geführt wird und daß durch gottesdienstliche Experi- 
mente die Botschaft von Jesus Christus Einbuße erleidet. Dies erklärt, warum sich Gemein- 
deglieder in ihren Erwartungen vom Kirchentag enttäuscht sehen. 

Solchen Fehlentwicklungen muß entgegengewirkt werden. Wir meinen allerdings erken- 
nen zu können, daß auch für den Kirchentag Verantwortliche diese Notwendigkeit sehen. 

4. Sie werfen dem Kirchentag Pluralismus vor. Dieser Vorwurf enthält unseres Erachtens 
eine Erwartung, die der Kirchentag nicht erfüllen kann. Gerade weil er ein christliches Ge- 
sprächsforum in unserer gesellschaftlichen Öffentlichkeit ist, muß er ihre Spannungen 
und Unabgeklärtheiten widerspiegeln. Dieser Tatbestand gebietet es, die Offenheit des 
Gespräches nicht einzuengen und die aufgeworfenen Fragen nicht abzuschneiden. Wohl 
aber muß man erwarten, daß der Geist der Liebe Christi die Auseinandersetzungen be- 
stimmt. 

Vom Kirchentag kann unseres Erachtens nicht erwartet werden, daß er über Fragen 
des Glaubens und der Lehre entscheidet. Im Vertrauen darauf, daß sich die Wahrheit 
des Evangeliums im Austausch widerstreitender Meinungen durchsetzen wird, meinen wir, 
daß wir alle nachdrücklich gerufen sind, diese Wahrheit auf dem Kirchentag zu bezeugen. 

5, Ihr Vorwurf, daß der Kirchentag Irrlehren toleriert, trägt der Tatsache nicht Rech- 
nung, daß die Veranstalter und viele Besucher des Kirchentages mit Ernst Christen sein 
und Christus bezeugen wollen. Dabei stehen sie — genau wie Sie selbst — vor der Auf- 
gabe, die Christusbotschaft, die „klare missionarische Heilsproklamation‘ heute auszusa- 
gen und zu konkretisieren. 

Wir bitten Sie deshalb dringend zu prüfen, ob Sie sich nicht gerade in dieser Aufgabe 
mit vielen auf den Kirchentag verbunden wissen müßten. 

Mit Recht fordern Sie, daß eindeutige Irrlehren klare Absagen erhalten. Wir behaupten 
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nicht, daß dies bei uns überall und zu rechten Zeit geschehen ist. An die Art aber, wie Sie 
einzelne Äußerungen und Personen verurteilen, müssen wir die Frage richten, ob darin 
noch die Liebe Christi erkennbar ist, die die Müh auf sich nimmt, dem anderen nachzu- 
ehen. 
5 6. Der „Enthusiasmus“ auf dem letzten Kirchentag beunruhigt Sie. Auch für uns wirft 
die „Liturgische Nacht‘ Fragen auf. Das Neue Testament (1. Kor. 14; 2. Kor. 12) erlaubt 
es aber nicht, jegliche Form eines ekstatischen Gottesdienstes von vornherein zu verur- 
teilen; die Auferbauung der Gemeinde ist der vom Apostel Paulus gesetzte Maßstab für 
die Beurteilung. Dennoch stehen wir hier vor Fragen, um deren Beantwortung wir uns 
gemeinsam bemühen sollten. 

7. Sie erheben schließlich den Vorwurf, daß der Kirchentag „im Sog progressiver Poli- 
tisierung‘‘ stünde, und beziehen sich dabei auf bestimmte Diskussionsbeiträge und Reso- 
lutionen. Auch wir halten es für falsch, das Evangelium unreflektiert für politische 
Ziele in Anspruch zu nehmen; die Besonderheit seines Angebotes und seiner Forderung 
muß beachtet werden. Dies kann aber nicht bedeuten, das Wirken des Evangeliums als 
Anspruch und Zuspruch im politischen Bereich überhaupt zu bestreiten. Wir hoffen, mit 
Ihnen darin einig zu sein, daß das Evangelium den menschlichen Machtanspruch in seine 
Schranken weist und auch im politischen Bereich in den Dienst am Nächsten führt. 


Mit den vorstehenden Themen, die wir aus Ihrer Anfrage aufgenommen haben, sind we- 
sentliche Fragen der Kirche angeschnitten. Deshalb sind wir in aller Kürze auf sie einge- 
gangen; wir sind jedoch davon überzeugt, daß sie in einem ausführlichen und vorbereite- 
ten Gespräch vertieft werden müssen. 

Die Vollkonferenz der Anroldshainer Konferenz und die Kirchenleitung der Vereinig- 
ten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands erklären ihre Bereitschaft zu einem 
solchen gemeinsamen Gespräch und werden ihre Beauftragten benennen, sobald Sie uns 
Ihre Bereitschaft wissen lassen. 


In ähnlich umfassender Weise, hier gleichsam im Weltmaßstab, unterzieht die 
Bekenntnisbewegung den Ökumenischen Rat der Kirchen (ÖRK) der Kritik. 
Die Tagung des Zentralausschusses des ÖRK im August 1974 in Berlin (West) 
und die Vorbereitung der 5. Vollversammlung des ÖRK für Ende 1975 in 
Nairobi, aber auch der „Internationale Kongreß für Weltevangelisation‘‘ im 
Juli 1974 in Lausanne°! gaben der Bekenntnisbewegung Veranlassung, eine 
ausführliche Erklärung zu ökumenischen Fragen vorzubereiten. Die Ankündi- 
gung einer solchen Erklärung veranlaßte den Vorsitzenden des Missionsrates 
des Evangelischen Missionswerkes in Südwestdeutschland, Vizepräsident i.R. 
D.Dr. Rudolf Weeber, zu folgenden Bemerkungen in einem Referat auf der 
Missionssynode des genannten Werkes am 18./19. Mai 1974 *: 


Die Auseinandersetzung über das Ja oder Nein zu dem, was als der Kurs des Ökumenischen 
Rates der Kirchen verstanden wird, belastet und begleitet unsere kirchliche Arbeit schon 
seit Jahren. Eine klärende Erörterung der dahinter stehenden Probleme wäre schon lange 
dringlich. Die Frage, wie dies geschehen könnte, blieb wohl zu lange unbeantwortet, und 
das, was da und dort einer Klärung dienen sollte, fand entweder kein Gehör oder versank 
im Streit der zunehmenden Distanzierung und Polarisierung. Da die Existenz der Christen- 
heit ohne Frage eine ökumenische Dimension hat, betrachte ich als unsere Aufgabe, in den 
sicher unausweichlichen Spannungen und Konflikten inmitten dieser weltweiten Christen- 
heit den von uns erwarteten Beitrag in Wahrheit und Liebe wachsam und geduldig, entschie- 
den und gesprächsbereit, sachgetreu und ohne Vorurteil zu leisten. 


31. Zu weiteren größeren ökumenischen Tagungen des Jahres 1974 s. die Chronik, 


S.US2STE: 
32. Text nach: epd ZA Nr. 97 vom 21.5.1974. 
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Das Missionswerk als solches gehört organisatorisch nicht zum Ökumenischen Rat. Wir 
wollen aber nicht übersehen, daß unsere Mitgliedkirchen in Deutschland und unsere Part- 
nerkirchen in Übersee direkt und indirekt auch Mitgliedkirchen im Ökumenischen Rat 
sind. Die Gemeinschaft der Kirchen, die hier entstanden ist, betrachten wir nicht nur als 
ein kirchengeschichtliches Ereignis, sondern im Prinzip auch als Konsequenz des neutesta- 
mentlichen Verständnisses der Gemeinde als dem einen Leib, Dies bedeutet selbstverständ- 
lich keine kritiklose und pauschale Zustimmung zur Arbeit und zu den Verlautbarungen 
aus dem Genfer Zentrum. Es schließt aber ebenso selbstverständlich jede pauschale und 
undifferenzierte Verurteilung des Genfer Stabes aus. Die Vorstellung, es könne die Christen- 
heit in zwei Gruppen eingeteilt werden, nämlich in „Evangelikale“ und „Ökumeniker“, 
widerspricht der Wirklichkeit. 

Wir freuen uns vielmehr über jeden Ansatz zur Überwindung der gegenwärtigen Polari- 
sierung. Unter diesem Aspekt blicken wir mit gesammelter Aufmerksamkeit auf den Inter- 
nationalen Kongreß für Weltevangelisation in Lausanne im Juli dieses Jahres. Was der Pro- 
grammdirektor dieses Kongresses, Dr. Paul Little, kürzlich in einem Interview feststellte, ver- 
dient unterstrichen zu werden: ‚Viele Evangelikale sind Okumeniker und viele Vertreter 
der ökumenischen Bewegung denken evangelikal...‘“ 

Bei den Informationen, soweit sie mir zugänglich waren, ist mir aufgefallen, daß offen- 
bar in den jüngst verschickten Referaten von südamerikanischen evangelikalen Autoren 
die Christenheit aufgefordert wird, bei aller Treue zum Missionsbefehl Christi und bei 
aller nötigen Betonung der persönlichen Glaubensentscheidung dennoch die soziale Kom- 
ponente des Evangeliums nicht zu vergessen und nicht zu diskreditieren. Mir scheint, daß 
damit Probleme, welche kritische Rückfragen an den Kurs der Genfer Ökumene in deren 
jüngeren Geschichte ausgelöst haben, auch in Lausanne auf der Tagesordnung erscheinen. 
Sollte es undenkbar sein, dabei falsche Alternativen als solche zu erkennen und Brücken 
der Verständigung zu schlagen? 


Die von der Bekenntnisbewegung angekündigte Ökumene-Erklärung geriet frei- 
lich zu einer breit angelegten und sehr wenig differenzierten Anklage. Auf einer 
als „Europäischer Bekenntniskonvent“ bezeichneten Tagung am 23. Mai (Him- 
melfahrt) in Berlin wurde die Berliner Ökumene-Erklärung 1974 „Freiheit und 
Gemeinschaft in Christus“ beschlossen und in einer abendlichen Bekenntnis- 
versammlung in der Berliner Philharmonie verlesen (Text s. u. S. 275-287). Die 
Kurzfassung von Berlin wurde später durch eine Langfassung mit ausführlichen 
Erläuterungen ergänzt”. Eine interessante Erläuterung fand die Berliner Erklä- 
rung in einem Interview mit dem Berliner Superintendenten Reinhold George 
(seit Ende 1975 Vorsitzender der Konferenz bekennender Gemeinschaften), 
das am 24. Mai im RIAS-Berlin und im Saarländischen Rundfunk gesendet 
wurde *: 


ÜBER DEN ÖKUMENISCHEN KURS SOLL WELTWEITE DISKUSSION EINSETZEN 


Frage: Was erwarten Sie von der Berliner Ökumene-Erklärung 1974? 

Superintendent George: Ich hoffe und erwarte, daß es keine vorschnellen kirchenamt- 
lichen Reaktionen gibt, weil Dinge, die vorschnell geäußert werden, meist sehr töricht 
sind. Es handelt sich ja hier gar nicht um die Berliner kirchliche Situation, auch noch nicht 
einmal so sehr um die europäische; sondern, wenn Sie den Text genau lesen, merken Sie, 
daß er auch an die überseeischen Kirchen gerichtet ist, besonders an die afrikanischen und 
asiatischen Kirchen. Die Mitwirkung an der Konferenz erfolgte durch eine große Zahl von 


33. Der Text der Langfassung vom 1. Juli 1974 findet sich in der epd-Dokumentation 
Nr. 34/1974 vom 22.7. sowie in dem Band „Reich Gottes oder Weltgemeinschaft?“ 


(s. Anm. 27). 
34. Text nach: berliner kirchenreport Nr. 98 vom 27.5.1974. 
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Delegierten — es waren ungefähr hundert hier beisammen: mehrere Bischöfe aus dem Aus- 
land, kirchliche Delegierte und auch Gäste. Das Ganze ist langfristig zu einem bestimmten 
Zweck vorbereitet worden: es soll über den gegenwärtigen ökumenischen Kurs eine welt- 
weite Diskussion einsetzen. Es gibt natürlich — das wissen auch unsere Hörer — beachtliche 
Theologen, die sagen: das, was heute die Genfer Ökumene in großen Teilen ist, wird zwar 
durch ein Schiff dargestellt (das Schiff ist ja das Symbol der Ökumene!), hier wird aber 
ohne Kompaß und ohne Karte und ohne Ruder gefahren! Ich kann mich diesem Urteil so 
nicht anschließen. Ich glaube, daß die Mehrheit unter uns darauf hofft, daß durch die 
zwölf thesenartigen Sätze der Berliner Ökumene-Erklärung eine ausführliche Diskussion 
ausgelöst werden wird. Wir haben natürlich die Dinge klar beim Namen nennen müssen. 
Das ist immer so in der Kirchengeschichte gewesen. Faule Kompromisse überdecken die 
Eiterherde nur, aber heilen nicht. Und außerdem muß man immer wieder auf den Konferenz- 
charakter der Ökumene hinweisen. Hier sind die Meinungsbildungen breit gestreut. Unser Wort 
tichtet sich ja nicht nur nach Genf, sondern an die Mitgliedskirchen, aus deren Mitte schon 
ähnliches gesagt worden ist. Ich erinnere nur an die Norwegische Kirche, an die Orthodo- 
xie, auch an die Russische Orthodoxie. Hier ist eine breite Bitte um Kursänderung! 

Frage: Aber sagen Sie, Herr George, sind nicht einzelne Formulierungen zu scharf?: 
„falscher Geist‘, „‚Irrlehre‘‘, ‚„Widergöttlicher Humanismus“? 

George: Ja, sicher! Wir wollten aber nicht von scharf zu schartig! Das heißt: allzu scharf 
macht schartig. Das wollten wir nicht. Aber wir wollten auch nicht die Klarheit vernebeln. 
Ich glaube — ich habe es schon so oft gesagt und darf es auch hier wiederholen — ich 
glaube: auch scharfe Ausdrücke brauchen keine Kriegserklärung zu sein, sondern sind nur 
so eine Herausforderung zu Diskussion. Bisher war nämlich meiner Meinung nach die ganze 
ökumenische Überlegung nur ein Expertengespräch. Wir wollten, daß es zu einem Gemein- 
degespräch kommt. Dazu aber muß man die Konturen hart und klar zeichnen. 

Frage: Sie meinen das Gemeindegespräch, Herr Superintendent. Aber könnte nicht der 
Vorwurf erhoben werden, die Kritik an der Ökumene sei zu pauschal. Es wird kein Name 
genannt, es werden keine Zitate genannt — wenigstens nicht in dieser gestern veröffentlich- 
ten Erklärung. Wer ist denn wirklich gemeint? 

George: Zitate werden in der Denkschrift kommen, die folgt. Ich möchte aber im Prinzip 
sagen, daß das Ganze nicht gegen, sondern für die Ökumene gedacht ist. Absichtlich sind 
keine Personalisierungen vorgenommen. Der Weltrat der Kirchen ist ja ein vielschichtiges 
Instrument der gesamten Mitgliedskirchen. Wir haben absichtlich F ormulierungen gewählt 
wie „in“ der Ökumene oder „durch“ die Ökumene, aber niemals ist die Ökumene als Gan- 
zes gemeint und angesprochen. 

Frage: Herr Superintendent, ein den Bekenntnisgemeinschaften nahestehender Journalist 
hat vor ein paar Tagen in der Zeitung DIE WELT geschrieben, als F olge der Veranstaltung 
am Himmelfahrtstag sei eine weitere Verhärtung der Fronten zu erwarten. Er hat dann 
einen Tag später geschrieben, Leidtragender bei dieser Demonstration des Gegeneinander 
wird schließlich nur das Christentum sein, wenn seine profilierten Vertreter nicht verste- 
hen, aufeinander zu hören. Der Mehrheit der Kirchenmitglieder wird die öffentliche Aus- 
einandersetzung unverständlich bleiben. 

George: Das ist eine gefährliche Voraussage — ich weiß nicht, ob das alles unverständlich 
bleibt. Mag es im Augenblick auch unverständlich sein. Ich habe den Eindruck, daß — da 
es ja nicht um Frontbildungen, sondern um die Einheit der Christen auf Erden geht — daß 
gerade durch diesen Dialogcharakter der Auseinandersetzungen die Einheit gefördert wird. 
Ich glaube aber auch nicht, daß wir in einem Prozeß des Unverständlichwerdens stehen. 
Sondern ich habe im Gegenteil den Eindruck, daß man die Erfahrung machen kann, daß ge- 
rade jetzt und heute Intellektuelle und Jugendliche interessiert sind. Denken Sie doch an 
das Bild in der Philharmonie gestern, das durch Anwesenheit vieler junger Menschen ge- 
zeichnet war. Denken Sie doch daran, daß in steigendem Maß die Menschen interessiert und 
auch engagiert sind. Das hängt sicher auch damit zusammen, daß wie seinerzeit in der Re- 
formation die Masse des Volkes durch Erfindung des Buchdrucks mit theologischen Proble- 
men konfrontiert werden konnte, so auch jetzt durch die Massenmedien die Leute sich in 
steigendem Maß für die kirchlichen Auseinandersetzungen interessieren. Dadurch daß die 
Massenmedien kirchliche Fragen publizieren, wird das Ganze, soweit ich weiß und merke, 
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der Mehrheit eben nicht unverständlich, sondern immer verständlicher. Und gerade das ist 
unsere Hoffnung: wie in allen Perioden der Kirchengeschichte beschäftigen sich jetzt nicht 
bloß die theologischen Experten, sondern die Gemeinde selbst mit diesen Problemen. Sie 

fällt Urteile und kommt zu klaren Zielsetzungen. Die Hoffnung, die wir haben, ist, daß 

in den Mitgliedskirchen und natürlich auch in Genf jetzt im ökumenischen Rahmen diese 

Kurskorrektur erreicht wird. 

Frage: Zugegeben, ja: starkes Interesse der Jugend in der Philharmonie. Aber haben Sie 
nicht den Eindruck, daß im Grunde eine solche Erklärung und wahrscheinlich auch die 
Denkschrift bei den breiten Schichten, an die Sie sich doch wenden wollen, zu viel vor- 
aussetzt? 

George: Ganz sicher! Aber: wenn Sie an die Barmer Erklärung denken oder wenn Sie 
an die Confessio Augustana denken oder wenn Sie etwa an die Lehraussagen der früh- 
katholischen Kirche denken — so ist das alles ja in den Barbierstuben zu Konstantinopel 
oder auf den Straßen und übrigens auch in den Verhören bei der Gestapo erörtert wor- 
den. Gleich wurde das alles natürlich nicht verstanden! Die Breitenwirkung kommt immer 
erst danach und kommt später. Ich glaube aber daran, daß wir immer die Möglichkeit 
haben, mit dem Wort Gottes in der Kirche auch für die Mehrheiten klar und verständlich 
zu sagen, was der Wille Gottes in dieser bestimmten Situation ist. 

RIAS: Vielen Dank, Herr Superintendent George, daß Sie sich diesen Fragen gestellt 
haben. 


Welche Aufnahme die Berliner Erklärung in amtlichen kirchlichen Kreisen ge- 
funden hat, läßt eine Äußerung von Bischof D. Kurt Scharf, der sich der Rat 
der EKD ausdrücklich angeschlossen hat, erkennen: 


BISCHOF D. SCHARF ZUR BERLINER ÖKUMENE-ERKLÄRUNG® 


Wie der Zentralausschuß des Weltkirchenrates selbst, so hat unsere Synode den Willen bekun- 
det, die Evangelikalen für die ökumenische Bewegung zurückzugewinnen. Deswegen habe ich 
an der Veranstaltung teilgenommen und habe mich dabei öffentlich zu meiner Verantwor- 
tung im Ökumenischen Rat der Kirchen voll bekannt. 

Veranstaltungen wie die gestrige machen es nicht leichter, den bekundeten Willen zu ver- 
wirklichen. Vieles, was zu den Erscheinungen der Zeit gesagt worden ist, war meines Er- 
achtens nicht unberechtigt, auch vieles, was zur innerkirchlichen Situation gesagt worden ist, 
ist wert, erörtert und bedacht zu werden. Das gilt vor allem von dem Vortrag von Pro- 
fessor Wisldff aus Oslo. Aber die Kernsätze der sogenannten „Berliner Ökumene-Erklä- 
rung“ in ihrer direkten eingeengten Adıressierung sind unerträglich. Behauptungen dieser 
Art sind ungerecht, belasten die Beziehungen, erschweren die gemeinsame Aufgabe, die 
missionarische wie die diakonische. 

Ich weiß, daß weitergehende Absichten bei einer Gruppe der Träger der Veranstaltung 
bestanden haben, daß um die Formulierungen intern nicht geringe Auseinandersetzungen 
stattgefunden haben, daß speziell die Berliner Verantwortlichen sich bemüht haben, die 
Kluft nicht zu vertiefen. Ich würdige, daß im Programm als Gebetsanliegen für das stille 
meditative Gebiet die ökumenischen Konferenzen in Berlin und Djakarta ausdrücklich 
genannt worden sind. Dennoch: Einzelzitate zu Wegemarken für die Richtung der Gesamt- 
arbeit des Ökumenischen Rates der Kirchen zu machen, tut das, was Professor Wisl6ff um- 
gekehrt verurteilt hat: Hier werden aus halben Wahrheiten ganze Lügen. 

Im übrigen halte ich den Vergleich mit der Barmer Synode 1934 für absolut unangemes- 
sen. Keiner der Verfasser und Vortragenden riskiert unter den Verhältnissen unserer frei- 
heitlichen Demokratie sein Pfarramt, seinen Lehrstuhl, seine Freiheit oder gar sein Leben, 
wie die, die 1934 die Barmer Erklärung beschlossen haben. 

Aber das Gespräch soll weitergehen. Dies beides, meine Kritik und meine Gesprächsbe- 
reitschaft, habe ich gleich gestern abend nach der Veranstaltung den Hauptverantwortli- 
chen gegenüber zum Ausdruck gebracht. 


35. Text nach: Berliner Sonntagsblatt Nr. 22 vom 2.6.1974, S. 4. 
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2. Kirche in Staat und Gesellschaft 


Von Erwin Wilkens 


Es ist sicherlich mehr als eine Floskel, wenn seitens der Kirchen immer wieder 
festgestellt wird, daß sie in der Bundesrepublik Deutschland unter Bedingungen 
leben, die ihnen in verfassungstechtlicher, politischer und allgemeiner gesell- 
schaftspolitischer Hinsicht ein Höchstmaß an Unabhängigkeit gewährleisten. 
Darin wirkt sich die freiheitlich demokratische Verfassung des Staates aus, 

die sich auf einer von christlichen Überlieferungen mitgeprägten Wertordnung 
gründet. Die Stellung der Kirchen in Staat, Gesellschaft und Öffentlichkeit kann 
als nach wie vor stark bezeichnet werden. Sie sind in vielen Bereichen des öf- 
fentlichen und gesellschaftlichen Lebens institutionell mitbeteiligt. Ihr Urteil 
wird meistens gern mitbedacht, sofern es über die Autorität der Sachkenntnis 
und der Sachbezogenheit verfügt. 

Dieses Bild bedarf aber einer Ergänzung. Die Lebensbedingungen der Kirchen 
in der Bundesrepublik sind innerhalb des letzten Jahrzehnts härter geworden. 
Das öffentliche Bewußtsein ist zunehmend davon bestimmt, daß der Staat heu- 
te zu strikter Neutralität verpflichtet ist, wenn er dem weltanschaulichen Plu- 
ralismus der Gesellschaft gerecht werden will. Man denke z.B. an den Bereich 
von Schule und Bildung. Daraus ergibt sich leicht ein Drängen über die staatli- 
che Neutralität hinaus zur Privatisierung religiöser Überzeugungen. Es kommt 
hinzu, daß der zur Daseinsvorsorge verpflichtete Sozialstaat laufend einen 
Funktionszuwachs zu bewältigen hat. Wachsende Staatskompetenzen treffen 
aber auf Lebensbereiche der Gesellschaft, die von den Kirchen bisher mitgetra- 
gen wurden. Besonders im sozialen Bereich bahnen sich hier Konflikte an. 
Schließlich ist an den heute in Staat und Gesellschaft stark ausgeprägten Wil- 
len zu Reform und Veränderung zu erinnern, der zu Konflikten mit Institutio- 
nen führen kann, die sich genötigt sehen, aus der Vergangenheit stammende 
Grundwerte einer Gemeinschaft auch für die Zukunft lebendig zu erhalten. Al- 
les dies zusammengenommen führt unausweichlich zu der Frage, ob nicht die 
Stellung der Kirchen in Staat und Gesellschaft heute kritisch überprüft werden 
muß. 

Dieser Stimmungslage kommen Überlegungen entgegen, die im kirchlichen 
Raum selbst entstanden sind und die von manchen Seiten eine prinzipielle theo- 
logische Unterstützung erfahren. Im Hintergrund steht die Frage, ob das Bild 
einer in Staat und Gesellschaft eingeordneten und mit ihnen konform gehen- 
den Kirche eigentlich ihrem Wesen entspricht. Kann eine Kirche noch ihren 
Auftrag erfüllen, die in ihrer Institution sich auf weltliche Privilegien stützt? 
Oder es heißt, daß die Kirche ihrerseits nicht Stütze einer von veralteten 
Herrschaftsstrukturen durchsetzten Gesellschaft sein darf, sondern helfen 
muß, eine solche Gesellschaft zu reformieren. Es kommt die selbstkritische 
Überlegung hinzu, ob nicht die innere geistliche Kraft der Kirchen hinter 
ihrer starken Stellung in der Gesellschaft zurückbleibt. Keine dieser Überle- 
gungen hat bisher zu einem schlüssigen Handlungsprogramm geführt. Der Staat, 
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der sich der Kirche im öffentlichen Raum entledigen will, weil sie Freiheit 
und Fortschritt hemmt, findet sich unversehens auf dem Wege zum Zwangs- 
staat wieder, weil er der Kirche und ihren Gliedern die Bekundungen ihres 
Glaubens verwehrt. Die Kirche, die das Leben in Staat und Gesellschaft radi- 
kal verändern will, verliert gerade die Kraft zur Veränderung, weil sie ihre „Ge- 
folgschaft“ verliert und sich aus einer Volkskirche in eine Sekte verwandelt. 
Analog dazu verliert die Kirche, die sich von sich aus auf die Pflege ihres ei- 
genen inneren Lebens zurückzieht, wichtige äußere Voraussetzungen für einen 
missionarischen Dienst an allen Gliedern des Volkes. Anscheinend ist das 
Verhältnis von Staat und Kirche zueinander sehr viel komplizierter und 
empfindlicher, als es manche Neuerer wollen. Zu einer Klärung dieser Fragen 
können nicht wenige Vorgänge der Berichtszeit beitragen. 


1. TRENNUNG VON KIRCHE UND STAAT 
ODER PARTNERSCHAFT ZWISCHEN BEIDEN? 


Das Verhältnis von Staat und Kirche ist in breiter Form das ganze Jahr 1974 
hindurch anhaltend diskutiert worden!. Es erscheint nützlich, die Ausgangslage 
kurz zu umreißen. Die verfassungsrechtlichen und gesetzlichen Regelungen des 
Verhältnisses von Kirche und Staat haben mit dem Ende des landesherrlichen 
Kirchenregiments nach dem ersten Weltkrieg den alten Kampfruf „Trennung 
von Kirche und Staat“ nicht aufgenommen. 

Die Weimarer Reichsverfassung vom 11. August 1919, deren Bestimmungen 
über die Religionsgemeinschaften in das Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland vom 23. Mai 1949 übernommen wurden, stellt fest, daß keine 
Staatskirche besteht, aber sie garantiert den Kirchen ihre Freiheit, gestaltet 


1. Axel Frhr. von Campenhausen, Staatskirchenrecht. Ein Leitfaden durch die Rechtsbe- 
ziehungen zwischen Staat und den Religionsgemeinschaften, München 1973. — Joseph 
List! SJ, Staat und Kirche in der Bundesrepublik Deutschland. Wandlungen und neuere 
Entwicklungstendenzen im Staatskirchenrecht, Stimmen der Zeit 1973, S. 291ff. — Ernst 
Friesenhahn — Ulrich Scheuner (Hg.), Handbuch des Staatskirchenrechts der Bundes- 
republik Deutschland, Bd. I, Berlin 1974, Bd. II, Berlin 1975. — Ulrich Scheuner, Kirchen 
im demokratischen Staat. Was folgt aus dem weltanschaulichen Pluralismus?, LM 12, 1973, 
S. 76ff. — Ders., Die karitative Tätigkeit der Kirchen im heutigen Sozialstaat, in: Essener 
Gespräche zum Thema Staat und Kirche, Bd. 8, Münster 1974, S. 43ff. — Hermann Vogt, 
Das Verhältnis von Staat und Kirche. Analysen und Materialien für die Sekundarstufe II, 
Stuttgart 1974 (Projekte und Modelle zum Dialog mit der jungen Generation) — Alex 
Funke, Den Sozialstaat mitgestalten. Die unentbehrliche Hilfe der kirchlichen Diakonie, 
LM 12, 1974, S. 196ff. — Helmut Schmidt, Als Christ in der politischen Entscheidung, 
Gütersloh 1976 (Reden von Bundeskanzler Helmut Schmidt aus verschiedenen Jahren). 

— Ludwig Raiser, Trennung von Kirche und Staat, in: Hildegard Hamm-Brücher (Hg.), 
Auftrag und Engagement der Mitte. Eckwerte der Demokratie in der Bundesrepublik, 
1974 — Gustav W. Heinemann, Lernprozeß Staat-Kirche-Gesellschaft, Frankfurter Hefte 
1975, S. 15ff. — Evangelisches Staatslexikon, hg. von Hermann Kunst — Roman Herzog — 
Wilhelm Schneemelcher, 2. Aufl. Stuttgart 1975. — epd-Dokumentation 1/74 vom 14. 
Januar 1974; 26/74 vom 27. Mai 1974; 53/74 vom 18. November 1974 (u.a. mit Vor- 
hei von Schmidt und Stoltenberg am 31. Oktober 1974 in der Hamburger Hauptkirche 

t. Jacobi). 
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die gegenseitige Unabhängigkeit von Kirche und Staat in neuer Weise, erhält 
im übrigen geschichtlich gewordene Einrichtungen (Steuerrecht, Staatsleistun- 
gen, Religionsunterricht, soziale Arbeit, Feiertagsrecht, Theologische Fakultä- 
ten) und beläßt den Kirchen ihre Rechte und Pflichten als Körperschaften des 
öffentlichen Rechts. Mehrere Staatskirchenverträge formen besonders nach 
dem zweiten Weltkriege diese Grundlagen für die evangelischen Landeskirchen 
weiter aus. In ihnen wird ein partnerschaftliches Verhältnis den Regelungen 
von Lebensöußerungen der Kirchen, die in den öffentlichen Raum hineinrei- 
chen, zugrundegelegt. Es bleibt dabei offen, ob man hinsichtlich des Verhält- 
nisses von Staat und Kirche in der Bundesrepublik von einem bestimmten 
System sprechen soll (hinkende oder balancierte Trennung, gelockerte Fort- 
setzung der Verbindung von Kirche und Staat, begrenzte Verbindung, Koordi- 
nation, Partnerschaft). Wichtiger ist, daß die leitenden Grundsätze anerkannt 
werden. Als solche nennt das Staatskirchenrecht heute u.a. die Religionsfrei- 
heit, das Prinzip der Parität des Staates gegenüber den Bekenntnissen, den 
Grundsatz der Neutralität des Staates in weltanschaulichen Fragen unter Aner- 
Kennung einer bestimmten sittlichen Wertordnung. 

Will man dennoch für die Bundesrepublik von einer bestimmten Form der 
Trennung von Kirche und Staat sprechen, so muß man einschließen, daß das 
mannigfaltige Beziehungsgeflecht zwischen Kirche, Staat und Gesellschaft eine 
Fülle von Regelungen erfordert. Die Gestalt dieser Regelungen ist im einzelnen 
gewiß wandlungsfähig, aber es gilt als eine tragende Erkenntnis, daß die mehr 
aus weltanschaulichen Gründen vertretene bloße Negativ-Formel „Trennung von 
Kirche und Staat‘ für die tatsächlichen Erfordernisse des praktischen Lebens 
nicht sehr ergiebig ist. Auf keinen Fall darf ein sich freiheitlich verstehender 
Staat es seinen Bürgern verwehren, von der Religionsfreiheit über den privaten 
Bereich hinaus auch im Leben von Staat und Gesellschaft Gebrauch zu machen, 
sofern dies eben in Berücksichtigung einer Pluralität von religiösen und weltan- 
schaulichen Bindungen geschieht. 

Die programmatischen Äußerungen der letzten Jahre zum Kirche-Staat-Ver- 
hältnis von staatlicher Seite orientieren sich an diesen vom Verfassungsrecht 
geschützten Grundlagen. So hatte Bundeskanzler Willy Brandt in der Regie- 
rungserklärung für die neu gebildete SPD-FDP-Bundesregierung am 18. Januar 
1973 die Notwendigkeit eines partnerschaftlichen Verhältnisses zwischen Kir- 
che und Staat unterstrichen und sich auch sonst in der Folgezeit verschiedent- 
lich dagegen ausgesprochen, alte Nebenkriegsschauplätze neu zu beleben, eine 
Staatsomnipotenz auf dem sozialen Felde anzustreben und eine weitere Trennung 
von Kirche und Staat zu betreiben, von der man sich nichts Vernünftiges verspre- 
chen könne. Als ein Prüfstein für diese Grundauffassungen hat sich im sozialen 
Rechtsstaat immer mehr die Frage einer kirchlichen Mitarbeit an öffentlichen 
Sozialaufgaben herausgestellt. Darum sollte der entsprechende Abschnitt in der 
genannten Regierungserklärung besonders festgehalten werden?: 


2. Zu den Texten aus dem Jahre 1973 s. KJ 1973, S. 113ff.; zur Regierungserklärung 
Brandt s. Bulletin Nr. 6 vom 19. Jan. 1973. Hinzuweisen ist auch auf die Referate von 
Bundeskanzler Brandt und Prof. Dr. Ulrich Scheuner zum Verhältnis von Kirche und 
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REGIERUNGSERKLÄRUNG VON BUNDESKANZLER WILLY BRANDT 
Vom 18. Januar 1973 (Auszug) 


Ich bin besonders dankbar, daß die Kirchen sich hier (d.h. im sozialen Bereich) helfend 
bewähren; gerade in dieser Arbeit geben sie ein Beispiel. Die sozialen Einrichtungen der 
karitativen Organisationen und der freien Wohlfahrtspflege sollen vom Staat nicht ange- 
tastet werden; denn die Gemeinschaft braucht sie. 

Auch bei den älteren Mitbürgern geht es nicht allein um die Sicherung der materiellen 
Existenz, sondern gleichzeitig um die Hilfe zur menschlichen Selbstbehauptung. Gelingen 
kann sie nur, wenn staatliche und private Kräfte über ihre Pflichten hinaus für die ältere 
Generation zusammenarbeiten. 


In voller Übereinstimmung mit seinem Vorgänger im Amt des Bundeskanzlers 
hat sich Helmut Schmidt in seiner Regierungserklärung vor dem Deutschen 
Bundestag am 17. Mai 1974 ausgesprochen: 


REGIERUNGSERKLÄRUNG VON BUNDESKANZLER HELMUT SCHMIDT 
Vom 17. Mai 1974 (Auszug) 


Wir stehen ein für eine offene Gesellschaftsordnung, in der Platz ist für die Vielfalt der 
Meinungen und auch für die Vielfalt der Gruppen. Der Staat kann nicht alles allein lei- 
sten. Der Staat braucht auch die freien Kräfte in der Gesellschaft. Der Staat kann nicht 
auf die tätige Selbsthilfe seiner Bürger verzichten. Der Staat kennt und anerkennt die gro- 
ßen Dienste, die in den karitativen Organisationen und die in der freien Wohlfahrtspflege 
geleistet werden. 

Für unser Verhältnis zu den Kirchen gilt nach wie vor, was die Regierungserklärung vom 
18. Januar 1973 so ausgedrückt hat: ‚‚Wir betrachten sie — die Kirchen — nicht als eine 
Gruppe unter den vielen der pluralistischen Gesellschaft und wollen ihren Repräsentanten 
darum auch nicht als Vertreter bloßer Gruppeninteressen begegnen. 

Wir meinen im Gegenteil, daß die Kirchen in ihrer notwendigen geistigen Wirkung um so 
stärker sind, je unabhängiger sie sich von überkommenen sozialen oder parteilichen Bin- 
dungen machen. Im Zeichen deutlicher Freiheit wünschen wir die Partnerschaft.‘“ 


Der Rat der EKD hatte zur gleichen Zeit Veranlassung, die staatliche und ver- 
fassungsrechtliche Situation der Bundesrepublik zu würdigen: 


WORT DES RATES DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN DEUTSCHLAND 
ZUM 25. JAHRESTAG DER VERKÜNDUNG DES GRUNDGESETZES 
FÜR DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 


Vom 11. Mai 1974* 


Der Parlamentarische Rat hat am 23. Mai 1949 das Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland verkündet. Damit bekam der westliche Teil Deutschlands eine Verfassung, die 
dem staatlichen Leben für eine Übergangszeit eine neue Ordnung geben sollte. Mit der Ver- 
kündung des Grundgesetzes wurde auch für jene Deutschen gehandelt, denen daran mitzu- 
wirken versagt war. Die Präambel des Grundgesetzes spricht von dem Willen des deutschen 
Volkes, seine nationale und staatliche Einheit zu wahren, und schließt mit der Verpflich- 


Staat bei einem Klausurgespräch von Vertretern der EKD und der SPD am 5./6. Okt. 1973 
in Bonn, epd-Dok. Nr. 1/1974 vom 14. Febr. 1974. 

3. Text nach: Bulletin der Bundesregierung Nr. 60 vom 18.5.1974, S. 604. 

4. Text nach: epd ZA vom 21.5.1974. 
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tung: „Das gesamte deutsche Volk bleibt aufgefordert, in freier Selbstbestimmung die Ein- 
heit und Freiheit Deutschlands zu vollenden.“ 

Wenn an die Verkündung des Grundgesetzes erinnert wird, kann man an diesem Ausgangs- 
punkt und an diesem Charakter unserer gegenwärtigen staatlichen Verfassung nicht vorüber- 
gehen. Die Spaltung in zwei Staaten mit gegensätzlichen Gesellschaftsordnungen lastet als 
schwere Hypothek auf dem deutschen Volk. Daß der Dienst am Menschen das Wesen der 
Politik ausmacht, tritt dabei zurück. Darum haben die Kirchen bis zuletzt mit aller Kraft 
dieser Entwicklung entgegenzuwirken gesucht. Auch sie haben die eigene organisatorische 
Trennung hinnehmen müssen. Die Hoffnung schwindet mehr und mehr dahin, dieses ganze 
Erbe der Spaltung aus einer Zeit tiefen inneren und äußeren Zusammenbruchs könne bald 
überwunden werden. 

Um so mehr sind wir verpflichtet, die gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und sozialen 
Leistungen der Bundesrepublik Deutschland hervorzuheben, die nicht zuletzt auch mit Hil- 
fe des Grundgesetzes erreicht werden konnten. Man hat immer wieder betont, die Bundes- 
republik besitze eine der freiheitlichsten Verfassungen unter allen Staaten der Erde. Das 
gilt auch für die gesamte deutsche Verfassungsgeschichte. Aus der Würde des Menschen und 
aus der Unverletztlichkeit der Menschenrechte wird ein umfassender Katalog von Grund- 
rechten für jeden Bürger abgeleitet; sie geben der Bundesrepublik den Charakter eines re- 
publikanischen, demokratischen und sozialen Rechtsstaates. 

Gegenwärtig erleben wir eine tiefgreifende Auseinandersetzung darüber, welche Reformen 
in der Gesellschaft erforderlich sind, um wichtige Aufgaben der Zukunft lösen zu können. 
Dabei wird oft zu wenig bedacht, daß bürgerliche Freiheiten eines Rechtsstaates und sozia- 
ler Fortschritt einer modernen Industriegesellschaft in einem engen Zusammenhang mitein- 
ander stehen. Man kann das eine nicht ohne das andere haben; man kann aber beides zu 
gleicher Zeit aufs Spiel setzen. Eine staatliche Verfassung ist gewiß nie Selbstzweck. Sie 
muß daher auch notwendigen Veränderungen in Staat und Gesellschaft Raum geben. Die 
geschichtliche Erfahrung lehrt uns aber darauf zu achten, daß diese Veränderungen nicht 
die unaufgebbaren ethischen und rechtlichen Grundlagen unseres Staatswesens gefährden. 

Darum sollte niemand davor die Augen verschließen, daß sich im staatlichen und gesell- 
schaftlichen Leben der Bundesrepublik Fehlentwicklungen abzeichnen. Sie hängen über- 
wiegend damit zusammen, daß der Mensch von heute das Maßhalten verlernt hat; er neigt 
zu Übertreibungen und gefährdet gerade damit seine größten Erfolge. Einige Beispiele da- 
für in Staat und Gesellschaft liegen auf der Hand: 

— Eine demokratische Gesellschaft lebt vom Gedanken der Freiheit des einzelnen. Aber 
Freiheit ohne Bindung an die Rücksicht auf den Mitmenschen und an das Gemeinwohl 
kann das Recht des Mitmenschen und damit das Gemeinwesen zerstören. 

— Neben die Freiheit des einzelnen tritt die Gerechtigkeit als Grundwert einer moder- 
nen Verfassung. Gerechtigkeit in der Gesellschaft wird heute daran gemessen, welche so- 
zialen Rechte die Gemeinschaft jedem einzelnen ohne Ansehen der Person zubilligt. Dies 
sollte in einem wirtschaftlich hochentwickelten Lande möglich sein. Aber den rechten Ge- 
brauch des Wohlstandes haben wir in der Bundesrepublik noch nicht gelernt. 

— Hinzu kommt die soziale Verantwortung, die uns die Schicksalsgemeinschaft mit den 
armen Ländern der Erde auferlegt. Ein großer Teil der politischen Spannungen zwischen 
den Ländern der Erde hängt damit zusammen, daß Not und Elend in der Welt von reichen 
Ländern nicht überzeugend genug bekämpft werden. 

— Ein innerer Friede ist heute für eine komplizierte Industriegesellschaft lebensnotwen- 
dig. Er wird aber gefährdet, wenn politische Programme in Heilslehren verwandelt werden. 
Der politisch Andersdenkende wird zum Feind, die Öffentlichkeit wird zum Kampffeld 
von Weltanschauungen, die notwendige Menschlichkeit geht der Politik verloren. 

Die Besinnung auf das Grundgesetz kann unserem Volk Wege zu besserer Gemeinschafts- 
fähigkeit zeigen. Dies geht nicht ohne Selbstprüfung jedes einzelnen. Wir haben wichtige 
ideelle und materielle Werte gewonnen. Sie sind aber gefährdet. Darum muß auf die tragen- 
den Grundlagen für das Leben in Staat und Gesellschaft verwiesen werden. Für die Väter i 
des Grundgesetzes war dies die Verantwortung vor Gott und den Menschen. Beides hängt 
eng miteinander zusammen. Die religiöse Bindung schließt die Verantwortung für den Mit- 
menschen ein. Wer über diese Welt hinausdenkt, weiß sich darum verpflichtet, an der 
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Ordnung der irdischen Dinge zu arbeiten. Indem wir die weltanschauliche Neutralität un- 
seres Staates ernst nehmen, bezeugen wir die Verantwortung vor Gott als Grundlage aller 
Gemeinschaft. 


Inzwischen war diese vom geltenden Verfassungsrecht bestimmte Diskussion 
längst von dem Vorstoß der F.D.P. überlagert worden. Noch nie wurde das Ver- 
hältnis von Kirche und Staat in der Bundesrepublik so leidenschaftlich und 
kontrovers diskutiert, so umfangreich erörtert, so sehr mißverstanden und so 
radikal in Frage gestellt”. Nachdem bereits der Bundesparteitag der F.D.P. am 
25. Juni 1969 beschlossen hatte, „die im Grundgesetz vorgesehene Trennung 
von Kirche und Staat‘‘ voll zu verwirklichen, ging die Initiative hierzu zu- 
nächst auf die Deutschen Jungdemokraten über. Ein von deutlich antichristli- 
chen und antireligiösen Tendenzen getragener Beschluß des nordrheinwestfäli- 
schen Landesverbandes der Jungdemokraten vom 7. Januar 1973 führte zu ei- 
ner von der Bundesdelegiertenkonferenz der Jungdemokraten am 28. Januar 
1973 verabschiedeten Thesenreihe. Dieses Drängen veranlaßte den Bundesvor- 
stand der F.D.P. eine Sonderkommission unter dem Vorsitz von Frau Liselotte 
Funcke einzusetzen. Die von dieser Sonderkommission in 14 Punkten vorgeleg- 
te Thesenreihe wurde vom Bundesvorstand der F.D.P. am 25. August 1973 
innerparteilich zur Diskussion gestellt, in der Absicht, auf einem der nächsten 
Bundesparteitage eine endgültige Entscheidung in der Angelegenheit herbeizu- 
führen. Dieses vom Bundesvorstand zur Diskussion freigegebene Papier unter- 
scheidet sich zwar in einigen Punkten von den Vorstellungen der Jungdemokra- 
ten. Wenn diese — wohlgemerkt unter dem Vorzeichen der Freiheit — so weit 
gingen, den Kirchen faktisch die Kindertaufe verbieten zu wollen, geltende Ver- 
träge einseitig zu brechen, Verfassungsbestimmungen zu annulieren, auf dem 
Gebiet sozialer Aufgaben unkalkulierbare Risiken einzugehen, kurz — so etwas 
wie eine Endlösung im Kirche Staat-Verhältnis anzustreben, so muß auch das 


5. Vgl. KJ 100, 1973, S. 113ff. und die folgende Literatur: Trennung von Kirche und 
Staat. Dokumentation info 8’73 der DJD nrw (Deutsche Jungdemokraten, Landesverband 
NRW Düsseldorf, Sternstr. 44). — Trennung von Staat und Kirche? Dokumente und 
Argumente, hrg. von Peter Rath, Reinbek b. Hamburg 1974 (rororo aktuell). — Liselotte 
Funcke — Cornelius A. von Heyl — Johannes Niemeyer, Kirche in Staat und Gesellschaft, 
Trennung und Partnerschaft — Gegensatz oder Ergänzung, Bonn Aktuell 21. Stuttgart 
1974. — Kirche und Staat. Arbeitshilfe zu einem aktuellen Thema, hrsg. von der Männer- 
arbeit der EKD, Gütersloh 1974. — Felix Raabe, 14 Thesen gege die Kirchen. Eine Aus- 
einandersetzung mit Forderungen in der FDP zur Trennung von Kirche und Staat, Köln 
1974 (Reihe „Kirche und Gesellschaft‘‘). — Trennung von Kirche und Staat? Juristische, 
theologische und politische Stimmen zu einem alten Problem. Mit Beiträgen u.a. von 
Klaus Schlaich, Trutz Rendtorff und Ernst-Gottfried Mahrenholz, Hamburg 1975 (Evan- 
gelische Zeitstimmen 74) — Erwin Fischer, Das Kirchenpapier der F.D.P. und seine 
Kritiker, Vorgänge 1974, S. 4ff. — Helmut Simon, Freie Kirche im demokratischen Staat, 
Folgerungen aus dem Recht der Religionsfreiheit, EvK 7, 1974, S. 83ff. — Wolfgang 
Trillhaas, Das Trauma des konstantinischen Zeitalters. Abschiedsstimmung zwischen Kirche 
und Staat?, EvK 7, 1974, S. 205ff. — Alexander Hollerbach, Liberalismus und Kirchen: 
Fragen an die FDP, Internat. kath. Zeitschrift 1975, S. 160ff. — Horst Zilleßen: Die Dis- 
kussion zum Verhältnis von Kirche und Staat, Die Mitarbeit 1975, S. 48ff. — Michael 
Harscheidt: Kirchensteuer und Evangelium. Theologisch-kritische Anmerkungen, „liberal“ 
1975, S. 114ff. — epd-Dokumentation 36/73 vom 10. Sept. 1973; 39/73 vom 8. Okt. 
1973; 282/74 vom 10. Juni 1974; 50/74 vom 28. Okt. 1974; 53/74 vom 18. Nov. 1974. 
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offiziellere F.D.P.-Papier von 1973 als Programm einer durchgreifenden Tren- 
nung von Kirche und Staat angesehen werden. Dabei ist immer zu beachten, 
daß der weit verbreitete Irrtum, Staat sei mit Öffentlichkeit und Öffentlichkeit 
sei mit Staat gleichzusetzen, auch hier deutlich zutage tritt. Trennung von 
Kirche und Staat nach einem derartigen Programm heißt Privatisierung von 
Kirche, Privatisierung von religiösen Überzeugungen, Bekämpfung von öffent- 
lichen Bekundungen christlicher Bindungen mit staatlichen Mitteln. Für die Un- 
durchführbarkeit eines solchen Programms in einer liberalen Demokratie hat 
die Entwicklung in Frankreich seit dem Trennungsgesetz von 1905 den Beweis 
angetreten®. 

Die Diskussion des Jahres 1974 knüpft an diese Vorgänge des Jahres 1973 
an. Für das Ausmaß dieser Diskussion muß hier auf die Literaturnachweise 
verwiesen werden (vgl. Anm. 1 und 5). Freilich erwies sich das Papier für die 
Diskussion als nicht sonderlich geeignet, da es sein Programm mit einer für li- 
berale Verhältnisse ganz ungewöhnlichen Orthodoxie vertrat: 


Die sich so ergebenden Forderungen können teilweise sofort verwirklicht werden; teilwei- 
se bedarf ihre Verwirklichung verständiger Übergänge oder angemessener Zeitspanne. Die 
F.D.P. ist zu eingehenden Gesprächen mit den Kirchen u.a. religiösen und weltanschauli- 
chen Gruppen bereit. Sie erwartet aber auch, daß die Kirchen selbst sich aktiv an einer 
sachlichen Diskussion und an der Verwirklichung dieser Forderungen beteiligen und sich 
nicht Veränderungen verschließen, die auf Dauer juristisch, politisch und innerkirchlich 
doch unaufhaltbar sind (Einleitung der Thesenreihe der F.D.P. von 1973). 


Diese gebrochene Diskussionsbereitschaft veranlaßte den Präses der Synode 
der EKD, Cornelius A. Frhr. von Heyl, zu folgenden Fragen”: 


Der Bundesvorstand der F.D.P. hat in seinem Beschluß vom 26. August 1973 die Thesen 
„Freie Kirche im freien Staat‘ der F.D.P.-Kommission Kirche und Staat als eine geeigne- 
te Grundlage zur Diskussion bezeichnet. Eine kritische Durchsicht der Thesen macht es 
schwer, diesem Urteil zu folgen. Sicher sind die Thesen gerade in ihrer Einseitigkeit An- 
stoß zur Diskussion geworden, aber sachbezogen und sinnvoll kann die durch die Thesen 
angestoßene Diskussion auf ihrer Grundlage kaum weiter geführt werden. Was sollen die 
Kirchen auch von einer deklamierten Gesprächsbereitschaft halten, die nach dem Vor- 
spruch der Thesen mit der Erwartung verbunden wird, daß die Kirchen sich aktiv an der 
Verwirklichung der Forderungen der Thesen beteiligen und sich diesen Veränderungen, 
die angeblich auf Dauer juristisch, politisch und innerkirchlich doch unaufhaltbar seien, 
nicht verschließen? Bereitschaft zur Diskussion nur mit Gleichgesinnten? Eine ganze Rei- 
he von Mitgliedern der F.D.P.-Kommission sind in ihrer Kirche engagierte Christen; daß 
sie dies gemeint haben sollten, darf nicht unterstellt werden. Aber warum wird dann die 
Gesprächsbereitschaft mit der Erwartung verbunden, daß der Gesprächspartner den eige- 
nen Standpunkt einnehmen möge, und nicht mit der Bereitschaft, auch den eigenen 
Standpunkt zu überprüfen und zu korrigieren? Warum halten so wenige Thesen einer 
Überprüfung stand, wenn man die Frage stellt, inwiefern ihre Verwirklichung die Kirche 
frei und den Staat freier machen würde? Es läßt sich der Eindruck nicht von der Hand 
weisen, daß die Thesen maßgeblich von Vertretern einer Verdrängung der Kirche aus dem 


6. S. v. Campenhausen, Staatskirchenrecht (Anm. 1), S. 188ff. 
7. Das Prinzip der Trennung von Kirche und Staat. Grundlage partnerschaftlicher Be- 
ziehungen oder Veranlassung zu deren Abbruch? , in: Kirche in Staat und Gesellschaft 


(s. Anm. 5), S. 66f. 
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Bereich des öffentlichen Lebens, ja von Anhängern kirchenfeindlich-laizistischer Ideen mit 
formuliert worden sind. Was ist die eigentliche Absicht und das politische Ziel?‘ 


Auf Wunsch der F.D.P. trafen Vertreter des Rates der EKD und der F.D.P. 
im Jahre 1974 einige Male zu Besprechungen über die Thesenreihe zusammen. 
Bei einer dieser Besprechungen am 23. April gab Prof. Dr. Klaus Schlaich, 
Bonn, eine vorbereitete Gesprächseinleitung, aus der folgender Abschnitt hier 
wiedergegeben wird®: 


Die Gedanken seitens der F.D.P. über eine grundsätzliche Neubestimmung des Verhältnis- 
ses von Staat und Kirche unter der Leitlinie von der ‚freien Kirche im freien Staat‘ wer- 
fen zentrale Fragen auf: 

Die Kirche sieht noch nicht recht, welche Situationsanalyse — welches Bild von der Kir- 
che — und welche Zukunftsperspektive — welches Bild von der Stellung der freien Kräfte 
in der freien Gesellschaft — zugrunde liegen. (In Äußerungen von Jungdemokraten aller- 
dings sind Analyse und Perspektive deutlich). 

Zunächst: 

Was meint „freie Kirche“? Hält man dafür, durch den Entzug öffentlicher Funktionen 
und Förderungen innerkirchliche Reformbewegungen in Gang zu setzen, innerkirchliche 
Freiheit also herstellen zu sollen? Der Rückgriff auf die alte Formel von der „freien Kir- 
che (im freien Staat)‘‘ könnte so verstanden werden: als staatlicherseits frei zu machen- 
de Kirche. In der Tat: der Verweis der Kirchen auf das kircheneigene Beitragssystem wür- 
de die Kirche zutiefst verändern. Worin sieht man die Freiheit der Kirche gefährdet? Mit 
welchem Ziel will man sie ihr verschaffen? 

Sodann: 

Inwiefern ist der jetzige Staat zum „freien Staat‘‘ zu machen? Worin ist seine Freiheit 
gefährdet? Es wird darum gehen, die Gesellschaft freier zu gestalten, dem Bürger z.B. die 
freie Wahl zwischen verschiedenen Kindergärten, Altersheimen usw. uneingeschränkt zu er- 
möglichen. Es geht der Kirche nicht darum, bestimmte Bereiche der Gesellschaft als 
kirchliche oder christliche Domäne auszuweisen. Aber mit welchem Staatsverständnis 
soll die freiere Gesellschaft bewirkt werden? Mit einem dogmatisch-puristischen Staat, der 
Religion, Kirchen und gesellschaftliche Besonderheiten nicht kennt, also indifferent ist? 

Im ganzen: 

Welches öffentliche Interesse ist es eigentlich, das Anlaß gibt, die Kirchen aus den bis- 
lang gegebenen Möglichkeiten öffentlichen Wirkens zu verdrängen? 

Trennungsthesen, die schon 1848 und 1919 vertreten werden, stoßen heute auf 
Schwierigkeiten bzw. eine veränderte Situation: Der bloße Verweis ins Private, ins Privat- 
echt, in die Freiheit vom Staat schafft noch nicht real Freiheit. Der Staat trägt heute 
auch Verantwortung für die Freiheit im gesellschaftlichen Bereich. So hat — noch oder 
wieder — der Staat auch eine gewisse Verantwortung für die Kirchen — bei aller gegensei- 
tigen Unabhängigkeit des kirchlichen und staatlichen Auftrages. 

Es wird zu fragen sein, ob heute eine Trennung im Sinne eines beziehungslosen Neben- 
einanders nicht die Introvertiertheit zumindest auf kirchlicher Seite fördern würde. Man 
wird sagen können, daß die Abschaffung der Kirchensteuer oder der theologischen Fakul- 
täten die liberalen, pluralistischen, weltoffenen Kräfte in der Kirche eher schwächen, eine 
orthodoxe Selbstgeschlossenheit eher stärken würde. Das will bei staatlichen Entscheidun- 
gen heute mit bedacht sein — bei aller Freiheit, sich so oder so zu entscheiden. 

Das Verhältnis von Staat und Kirche darf heute — anders als vielleicht im 19. Jahrhun- 
dert — nicht als isoliertes Problem gesehen werden. Es steht zugleich das Verhältnis von 
Staat und Gesellschaft zur Diskussion. Der Verweis der Kirchen ins Private würde gegen- 
wärtig zu einem Zeitpunkt geschehen, da andere Verbände zunehmend in öffentliche Funk- 
tionen hineinwachsen und hineingenommen werden. Die Entfaltung eines modernen 


8. Vollständiger Text in: epd-Dok. Nr. 28a/1974. 
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Konzepts von der Stellung der Verbände in der Gesellschaft ist notwendig, es steht noch 
weithin aus. Die Kirchen und das Staatskirchenrecht können dazu vielleicht beitragen. 

Es wird darum gehen, zwischen Kirche und Staat ein ausbalanciertes Verhältnis der 
Trennung bzw. Zusammenarbeit zu finden, nicht ein puristisches Entweder-Oder. Zwar 
würde die Kirche ohne jede staatliche Anerkennung und Förderung, ohne jedes (ererbte) 
staatliche Gepräge vielleicht für sich selbst glaubwürdiger, konzentrierter, ausstrahlender. 
Sie würde auch keineswegs alle gesamtgesellschaftliche Diakonie aufgeben müssen; die Op- 
ferbereitschaft ihrer Mitglieder würde ein ganzes Stück weiter helfen. Aber man wird 
doch mit Nüchternheit sehen müssen, daß vieles nicht mehr getan werden könnte. Da- 
bei, so scheint mir, wird man auf eines besonders hinweisen müssen: Die viel gerühmten 
und erwünschten sozialen Dienste der kirchlichen Werke wird man auf Dauer nicht ha- 
ben können ohne die Kirche selbst, ihre Predigt — selbst wenn die sozialen Dienste als 
solche voll bezahlt werden. Das eine ist die Folge, das andere der Grund. Man kann das 
eine kaum wollen, ohne das andere zu mögen. 

Die jetzigen Rechtsformen sind nicht in allem existentiell für die Kirche, in manchem 
sind die aus ihnen entspringenden Verpflichtungen eher zu groß. Die Kirche braucht dar- 
über das Gespräch. Sie tut sich aber schwer, über einzelne Funktionen und Positionen zu 
reden und sie unter Umständen aufzugeben, so lange sie nicht sieht, welchem gesellschafts- 
politischen Ziel das dienen würde. Um des Menschen willen will sie geltend machen, daß 
die Lösung des öffentlichen Lebens von Religion und Kirche nicht die Losung des Grund- 
gesetzes ist, daß der Staat nicht die geistig allein bestimmende Macht werden darf (wie 
es auch die Kirche nicht sein will und soll), daß ethische, moralische Fragestellungen aus 
dieser Gesellschaft nicht einfach wegrutschen. Denn dann würde Freiheit nicht geschaffen, 
sondern verwelken. 


Trotz der bundesweiten Kritik, die das Unternehmen der F.D.P. auslöste, und 
trotz der allgemeinen Verwunderung darüber, daß die F.D.P. bereit zu sein 
schien, ohne erkennbare Veranlassung einen allgemeinen Kulturkampf vom 
Zaune zu brechen, blieb sie bei ihrem Programm. Nach einer leidenschaftlich 
geführten Diskussion, aus der die Einbringungsrede von Frau Liselotte Funcke, 
Mitglied der EKD-Synode, und die ablehnende Stellungnahme von Frau Dr. 
Hildegard Hamm-Brücher, Mitglied der bayerischen Landessynode, aber auch 
die aggressiv-antireligiöse Rede von Frau Ingrid Matthäus, hervorzuheben sind, 
beschloß der Bundesparteitag der F.D.P. mit Mehrheit diese Thesen. 


FREIE KIRCHE IM FREIEN STAAT 


Fassung der Thesen vom 1. Oktober 1974. Beschluß des 25. Bundesparteitages der F.D.P. 
in Hamburg". 

Ziel liberaler Politik ist die Sicherung und Erweiterung der Freiheit. Hierzu gehören 
entscheidend die gerade auch vom Liberalismus erstrittene Glaubens-, Gewissens- und Be- 
kenntnisfreiheit sowie das Recht auf freie Religionsausübung, wie sie im Artikel 4 des 
Grundgesetzes stärker als je zuvor in der deutschen Geschichte als unmittelbar geltendes 
Recht garantiert sind. Für die F.D.P. ist es daher selbstverständlich, die weltanschaulich- 
religiöse Überzeugung von Einzelnen und Gruppen zu achten sowie jedem die Freiheit 
zu sichern, sein Leben danach zu gestalten. 

Das Christentum hat Geschichte, Kultur und ethisches Bewußtsein in Europa entschei- 
dend geprägt. Im caritativen Bereich haben die christlichen Kirchen wegweisende Arbeit 
geleistet. Das Bekenntnis zur persönlichen Glaubens- und Gewissensfreiheit schließt daher 


9. Die Texte der genannten Reden sind authentisch in der epd-Dokumentation Nr. 50/74 


vom 28. Okt. 1974 zugänglich. 
10. Text nach: epd. Dok. Nr. 50/1974, S. 48-52. 
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untrennbar ein, daß das Wirken der Kirchen nicht nur im innerkirchlichen Bereich, son- 
dern auch in der Gesellschaft gesichert sein muß. 

Jedoch verlangt das Grundrecht der Glaubens- und Gewissensfreiheit die Gleichbehand- 
lung aller Bürger im Bereich von Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltung. Deshalb 
muß der Staat sich weltanschaulich-religiös neutral verhalten. Die Zugehörigkeit oder 
Nichtzugehörigkeit zu einer Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft darf keine 
Vor- oder Nachteile mit sich bringen. 

In diesem Verständnis setzt sich liberale Politik für die gegenseitige Unabhängigkeit von 
Kirche und Staat ein. Es geht darum, jenen Raum freizuhalten, in dem die Kirchen und 
anderen Religionsgemeinschaften ihre Aufgaben nach ihrem eigenen Selbstverständnis 
erfüllen können. 

Das Verhältnis von Staat und Kirche wird immer spannungsvoll bleiben. Gerade deshalb 
muß es in einem freien Staat von Zeit zu Zeit neu überdacht und neu bestimmt werden. 
Die F.D.P. ist zu eingehenden Gesprächen mit den Kirchen und anderen religiösen und 
weltanschaulichen Gruppen bereit. Sie erwartet, daß die Kirchen selbst sich aktiv an einer 
sachlichen Diskussion beteiligen, denn sie weiß, daß es Christen in allen Kirchen gibt, die 
gleiche oder ähnliche Ziele um der Glaubwürdigkeit der Kirche willen anstreben. 

In diesem Sinne zu einem neuen Verhältnis von Staat und Kirche beizutragen, ist Ziel 
dieser Forderungen. Dabei ist der F.D.P. bewußt, daß ein Teil dieser Forderungen zu ihrer 
Verwirklichung verständiger Übergänge oder angemessener Zeitspannen bedarf. 

1. Kirchen und weltanschauliche Gemeinschaften entscheiden über ihre Angelegenheiten 
unabhängig von staatlichen Einflüssen. Das erfordert, daß der Staat seine verbliebenen Ein- 
flußmöglichkeiten (insbesondere die Mitwirkung an der regionalen Gliederung der Kirchen, 
die Forderung des bischöflichen Treueides auf die Verfassung, den Einfluß auf die Be- 
setzung kirchlicher Ämter) aufgibt. 

2. Der Status einer Körperschaft des Öffentlichen Rechts ist für religiös und weltan- 
schaulich gebundene Gruppen wie die Kirchen nicht geeignet, da diese ihre Aufgaben 
nicht aus staatlichem Auftrag herleiten. Andererseits wird das Vereinsrecht der Bedeutung 
von Kirchen und anderen Großverbänden nicht gerecht. Es ist daher ein neues Verbands- 
recht zu entwickeln, das der Bedeutung der Verbände und ihrem öffentlichen Wirken 
Rechnung trägt und auch für die Kirchen gilt. Dabei sind religiös und weltanschaulich be- 
dingte Besonderheiten zu berücksichtigen. 

3. Kirchen und weltanschauliche Gemeinschaften regeln die Mitgliedschaft im Rahmen 
der Religionsfreiheit nach eigenem Recht. Der Austritt erfolgt durch Willenserklärung ge- 
genüber den Kirchen und weltanschaulichen Gemeinschaften. Die Religionsmündigkeit 
beginnt wie schon heute in den meisten Bundesländern mit Vollendung des 14. Lebens- 
jahres. 

4. Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Überzeugung zu offenbaren. Diesem Verfas- 
sungsgrundsatz ist überall, insbesondere im Personenstandsrecht und im öffentlichen Dienst 
Geltung zu verschaffen. 

5. Die bisherige Kirchensteuer ist durch ein kircheneigenes Beitragssystem zu ersetzen. 
Es sind mit den Kirchen entsprechende Verhandlungen über die Modalitäten der Über- 
leitung aufzunehmen und ausreichende Fristen vorzusehen. 

6. Der Verfassungsgrundsatz der weltanschaulich-religiösen Neutralität des Staates ist 
auf Länderverfassungen und Gesetze, Regeln und Gebräuche im öffentlichen Bereich an- 
zuwenden. Die Glaubensüberzeugungen einzelner Gruppen dürfen nicht für alle verbind- 
lich gemacht werden. Auf sakrale Formen und Symbole ist im Bereich staatlicher Insti- 
tutionen wie Gerichten und öffentlichen Schulen zu verzichten. Die Eidesformel ist neu- 
tral zu fassen; dem Eidesleistenden muß es freistehen, den Eid durch einen Zusatz im 
Sinne seiner Weltanschauung zu ergänzen. 

7. Die bestehenden Staatsverträge mit den Kirchen (Kirchenverträge und Konkordate) 
sind wegen ihres Sonderrechtscharakters kein geeignetes Mittel, die Beziehungen zwischen 
Kirche und Staat zu regeln. Deshalb dürfen solche Verträge nicht neu abgeschlossen 
werden. Die bestehenden Kirchenverträge und Konkordate sind, soweit sie noch gültig 
sind, in gemeinsamer Übereinkunft aufzuheben. Ihre Gegenstände sind, soweit erforder- 
lich, durch Gesetz oder Einzelvereinbarungen neu zu regeln. 
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8. Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden Staatsleistungen 
an die Kirchen sind abzulösen. (Wie es Artikel 140 GG und Artikel 138, Abs. 1 WRV 
vorsehen.) Soweit Kirchen und Religionsgemeinschaften gegenüber anderen gemeinnützi- 
gen Institutionen steuer- und gebührenrechtliche Sondervorteile besitzen, sind diese auf- 
zuheben. 

9. Bildung, Krankenpflege und soziale Versorgung sind öffentliche Aufgaben. Das Recht 
der freien Träger, in diesen Bereichen tätig zu sein, muß gewahrt werden — allerdings ohne 
Vorrangstellung. Dazu sollen die freien Träger sachgerechte staatliche Zuschüsse erhalten. 
Die öffentliche Hand muß sicherstellen, daß eine ausreichende Anzahl von Einrichtungen 
bereitsteht, um den Bedarf an weltanschaulich neutralen, jedermann zugänglichen Einrich- 
tungen zu decken. Soweit Einrichtungen der freien Träger öffentlich gefördert werden, 
müssen sie allgemein zugänglich sein; Andersdenkende dürfen keinerlei Benachteiligungen 
oder Zwängen ausgesetzt sein. 

10. Die religiös und weltanschaulich neutrale Gemeinschaftsschule soll im gesamten 
Bundesgebiet die staatliche Regelschule sein. Der Religionsunterricht ist nach der Verfas- 
sungslage ordentliches Lehrfach. Alternativ wird ein Religionskundeunterricht angeboten. 
Zwischen beiden Fächern besteht freie Wahlmöglichkeit. Das Recht, private Schulen zu 
errichten und zu unterhalten, bleibt unberührt. 

11. Die Seelsorge in staatlichen Institutionen wie Bundeswehr, Bundesgrenzschutz und 
Strafvollzug ist in die alleinige Verantwortung der Kirchen zurückzugeben. Die Möglich- 
keit unbehinderter religiöser Betreuung durch kirchlich bestellte und bezahlte Seelsorger 
muß sichergestellt sein. Das gleiche Recht gilt für alle anderen Religions- und Weltan- 
schauungsgemeinschaften. 

12. Geistliche und Theologiestudenten sind in ihren staatsbürgerlichen Rechten und 
Pflichten, auch im Hinblick auf den Wehrdienst oder seine Verweigerung, allen anderen 
Staatsbürgern gleichzustellen. 

13. Die Vertretung der Kirchen wie auch anderer gesellschaftlicher Gruppen in öffentli- 
chen Gremien (z. B. Rundfunkräte, Schulausschüsse, Jugend- und Sozialausschüsse, 
Hearings u. a.) ist daraufhin zu überprüfen, wieweit sie der Funktion der Verbände für 
den jeweiligen Bereich entspricht. 


Eine genaue Analyse des Textes zeigt deutlich die Tendenz, in einer Reihe 
von Einzelheiten vorjährige Positionen pragmatisch abzuschwächen. Vor allem 
ist dazu auf die neugefaßte Präambel zu verweisen, die im Verhältnis zu den 
Thesen selbst freilich auch die Zweideutigkeit des ganzen Unternehmens erneut 
unterstreicht. 

Aus der großen Zahl kirchlicher Stellungnahmen seien hier noch drei im 
Wortlaut abgedruckt: 


ERKLÄRUNG DES RATES DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN DEUTSCHLAND 
ZU DEN THESEN DER F.D.P. „FREIE KIRCHE IM FREIEN STAAT“ 


Vom 19. Oktober 1974‘! 


Kirchenkonferenz und Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) haben sich 
eingehend mit den Thesen „Freie Kirche im freien Staat‘ befaßt, die der Bundespartei- 
tag der F.D.P. am 1. Oktober 1974 beschlossen hat. Als Ergebnis dieser Beratungen gab 
der Rat der EKD folgende Erklärung ab: 

1. Die Thesenreihe und ihre Präambel beanspruchen, die Glaubens-, Gewissens- und Be- 
kenntnisfreiheit zu sichern und zu erweitern, sowie die gegenseitige Unabhängigkeit von 
Staat und Kirche konsequent durchzuführen. Sie wollen zu einem neuen Verhältnis von 
Staat und Kirche beitragen. Der Rat sieht im geltenden Grundgesetz und in seiner An- 


11. Text: ebd. S. 54f. 
67 


wendung die Freiheit des einzelnen und der Gruppen in unserer Gesellschaft gewährlei- 
stet. Noch selten in ihrer Geschichte hatte die evangelische Christenheit eine so große 
Freiheit für Zeugnis und Dienst wie heute in der Bundesrepublik Deutschland. Die The- 
sen lassen nicht erkennen, inwiefern diese Freiheiten und die weltanschauliche Neutralität 
des Staates gegenwärtig nicht gesichert sind. 

2. Der Rat nimmt zur Kenntnis, daß führende Persönlichkeiten der F.D.P. wiederholt 
erklärt haben, die Thesenreihe sei nicht kirchen- oder religionsfeindlich gemeint. Es wird 
nicht übersehen, daß die den Thesen vorangestellte Präambel der geschichtlichen und ge- 
sellschaftlichen Bedeutung der Kirchen gerecht zu werden versucht und die endgültige Fas- 
sung des Dokuments gegenüber den Vorentwürfen einige Veränderungen erfahren hat. 

Mit Respekt würdigt der Rat den Einsatz derjenigen Persönlichkeiten, die innerhalb der 
F.D.P. der Verabschiedung der Thesenreihe in dieser Form entgegengewirkt haben. 

3. Dem Rat der EKD ist es nicht möglich, in der vorgelegten Thesenreihe eine geeigne- 
te Grundlage für eine fortgehende Auseinandersetzung zu sehen. Einzelne der Thesen sind 
diskussionswürdig. Andere zeichnen ein ungenaues oder falsches Bild von der Stellung 
der Kirche in der Gesellschaft. Das Ganze erscheint in seiner Zielsetzung und Formulie- 
rung widersprüchlich. Dieser Widerspruch tritt besonders im Verhältnis zwischen der 
Präambel und den Thesen selbst hervor. In den Versuchen, die Thesenreihe zu verteidi- 
gen, machen sich auch nach der Verabschiedung der endgültigen Fassung ein doktrinäres 
Element und die Tendenz zu geschichtslosem und illiberalem Denken bemerkbar. 

4. Das Verhältnis von Staat und Kirche kann nicht als ein isoliertes Problem, vorwie- 
gend unter rechtlichen Gesichtspunkten, behandelt werden. Die Neuordnung eines wichti- 
gen Lebensbereiches unserer Gesellschaft setzt die gründliche Erörterung der geschicht- 
lich-kulturellen und gesellschaftspolitischen Gesamtsituation voraus. Im Rahmen dieser 
Grundlagendiskussion ist besonders das Verständnis von Kirche, Staat und Gesellschaft 
sowie das Verhältnis dieser drei Größen zueinander zu erörtern. Das gesellschaftspoliti- 
sche Thema der Zukunft wird sein, wie in einem sozialen Planungsstaat die Freiheit er- 
halten werden kann. Zur Teilnahme an dem Gespräch über dieses Thema ist die Kirche 
grundsätzlich bereit. Weil die Thesenreihe jedoch diese Tiefendimension vermissen läßt, 
ist es für den Rat schwer, über einzelne Punkte zu diskutieren. 

5. Die Kirche Jesu Christi ist für die Erfüllung ihrer Aufgabe nicht an eine bestimmte 
rechtliche oder organisatorische Gestalt gebunden. Die Freiheit der Kirche ist in erster 
Linie begründet im Herrn der Kirche und in seinem Wort. Sie ist von politischen Gegeben- 
heiten unabhängig. Die Freiheit in Staat und Gesellschaft dagegen muß immer wieder neu 
als Aufgabe aller verstanden werden. An der Verwirklichung dieser Freiheit wird die Kir- 
che auch weiter mitarbeiten. 


ENTSCHLIESSUNG DER GENERALSYNODE 
DER VEREINIGTEN EVANGELISCH-LUTHERISCHEN KIRCHE DEUTSCHLANDS 
ZUM VERHÄLTNIS VZN KIRCHE UND STAAT 


Vom 24. Oktober 1974‘ 


Die Generalsynode der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 
(VELKD) hat sich mit den Fragen befaßt, die durch die 13 Thesen ‚‚Freie Kirche im 
freien Staat‘‘ auf dem Bundesparteitag der F.D.P. den Kirchen gestellt sind. 

Die Generalsynode ist der Auffassung, daß im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutsch- 
land die Freiheit des einzelnen und der gesellschaftlichen Gruppen sowie die weltanschau- 
liche Toleranz des Staates gewährleistet sind. Das partnerschaftliche Verhältnis von Staat 
und Kirche ist durch diese freiheitliche Ordnung bestimmt, die von den Kirchen mitgetra- 
gen wird. 

Obwohl die Kirche Jesu Christi für die Erfüllung ihres Auftrages nicht an eine bestimmte 
rechtliche oder organisatorische Gestalt gebunden ist, bietet die Volkskirche unter den Be- 


12. Text nach: ABl. VELKD, Bd. IV, 9 vom 22.12.1974, S. 388; LuthGenSyn 1974, 
S. 734. 
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dingungen des Grundgesetzes gute Voraussetzungen für die öffentliche Ausrichtung des 
Evangeliums. Sie will christliches Leben in Freiheit gestalten, ohne dabei Andersdenkende 
zu benachteiligen. Ihr diakonisch-sozialer Dienst gilt allen Menschen ungeachtet ihrer welt- 
anschaulichen Einstellung. Im übrigen überprüft und entwickelt die Volkskirche ständig 
ihre Strukturen und versucht so, den Erfordernissen einer sich verändernden Gesellschaft 
gerecht zu werden. 

Gemeinsam mit der Erklärung des Landeskirchenrates der Evang.-luth. Kirche in Bayern 
vom 8. Oktober 1974 und der Erklärung des Rates der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land (EKD) vom 19. Oktober 1974 ist die Generalsynode der Überzeugung, daß in den 
13 Thesen der F.D.P. zu Unrecht die Meinung vertreten wird, erst durch eine andere Re- 
gelung der Trennung von Staat und Kirche könnten die Freiheit aller Bürger und die im 
F.D.P.-Papier erwähnte „weltanschaulich-religiöse Neutralität des Staates“ verwirklicht 
werden. 


STELLUNGNAHME DES BISCHOFS DER EVANGELISCH-LUTHERISCHEN KIRCHE 
IM HAMBURGISCHEN STAATE, D. HANS-OTTO WÖLBER ’’ 


Die F.D.P. hat in Hamburg ihr sogenanntes Kirchenpapier verabschiedet. Etliche Punkte 
darin sind diskussionswürdig oder selbstverständlich, wie z.B. die Freiheit der Eidesfor- 
mel. Anderes läuft auf eine außerordentliche Veränderung der Beziehung von Kirche 
und Gesellschaft hinaus. Das sei hier kurz verdeutlicht. 

Vermutlich waren viele verblüfft, als die DDR durch eine Verfassungskorrektur das En- 
de der beide Deutschland umfassenden Nation proklamierte. Wenn auch mit völlig ande- 
zen Motiven und in einem anderen Rahmen, so erstrebt doch das Kirchenpapier eine ähn- 
liche Ablösung von unserer Vergangenheit. Man kann es am besten verdeutlichen, wenn 
man den Text unseres Grundgesetzes vergleicht. Das Grundgesetz spricht von der Freiheit 
der Religionsausübung, das Kirchenpapier aber vom religiös neutralen Staat. Um ein 
Bild zu gebrauchen: Ich werde meinen Söhnen Freiheit in jedem Sinne zugestehen. Neu- 
tral bin ich aber dann noch lange nicht. Ich bin vielmehr leidenschaftlich interessiert und 
helfe, wo ich gebraucht werde. Der Umschlag von der gegenseitig zugestandenen Freiheit 
zum Neutralismus des Staates gegenüber der Kirche bezeichnet den von der F.D.P. er- 
strebten geschichtlichen Wandel. Übrigens hält sich z. B. das Godesberger Prograınm der 
SPD an die Linie des Grundgesetzes. Es spricht von Freiheit und Toleranz, von der Ach- 
tung vor den Kirchen, ihrem Auftrag und ihrer Eigenständigkeit und von der Bejahung 
ihres öffentlich rechtlichen Schutzes. 

Bisher hat unser Staat in unvergleichlicher beiderseitiger Freiheit das Verhältnis zu den 
Kirchen konstruktiv geregelt. Es war ihm nicht gleichgültig, daß unsere Nation in ihren 
geistigen, sittlichen und kulturellen Werten von der christlichen Geschichte geprägt ist. 
Es war ihm nicht gleichgültig, daß die überwiegende Mehrheit unseres Volkes den christ- 
lichen Kirchen angehört. Es war ihm nicht gleichgültig, daß von den Kirchen eine weit 
entfernte soziale Bürgerinitiative ausgeht. 

Daß der Staat das Wirken der Kirchen ohne Einflußnahme in förderlicher Partnerschaft 
zegelte, lag in der Erkenntnis, daß man der Freiheit eine Chance geben muß, es sei denn, 
der Staat will alles an sich ziehen. Ausdruck solcher positiven Partnerschaft war z.B. 
der Kirchensteuereinzug durch die Finanzämter. Natürlich kann die Kirche auch ohne 
dieses existieren. Aber realistisch muß man sehen, daß viele Mittel ausfallen werden, wenn 
die Kirche einen eigenen Steuerapparat aufbauen muß und keine Maßstäbe hat, die Höhe 
der Kirchensteuer zwischen Arm und Reich richtig festzulegen. Der soziale Dienst, aber 
auch die Lebenshilfe allgemein, die von der Kirche ausgeht, würden erheblich einge- 
schränkt werden müssen. 

In unserer Gesellschaft ist die Volkskirche bis heute anerkannt. Das möchte die F.D.P. 
nicht mehr. Sie berührt damit aber ein Problem, über das man mehr nachdenken sollte. 
Religiöse Einstellungen der Menschen sind in der Regel sehr offen. Die meisten wissen 


13. Text nach: epd-Dok. Nr. 50/1974. 
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schon, daß wir alle etwas glauben. Wir denken nur nicht genug darüber nach und sind 
auch nicht immer gleich Aktivisten. Die religiöse Entscheidung ist nicht dasselbe wie die 
Entscheidung z.B. für den Eintritt in einen Sportverein. Das Problem Glaube und Gott 
ist viel zu groß. Aber man schneidet auch guten Gewissens die Nabelschnur nicht ab. 
Dieser Wirklichkeit des religiösen Bewußtseins entspricht die Volkskirche durch ihre 
Offenheit. Sie hat trotz aller zentralen Verantwortung sozusagen ein weites Herz, und 
sie hat dabei einen guten Grund, denn sie beruft sich auf Gottes Gnade, der wir so oder 
so alle bedürfen. Wenn man aber, wie offenbar die F.D.P. nur sozusagen Vereinschristen 
im Auge hat, dann schneidet man etwas von der Bewußtseinslage des Menschen in der re- 
ligiösen Dimension ab. Das wird sich eben auch auf unsere Gesellschaft erheblich auswir- 
ken. Man weiß nicht, welche Kräfte in das Vakuum nach der Zerstörung der Volkskirche 
einströmen werden. Und ob wir mit einem nicht nur freiheitlichen, sondern eben neutrali- 
stischen Staat in all seiner Gleichgültigkeit gegenüber den Kıäften, die unser Leben bestim- 
men, glücklich sein werden, weiß man auch nicht. 


Die Kirchenthesen der F.D.P. haben sich sehr schnell als politisch unrealistisch 
und sachlich unzulänglich erwiesen, sie sind deshalb auch nach einigen Nach- 
hutgefechten ziemlich bald aus der Diskussion verschwunden. Damit haben sie 
aber ihre Bedeutung nicht verloren. Der Streit um die F.D.P.-Thesen hat weit 
über F.D.P.-Kreise hinaus eine Entfremdung vom Wesenskern christlicher Lebens- 
orientierung aufgedeckt, mit der sich die Kirchen werden auseinandersetzen 
müssen. Alexander Hollerbach, Staatskirchenrechtler in Freiburg, hat einiges 
davon beschrieben, was die F.D.P. (und sicherlich nicht nur sie) mit Religion 
und Kirche nicht ins reine kommen läßt. Seiner kritischen Analyse der einzel- 
nen Thesen schließt er noch folgende Betrachtung an: 


LIBERALISMUS UND KIRCHEN: FRAGEN AN DIE F.D.P. 
Von Alexander Hollerbach (Auszug)'* 


1. Es kann zunächst angeknüpft werden an ein Wort von Werner Maihofer aus seiner 
programmatischen Rede zur Einführung der Freiburger Thesen: In der „Parteinahme des 
Liberalismus für Menschenwürde durch Selbstbestimmung liegt der erste Grundunterschied 
gegenüber allen anderen Richtungen und Haltungen, die glauben, aus bestimmten religiösen 
oder profanen Weltanschauungen dem Menschen von außen und oben allgemeingültige und 
allgemeinverbindliche Antworten auf die Frage nach den Zwecken und Zielen seines Daseins 
vorgeben oder gar vorschreiben zu können, stammen sie aus christlichen Traditionen hier oder 
aus marxistischen Traditionen dort“. Religion und Christentum: das sind mithin, wie es an an- 
derer Stelle heißt, „ideologische Doktrinen‘“. Sie bewirken „Entfremdung“, sie verhindern 
Selbstbestimmung durch Vernunft und damit „Fortschritt durch Vernunft“. Religion ist ir- 
rational. „Liberalismus und Religion befinden sich somit in einem grundsätzlich erkenntnis- 
theoretischen Konflikt“, sagen die Jungdemokraten. Man wird bei solchen und ähnlichen 
Aussagen nicht das in der Regel gleichzeitig erfolgende Bekenntnis zur Toleranz übersehen. 
Aber da ist eben doch der Übermut der Vernunft, da ist die Gefahr, daß die Aufklärung 
zur Ausklärung wird, daß noch nicht einmal das Tor zu einem Transzendenzbezug offen- 
gehalten wird. 

Kein geringerer als Ludwig Raiser hat das, worauf es hier ankommt, unlängst bündig for- 
muliert: Ein vorherrschendes Vorurteil, so sagt er, „vermag im christlichen Glauben und 
im Grunde in aller Religiosität, die auf eine, unsere wissenschaftlich erkennbare Welt 
transzendierende Wirklichkeit verweist, nur vernunftwidriges Fehlverhalten oder kurz 
Aberglauben zu sehen. Wer von dieser Prämisse ausgeht, kann der Kirche als Hüterin sol- 
chen Aberglaubens keinen positiven Wert beimessen. Infolgedessen muß er danach trach- 


14. Aus: Internationale Katholische Zeitschrift 4, 1975, S. 160ff. 


70 


ten, daß sich der Staat und alle von ihm getragenen öffentlichen Einrichtungen von je- 
der intensiveren Berührung oder gar Zusammenarbeit mit der Kirche fernhalten; der Staat 
hat genug getan, wenn er sie als private Vereinigungen duldet.‘‘ Und der gleiche Ludwig 
Raiser spricht in diesem Zusammenhang von einem „Pochen auf die Vernunft, dem die 
Intoleranz schon im Nacken sitzt‘. So muß man hier besonders hellhörig sein. Es könn- 
te nämlich geschehen, daß unter diesem Vorzeichen jemand zwar lauthals „Religionsfrei- 
heit“ im Munde führt, aber in Wirklichkeit Freiheit, genauer Befreiung von der Religion 
meint, für den einzelnen, für menschliche Gruppen und erst recht für das Gemeinwesen. 
Es ist offenkundig, daß wir dann bei Karl Marx und Ludwig Feuerbach angekommen 
sind. 

2. In einem zweiten grundsätzlichen Punkt ist anzuknüpfen an einen Satz von Frau 
Funcke: Nach liberaler Auffassung „hat der Schutz der religiösen oder weltanschauli- 
chen Minderheit Vorrang vor dem Recht der Mehrheit“. Es liegt auf der Hand, was aus 
dieser These folgt: Vorordnung der negativen vor der positiven Religionsfreiheit, strikte 
Neutralität des Staates im Sinne distanzierender Abwehr, Verdrängung von Religion und 
Kirche aus dem Bereich des Öffentlichen, damit ja niemand Ärgernis an dem nehme, 
was vielleicht die Mehrheit denkt und tut. Gewiß, Minderheitenschutz ist eine zentrale 
und unverzichtbare Aufgabe für Demokratie und Rechtsstaat. Aber was ist das für ein 
abstrakter Schematismus, der nicht sieht, daß zwischen positiver und negativer Religions- 
freiheit auf der Grundlage gegenseitiger Toleranz ein Ausgleich gesucht werden muß, 
oder daß man unter dem Blickpunkt staatlicher Neutralität etwa Gerichtssaal und Schule 
nicht einfach über einen Kamm scheren kann? Überdies wird hier der Staat als hoheitli- 
ches Neutrum konzipiert, und gerade nicht, wie vielfach als spezifisch liberale Auffassung 
dargeboten wird, als politische Organisation des gesellschaftlichen Zusammenlebens. Es 
wird gar nicht gefragt, wer eigentlich dieser Staat ist: der Staat nämlich seiner Bürger, 
aller Bürger, nicht nur derjenigen, die einer religiösen oder weltanschaulichen Minder- 
heit zuzuordnen sind. Das berühmte Naumannsche Wort ‚Der Staat sind wir alle‘‘, auf 
das man sich neuerdings in der F.D.P. so geme beruft, scheint hier merkwürdig verkürzt 
veıstanden zu werden. In der Tat, der Staat des Grundgesetzes ist, wie das Bundesverfas- 
sungsgericht formuliert, ‚‚als Heimstatt aller Staatsbürger ohne Ansehen der Person“ auf 
weltanschaulich-religiöse Neutralität verpflichtet. In der heutigen Situation muß man sich 
aber wieder bewußt machen, daß dieser Satz nicht nur nach einer Richtung hin ins Feld 
geführt werden kann. 

3. In den Freiburger Thesen der F.D.P. wird das hohe Lied eines ‚sozialen Liberalis- 
mus“ gesungen, und es wird gesagt, es komme ihm an ‚‚nicht nur auf Freiheiten und 
Rechte als bloß formale Garantien des Bürgers gegenüber dem Staat, sondern als soziale 
Chancen in der alltäglichen Wirklichkeit der Gesellschaft‘. Hier kommt etwas Wichtiges, 
für unser modernes politisches Gemeinwesen Kennzeichnendes zum Vorschein. Augen- 
scheinlich muß der Staat nicht bloß die altbekannte Daseinsvorsorge betreiben, ihm ist 
vielmehr auch, so möchte man sagen, Freiheitsvorsorge aufgetragen. Wenn das so ist, 
dann allerdings stehen wir erneut vor einer liberalen Inkonsequenz, wenn ausgerechnet 
für den religiös-kirchlichen Bereich, der sich nicht auf ökonomische Macht abstützen kann, 
die Hilfen, die das staatliche Recht gewährt, abgebaut werden sollen, wenn hier die Ten- 
denz hervorttitt, die tätigen Kräfte weithin sich selbst zu überlassen oder die Hilfen des 
Staates an Voraussetzungen zu binden, welche die eigenen Strukturen und spezifischen 
Zielsetzungen tangieren. Das aber wäre gewiß Liberalismus von vorgestern. Dabei ist übri- 
gens gerade die gewissermaßen genetische Last des Liberalismus, die aus dem Individualis- 
mus kommt, stark im Spiel. Der Liberalismus tut sich ungemein schwer, die notwendige 
Verflochtenheit von Individualität und Sozialität im allgemeinen, eıst recht die wesens- 
notwendig korporative und damit öffentliche Existenzform von Religion im besonderen 
zu verstehen und zur Geltung zu bringen. 


Gegen Ende des an Auseinandersetzungen über das Verhältnis von Kirche und 
Staat reichen Jahres 1974 setzten zwei wichtige Politiker verschiedener Parteien 
hierzu noch starke Akzente. Sie taten es als Glieder der Kirche, die bei diesem 
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Thema von ihrem Staatsamt nicht absehen können. Sie taten es beide in sach- 
licher Übereinstimmung und in der vom geltenden Verfassungs- und Staats- 
kirchenrecht vorgezeichneten Linie. Bundeskanzler Helmut Schmidt und Mini- 
sterpräsident Dr. Gerhard Stoltenberg sprachen am 31. Oktober 1974 in der 
Hamburger Hauptkirche St. Jacobi über „‚Staat und Kirche“ '°. 


ANSPRACHE VON BUNDESKANZLER HELMUT SCHMIDT 
AM REFORMATIONSTAG 
IN DER HAMBURGER HAUPTKIRCHE ST. JACOBI 


Vom 31. Oktober 1974 


Das mir gestellte Thema „Staat und Kirche‘ erscheint mir nicht als ein tatsächlich aktuel- 
les Thema. Denn ich meine, daß die Beziehung zwischen den Kirchen und der staatlichen 
— wenn ich es so einmal sagen darf — „Obrigkeit‘‘ gegenwärtig in der Bundesrepublik 
Deutschland deutlich besser und deutlich freiheitlicher beschaffen ist, als in den allermei- 
sten Phasen und Abschnitten der deutschen Geschichte. Die religiöse und weltanschauliche 
Neutralität des Staates ist weithin gesichert; Freiheit und Selbstbestimmung der Kirchen 
waren kaum jemals so absolut wie heute. 

Wenn ich mich trotzdem diesem mir von den Verznstaltern vorgegebenen Thema gerne 
zuwende, so deshalb, weil ich einige andere, damit zusammenhängende Fragestellungen 
mit einbringen möchte. 

Zum Beispiel diese: Was fangen die Kirchen mit ihrer Selbstbestimmung an? Was sollen 
sie tun in dieser vielfältigen, sogenannten pluralistischen Gesellschaft? Was ist ihr Amt? 
Worauf hat die Gesellschaft Ansprüche an die Kirchen? Und wenn die Kirchen Ansprüche 
aus der Gesellschaft erfüllen sollen, worauf haben sie selbst dann Anspruch? 

Ich kann mich gut an einige Debatten in der Hamburgischen Synode erinnern, die sich 
Mitte der sechziger Jahre am politischen Engagement einiger entzündet hatten, die ein 
— ihrem eigenen Anspruch nach christlich begründetes — seinem Wesen nach politisches 
Wort für nötig hielten, in Sachen des Friedens, in Sachen der Versöhnung mit unseren 
östlichen Nachbarn, in Sachen der Notstandsregelung und so fort. Ich habe seither mei- 
ne eigene Meinung über die Aufgaben der Kirchen in unserer Zeit nicht geändert. Ich neh- 
me ınir die Freiheit, diese Meinung heute abend voranzustellen. Ich tue das als Christ. 

Zweitens habe ich zum eigentlichen Thema zu reden, wobei ich natürlich — wie eben 
schon von Bischof Wölber betont — von dem Staatsamt nicht absehen kann, das ich ver- 
walte. Aber ich komme deswegen mit meinen persönlichen Urteilen in keiner Weise in 
Bedrängnis, im Gegenteil 

Und schließlich möchte ich drittens ganz gern, falls die Zeit noch reichen wird, zu ei- 
nem Teilaspekt der Aufgaben und der Rolle der Kirche in unserer Gesellschaft zurückkeh- 
ren, nämlich zu dem Teilaspekt des Verhältnisses zu politischen Parteien und zu meiner 
eigenen, und zu Fragen, die Kirchen und Parteien wechselseitig aneinander richten. Die in 
meiner Vaterstadt Hamburg geübte Toleranz ermutigt mich dazu, dabei dann auch ein 
paar unbequeme Fragen aufzuwerfen. 


I. 


Mein Freund Herbert Wehner hat vor fast genau zehn Jahren in einer anderen Hambur- 
gischen Hauptkirche zu einem sehr ähnlichen Thema geredet. Er hat damals gesagt: „Mit 
der Kirche leben“, das werde dann fruchtbar, wenn viele Bürger in der Kirche leben 
und wenn die Kirche mit möglichst vielen Bürgern ihrerseits leben wolle; das heißt: wenn 
sie Kirche für alle zu sein sich bemühe. 


15. Die Reden sind in der epd-Dokumentation 53/74 vom 18. Nov. 1974 abgedruckt, 
die Rede von Schmidt außerdem in seinem Buch „Als Christ in der politischen Entschei- 
dung“ (s. Anm. 1) sowie im „Bulletin“ Nr. 133 vom 9. Nov. 1974. Vgl. auch D. Savramis, 
Das Christliche in der SPD, München 1976, S. 113-135. 
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Hier möchte ich anschließen und unterstreichen, was ich selbst hier in Hamburg vor ei- 
ner Reihe von Jahren in der Synode sagen durfte, nämlich, daß Volkskirche zu sein und zu 
bleiben in unserem geistig zerrissenen Jahrhundert mir eine wesentliche, vielleicht die we- 
sentliche Aufgabe der Kirche in dieser Gesellschaft ist. 

Meine Begründung für diesen Satz fließt aus der Erkenntnis, daß die wissenschafts- und 
fortschrittsgläubigen Generationen vor uns — und vielleicht das ganze neunzehnte Jahr- 
hundert —, daß sie im Irrtum waren, wenn sie dahin tendierten zu meinen, der Mensch 
könne sich kraft seiner Vernunft sein Maß selbst setzen. Ich halte das Vertrauen darauf, 
der Mensch sei gleichsam von Natur aus auf Vernunft und Fortschritt und Freiheit ange- 
legt, für eine Selbsttäuschung. Die Hitler-Diktatur, der Krieg und das Wissen von anderen 
schrecklichen menschlichen Verirrungen haben mich die Notwendigkeit transzendenter 
Bindungen des Menschen erkennen lassen. Freilich ist das vielen von uns so gegangen — 
es ist nichts Ungewöhnliches. 

Es ist nichts Ungewöhnliches, daß jemand auf diese Art dazu kam, bewußt seine Hoff- 
nung auf die Kirche zu richten. Zumeist ist es wohl nicht die Theologie, die uns zu Chri- 
sten gemacht hat, sondern die Erkenntnis oder die Erfahrung der Macht über uns und 
der Macht über unsere Geschichte, die Erfahrung des Vertrauens in Gott und auch in 
seine Kirche. Diese Erkenntnis und Erfahrung festzuhalten, dem Menschen darin ein Zu- 
hause zu geben, für seine Seele zu sorgen, erscheint mir in unserer anscheinend mühelos 
lebenden, in Wahrheit aber aus vielen suchenden Einzelnen bestehenden Gesellschaft das 
Wichtigste, das Kirche in dieser Gesellschaft gegenüber dem Nächsten zu leisten vermag. 

Ich kann deshalb für meine Person auch nur in ökumenischer Haltung der Reformation 
Martin Luthers gedenken. Es haben in den seither vergangenen Jahrhunderten zu viele 
Menschen unter der Glaubensspaltung gelitten, die beide Kirchen verantworten müssen. 
Um so dankbarer bin ich dafür, daß sie begonnen haben, wieder aufeinander zuzugehen 
und daß sie sich um Gemeinsamkeit in der Verkündigung bemühen und um Gemeinsamkeit 
im Dienst am Nächsten. 

Unser Volk ist geteilt in Protestanten, Katholiken, Freidenker, Juden; gleichwohl sind wir 
gemeinsam von christlicher Zivilisation und von christlichen Wertordnungen geprägt. Aber 
ebenso sind wir gemeinsam in der Gefahr geistigen, ethischen oder moralischen Orientie- 
rungsverlusts. 

Nun die Vielfalt von Wertvorstellungen zu beklagen oder gar sie durch erkünstelte neue 
Theologien zu legitimieren, hilft uns nicht — allzuviele haben schon gefragt, wo Gott denn 
sei. Vielmehr denke ich, daß die prägende Kraft der christlichen Kirchen dann überleben 
wird, wenn die Kirchen in der Gesellschaft lebendig bleiben, wenn sie als moralische 
Kraft in unserem Volk leben und wenn sie Beispiel und Hilfe geben für ein im Gewissen 
verantwortetes Handeln. 

Das zwanzigste Jahrhundert ist nicht erfüllt von Frieden und Glückseligkeit. Vernichtungs- 
kriege, Weltanschauungskriege, Übervölkerung und Hunger in Entwicklungsländern und 
jedenfalls — wie eben vom Bischof gesagt — Ressourcenmangel und internationaler Vertei- 
lungskampf kennzeichnen eine Zeit großer existentieller Gefährdung. 

Ich komme gerade eben von einem Besuch aus einem Lande zurück, dem wir im letzten 
Kriege schwere Wunden zugefügt haben und das uns im letzten Kriege schwere Wunden 
zugefügt hat. Wir haben versucht, erneut ein kleines bißchen zur gegenseitigen Versöhnung 
beizutragen. Das ist auf beiden Seiten ein schweres Unterfangen, zu dem wir noch viele 
Jahre viel Kraft und viele Mithilfe von allen gebrauchen werden. 

Die existentielle Gefährdung, in der dieses Jahrhundert steht, verlangt Weitblick, Opfer- 
bereitschaft, Solidarität und Gerechtigkeit und eben auch Kraft. Kardinal Döpfner hat 
deshalb vor wenigen Wochen — wie ich denke mit Recht — auf die Notwendigkeit einer 
an Welt-Verantwortung orientierten Ethik hingewiesen. Und wo immer wir Verantwor- 
tung tragen im Staat oder in der Kirche oder in der Gesellschaft — wir müssen jedem 
dankbar sein, der angesichts der weltweit immer bedrückender werdenden Nöte daran mit- 
wirkt, einen umfassenden moralischen Konsens, eine moralische Übereinstimmung herzu-, 
stellen. 

Weder der Christ noch die christliche Kirche dürfen sich dieser Notwendigkeit entzie- 
hen. Es ist nicht von vornherein die Aufgabe des Staates, die Ethik zu entwickeln, die 
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nötig ist. Der Staat bedarf der Ethik, der Moral seiner Bürger als Voraussetzung für sein 
eigenes Handeln. Allerdings gehören dann der Sachverstand und die Instrumente dazu, 
über die allein der Staat ausreichend gebietet. 

Aber hier liegt auch eine Gefahr für die Kirche — weil sie nachdenken muß und will 
über die Not und wie ihr abzuhelfen sei, deswegen gerät sie leicht in das Feld politischen 
und staatlichen Handelns. Und so wie ansonsten Menschen verleitet sein mögen zu Patent- 
antworten, so gilt diese Gefahr auch für allzu schnelle Antworten, die aus dem kirchlichen 
Bereich kommen mögen. Zum Beispiel der zerstörerische weltweite Verteilungskonflikt, 
in den industriell reiche und arme unterentwickelte Völker geraten sind: ihn zu entwirren, 
zu schlichten, für Ausgleich und Gerechtigkeit zu sorgen — das ist ein weites Arbeitsfeld, 
das bietet eine geistige Aufgabe, vor der man sich nicht abwenden darf, ehe man antwor- 
tet oder eingreift oder gegensteuert. ; 

Ich denke, Amtskirche und Theologie müssen sich bei ihren Antworten auf politische 
Fragen jeweils im Einzelfall prüfen, wie weit ihr Amt und wie weit ihre Legitimation und 
ihre Urteilskraft reichen. Ich sage ganz offen — einigen mag das vielleicht zu konservativ 
klingen —, daß manche politische Theologie mir ein Greuel ist, ob sie sich nun auf weltwei- 
te oder auf innenpolitische Ziele richtet. 

Politik ist in ihrem Wesen auch immer eine Verbindung zwischen Zielen oder Zwecken 
und Mitteln, die gute Absicht allein reicht für politisches Handeln nicht aus. Je kompli- 
zierter im Einzelfalle eines politischen Problems das Netz von Anstößen und Wirkungen 
ist, von Nebenwirkungen, Gegenanstrengungen, Gegenwirkungen, desto weniger eindeu- 
tig ergibt sich erkennbar ein von Gott gewollter Anstoß; desto weniger ist der Theologe 
gefragt. Und wer glaubt, eine politische Entscheidung oder seine politische Entscheidung 
gründe sich auf Gottes Wort, der möge sich prüfen. Er möge sich übrigens auch deshalb 
prüfen, weil politisierende Theologie dazu führen kann, die Kirchen von den Menschen 
zu entfernen. Politische Predigt und politischer Hirtenbrief können in Einzelfällen legitim 
und sogar notwendig sein; sie können auch die Kirche leer predigen. Und sie können auch 
illegitim sein und anmaßend sein. 

Christliche Theologie zur Rechtfertigung von Revolution und Klassenkampf ist mir ge- 
nauso grauenhaft wie christliche Theologie des Krieges oder die Segnung von Waffen 
für den militärischen Kampf. Ich denke, die Kirche muß sich zu jeder Zeit auch prüfen, 
ob sie nicht gewollt oder unbewußt eine Theologie der politischen Gesinnung zuläßt — 
obwohl sie es nicht sollte, wie ich denke. Wenn zum Beispiel die protestantischen Kir- 
chen in Preußen und in Deutschland vor 1914 zu solcher Selbstprüfung fähig oder doch 
willens gewesen wären, ob sie politische Ideologie in der Predigt oder im Gewand ihrer 
Theologie verbreiten, vielleicht wären uns dann einige der schlimmsten Übertreibungen 
des Wilhelminusmus erspart geblieben — und das gleiche gilt dann für die sogenannten 
deutschen Christen und einige andere später auch. Natürlich muß die Kirche sich auch 
prüfen, ob sie nicht z.B. stillschweigend, z.B. durch Schweigen dort, wo Menschen nach 
Antworten verlangen, ob sie passivisch gleichsam politische Gesinnung vertritt oder fördert. 
Daß sie dies letztere nun seit 1945, trotz vielfältigen Umdenkens, doch getan und daß 
die Kirche dies auch zu verantworten hat, das bezweifle ich nicht. Um so mehr denke ich, 
daß Grund zur Selbstprüfung besteht und Grund zur Prüfung der Frage, ob eigentlich zu- 
gelassen werden darf, daß bewußt und absichtlich politische Ideologien im Gewande der 
Theologie oder im Mantel des geistlichen Amtes verbreitet wird. 

Wir einzelnen, wir Laien, die wir die Volkskirche brauchen, von der eben geredet wor- 
den ist, die wir die Seelsorge notwendig haben, wir bitten darum, durch kontroverse 
Theologien und durch politische Verkündigung nicht verstört zu werden. Ebenso sehr 
wollen wir aber, daß Parteien und Staat davon Abstand halten, in die Kirchen hinein 
zu regieren oder deren Aufgaben in unserer Gesellschaft von außen zu beeinflussen oder 
gar zu normieren. Wir haben allerdings — viele von uns, so denke ich jedenfalls — ein 
schlechtes Gewissen, daß wir selbst nicht genug Kraft aufwenden, unserer Kirche in ihrer 
Aufgabe zu helfen. Um so weniger wollen wir zulassen, daß sie von anderen in ihrer Auf- 
gabe gestört werde. 
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Tatsächlich — so wird man aus geschichtlichem Rückblick sagen dürfen — hält sich unser 
heutiger Staat von jeder Störung der Kirche fern. Wenn man das Verhältnis der beiden 
zueinander durch die deutsche Geschichte zurückverfolgt, so haben wir ja auf deutschem 
Boden alle möglichen Konstellationen erlebt. Eine Überwältigung der Kirche durch den 
Staat — und umgekehrt — eine Unterwerfung der Kirche; wir haben auch eine enge Ge- 
meinschaft, eine Symbiose in vielen Funktionen erlebt zwischen Kirche und Staat — aber 
ebenso haben wir von Canossa bis zum Kirchenkampf Bismarcks und bis zu Hitler auch 
Krieg bis auf’s Blut und bis zum Tod im Konzentrationslager miterlebt. Wir haben Staats- 
kirche erlebt, und wir haben die Verklammerung von Thron und Altar erlebt. Wir haben 
die Lehre von den beiden Reichen gehört — aber auch den, auf den Römer-Brief gestütz- 
ten, freiwillig dargebrachten Gehorsam von Christen gegenüber einer zweifelhaften staat- 
lichen Obrigkeit, die von Gott verordnet sei. Wir haben die Entfaltung des katholischen 
Naturrechts ebenso erlebt wie die ausdrückliche Feststellung der Barmer Bekenntnissynode 
1934, wonach die Regierenden nicht allein, sondern ebenso die Regierten verantwortlich 
seien. 

Dieser auf deutschem Boden eintausend Jahre andauernde Streit zwischen Staat und 
Kirche ist vor 25 Jahren in unserem Grundgesetz in einer, wie ich denke, einstweilen opti- 
malen, in der bisher besten Weise gelöst worden. 

Ich weise auf den Katalog der Grundrechte im Grundgesetz hin, insbesondere auf Arti- 
kel 2 GG mit dem Recht auf freie Entfaltung der Person; Artikel 3 GG — Gleichheit vor 
dem Gesetz, unabhängig vom persönlichen religiösen Bekenntnis; Artikel 4 GG — der Frei- 
heit des Glaubens und des Bekenntnisses; Artikel 5 GG — Meinungsfreiheit und Artikel 
7 GG mit der Regelung des Religionsunterrichts als Lehrfach an öffentlichen Schulen. Dazu 
kommen die durch Artikel 140 GG aus der Weimarer Reichsverfassung übernommenen Re- 
gelungen für den Status der Religionsgesellschaften und Kirchen als Körperschaften des 
öffentlichen Rechts, die Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 WRV. All dies zusammen 
hat eine sehr weitgehende gegenseitige Unabhängigkeit von Staat einerseits und Kirche und 
Religionsausübung andererseits geschaffen, ohne jedoch die gegenseitigen Bindungen voll- 
ständig zu beseitigen und ohne die beiden Bereiche quasi aseptisch voneinander zu trennen. 
Verträge und Konkordate haben das geschaffene partnerschaftliche Verhältnis überdies 
noch stärker betont. 

Unser moderner Verfassungsstaat garantiert die Toleranz. Er muß und er will dies, weil 
Glaube, Bekenntnis und Religionsausübung nach unserem Urteil der Abstimmbarkeit ent- 
zogen sind. Man kann in einer Gesellschaft und in einem Staat, in dem Menschen vieler 
verschiedener Bekenntnisse leben, leben müssen und auch leben wollen, über derlei Dinge 
nicht abstimmen wollen. Im Geltungsbereich unseres Grundgesetzes kann der Staat weder 
anordnen noch abstimmen lassen darüber, was der einzelne zu glauben und wie er seinem 
Glauben gemäß zu handeln hat. 

Das Gewissen der Person entzieht sich der Fremdbestimmung. Das Gewissen darf auch 
nicht durch Zwang unterworfen oder vergewaltigt werden. Deshalb sagt das Grundgesetz 
ganz klar, worüber man eben nicht durch Mehrheitsentscheidung oder Abstimmung befin- 
den darf. Nur im Bereich dessen, was der Abstimmung anheim gegeben ist, darf die Mehr- 
heit Unterordnung der Minderheit verlangen; z.B. bei Entscheidungen über den Bau einer 
U-Bahn oder einer Stadtautobahn, über die Zugehörigkeit zur NATO oder über die Ostpoli- 
tik. Alle solche Fragen können und müssen durch Abstimmung zur Entscheidung gebracht 
werden. 

Aber die Gewissensgründe eines Kriegsdienstverweigerers liegen ebenso im Bereich dessen, 
über das man nicht abstimmen darf, wie die Gewissensgründe einer Krankenschwester, die 
zu einer Schwangerschaftsunterbrechung nicht helfen will. Beide dürfen nicht von der 
Mehrheit genötigt und in ihrem Gewissen verletzt werden. 

Der freiheitliche Verfassungsstaat will den Menschen nicht total umgreifen. Er will viel- 
mehr die Vielfalt — oder wie man heute sagt, den Pluralismus — die Vielfalt der Glaubens- 
und Weltanschauungsüberzeugung zulassen. Er muß dies ja auch wollen; denn nur dadurch 
kann er ein gemeinsames Dach, ein gemeinsames Haus für alle Bürger bieten. 
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Der Staat übt deshalb weltanschauliche und religiöse Neutralität. Aber — und das zeigt 
das Grundgesetz in Artikel 140 mit dem Rückgriff auf die Weimarer Reichsverfassung — 
der Staat übt keineswegs Gleichgültigkeit. Er übt auch Toleranz nicht aus gleichgültiger 
Vernachlässigung von Dingen, die ihm unwichtig wären. Sondern ihm ist Anerkennung 
auferlegt durch das Grundgesetz gegenüber Dingen, die ihm als Rechte und als Werte vor- 
gegeben sind, die vor ihm da waren, die er deshalb nicht selber setzen und auch nicht 
selber verändern darf. 

Mit anderen Worten: der Staat darf nicht und der Staat will nicht über die Transzendenz 
der Person verfügen. Er anerkennt vielmehr diese Transzendenz, die der Christ als ‚„‚ange- 
wiesen sein auf Gott‘ versteht. Von dieser Notwendigkeit leitet sich die Unabhängigkeit 
der Kirchen von unserem modernen Verfassungsstaat ab. 

Nun dienen freilich sowohl der Staat als auch die sich selbst bestimmenden Kirchen 
den gleichen Menschen innerhalb der gleichen Gesellschaft. Und es ist deshalb nur vernünf- 
tig und nur natürlich, wenn sie beide miteinander kooperieren. 

Natürlich ist es vernünftig, diese Zusammenarbeit nicht dem Zufall zu überlassen. Man 
muß deshalb Absprachen und Regeln miteinander darüber treffen, wie denn die Tätigkeit 
beider zum Wohle des Ganzen eingerichtet werden kann. Und dies gilt insbesondere für 
die quasi konkurrierenden Bereiche, wie Unterricht, Taufe, Eheschließung, konkurrieren- 
de Bereiche, in denen die Abgrenzung der Zuständigkeiten zwischen beiden — Staat und 
Kirche — sauber sein muß. 

Die Notwendigkeit zur Zusammenarbeit gilt dann auch für den ganzen karitativen Bereich 
im weitesten Sinne dieses Worts — von den Krankenhäusern, den Alten- und Pflegeheimen 
bis zur sozialen Hilfe in ihren vielfältigen Formen — ein Bereich, in dem die Eigenständig- 
keit der Kirchen durch den Staat geachtet und in dem ihr Dienst am öffentlichen Wohl 
anerkannt wird. Allerdings gilt für diesen Bereich auch, daß in der modernen Massengesell- 
schaft und in dem seine Vorsorge sorgfältig regelnden und planenden Sozialstaat die Kir- 
chen allein nicht entfernt alle Nöte bedecken könnten, wie infolgedessen gelten muß, daß 
die Kirchen hier keinen Vorrang beanspruchen sollen, etwa bei der Verwendung staatlicher 
Finanzmittel. 

Im übrigen aber wird der Staat, der eine pluralistische, eine vielfältige Gesellschaft zu über- 
wölben und zu organisieren hat, dieser Staat wird dankbar dafür sein müssen, daß bei aller 
Divergenz doch ein Jahrtausend gemeinsamer kultureller Entwicklung eine sehr weitgehen- 
de Übereinstimmung sittlicher Werte geschaffen hat. Anders wäre diese sogenannte plura- 
listische Gesellschaft auch nur sehr schwierig aufrechtzuerhalten. Wo keine Ehrfurcht ist 
vor den letzten Werten, dort wäre die vom Staate gewollte Toleranz kaum am Leben zu 
erhalten. Insofern wird also der Mann des Staates, wenn auch vielleicht meist unausgespro- 
chen, Dankbarkeit dafür empfinden, daß Kirchen und Religionsgemeinschaften beitragen 
zur Beeinflussung, zur Erziehung des Einzelnen in Richtung auf Ehrfurcht vor den letzten 
Werten. 

An dieser Stelle ist von einem ernsten Problem zu reden, das konkret immer dann wie- 
der auftauchen muß, wenn die Kirchen von ihrem Recht zum sittlichen Urteil — auch 
gegenüber dem Staat — Gebrauch machen und gegenüber seinen Instanzen — der Gesetz- 
gebung, der Rechtsprechung, der Regierung, der Verwaltung. Daß die Kirchen dieses - 
Recht besitzen wie jedermann sonst auch, folgt aus dem Grundgesetz ganz eindeutig. 

Aber ich denke, die Häufigkeit oder die Sparsamkeit, mit der die Kirchen von diesem Recht 
der Kritik gegenüber dem Staat Gebrauch machen, — auch die Form und der Inhalt der 
Inanspruchnahme dieses Rechts, das kann für das tatsächliche Klima des Nebeneinander- 
Seins, der Koexistenz beider Teile — Staat und Kirche — von beherrschender Bedeutung 
werden. 

Inhalt und Form solcher kritischen Begleitung staatlichen Handelns können dort sehr 
entschieden sein, wo etwa der Verdacht oder der Eindruck der Verletzung des staatlichen 
Grundgesetzes und insbesondere der Grundrechte besteht. Solche Kritik wird aber sehr 
viel behutsamer sein müssen, wo Verfassungswidrigkeit nicht behauptet werden kann, 
wohl aber allgemeine sittliche oder theologische Urteile beabsichtigten oder schon getrof- 
fenen Zweckmäßigkeitsregelungen durch staatliche Instanzen entgegengestellt werden. 
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Ich will dazu ein Beispiel geben: Die Bekämpfung der staatlichen Freigabe empfängnis- 
verhütender Mittel — eine Sache, die in nicht allzu ferner Vergangenheit in Deutschland 
viel Streit ausgelöst hat — die Bekämpfung dieser Freigabe hat — wie ich denke — ge- 
wiß eine andere, eine geringere Kategorie als etwa die Feststellung und der Vorwurf, ein 
Staat, der unter bestimmten Voraussetzungen und innerhalb bestimmter Grenzen die 
Schwangerschaftsunterbrechung straffrei läßt, verletze damit ein Grundrecht seiner eige- 
nen Verfassung. 

Wer für den Staat handelt, wird eine solche Kritik seitens der Kirche im Gewissen prü- 
fen müssen. Schließlich aber werden beide Seiten — Kirche wie Staat — das Verfassungs- 
gericht als die oberste Instanz akzeptieren müssen, die hienieden möglich ist. 

Kritik staatlicher Instanzen an kirchlichem Handeln oder Nichthandeln ist in aller Re- 
gel sehr viel seltener als umgekehrt. Die Kirche kritisiert den Staat viel häufiger als der 
Staat die Kirche. Der Staat ist da zurückhaltender — ich rede hier noch nicht von den 
politischen Parteien. Diese Zurückhaltung des modernen Verfassungsstaates gegenüber den 
Kirchen wird von den Kirchen nicht überall anerkannt; wobei ich natürlich vornehmlich 
von der Amtskirche rede. Man muß sich stets darüber klar sein, daß viele der bestehenden 
Abstimmungen und Vereinbarungen, Absprachen und Verträge zwischen staatlichen Instan- 
zen und kirchlichen Instanzen, daß die zwar vom Grundgesetz erlaubt sind, daß sie aber 
durch das Grundgesetz nicht vorgeschrieben oder angeordnet sind. Sie sind deshalb auch 
abänderbar, und sie sind im Inhalt und in der Form, die ja doch notwendigerweise Kom- 
promisse darstellen — auf die Dauer deshalb auch vom Klima abhängig, das zwischen 
beiden Teilen besteht. 

Die Bundesregierung, für die ich hier spreche, hat nicht die Absicht, die bestehenden 
Regelungen zu ändern. Sie will das im allgemeinen ja doch gute Klima zwischen beiden 
Seiten bewahren und wenn möglich verbessern. 

Ich habe dazu in meiner Regierungserklärung am 17. Mai 1974 wörtlich zwei Sätze wie- 
‘derholt, die schon die vorangegangene Bundesregierung am 18. Januar 1973 gesagt hatte, 
nämlich ‚Wir betrachten die Kirchen nicht als eine Gruppe unter den vielen der plurali- 
stischen Gesellschaft und wollen ihren Repräsentanten deshalb auch nicht als Vertreter 
bloßer Gruppeninteressen begegnen. Wir meinen im Gegenteil, daß die Kirchen in ihrer 
notwendigen geistigen Wirkung um so stärker sind, je unabhängiger sie sich von überkom- 
menen sozialen oder parteilichen Bindungen machen. Im Zeichen deutlicher Freiheit wün- 
schen wir die Partnerschaft.‘ So von zwei aufeinanderfolgenden Bundesregierungen gesagt, 
Das ist und bleibt jedenfalls die Auffassung dieser Bundesregierung. Man sollte daran nicht 
zweifeln. 

Alles zusammen — das Grundgesetz mit den Grundrechten, die Abkommen oder Ver- 
träge zwischen Staat und Kirchen und die Staatspraxis und schließlich die eben von mir 
noch mal zitierte Zielsetzung der Bundesregierung -—, alles dies zusammen rechtfertigt, 
wie ich denke, die im Anfang aufgestellte These, das Verhältnis zwischen Staat und Kir- 
che sei in der deutschen Geschichte noch niemals so freiheitlich geregelt gewesen wie in 
unserer Zeit. 

Ob allerdings der Begriff der Partnerschaft, der hier vorkam, ob dieser Begriff schon 
aller Weisheit letzter Schluß ist, das mag man bezweifeln. Denn offensichtlich stehen die 
Bereiche des Glaubens und des staatlichen Handelns nicht auf derselben Ebene, sie stehen 
nicht im Verhältnis der Vergleichbarkeit zueinander. Und es wäre vielleicht zu wünschen, 
daß Staatsrechtler und Kirchenrechtler und Theologen sich um eine bessere Begriffsbil- 
dung und Terminologie bemühen. 

Dabei steht fest, daß der Kern der Stellung als öffentlich-rechtlicher Körperschaft, die 
das Grundgesetz den Kirchen gewährt hat, daß der Kern in der ausdrücklichen Anerken- 
nung der öffentlichen Bedeutung eigenständigen kirchlichen Wirkens liegt; zum anderen 
liegt er in gewissen Rechten und Vorrechten — auf eines von diesen komme ich gleich 
noch zurück. 

Der Status der Kirchen als öffentlich-rechtliche Körperschaft ist kein Verstoß gegen 
den Grundsatz der Toleranz, denn der gleiche Status muß nach unserem Grundgesetz 
(Artikel 140 GG und 137 (5) WRV) auch anderen Religionsgemeinschaften zuerkannt 
werden, wenn sie dies beantragen und wenn sie durch ihre innere Verfassung und durch 
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die Zahl ihrer Mitglieder Gewähr bieten für ihre Dauerhaftigkeit. Das heißt, das Gleich- 
heitsprinzip für alle Bekenntnisse ist gewahrt. 

Aber nun zurück zu einem der Vorrechte. Ich spreche von dem staatlichen Einzug der 
Kirchensteuer. Wenn es innerkirchliche Gründe gibt, eine Revision anzustreben und wenn 
die Kirchen sich zu einer Revision des bisherigen Verfahrens entschließen sollten, so fällt 
dies in ihre eigene Zuständigkeit. Zweifellos würde der Staat sich dann nach einer solchen 
kirchlichen Entscheidung richten. Aber auch vom staatlichen — und nicht nur vom kirch- 
lichen! — Interesse aus gibt es gewichtige Gegengründe gegen eine solche Revision. 
Z.B. würde ein kircheneigenes, noch dazu das Belieben der einzelnen Personen ins 
Zentrum stellendes neues Beitragssystem vorhersehbarerweise die Kirchen in ihrem 
karitativen Bereich empfindlich einengen. Darüber hinaus läge in einem kircheneige- 
nen — die einzelne Entscheidung des einzelnen Mitgliedes ins Zentrum stellenden — Sy- 
stem, wie wir es im Auslande an manchen Stellen schon beobachten können, die Gefahr, 
daß die jeweilige kirchliche Gemeinde durch ihre mächtigsten, potentesten Geldgeber 
dominiert werden könnte. Es kann dem öffentlichen Interesse sehr widersprechen, wenn 
solch eine Entwicklung eintritt. Nach meinem Urteil wären deshalb die kirchlichen Instan- 
zen gut beraten, wenn sie, so wie die Bundesregierung, auch von sich aus am bestehenden 
System der Kirchensteuer nicht rühren würden. 

Im übrigen wissen wir, daß der Staat die kirchliche Sozialarbeit innerhalb der eigenen 
Gesellschaft wie auch kirchliche Entwicklungshilfe gegenüber den Entwicklungsländern 
keineswegs aus eigener Kraft voll ersetzen könnte. Er sollte vielmehr diese Leistung aner- 
kennen, und er darf sie nicht beeinträchtigen. 

Der weltanschaulichen und religiösen Neutralität des Staates, von der ich sprach, ent- 
spricht nun auf der anderen Seite die tatsächliche Füllung der durch den Staat frei gelas- 
senen Räume durch alle in der Gesellschaft wirkenden Kräfte. Viele dieser Kräfte sind ei- 
genständig oder autonom. Jedenfalls gilt das für die Kirchen und für die anderen Religions- 
und Weltanschauungsgemeinschaften. Aber es ist in diesem Vortrag dann auch die Fra- 
ge zu stellen, ob und wieweit die eigenständigen Kirchen z.B. von seiten des Staates recht- 
zeitig Einblick und Beteiligung erhalten bei staatlichen Planungen auf solchen Gebieten, 
auf denen beide nebeneinander tätig sind. Die Gesetzgebungshoheit des Staates erleidet 
keine Einbuße, wenn freie Träger von Anfang zu solchen Planungen hinzugezogen werden; 
Informationsbereitschaft und Fairneß ist auf beiden Seiten notwendig. 

In dem wachsenden Etatismus unserer Massengesellschaften, wo immer mehr verlangt 
wird, daß der Staat regeln und finanzieren soll, liegt eine Gefahr. Es können hier auch 
Probleme entstehen, die erneuter Abstimmung und erneuter Vereinbarung zwischen 
Staat und Kirche bedürfen. Und ich denke, das auf grundsätzlicher Trennung von Staat 
und Kirche beruhende Nebeneinander wird im Detail gewiß auch in Zukunft bisweilen 
neu angepaßt und neu ausbalanciert werden müssen. 

Neben der schon ausdrücklich ausgesprochenen Anerkennung der Sozialarbeit, der kari- 
tativen Arbeit der Kirchen, ihrer Sorge um Krankheit und Alter, will ich auch hervorhe- 
ben, daß aus den Kirchen und noch mehr aus dem kirchlichen Gesamtraum immer wie- 
der fruchtbare Anstöße kommen für die Entfaltung zum Beispiel unseres nachbarschaftli- 
chen Verständnisses für andere Völker oder unseres guten nachbarlichen Verhältnisses 
zu anderen Staaten. Ihr Verdienst um die moralische Fundierung und auch um die tatsäch- 
lich doch enorme Ausweitung auch der staatlichen Entwicklungshilfe ist groß. (Und ich fü- 
ge hier in Klammern hinzu, daß eine zum Teil recht irreführende öffentliche Diskussion 
der letzten Monate nicht den Blick auf die Tatsachen unserer staatlichen Entwicklungs- 
hilfe verstellen darf. Tatsächlich verdoppeln wir die Entwicklungshilfe im Zeitraum von 
1973 bis 1978, und wir liegen damit vergleichsweise weit vor den Vereinigten Staaten von 
Amerika und weit vor der Sowjetunion. Das soll auch so bleiben.) 

Wenn ich mit diesen wenigen Bemerkungen insgesamt die Kirchen heute abend in ih- 
rem Willen zur Eigenständigkeit ermutigt haben sollte, so wäre ich damit zufrieden. 

Auf der anderen Seite sollten die Amtskirchen sich auch dessen bewußt bleiben, daß 
sie selbst ein bedeutendes Machtgebilde innerhalb von Staat und Gesellschaft darstellen, 
einige Kirchen mehr, andere weniger. Der Einsatz dieses Gewichtes gegenüber staatlichen 
Instanzen bedarf in jedem Einzelfall der sorgfältigen vorherigen Erwägung und bedarf 
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in jedem Einzelfall der Legitimation. Manchen Fall von drängendem Lobbyismus kirchen- 
naher Verbände hätten wir lieber vermieden gesehen. 


II. 


Diese letzte Bemerkung leitet über zu der Frage des Verhältnisses zwischen Kirchen und 
Parteien. Ich möchte zu dieser Frage nicht als Bundeskanzler, sondern von einem sehr 
persönlichen Standort aus sprechen. Das Grundgesetz hat nicht nur den Kirchen ihren 
freien Raum und ihre Selbstbestimmung garantiert. Es hat unter anderem auch den poli- 
tischen Parteien ausdrücklich bescheinigt, daß sie mitwirken an der politischen Willens- 
bildung des Volkes. Und so wirken also Kirchen und politische Parteien neben mancher- 
lei verschiedenartigen anderen Kräften im freien Raum unserer Gesellschaft. Ihre beider- 
seitigen Berührungspunkte und ihre Möglichkeiten für Übereinstimmung oder Konflikt 
sind mannigfaltig, mannigfaltiger als gegenüber dem heutigen Staat. 

Wenn es nun eine Beziehung zwischen so verschiedenartigen Kräften und Anstößen 
gibt, wie dem Glauben und der politischen Überzeugung, aus der heraus Politik gestaltet 
werden kann, dann ist der Ort, wo diese beiden Dinge sich begegnen, der einzelne Mensch, 
der sich entscheiden muß. Die personale Einheit dieses einzelnen Menschen kann man 
nicht aufspalten in die eine Hälfte, die der Forderung sich zuwendet, die ihm um seiner 
Seele willen von der Kirche verkündet wird, und in die andere Hälfte, die der Forderung 
zu genügen sucht, die die politische Gemeinschaft als politische Entscheidung der Person abver- 
langt, sei es die Person als Bürger, als Anhänger einer Partei, als Wähler oder Mitglied einer poli- 
tischen Partei oder wie immer. Es ist der einzelne Mensch, in dem sich die Strahlen des Glau- 
bens und die Forderung aus dem gesellschaftlichen Bereich, aus dem politischen Raum über- 
schneiden. 

Der Einzelne und jeder Einzelne für sich allein, nur ein einzelner Mensch hat ein Ge- 
wissen. Es gibt kein kollektives Gewissen. Der Einzelne ist vor die Frage gestellt, ob er 
eine bestimmte politische Meinung, eine bestimmte politische Zielsetzung in seiner Stadt 
oder in seinem Staat mit seinem Gewissen — und das heißt für viele: mit seinem Glau- 
ben — vereinbaren kann, oder ob er gar aus seinem Gewissen heraus zu einer bestimmten 
Entscheidung oder zu einer bestimmten Parteinahme verpflichtet ist. 

So ist es also dem einzelnen Menschen gegeben, sich seine politische Meinung zu bilden 
und sie selbst zu verantworten. Wenn es richtig wäre, wie manche von uns glauben ma- 
chen, daß dem Christentum nur eine einzige politische Meinung entspräche, dann hinge 
allerdings die Möglichkeit, Christ zu sein, davon ab, daß man sich in der Politik nicht irrt. 
Andererseits würde man dann aber durch eine politische Meinung, die man sich bildet, 
notwendig und unvermeidlich zugleich entweder für oder gegen Christus Partei nehmen, 
und letztlich würde damit die politische Zusammenarbeit mit Nichtchristen ausgeschlos- 
sen. Man würde die Möglichkeit verneinen, überhaupt mit Nichtchristen politische Gemein- 
schaft zu bilden. 

Ich denke persönlich — und betone erneut, dies sage ich nicht als Bundeskanzler — 
christliche Politik als die Politik von Parteien oder Regierungen oder als Politik eines gan- 
zen Staates, eines freiheitlich-demokratisch verfaßten Staates, kann es nicht geben, wohl 
aber muß es einzelne konkrete politische Entscheidungen geben, die der Einzelne aus sei- 
nem christlichen Gewissen fällt. 

Da aber Gewissensinhalte und da eine Gewissensmeinung nicht abstrakt formulierbar 
und auch nicht kollektivierbar sind, sollte es auch keine christlichen Parteien in der Poli- 
tik geben, sondern nur Christen in den Parteien: konservative Christen, liberale Christen, 
demokratische Christen, soziale Christen; Christen, die für Planwirtschaft, Christen, die für 
Marktwirtschaft eintreten. Christen, die für Westorientierung, Christen, die für Ostorientie- 
rung unserer Außenpolitik sind. Weder die eine noch die andere Konzeption ist an sich 
christlich. 

Aber in seinem Gewissen muß der Christ verantworten, was aus der Entscheidung, die er 
trifft, sich ergibt; die Folgen, die sich aus seiner Entscheidung ergeben, die muß er verant- 
worten. Ich fühle mich immer wieder auf Max Weber zurückgeworfen, der die Unterschei- 
dung getroffen hat, es liegt SO Jahre zurück, zwischen „Gesinnungsethik“, wie er es nennt, 
und „Verantwortungsethik‘‘. Er sagt, wenn ein Christ als Gesinnungsethiker handelt, dann 
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handelt er nach den Geboten Gottes und stellt den Erfolg Gott anheim und damit auch, 
ob die Gesamtfolgen mehr gute oder mehr böse Konsequenzen zeitigen. Die Hauptsache 
ist für ihn, sich im Augenblick seiner Entscheidung nach dem gerichtet zu haben, was er 
für das unmittelbar ihm gegebene Gebot Gottes hielt. 

Ich denke, daß in einer Demokratie, in der jeder von uns das, was geschieht und das, 
was nicht geschieht, mitverantworten muß, daß man in einer solchen Ordnung als bewußt 
handelnder politischer Mensch nicht gut anders kann, als den von Max Weber so genann- 
ten verantwortungsethischen Aspekt zu erkennen, also das Gegenbild zur Gesinnungs- 
ethik in den Vordergrund zu stellen. Das heißt, er muß die Wirkungen und die Neben- 
wirkungen und die ungewollten Nebenwirkungen und die Gegenwirkungen, er muß das 
ganze Geflecht der Folgen, die er auslöst, bei seiner Entscheidung abschätzen, und er 
muß die Gesamtheit aller Folgen im Gewissen verantworten. 

Diese so genannte verantwortungsethische Maxime macht gleichzeitig deutlich, daß 
Christ zu sein eben nicht einen allgemeinen politischen Leitfaden für alle konkreten Fälle 
des politischen Lebens bedeutet. Ich glaube nicht, daß man aus abstrakten ethischen 
Grundsätzen erschöpfende oder auch nur halbwegs ausreichende politische Maximen her- 
ausholen kann für eine konkrete Situation, in der man sich entscheiden muß. In jeder 
konkreten Entscheidungs-Situation ist jeder von uns ein Einzelner. 

Deshalb, so denke ich, muß ein Theologe, ein Bischof oder ein Pastor, der in die allge- 
meine Politik eingreifen will, seine Amtsautorität dabei ausdrücklich sichtbar und hörbar 
beiseite stellen. Er sollte genauso wenig im Talar eine politische Demonstration veranstal- 
ten, wie ich denke, daß er als Bischof von der Kanzel herab in die Politik seines Landes 
einzugreifen habe. 

Das alles soll und kann nicht heißen, daß etwa die Kirche zu schweigen habe gegenüber 
allen Vorgängen im staatlichen oder im politischen Raum. Im Gegenteil. Aber sie muß sehr 
sorgfältig prüfen, wie weit im Einzelfall ihre Rechtfertigung reicht, wie weit nicht nur 
ihre rechtliche, sondern auch ihre christliche Legitimation reicht und wie weit sie die 
Grenzen einhalten muß, wenn sie ihre wesentliche Aufgabe, Volkskirche zu sein, nicht 
gefährden will. 

Sie kann durchaus in konkreten politischen Situationen sehr laut und sehr hörbar an po- 
litische Führer, an Regierungen oder an die Opposition oder an wen auch immer, der 
politische Gewalt ausübt, die Frage richten, wie es in dieser Angelegenheit mit seinem 
Willen zum Frieden bestellt sei, oder wie es in jener Sache mit seinem Willen zur Versöh- 
nung bestellt sei, oder wie es in einer dritten Angelegenheit mit seinem Willen zur Ge- 
rechtigkeit bestellt sei, oder mit seinem Willen zur Wahrhaftigkeit in einer vierten Sache, 
oder wie es in einem noch anderen Fall mit seinem Respekt der einzelnen Person bestellt 
sei, die doch ihrer Würde wegen in ihrem Gewissen nicht vergewaltigt werden darf. 

Solche Fragen kann man und muß man in bestimmten politischen Situationen sowohl 
den Politikern als auch den Wählern sehr konkret stellen. Aber man soll dabei nicht ver- 
gessen, daß auch die Kirche, die Volkskirche wie die Amtskirche, den Willen Gottes in 
Bezug auf den Gang der Geschichte, und das heißt in Bezug auf die Politik, nicht im 
voraus wissen kann. 

Eine Kirche, die zu sehr ins Politisieren geriete, könnte ihre eigene Autorität gefährden, 
den Bestand und die Weitergabe des Glaubens an die nachfolgende Generation; sie könn- 
te ne manchen Gegnerschaft oder jedenfalls doch Gleichgültigkeit herausfordern oder 
auslösen. 

Ich habe neulich hier in Hamburg in einer Rede, die von manchen absichtsvoll mißver- 
standen wurde, einige meiner jungen Parteifreunde bildhaft davor gewarnt, die „Kirche 
leerzupredigen“. Aber es gibt auch die Gefahr, daß wegen der politischen Predigt die Kir- 
che im eigentlichen Sinne des Worts sich leert. Damit erklärt sich doch, wenn auch nicht 
allein damit, die Entfernung manches jungen Menschen von der Kirche. 

Nun kann weder die Kirche noch etwa eine politische Partei diese Jugend entbehren, 
die kritische Fragen stellt und die eine Kanzelabkündigung als solche noch nicht für eine 
tichtunggebende ausreichende Antwort hält. Das gleiche gilt auch für viele Erwachsene, 
z.B. in der Partei, der ich angehöre. Wir empfinden bisweilen Hirtenbriefe als schwer 
verständlich. 
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Die Partei, für die ich in diesem Augenblick spreche, hat in einem Grundsatzprogramm 
von säkularer Bedeutung vor 15 Jahren gesagt, sie sei eine Gemeinschaft von Menschen 
verschiedener Glaubens- und Denkrichtungen, deren Übereinstimmung auf gemeinsamen 
sittlichen Grundwerten beruht; die politische Zielsetzung des von uns vertretenen demo- 
kratischen Sozialismus sei in christlicher Ethik, in Humanismus und in der klassischen 
Philosophie verwurzelt. Sie hat dies ernst gemeint; sie meint es weiterhin ernst. Sie will 
als Partei weder letzte Wahrheiten darbieten, noch will sie so etwas sein wie eine „Ersatz- 
kirche‘, wie früher wohl mal jemand gesagt hat. 

Sicherlich gibt es auch in meiner Partei einige, die aus dem Sozialismus eine mythologi- 
sierte Weltanschauung machen wollen, aber diese Menschen befinden sich in einer relativ 
sehr kleinen Minderheit. Ich darf daran erinnern, daß auf einem Bundesparteitag heute vor 
drei Jahren zur Kirchensteuerfrage meine Partei mit Dreiviertel-Mehrheit abgelehnt hat, 
den Kirchen einen eigenen Steuereinzug aufzuerlegen. Wir sind für den Abschluß von meh- 
xeren, beide Seiten befriedigenden Verträgen zwischen Staat und Kirchen verantwortlich. 
„Wir wollen nicht, daß das Angebot der Kirchen an Orientierung und an Lebenshilfe für 
den bedrängten Einzelnen geschwächt werde‘, so hat Willy Brandt vor einigen Tagen öf- 
fentlich wiederholt. 

Natürlich weiß jede politische Partei, die meinige auch, daß sie sich kritische Fragen 
aus dem kirchlichen Raum gefallen lassen muß. Sie wird sich aber das Recht zu kritischen 
Fragen an die Amtskirche und an einige der von dorther geführten Verbände auch nicht 
nehmen lassen. Wenn es jüngst auf vielen Kanzeln in Teilen unserer Bundesrepublik gehei- 
ßen hat, die jetzige Bundespolitik trete einem Rückgang der Achtung vor den Grundrech- 
ten „soweit überhaupt, dann nur unzureichend entgegen“, oder: die demokratische Sub- 
stanz der Regierungsparteien des Bundes sei „ernsthaft gefährdet‘, dann wird man kri- 
tisch zurückfragen müssen, woher eigentlich die Maßstäbe genommen werden für derartig 
herabsetzende Urteile. Und ob eigentlich die gleichen Prediger nicht auch sehen wollen, 
daß es hier eine politische Partei gibt, die den Namen Christ nirgendwo im politischen 
Getriebe unnützlich führt, die aber doch in ihrem tatsächlichen Handeln der Bergpredigt 
nähersteht als mancher andere, der ein politisches Wort finanziert oder selbst ausspricht. 

Kirchen, die sich parteilich, parteipolitisch binden, Können ihren Verkündigungs- und 
Seelsorgeauftrag nur unvollkommen erfüllen. Sie erreichen den scheinbar politischen Geg- 
ner nicht. Die Befreiung einer Kirche von parteipolitischer Bindung ist Befreiung zu ih- 
rem eigentlichen Auftrag. 

Den evangelischen Kirchen muß man dankbar sein, daß sie solche einseitigen politischen 
Bindungen, die es früher, in vergangener Zeit bei ihnen gegeben hat und die ziemlich stark 
waren, daß sie diese aufgegeben haben. Die katholische Kirche in Deutschland muß man 
bitten, den Schritt auf jenen Weg hin zu vollziehen, den die katholische Kirche in vielen 
Ländern seit dem Konzil schon betreten hat. Das leuchtende Toleranzvorbild Johannes 
XXIH. hat mich damals mit großer Hoffnung erfüllt; jetzt fürchtet man manchmal, sein 
Erbe könnte auch verschüttet werden. 

So wie der Staat, so müssen auch die politischen Parteien der Kirche gegenüber zum Zu- 
hören bereit sein. Das wollen wir auch. Das gilt für das Ehe- und Familienrecht, für die elter- 
liche Sorge, das gilt für die Sozial- und Jugendhilfe, für die Sozialbindung des Eigentums, 
für die Entwicklungshilfe, und es gilt vor allem für die Orientierung auf die Transzendenz 
des Menschen hin. Aber die Kirchen müssen auch zuhören wollen. Kein Gespräch wird 
möglich, wenn nicht beide Seiten zuhören wollen. Und es führt nicht weit, wenn etwa 
eine Kirche nur über eine politische Partei redet, statt mit ihr zu reden. 

Wir brauchen alle Seelsorge auf die eine oder andere Weise. Wir dienen alle. Wir alle 
müssen und wir alle wollen unserem Nächsten helfen. Es liegt kein vernünftiger Grund vor, 
dies nicht gemeinsam zu tun. Es liegt kein Grund vor, solche Hilfe nicht gemeinsam zu 
planen und zu veranstalten! 

Ich gebe ein Beispiel: Vor der Reise nach Moskau habe ich meine Mitarbeiter in Bonn 
gebeten, darüber nachzudenken, ob wir nicht doch etwas tun könnten, um das Elend der 
Flüchtlinge auf Zypern mildern zu helfen, und zwar nicht nur im karitativen Sinne, nein, 
sondern auch darüber nachzudenken, ob wir politisch etwas tun können, das ihnen hilft, 
ohne daß wir unsere eigene politische Bedeutung als Deutsche überschätzen wollen. Wie 
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schnell gewöhnen wir uns im Wohlstand an das Unglück derer, die in der Folge von Macht- 
entscheidungen oft für Jahre zu materieller und seelischer Not verurteilt sind. Nach dem 
ersten schönen Impetus pflegt die Nächstenliebe oft etwas einzuschrumpfen, vor allen 
Dingen dann, wenn der Schauplatz des menschlichen Elends weit von uns entfernt liegt. 
Zypern ist ein Notfall, in dem Politiker und Männer und Frauen der Kirchen gemein- 
sam versuchen sollten, etwas auszurichten gegen das schläfrig und träge werdende Gewis- 
sen. Es gibt viele Fälle, in denen man versuchen sollte, gemeinsam etwas auszurichten! 

Am Schluß möchte ich an eine Erkenntnis erinnern, die wir alle teilen: Freiheit ohne 
Bindung ist nicht möglich. Diese Freiheit, so möchte ich sehr persönlich schließen, habe 
ich in schwierigen Situationen des Lebens immer in jener Erkenntnis empfunden, die aus 
der ersten Zeile des Liedes spricht, das jetzt folgen soll. 

(Es folgt die Motette von Johann Sebastian Bach „Fürchte Dich nicht‘“.) 


ANSPRACHE DES MINISTERPRÄSIDENTEN VON SCHLESWIG-HOLSTEIN, 
DR. GERHARD STOLTENBERG, AM REFORMATIONSTAG, 
IN DER HAMBURGER HAUPTKIRCHE ST. JACOBI 


Vom 31. Oktober 1974 


Unser erster Bundespräsident, der große Liberale Theodor Heuss, sagte im Parlamentari- 
schen Rat bei der Beratung des Grundgesetzes zu diesem, unserem Thema: Das Verhält- 
nis von Staat und Kirche: ‚Die Stellung der Kirche im öffentlichen Leben wird von mir 
sehr groß und bedeutend und wichtig gesehen. Ich denke nicht daran, die Kirche etwa in 
den Raum der Kirche einsperren zu wollen: Wortverkündigung, Seelsorge, Sakramentsver- 
waltung. Die Kirche hat schon mehr.‘ Und Theodor Heuss wies im Anschluß an diese Sät- 
ze darauf hin, wie bedeutsam das christliche Wirken von Männern wie Adolf Kolping, Wil- 
helm Emanuel von Ketteler, Johann Heinrich Wichern und Friedrich von Bodelschwingh 
für das gesamte Leben unseres Volkes war. 

Die Regelung des Verhältnisses von Staat und Kirche mit dem Artikel 140 und den 
zum vollgültigen Bestand des Grundgesetzes erklärten staatskirchenrechtlichen Artikeln 
der Weimarer Verfassung entspricht der soeben zitierten Auffassung von Theodor Heuss, 
und sie konnte damals in der grundsätzlichen Beurteilung einvernehmlich zwischen 
den tragenden demokratischen Parteien erfolgen. Zwar lautet der Kernsatz unserer 
Verfassung: ‚‚Es besteht keine Staatskirche.‘‘ Unser Grundgesetz will als moderne libe- 
rale Verfassung nicht die organisatorische Einheit von Staat und Kirche. Das Landes- 
kirchentum und ähnliche institutionelle Verklammerungen von Staat und Kirche sind 
abgeschafft wie schon in der Weimarer Reichsverfassung. Diese Forderung unserer Ver- 
fassung ist auch in der Wirklichkeit erfüllt. Es wird niemand ernsthaft behaupten kön- 
nen, in der Bundesrepublik Deutschland gäbe es eine Staatskirche. 

Unser Grundgesetz will deshalb auch die Scheidung von Aufgabengebieten zwischen 
Kirche und Staat, die Abgrenzung der beiderseitigen Rechtssphären, die Trennung im Sin- 
ne gegenseitiger Unabhängigkeit. Aber die Rechtssphäre der Kirchen wird nicht aus dem 
öffentlichen Leben gedrängt, nicht gleichsam eingemauert in die Gebäude der Kirche. 
Dem erweiterten Spielraum entspricht ihr Charakter als Körperschaft des öffentlichen 
Rechts. Auch nach der Auffassung des Bundesverfassungsgerichts sind die Aufgaben der 
Kirchen öffentliche Aufgaben. 

Und in der Tat, die Dimension des Öffentlichen gehört wesensgemäß zu dem, was wir 
als Christen unter Kirche verstehen. Kirche ohne öffentliche Verkündigung und ohne öf- 
fentliche Wirksamkeit ist schwer vorstellbar. 

Nach unserer Verfassung gibt es also keine Verschmelzung und Abhängigkeit von Staat 
und Kirche, wohl aber Zusammenarbeit und Verständigung. Die Kooperation tritt in 
verschiedenen Bereichen konkret in Erscheinung, etwa bei der Regelung der Erhebung 
der Kirchensteuern, Fragen des kirchlichen Mitgliedschaftsrechts, den theologischen Fa- 
kultäten staatlicher Hochschulen, kirchlichen Schulen und Erziehungseinrichtungen, beim 
Religionsunterricht in staatlichen Schulen und der öffentlichen Förderung religiöser Bil- 
dungseinrichtungen. 
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Der Staat gewährleistet im Rahmen dieser Grundregelung die Ausübung der Seelsorge 

in öffentlichen Krankenhäusern, in anderen staatlichen Anstalten und bei der Bundeswehr. 
Er schützt schließlich Sonntage und staatlich anerkannte kirchliche Feiertage. Er erläßt 
Rechtsnormen im Hinblick auf extrem schwere Religionsdelikte. 

Dabei ist die religiöse Neutralität des Staates ein wichtiger Teil des geltenden Staats- 
Kirchen-Verhältnisses. Dem Staat ist es verboten, durch Hoheitsakte in den Tätigkeits- 
kreis der Kirchen und sonstigen Religionsgemeinschaften einzuwirken. Er darf sich auch 
nicht selbst mit einer bestimmten religiösen Richtung identifizieren und gewährleistet die 
gleichen Bürgerrechte und Chancen, wenn er die Verfassung streng handhabt, für die An- 
gehörigen aller Bekenntnisse genauso wie für die Konfessionslosen. 

Die religiöse Neutralität des Staates bedeutet allerdings nach unserem Grundgesetz, 
und hier gilt es ein gelegentliches Mißverständnis abzuwehren, keineswegs Nichtbeachtung 
der Religion durch den Staat. Völlige Gleichgültigkeit des Religiösen für den Staat, das 
absolute Desinteresse des Staates an religiösen Vorgängen und Einrichtungen würde im Er- 
gebnis eine einseitige Stellungnahme zugunsten der Areligiosität, also einen Bruch der 
Neutralität, bedeuten. 

Insofern hat unsere Verfassung sich für eine positive Trennung von Staat und Kirche 
ausgesprochen, die wir seit Gründung der Bundesrepublik allgemein als Partnerschaft zwi- 
schen ihnen umschreiben. 

Ich will nach den kritischen Einwendungen meines verehrten Vorredners gegen den 
Begriff ‚Partnerschaft‘ darüber noch einmal etwas nachdenken. Auf den ersten Blick möch- 
te ich vermuten, daß Partnerschaft auch zwischen unterschiedlich strukturierten Institutio- 
nen möglich sein kann, wenn es einen fruchtbaren Bereich der Berührung und der gemein- 
samen Verantwortung gibt. Diese Regelung hat sich, wie immer wir sie sprachlich beschrei- 
ben, für beide Seiten im Grunde bewährt. Sie entspricht auch den konkreten Gegebenhei- 
ten und Erfordernissen unserer tatsächlichen gesellschaftlichen Situation. 

Aber, so sehr ich dies für richtig halte, derartige grundsätzliche Feststellungen reichen 
noch nicht aus, um die aktuellen Spannungen und Probleme ganz zu erfassen, die wir in der 
Situation unserer Kirche spüren und die in gewisser Weise auch das Verhältnis von Kirche 
und Geseilschaft, Kirche und Staat mit tangieren. Es läßt sich ja nicht übersehen, daß wir 
es gegenwärtig in der Bundesrepublik Deutschland wie auch in anderen Ländern mit einer 
fortschreitenden Säkularisierung und damit einer Schwächung der Kraft christlicher 
Normen und kirchlicher Vorstellungen zu tun haben. Die geltenden staatskirchenrechtli- 
chen Bestimmungen unseres Grundgesetzes werden durch diesen Prozeß weder ausdrück- 
lich aufgehoben noch unmittelbar verletzt. Es ist auch nicht erkennbar, daß konkrete 
politische Forderungen auf einen institutionellen Abbau der Stellung der Kirchen nun ein 
besonders nennenswertes Echo in unserem Lande finden. Aber in diesem Prozeß der Sä- 
kularisierung kann die faktische Wirkungskraft der Rechtssätze des Grundgesetzes in die- 
sem Bereich geringer werden. Es wandelt sich nicht der Sinngehalt der Normen, sondern 
ihr fortbestehender Inhalt wird weniger beachtet als vorher. Anders gesprochen: Das Ver- 
mögen, den vorgegebenen institutionellen Raum öffentlicher Wirksamkeit der Kirchen aus- 
zufüllen, ist in wichtigen Bereichen keineswegs mehr selbstverständlich. Und die Betrach- 
tung der Geschichte lehrt uns auch an anderen Bespielen, daß noch so ausgewogene und 
begründete institutionelle Regelungen auf die Dauer keinen Bestand haben, wenn nicht die 
geistige Kraft vorhanden ist, sie voll auszufüllen. Es gibt, wie wir verzeichnen können, 
sehr intensive Bemühungen in den Kirchen, in der Theologie, diesen Prozeß in seinen Ur- 
sachen und Wirkungen genauer zu erkennen und auch Antworten, nicht nur theoretische 
Antworten, sondern Antworten mit geistiger und praktischer Wirkung zu finden. Sie wer- 
den sicher nur begrenzt in amtlichen oder dogmatischen Aussagen zu formulieren sein, 
obwohl auch die Klärung bestimmter theologischer Grundpositionen aus der Sicht des Laien 
wünschenswert ist. Unsere Kirche und ihre Glieder sind viel zu stark mit der Vielfalt des 
geistigen, sozialen, politischen Lebens unseres Volkes verbunden, als daß es hier einfache 
Lösungen geben könnte. Die mächtig durch Medien, moderne Publizistik und Literatur 
verbreiteten, verstärkten geistigen Strömungen unserer Zeit sind in ihren wissenschaftlichen 
Grundlagen überwiegend säkularen Ursprungs. Das ist, wie ich glaube, einer der entscheiden- 
den Gründe für das Fortschreiten eines Prozesses der Säkularisierung. 
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Andererseits hat der Dialog zwischen empirischen Wissenschaftlern und Theologen, etwa 
in den Aussagen von Männern wie Heisenberg und Portmann, deutlich gemacht, daß es 
keinen prinzipiellen unüberbrückbaren Gegensatz zwischen exakter, methodischer Erkennt- 
nis und der christlichen Botschaft gibt. Hier liegt nach meiner Überzeugung eine zentrale 
Aufgabe für eine wirklich moderne Kirche. Sie ist zukunftweisender als der in den letzten 
Jahren gelegentlich feststellbare Trend zur starken Beeinflußbarkeit durch modische Ta- 
gesströmungen in Teilen der Kirche, um hier gerecht zu bleiben. Modische Tagesströmun- 
gen, die oft nur kurzlebig sind und in ihren extremen Auswirkungen und Äußerungen des- 
integrierend wirken können. 

Es bedarf dazu, wie ich glaube, weiter verstärkter Anstrengungen für eine umfassende 
Kommunikation von Kirche und moderner Wissenschaft, wenn die Tendenz nachlassen- 
der geistiger und öffentlicher Wirkung christlicher Überzeugung verändert werden soll. 

Die Naturwissenschaftler argumentieren dabei als Partner von einem hochspezialisierten, 
aber zugleich festen methodischen Fundament aus. In der zunehmenden Vielfalt sozial- 
wissenschaftlicher Richtungen müssen unsere Kirchen und ihre Glieder die Kraft aufbrin- 
gen, die Spreu vom Weizen zu scheiden. Dazu bedarf es auch eines natürlichen Selbstbe- 
wußtseins, der Sicherheit eigener Grundüberzeugungen bei aller Sensibilität für die wirklich 
bewegenden Strömungen der Zeit und ihre Motivation. 

Ein freiwilliger oder unfreiwilliger Rückzug der Kirchen aus verfassungsrechtlich legitimen 
Bereichen ihres öffentlichen Wirkens führt nach den Erfahrungen zurückliegender Genera- 
tionen, aber auch gewissen Anhaltspunkten der jüngsten Zeit, keineswegs zu Objektivität 
und abstrakter Rationalität in Schule, Kultur oder Publizistik. 

In der von Bischof Dietzfelbinger und Kardinal Döpfner gemeinsam herausgegebenen 
Schrift ‚Das Gesetz des Staates und die sittliche Ordnung‘ wird zu diesem Problem die, 
wie ich glaube, sehr wichtige Feststellung getroffen, die ich zitieren möchte. „Es ist ein Irr- 
tum, zu meinen, der Staat könne sich auf eine völlig wertfreie Ordnungsfunktion beschrän- 
ken, und nur auf diese Weise sei eine der Würde des Menschen entsprechende Freiheit 
zu verwirklichen. Wo den Grundlagen einer überlieferten Rechts- und Gemeinschaftsord- 
nung radikal der Abschied gegeben wird, besetzen ideologische Systeme den Raum bisheri- 
ger Wertvorstellungen. An Stelle einer erhofften Befreiung erfahren Mensch und Gesellschaft 
die totale Unfreiheit ideologischer Verstrickungen.‘‘ In der Tat, es ließe sich Kaum ermessen, 
was der Verlust oder nur die entscheidende Schwächung der großen geistigen und kulturel- 
len Tiadition des Christentums, seiner moralischen Grundnormen, seiner bewegenden Kraft 
zur Nächstenliebe für unser öffentliches und soziales Leben bedeuten würde. Die Gefahr 
der Aufgabe einer historischen Dimension im Selbstverständnis moderner, neuer Generatio- 
nen für das Dasein unseres Volkes, für unsere Kultur haben in letzter Zeit manche Geistes- 
und Sozialwissenschaftler, darunter auch solche, die nicht der Kirche angehören, mit ein- 
dringlichen Worten ausgesprochen. So waınte etwa Konrad Lorenz vor dem Irrglauben, der 
Mensch könne eine neue Kultur willkürlich und rational aus dem Boden stampfen. Ein Irr- 
glauben, dessen Konsequenzen, wie er sagt, zu einer vollkommenen Orientierungslosigkeit 
und auch einer Preisgabe der Humanität führen müssen. 

Aus dem Gesagten folgert nach meiner Überzeugung: 

Volkskirche bedeutet eine Chance der öffentlichen Wirksamkeit und der Verkündigung, die 
nicht von sich aus preisgegeben werden sollte. Wir müssen uns vielmehr als Christen um die 
Erhaltung und Kräftigung der Volkskirche bemühen. Die große Mehrheit der Bürger unseres 
Landes will nach wie vor einer Kirche angehören, auch wenn die Motivation dafür oder 
die Konsequenz der Folgen dieser Entscheidung aus der Sicht der Christen und der Kir- 
chen sicher in vielen Fällen nicht befriedigend sein können. Deshalb braucht die Volkskir- 
che bei uns trotz aller zweifellos wachsenden Sorgen und aktuellen Schwierigkeiten nicht 
zu resignieren. 

Die Freiheit der Kirche besteht nicht darin, daß sie sich vom Staat total separiert. In 
den Vereinigten Staaten von Amerika sind die Kirchen als Vereinigungen um so mehr durch 
Menschen gebunden, die ihren gesellschaftlichen, politischen und finanziellen Einfluß gel- 
tend machen, und auch das schafft eine Fülle von recht schwierigen Problemen für die 
Kirchen, ihre Realität und auch ihre geistige Begründung. Zweifellos vermögen Freikirchen 


84 


etwa nach amerikanischem Muster in manchem eine ganz bewundernswerte Dynamik zu 
entfalten. 

Diese Spontaneität und Lebendigkeit auch unter den besonderen kirchlichen und gesell- 
schaftlichen Bedingungen der Bundesrepublik Deutschland zu erreichen, ist sicher ein wich- 
tiges Ziel. Wir sollten aber an dem, was hier an unserer Geschichte gewachsen ist, festhal- 
ten, wenn die geistige Kraft der Kirche und der Christen auch in Zukunft stark genug ist, 
den vorgegebenen Rahmen auszufüllen. 

Staat und Kirche in der Bundesrepublik Deutschland sind Partner. Dies Verhältnis be- 
ruht auf der Einsicht, daß sie einander brauchen. Diese Einsicht mag in Krisenzeiten grö- 
ßer sein als in Wohlstandszeiten. Der Staat tut jedoch gut daran zu erkennen, ohne aus 
seiner unabhängigen Rolle herauszutreten, wie bedeutsam und in gewisser Weise wohl un- 
ersetzlich die Rolle der Kirchen in unserem Lande ist. Die Kirche kann, und ich stimme 
hier ausdrücklich dem schon Gesagten zu, in ihrer Bedeutung für das öffentliche Leben nicht 
schematisch mit den vielfältigen anderen Vereinigungen und Gruppierungen der Gesellschaft 
verglichen werden. Auch in teilweise säkularisierten Formen sind christliche Werte und Tra- 
ditionen haltende Kräfte für eigentlich alle Bereiche unseres öffentlichen und sozialen Daseins. 

Die Einsicht in die besondere Bedeutung der Kirche auch für das staatliche Leben mag 
im Kriege größer gewesen sein als sie heute ist. Die Kirche war wegen ihres Widerstandes 
gegen die Diktatur im wesentlichen als moralisch intakte Größe aus dem Zusammenbruch 
hervorgegangen. Daraus mögen sich zum Teil auch Äußerungsformen oder gewisse Ansprü- 
che ergeben haben, die der Zeitkritik unterlagen und die heute nicht mehr in dieser Form 
aufrecht zu erhalten sind. Auf der anderen Seite muß man, wenn man über das Problem 
des Klerikalismus spricht, soweit es noch ein Problem in unserer Zeit sein sollte, erkennen, 
daß der Einfluß spezifisch christlicher Überzeugungen und Aussagen in bedeutsamen öffent- 
lich-rechtlichen Einrichtungen, etwa auch in den Rundfunk- und Fernsehanstalten, in den 
letzten 20 Jahren so rapide zurückgegangen ist, daß heute der Anteil christlicher Auffas- 
sung und Aussagen wohl kaum noch der realen, aktuellen, geistigen und kulturellen Be- 
deutung der Kirchen für unser Land entspricht. Beide Seiten sind hier zu sehen. Auch wa- 
ren in der Abgrundsituation des Jahres 1945 die letzten Fragen existentiell deutlicher. 
Hermann Ehlers sprach die Erfahrung der Menschen damals, 1945, wie folgt aus: 

„Sie haben erfahren, daß ein Volk, das in seinem ganzen Leben, in seiner Kultur- und 
Sozialpolitik, in seiner Wirtschaftspolitik, in seiner Innen- und Außenpolitik darauf ausge- 
richtet wird, Gott zu vergessen, ihn von seinem Thron zu stoßen und auf diesen Thron ir- 
gendeine Ideologie,oder einen lebendigen Menschen zu setzen, untergeht. So brutal, aber 
auch so einfach war es.“ 

Diese fundamentalen Grundeinsichten des Jahres 1945, für die es ja viele Zeugnisse 
gibt, von Menschen aus ganz verschiedenen geistigen und politischen Lagern, sie gilt, wie 
ich glaube, weiterhin, wenn auch natürlich unter ganz veränderten Bedingungen. Auch in 
unserer Zeit haben die Kirchen immer wieder das Gewissen der Menschen und auch des 
Staates zu schärfen. 

Neutralität des Staates im ethischen Bereich wirft viele Probleme auf. Diese Frage stellte 
sich kaum, solange über fundamentale Wertvorstellungen in der Gesellschaft weitgehend 
Übereinstimmung bestand. Es sieht aber so aus, als ob diese sich in wichtigen moralischen 
Grundfragen mehr und mehr lockert. Der ethische Minimalkonsens erscheint in der Tat 
nicht mehr selbstverständlich gewährleistet. Wir sehen dies in den letzten Jahren besonders 
an dem überraschenden Vordringen einer ideologisch begründeten Gewaltkriminalität. Es 
gibt, wie wir erlebt haben, ja auch andere Formen des akustischen Terrors und der Ver- 
letzung von elementaren Geboten, die eigentlich doch, ohne die guten alten Zeiten zu lo- 
ben, in der Vergangenheit maßgebend und bestimmend waren. Aber wir sehen dies auch, 
und das ist nicht weniger wichtig als das, was in die Schlagzeilen kommt und ja auch in 
die Schlagzeilen soll — manches wird ja deswegen gemacht —, wir sehen es auch an weni- 
ger spektakulären Vorgängen im sozialen Leben unseres Volkes. 

Wenn jedoch fundamentale Werteinsichten und Überzeugungen weit auseinanderklaffen, 
dann hat der Staat es schwerer, neutral zu bleiben und seine Integrationsfunktion auszu- 
üben, ohne bestimmte Grundnormen, die auch unsere Verfassung bestimmten, preiszuge- 
ben. Der Verlauf der schon erwähnten Diskussion über die Frage der Antastbarkeit oder 
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Unantastbarkeit ungeborenen menschlichen Lebens hat diese Problematik in jüngster Zeit 
deutlich gemacht. Wenn der Staat über solche Fragen als Gesetzgeber entscheidet, kann er 
sich kaum eineı eigenen prinzipiellen Stellungnahme enthalten. Nach welchen Maßstäben 
handelt er dann? Nach der überwiegenden Einstellung der Gesellschaft? Das bleibt auch 

im vorliegenden Fall durchaus zweifelhaft. Läßt sich das überhaupt objektiv feststellen? 

Ist das nicht raschen Wandlungen unterworfen, denen sich nun die Gesetzgebung aus Grün- 
den der Stetigkeit kaum ständig anpassen kann? Soll eine vermittelnde Lösung angestrebt 
werden? Wie steht es mit dem Minderheitenschutz? Muß der Gesetzgeber in solchen Situa- 
tionen, und ich erinnere hier an die Stellungnahme des Rats unserer Kirche, nicht alle 
Verständigungsmöglichkeiten ausschöpfen? 

Eine solche Auseinandersetzung, die noch nicht abgeschlossen ist, hat deutlich gemacht, 
daß wir auf dem Gebiet moralisch-ethischer Grundüberzeugungen vor schwierigen und 
weitreichenden Entscheidungen stehen. Es gibt sittliche Wertvorstellungen, die von allge- 
meiner grundlegender Bedeutung sind und auch den Gesetzgeber in seinen Handlungen 
bestimmen müssen. Sie zu definieren ist allerdings zugegebenermaßen schwierig, anderer- 
seits eine unentbehrliche Aufgabe. Wenn dies Prinzip aufgegeben wird, verliert eine Ge- 
sellschaft in äußerster Konsequenz ihre Gemeinschaftsfähigkeit. Sie verliert die Möglichkeit, 
sich über eine allgemein gültige Gesetzgebung wirklich zu verständigen. Hier hat die Kirche 
eine wichtige Aufgabe. Sie muß helfen, die verbindlichen sittlichen Normen aufzuzeigen, 
ohne dies in einer pluralistischen Gesellschaft, in einer dogmatisch gültigen, für alle, für 
die Öffentlichkeit gültigen Weise tun zu können. 

So sehr das Engagement kirchlicher Kammern und Arbeitsgemeinschaften in anderen 
wichtigen Fragen zu begrüßen ist, etwa auch in den Debatten über internationale Friedens- 
sicherung, noch vordringlicher erscheint mir ein überzeugender, fundierter Beitrag zu den 
aktuellen Themen der inneren Entwicklung in unserem Land. Ich erwähnte schon kurz 
die neuen, tiefgreifenden Auseinandersetzungen im kulturellen Bereich, etwa über die 
Bildungsinhalte für unsere Schulen, über Lehrpläne und Rahmenrichtlinien, die in einigen 
Bundesländern immer größere Teile der Eltern, Lehrer und Schüler zutiefst bewegen. 

Es ist, wie ich glaube, eine der ganz wichtigen Fragen, weit über den politischen Bereich 
und die politische Auseinandersetzung hinaus, weil sie ja die Existenz und die Prägung, die 
Bildung und Erziehung unserer Kinder, der Generation von morgen, berührt, zu denen wir 
theologisch und anthropologisch begründete Stellungnahmen der Kirchen, der Christen, 
dringend brauchen. Dabei geht es in solchen Stellungnahmen der Kirchen selbstverständ- 
lich nicht primär um institutionelle Besitzstände, über die auch bei der künftigen Rolle 
des Religionsunterrichts zu sprechen sein wird, sondern vor allem um die Klärung der rich- 
tigen Bildungskonzeption und des zugrunde liegenden Menschenbildes. 

In diesem aktuellen Zusammenhang eıgibt sich für mich persönlich deutlich, daß es sehr 
wohl christlich begründete Stellungnahmen in der Politik geben kann, die über individuelle 
Einzelaussagen hinausgehen, christlich begründete Stellungnahmen in der Politik. Wenn 
wir als Glieder unserer Kirche die Tätigkeit ihrer Kammern und Arbeitsgemeinschaften 
zu öffentlichen Fragen bejahen und die Denkschriften ernst nehmen, dann bejahen wir 
im Rahmen unserer Kirche dies Prinzip, und es gilt nach meiner Überzeugung auch für 
Laien unserer Kirche, die im politischen Feld Verantwortung tragen. Ihre christlichen Äuße- 
rungen sind nicht notwendigerweise rein individuell. Sie können in der Meinungsbildung 
einer Gruppe erfolgen. Die Grenze liegt freilich sowohl für kirchliche Kammern und Arbeits- 
gemeinschaften wie für Gruppen in der Politik, die sich als christlich bezeichnen und ver- 
stehen darin, daß keine von beiden, weder die Institution der Kirche noch die politischen 
Gruppierungen, gleichsam einen christlichen-Monopolanspruch erheben dürfen und ihre 
christlich begründete Auffassung als die allein richtige oder für Christen vertretbare hinzu- 
stellen haben. 

Ein Volk, das eine soziale Verpflichtung bejaht, ist auf das Wirken von Staat und freien 
Trägern angewiesen. Das ist eine Konsequenz unserer pluralistischen Gesellschaftsordnung. 
Sie soll dem Bürger auch als Hilfsbedürftigen so weit wie möglich einen Spielraum für Aus- 
wahlmöglichkeiten offenlassen. 

Der Bürger soll möglichst die Hilfe desjenigen in Anspruch nehmen können, der ihm am 
nächsten steht. Besonders deutlich wird dies bei konfessionell oder weltanschaulich gebun- 
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denen Einrichtungen. zine Vielzahl von Verbänden, die nebeneinander und auch neben 
öffentlichen Trägern arbeiten, ermöglichen dem Bürger eine gewisse Chance dieser Auswahl 
und sichern ihm so einen Freiheitsraum, der nach meiner Überzeugung prinzipiell der Men- 
schenwürde entspricht. 

Die bewährte Form der Zusammenarbeit von Staat und Kommunen mit den Verbänden 
der freien Wohlfahrtspflege geht bei uns nach dem geltenden Recht vom Vorrang der freien 
Träger aus. Oder umgekehrt der Subsidiarität der Hilfe der öffentlichen Hand gegenüber der 
Hilfe durch die freien Verbände: Wo die Hilfe im Einzelfall durch die freie Wohlfahrtspfle- 
ge gewährleistet wird, sollen die öffentlichen Träger von eigenen Maßnahmen absehen. Die- 
ses offene System fördert spontane Initiativen zur Nachbarschaftshilfe und die Bereitschaft 
zur Mitmenschlichkeit. Es ist selbstverständlich kein Privileg der Kirchen, das auch ich 
für falsch halten würde, gegenüber anderen freien Trägern, die unter anderen Vorzeichen 
arbeiten, ein solches Privileg würde den Rechtsnormen unserer Verfassung widersprechen. 
Aber das Prinzip des Vorrangs der freien Träger spontaner gesellschaftlicher, kirchlicher 
freier Aktivitäten da, wo sie möglich ist und bewährt ist gegenüber der direkten Aktivität 
des Staates, ist nach meiner Überzeugung fundiert, durch Erfahrung bewährt, und ich beto- 
ne diese Grundsätze besonders, da es bei Vorentwürfen für ein neues Jugendhilfe- 
recht die Tendenz gibt, sie erheblich zu verändern. 

Die Geschichte der Sozialarbeit zeigt, daß es kirchliche und freie Träger gewesen sind, die 
häufig beim Aufbau neuer sozialer Dienste unersetzliche Pionierarbeit geleistet haben. Ich 
erwähne hier nur die Bildungsarbeit an geistig Behinderten und die Hilfe für Drogengefähr- 
dete, die in letzten Jahren ein so schwerwiegendes Problem geworden ist. Auch die Ar- 
beitsweise der kirchlichen karitativen Organisationen hat sich in vielem geändert. Das alte 
Motto unserer Diakonissen „Mein Lohn ist, daß ich darf“, wird niemand mehr zum Maß- 
stab zeitgerechter Tarifgestaltung für die Mitarbeiter der sozialen Dienste nehmen wol- 
len. Aber im Alltag unserer karitativen Einrichtungen gilt andererseits auch nicht als Po- 
stulat, sondern als Realität, daß mehr geleistet wird, als Verträge vorsehen. Und ohne die- 
se Bereitschaft, aus Nächstenliebe freiwillig ein Stück mehr zu tun als Vorschriften besa- 
gen, verliert allerdings jede Gesellschaft ihre Humanität. 

Aus alledem ergibt sich: die Mitarbeit der Kirchen und freien Verbände im Bereich der 
sozialen Dienste ist unverzichtbar. Eine Einschränkung ihrer Aufgaben, ein Zurückdrängen 
ihrer Arbeit würde der Sache schaden. Wir würden als Staat und Gesellschaft uns selbst 
ärmer machen. In einer Zeit, in der die Grenzen des Wohlfahrtsstaates erkannt werden, 
wären wir schlecht beraten, wenn wir die freien Träger nicht in ihrer Arbeit ermutigen 
würden. 

Zweifellos gilt nun für das Selbstverständnis der Kirchen im sozialen Bereich ein beson- 
derer Maßstab. Wir sprechen von Diakonie der Kirche im Bewußtsein der Tatsache, daß 
sich diese Diakonie von einer durch allgemeine humanitäre Ideen bestimmten Wohlfahrts- 
pflege, die unseren vollen Respekt verdient, deutlich unterscheidet durch das Motiv und 
durch die Leib- und Seelsorge verbindende Art ihres Handelns. Diakonie ist deshalb als 
christliche Tat zugleich auch immer christliches Zeugnis und gerade darum auch etwas anderes 
als nur säkulare Sozialarbeit. Dies ist in unserer Gegenwart nicht unbestritten. Auch ein gewis- 
ser Teil der innerkirchlichen Diskussion zeigt hier Sprach- und Begriffsverwirrung. Weder die 
Kirche noch die Diakonie kann sich auf die Formel der bloßen Mitmenschlichkeit beschrän- 
ken, so sehr sie für andere ein respektables Motiv sein kann, denn dieser Weg führt notwendig 
zu einem Punkt, wo die Kirche nicht mehr Kirche und ihre Diakonie lediglich noch ein sozia- 
les und gesellschaftliches Handeln ist, neben vielen anderen. 

Wir können nur hoffen, daß wir auch in Zukunft in unserem Staat und Volk erkennen, 
was die Kirchen und die von ihnen eingebrachten Wertvorstellungen für uns bedeuten, bei 
aller konkreten, kritischen Diskussion über Mängel und Schwächen, die auch die Realität 
unserer Kirche bestimmen. Wir sollten das kostbare Gut einer positiven Partnerschaft 
von Staat und Kirche in der Bundesrepublik Deutschland erhalten, bei allen Veränderun- 
gen, die sich konkret im einzelnen in einer dynamischen Zeit ergeben. 

Freilich, ob dies möglich ist, in dem institutionell jetzt gegebenen Raum, das entschei- 
det sich in erster Linie an der Zukunft der Kirche selbst, ihrer Menschen bewegenden 
und überzeugenden geistlichen Kraft. Vor den Kirchen, vor unserer evangelischen Kir- 
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che, liegt zweifellos ein schwerer und mühsamer Weg, auch in der institutionell gesicher- 
ten Rechtsordnung unseres Landes. Wir alle sind deshalb als Christen und als Bürger da- 
zu aufgerufen, unseren Beitrag zu leisten, damit wir das Ziel erreichen. 


2. GRUNDFRAGEN POLITISCHER ETHIK 


Die Diskussionslage und das tatsächliche Verhalten kirchlicher Organe und 
Gruppen auf dem Felde politischer Verantwortung haben die Gemeinschaft 
der Evangelischen Kirche in Deutschland immer wieder stark belastet 16° Tas 
ist keine neue Erfahrung. Es braucht nur an die Auseinandersetzung um die 
atomare Bewaffnung in der zweiten Hälfte der fünfziger Jahre oder an die 
sog. Ostdenkschrift von 1965 erinnert zu werden. Ein neues Beispiel dieser Aus- 
einandersetzung über Inhalt und Grenzen politischer Verantwortung der Kir- 
che ist das Anti-Rassismus-Programm des Ökumenischen Rates der Kirchen, 
besonders die Problematik des Sonderfonds, aus dem Geldmittel an gewaltan- 
wendende Befreiungsorganisationen für humanitäre Zwecke gezahlt werden”. 


16. Wolfgang Huber, Kirche und Öffentlichkeit, Stuttgart 1973. — Helmut Hild — Erwin 
Wilkens, Zur politischen Verantwortung der Kirche, Göttingen 1973. — Manfred Baumotte 
— Hans-Walter Schütte — Falk Wagner — Horst Renz, Kritik der politischen Theologie, 
ThExh 175, München 1973. — Zum politischen Auftrag der christlichen Gemeinde. 
Barmen II. Votum des Theologischen Ausschusses der Evangelischen Kirche der Union. 
Mit weiteren Beiträgen, hg. von Alfred Burgsmüller, Gütersloh 1974. — Martin Honecker, 
Theologische Kriterien und politische Urteilsbildung. Anfrage an das Votum des Theolo- 
gischen Ausschusses der EKU ‚‚Zum politischen Auftrag der christlichen Gemeinde (Bar- 
men II)“, ZThK 71, 1974, S. 456ff. — Eberhard Bethge, Gegen die Politisierung der 
Kirche? Das Barmer Bekenntnis in der dritten Generation, EvK 7, 1974, S. 405ff. — 
Martin Kriener; Aporien der politischen Predigt, ThExh 180, München 1974. — Karl- 
Adolf Bauer, Zwischen den Stühlen? Der politische Standort der christlichen Gemeinde, 
Gladbeck 1974. — Helmut Thielicke, Notwendigkeit und Begrenzung des politischen Auf- 
trags der Kirche, Sammlung gemeinverständlicher Vorträge, Tübingen 1974. — Müssen 
Christen Sozialisten sein? Zwischen Glaube und Politik. Beiträge von Eberhard Jüngel, 
Helmut Gollwitzer, Dorothee Sölle u.a. hg. von Wolfgang Teichert, Hamburg 1976. — 
Verhandlungen der Landessynode der Evangelischen Landeskirche in Baden auf ihrer 
Tagung vom 21. bis 26. April 1974: Referate von Bundesverfassungsrichter Dr. Helmut 
Simon und Prof. Dr. Martin Honecker: Aufgaben und Grenzen kirchlicher Äußerungen 
zu gesellschaftlichen Fragen (Hrsg. von Ev. Oberkirchenrat Karlsruhe). — Wenzel Lohff; 
Ein herrschaftsfreier Raum. Was heißt Dienst der Kirche an der Gesellschaft?, LM 12, 
1973, S. 611ff. — Reinhard Slenzka, Die Lehre trennt — aber verbindet das Dienen? 
Zum Thema: dogmatische und ethische Häresie, KuD Kerygma und Dogma 1973, 

S. 125ff. — Günter Bleickert: Gemeinschaft — oder Gesellschaft? Eine Reflexion über 
Probleme der Politischen Theologie, „Stimmen der Zeit“ 1973, S. 629ff. — Erwin 
Wilkens: Ekklesiologie und politische Ethik. Eine Thesenreihe, „Wissenschaft und Praxis 
in Kirche und Gesellschaft‘ 1974, S. 190ff. — Karl Lehmann: Wandlungen der neuen 
„politischen Theologie‘, Internationale kath. Zeitschrift 2, 1973, S. 385ff. — Kurt 
Sontheimer: Vom Öffentlichkeitsanspruch in der Demokratie. Erwägungen zum poli- 
tischen Handeln der Kirche, EvK 7, 1974, S. 601ff. — epd-Dokumentation 9/73 

vom 1. März 1973 („Christliche Ethik und Politik‘); 4/75 vom 13. Jan. 1975 (Vor- 
träge von Hild und Jüngel vom 6. bis 8. Dez. 1974). 

17. Der Rat der EKD hat bisher eine Unterstützung dieses Sonderfonds aus amt- 
lichen kirchlichen Mitteln abgelehnt, näheres s. S. 259, 262ff. 
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Diese Auseinandersetzung ist um so belastender, als zugleich gegenwärtig an ei- 
ner Vertiefung der kirchlichen Gemeinschaft in der EKD gearbeitet wird. Die- 
se Bemühungen würden auf das empfindlichste gestört und um ihren eigent- 
lichen Erfolg gebracht, wenn die Kirchen zwar in den fundamentalen Glau- 
bensaussagen eine größere Übereinstimmung entdecken, als ihnen bisher be- 
wußt ist (s. Leuenberger Konkordie), wenn sie aber zugleich auf dem Gebiet 
der politischen Verantwortung der Kirche die Entwicklung neuer tiefgreifen- 
der Lehrdifferenzen hinnehmen. 

Offenbar muß das Verhältnis von politischer Ethik und Ekklesiologie aufs 
neue bedacht werden. Dabei sind die politische Verantwortung der Kirche 
und die auf diesem Felde auftretenden Kontroversen auf Einheit und Ge- 
meinschaft der Kirche als ekklesiologische Wesensaussagen zu beziehen. Gibt 
es vom Wesen und Auftrag der Kirche her zwingende Gründe dafür, die poli- 
tische Verantwortung der Kirche nur in dem Umfange wahrzunehmen, in dem 
gemeinsame Überzeugungen vorliegen? Oder ist es mit dem Wesen der Kirche 
vereinbar, bei kontroversen Gegenständen nicht etwa nur unter Berufung auf 
die eigene zufällige subjektive Überzeugung und deren vernunftsgemäße Evidenz, 
sondern unter Beanspruchung einer kirchlich-theologischen Autorität Mehrheits- 
entscheidungen zu suchen? Oder welches Verständnis von Kirche liegt zugrunde, 
wenn außerhalb der Zuständigkeit geordneter kirchlicher Organe auf dem Fel- 
de politischer Verantwortung eine Gruppenstrategie zur kirchlichen System- 
veränderung entworfen wird? 

Angesichts dieser Problematik befaßte sich der Rat der EKD gleich zu Anfang 
1974 erneut mit der Frage nach dem Charakter kirchlicher Mitwirkung in poli- 
tischen und gesellschaftlichen Fragen. Der Kirche sei, so nach einer Presseerklä- 
rung vom 9. Februar, durch ihren Auftrag weder eine politische Enthaltsamkeit 
geboten noch dürfe sie sich in eine Werkstatt für politische Vorschriften um- 
fälschen lassen. Nach beiden Seiten hin könne die Kirche die Fülle ihres Auf- 
trages versäumen, allen Menschen das Heil Gottes in Jesus Christus zu verkündi- 
gen und sie zugleich zum Dienst aneinander zu rufen. Ein anderes Verständnis 
setze die Gemeinschaft der Kirche aufs Spiel und mache sie unglaubwürdig. 
Der Rat der EKD lud zu einer theologischen Klausurtagung über diesen Fragen- 
komplex ein, die vom 1. bis 3. Mai 1974 in der Evangelischen Akademie Ar- 
noldshain unter dem Thema „Ekklesiologie und politische Ethik“ stattfand. 
Ziel dieser Tagung war es, in einer seminarartigen Arbeitsgemeinschaft leitender 
kirchlicher Organe und ihrer Mitglieder Thesen und womöglich Richtlinien zum 
Tagungsthema zu erarbeiten. Die Tagung brachte in Referaten, Diskussionen 
und Arbeitsgruppenberichten wichtiges Material zustande. Zur Erarbeitung von 
Richtlinien erwies sich die Tagung nach Größe und Zusammensetzung als 
ungeeignet. Die angefangene Arbeit bedarf der Fortsetzung. Von welcher Art 
und von welcher Dringlichkeit die Nötigung ist, um der kirchlichen Gemein- 
schaft willen den theologischen Stellenwert des Politischen zu klären, hat der 
Berichterstatter in einer Thesenreihe beschrieben: 


89 


EKKLESIOLOGIE UND POLITISCHE ETHIK. EINE THESENREIHE '* 
Von Erwin Wilkens 


1. Erfordert die Einheit der Kirche von der kirchlichen Institution und ihren Gliedern 
eine Gemeinschaft im Handeln? Fraglich ist nicht, ob eine solche Gemeinschaft im Han- 
deln wünschenswert und für die Glaubwürdigkeit der Kirche unentbehrlich ist, gemeint 
ist vielmehr, ob sich die Wesenseinheit der Kirche als Übereinstimmung im Handeln ihrer 
Glieder manifestiert. Auf diese Weise würden ethische Sachverhalte ekklesiologischen 
Rang erhalten. Die Tragweite eines solchen Kirchenverständnisses wird sofort deutlich, 
wenn wir es auf den politischen Bereich anwenden. Wenn es stimmt, daß jede politische 
Entscheidung eine Glaubensentscheidung ist, dann erhält die dahinterstehende politische 
Theorie theologische und kirchliche Legitimation. 

2. Es kann nicht bestritten werden, daß die strikte Durchführung dieser These, daß eine 
bestimmte politische Theorie in die Ekklesiologie gehört, zu einem neuen Kirchenverständ- 
nis führt. Es ist unverkennbar, daß ein derartiges neues Kirchenverständnis im ökumeni- 
schen Bereich von starken Kräften vertreten wird. Dies kommt am deutlichsten darin zum 
Ausdruck, daß die ethische Häresie der dogmatischen Häresie vorgeordnet, mindestens aber 
gleichrangig beigeordnet wird. Willem A. Visser’t Hooft hat zuerst in Uppsala 1968 von 
der ethischen Häresie gesprochen: 

„Es muß uns klar werden, daß die Kirchenglieder, die in der Praxis ihre Verantwortung 
für die Bedürftigen irgendwo in der Welt leugnen, ebenso der Häresie schuldig sind wie die, 
welche die eine oder andere Glaubenswahrheit verwerfen. Die Einheit der Menschheit ist 
kein schönes, doch flüchtiges Ideal; sie ist ein fester Bestandteil von Gottes eigener Offen- 
barung. Wenn irgendwo, so ist an diesem Punkt die vertikale, gottgegebene Dimension 
für jedes Handeln auf der horizontalen, zwischen-menschlichen Ebene wesentlich.“ 

Wie problematisch die Übertragung des Begriffes Häresie auf das Tun oder Unterlassen 
ist, wenn man sie nicht so behutsam wie Visser’t Hooft vornimmt, wird an dem Bericht 
der Sektion III der Vollversammlung von Uppsala 1968 deutlich: 

„Die Kirche hat heute die Aufgabe, für eine weltweite verantwortliche Gesellschaft 
zu arbeiten und Menschen und Nationen zur Buße aufzurufen. Angesichts der Nöte der 
Welt selbstzufrieden zu sein, bedeutet, der Häresie schuldig zu werden. Bei dem Bemü- 
hen, dieser Herausforderung gerecht zu werden, erkennen wir, wie wichtig es ist, auf al- 
len Ebenen mit der römisch-katholischen Kirche, mit anderen Nichtmitgliedskirchen, mit 
nicht-kirchlichen Organisationen, mit Angehörigen anderer Religionen, mit Menschen 
ohne Religion, kurz mit allen Menschen guten Willens zusammenzuarbeiten.‘“ 

3. Die Art der Gefahr bei diesem neuartigen Gebrauch des Begriffes Häresie wird deut- 
lich, wenn man bedenkt, daß ja an der Häresie die Gemeinschaft der Kirche und die Ge- 
meinschaftsfähigkeit ihrer Glieder eine Grenze finden. Häresie im traditionellen Verständ- 
nis ist Leugnung von grundlegenden Glaubenswahrheiten. Der Häretiker trennt sich von 
der Gemeinschaft der Christen, er unterliegt der Exkommunikation, also dem Ausschluß 
aus der Sakramentsgemeinschaft. Es liegt im Wesen einer Glaubenswahrheit begründet, 
wenn an die Feststellbarkeit und an die tatsächliche Feststellung einer derartigen Häre- 
sie sehr hohe Anforderungen gestellt werden. 

4. Wenn die Übertragung des Begriffes Häresie auf die Ebene des Handelns lediglich 
besagen sollte, daß Glaube und Gehorsam in einer bestimmten Weise zusammengehören 
und daß es sicherlich etliche Kriterien für Glaubensgehorsam gibt, besagt diese These 
nichts Neues. Der progressive Gebrauch dieser These heute geht aber weit darüber hin- 
aus und verwandelt die Ebene des Handelns in ein Feld von ganz konkreten Glaubens- 
wahrheiten der Welt- und Gesellschaftsverantwortung, an denen sich das Christsein und 
das Kirchesein entscheidet. Damit wird aber die Lehre von der Rechtfertigung in Frage 
gestellt. Zugleich wird die besondere Struktur von „Handlungswahrheiten“ verkannt, die 
nie ohne subjektive Erfahrungen, wechselnde Situationsbeurteilungen und verschiedene 
Lösungsmöglichkeiten zu denken sind. 


18. Text in: WPKG. 
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5. Diese Verschiebung dessen, was Kirche zur Kirche macht und was die kirchliche 
Gemeinschaft aufhebt, führt hinter die Verhandlungen und Erkenntnisse der EKD-Syno- 
de Berlin 1958 zurück. Damals hatte sich der Streit um die atomare Bewaffnung beson- 
ders extrem in den sog. Zehn Sätzen der Kirchlichen Bruderschaften vom März 1958 
zugespitzt, die zur Unterweisung der Gewissen als Antwort auf die Frage nach dem 
Handeln des Christen angesichts der Atomwaffen formuliert waren. Der zehnte Satz lau- 
tet; 

„Ein gegenteiliger Standpunkt oder Neutralität dieser Frage gegenüber ist christlich 
nicht vertretbar. Beides bedeutet die Verleugnung aller drei Artikel des christlichen Glau- 
bens.“ 

Die Synode hat sich diese Position nicht zu eigen gemacht. Dazu heißt es in dem von 
Professor Ludwig Raiser erstatteten Ausschußbericht der genannten Synodaltagung: 

„Wir werden auch weiterhin nicht aufhören können, darum zu ringen, daß wir die Wahr- 
heit in dieser Frage gemeinsam bekennen können. Aber wir haben zugleich immer deutli- 
cher erkannt, daß, solange uns das nicht gelungen ist und wir uns in dieser Not gegenüber- 
stehen, wir doch und vielleicht gerade deswegen nicht voneinander lassen dürfen, daß 
keiner von uns berechtigt ist, den anderen, der in dieser Frage anderer Meinung ist, aus 
der Gemeinschaft derer auszuschließen, die an den Herrn unserer Kirche glauben und die 
in dieser Verwirrung der Geister allein von seiner Vergebung leben.“ 

Entsprechend lautet der bekannte Schluß der zugehörigen Synodal-Erklärung: 

„Wir bleiben unter dem Evangelium zusammen und mühen uns um die Überwindung 
dieser Gegensätze. Wir bitten Gott, er wolle uns dusch sein Wort zu gemeinsamer Erkennt- 
nis und Entscheidung führen.“ 

6. An diesem Vorgang des Jahres 1958 heute zu erinnern, ist deshalb nicht unnötig, 
weil es bei diesem Postulat geblieben ist. In der theologischen Arbeit fehlt seitdem eine 
ins einzelne gehende Entfaltung der Erkenntnis, daß und inwiefern ein unterschiedliches, 
ja gegensätzliches Verständnis von der Gestalt christlichen Gehorsams und vom Inhalt 
öffentlicher Verantwortung auf dem politischen Felde die christliche Gemeinschaft nicht 
zerstört und die Zusammengehörigkeit in derselben verfaßten Kirche nicht aufhebt. Dabei 
geht es nicht um politische Meinungen und Meinungsstreit, sondern um das Verständnis 
des politischen Mandats der Kirche. Zu den verhängnisvollsten Fehlerquellen auf diesem 
Felde gehört die immer mehr sich ausbreitende Manier, für noch so richtige oder richtig 
erscheinende politische Meinungen kirchliche Legitimation zu beanspruchen. Gibt es aber 
in der Kirche diese Freiheit unterschiedlicher Auffassungen, und zwar vom Wesen der 
Sache her, müssen sich dann aber ganz bestimmte Konsequenzen für das Verhalten kirch- 
licher Organe und Amtsträger auf dem politischen Felde ergeben. Es ist sicherlich ratsam 
und nützlich, auch dabei auf Übereinstimmung, gemeinsame Entscheidungen und wach- 
sende Erkenntnisse bedacht zu sein. Es kann aber in der Kirche keine „Strategie der Ar- 
beitsteilung‘‘ geben, die es bestimmten Aktionsgruppen überläßt, von einem einseitig poli- 
tisierten Kirchenverständnis und einem hypertrophen kirchlich-politischen Sendungsbe- 
wußtsein her an kirchlicher Systemveränderung zu arbeiten, während die große Masse 
der im Bewußtsein zurückgebliebenen Kirchenglieder mehr als Objekt behandelt wird. 

In dieser Frage könnte sich entscheiden, ob wir auf dem Wege zu einer politischen Sekte 
sind, dies freilich um den Preis einer schnellen Demontage der Volkskirche. 


Neben den mehr innertheologischen Gründen gibt es wichtige allgemeine 
kirchliche Gründe, die eine überzeugendere Behandlung des politischen Themas 
als bisher durch die Kirche erforderlich machen. Gerade auch Bundeskanzler 
Helmut Schmidt erinnerte in seinem Vortrag in der Hamburger Hauptkirche 
St. Jacobi vom 31. Oktober daran sehr eindringlich (s. oben S. 80f.). 

Der wichtigen Aufgabe, an den politischen Auftrag der Kirche eine gründli- 
che theologische Arbeit zu wenden, hat sich der Theologische Ausschuß der 
Evangelischen Kirche der Union unterzogen. In einer umfangreichen Veröffent- 
lichung „Zum politischen Auftrag der christlichen Gemeinde (Barmen II)“ er- 
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schien zum Titel-Gegenstand zusammen mit einer Reihe von Vorträgen aus der 
Ausschußarbeit und anderen Materialien das Votum des Theologischen Aus- 
schusses der EKU (s. Anm. 16). Damit wird in einem einzigen Bande umfas- 
sendes Material zu der kontroversen Gesprächslage des Gegenstandes zur Ver- 
fügung gestellt. Wie schwierig und mit welchen Risiken ein solches Unterneh- 
men gegenwärtig verbunden ist, zeigen schon die Vorgeschichte des Votums 
und die Umstände seiner Veröffentlichung. Der Rat der EKU hatte im Januar 
1970 den Theologischen Ausschuß beauftragt, „Barmen II im Blick auf die ge- 
genwärtige Situation in Kirche und Theologie zu interpretieren“, also jenen 
Artikel der Theologischen Erklärung von Barmen 1934, der Gottes Zuspruch 
der Vergebung und Gottes Anspruch auf unser ganzes Leben auf Jesus Chri- 
stus stellt; der Artikel verwirft die falsche Lehre, als gebe es Bereiche unseres 
Lebens, in denen wir nicht Jesus Christus, sondern anderen Herren zu eigen 
wären. 


Im Vorwort des Bandes wird erklärt, wie der Ausschuß ‚die gegenwärtige Situation in 
Kirche und Theologie‘ verstanden hat: 

„Das war und ist die inner- und außerkirchliche Diskussion über Recht und Unrecht 
kirchlicher Äußerungen zu politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Themen; 
Äußerungen also, die zu Meinungsbildung und Entscheidung im öffentlichen Leben bei- 
tragen wollen. Aber das ist auch die Unsicherheit im theologischen Gespräch darüber, 
wie denn ein sozialethisches Engagement theologisch zu begründen ist, wenn das Gesetz 
nicht über das Evangelium triumphieren soll‘ (S. 8). 

Ist es schon gewagt, gerade diese These von Barmen, deren theologischer Systemzu- 
sammenhang am meisten von den sechs Thesen bis heute umstritten ist, mit seinem auf 
jeden Fall interpretationsbedürftigen Begriffspaar „Zuspruch und Anspruch“ zur Basis 
einer so breit angelegten Arbeit zu machen, so ist es offenbar bis in den Ausschuß hin- 
ein strittig gewesen, ob Barmen II so zugespitzt auf das politische Thema angewandt wer- 
den sollte oder gar ob Barmen II, was das dissentierende Ausschußmitglied Prof. D. Erich 
Dinkler bestreitet, überhaupt eine christologische Begründung politischer Ethik bietet. 

Auch der Vorsitzende des Rates der EKU Präses D. Hans Thimme urteilt in seinem 
Geleitwort zu dem Bande über das Votum recht zurückhaltend: 

„Der Auftrag des Rates der Evangelischen Kirche der Union an ihren Theologischen 
Ausschuß zielte auf die gegenwartsbezogene Entfaltung dieser umfassenden Zusammen- 
hänge (nämlich von Zuspruch und Anspruch). Indem sich der Theologische Ausschuß 
des politischen Auftrages der Kirche in der Auslagung von Barmen II angenommen hat, 
greift er nur einen Aspekt möglicher Auslegung und Anwendung dessen auf, was in dieser 
These enthalten ist. Anderes möge in der weiteren Besinnung des Erinnerungsjahres 1974 
und der nachfolgenden Zeit hinzukommen“ ($. 7). 

Der Inhalt des Votums kann hier aus Raumgründen nicht im einzelnen referiert werden. 
In seinem biblischen Teil II und in seinem auf die politische Verantwortung der Gemein- 
de bezogenen Teil III arbeitet das Votum christologische Gesichtspunkte und Kriterien 
für eine politische Urteilsbildung und Praxis der Gemeinde heraus, in dem es „Zuspruch“ 
und „Anspruch“ auf das politische Thema anwendet. Vorangestellt ist ein Teil I mit 
einer Beschreibung der gegenwärtigen Situation, das Votum schließt in Teil IV mit kon- 
kreten Anwendungen auf die Fragen der Demokratisierung, der Wirtschaftsordnung und 
der Gewalt. Die Stärke des Votums und seine eigentliche Bedeutung liegt darin, daß es ei- 
ne bestimmte theologische Tradition aufnimmt und folgerichtig durchführt. Dabei hat v.a. 
der Ausschußvorsitzende Prof. D. Walter Kreck Pate gestanden, dessen entschiedenes 
Plädoyer für die Lehre von der Königsherrschaft Jesu Christi dem Band beigegeben ist. 
Der Beitrag Krecks steht aber neben dem des Lutheraners Dozent D. Gottfried Voigt, 
Leipzig, dessen „Barmen II in lutherischer Sicht“ nicht im gleichen Maße zum Zuge ge- 
kommen ist. Dabei vertritt Voigt die Auffassung, daß die Zwei-Reiche-Lehre nicht der 
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Lehre von der Königsherrschaft Jesu Christi eigentlich widerspricht, sondern die Weise 
ist, von dieser richtig zu reden, indem sie einer Verkehrung des Evangeliums in ein Gesetz 
der Weltordnung widerspricht. Bei dieser Sachlage mußte es dahin kommen, daß das Votum 
schon in Kreisen der EKU auf Widerspruch stieß. 

Besonders geschah dies, wie schon eben bemerkt, durch das Ausschußmitglied Dinkler, 
dessen ablehnende Stellungnahme Bestandteil der Veröffentlichung ist. Seine ausführliche 
Erklärung faßt er selbst in folgenden drei Punkten zusammen: 

„1. Im Mehrheitsvotum wird der ‚eschatologische Vorbehalt‘, der im Neuen Testament 
gegenüber allen Heilsaussagen besteht, im wesentlichen unberücksichtigt gelassen. Weder 
die Zukunft des Einzelnen noch der Gesellschaft wird durch die Eschatologie bestimmt, 
vielmehr unterliegen sie einer Planung, die durch Diskussion bestimmt wird. 

2. Das Mehrheitsvotum trägt an die Barmer Erklärung eine Fragestellung heran, die ihr 
durchaus fremd ist. Es ging dort gerade um die Abwehr einer Politisierung, und die Ver- 
antwortung der Gemeinde wurde aufgerufen, um in dieser Gefährdung Gemeinde allein 
Jesu Christi zu bleiben. 

3. Es bleibt dabei, daß der vom Mehrheitsvotum empfohlene Weg, beliebige politische 
Fragen in die Gemeinde und durch fleißige Diskussion gemeinsam zu klären, an den ei- 
gentlich geistlichen Aufgaben vorbeigeführt und den geistlichen Frieden zwischen den po- 
litisch divergierenden Gruppen in Frage stellen wird‘ (S. 281f.). 

Im übrigen befürchtet Dinkler, daß dieses Votum praktisch die Politik zum Bestandteil 
der Verkündigung macht und damit tatsächlich Barmen verfälscht (S. 271). 

Der Rat der EKU hat sich mit dem Votum nicht voll identifiziert. Nach einer gemein- 
samen Beratung der beiden Bereichsräte (Ost und West) am 3. Oktober 1973 faßte der 
Bereichsrat für die Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) folgenden Beschluß: 

„Die Ausarbeitung des Theologischen Ausschusses ‚zum politischen Auftrag der christ- 
lichen Gemeinde (Barmen II)‘ wird ausführlich beraten. Der Rat dankt dem Ausschuß 
für seine Arbeit und anerkennt die theologische Bedeutung der Fragestellung und ihrer 
Beantwortung. Indem er feststellt, daß über die Lagebeurteilung, wie sie in der Arbeit vor- 
genommen wird (I), und über die Folgerungen (IV) innerhalb des Rates unterschiedliche 
Meinungen bestehen, macht er sich im übrigen (II und III) die Ausarbeitung inhaltlich 
zu eigen und übergibt sie den Gliedkirchen und der kirchlichen Öffentlichkeit zur Prüfung 
und Weiterarbeit“ (S. 10). 

Auch die Synode des Westbereichs der EKU befaßte sich mit dem Votum und beschloß 
am 10. März 1974 folgendes'°: 

„Die Synode hat das Votum des Theologischen Ausschusses Zum politischen Auftrag 
der christlichen Gemeinde (Barmen II) eingehend beraten. Sie hält Votum und Gegenvo- 
tum für wichtige Beiträge zur sachlichen Auseinandersetzung in der umstrittenen Frage 
der politischen Verantwortung der Kirche, die dazu helfen könnten, einer schweigenden 
gegenseitigen Entfremdung oder einem pauschalen Aburteilen zu wehren. 

1. Übereinstimmung besteht darin, daß Gottes Anspruch in seinem Zuspruch gründet 
und daß Glauben und Handeln unlöslich miteinander verklammert sind. Strittig ist, wie 
die Konkretion dieses Anspruchs, der nicht vom Zuspruch gelöst und zum Gesetz ge- 
macht werden darf, zu geschehen hat. 

2. Übereinstimmung besteht darin, daß Zuspruch und Anspruch Menschen in konkreten 
Situationen betreffen. Strittig ist, inwieweit das Christusgeschehen für solche Konkretion 
im Blick auf gesellschaftliche Strukturen in Anspruch genommen werden darf. 

3. Übereinstimmung besteht darin, daß die Kirche dem Absolutheitsanspruch von Ideo- 
logien zu widerstehen hat. Strittig ist, wieweit kirchliche Organe im Blick auf politische 
Urteilsbildung und Praxis Stellung nehmen sollen und wann dies eine Politisierung von 
Verkündigung und Theologie bedeutet. 

Die Synode bittet die Gliedkirchen, das Votum zusammen mit dem Gegenvotum einer 
möglichst breiten kirchlichen Öffentlichkeit zugänglich zu machen und die Prüfung und 
Weiterarbeit in Pfarrkonventen, Presbyterrüstzeiten etc. anzuregen.“ 


19. Text nach: epd-Dok. Nr. 15/1974. 
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Inhalt und Umstände des Votums des Theologischen Ausschusses der EKU 
„Zum politischen Auftrag der christlichen Gemeinde (Barmen II)“ zeigen, wie 
sehr das theologische Gespräch zur Grundlegung, zum Inhalt, zum Umfang und 
zu den Grenzen der politischen Verantwortung der Kirche nach wie vor unab- 
geschlossen ist. Die tatsächliche Gesprächslage steht in einem argen Mißverhält- 
nis zu dem Eifer, mit dem auf manchen Kanzeln, aber auch von Synoden und 
anderen kirchlichen Organen „die politische Dimension des Evangeliums“ wahr- 
genommen wird. So lange der politische Auftrag der christlichen Gemeinde 

auf einer so unsicheren, zumindest so umstrittenen theologischen Grundlage 
steht, sollten besonders die leitenden Organe sich davor hüten, Andersdenken- 
de in Kirche, Staat und Gesellschaft zu überfordern. 


Mit einer entschiedenen Kritik an dem EKU-Votum ist Prof. Dr. Martin Honecker her- 
vorgetreten. Honecker beläßt es aber nicht bei dieser Kritik, sondern fragt zugleich nach 
den Gründen für das unbefriedigende Ergebnis des Votums und umreißt zumindest in 
methodischer Hinsicht eine weiterführende Alternative. Er möchte die Vorstellung vieler 
Theologen überwinden, daß sich von theologischen Prämissen allein her Kriterien für 
politisches Urteil und Handeln gewinnen lassen. Hier liegt seit langem die berechtigte Kri- 
tik des Politikers an den politischen Ratschlägen seiner Kirche. Die Zeit geschlossener 
Systeme theologischer und politischer Ethik ist vorbei. Theologie und Kirche können 

das Ganze der Politik nicht mehr von eigenen Voraussetzungen her deduzieren, sie müssen 
die Schlußfolgerungen daraus ziehen, daß sie nur Teilbeiträge für einen vielfältigen Kom- 
munikationsprozeß mit anderen Wissenschaftlern und Meinungsträgern beisteuern kön- 
nen?®. 


Abschließend ist in diesem Zusammenhang noch ein Wort der Kirchenleitung 
der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg (Berlin West) wiederzugeben. 
Das Wort hängt mit den Auseinandersetzungen in Berlin (West) zusammen, auf 
die später noch hinzuweisen sein wird. Der Sache nach hat es hier seinen Platz. 


RUNDSCHREIBEN DER KIRCHENLEITUNG DER EVANGELISCHEN KIRCHE 
IN BERLIN-BRANDENBURG (BERLIN WEST) 
AN ALLE KIRCHLICHEN MITARBEITER 


Vom 18. April 1974?! 


Die Kirchenleitung hat aufgrund des Beschlusses der Regionalen Synode in Berlin-West 
vom 18.11.1973 Gespräche mit den Unterzeichnern der Drucksache 11 „betreffend poli- 
tische Aktionen“ und anderen an dieser Frage interessierten kirchlichen Mitarbeitern ge- 
führt. Sie verweist auf die „Stellungnahme des Rates der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land zur Mitgliedschaft von Pfarrern in politischen Parteien‘ vom 28. Mai 1973 und auf 
die vom Theologischen Ausschuß der Evangelischen Kirche der Union vorgelegten Stel- 
lungnahmen ‚zum politischen Auftrag der christlichen Gemeinde (Barmen II)“ und wen- 
det sich mit folgendem Wort an die Gemeinde: 

1. Gott hat in Jesus Christus ein für allemal zum Ausdruck gebracht, daß er diese Welt 
liebt. 

2. Dieses Ja Gottes zur Welt durch Jesus Christus findet darin seinen Ausdruck, daß Gott 
sein Werk der Versöhnung an der ganzen Welt ausgerichtet hat und jedermann anbietet. 

3. Es ist Aufgabe der Kirche, den Dienst der Versöhnung in einer Welt auszurichten, 
die das Ja Gottes zu ihr nicht wahrhaben will oder von diesem Ja noch nichts gehört hat. 


20. Zum Inhalt seiner Kritik im einzelnen und zu seinen alternativen Überlegungen 
wird auf den in Anm. 16 genannten Aufsatz von Honecker verwiesen. 
21. Text nach: epd-Dok. Nr. 24/1974. 
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Diesem Auftrag entspricht die Kirche, indem sie allen Menschen das Evangelium von Jesus 
Christus verkündigt. Sie ist sich dessen bewußt, daß aus dem Wort von der Versöhnung 
Hoffnung oder Ärgernis erwachsen kann. 

4. Der Mensch steht vor Gott nicht nur als der, der im Glauben das Wort von der Ver- 
söhnung annimmt, sondern zugleich als der, der ihm für die Welt Verantwortung schuldet. 
Denn im Werk der Schöpfung hat Gott den Menschen als sein Ebenbild an seine Welt ge- 
wiesen. Diese Verantwortung hat der Mensch in den vielfachen sozialen, kulturellen und 
politischen Bindungen wahrzunehmen, in denen er steht. 

5. Gottes Liebe zu seiner Welt erweist sich also auch darin, daß er irdischen Frieden, 
irdische Freiheit und Gerechtigkeit aufrichten und erhalten will. Darum bittet die christ- 
liche Gemeinde seit je im Gebet des Herrn. Gott hat sie berufen, Werkzeug des Friedens 
zu sein. So hat der Auftrag der Kirche auch eine politische Dimension. Es kann daher 
ihre Pflicht sein, zu politischen Fragen Stellung zu beziehen. Die Kirche kann ‚,‚Heil“ 
und „Wohl“ nicht so voneinander trennen, daß sie nur „Heil“ predigt und die Sorge um 
das „Wohl“ anderen überläßt. Sie predigt Versöhnung als Versöhnung mit Gott und mit 
den Menschen. 

6. Dieser politische Auftrag der Kirche wird verkehrt, wenn die Kirche — also auch Ge- 
meinden und kirchliche Mitarbeiter — in Abhängigkeit von politischen Gruppen und Pro- 
grammen gerät. Ihre Aufgabe gegenüber den politischen Gruppen und Parteien besteht 
darin, Phantasie der Liebe zur Überwindung von Feindschaft und Unrecht zu entwickeln, 
vor allem aber dazu zu helfen, daß politisches Handeln nicht einem ideologischen Pro- 
gramm, sondern wirklich den Menschen dient. Damit ihr politischer Auftrag zum Tragen 
kommt, sind das Gespräch mit Fachleuten und die Analyse der gesellschaftlichen Verhält- 
nisse notwendig. Die Gemeinden sollten ermutigt und unterstützt werden, in dieser Wei- 
se an der politischen Verantwortung teilzunehmen. Auch der politische Auftrag der Kir- 
che richtet sich an eine unerlöste Welt und zielt darauf, Zeichen der Versöhnung und da- 
mit Zeichen des nahenden Reiches Gottes in dieser Welt zu setzen. Dabei ist der Versu- 
chung zu widerstehen, durch den Dienst der Kirche im Sinne einer immanenten Ent- 
wicklung zum Reich Gottes kommen zu wollen, weil nach biblischem Zeugnis allein Gott 
sein Reich herbeiführen wird. 

7. Aus dem Auftrag der Kirche folgt, daß es ihr versagt ist, sich politischen oder welt- 
anschaulichen Programmen zu verschreiben, weder bewußt atheistischen noch anderen. 
Das gleiche gilt für alle ihre Mitarbeiter, nicht nur für diejenigen, die im Dienst der öffent- 
lichen Verkündigung und Lehre stehen. Kirchliche Mitarbeiter haben wie andere Staats- 
bürger das Recht, einer Partei anzugehören, wenn diese mit den Einsichten des christlichen 
Glaubens und Lebens vereinbar ist. Da sich der kirchliche Mitarbeiter in besonderer Weise 
am politischen Auftrag der Kirche für die Welt beteiligt, wirkt sich seine politische Bil- 
dung und Verantwortung als Hilfe aus, wenn er sie nicht verabsolutiert und damit dialog- 
unfähig wird. Allerdings will in diesem Zusammenhang bedacht sein, daß parteipolitische 
Betätigungen des kirchlichen Mitarbeiters ihm den Zugang zur Gesamtheit der Gemeinde- 
glieder erschweren können. 2: 

Wo ein kirchlicher Mitarbeiter sich in Bindung an das Evangelium zu politischen Auße- 
rungen oder Stellungnahmen genötigt sieht, die in der Gemeinde Widerspruch auslösen, 
sollte über die differierenden Auffassungen in der Gemeinde in geeigneter Weise und in ge- 
genseitiger Achtung nachgedacht und weiter gearbeitet werden. Der sonntägliche Gottes- 
dienst dürfte nur selten für diesen Dialog der geeignete Ort sein. 

Im übrigen bittet die Kirchenleitung die kirchlichen Mitarbeiter zu bedenken, daß ihr 
Dienst sie an die ganze Gemeinde weist und sie je nach Art ihres Dienstes den Auftrag 
haben, die Gemeinde Gottes in dieser Welt zu erbauen (Röm. 14,19). 


3. MENSCHENRECHTE 


Die Menschenrechte erweisen sich immer mehr als die entscheidende Schlüs- 
selfrage für die innere Ordnung einer Gesellschaft, für das Verständnis des Staa- 
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tes und der Stellung des einzelnen in ihm, für das Zusammenleben der Völker, 
für den Ausgleich zwischen armen und reichen Völkern im Sinne einer interna- 
tionalen Gerechtigkeit, für die Überwindung jeglicher Diskriminierung von Ras- 
sen, religiösen Überzeugungen und unterschiedlichen Menschengruppen über- 
haupt”. Es ist daher berechtigt,und verständlich, wenn die Frage der Men- 
schenrechte zum politischen, gesellschaftspolitischen, sozialen und internatio- 
nalen Problem der Gegenwart erhoben wird. Auch die Probleme der Rassen- 
diskriminierung und ihrer Überwindung gehören in diesen umfassenden Zusam- 
menhang. Dabei geht es weniger um organisatorische Fragen als um die rechte 
qualitative Einordnung eines Teilkomplexes in einen umfassenderen Zusammen- 
hang. Es hat sich dabei z.B. gezeigt, daß die Einordnung der Rassenfragen in 
die Gesamtproblematik der Menschenrechte geeignet ist, das Rassenproblem 
und seine Behandlung aus einer verengenden Isolierung herauszuführen und es 
zu anderen Bemühungen in eine Beziehung zu bringen, denen es unter einem 
anderen Vorzeichen ebenfalls um die Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit 

in der Welt und um die Überwindung von menschenunwürdigen politischen, ge- 
sellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebensverhältnissen zu tun ist (z.B. Ent- 
wicklungshilfe). 

Die gegenwärtige Diskussion über die Menschenrechte ist dadurch gekenn- 
zeichnet, daß drei unterschiedliche Weisen, Menschenrechte zu verstehen und 
zu verwirklichen, um ihr Verhältnis zueinander ringen. In der westlichen Tra- 
dition ging es um das Verständnis und um die Verwirklichung der Menschen- 
rechte im Sinne der auf das Individuum bezogenen Rechte (Religionsfreiheit; 
Freiheit und Würde des Menschen überhaupt; überwiegend also die auf die ein- 
zelne Person bezogenen Freiheitsrechte). Für den sowjetischen Sozialismus sind 
die Menschenrechte vorwiegend ein gesellschaftspolitisches Problem, Verständ- 
nis und Verwirklichung sind damit an die Neuordnung der Gesellschaft im Sin- 
ne des östlichen Sozialismus gebunden, die auf den einzelnen bezogenen Men- 
schenrechte treten zurück. Und drittens schließlich ist das Menschenrechtsver- 
ständnis in der Dritten Welt von der besonderen menschlichen, gesellschaftli- 
chen und politischen Lage her zu verstehen, in der sich diese Länder befinden. 
Diese ihre Lage gestattet nicht leicht einen Zugang zur westlichen Tradition 
im Verständnis der Menschenrechte. Wo die menschliche Lage vorwiegend 
durch Hunger und Armut gekennzeichnet ist, tritt das Interesse an bestimmten 
auf die Person bezogenen Individualrechten zunächst zurück und macht dem 


22. Literatur: Geoıg Picht — Constanze Eisenbart (Hrsg.), Frieden und Völkerrecht, 
Stuttgart 1973. — epd-Dokumentation Nr. 5/75 vom 20. Januar 1975 (Dokumentation 
der CCIA-Konsultation über Menschenrechte in St. Pölten vom 21.-26. Oktober 1974). 
— Christoph Link, Menschenrechte und christliche Verantwortung. Zugleich ein Be- 
richt über eine Konsultation des Ökumenischen Rates, in: „Amt und Gemeinde“ 1974, 
S. 115f. (Monatsblatt der Ev. Kirche A.B. in Österreich). — Heinz Eduard Tödt, Neue 
Qualität der Menschenrechte. Ein Orientierungsrahmen für kirchliches Handeln, LM 
13, 1974, S. S14ff. — Die Kirche und die Menschenrechte, Herder Korrespondenz 
1974, S. 624f. (Appell des Papstes zum Abschluß der römischen Bischofssynode). — 
Ludwig Raiser, Menschenrechte in einer gespaltenen Welt, EvK 8, 1975, S. 199ff. — 
Ulrich Scheuner, Die Menschenrechte in der ökumenischen Diskussion, ÖR 24, 1975, 
Ss. 152ff. 
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Recht auf Existenzsicherung Platz. Es geht nun in der weiteren Diskussion dar- 
um, diesem unterschiedlichen Verständnis von Menschenrechten das jeweilige 
Recht zuzugestehen und falsche Absolutheitsansprüche zu verhindern. Auf der 
anderen Seite würde der Diskussion über die Menschenrechte kein guter Dienst 
erwiesen, wenn sie das Feld einer Rechtsdiskussion mit ihren spezifischen 
Merkmalen verlassen und in eine allgemeine Auseinandersetzung über politi- 
sche und gesellschaftspolitische Ziele auslaufen würde. Nur als Diskussion 

über vorgegebene Rechte kann sich der spezifische Beitrag der Menschenrech- 
te zur politischen und gesellschaftlichen Entwicklung voll auswirken. 

Für die Aufgabe einer neu einsetzenden Diskussion über die umfassenden 
Probleme der Menschenrechte bildete die von der Kommission des Ökumeni- 
schen Rates der Kirchen für Internationale Angelegenheiten (CCIA) veranstal- 
tete Konsultation, die vom 21. bis 26. Oktober 1974 in St. Pölten (Österreich) 
stattfand, einen ersten Anfang”°. Die Kammer der EKD für öffentliche Verant- 
wortung legte anläßlich dieser Konsultation eine Thesenreihe zur Frage der 
Menschenrechte vor: 


THESENREIHE ZUR FRAGE DER MENSCHENRECHTE 
VORGELEGT VON DER KAMMER DER EKD 
FÜR ÖFFENTLICHE VERANTWORTUNG 


Vom 30. August 1974 ”° 


1. Im folgenden werden Erwägungen zu einigen Aspekten vorgetragen, die in der histo- 
rischen Situation, in der sich die Volkskirche in der Bundesrepublik Deutschland befindet, 
in bezug auf die Menschenrechte hervortreten. Dabei wird von dem Faktum der Kodifizie- 
rung der Menschenrechte in der UN-Erklärung vom 10. Dezember 1948 ausgegangen. Ihr 
wird eine universale Geltung zuerkannt. Wir sind uns bewußt, daß es unterschiedliche Gra- 
de der Verwirklichung der Menschenrechte in den verschiedenen Nationen und geogra- 
phischen Regionen aufgrund situationsspezifischer Besonderheiten gibt, wie es Bereiche 
gibt, in denen Menschen unmittelbarer von Verletzungen der Menschenrechte betroffen 
sind als bei uns. Soweit solche Verletzungen auch durch uns verursacht worden sind, 
soll die Verantwortung dafür nicht geleugnet werden. 

Im Hinblick auf unsere Situation lassen sich, ohne auf Vollständigkeit bedacht zu sein, 
folgende charakteristische Merkmale feststellen: 

a) Die Menschenrechte sind in der verfassungsgeschichtlichen Tradition unseres Landes 
als eine ihrer Komponenten bereits vorgebildet. 

b) Die Menschenrechte sind in der geltenden Verfassung unseres Landes nicht nur ein 
formaler, sondern ein materialer Bestandteil. Die Grundrechte sind für unverletzlich und 
unveräußerlich erklärt (Art. 1 Abs. 3 des Grundgesetzes) und werden durch die Rechtspre- 
chung geschützt. 

c) Die Menschenrechte bedingen die Anpassung des jeweils geltenden Rechts an ihre nor- 
mative Forderung als eine ständige und nicht abzuschließende Aufgabe. 

d) Die Menschenrechte haben in unserem Land eine Entwicklung vom Gedanken des 
Individualschutzes zum sozialen Rechtsgedanken erfahren. Dies hat die Ausbildung des 
sozialen Rechtsstaates befördert. Darin ist allerdings eine Spannung zwischen individuellen 
Ansprüchen und sozialen Forderungen begründet. 

e) Für die Situation in einer hochentwickelten Industriegesellschaft wie der unseren ist 
ferner charakteristisch, daß die Durchsetzung von individuellen und kollektiven Ansprü- 


23. Für die Referate und Arbeitsgruppenberichte der Konsultation von St. Pölten 
wird auf die in Anm. 22 genannte epd-Dokumentation verwiesen. 
24. Text nach: epd-Dok. Nr. 5/1975. 
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chen, gerade auch soweit sie aus den Menschenrechten abgeleitet werden, ihre zwingende 
Grenze an den natürlichen Ressourcen und an den Umwelterfordernissen finden. 

2. Die Menschenrechte beanspruchen, auch nach der „Allgemeinen Erklärung der Men- 
schenrechte“ vom 10. Dezember 1948, Geltung für alle Mitglieder der Menschheit, unab- 
hängig von der Zugehörigkeit zu einer Rasse, Klasse, Gesellschaft, Religion oder Nationali- 
tät. Sie sind unmittelbar mit der Natur des Menschen als einer mit Vernunft und freiem 
Willen begabten Person gegeben (vgl. Artikel 1 der Allgemeinen Menschenrechtserklärung) 
und sind deswegen allgemeingültig, unverletzlich und unveräußerlich. 

a) Die geistigen Wurzeln der Menschenrechte sind mannigfach, ihr Inhalt teilweise unsi- 
cher und umstritten. 

— In den Menschenrechten sind das christliche Menschenbild, die antiken, vor allem 
stoischen Überzeugungen von der einen allgemeinen Menschennatur, die geschichtlich ent- 
wickelten Freiheitsrechte, das aufgeklärte Verständnis von der Autonomie (,,Mündig- 
keit‘), Selbständigkeit und Entscheidungsfreiheit des Menschen eine nicht mehr in ihre 
einzelnen Elemente auflösbare Verbindung eingegangen. Der christliche Anteil bei der 
Bildung der Menschenrechte läßt sich daher nicht mehr eindeutig bezeichnen. 

Alle Staaten bekennen sich heute zur Geltung der Menschenrechte. Art, Grenzen und 
Auswirkungen der Menschenrechte sind jedoch umstritten. Vor allem die klassische euro- 
päische Freiheitsidee, die die Persönlichkeitsrechte des Einzelnen betont, verschiedene 
sozialistische Auffassungen, die Rechte des Menschen nur als Teil eines Kollektivs an- 
erkennen und deshalb die Sozialrechte betonen und allein anerkennen, individuelle Rech- 
te aber nur als ‚‚kontrollierte Freiheiten‘ zulassen, und schließlich revolutionäre Selbst- 
bestimmungstechte neu sich bildender Nationen und Staaten berufen sich alle auf die 
Idee der Menschenrechte. Über ihre Auslegung bestehen also erhebliche Meinungsver- 
schiedenheiten. Hinzu kommt, daß Idee und gesellschaftliche Wirklichkeit oft in Wider- 
spruch zueinander stehen. 

— Die historische Ausgestaltung der Menschenrechte ist auf die jeweiligen gesellschaftli- 
chen Verhältnisse und die geschichtliche Lage bezogen. Menschenrechtserklärungen kön- 
nen daher nicht mehr sein als Ausdruck einer unablässigen Suche nach der Gerechtigkeit 
und den rechtlichen Bedingungen eines menschenwürdigen Lebens. Sie verweisen auf die 
emanzipative (befreiende) und protektive (beschützende) Funktion des Rechts. In diesem 
Sinne sind Menschenrechte immer zugleich wirklich und unwirklich, Ideal und Realität. 
Sie formulieren einen bislang niemals völlig abgegoltenen Anspruch. 

b) Die Menschenrechte gelten unabhängig von religiösen und weltanschaulichen Über- 
zeugungen. So ist auch ihre unmittelbare und ausschließliche Herleitung aus Bibel und 
kirchlicher Überlieferung nicht möglich. 

Aber es läßt sich eine Übereinstimmung zwischen dem theologischen Verständnis von 
Mensch und Gesellschaft und den Grundanliegen der Menschenrechte aufzeigen. Insbeson- 
dere entsprechen die Grundrechte eines Christen nach evangelischem Verständnis den all- 
gemeinen Leitgedanken der Solidarität (Partnerschaft), Gerechtigkeit und Freiheit. 

— Menschenrechte sind in einem elementaren Sinn Lebensrechte. Sie fordern das Recht 
auf menschenwürdige Lebensführung. Christlicher Glaube sieht in jedem Menschen ein 
von Gott geliebtes Geschöpf. Von daher ist der Schutz der Lebensmöglichkeiten jedes 
Menschen von der Gesellschaft zu respektieren. 

— Menschenrechte sind in einem elementaren Sinn Freiheitsrechte. Sie fordern den 
Schutz der Individualsphäre und sollen den Rechtsschutz der Persönlichkeit gewährlei- 
sten. Der christliche Glaube sieht in jedem Menschen eine unverwechselbare Person mit 
eigenen Entfaltungsmöglichkeiten und nimmt sich darum gerade der Schwachen, Un- 
freien an. 

— Menschenrechte sind Friedenstrechte für den gegenwärtig lebenden Menschen. Auch 
dem christlichen Glauben geht es um das Lebensrecht, die Lebenschancen des in seiner 
Lebenszeit endlichen, begrenzten Menschen, der konkreten Person. 

— Menschenrechte sind in einem elementaren Sinn Gemeinschaftsrechte. Auch der 
christliche Glaube kennt den abstrakten, von den wirklichen Lebensverhältnissen losge- 
lösten Gegensatz zwischen Individuum und Gemeinschaft nicht. Die Nächstenliebe be- 
gründet vielmehr die Pflicht zur Hilfe und zum Einsatz für Benachteiligte. 
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c) Christlicher Glaube bezeugt, daß den Christen durch das Wort des Evangeliums die 
christliche Bruderliebe, die Gleichheit und die Freiheit vor Gott und in der christlichen 
Gemeinde zugesprochen ist. Diese Zusage des Evangeliums und die durch sie geschenk- 
te „geistliche‘‘ Freiheit eines Christen sind unabhängig von staatlichen Gewährleistungen 
und gesellschaftlichen Bedingungen. 

Aus diesen Grundlagen für das Leben in der christlichen Gemeinde — nämlich christ- 
liche Bruderliebe, Gleichheit und Freiheit — erwächst den Christen die Freiheit zum 
Dienst an der Welt und die Verantwortung für das Recht auch der anderen. In der 
neuzeitlichen, weltanschaulich und religiös pluralistischen Gesellschaft haben Christen 
darum zusammen mit Nichtchristen für die Verwirklichung allgemeiner ethischer Grund- 
werte, wie beispielsweise der Solidarität (Partnerschaft), der Gerechtigkeit und der Frei- 
heit einzutreten. Die Anerkennung derartiger ethischer Grundwerte ermöglicht dann die 
Ausgestaltung von Menschenrechten als formalen, positivrechtlichen Rechtsansprüchen 
gegenüber Staat und Gesellschaft. 

Der Christ allerdings wird sich auf Grund seines Verständnisses von christlicher Bru- 
der- und Nächstenliebe auch veranlaßt sehen können und müssen, um anderer willen auf 
seine Rechtsansprüche zu verzichten. Für den christlichen Glauben geht das Gebot der 
Nächstenliebe im Konfliktfall der Inanspruchnahme von Menschenrechten vor. 

3. Die Idee der Menschenrechte richtet sich darauf, mehr Freiheit und mehr Gleich- 
heit unter den Menschen zu schaffen. Freiheit und Gleichheit sind demzufolge seit Jahr- 
hunderten beherrschende Themen der Gestaltung von Staat und Gesellschaft. Dabei ist 
unstreitig, daß in jedem Falle durch Freiheitsrechte dem Einzelnen ein nachhaltiger 
Schutz gegen staatliche Übergriffe in seine Persönlichkeitssphäre und durch Gleichheits- 
rechte ein nachhaltiger Schutz gegen staatliche Willkür gesichert werden muß. 

Freiheit und Gleichheit schließen sich bei abstrakter Betrachtung gegenseitig aus. Eine 
Politik, die nur Freiheit schafft, führt bei der unbestreitbaren Verschiedenheit der Men- 
schen unweigerlich zu Ungleichheit. Schafft sie dagegen nur Gleichheit, so muß sie zwangs- 
läufig die Freiheit der jeweils anderen beschränken. 

Andererseits bedingen sich Freiheit und Gleichheit aber auch. Eine Freiheit, die nur 
wenigen gewährt wird, verdient diesen Namen nicht, und dasselbe gilt für eine Gleichheit, 
die nur in gleichmäßiger Unfreiheit besteht. Deshalb verlangt die Idee der Menschenrech- 
te, daß die staatliche Ordnung einen vertretbaren Ausgleich zwischen den beiden Prinzi- 
pien findet. 

Um das Maß dieses Ausgleichs geht der politische Kampf, zumindest in den westlichen 
Industriestaaten. Er steht in diesen Industriestaaten heute im Vordergrund des Denkens 
und Ringens um die Menschenrechte. Alle, die an ihm beteiligt sind, auch die Christen, 
begegnen dabei der Not, daß der richtige Ausgleich weder errechnet noch ein für allemal 
bestimmt werden kann, sondern immer wieder aufs neue errungen werden muß. Aufgabe 
der Christen ist es, mit dafür zu sorgen, daß er sich in jenen Grenzen hält, die beiden 
Prinzipien gerecht werden, und daß er rechtzeitig und in friedlichen Formen erzielt wird. 

Eine Politik, die sich auf die rein rechtliche Gleichbehandlung der Menschen beschränkt, 
wird zumindest in Industriestaaten diesem Auftrag nicht gerecht. Die soziale Frage, die 
Europa im 19. und 20. Jahrhundert erschüttert hat, ist gerade daraus entstanden, daß die 
Freiheit überbetont, die Gleichheit aber auf eine Chancengleichheit im rein rechtlichen 
Sinne reduziert wurde. Damit wurde zugleich die Freiheit denaturiert; denn richtig ver- 
standen kann Freiheit nur die gleichwertige Chance für alle Bürger sein, ihre individuelle 
Persönlichkeit zu entfalten und zu verwirklichen. 

Sicherlich kann staatliche Politik immer nur eine teilweise Gleichbehandlung aller Bür- 
ger erreichen und muß sich im übrigen damit begnügen, für die Gleichheit der Chancen 
zu sorgen. Aber es muß eine reale, nicht lediglich eine formalrechtliche Chancengleich- 
heit sein. Dem dient die Politik des modernen Sozialstaates. Daß sie diesem Auftrag ge- 
recht wird, muß Gegenstand ständiger Bemühungen sein. Zumindest in Industriestaaten 
sind Freiheit und Gleichheit daher ohne Sozialstaatlichkeit nicht denkbar. 

4. Der moderne Staat steht gegenüber den Menschenrechten in einer dreifachen Ver- 
antwortung: Er hat sie selbst in allen seinen Entscheidungen zu achten, er hat ihnen, ge- 
rade auch gegenüber mächtigen gesellschaftlichen Institutionen (Konzerne, Verbände), 
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Achtung zu verschaffen und er hat die Art ihrer Verwirklichung an die gesellschaftlichen 
Veränderungen anzupassen. 

a) Die persönliche Freiheit des Menschen ist heute in den Industriestaaten u.a. durch 
die zunehmende Fähigkeit des Staates und anderer Machtträger gefährdet, in die Intim- 
oder Geheimsphäre des Einzelnen einzugreifen (Datenbanken, Telefonüberwachung, Über- 
wachung durch Fernsehanlagen usw.). Dementsprechend stellt sich die Aufgabe, neue und 
präzisere Rechte des Persönlichkeitsschutzes zu entwickeln und durchzusetzen. 

b) Die Verantwortung des Staates richtet sich weiterhin auf die Entfaltung des Gleich- 
heitsgrundsatzes von einer bloß formalen Gleichberechtigung zu einer materiellen Gleich- 
heit. Immer mehr wird sichtbar, daß nicht nur der Staat die Freiheit des Einzelnen ein- 
schränken kann, sondern daß gesellschaftliche Machtunterschiede die Geltung der Men- 
schenrechte noch unmittelbarer bedrohen. Die wirtschaftliche und soziale Macht Einzel- 
ner sowie gesellschaftlicher Gruppen kann nur noch durch die staatliche Ordnungsmacht 
begrenzt werden. Ihr fällt daher eine besondere Verantwortung für den Schutz der per- 
sönlichen Freiheitssphäre zu. So wird denn auch in Art.1 des Grundgesetzes für die Bun- 
desrepublik Deutschland der Schutz der Menschenwürde als „Verpflichtung aller staatli- 
chen Gewalt‘‘ besonders hervorgehoben. Ein solcher Schutz müßte in besonderem Maße 
den gesellschaftlichen Randgruppen zuteil werden. 

c) Nicht minder bedeutsam ist in diesem Zusammenhang die Entwicklung sozialer Men- 
schenrechte, die mit dem Ausbau des Sozialstaates einhergehen muß. Die Gewährleistung 
eines menschenwürdigen Lebens durch die staatliche Daseinsvorsorge bildet heute eine ent- 
scheidende Staatsfunktion. 

Die Grundrechte auf soziale Sicherheit, auf Arbeit, Freizeit, angemessene Lebenshaltung 
und Bildung (Art. 22-26 der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte) begründen Lei- 
stungsansprüche des Bürgers an den Staat einerseits und eine Fürsorgepflicht des Staates 
zur Abwehr menschenunwürdiger Not andererseits. 

5. Anerkennung und Schutz der Menschenrechte bilden den Wesenskern des politischen 
Systems der Demokratie. Das Recht auf Beteiligung an der öffentlichen Gewalt ist daher 
sowohl nach der Konzeption der „Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte“ als auch 
nach der tatsächlichen politischen Bedeutung ein Schlüsselgrundrecht in einer freiheitlichen 
Gesellschaftsordnung. Es legt fest, daß jede staatliche Machtausübung der formalen Legiti- 
mation im Prozeß einer gesellschaftlichen Willensbildung durch periodische und unverfälsch- 
te Wahlen bedarf. Die Bedeutung, die der gesellschaftlichen Willensbildung im Rahmen 
der Menschenrechte zukommt, fordert heute aus der Sicht der Bundesrepublik zu der 
Frage heraus, ob das — auch in Art. 1 des Grundgesetzes enthaltene — Recht auf Selbst- 
bestimmung schon dadurch voll verwirklicht ist, daß der Einzelne im zeitlichen Abstand 
von mehreren Jahren Entscheidungsträger auswählt. Die Idee der Menschenrechte hebt 
hervor, daß alle Menschen mit Vernunft und Gewissen begabt und also zu vernünftiger 
Erkenntnis und selbstverantwortlicher Willensbestimmung fähig sind. In der politischen 
Wirklichkeit besteht dagegen die Gefahr, daß eine Kluft zwischen dem Willen des Volkes 
und dem Inhalt politischer Entscheidungen entsteht. Ein auf den Wahlakt geschrumpftes 
Selbstbestimmungsrecht würde nur einen sehr begrenzten inhaltlichen Einfluß gewähren: 
Die Zahl der Entscheidungen innerhalb einer Legislaturperiode wächst ständig und eben- 
so oft wechseln die Bedingungen, unter denen auch langfristig vorausplanende Entschei- 
dungen getroffen werden müssen. Obwohl die Entscheidungen des Staates immer tiefer 
in das tägliche Leben des Bürgers eingreifen, besteht die Gefahr, daß der Bürger sie immer 
weniger beeinflussen kann. Zugleich werden sie immer weniger revidierbar: kurz- oder mit- 
telfristig legitimierte Entscheidungsträger treffen langfristig wirkende Entscheidungen, de- 
ren Folgen sie selber oft nicht mehr zu verantworten brauchen. 

Wenn der Wille des Volkes tatsächlich die Grundlage für die Autorität der öffentlichen 
Gewalt bilden und das Grundrecht auf Selbstbestimmung also auch inhaltlich verwirktlicht 
werden soll, muß die angedeutete Entwicklung zu neuen Formen unmittelbarer Partizi- 
pation an Entscheidungsprozessen führen. Auch dieser Aspekt des Menschenrechtsproblems 
beschäftigt gegenwärtig fast alle Industriestaaten, ohne daß sich schon zufriedenstellende 
und allgemeingültige Lösungen abzeichneten. 

6. Die Entwicklung zum Leistungsstaat hat dazu geführt, daß das Verhältnis des Einzel- 
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nen zu Staat und Gesellschaft weithin durch ein Anspruchsdenken charakterisiert ist, in 
dem die Bereitschaft, Rechte geltend zu machen, und die Bereitschaft, Pflichten zu über- 
nehmen, in keinem ausgewogenen Verhältnis zueinander stehen. Ferner wird die Gefahr 
diskutiert, daß zwar der individuelle Wohlstand weiter zunimmt, daß aber die öffentlichen 
Hände nicht mehr zur Vornahme dringend erforderlicher Maßnahmen imstande sein könn- 
ten. Die Entwicklung zum Leistungsstaat ist schließlich überproportional solchen Gruppen 
zugute gekommen, die ihre Ansprüche organisiert und wirkungsvoll vertreten konnten, 
während die gesellschaftlichen Randgruppen nur eine begrenzte Verbesserung ihrer Lage 
erfahren haben. Eine Abkehr von dieser Tendenz ist nur denkbar, wenn in den Wertvorstel- 
lungen der Gesellschaft eine Umorientierung erfolgt. Dazu müssen auch die Kirchen bei- 
zutragen suchen. 

Die Grundrechte, wie sie z.B. in den Artikeln 1-19 des Grundgesetzes formuliert sind, 
enthalten nur spärliche Aussagen über Pflichten. Sie erwähnen nur die Pflicht zur Pflege 
und Erziehung der Kinder (Art. 6) und den verpflichtenden Charakter des Eigentums 
(Art. 14). Indirekt ergibt sich aus ihnen noch die Pflicht zur Achtung vor der Freiheit 
des anderen sowie zur Achtung der verfassungsmäßigen Ordnung und des Sittengesetzes 
(Art. 2). Christen werden das Verhältnis von Rechten und Pflichten aber nicht in so en- 
ger Weise betrachten können. Sie sind aufgefordert, ihr privates und ihr öffentliches 
Handeln am Gebot der Nächstenliebe zu prüfen und zu verantworten. Die „Sozialbindung‘‘, 
unter der sie stehen, beschränkt sich nicht auf Handlungen, die mit der Verfügung über Ei- 
gentum verbunden sind. Die reformatorische Tradition hat mit besonderem Nachdruck 
die Sozialbindung alles beruflichen Handelns, insbesondere des Handelns in einem öffent- 
lichen Amt, hervorgehoben. 

7. Die Grundrechte des Grundgesetzes gehen von der Achtung vor der Würde jedes Men- 
schen aus. Daraus ergibt sich — das ist gerade von den Kirchen zu unterstreichen —, daß 
das Handeln des Staates, der gesellschaftlichen Gruppen und des Einzelnen nicht nur im 
Horizont nationalstaatlicher oder partikulargesellschaftlicher Interessen gesehen werden 
darf. Die Menschenwürde wird vielmehr auch dann verletzt, wenn der Wohlstand der Men- 
schen innerhalb eines Landes auf Kosten von Menschen in anderen Ländern gefördert 
wird. Die Frage nach der Verwirklichung „menschenwürdiger“ Verhältnisse rückt deshalb 
in einen weltweiten Kontext. Die wachsende Disparität zwischen den Industriestaaten 
und der sog. Dritten Welt ist eine der stärksten Herausforderungen an die Kraft der Ge- 
sellschaft, zu menschenwürdigen Verhältnissen beizutragen. Sie ist in den letzten Mona- 
ten durch die Politik mancher Rohstoffländer entgegen dem ersten Anschein nicht gerin- 
ger, sondern noch größer und komplizierter geworden. Die Kirche kann gegenwärtig 
nicht behaupten, diese Probleme praktisch oder auch nur theoretisch lösen zu können. 
Aber sie muß in Theorie und Praxis gerade an der Bewältigung dieser Aufgabe beharrlich 
arbeiten, wenn sie dem Gedanken der Menschenrechte und ihrer Verantwortung ihm ge- 
genüber gerecht werden will. 

8. Ein wesentlich historischer Anlaß zur Formulierung von Menschenrechten war die 
Forderung nach Religionsfreiheit in den konfessionellen Kämpfen seit der Reformation. 
Die Kirchen genießen in den freiheitlichen Staaten des Westens heute eine fast uneinge- 
schränkte Religionsfreiheit. Sie genießen nicht nur die Anerkennung der Glaubens- und 
Gewissensfreiheit des Einzelnen, sondern auch die Freiheit ungestörter und öffentlicher 
Religionsausübung durch ihre Gläubigen und durch die Kirche selbst. Überdies kritisieren 
sie zu Recht die Verhältnisse in Staaten, die nicht zu einer solchen Praxis der Religions- 
freiheit bereit sind (Art.4 GG). Wenn die Kirche gegenüber dem Staat von diesen Freihei- 
ten Gebrauch macht, so ist sie durch diese Beanspruchung auch selbst in zweifacher Hin- 
sicht verpflichtet: 

a) Die Kirche hat selbst das Menschenrecht der Religionsfreiheit zu respektieren. Sie 
darf keinerlei staatliche oder gesellschaftliche Sanktionen gegen Andersdenkende bean- 
spruchen oder ausüben, sondern hat ihrerseits die politische Toleranz unbedingt zu wah- 
ren. Sie darf ferner niemand gegen seinen Willen in ihrer Gemeinschaft festhalten und 
darf auch nach innen keinerlei Glaubenszwang mit Machtmitteln ausüben. Beharrt sie ge- 
genüber Staat und Gesellschaft auf dem alten Grundsatz ‚‚Nur die Wahrheit hat Recht, der 
Irrtum hat kein Recht“, so macht sie ihre eigene Berufung gegenüber dem Staat auf die 
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Religionsfreiheit unglaubwürdig. Das schließt nicht aus, daß sich die Kirche im Falle fun- 
damentaler Glaubensgegensätze (,‚Häresie‘‘) äußerstenfalls von Amtsträgern und Kirchen- 
mitgliedern trennen muß. Bei solchen Ausschlußverfahren sind aber die Grundsätze der 
Toleranz und des ordentlichen Rechtsverfahrens zu beachten und es sind gesellschaftliche 
Diskriminierungen sowie wirtschaftliche Benachteiligungen zu vermeiden. 

b) Die Kirche als Organisation von Menschen kann gegenüber Staat und Gesellschaft nur 
dann glaubwürdig für die Menschenrechte eintreten, wenn sie selbst im Umgang mit ihren 
Mitarbeitern und Mitgliedern die Menschenrechte achtet. Dazu gehört auch die Beseiti- 
gung jeglicher Diskriminierung aus rassischen, gesellschaftlichen, politischen Gründen in 
der Kirche selbst, ferner die Anerkennung der Gleichberechtigung von Mann und Frau 
sowie die Anerkennung des Rechts auf freie Meinungsäußerung. Die Menschenrechte sind 
nicht nur Ansprüche von Personen oder gesellschaftlichen Gruppen an den Staat, sondern 
sie verpflichten auch die Kirche dazu, menschenwürdiges Zusammenleben zu verwirklichen. 


Für die EKD nahmen an der Konsultation die Professoren Dr. Ulrich Scheuner, 
Dr. Axel Frhr. von Campenhausen und Dr. Christoph Link teil. Letzterer, Kir- 
chenrechtler in der Evangelisch-theologischen Fakultät Wien, veröffentlichte 
über die Konsultation den folgenden Bericht. 


MENSCHENRECHTE UND CHRISTLICHE VERANTWORTUNG 
zugleich ein Bericht über eine Konsultation des Ökumenischen Rates 
Von Christoph Link”° 


Haben sich die christlichen Kirchen der Menschenrechte anzunehmen? Ist es ein verzicht- 
barer Teil ihres Auftrages in der Welt, für Gewährleistung und Durchsetzung dieser Fun- 
damentalnormen eines menschenwürdigen Gemeinschaftslebens einzutreten? Auf den er- 
sten Blick scheinen die Fragezeichen überflüssig. Begegnen sich nicht Menschenrechte und 
christliche Theologie gerade im zentralen Wert der Menschenwürde? Und ist die Entwick- 
lung des Menschenrechtsgedankens ohne den Beitrag des Christentums überhaupt be- 
schreibbar? Ein aus Österreich stammender berühmter Gelehrter hat sogar den Ursprung 
der Grundrechte aus dem abendländischen Kampf um die Durchsetzung freier Religions- 
ausübung herleiten wollen. — Die Antwort auf die eingangs gestellten Fragen könnte nur 
ein unbedingtes Ja sein, hätte der Begriff der Menschenrechte selbst einen eindeutig ge- 
klärten, allgemeingültigen und in seiner Substanz unbestrittenen Inhalt. Schaut man frei- 
lich näher hin, verfolgt man die Debatten, wie sie in der ganzen Welt, insbesondere auch 
im Rahmen der Vereinten Nationen geführt werden, so zeigt sich, daß sich hinter dem 
einmütigen Bekenntnis zu den Menschenrechten sehr verschiedene, einander vielfach aus- 
schließende Vorstellungen von ihrem Inhalt und von ihrer Bedeutung für die Sozialge- 
meinschaft verbergen. Sind es primär Rechte von Einzelmenschen und Gruppen gegen- 
über einer übermächtigen Staatsgewalt, unentziehbar und unverlierbar im Wesen der 
menschlichen Natur begründet? So die westeuropäische liberale Tradition. — Oder han- 
delt es sich um Rechte des Volkes, die dem einzelnen gleichsam nur auf Widerruf und 
unter dem Vorbehalt der Übereinstimmung mit dem Volkswillen zugeteilt werden, die 
sich darum auch nie rechtmäßig gegen das Wohl des Volkes bzw. der dieses Volk reprä- 
sentierenden Klasse und die von ihr getragenen staatlichen Institutionen richten können? 
— so die marxistische Interpretation. Liegt ihr Akzent eher auf der persönlichen Freiheit 
oder auf der Gleichheit, ist mit anderen Worten Gleichheit und soziale Gerechtigkeit 
(dieser Begriff im jeweils herrschenden politischen Verhältnis genommen) selbst um 

den Preis des Freiheitsverlustes durchzusetzen? Und endlich: stehen nicht in der moder- 
nen Massengesellschaft gegenüber den klassischen Grundrechtskatalogen unserer Verfas- 
sungen eher die Rechte auf soziale Sicherheit auf Arbeit, Wohnung, Lohn, Schutz im 


25. Text nach: Amt und Gemeinde, Monatsblatt der Ev. Kirche A. B. in Österreich 
1974, S. 115f. 
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Krankheitsfall und anderes im Vordergrund — Rechte, die nach Lage der Dinge nur 
vom Staat durchgesetzt werden können und ihm damit dort mehr Einfluß geben, wo 
ihn die überkommenen Grundrechte in seine Schranken weisen wollen? Die Vielschich- 
tigkeit der Problematik zeigt schon, daß es mit einem bloßen allgemeinen Bekenntnis 
für den Christen nicht getan ist. Die entscheidende Frage ist also nicht so sehr nach 
„Ob“, sondern nach dem ‚„Wie‘‘ der Menschenrechte, und hier wird auch die Kirche, 
die sich in ihren Vorstellungen von Gerechtigkeit ja nicht einfach mit einer politischen 
Ideologie zu identifizieren vermag, zu differenzierteren Aussagen kommen müssen. 

So nimmt es nicht wunder, daß gerade angesichts der zunehmend bedrängenden Pro- 
blematik sich der Weltkirchenrat seit längerer Zeit mit der Frage der Menschenrechte 
befaßt hat. Sie soll auf der 5. Vollversammlung des Ökumenischen Rates 1975 in Nai- 
robi eingehend behandelt werden. Der Vorbereitung diente eine von der CCIA (Kommis- 
sion für internationale Angelegenheiten des Ökumenischen Rates der Kirchen) vom 24. 
bis 26. Oktober im Hippolythaus nach St. Pölten einberufene Konferenz von etwa 60 
Experten — Theologen, Juristen, Sozialwissenschaftler — aus aller Welt, die unter dem 
Motto „Menschenrechte und christliche Verantwortung“ stand. Die Ergebnisse von St. 
Pölten sollen nun in den Gliedkirchen (zu denen auch unsere Evangelische Kirche in 
Österreich gehört), in den nationalen ökumenischen Räten und den konfessionellen 
Weltbünden diskutiert werden. 

Was sind nun aber diese Ergebnisse? Vorab ein Wort zu ihrem politischen Aussagewert. 
Man hat dem Weltkirchenrat in letzter Zeit häufig vorgeworfen, er sehe und verurteile 
Menschenrechtsverletzungen vorwiegend im westlichen Bereich und in bestimmten ande- 
zen Ländern, die zu den bevorzugten Zielscheiben der internationalen Kritik gehören 
(Chile, Südafrika), nicht aber in anderen Staaten der Dritten Welt oder im sogenannten 
sozialistischen Lager. An einem solchen Eindruck, als sei der Weltkirchenrat auf dem 
linken Auge blind oder doch mindestens sehbehindert, sind manche Erklärungen der 
letzten Zeit nicht unschuldig. Auch der für die Konsultation verantwortliche Vertreter 
der CCIA, Reverend D. C. Epps aus den USA, hatte sich kurz zuvor in einem Interview 
mit einer ostdeutschen Zeitung sehr entschieden in dieser Richtung festgelegt. Ebenso 
erwies sich, daß eine Vielzahl der Delegierten eher geneigt war, dem marxistischen 
Menschenrechtsverständnis den Vorzug zu geben. In erfreulicher Weise unbefangen und 
bei aller antikolonialen Reserve doch fern von jeder Einseitigkeit zeigten sich dagegen 
die Vertreter Schwarzafrikas. Auch die Zusammenarbeit mit den Vertretern der sowje- 
tischen Delegation verlief erstaunlich konstruktiv. Bemerkenswert war auch, daß gera- 
de hier immer wieder die Forderung nach der Einbeziehung der geistlichen Dimension 
des Problems gegenüber allen sozialrevolutionären Verkürzungen erhoben wurde. Insge- 
samt gehört es zu den positiven Erfahrungen von St.Pölten, daß nicht so sehr ideologi- 
sche Verkrustungen bestimmend blieben, sondern daß sich über alle regionalen, nationa- 
len und ideologischen Grenzen hinweg ein echtes Gespräch zu entwickeln vermochte. 

Hier tauchten nun sehr bald zwei grundsätzliche Probleme auf. Das erste erwuchs aus 
den verschiedenartigen sozialen Umweltbedingungen der Delegierten. Die Asiaten waren 
verständlicherweise von den elementaren Existenzfragen ihrer Völker geprägt und zeig- 
ten deshalb von vornherein wenig Verständnis für europäische individualrechtliche 
Grundrechtstraditionen. In der Tat werden ja etwa Informationsfreiheit, Berufsfreiheit 
und ähnliches erst dort interessant, wo zunächst einmal die Mindestvoraussetzungen 
menschlichen Überlebens gesichert sind. Es erwies sich daher als schwierig, abstrakt für 
alle gesellschaftlichen Verhältnisse verbindliche Aussagen zu machen. Andererseits ver- 
mochten auch die Vertreter Lateinamerikas mit ihrer These nicht durchzudringen, Men- 
schenrechte stünden nur den Unterdrückten zu, nicht aber Unterdrückern und ‚„Volksfein- 
den“. Gerade die deutsche Delegation wies immer wieder auf die bitteren historischen 
Erfahrungen mit der Gefährlichkeit eines derartigen Vokabulars hin. 

Das zweite Problem lag in der durch politische und geographische Auswahl der Delegier- 
ten gegebenen „Selektion“ (so der kanadische Vertreter), das heißt in der Gefahr, daß das 
Dingfestmachen konkreter Menschenrechtsverletzungen notwendigerweise zu Verzerrun- 
gen der Optik führen muß (Beispiele: Da aus dem Krisengebiet des Nahen Ostens nur 
ein arabischer Delegierter vertreten war, sollte als Exempel für Folterungen allein Israel 
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genannt werden; ein militanter Indianer aus den USA wollte das Problem der Diskriminie- 
rung von Minderheiten ausschließlich am Beispiel der nordamerikanischen Indianer exem- 
plifiziert wissen). 

Die schließlich erarbeiteten Empfehlungen tragen — und das ist ein wichtiges Positivum 
der Tagung — deutlich den Stempel von Kompromißbereitschaft auf allen Seiten. Die Kir- 
chen werden dazu aufgerufen, sich stärker als bisher in der Frage der fundamentalen Men- 
schenrechte zu engagieren und als Voraussetzung hierfür den Informationsaustausch zu in- 
tensivieren. Dies kann freilich nicht ohne eine Sensibilisierung der Gemeinden, ohne eine 
Schärfung der Gewissen in dieser Frage geschehen. Denn die Verantwortung für die Men- 
schenrechte wird gerade auch als eine pastorale Aufgabe der Gemeinde Christi begriffen. 
Konkret sollen — bei immer wieder betonter Rücksichtnahme auf die unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Situationen — die Kirchen auf die Schaffung nationaler und internatio- 
naler Rechtsschutzeinrichtungen gegen Verletzungen der Grundrechte dringen und hier- 
bei mit den verschiedenen Institutionen auf allen Ebenen, einschließlich der UN, zusam- 
menarbeiten. Dieses Instrumentarium dient der Sicherung eines Grundbestandes der Men- 
schenwürde, der unaufgebbar erscheint: Dem Recht auf Leben (das die Ächtung der Fol- 
ter ebenso einschließt wie die Rechte auf Nahrung, Arbeit, Wohnung und Bildung), dem 
Recht auf Mitwirkung im politischen Entscheidungsprozeß, aber auch dem Recht auf 
abweichende Meinung (right to dissent), dem Recht auf kulturelle Identität und der Re- 
ligionsfreiheit. Die Aufnahme eines Rechtes auf Kriegsdienstverweigerung scheiterte in- 
teressanterweise am Widerstand der sowjetischen Delegation. 

Insgesamt zeigte die Konsultation, daß ein erhebliches theologisches Defizit bei der Be- 
gründung gerade für ein christliches Menschenrechtsverständnis besteht. Sie machte aber 
zumindest Ansätze für eine Weiterarbeit deutlich. Mehr konnte sie wohl auch angesichts 
der Vielfalt der Standpunkte nicht leisten. Es bleibt den Christen aller Konfessionen auf- 
gegeben, der Welt von heute zu beweisen, daß die Verkündigung der in Christus gesche- 
henen Erlösung die Sorge auch für das „Recht des Nächsten“ einschließt. 


4. SCHWANGERSCHAFTSABBRUCH 


Das Jahr 1974 brachte besondere Höhepunkte und Zuspitzungen in der Aus- 
einandersetzung über die Neufassung der Strafbestimmungen zum Schwanger- 
schaftsabbruch (Fünftes Strafrechtsreformgesetz — 5.StrRG) sowie über ein 
Strafrechtsreform-Ergänzungsgesetz (StREG, „‚flankierende Maßnahmen““‘)*®. 


26. $ 218, Dokumente und Meinungen zur Frage des Schwangerschaftsabbruchs. 
Ausgewählt, eingeleitet und erläutert von Erwin Wilkens, Gütersloh 1973 (Lit.). — 
Dietrich Hofmann (Hg.), Schwangerschaftsunterbrechung — Aktuelle Überlegungen zur 
Reform des $ 218, Frankfurt 1974 (u.a. Aufsatz des Moraltheologen Prof. Dr. Franz 
Böckle). — Hermann Ringeling — Hans Ruh (Hrg.), Zur Frage des Schwangerschaftsab- 
bruchs. Theol. und kirchl. Stellungnahmen, Basel 1974 (umfass. Dokumentation zur Aus- 
einandersetzung in der Schweiz). — Johannes Gründel, Leben mit der ‚„‚Fristenlösung‘“? 
Die Abtreibung und die Verantwortung der Ärzte, Helfer und Krankenhäuser, Stimmen 
der Zeit 191, 1973, S. 507ff. — Bernhard Maier, Reform des $ 218. Zur rechtl. Situation 
von Ärzten, Krankenhauspersonal und Krankenhausträgern, Deutsches Ärzteblatt 71, 
1974, S. 352ff., 383vf., 471ff. — Erwin Wilkens: Schwangerschaftsabbruch — Theolo- 
gische Würdigung, in: Evangelisches Staatslexikon (Hg. Hermann Kunst, Roman Herzog, 
Wilhelm Schneemelcher), 2. Aufl. Stuttgart 1975 (Lit.). — Fünftes Gesetz zur Reform 
des Strafrechts vom 18. Juni 1974, BGBl I, S. 1297 vom 21. Juni 1974 — Entscheidung 
des BVerfG zum 5. StrRG vom 21. Juni 1974. BGBl I, S. 1309. — epd-Dokumentation 
zum $ 218: 31/71 vom 5. Juli 1971, 6/72 vom 23. Febr. 1972, 14/73 vom 2. April 
1973, 15/73 vom 6. April 1973, 153/73 vom 9. April 1973, 156/73 vom 10. April 1973, 
49/73 vom 17. Dez. 1973, 16/74 vom 25. März 1974, 48/74 vom 21. Oktober 1974, 
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Ein Bericht an dieser Stelle mit dem Schwergewicht auf der kirchlichen Beglei- 
tung dieser Vorgänge ist nur verständlich, wenn der äußere Hergang der ge- 
setzgeberischen Vorgänge in Kürze rekapituliert wird. 

Während die erste Regierung Brandt im Februar 1972 einen Entwurf für das 
5. StrRG nach dem Indikationsmodell vorgelegt hatte, brachten unter der 
zweiten Regierung Brandt die Mehrheitsfraktionen der SPD und F.D.P. im 
März 1973 im Wege der Gesetzesinitiative einen Fristenregelungsentwurf ein, 
der für die ersten drei Monate der Schwangerschaft von dem Alternativ- 
Entwurf 1970 nur noch die Straffreiheit auf Grund einer freien Selbstent- 
scheidung der Frau unter Entfernung des Beratungskomplexes übrig ließ?”. Die- 
sem Entwurf wurden ein Entwurf einer Minderheit der SPD-Fraktion und zwei 
Entwürfe aus der CDU/CSU-Fraktion des Bundestages nach dem Indikations- 
modell entgegengesetzt”®. Alle bis zur letzten Minute angestellten Versuche, 
besonders intensiv aus den evangelischen Kirchen, den Gesetzgeber für eine 
äußerste Bemühung um einen größtmöglichen Konsens zu gewinnen, scheiter- 
ten. Die Fristenregelung setzte sich durch, die nach dem Gang der Dinge er- 
forderliche absolute Mehrheit im Bundestag war mit Hilfe der Fraktion der 
SPD allerdings nur dadurch zu erreichen, daß in der letzten Phase der Beratun- 
gen noch die Verpflichtung der Schwangeren in das Gesetz eingefügt wurde, 
sich vor einem Schwangerschaftsabbruch über Hilfen unterrichten zu lassen, 
die die Fortsetzung der Schwangerschaft und die Lage von Mutter und Kind 
erleichtern. 


Das Ganze geschah nach folgendem Ablauf: 

21. März: Der Bundestag beschließt nach dritter Lesung das StREG (v.a. Leistungen 
der Krankenversicherung für den strafrechtlich erlaubten Schwangerschaftsabbruch). 

26. April: Der Bundestag beschließt nach dritter Lesung das 5. StrRG mit der Fristen- 
regelung. 

10. Mai: Der Bundesrat ruft mit seiner CDU/CSU-Mehrheit den Vermittlungsausschuß 
zum 5. StrRG zugunsten des Entwurfs der Unionsfraktion und zugleich wegen des inne- 
ren Zusammenhangs zum StREG an. 

21. Mai: Der Vermittlungsausschuß lehnt den Antrag des Bundesrates zum 5. StRG ab 
und stellt das StREG zurück. 

31. Mai: Der Bundesrat legt Einspruch gegen das 5. StrRG ein. 

5. Juni: Der Bundestag weist mit der erforderlichen absoluten Mehrheit seiner Mitglie- 
der den Einspruch des Bundesrates zurück. 

18. Juni: Der Bundespräsident fertigt das 5. StrRG aus. Dessen Verkündung im BGesBl 
erfolgt am 21. Juni 1974. Inkrafttreten am 22. Juni. 


49/74 vom 28. Oktober 1974, 12/75 vom 7. März 1975, 13/75 vom 10. März 1975 
(die vier letztgenannten Dokumentationen enthalten das Material zu den Klagen vor 
dem BVerfG). 

27. Der „Alternativ-Entwurf eines Strafgesetzbuches‘‘ (vorgelegt von Jürgen Baumann 
u.a, Bes. Teil, Erster Halbband, Tübingen 1970) wird von vielen als Vorbild einer auf 
Straffreiheit abstellenden Fristenregelung angesehen. Tatsächlich sieht er die Straffreiheit 
nur im Zusammenhang einer obligatorischen Beratung vor, mit dem Ziel, durch diese 
Beratung soweit wie möglich den Schwangerschaftsabbruch zu verhindern. 

28. Zu Einzelheiten der vier Entwürfe s. KJ 100, 1973, S. 125ff. Allerdings ist zu be- | 
achten, daß der Entwurf der Fraktionen der SPD und FDP ursprünglich keine Beratungs- 
regelung enthielt, diese wurde erst in der letzten Phase der Ausschußberatungen einge- 


fügt. 
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20. Juni: Antrag der Regierung von Baden-Württemberg an das BVerfG, im Wege einer 
einstweiligen Anordnung das Inkrafttreten des Gesetzes bis zur Entscheidung über einen 
noch zu stellenden Normenkontrollantrag aufzuschieben. 

21. Juni: Urteil des BVerfG zu dem Antrag der Landesregierung von Baden-Württemberg 
in der Weise, daß nur die mit der straffreien Dreimonatsfrist zusammenhängenden Be- 
stimmungen aufgehoben werden und vom Gericht eine Zwischenregelung nach dem Indi- 
kationsmodell getroffen wird. 

21. Juni: Verfassungsklage (Normenkontrollantrag) von. 192 Mitgliedern des Deutschen 
Bundestages gegen das 5. StrRG vom 18. Juni 1974. Später schließen sich noch die Län- 
der Baden-Württemberg, Bayern, Schleswig-Holstein und Saarland an. 

27. Juni: Der Vermittlungsausschuß lehnt das Anrufungsbegehren des Bundesrates zum 
StREG ab. ! 

12. Juli: Der Bundesrat lehnt das StREG ab. Das Gesetz ist zustimmungspflichtig und 
bleibt bis auf weiteres zurückgestellt. 

18. November: Mündliche Verhandlung vor dem Ersten Senat des BVerfG in Karlsruhe 
zu dem vorliegenden Normenkontrollantrag. 


Die Beteiligung der evangelischen Kirche an der Debatte begann zu Beginn der 
Berichtszeit mit einer in der Öffentlichkeit stark beachteten internen Ausein- 
andersetzung. Der Rat der EKD und die Deutsche Bischofskonferenz hatten 
in einer gemeinsamen Erklärung vom 26. November 1973 die zwischen ihnen 
bestehende Übereinstimmung zur Änderung des $ 218 StGB formuliert (s. KJ 
100, 1973, S. 130ff.). In dieser Erklärung heißt die fünfte Ziffer: 

„Vorschläge für eine Indikationsregelung gehen davon aus, daß es sich bei 
Konfliktfällen, denen eine Reform des $ 218 StGB Rechnung tragen muß, um 
gesetzgeberisch faßbare außergewöhnliche Einzelfälle handelt. 

Alle Indikationen dürfen nur zur Ermittlung der einen Konfliktlage dienen, 
bei der dem Rechtsgut des ungeborenen Lebens das Rechtsgut des Lebens der 
Mutter gegenübersteht. Wenn Schwangerschaft oder Geburt nach ärztlichem 
Urteil das Leben der Mutter gefährden oder tiefgreifend oder dauernd schwer 
schädigen, mag die Rechtsordnung den Abbruch der Schwangerschaft straflos 
lassen. Dabei ist ausdrücklich zu betonen, daß das sittliche Gebot durch eine 
im Gesetz eingeräumte Straffreiheit nicht aufgehoben ist. Das gilt ebenso, wenn 
für außergewöhnliche Grenzfälle von Notsituationen dem Gericht die Möglich- 
keit gegeben wird, im Einzelfall von Strafe abzusehen.“ 

Wegen dieser Ziffer traf die Erklärung in Kreisen der evangelischen Kirche auf 
starke Kritik, und zwar nicht nur bei Vertretern einer Fristenregelung. Die 
Sätze wurden so verstanden, daß in dieser Situation, in der alles darauf ankam, 
die zerstrittenen Fraktionen des Bundestages für eine allen zumutbare tragbare 
Kompromißlösung zu gewinnen, der Rat der EKD sich gegenüber früheren 
Äußerungen einer mehr restriktiven Linie der katholischen Bischöfe angenä- 
hert oder diese sich gar zu eigen gemacht habe. In der Tat liegen auf diesem 
von den zitierten Sätzen anvisierten Konfliktfeld zwischen dem Verbot der 
Tötung des ungeborenen Lebens und dem Schutz des Lebens und der Gesund- 
heit einer Schwangeren die entscheidenden Fragen. In der evangelischen Ethik 
und erst recht zwischen ihr und der traditionellen katholischen Moraltheologie 
ist es umstritten, in welchem Umfang das staatliche Recht auf diesem Konflikt- 
feld den Schwangerschaftsabbruch zulassen kann. Überwiegend neigt man auf 
evangelischer Seite dazu, eine Ausdehnung der strafrechtlichen Rechtfertigungs- 
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gründe über den Fall einer unmittelbaren Gefahr für Leben und Gesundheit 
der Frau hinaus auf andersartige besonders schwere Fälle menschlicher Be- 
drängnis mit dem Wesen gerade auch des Strafrechts, das ja mit Strafandrohung 
bestimmte sittliche vertretbare Entscheidungen erzwingen will, für vereinbar zu 
halten. Läßt man dies außer acht, so lassen sich wohl tatsächlich die zitierten 
Sätze im Sinne einer eng gefaßten medizinischen Indikation verstehen, die als 
den klassischen Fall eines straffreien Schwangerschaftsabbruchs eine von ärzt- 
licher Seite zuverlässig feststellbare Gefährdung oder tiefgreifende Schädigung 
des Lebens der Mutter im Auge hat. Auf der anderen Seite kann aber evange- 
lische Ethik keinen Zweifel daran lassen, daß auch sie von der Rechtsgemein- 
schaft zugestandene Rechtfertigungsgründe für einen Schwangerschaftsabbruch 
nur in außergewöhnlich gelagerten Fällen billigen kann, in denen es sich letzten 
Endes, von welchen Lebensumständen sie auch herbeigeführt sein mag, um 
eine schwere Beeinträchtigung der gesundheitlichen Situation der Mutter han- 
delt. Man wird allerdings den Kritikern zugestehen müssen, daß man die ge- 
meinsame Erklärung an dieser Stelle so verstehen kann, als ob man hier un- 
ter Zustimmung durch die evangelische Seite der Gretchenfrage jeder Neufas- 
sung des $ 218 aus dem Wege gehen wollte, nämlich ob die soziale Komponen- 
te so oder so dem Gesetzgeber zugestanden wird oder nicht. Als mißdeutbar 
muß auch die Formel bezeichnet werden, daß selbst in dem Falle einer ärzt- 
lich feststellbaren Gefährdung des Lebens der Mutter die Rechtsordnung den 
Abbruch der Schwangerschaft lediglich straflos lassen „mag“. Wenn hinzuge- 
fügt wird, daß auch dieses Zugeständnis einer im Gesetz eingeräumten Straf- 
freiheit das sittliche Gebot nicht aufhebt, dann sind kritische Rückfragen an 
den vorliegenden Text nicht zu vermeiden. Was schreibt denn im Falle der 
wirklichen medizinischen Gefährdung des Lebens der Mutter dieses sittliche 
Gebot eigentlich vor? Die Verfasser werden vermutlich einwenden, hier liege 
eine Überinterpretation vor. Zumindest handelt es sich hier um eine Bruchstel- 
le zwischen evangelischer und katholischer Ethik, an der z. Z. offenbar nur um 
den Preis von Mißverständnissen Kompromißformeln zu haben sind. 

Die gemeinsame evangelisch-katholische Erklärung vom 26. November 1973 
enthielt eine weitere Formulierung, die bei den Anhängern einer Fristenrege- 
lung heftigen Widerspruch auslöste: „Demgegenüber ist festzustellen, daß 
durch die bisher zur Verfügung stehenden Erfahrungen die Hoffnung, über 
die Einführung der Fristenregelung eine Verringerung der Schwangerschafts- 
abbrüche zu erreichen, als unbegründet erwiesen ist. Der Rat der EKD und die 
Deutsche Bischofskonferenz halten aber die Fristenregelung auch aus sittlichen, 
rechtlichen und gesellschaftlichen Erwägungen für unvertretbar. Sie sind der 
Überzeugung, daß dieselbe zu unübersehbaren Gefahren nicht nur für das 
menschliche Leben in seinem hilflosesten Zustand führt, sondern die Maß- 
stäbe für den Schutz des Lebens überhaupt ins Wanken bringt.“ 

Man empfand die These von der sittlichen Unvertretbarkeit einer Fristenre- 
gelung als eine persönliche Herabsetzung und übersah dabei, daß es in dem 
ganzen Streit eben gerade um den sittlichen Gehalt und um die sittlichen Gren- 
zen der Rechtsetzung ging. Wer in einem so leidenschaftlich geführten Streit 
Position bezieht, kann dies nur durchhalten, wenn es ihm um sittliche Über- 
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zeugungen geht, und er muß das Recht haben, dies auch offen auszusprechen. 
Gewiß steht dann sittliche Überzeugung gegen sittliche Überzeugung. Darin lie- 
gen aber letzten Endes das Recht und die Würde dieses Streites. 

Schon bald zeigte sich, daß diese Erklärung auf der Tagung der Synode der 
EKD vom 13. bis 17. Januar 1974 ein Nachspiel haben würde. Der Vorsitzen- 
de des Rates der EKD, Landesbischof D. Helmut Claß, suchte daher in seinem 
der Synode mündlich erstatteten Bericht neuen Mißverständnissen vorzubeu- 
gen und erläuterte die gemeinsame evangelisch-katholische Erklärung folgender- 
maßen: 


Bericht des Ratsvorsitzenden der EKD, Landesbischof D. Claß vom 13. Januar 1974 über 


„GEMEINSAMES EINTRETEN FÜR DEN SCHUTZ DES LEBENS“? 


Der Rat hat zusammen mit der Deutschen Bischofskonferenz zur Reform des $ 218 StGB 
Stellung genommen. Wir wollten uns zu dieser überaus wichtigen Problematik noch einmal 
und möglichst auch gemeinsam mit der katholischen Kirche äußern. Einzelne Ratsmit- 
glieder haben zu einigen Stellen der Erklärung Bedenken geäußert, aber kein Ratsmitglied 
hat seine Zustimmung verweigert oder zurückgenom.nen. Ich sehe darin ein ermutigendes 
Zeichen im Blick auf die wahrlich nicht einfachen Fragestellungen der kommenden Zeit. 
Sie brauchen ein Höchstmaß an Gemeinsamkeit im Rat. 

Folgende Gesichtspunkte haben uns bei der Erarbeitung unserer Stellungnahme u.a. ge- 
leitet: 

Es entspricht der Freiheit des staatlichen Handelns, wenn die Kirche es respektiert, 

— daß der Staat die Voraussetzungen seines Strafrechts zu bestimmen hat und daß dem 
ein Prozeß freier Meinungsbildung in der Öffentlichkeit sowie im Parlament zu dienen 
hat, 

— daß der demokratische Staat die Gleichwertigkeit aller gesellschaftlich relevanten 
Gruppen beachten und darum tolerant sein muß, 

— daß die Vertreter der Fristenlösung der Überzeugung sind, „damit indirekt ebenfalls 
dem ungeborenen Leben dienen zu können“, und daß deshalb jede Form von Diskrimi- 
nierung der Vertreter dieser Meinung ausgeschlossen sein muß, 

— daß nicht alles justitiabel ist, was aufgrund biblisch-theologischer Einsichten sittlich 
verpflichtend und gewissensmäßig geboten ist. 

Andererseits entspricht es der Freiheit der Kirche, wenn sie den Staat bittet, zu beden- 
ken, 

— daß sich die Kirche grundsätzlich zur Unantastbarkeit des menschlichen Lebens in je- 
der seiner Phasen bekennt und daß es deshalb auch im embryonalen Zustand Anrecht 
auf den vollen Schutz des Staates und der Gesellschaft hat, 

— daß es zu bedauern ist, wie die gesamte Diskussion über den gewiß reformbedürfti- 
gen $ 218 bisher fast ausschließlich unter dem negativen Vorzeichen des Schwangerschafts- 
abbruchs statt unter dem positiven Akzent des Schutzes des ungeborenen Lebens geführt 
wurde, 

— daß ein Schwangerschaftsabbruch im äußersten, physischen oder psychischen Notfall 
nicht in einem alleinigen Entschluß der Frau — womöglich noch unter dem Druck des 
Mannes — begründet sein darf, sondern von einer Gutachterkommission mitzuentschei- 
den ist, zu der auf jeden Fall der Arzt des Vertrauens gehört, 

— daß es unabdingbar ist, ungesäumt die sogenannten flankierenden Maßnahmen in ei- 
nem umfassenden sozialpolitischen Gesetzgebungswerk sicherzustellen, wozu die Kirche 
das ihr materiell und personell Mögliche beitragen wird. 

Der Bundeskanzler hat sich in seinem Antwortschreiben vom 20. Dezember 1973 u.a. 
dazu wie folgt geäußert: 


29. BSynEKD 25, 1974, S. 46-48. 
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„Mit Ihnen bin ich der Auffassung, daß ein entscheidender Teil dieser Reform nicht 
auf strafrechtlichem, sondern auf sozialpolitischem Gebiet liegen muß. Sie wissen aus 
meinen Äußerungen zum Problem des Schwangerschaftsabbruches, daß für mich und 
meine Regierung die Achtung vor dem Leben ein tragender Grundsatz der Familienpolitik 
ist. Das umschließt auch die Achtung der Menschenwürde der Frau. Wir müssen sie davor 
bewahren, daß sie den Ausweg aus persönlichen und familiären Problemen im Schwanger- 
schaftsabbruch sucht. Unser Staat und unsere Gesellschaft werden um so humaner 
sein, je mehr Frauen wir vor diesem Schritt bewahren können.“ 

Der Rat hat manche Kritik wegen seiner Stellungnahme erfahren. Meines Erachtens hat 
er seine frühere Linie in Sachen $ 218 nicht verlassen oder gar verraten. Ebensowenig 
ist der Vorwurf begründet, der Rat sei von katholischer Seite unter Druck gesetzt wor- 
den. 


Die Synode nahm die gemeinsame Erklärung und die Erläuterung des Ratsvor- 
sitzenden nach einer leidenschaftlich und kontrovers geführten Debatte mit fol- 
gender Entschließung auf: 


ZUR REFORM DER STRAFBESTIMMUNGEN 
ÜBER DEN SCHWANGERSCHAFTSABBRUCH 


Beschluß der Synode der EKD vom 17. Januar 1974 °° 


1. Die Synode der EKD begrüßt es, daß der Vorsitzende des Rates in seinem Bericht 
vom 13. Januar 1974 die gemeinsame Erklärung des Rates der EKD und der Deutschen 
Bischofskonferenz zur Änderung des $ 218 StGB vom 26. November 1973 als einen Ver- 
such interpretiert hat, gemeinsame Auffassungen in Kernfragen des Schwangerschaftsab- 
bruches zu formulieren; darüber hinausgehende Sachverhalte der Erklärungen des Rates 
vom 17. März 1972 und 5. April 1973 sind damit nicht in Frage gestellt. 

2. Für Fragen des Schwangerschaftsabbruches kann es keine in jeder Hinsicht überzeu- 
gende „Lösung‘“ geben, weil jeder, auch der legale Schwangerschaftsabbruch, ungeborenes 
Leben beendet. Als Christen glauben wir, daß auch dieses Leben unter dem Gebot Gottes 
steht. Die Synode bejaht es jedoch, daß der Staat mit der Reform des $ 218 für kompli- 
zierte Lebenssituationen den Raum von Straffreiheit neu festzustellen sucht. Damit soll 
versucht werden, menschlicher Ratlosigkeit in tiefgreifenden Konflikten Rechnung zu 
tragen, ohne die Schutzwürdigkeit des ungeborenen Lebens in Frage zu stellen. 

3.Die Synode hält es für unerläßlich, die Erörterung dieser Probleme in den weiteren 
Zusammenhang drängender sozialpolitischer Aufgaben zu stellen, an denen die Kirche sich 
mit eigenen Beiträgen beteiligen muß. In strafrechtlicher Hinsicht sollten Regelungen ge- 
troffen werden, die eine möglichst breite Zustimmung im Bundestag, in der Öffentlichkeit 
und bei den Betroffenen finden. Als wesentliche Aufgabe der Kirche sieht die Synode es 
an, in gemeinsamen Bemühungen Verhältnisse zu schaffen, die es den Müttern erleichtern 
werden, ihre Kinder anzunehmen und auszutragen. Sie fordert die Landeskirchen, ihre Lei- 
tungen und Werke, sowie alle Kirchengemeinden auf, die vom Diakonischen Rat vorgeleg- 
ten Vorschläge aufzugreifen, die erforderlichen Einrichtungen zu schaffen und die Mittel 
dafür bereitzustellen. 

4. Die gemeinsame Erklärung des Rates der EKD und der Deutschen Bischofskonferenz 
hat den Eindruck erweckt, als habe das Gespräch in der Evangelischen Kirche zu einer über- 
einstimmenden Befürwortung einer engen Indikationsregelung geführt. 

Die Synode stellt fest, daß zahlreiche Christen — auch Synodale der EKD - einer Fri- 
stenregelung, die eine Beratung einschließt, den Vorrang geben. 

Sie weist darauf hin, daß es in ihrer Mitte allen Befürwortern einer Reform des $ 218 
StGB um besseren Schutz des ungeborenen, wie des geborenen Lebens geht. Indikations- 
regelungen wie Fristenregelungen werfen ethische Probleme von großem Gewicht auf. 


30. Ebd. S. 427£. 
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Gerade deshalb hält es die Synode für falsch, wenn eine Fristenregelung als sittlich 
nicht vertretbar verurteilt wird, jedoch kann ihre Mehrheit den Vorschlägen für eine Fri- 
stenregelung nicht zustimmen. 

5. Vordringliche Aufgabe der Kirche ist es, Gewissen zu schärfen und Schuld zu verge- 
ben. 


Mit dieser Entschließung akzeptierte also die Synode die ihr von Landesbischof 
Claß vorgelegte Interpretation der gemeinsamen evangelisch-katholischen Erklä- 
rung. Ein Widerspruch ergab sich freilich zu dem Satz der Erklärung, die Fri- 
stenregelung sei auch aus sittlichen Gründen unvertretbar. Die diesem Satz 
entgegengestellte Feststellung, die Synode halte es für falsch, „wenn eine Fri- 
stenregelung als sittlich nicht vertretbar verurteilt wird“, erwies sich als sehr 
folgenreich und löste nicht zuletzt in Kreisen der „Konferenz Bekennender 
Gemeinschaften“ eine tiefe Erregung aus. In der ursprünglichen Ausschußvorla- 
ge hatte es in einer klugen Formulierung gelautet: ‚Über sittlich vertretbare ge- 
setzliche Regelungen für straffreien Schwangerschaftsabbruch in ernsten Kon- 
fliktfällen bestehen auch in der Synode verschiedene Meinungen.‘ Das Ple- 
num der Synode setzte statt dessen mit knapper Mehrheit (47 gegen 41 Stim- 
men bei einer Enthaltung) die bis heute umstrittene Formulierung durch. Sie 
hat sich nach Meinung ihrer Kritiker damit über die Regel hinweggesetzt, 

daß es in umstrittenen Fragen der Lehre und der Ethik in einem kirchlichen 
Gremium keine Mehrheitsentscheidung geben darf, die zudem niemanden über- 
zeugt und niemanden bindet. Der amtierende Präses der Synode ließ unmittel- 
bar nach dieser Abstimmung laut Synodalprotokoll als Abschluß dieser Aus- 
sprache über den $ 218 und zugleich als Abschluß der Synodaltagung den 
Choralvers anstimmen: ‚Unser Wissen und Verstand ist mit Finsternis verhül- 
let, wo nicht deines Geistes Hand uns mit hellem Licht erfüllet. Gutes Denken, 
Tun und Dichten mußt du selbst in uns verrichten.“ 

Man darf annehmen, daß der Präses diesen Vers nicht ohne Absicht in die- 
sem Augenblick singen ließ. Der Berichterstatter darf hinzufügen: Wenn schon 
die Hälfte der Synodalen lediglich den Verstand der jeweils anderen Hälfte 
für verfinstert hält (was der Choral sicherlich nicht meint), dann sollte dar- 
über wenigstens nicht abgestimmt werden, wenn kein tiefer Schaden für die 
Gemeinschaft einer Synode entstehen soll. 

Die Synode der EKD hatte also erklärt (daß dies mit sehr knapper Mehr- 
heit bei schon gelichteten Reihen geschah, wird später leicht vergessen), daß 
auch eine Fristenregelung als sittlich vertretbar anerkannt werden könne, 
ohne freilich hierfür die genauen Bedingungen zu nennen, obwohl der Sach- 
kundige weiß, daß Fristenregelung nicht gleich Fristenregelung ist. Dieser in- 
terne Streit seit November 1973 hatte die Stellung der evangelischen Kirche 
in der Öffentlichkeit in der Frage des $ 218 nicht gerade gestärkt. Auf der 
anderen Seite konnten sich der Rat der EKD und die Kirchenleitungen der 
Gliedkirchen bei ihrer Befürwortung einer Indikationenregelung auch auf die 
erklärte Mehrheit der Synodalen der EKD-Synode berufen. Dies geschah in 
der letzten Phase der Arbeit im Bundestag weniger in der Weise öffentlicher 
Erklärungen als vielmehr in einer Anzahl von Besprechungen mit Vertretern 
der Parteien und Bundestagsfraktionen. Die leitenden Organe und Persönlich- 
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keiten der evangelischen Kirchen waren immer bereit, die Ernsthaftigkeit der 
Motive für eine Fristenregelung in den Regierungsparteien zu würdigen. Diese 
wurde noch in der dritten Beratung des Gesetzes durch einen Entschließungs- 
antrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. unterstrichen. Dieser Antrag wurde 
dem zuständigen Ausschuß überwiesen und ist seitdem nicht wieder aufge- 
taucht und nie förmlich beschlossen worden. Da es sich immerhin um ein in- 
teressantes Dokument handelt, sei es hier im vollen Wortlaut wiedergegeben: 


ENTSCHLIESSUNGSANTRAG DER FRAKTIONEN DER SPD UND F.D.P. 
& ZUR DRITTEN BERATUNG DES ENTWURFS 
EINES FÜUNFTEN GESETZES ZUR REFORM DES STRAFRECHTS (5. StrRG) 


Vom 26. April 1974°' 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Schutz des ungeborenen menschlichen Lebens ist der Staatsgewalt sowohl als 
sozialpolitische als auch als strafrechtliche Aufgabe gestellt. Wegen der besonderen Bezie- 
hungen zwischen der Schwangeren und dem Kind erfordert dieser Schutz Regelungen be- 
sonderer Art, die aus anderen sozialen Bereichen nicht ohne weiteres übertragen werden 
können. 

2. Die Reform des $ 218 StGB muß erreichen, daß der sozialpolitische und der straf- 
zechtliche Schutz des ungeborenen menschlichen Lebens sinnvoll und wirksam aufeinan- 
der abgestimmt werden, nachdem sich in der Vergangenheit erwiesen hat, daß die unbe- 
dingte Strafbedrohung des Schwangerschaftsabbruchs 

— im Sinne des Lebensschutzes weitgehend unwirksam geworden ist, 

— Angebote des sozialstaatlichen Schutzes — Beratung und Hilfe für Schwangere, Müt- 
ter und Kinder — oft ins Leere stoßen läßt, 

— insofern Rechtsungleichheit zur Folge hatte, als für Geld und bei entsprechender Rede- 
gewandtheit Schwangerschaftsabbruch schon bisher faktisch straffrei war, 

— zu unsachgemäß durchgeführten Schwangerschaftsabbrüchen und dabei zu Schäden 
an Leben und Gesundheit von Schwangeren geführt hat. 

3. In vielen Fällen, in denen die Fortsetzung der Schwangerschaft wegen einer persön- 
lichen oder sozialen Notlage der Schwangeren bedroht ist, wird das Leben des Ungebore- 
nen durch eine einfühlsame und helfende Beratung erhalten werden können. Damit rückt 
die Beratung in den Mittelpunkt der insgesamt auf Lebensschutz gerichteten Maßnahmen. 

3.1 Der strafrechtliche Schutz des ungeborenen Lebens wird in den ersten drei Monaten 
nicht ersatzlos, sondern zugunsten einer durch das Strafrecht abgesicherten Beratung zu- 
rückgenommen. Nur durch die Rücknahme der Strafbedrohung wird der Weg zur Bera- 
tung wirklich geöffnet. 

3.2 Die Beratung soll insbesondere über solche zwischenmenschliche, gesellschaftliche 
und staatliche Hilfsangebote unterrichten, die die Fortsetzung der Schwangerschaft in 
verantwortlicher Entscheidung der Mutter sowie die Lage der Mutter selbst und des 
Kindes erleichtern können. 

Die Neuordnung des Verhältnisses der auf den Schutz des ungeborenen menschlichen 
Lebens gerichteten Maßnahmen zueinander weist Staat und Gesellschaft mehr als bisher 
in die Aufgabe ein, Anwalt für das Lebensrecht des ungeborenen Menschen zu sein. 

Das Strafrecht sichert dies ab. 

4. Der Deutsche Bundestag wird dafür Sorge tragen, daß kein Arzt und kein Angehöri- 
ger der medizinischen Berufe gezwungen werden kann, gegen seinen Willen an einem 
Schwangerschaftsabbruch mitzuwirken, sofern die Mitwirkung nicht zur Abwendung 
des Todes oder einer schweren Gesundheitsschädigung der Schwangeren erforderlich ist. 

5. Der Deutsche Bundestag nimmt sich in die Pflicht, weiter auf kinderfreundliche und 
kindgemäße soziale Verhältnisse in der Bundesrepublik Deutschland hinzuarbeiten. Er ap- 
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pelliert an die Länder, Gemeinden, Kirchen, Verbände, freien Gruppen und alle Bürger, 
für den raschen Aufbau der Beratungsstellen Sorge zu tragen und — die Sozial- und Fa- 
miliengesetzgebung ergänzend — Schwangeren, Müttern und Kindern zu helfen. Er gibt 
der Hoffnung Ausdruck, daß ledigen Müttern und nichtehelichen Kindern auch nicht 
mit verdeckter Diskriminierung begegnet wird. 

6. Der Deutsche Bundestag bekräftigt, daß der Konsens über die Schutzwürdigkeit 
und Schutzbedürftigkeit des ungeborenen menschlichen Lebens durch die neue Zuord- 
nung der staatlichen Hilfs- und Schutzmaßnahmen zueinander nicht angetastet wird. Er 
ist besorgt über Äußerungen, in denen dies bestritten wird, und weist solche Äußerungen 
zurück. Er wird auch allen etwaigen Bestrebungen entgegentreten, die darauf gerichtet sein 
könnten, den Schutz des ungeborenen menschlichen Lebens einzuschränken oder gar gänz- 
lich aufzuheben. 


Diese Beschreibung der Grundlagen und der Zielsetzungen einer Gesetzgebung 
zum Schwangerschaftsabbruch enthielt nach Auffassung der evangelischen 
Kirche eine ausreichende Basis und genügend Bauelemente für eine Einigung 
der streitenden Parteien auf eine breite Lösung. Dennoch blieb es bei der 
Grundkontroverse zwischen einer Fristen- und einer Indikationenregelung. Das 
am 26. April 1974 vom Bundestag beschlossene 5. StrRG behielt die Zweideu- 
tigkeit seiner Entstehungsgeschichte. Es enthält einerseits Elemente emanzipa- 
torisch-weltanschaulicher Art (Wandlung des gesellschaftlichen Wertbewußtseins 
hinsichtlich des ungeborenen Lebens; Verfügungsberechtigung auf seiten der 
Frau auf Grund der ihr zustehenden Menschenwürde und Selbstverantwortung). 
Auf der anderen Seite sucht man nach der am ehesten angemessenen und wirk- 
samen Regelung zur Beschränkung eines Schwangerschaftsabbruchs auf äußer- 
ste Fälle. Auf diese Weise entsteht ein Gesetz, dem die Befürworter von ein- 
ander entgegengesetzten Grundauffassungen und Zielsetzungen zustimmen. 
Landesbischof Claß gab zu dem beschlossenen Gesetz folgende Erklärung ab: 


LANDESBISCHOF D. HELMUT CLASS, VORSITZENDER DES RATES DER EKD: 
ERKLÄRUNG ZUR ÄNDERUNG DES PARAGRAPHEN 218 StGB 
VOR DER WÜRTTEMBERGISCHEN LANDESSYNODE IN STUTTGART 


Vom 26. April 1974 °? 


Der Deutsche Bundestag hat die Änderung des $ 218 beschlossen und dabei mehrheitlich 
dem Modell der sogenannten Fristenregelung zugestimmt. Ein Schwangerschaftsabbruch bis 
zum Ende des dritten Monats soll danach straffrei bleiben. Es fällt uns in der Evangelischen 
Kirche in Deutschland nicht leicht, diese Entscheidung der Politiker zu respektieren. 

Der Rat der EKD und auch die württembergische Landessynode haben sich zusammen 
mit zahlreichen anderen Institutionen gegen diese Fristenregelung ausgesprochen. Dabei 
wissen wir, daß es auch innerhalb der evangelischen Kirche Befürworter dieser Regelung 
gibt. 
. Im Blick auf die letzte Debatte des Bundestags sind wir dankbar für die Ernsthaftigkeit, 

mit der sie geführt wurde, und für die gemeinsam zum Ausdruck gebrachte grundsätzliche 
Ehrfurcht vor dem Leben. Über das von Gott geschaffene Leben hat der Mensch nicht zu 
verfügen. Er hat es zu bewahren. 

Darum bitten wir den Bundestag, alles ihm mögliche zu tun, damit die Not, die schwangere 
Frauen zur Abtreibung verführt, überwunden und das Ja zum Kind in unserer Gesellschaft 
gestärkt wird. 


32. Text nach: epd ZA Nr. 82 vom 29.4.1974. 
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Lassen Sie mich zu der vom Deutschen Bundestag getroffenen Entscheidung folgendes 
sagen: 

1. Als Bischof dieser Landeskirche und als Ratsvorsitzender der Evangelischen Kirche 
in Deutschland möchte ich — zusammen mit dieser Landessynode — die Frauen, die hier 
betroffen sind, ansprechen und — wenn die vom Bundestag beschlossene Änderung in 
Kraft tritt — bitten: Machen Sie von der Möglichkeit des Schwangerschaftsabbruchs inner- 
halb der ersten drei Monate trotz der vorgesehenen Straffreiheit keinen Gebrauch. Daß etwas 
nicht strafrechtlich verfolgt wird, heißt noch lange nicht, daß es vor Gott recht ist. Gott 
gibt und liebt das Leben, auch das werdende Leben, und zwar von Anfang an. 

2. In der Diskussion über die Reform des Abtreibungsparagraphen ist fast nur vonder Frau 
gesprochen worden. Für entstehendes Leben sind aber zwei verantwortlich, Frau und Mann. 
Der Mann ist aus dieser partnerschaftlichen Verantwortung für das neue Leben nicht ent- 
lassen. Darum bitte ich die Männer: Begegnen Sie Ihrer Frau in der Liebe, die an den an- 
deren mehr denkt als an sich selber. Kein Mann darf eine Frau zur Abtreibung drängen 
oder gar zwingen. 

3. Die neue Gesetzesregelung ist eine Herausforderung an uns Christen. Es wird unsere 
Aufgabe sein, Mut zum Leben zu machen und Leben in Liebe zu ermöglichen. Wir werden 
vielfältige Möglichkeiten seelsorgerlicher, sozialdiakonischer und medizinisch-therapeuti- 
scher Hilfen anzubieten haben. Die Frauen, die in Sorge und Not gekommen sind, bitte ich: 
Haben Sie Vertrauen zu den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Kirche. In jeder Ge- 
meinde gibt es Christen, die bereit sind, Ihnen nach bestem Wissen und Gewissen zu hel- 
fen. „Einer trage des anderen Last“, dazu sind wir Christen berufen. 

4. Keiner von uns wird Steine werfen auf Frauen, die in ihrer Not eine Tat begangen 
haben, die sie danach weder vor sich selbst noch vor Gott verantworten können. Der Ruf 
zur Umkehr und die Botschaft von der Vergebung gelten ihnen wie uns. 

Gottes Gebot ‚Du sollst nicht töten‘, schützt das Leben. 

Gottes Liebe will uns helfen, uns in einem Leben der Liebe zu bewähren und Leben 
in Liebe zu bewahren. 


Die folgenden Auseinandersetzungen zwischen Bundesrat und Bundestag lie- 

ßen es als nicht undenkbar erscheinen, daß es doch noch zu einer Kompromiß- 
lösung kommen könnte. In dieser Phase wandte sich Landesbischof Claß als Rats- 
vorsitzender der EKD noch einmal mit einem Schreiben an Bundestag und Bun- 
desrat, in dem er die Möglichkeiten einer Einigung ausführlich beschrieb: 


STELLUNGNAHME DES VORSITZENDEN DES RATES 
DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN DEUTSCHLAND 
ZUR NEUFASSUNG DER STRAFBESTIMMUNGEN 
ZUM SCHWANGERSCHAFTSABBRUCH 


Vom 30. Mai 1974°° 


Der Bundesrat und der Deutsche Bundestag stehen in den nächsten Tagen vor der endgül- 
tigen Entscheidung über die Neufassung der Strafbestimmungen zum Schwangerschaftsab- 
bruch. In diesem Augenblick appelliere ich noch einmal an die Beteiligten, bis zuletzt alle 
Möglichkeiten für eine Regelung auf einer breiteren Grundlage in Parlament und Öffent- 
lichkeit auszuschöpfen. 

Berücksichtigt man den Verlauf der Diskussion in den letzten Jahren, so überrascht die 
starke Annäherung, die sich gerade in den letzten Monaten und Wochen zwischen den bis- 
her so weit auseinanderliegenden Standpunkten vollzogen hat. Dies gilt nicht nur für die 
Vertreter der verschiedenen Formen einer Indikationenregelung, sondern auch für das Ver- 
hältnis zwischen den Vertretern einer Indikationenregelung einerseits und einer Fristenre- 


33. Text nach: epd ZA Nr. 104 vom 31.5.1974; vgl. DS Nr. 23 vom 9.6.1974. 
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gelung andererseits. Diese Annäherung betrifft sowohl die Grundlagen und die Zielsetzung 
einer Neuordnung des Paragraphen 218 StGB sowie auch eine Reihe von wichtigen Einzel- 
regelungen. Ich beschränke mich im folgenden darauf, dazu einige Feststellungen zu tref- 
fen. 

Die Übereinstimmungen und Annäherungen zwischen den drei Indikationenentwürfen 
sind besonders weitgehend. Sie betreffen neben der Strafbarkeit der Frau (Bedrängnisklausel 
in denCDU/CSU-Entwürfen) und einigen Einzelbestimmungen über den Beratungskomplex 
einmal das Erfordernis einer Gutachterstelle. Hier haben sich die CDU/CSU-Entwürfe zu ei- 
ner Lockerung verstanden, nach der im Einzelfall ein Schwangerschaftsabbruch unter be- 
stimmten Bedingungen auch ohne vorherige Beanspruchung einer Gutachterstelle vorgenom- 
men werden kann. Am wichtigsten ist aber in diesem Zusammenhang, daß aus Kreisen 
der CDU in Bund und Ländern mehrfach die Bereitschaft bekundet worden ist, der Not- 
lagen-Indikation der SPD-Minderheit in der Sache Rechnung zu tragen. Dies soll in der 
Weise geschehen, daß die medizinische Indikation auch eine sozial-medizinische Kompo- 
nente umfaßt. Es darf daran erinnert werden, daß die entsprechende Formel des Deutschen 
Ärztetages vom Herbst 1973 in der Öffentlichkeit und nicht zuletzt im Parlament auf eine 
breite Sympathie gestoßen ist. 

Diese Annäherungen haben selbstverständlich auch eine große Bedeutung für das Verhält- 
nis der Indikationen-Entwürfe zu einer Fristenregelung. Um so schwerer wiegt die Tatsa- 
che, daß die Vertreter einer Indikationenregelung und die einer Fristenregelung in der me- 
dizinischen, anthropologischen, sittlichen und rechtlichen Bewertung des ungeborenen 
Lebens eine völlige Übereinstimmung erarbeitet und dies auch in den vier Berichten des 
Strafrechtsreform-Sonderausschusses entsprechend formuliert haben. Sie sehen gemeinsam 
in der Nidation den Beginn der geschichtlichen Existenz eines menschlichen Lebewesens, 
den Übergang vom nur biologischen zum vorgeburtlichen menschlichen Leben. In der ge- 
samten späteren Entwicklung sei keine diesem Vorgang entsprechende Zäsur mehr festzu- 
stellen. Das ungeborene Leben sei deshalb mit den von der Rechtsordnung zur Verfügung 
gestellten Mitteln zu schützen. Die vom Bundestag am 26. April 1974 beschlossene Fristen- 
regelung zieht aus dieser gemeinsamen Grundlegung den entscheidenden Schluß, daß al- 
les darauf ankommt, Schwangerschaftsabbrüche so weit wie möglich zu verhindern und 
im Einzelfall der Frau zu helfen, ihr Kind auszutragen. Es muß anerkannt werden, daß 
die Vertreter einer Fristenregelung diese Grundlegung und diese Zielsetzung besonders 
stark dadurch unterstrichen haben, daß sie den bisher nur unzulänglich berücksichtigten 
Kompiex der Beratung entsprechend ausgebaut haben. 

Diese Gemeinsamkeiten bringen in die Diskussion ein starkes Element der Relativierung. 
Für eine verständige Betrachtung ist es auch bisher nie um die Alternative Reform—Freund- 
lichkeit oder Reform-Feindlichkeit gegangen. Nun aber geht es für den Gesetzgeber erst 
recht um die Frage, auf welche bestmögliche Weise dem Schutze des ungeborenen Lebens, 
den Lebensansprüchen der Mutter und der Verringerung der Schwangerschaftsabbrüche 
Rechnung getragen werden kann. Daß es trotzdem nicht rechtzeitig vor der zweiten und 
dritten Beratung im Bundestag zu einer größeren Gemeinsamkeit in der Vorlage eines 
Gesetzes-Entwurfs gekommen ist, ist neben anderem einmal auf eine große Unsicherheit 
in Kreisen der CDU und CSU zurückzuführen, inwieweit das sozial-medizinische Element 
in die Rechtfertigungsgründe für einen Schwangerschaftsabbruch hineinzunehmen ist. An- 
dererseits aber haben sich auch die Vertreter einer Fristenregelung nicht von einer letzten 
Zweideutigkeit befreien können. Die Zweideutigkeit bleibt einem Gesetz mit einer Fristen- 
zegelung solange erhalten, wie es die Straffreiheit eines Schwangerschaftsabbruchs lediglich 
aufgrund freier Selbstentscheidung als wesentliches Merkmal mit einschließt, jedenfalls in 
der praktischen Auswirkung nicht ausschließt. Gerade der im Grundsatz so begrüßenswer- 
te Komplex der Beratung sowie auch die Ermächtigung von Einrichtungen neben den 
Krankenhäusern zum Schwangerschaftsabbruch sind im bisher beschlossenen Fristengesetz 
so geregelt, daß sie in der Praxis wirkungslos bleiben können. 

Es ist auch außerhalb des Bundestages nicht unbekannt geblieben, daß gerade diese 
Schwächen der vorliegenden Fristenregelung vielen Persönlichkeiten in den Koalitionsfrak- 
tionen nach wie vor Not bereiten. Daher ist es sicherlich auch nicht zufällig, daß die einer 
Fristenregelung zuneigenden Länderregierungen in der Sitzung des Bundesrates am 10. 
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Mai 1974 Beschlüsse bekanntgegeben haben, die im Hinblick auf diese Schwächen der Fri- 
stenregelung Verbesserungen und Veränderungen für notwendig halten. Diese mir sehr wich- 
tig erscheinenden Anderungsvorschläge betreffen gerade den Beratungskomplex, die dabei 
dem einzelnen Arzt zugewiesenen Aufgaben und die Frage einer Zulassungsordnung für 
Einrichtungen, in denen ein Schwangerschaftsabbruch vorgenommen werden darf. Es ist 
zu bedauern, daß diese wichtigen Beschlüsse der genannten Länder von der öffentlichen 
Diskussion bisher nicht aufgenommen worden sind. 

Alle Beteiligten haben immer wieder neu betont, daß es auf der rechtlichen und straf- 
zechtlichen Ebene in der Frage des Schwangerschaftsabbruchs keine wirklich befriedigen- 
den Lösungen geben kann. Dies ist nun einmal mit einer tiefgreifenden menschlichen, 
sittlichen und rechtlichen Konfliktsituation verbunden, die sich aus einer echten Pflichten- 
kollision ergibt. Deshalb kann es auch nicht überzeugen, wenn in der Auseinandersetzung 
jeweils die eigenen Regelungsvorstellungen idealisiert und die Vorschläge des anderen le- 
diglich nach ihren Unzulänglichkeiten beurteilt werden. 

Nach allem bin ich der Überzeugung, daß es möglich ist, auf der Basis einer nahezu voll- 
ständigen Übereinstimmung in grundsätzlichen Fragen zu einer Fassung der strafrechtlichen 
und auch sozialrechtlichen Bestimmungen zu kommen, die in den miteinander zerstrittenen 
Gruppierungen im Bundesrat und im Bundestag eine breitere Zustimmung finden kann. 
Ich halte es auch für möglich, in der rechtlichen Regelung des Verfahrens, in der tatsäch- 
lichen Ausgestaltung des Beratungswesens und seiner Anwendung auf den Einzelfall zu ei- 
ner Lösung zu kommen, die eine grundsätzliche Straffreiheit der beteiligten Frauen recht- 
fertigt. Damit wäre das entscheidende Anliegen der Vertreter einer Fristenregelung getrof- 
fen, ohne den Rechtsschutz des ungeborenen Lebens grundsätzlich aufzugeben. 

Ich bin mir der Ungewöhnlichkeit eines Appells voll bewußt, in diesem Augenblick des 
Gesetzgebungsverfahrens die endgültige Entscheidung noch einmal neu zu bedenken. Es 
muß aber daran erinnert werden, daß sich eben auch der Gesetzgeber selbst in dieser Fra- 
ge in eine ungewöhnliche Situation hineingebracht hat. Ich erinnere an die ungeklärte Fra- 
ge der Zustimmungsbedürftigkeit des Strafgesetzes, aber auch an die Schwierigkeiten, die 
nach seiner Verabschiedung in der vorliegenden Fassung das ebenfalls schon beschlossene 
Strafrechts-Ergänzungsgesetz dem Gesetzgeber erneut bereiten wird. Es kann nicht ange- 
nommen werden, daß dieses unbestritten zustimmungsbedürftige Ergänzungsgesetz in der 
beschlossenen Fassung in Kraft treten kann. Andererseits aber enthält dieses Gesetz Rege- 
lungen, ohne die eine Neufassung des Paragraphen 218 ihren Sinn verliert. 

Besonders aber sehe ich mit großer Sorge den menschlichen und gesellschaftlichen Aus- 
wirkungen einer in Kraft tretenden Fristenregelung entgegen. Schon jetzt kündigt sich an, 
daß das jetzige Fristengesetz für eine nicht abzusehende Zeit eine Quelle schwerwiegender 
Gewissensnöte und Auseinandersetzungen in Familien, in der Ärzteschaft, im Pflegeperso- 
nal und in den Krankenhäusern sein wird, gar nicht zu ıeden von den mit ihm verbunde- 
nen großen Gesundheitsrisiko für die Frau. Das alles kann der Gesetzgeber nicht wollen, 
zumal eine wirklich zwingende Notwendigkeit für diese Entwicklung nicht vorliegt. Des- 
halb steht nicht zuletzt auch das Ansehen des Gesetzgebers in einem demokratischen 
Staatswesen mit auf dem Spiel. 


In diesem Appell des Ratsvorsitzenden der EKD wird die Vorstellung sichtbar, 
es ließe sich äußerstenfalls wie auf einem messerscharfen Grat eine dritte Re- 
gelung aus Elementen der Fristen- und Indikationsregelung finden. Einer der 
empfindlichen Punkte ist dabei die Frage der Straffreiheit der Frau. Jedenfalls 
kann es diesen dritten Weg nur geben, wenn das Verfahren der Prüfung, der 
Beratung und der Hilfeleistung so ausgebaut ist, daß alle wirklich in Not be- 
findlichen Frauen sich ihm mit Zuversicht anvertrauen können. Die Rechtsge- 
meinschaft steht vor der Frage, ob die Leistungsfähigkeit dieser Maßnahmen 
zur Verhinderung des Schwangerschaftsabbruchs gesteigert oder gemindert 
wird, wenn jeder Frau unterschiedslos die Strafandrohung gilt. Damit stellt 
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sich auch die umfassendere Frage, wann das Instrument der Strafe und der 
Strafandrohung einzusetzen ist und wann es seinen Sinn verliert. 

Es hätte sicherlich gelohnt, über die Möglichkeit eines solchen dritten Weges 
neu nachzudenken. Bundesrat und Bundestag verharrten in den alten Front- 
stellungen. Das Gesetz wurde nach dem oben geschilderten Verlauf am 5. Juni 
1976 endgültig beschlossen. Man muß annehmen, daß die Zweideutigkeit des 
Gesetzes zwischen Angebot und Verhinderung des Schwangerschaftsabbruchs 
dem Gesetzgeber nicht nur bewußt war, sondern ausdrücklich von ihm 
gewollt wurde. Der Weg zum Verfassungsgericht wurde damit unausweichlich. 
Es folgt hier eine Auswahl von Erklärungen kirchlicher Persönlichkeiten zu 
dem beschlossenen Gesetz: 


ERKLÄRUNG DES VORSITZENDEN 
DES RATES DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN DEUTSCHLAND, 
LANDESBISCHOF D. HELMUT CLASS, 
ZUR VERABSCHIEDUNG DER NEUFASSUNG VON PARAGRAPH 218 StGB 


Vom 5. Juni 1974°* 


Der Deutsche Bundestag hat am 5. Juni 1974 die Neufassung von Paragraph 218 StGB 
endgültig beschlossen und dabei das Fristenmodell zugrundegelegt. Zudem ist es nicht 
gelungen, die Gesetzgebung über den Schwangerschaftsabbruch aus den gegenwärtigen par- 
teipolitischen Auseinandersetzungen in unserem Lande herauszuhalten. Form und Inhalt 
dieser Entscheidung haben im Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland Bedauern 
ausgelöst. Die Evangelische Kirche ist bis zuletzt für eine Lösung außerhalb der parlamen- 
tarischen Frontstellungen eingetreten und hat dafür auch gangbare Wege gezeigt. 

Das Bedauern ist um so größer, als sich besonders in der letzten Phase des Gesetzgebungs- 
verfahrens starke Annäherungen zwischen den gegensätzlichen Auffassungen vollzogen ha- 
ben. Allgemein stimmt man darin überein, daß das ungeborene Leben den Schutz der Ge- 
meinschaft verdient und daß Schwangerschaftsabbrüche ein sittliches und rechtliches 
Übel darstellen, das es so weit wie irgend möglich zu überwinden gilt. 

Diesem Ziel soll das in das Gesetz eingebaute Beratungswesen zusammen mit einer Fül- 
le weiterer menschlicher und sozialer Maßnahmen dienen. Wenn im ganzen auch wichtige 
Forderungen namentlich der Ärzteschaft offen geblieben sind, so liegen doch in diesem 
Beratungswesen Möglichkeiten, einem Mißbrauch der Straffreiheitsfrist entgegenzuwirken. 

Der Gesetzgeber versteht das Fristenmodell als ein Angebot, in der Frage des Schwan- 
gerschaftsabbruchs zu Entscheidungen zu kommen, die dem Schutz des Lebens in jeder 
Phase dienen. Staat und Gesellschaft, Arzteschaft und Kirche sind deshalb aufgerufen, in 
diesem Verständnis ihre weiteren Maßnahmen zu treffen, damit der Schwangerschafts- 
abbruch auf äußerste Notfälle beschränkt bleibt. Niemand sollte daran zweifeln, daß alle 
miteinander erst am Anfang einer umfangreichen Aufgabe stehen. 

Die Evangelische Kirche wird in absehbarer Zeit im einzelnen darlegen, wie sie sich 
dieser Aufgabe stellt. Dabei wird sie davon ausgehen, daß Gottes Gebote allen menschli- 
chen Gesetzen übergeordnet sind. 


ERKLÄRUNG VON LANDESBISCHOF D. HERMANN DIETZFELBINGER 
ANLÄSSLICH DER ABSTIMMUNG ÜBER DIE NEUE FASSUNG DES $ 218 StGB 


Vom 7. Juni 1974 


Mit der Abstimmung über die neue Fassung des $ 218 werden auf dem Feld des Schutzes 
des menschlichen Lebens Grenzsteine versetzt. Staatliches Gesetz und sittliche Ordnung 
sind nicht in jedem Fall deckungsgleich, sondern können an verschiedenen Punkten in 


34. Text nach: epd ZA Nr. 108 vom 7.6.1974. 
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Spannung zueinander treten. Nun jedoch drohen sie an einer lebenswichtigen Stelle in 
Gegensatz zueinander zu geraten. Dem menschlichen Leben wird in einem Bereich, wo 
es am schwächsten ist, der Rechtsschutz entzogen. 

Man möchte den Verantwortlichen die beste Meinung unterstellen, zumal da es im 
menschlichen Leben legitime Konfliktfälle gibt. Das ändert nichts an der Möglichkeit, daß 
in unserem Volk fundamentale Wertmaßstäbe ins Wanken geraten. Schon die ersten Reak- 
tionen auf die Abstimmung lassen dies deutlich erkennen. 

Alle Glieder unseres Volkes, insbesondere die Christen, bitte ich, die vermeintlich grö- 
Bere Freiheit, die die neue Regelung gibt, nicht zu gebrauchen, sondern bei dem Gebot 
Gottes zu bleiben, das das Leben schützt und zum Leben hilft. 


ERKLÄRUNG DER KIRCHENLEITUNG DER EVANGELISCHEN KIRCHE 
VON WESTFALEN ZUR NEUFASSUNG DES $ 218 StGB 


Vom 20. Juni 1974 


Nachdem der Bundespräsident unter die vom Bundestag beschlossene Fassung des $ 218 
StGB seine Unterschrift gesetzt hat, wird in unserem Staat Schwangerschaftsabbruch 
bis zum Ablauf von zwölf Wochen nach der Empfängnis straffrei, wenn die Schwange- 
re einwilligt und sich vorher hat beraten lassen. Auch in dieser neuen Situation gilt 
unverändert: 

Bei jeder unerwünschten Schwangerschaft geht es nicht nur um die schwangere Frau 
und ihre Nöte, sondern auch um das in der Entwicklung befindliche Kind. Abbruch 
der Schwangerschaft ist Tötung werdenden Lebens. Wir werden dies in Zukunft fest- 
halten und immer wieder neu in Erinnerung bringen müssen. Was der Staat unbestraft 
läßt, ist deshalb noch nicht vor Gott erlaubt. 

Nachdem über das Strafgesetz entschieden ist, muß unsere Aufmerksamkeit sich um 
so stärker den betroffenen Menschen zuwenden. Wir wollen uns davor hüten, vorschnell 
zu verurteilen, und uns in jedem Fall bemühen, zu verstehen und tatkräftig zu helfen. 

Wo immer Frauen und Mädchen durch Schwangerschaft in Not geraten sind, bitten wir 
sie, sich möglichst bald an Menschen ihres Vertrauens zu wenden. Auch unsere Telefon- 
seelsorgestellen sind Tag und Nacht erreichbar. 

Die männlichen Partner erinnern wir daran, daß sie mitverantwortlich sind. Die Last un- 
erwünschter Schwangerschaft auf die Partnerin abzuschieben, ist unverantwortlich. 

Die Gemeindeglieder bitten wir, angesichts solcher Notlagen den betroffenen Menschen 
in der Liebe Christi zu begegnen, ihnen seelsorgerlich beizustehen, sofort für die dringend- 
ste ‚ praktische Hilfe zu sorgen und alle Schritte einzuleiten, die für die Weiterhilfe erfor- 
derlich sind. 

Wir wollen in unserer Kirche auch weiterhin alles tun, um unverantwortliche Tötung 
zu verhindern. Wir wollen alle verfügbaren Kräfte mobilisieren, um menschliches Leben zu 
erhalten und menschliche Not zu überwinden. Wir wollen uns im öffentlichen Leben wei- 
ter dafür einsetzen, daß unsere Gesellschaft die Verantwortung gegenüber Kindern und 
Müttern immer deutlicher erkennt und ihre Lebensmöglichkeit verbessert. 


In ihrer Mitwirkung an der Gesetzgebung zum Schwangerschaftsabbruch hat 
die evangelische Kirche von Anfang an die Auffassung vertreten, daß eine Neu- 
fassung der Strafbestimmungen für sich noch keine Reform darstellt; vielmehr 
bedürfe es umfangreicher Anstrengungen des Gesetzgebers und der hierzu be- 
rufenen gesellschaftlichen Kräfte, wirksame Hilfen menschlicher und sozialpo- 
litischer Art für bedrängte Frauen und ihre Familien zu schaffen. Darüber hin- 
aus liegt eine besondere Verantwortung bei Krankenhäusern, Ärzten und ärzt- 
lichen Mitarbeitern. Für die evangelische Kirche hat sich das Diakonische Werk. 
dieser Aufgaben angenommen. Als ein Beispiel dafür wird dieser Abschnitt 

mit einem Aufsatz des Präsidenten des Diakonischen Werks beschlossen: 
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DAS UNERWÜNSCHTE KIND - UND DIE ROLLE DER KRANKENHÄUSER 
Beratung wird zur vordringlichen Aufgabe 
Von Präsident Dr. Theodor Schober’° 


Eine besondere Verantwortung in der für alle Beteiligten notvollen Frage nach einem 
ethisch — und nicht nur juristisch — erlaubten oder sittlich unverantwortbaren Schwan- 
gerschaftsabbruch kommt vermehrt auf Träger, Ärzte und Schwesternschaften der Kran- 
kenhäuser zu. Der mehrfach erklärte Wille der Ärzteschaft, vor allem der Gynäkologen, 
sowie verschiedener Schwesternschaften, Schwangerschaftsabbrüche ohne ernste Lebensbe- 
drängnis der Frau nicht vorzunehmen, kann eigentlich nicht überhört werden. 

Der Vorstand der Deutschen Krankenhausgesellschaft hat sich deshalb verpflichtet ge- 
fühlt, den Gesetzgeber darauf hinzuweisen, daß ein großer Teil nicht nur der Kranken- 
hausmitarbeiter, sondern auch der Krankenhausträger unter Berufung auf das Grundrecht 
der Gewissensfreiheit nicht bereit sei, Schwangerschaftsabbrüche durchzuführen oder an 
ihnen mitzuwirken oder die Krankenhauseinrichtungen dafür zur Verfügung zu stellen. Es 
wäre für unser freiheitlich demokratisches Bewußtsein in einem sozialen Rechtsstaat be- 
schwerlich, wenn sich aus einer solchen Gewissensentscheidung gegen die Fristenregelung 
entgegen offizieller Zusicherung in der Praxis doch Nachteile für die Krankenhäuser erge- 
ben würden. Die Berufung auf das Gewissen muß allerdings dann unwirksam bleiben, 
wenn der Eingriff notwendig ist, um von der Schwangeren eine anders nicht abwendbare 
Gefahr des Todes oder einer schweren gesundheitlichen Schädigung abzuwenden. 

In evangelischen Krankenhäusern kann dieser Entscheidungsspielraum gar nicht ernst ge- 
nommen werden. Wir wissen uns dabei auch mit den evangelischen Krankenhäusern in 
der DDR verbunden, wenn auch die zeitliche und gesellschaftliche Situation dort und 
hier nicht die gleiche ist und darum auch die von uns erwartete Entscheidung nicht ein- 
fach der dortigen angepaßt werden kann. 

Jede Frau, die sich in dieser Lage an ein evangelisches Krankenhaus wendet, soll von vor- 
neherein die Gewißheit haben, nicht unberaten im umfassenden Sinn bleiben zu müssen. 
Vor allem die angegangenen Ärzte sollten jede Möglichkeit ausschöpfen, um diese Frauen 
zur Inanspruchnahme einer ganzheitlichen Beratung zu motivieren. Dazu gehört die ge- 
wissenhafte Prüfung in jedem einzelnen Fall, ob eine Notlage vorliegt, in der sich eine 
Frau in derart auswegloser Bedrängnis befindet, daß ein Schwangerschaftsabbruch als Le- 
benshilfe notwendig und damit gerechtfertigt erscheint. 

Hilfreich erweist sich für diese Klärung die Entschließung des 76. Deutschen Ärztetages 
vom 12. Oktober 1973, in der es unter anderem heißt: „Ein Schwangerschaftsabbruch 
ist nur dann gerechtfertigt, wenn er nach den Erkenntnissen der medizinischen Wissen- 
schaft angezeigt ist, um von der Schwangeren eine Gefahr für ihr Leben oder die Gefahr 
einer schwerwiegenden Beeinträchtigung ihres Gesundheitszustandes abzuwenden. Medizi- 
nisch indiziert ist der Schwangerschaftsabbruch unter diesem Gesichtspunkt auch dann, 
wenn sich die Gefahr für den seelischen Gesundheitszustand der Schwangeren aus einer 
aufgezwungenen Schwangerschaft, einer begründeten Befürchtung der Schwangeren, ein ge- 
sundheitlich schwer geschädigtes Kind zur Welt zu bringen, oder aus einer anders nicht 
abwendbaren sozialmedizinischen Notsituation der Schwangeren ergibt. Mit seiner Auffas- 
sung befindet sich der Deutsche Ärztetag in Übereinstimmung mit den von der Weltorga- 
nisation der Ärzte in Oslo 1970 beschlossenen Grundsätzen, ‚nach denen ein Schwanger- 
schaftsabbruch nur als therapeutische Maßnahme durchgeführt‘ werden sollte.“ 

Bevor aber ein so tiefgreifender Eingriff ethisch bejaht wird, müssen erst alle sozialthe- 
rapeutischen und seelsorgerlichen Hilfen eingesetzt werden. Darum sollte in Zukunft zu je- 
dem evangelischen Krankenhaus ein qualifiziertes Beratungsangebot gehören -- entweder 
im Krankenhaus selbst oder in enger Arbeitsverbindung mit ihm, so daß Erfahrungsaus- 
tausch und Konsultation möglich sind. 

Wie auch immer die Grundsatzentscheidung in evangelischen Krankenhäusern — vielleicht 
von Ort zu Ort verschieden — in dieser Frage ausfällt, sollten doch einige Leitlinien durch- 
gehend gelten: 


35. Beitrag für „epd-Ausgabe für die kirchliche Presse‘ Nr. 23 vom 5.6.1974. 
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— Der Dienst evangelischer Krankenhäuser muß als Glied in der Angebotskette gemeind- 
licher Lebenshilfe verstanden werden können, also im Namen Jesu Christi. Was vor diesem 
Namen nicht bestehen kann, darf auch in einem evangelischen Krankenhaus keinem zuge- 
mutet und nicht verantwortet werden. 

— Von daher muß Gewissensfreiheit mit der Bindung im Evangeliuın praktiziert werden. 
Dies läßt keinerlei Nötigung zu. 

— Der sich unter diesen Voraussetzungen ergebende Ermessensspielraum schließt sowohl 
die Verurteilung Andersdenkender als auch vorschnelle, häufig emotionale Pauschalentschei- 
dungen ebenso aus wie konfessionelles Machtdenken. Die in jedem Krankenhaus jetzt an- 
stehende generelle Entscheidung zur Frage des Schwangerschaftsabbruches muß in part- 
nerschaftlicher Beratung des Trägers mit allen am etwaigen Eingriff beteiligten Kranken- 
hausmitarbeitern getroffen und von Zeit zu Zeit überprüft werden. Ohne Übereinstimmung 
von Träger, beteiligten Ärzten und Schwestern darf es keine Eingriffe im Sinn der Fristen- 
regelung in einem evangelischen Krankenhaus geben. 

— Da der Umgang mit gefährdetem Leben in hohem Maße Vertrauen zu den in dieser 
Therapie tätigen Mitarbeitern voraussetzt, sollten in die ärztliche, pflegerische und beraten- 
de Diakonie an solchen Frauen sowie in die Entscheidungsgremien kirchlicher Krankenhaus- 
träger nur solche Persönlichkeiten gerufen werden, die sich bereitfinden, ihr Handeln nach 
den Richtpunkten christlicher Ethik auszurichten, es immer wieder angesichts des Evan- 
geliums miteinander zu überprüfen und es in jedem einzelnen Fall vor Gott zu verantwor- 
ten. 


5. BERLINER KIRCHENSTREIT 


Schwierigkeiten und Auseinandersetzungen in der evangelischen Kirche von 
Berlin sind nach dem zweiten Weltkrieg immer von besonderer Art gewesen. 
Es nimmt kaum Wunder, daß diese Besonderheit spiegelbildlich die politische 
und geseilschaftliche Situation Berlins wiedergibt. Wenn es für das Land Berlin 
so etwas wie ein „Berlin-Syndrom“ gibt, so gilt dies auch für das kirchliche 
Leben. Die Verflechtung der kirchlichen Wirklichkeit mit der politisch-gesell- 
schaftlichen Situation hat durchaus für die Wachheit kirchlichen Lebens ihre 
positiven Seiten. Nirgends sonst im Leben der evangelischen Kirchen West- 
deutschlands waren die politischen Fragen der deutschen Gegenwart so unmit- 
telbar wirksam wie in der Kirche von Berlin (West); und nirgends sonst gab es 
so günstige Voraussetzungen für eine kirchliche Mitwirkung auf diesem Felde. 
Aber die Gunst kann sich auch als eine besondere Belastung und Gefährdung 
erweisen, und diese Entwicklung ist offenbar mit der Zeit immer deutlicher 
hervorgetreten. Die ohnehin in der evangelischen Kirche zu verarbeitenden Ent- 
wicklungen und auszutragenden Meinungsverschiedenheiten erhielten in der 
Kirche von Westberlin schärfere Konturen als anderswo. 

Zu den großen Gegenwartsaufgaben des deutschen Protestantismus gehört 
neben mancherlei innerkirchlichen Wandlungen die theologische und kirchliche 
Bewältigung der Neuentdeckung des politischen und gesellschaftlichen Feldes 
für die kirchliche Mitwirkung. Daß auf dem politisch ohnehin so angespann- 
ten Felde Westberlin damit die Kirche vor besondere Proben der Bewährung 
gestellt war, auch Bewährung ihrer eigenen inneren und äußeren Gemeinschaft, 
ist nur zu verständlich. 

Die Teilung der Stadt, die Probleme der Mauer, die Insellage Westberlins, 
der Funktionsverlust der alten Reichshauptstadt — das alles konnte das Selbst- 
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verständnis der Kirche, ihre Entschlossenheit zum Dienst und nicht zuletzt 
ihre auf die größeren Maße einer Landeskirche zugeschnittene Organisation 
nicht unberührt lassen. Was es an politischen und menschlichen Problemen 
zwischen Ost und West gab; die weltanschauliche Auseinandersetzung um 

den Marxismus; die Erneuerung der westlichen Gesellschaft und die Bewälti- 
gung der Zukunft durch reformerische Ansätze liberaler und sozialistischer Her- 
kunft; der Versuch der studentischen Jugend, die Gesellschaft für einen radika- 
len Aufbruch in eine neue menschliche Zukunft zu gewinnen: das alles nahm 
kirchliches Leben und christliches Engagement unmittelbar in Anspruch. Ein 
gerechtes Urteil muß den verantwortlichen Persönlichkeiten der Westberliner 
Kirche zugestehen, daß sie das Zeugnis und den Dienst der Kirche besonders 
in kritischen Situationen wirksam zur Geltung gebracht haben. Für diese enge 
Verflechtung von kirchlichem und öffentlichem Dienst in Staat und Gesell- 
schaft gibt es keine bessere Symbolgestalt als Heinricht Albertz: der Theologe 
aus der Bekennenden Kirche, der in Berlin Senatsdirektor in der Schulverwal- 
tung, Innen- und Polizeisenator und schließlich Regierender Bürgermeister 

war, um dann im Zusammenhang dramatischer Ereignisse und tragischer Er- 
kenntnisse wieder ein Gemeindepfarramt zu übernehmen und nun erst recht 
ein — wenn auch nicht unbestrittener — politischer Mahner zu werden. 

Aber Verflechtung darf nicht zur Vermischung werden. Politischer Dienst der 
Kirche kann nur aus einer theologisch und geistlich bestimmten Distanz heraus 
überzeugend bleiben. Die Kraft zur kritischen Unterscheidung hat nicht immer 
ausgereicht, um im theologischen Denken und im kirchlichen Handeln gefährli- 
che Vermischungen verschiedenartiger Leidenschaften zu vermeiden. Man wird 
das für alle Ebenen und für alle Seiten in der Westberliner Kirche sagen müssen. 
So zog eben auch der Streit in eine Kirche ein, die wie keine andere ihre Ge- 
meinschaft hätte bewähren sollen. 

Nur auf diesem Hintergrund können die Vorgänge recht verstanden und einge- 
ordnet werden, die von der Publizistik als „Berliner Kirchenstreit 1974“ bezeich- 
net worden sind. In diesem Streit haben die sich immer wieder neu entzünden- 
den Auseinandersetzungen zwischen verschiedenen kirchlichen und theologi- 
schen Gruppen und Meinungen ein bisher wohl kaum gekanntes Ausmaß er- 
reicht. Einigermaßen neuartig war dabei auch, daß die in der Publizistik West- 
berlins und Westdeutschlands sich darstellende Öffentlichkeit den kirchlichen 
Streit nach Kräften verschärfte, ihn als kirchliche Verirrung tief beklagte und 
zugleich für eigene Zwecke benutzte. Die epd-Dokumentation dieser Vorgänge 
umfaßt allein an die 400 Druckseiten, hinzu kommt eine unübersehbar große 
Zahl von Berichten und Kommentaren in Zeitungen und Zeitschriften. Es kann 
schon wegen dieses Umfangs gar nicht die Aufgabe dieses Berichtes sein, einen 
auch nur annähernd ausreichenden Überblick über die Vorgänge zu geben. Viel- 
mehr geht es um einige Hinweise zum Verständnis der vorliegenden Dokumen- 
te 


36. Heinrich Albertz — Heinrich Böll — Helmut Gollwitzer u.a., „Pfarrer, die dem 
Terror dienen‘? Bischof Scharf und der Berliner Kirchenstreit 1974, Reinbek b. Ham- 
burg 1975 (rororo aktuell). — Hans Norbert Janowski: Christsein in Berlin, EvK 8, 
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In der ersten Phase der Berichtszeit lebte ein älterer Streit zu Fragen der Aus- 
bildung des theologischen Nachwuchses und zur Reform des Westberliner 
Predigerseminars wieder auf. Dieses war in ein „Praktisch-Theologisches Ausbil- 
dungsinstitut‘‘ (PTA) umgewandelt worden mit folgenden Merkmalen: Verzah- 
nung von Theorie und Praxis in der Ausbildung, Mitbestimmung der Vikare 
in der Leitung des Instituts, selbstbestimmtes Lernen, verstärkte Berücksichti- 
gung der Humanwissenschaften (u. a. Soziologie, Pädagogik, Psychologie). 

Gegen dieses PTA waren bereits mehrfach heftige Anschuldigungen erhoben 
worden (,‚Kaderschule des Sozialismus‘, „Rotes Meer“), in denen der Kirchen- 
leitung vorgeworfen wurde, sie lasse eine marxistische Unterwanderung der jun- 
gen Theologen zu. Eine Bestätigung für diese Vorwürfe sahen die Kritiker in 
dem Fall des Vikars Kornelius Burghardt, der seit 1972 dem Leitungsgremium 
des PTA angehörte. Burghardt hatte im Jahre 1971 als Theologie-Student in 
Marburg der Frau Ulrike Meinhof mit einer Begleiterin für eine Nacht Asyl gewährt 
und ihr einige Ausweise überlassen. Erst durch den Prozeß gegen Burghardt und 
seine Verurteilung wegen Unterstützung einer kriminellen Vereinigung zu sechs 
Monaten Freiheitsstrafe, die zur Bewährung ausgesetzt wurde, wird der Fall 
allgemein bekannt. Es kommt zu einer heftigen Pressekampagne, in der überse- 
hen wird, daß Burghardt wohl als ein „undogmatischer Sozialist‘‘, aber keines- 
wegs als Marxist, schon gar nicht als Anhänger des Terrorismus gelten kann, zu- 
mal er das Fehlsame seines Verhaltens offen eingestand. Zu gleicher Zeit kam es 
um die Ordination einer Gruppe von 15 Vikaren zu einem weiteren Streit. Die- 
se verweigerten ihre Ordination durch den Westberliner Generalsuperintendenten 
D. Hans-Martin Helbich, der seinerseits eine als möglich erscheinende Kompro- 
mißlösung scheitern ließ. Der aktive Einsatz von Bischof D. Kurt Scharf mit 
dem Willen zur Vermittlung konnte nicht verhindern, daß gerade auch er in 
den Mittelpunkt des Streites geriet, den einen als Exponent einer kirchlichen 
Fehlentwicklung, den anderen als Garant einer verantwortungsvollen kirchlichen 
Leitung. 

Das alles mußte zu neuer umfassender Polarisierung in der Kirche von Berlin 
(West) und zur Mobilisierung der seit Jahren zur Kirchenleitung in Opposition 
stehenden Gruppen führen. Im Frühjahr 1974 kam es zur Bildung einer „Evan- 
gelischen Aktion Berlin‘ („Evangelische Sammlung Berlin“, „Evangelische 
Notgemeinschaft in Deutschland“, Gruppe „Berliner Protestanten‘ und Mitglie- 
der der Synode). Sie trat am 18. März 1974 mit einer „Bekenntnisversammlung“ 
an die Öffentlichkeit (Redner: Generalsuperintendent D. Hans-Martin Helbich, 
Prof. Dr. Ulrich Wickert) und gab die Parole vom inneren Notstand der Evan- 
gelischen Kirche in Berlin (West) mit den Stichworten „Not-Leitung‘ und „Not- 
Synode“ aus. 

Die damit akut gefährdete kirchliche Gemeinschaft führte zur Einberufung 
einer Sondertagung der West-Berliner Synode für den 27. und 28. April mit 
dem Thema: „Kirchenleitende Verantwortung für Gemeinde, Ökumene und 
Öffentlichkeit“. Präses D. Hans Thimme war eingeladen worden, zum tatsäch- 


1975, S. 24ff. — epd-Dokumentation Nr. 18/74 vom 8. April 1974, Nr. 24/74 vom 
13. Mai 1974, Nr. 1/75 vom 2. Januar 1975, Nr. 6/75 vom 27. Januar 1975. 
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lichen oder nur vermeintlichen Notstand der Berliner Kirche das angemessene 
Wort zu sagen. In seinem breit angelegten Referat „Kirchenleitendes Handeln 
in Gemeinde, Öffentlichkeit und Ökumene“ versuchte er, die Synode zu 

dem Punkt zu führen, an dem sich entscheiden muß, ob sich eine Kirche 
wirklich im Notstand befindet, und von dem her allein vorhandene Nöte 
überwunden werden können”: 


„Der Herr, der sie (die Kirche) trägt, die Verheißung, die sie der Zukunft gewiß macht, 
der Auftrag, der alle Abgrenzung, sei es der eigenen und sei es der anderen Gruppen, über- 
greift, weist darauf, daß letzten Endes die Kirche kein nur innerweltlich faßbares Phäno- 
men ist und nicht abgelöst von der Wirklichkeit Gottes und der Gegenwart ihres unter 
Wort und Sakrament handelnden Herrn verstanden und gewertet werden kann. Daraus 
wiederum ergibt sich, was den entscheidenden Notstand einer Kirche ausmachen könnte. 
Dieser kann nicht im Wandel der äußeren Verhältnisse, sondern nur in der Gefährdung 
dessen bestehen, was ihr eigentliches Wesen ausmacht. Es wäre tief schmerzlich, wenn 
sich die Zahl der Kirchenmitglieder wesentlich verringerte. Jede einzelne Menschenseele 
ist einmalig und unersetzlich. Wie könnte es anders sein, als daß in der Kirche Betroffen- 
heit über jeden herrscht, der der Kirche den Rücken kehrt, vielleicht gar aus Gründen, wel- 
che durch Menschen und Verhaltungsweisen in der Kirche selbst provoziert worden sind. 
Aber die Fluktuation im Mitgliederbestand bewirkt im eigentlichen Sinne noch nicht den 
entscheidenden Notstand der Kirche. Das gleiche gilt für die Gunst oder Ungunst der öf- 
fentlichen Meinung und das Verhalten derer, welche die Macht innehaben. Das gleiche 
gilt auch für das Vorhandensein oder das Schwinden finanzieller und materieller Möglich- 
keiten, welche der Kirche anvertraut sind. Sie haben ihre positiv zu wertende Bedeutung 
für die Ermöglichung des kirchlichen Dienstes, und man tut gut daran, das nicht zu miß- 
achten und alles, was recht ist, auszurichten, um diesen Zustand zu erhalten. Aber ein 
Wechsel in diesem Bereich löst keinen eigentlichen Notstand der Kirche aus. Dieser er- 
gibt sich nur da, wo auf radikale, durchgreifende und gewaltsame Weise dem lebendigen 
Herrn sein Platz und bestimmender Anspruch in der Kirche streitig gemacht, seine Gegen- 
wart geleugnet und an seine Stelle ‚andere Ereignisse und Mächte, Gestalten und Wahrhei- 
ten“ gestellt werden. Wo dies wie in der Zeit des Nationalsozialismus droht, da wird der 
Stromkreis der communicatio Christi unterbrochen und eben damit auch die communio, 
die Gemeinschaft in seiner Kirche, zerrissen. Solange in einer Kirche die sie gründenden 
und bindenden Grundartikel unwidersprochen in Geltung sind und alle kirchenleitenden 
Gremien sich darauf verpflichtet wissen, kann gegebenenfalls wohl von mancherlei Nö- 
ten, nicht aber von einem eigentlichen Notstand der Kirche die Rede sein. Die Behutsam- 
keit in der Wahl des Ausdrucks sollte freilich mit der Entschlossenheit verbunden sein, 
Nöte abzustellen, wo sie sich befinden, und die Bekenntnisgrundlage nicht als ruhenden 
Besitz, sondern als ständig neu zu vollziehenden Auftrag in Pro und Contra des Beken- 
nens zu verstehen“. 


Die These, daß von dieser entscheidenden Grundlage her zerstrittene Gruppen 
in der Kirche an die ihnen übergeordnete Gemeinsamkeit gebunden werden 
können, um von daher dann die Streitpunkte zu sichten und sich neu in Ge- 
meinschaft zu üben, hatte Erfolg. Mit großer Einmütigkeit faßte die Synode 
folgende Beschlüsse: 


37. Vgl. epd-Dok. Nr. 24/1974, S. 20f. 
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BESCHLÜSSE DER SYNODE DER EVANGELISCHEN KIRCHE 
IN BERLIN-BRANDENBURG (BERLIN-WEST) 


Vom 28. April 1974°® 
Kein Notstand in der Kirche 


Der entscheidende Notstand einer Kirche kann nicht im Wandel der äußeren Verhältnis- 
se bestehen, sondern in der Gefährdung dessen, was ihr eigentliches Wesen ausmacht. 
Notstand ist deshalb nur dort, wo offen oder versteckt auf radikale, durchgreifende 
und gewaltsame Weise dem lebendigen Herrn sein Platz und bestimmender Anspruch 

in der Kirche streitig gemacht, seine Gegenwart geleugnet und an seine Stelle „andere 
Ereignisse und Mächte, Gestalten und Wahrheiten“ gestellt werden. Dieses halten wir 
trotz bestehender Nöte in unserer Kirche nicht für gegeben; denn wir sind uns darin 
eınig, 

daß Jesus Christus die einzige Quelle der Verkündigung ist (Barmen I); 

daß jene Sünde, die der Bibel zufolge zum Tode führt, nicht in persönlicher oder gesell- 
schaftlicher Unmoral besteht, sondern in dem Versuch des Menschen vor Gott nicht mehr 
Bettler sein zu wollen, sondern sich — religiös oder areligiös — an seine Stelle zu setzen; 

daß Gottes Heilswerk in Jesus Christus uns nur als Empfangende sieht, die in der Gna- 
de Christi alles empfangen, was Gott dieser Welt schenkt; 

daß darum allein Buße und Glaube den wahren Jünger Jesu kennzeichnen; 

daß keine Ordnung weltlicher Verhältnisse — auch die beste nicht — mit der Herrschaft 
Gottes gleichzusetzen ist; 

daß das Amt, das die Versöhnung predigt, den einen spezifischen und unvergleichlichen 
Dienst der Kirche ausübt: 

Wir sind uns deshalb auch darin einig: 

daß wir — die wir vor Gott Bettler sind — berufen und befreit sind, ‚viele reich zu ma- 
chen‘, indem wir Gottes Versöhnung und Liebe unter den Menschen bezeugen und ver- 
treten; 

daß die Gnade, die wir in der Menschwerdung Gottes in Jesus Christus empfangen, uns 
in Anspruch und in Dienst nimmt; 

daß Buße erkennbar wird in „Früchten der Buße‘‘ und daß Glaube nicht ohne Gehorsam 
bleiben kann; 

daß Glaube ohne Liebe tot ist; 

daß wir berufen und befreit sind, „politische und gesellschaftliche Strukturen daraufhin 
zu prüfen, ob sie ein wahrhaft menschliches Leben ermöglichen helfen oder dem im Wege 
stehen‘ (Votum des Theologischen Ausschusses der EKU); 

daß uns das Wort von der Versöhnung in Jesus Christus auch dazu beruft und befreit, 
in einer zerstrittenen Welt für Versöhnung zwischen den Menschen einzutreten. 

Was uns eint und was unter uns strittig ist, finden wir in dem Beschluß der EKU-Syno- 
de vom März 1974 wieder: 

1. Übereinstimmung besteht darin, daß Gottes Anspruch in seinem Zuspruch gründet 
und daß Glauben und Handeln unlöslich miteinander verklammert sind. Strittig ist, wie die 
Konkretion dieses Anspruchs, der nicht vom Zuspruch gelöst und zum Gesetz gemacht 
werden darf, zu geschehen hat. 

2. Übereinstimmung besteht darin, daß Zuspruch und Anspruch Menschen in konkreten 
Situationen betreffen. Strittig ist, inwieweit das Christusgeschehen für solche Konkretion 
im Blick auf gesellschaftliche Strukturen in Anspruch genommen werden darf. 

3. Übereinstimmung besteht darin, daß die Kirche dem Absolutheitsanspruch von Ideo- 
logien zu widerstehen hat. Strittig ist, wieweit kirchliche Organe im Blick auf politische 
Urteilsbildung und Praxis Stellung nehmen sollen und wann dies eine Politisierung von 
Verkündigung und Theologie bedeutet. 

Die konkrete Beschreibung der in unserer Kirche strittigen Fragen ist uns nicht gelun- 
gen. — Wir hoffen aber, daß die Auseinandersetzungen über diese strittigen Fragen mit 
Mitteln ausgetragen werden, die dem Wesen der Kirche angemessen sin N 


38 Text nach: Ebd. S. 36f. 
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Zur innerkirchlichen Diskussion 


„In unserer Kirche gibt es verschiedene Auffassungen von der Gestaltwerdung des Evange- 
liums in unserer Welt. 

Gemeinsam ist uns das Evangelium von Jesus Christus und die Suche nach seiner Ver- 
wirklichung in unserer Zeit. 

Wir bedauern, daß es in der bisherigen Auseinandersetzung zu politischen Verunglimpfun- 
gen, brüderlichen Härten und pauschaler Abwertung von Gruppen gekommen ist. Dies sind 
Nöte, die uns sehr beschweren. Sie zu lösen ist Aufgabe von uns allen, insbesondere der 
legitimen kirchlichen Organe. 

Die Synode bittet alle Beteiligten (Amtsträger wie Gemeinden) um der Funktionsfähig- 
keit der Kirchenleitung, der verantwortlichen Gremien und der Gemeinden willen, das wei- 
tere Gespräch unmittelbar, innerkirchlich zu suchen und nicht durch vorschnelles Ein- 
schalten von Massenmedien der Polarisierung und Vergröberung der Probleme Vorschub 
zu leisten. 

Die Synode dankt allen, die sich um die Offenlegung von strittigen Sachverhalten und die 
Einheit der Kirche bemüht haben. 

Sie bittet die Kirchenleitung, weiterhin das Gespräch mit allen Gruppierungen zu führen, 
damit jede Gruppe mit ihrem Anliegen ernstgenommen wird.“ 


Außerdem wurde eine Visitation des Praktisch-Theologischen Ausbildungsinsti- 
tuts durch ein aus Synodalen und Sachverständigen bestehendes Visitationskol- 
legium beschlossen. Es folgten in den Sommermonaten die gerade auch für die 
kirchliche Situation in Berlin wichtigen Daten der Berliner Ökumene-Erklärung 
vom 23. Mai, des Kongresses für Weltevangelisation in Lausanne vom 16. bis 
25. Juli und des Zentralausschusses des ÖRK in Berlin. Zudem hielt die Westber- 
liner Synode vom 28. bis 30. Juni eine ordentliche Tagung, auf der eine Erklä- 
rung „Unser Ja zur Ökumene“ beschlossen wurde (s. S. 288). 

Diese Erklärung kam erst nach heftigen Auseinandersetzungen zustande. Es 
zeigte sich, daß der auf der Sondertagung im April errungene „Burgfriede“ zwi- 
schen den zerstrittenen Gruppen noch keiner schweren Belastung gewachsen 
war. Dies war um so beklagenswerter, als die evangelische Kirche von Westber- 
lin in dem zweiten Abschnitt des „Berliner Kirchenstreits 1974“ einer inneren 
und äußeren Geschlossenheit dringend bedurft hätte. In diesem in den letzten 
drei Monaten des Jahres geführten Streit ging es tatsächlich zunächst weniger 
um innerkirchliche Auseinandersetzungen als um das Verhältnis der Kirche zu 
Publizistik und Öffentlichkeit. Es begann mit der Beteiligung christlicher Grup- 
pen und kirchlicher Kreise an der allgemein in der Öffentlichkeit geführten 
Diskussion über die Haftbedingungen der Häftlinge aus der Terroristengruppe 
Baader-Meinhof und über Fragen eines humanen Strafvollzugs überhaupt. Der 
allein schon dadurch bei manchen geweckte Argwohn glaubte sich voll bestä- 
tigt sehen zu können, als Bischof Scharf am 23. Oktober Frau Ulrike Meinhof 
im Zusammenhang mit dem Hungerstreik des mit ihrem Namen verbundenen 
Häftlingskreises in ihrer Zelle besuchte und vollends im Zusammenhang mit der 
Ermordung des Berliner Kammergerichtspräsidenten Günter von Drenkmann am 
10. November zwei kirchliche Bedienstete wegen Verdachts einer Mitwisser- 
schaft festgenommen wurden. Es half gar nichts, daß der Besuch des Bischofs 
in der Zelle der mit Terroranschlägen in Verbindung stehenden Frau Meinhof 
als seelsorgerlicher Dienst betrachtet werden muß und daß sehr bald der genann- 
te Verdacht der Mitwisserschaft in sich zusammenfiel: Der Beweis einer kirch- 
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lichen Mitverantwortung für eine Verharmlosung von Gewalttaten und einer 
terroristischen Unterwanderung des Theologen-Nachwuchses schien erbracht. 
Die publizistische Auswertung dieser Vorgänge erreichte einen bisher kaum für 
denkbar gehaltenen Gipfel der Unvernunft. Die selbstverständlich ganz anders- 
artig motivierte innerkirchliche Kritik an Bischof Scharf erhielt zugleich neuen 
Auftrieb. Es..kam am 6. Dezember zu einer Vertrauenskundgebung für den 
Berliner Bischof in der Berliner Hochschule für Musik, an der sich auch Altbun- 
despräsident Gustav Heinemann mit einer Ansprache beteiligte. 

Die evangelische Kirche wird insgesamt aus den Vorgängen in Berlin ihre Leh- 
ren zu ziehen haben. So unsinnig der Vorwurf ist, sie habe ein unklares Ver- 
hältnis zu terroristischer oder auch nur gesellschaftsverändernder Gewalt, so 
sehr muß sie sich fragen, ob sie sich der kirchlichen und allgemeinen Öffent- 
lichkeit gegenüber hinsichtlich der Wahrnehmung politischer und gesellschaft- 
licher Verantwortung bisher hinreichend deutlich dargestellt hat””. Eine Er- 
klärung des Rates der EKD weist unmißverständlich auf diesen Punkt hin. 


ERKLÄRUNG DES RATES DER EKD: 
ZUM DIENST DER KIRCHE IN DER GESELLSCHAFT 


Vom 27. November 1974 *° 


Zu der Beunruhigung in den Gemeinden und in der Öffentlichkeit über die Westberliner 
Vorgänge im Zusammenhang mit der Baader-Meinhof-Gruppe erklärt der Rat der Evange- 
lischen Kirche in Deutschland: 

1. Die evangelische Kirche ist dankbar für den freiheitlichen Rechtsstaat, in dem wir alle 
leben. Freiheit des einzelnen, soziale Gerechtigkeit und innerer Frieden sind in der Verfas- 
sung unseres Staates verankert. Die Erhaltung dieses Rechtsstaates bedarf der geordneten 
Mittel staatlicher Macht. Etwa notwendige Änderungen der gesellschaftlichen Verhältnisse 
sind auf demokratischem Weg möglich. Gewaltanwendung und Terror sind auf keinen Fall 
Mittel der Gesellschaftsreform. 

2. Wir bedauern, daß in der Verkündigung der Kirche da und dort die Ablehnung von 
Gewalt gegen Sachen oder Personen in der letzten Zeit nicht immer hinreichend deutlich 
gemacht worden ist. Terror muß als Terror bezeichnet werden. Verbrechen dürfen nicht 
beschönigt werden. Die Anwendung von Gewalt oder ihre Duldung stellt einen letzten ver- 
zweifelten Ausweg dar, der im freiheitlichen Rechtsstaat nicht notwendig ist. 

3. Die Kirche ist die Botschaft des Evangeliums und die in ihm gründende Seelsorge al- 
len Menschen ohne Ansehen der Person und in jeder Lage schuldig. Ihre Fürbitte gilt den 
Vertretern der Staatsgewalt und der Justizbehörden ebenso wie den Mitarbeitern im Straf- 
vollzug. Die Kirche ist mit ihrer Seelsorge und Fürsorge aber auch an den Rechtsbrecher ge- 
wiesen. Von diesem Auftrag kann sie sich nicht dispensieren. Sie stellt sich daher schützend 
vor ihre Mitarbeiter, die in diesem schweren Dienst Mißdeutungen ausgesetzt sind. 

4. Der auf Seelsorge gerichtete Dienst der Kirche schließt die Fürsorge ein. Dabei ist in 
jedem einzelnen Fall darauf zu achten, daß der seelsorgerliche Dienst und die Fürsorge der 
Kirche nicht gewissenlos ausgenutzt wird. 

5. Angesichts mancher Unsicherheiten über den Inhalt kirchlicher Verkündigung muß die 
Kirche neu die Grundlagen ihres gesellschaftlichen Dienstes überprüfen und an ihrem Auf- 
trag messen. Das Wort der Kirche ist die Verkündigung des Heiles Gottes in Jesus Christus — 


39. Vgl. die Thesenreihe der Kammer der EKD für öffentliche Verantwortung „Gewalt 
und Gewaltanwendung in der Gesellschaft‘, Gütersloh 1973 (Auszug in KJ 100, 1973, 
Ss. 82ff.). 

40 Text nach: epd ZA vom 27.11.1974. 
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und hilft nur als solches auch in den Fragen des menschlichen Zusammenlebens. Ange- 
sichts der bevorstehenden Adventszeit bitten wir alle Gemeinden und Pfarrer, sich in ihrem 
Leben und ihrem Dienst immer aufs neue an diesem Wort zu orientieren. 


Ähnlich hat sich auch der Rat der EKU (Bereich West) ausgesprochen: 


ERKLÄRUNG DES RATES 
DER EVANGELISCHEN KIRCHE DER UNION (BEREICH WEST) 


Vom 3. Dezember 1974*' 


Der Rat der EKU - Bereich BRD und Berlin West — hat sich auf seiner Sitzung am 3. 
Dezember 1974 in Berlin eingehend über die Situation der Evangelischen Kirche in der 
Stadt informiert. Er begrüßt die Erklärung, die der Rat der EKD am 27. November 1974 
dazu abgegeben hat. 

Der Rat der EKU erfuhr von den Nöten und Beschwerden, denen Gemeinden, Mitarbei- 
ter und Glieder der Evangelischen Kirche in Berlin zur Zeit ausgeliefert sind. Er erinnert 
sie daran, daß Jesus Christus auch heute seine Gemeinde sammelt, schützt und erhält. Je- 
sus Christus ist der Herr der Kirche. Um seinetwillen gehören wir zur Kirche. Wer um eines 
Menschen willen sich zur Kirche hält oder aus der Kirche austritt, wird immer enttäuscht 
werden. 

Dem Rat steht vor Augen, daß die Leitung und alle Mitarbeiter der Kirche in Berlin zur 
Zeit ihren Dienst vor den Gemeinden und der Öffentlichkeit unter großer Belastung tun. 
Glaubwürdig ist ein Diener des Evangeliums, wenn er sich frei von Meinungsmache und 
Parteidenken an die Botschaft von Jesus Christus, die wir allen Menschen schuldig sind, 
hält und darum in Wort und Tat ein Bote der Versöhnung Gottes bleibt. Jesus Christus 
wirkt Frieden mit Gott und unter uns Menschen. Aus diesem Grunde bittet der Rat alle 
kirchlichen Mitarbeiter, gemeinsam mit Bischof D. Scharf und der von der Synode ge- 
wählten Kirchenleitung unbeirrt die Botschaft vom Frieden Gottes auszurichten. 

Dem Rat wurde deutlich, welchen Anteil an der Verunsicherung vieler Menschen in Ber- 
lin tendenziöse Berichterstattung und üble Nachrede haben können. Die Situation der 
Menschen in Berlin ist in der gegenwärtigen Weltlage schwierig genug. Darum bittet der 
Rat die Verantwortlichen in Presse, Rundfunk und Fernsehen um eine Berichterstattung, 
die bei der Wahrheit bleibt. 

Die Vertreter des Rates aus den Evangelischen Kirchen in Rheinland und Westfalen 
versichern den Evangelischen Christen und der gesamten Bevölkerung von Westberlin, 
daß in ihren Gottesdiensten für Berlin und die Kirche in dieser Stadt gebetet wird. Auch 
in Berlin gilt die Nachricht des Advent: 

„Siehe, den König kommt zu dir, ein Gerechter und ein Helfer.“ 


41. Text nach: epd-Dok. Nr. 1, 1975. 
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3. Ordnung und Gestalt der Kirche: 
Die neue Grundordnung der EKD 


Von Olaf Lingner 


Die 3. Tagung der 5. Synode der EKD hat am 7. November 1974 nach vier- 
jährigen Vorarbeiten und bis zuletzt zum Teil schwierigen Verhandlungen eine 
neue Grundordnung der EKD beschlossen (Text s. in der Anlage S. 146ff.)!. 
Diese Grundordnung hat einen Grundartikel und 75 Artikel. Aus Artikel 70 
ergibt sich, daß die neue Grundordnung erst dann in Kraft tritt, wenn ihr alle 
Gliedkirchen, sowie die EKU (Bereich Bundesrepublik und Berlin-West) und 
die VELKD zugestimmt haben. Nach Eingang der letzten Zustimmungserklä- 
rung hat der Präses die Grundordnung im Amtsblatt der EKD zu verkünden. 
Am Tage nach der Herausgabe des Amtsblattes tritt sie in Kraft. 


1. VORGESCHICHTE: EGO I — EGO IV 


Die Arbeit an der neuen Verfassung in der letzten Phase bis zu ihrer Verab- 
schiedung durch die Synode steht im Zusammenhang mit den vorausgegange- 
nen Arbeitsgängen. Diese seien noch einmal kurz skizziert?. 

Die 4. Synode hatte auf ihrer 2. Tagung mit der „Entschließung der Synode 
zum künftigen Weg der EKD“ vom 15. Mai 1970? den Auftrag für eine Ver- 
fassungsreform erteilt. Sie setzte einen Ausschuß für Struktur- und Verfassungs- 
fragen ein und bestimmte dessen Aufgaben. Der eingesetzte Struktur- und Ver- 
fassungsausschuß berichtete der Synode im Februar 1971 über den Verlauf sei- 
ner Beratungen und legte im Herbst des gleichen Jahres in Form eines ‚„Zwei- 
ten Zwischenberichtes“ einen 1. Entwurf einer neuen Grundordnung vor (EGOI)*. 
Nach ausführlichen Beratungen billigte die Synode die Grundlinien des vorge- 
legten Entwurfs und bat die Gliedkirchen, bis zum Juni 1972 zu dem Entwurf 
Stellung zu nehmen. Der Struktur- und Verfassungsausschuß wurde beauftragt, 
anhand der eingehenden Stellungnahmen den Entwurf zu überarbeiten und für 
eine Sondersynode im Januar 1973 eine beschlußreife Vorlage einzubringen. 

Die Stellungnahmen gingen rechtzeitig ein®. So konnte der Vorsitzende des Aus- 
schusses, Präses Professor D. Dr. Raiser, schon auf der Oktobertagung 1972 der 
Synode einen weiteren Zwischenbericht über den Fortgang der Arbeit geben und 


1. Vgl. BSynEKD, Bd. 26, 1974, S. 496. 

2.VEIKI 971970, 8. 318:; 98, 19715 8..1218.,,99, 1972, S27EE-:.100, 1973, 8. 3ff. 

3. Text s. KJ 97, 1970, S. 16-18. 

4. Vgl. O. Lingner, Die Neuordnung der EKD, ZevKR 16, 1971, S. 248ff. 

5. Abgedruckt z.B. in: O. Lingner (Hg.), EKD Struktur- und Verfassungsreform, epd- 
Dokumentation, Bd. 6, 2. A. 1972, S. 26-27. 

6. Eine synoptische Darstellung der Stellungnahmen wurde von der Geschäftsstelle der 
Arnoldshainer Konferenz im September 1972 erstellt (Umdr. Nr. V/232/72 II; vgl. auch 
BSynEKD, Bd. 22, 1972, S. 332. 
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als Arbeitshilfe einen auch im Struktur- und Verfassungsausschuß noch nicht 
abschließend beratenen 2. Entwurf (EGO II) vorlegen. 

Die Synode verhandelte im Plenum und in Ausschüssen den Bericht und den 
als Arbeitshilfe vorgelegten EGO II; sie beauftragte den Ausschuß erneut, der 
Januar-Tagung 1973 einen endgültigen Entwurf vorzulegen. Sie erklärte zugleich 
ihre Absicht, die Arbeit im Januar 1973 an der Verfassungsreform so weit ab- 
zuschließen, daß eine neue Grundordnung in Form eines Gesetz-Entwurfs vorge- 
legt und von der neuen, 1973 zu bildenden 5. Synode, verabschiedet werden 
konnte. Die Gliedkirchen sollten noch einmal Gelegenheit erhalten, zu dem im 
Januar vorgelegten Entwurf Stellung zu nehmen. Auftragsgemäß legte der Struk- 
tur- und Verfassungsausschuß im Januar 1973 einen weiteren — als EGO III be- 
zeichneten — Entwurf vor”. Mit geringfügigen Änderungen billigte die Synode 
diesen Entwurf ®. Er wurde in der Fassung des Synodalbeschlusses als EGO IV 
den Gliedkirchen zur Stellungnahme (bis zum 30. November 1973) vorgelegt”. 
Im übrigen wurde EGO IV der 5. Synode zur weiteren Behandlung übergeben. 
Die 5. Synode setzte auf ihrer ersten Tagung im Mai 1973 einen Verfassungs- 
ausschuß ein und beauftragte den Rat, eine Vorlage zur Verabschiedung der 
neuen Grundordnung einzubringen. Der Verfassungsausschuß hatte die Vorar- 
beiten für den Rat zu leisten; insbesondere galt es, die Stellungnahmen der Glied- 
kirchen entgegenzunehmen und unter Berücksichtigung der gliedkirchlichen 
Voten dem Rat einen beschlußreifen Entwurf vorzulegen. 


2. DIE VORBEREITUNG VON EGO V 


Die Arbeit des Verfassungsausschusses in der Berichtszeit bestand zunächst in 
der Prüfung der gliedkirchlichen Stellungnahmen und der Formulierung eines 
5. Entwurfs. Alle Gliedkirchen, darüber hinaus die EKU und die VELKD haben 
EGO IV beraten und in Stellungnahmen ihre Vorstellungen vorgetragen (eine 
Übersicht über die eingegangenen Stellungnahmen und eine synoptische Dar- 
stellung wurde den Synodalen auf der November-Tagung 1974 vorgelegt'!®. In 
den Stellungnahmen sollten eigentlich nur solche Bedenken geltend gemacht 
werden, die eine spätere Annahme der Grundordnung in der betreffenden 
Gliedkirche in Frage stellen könnten. Die Voten gingen jedoch darüber hinaus 
und brachten auch Änderungsvorschläge, deren Beachtung sie lediglich empfah- 
len oder dringend empfahlen, aber nicht zu Bedingungen für eine spätere An- 
nahme machten. Fast zu allen Artikeln wurden auf diese Weise Änderungswün- 
sche angemeldet. Das hat die Arbeit des Verfassungsausschusses außerordent- 
lich erschwert, zumal die Grenze zwischen Empfehlungen, dringenden Empfeh- 
lungen und Bedingungen nicht immer einfach zu erkennen war. Auch entstand 
der Eindruck, daß einige Gliedkirchen ihre Vorstellungen bewußt nicht als Be- 


7. Text in: BSynEKD, Bd. 23, 1973, S. 251-275. 

8. Vgl. KJ 100, 1973, S. 6£. 

9. Text als Sonderdruck „Entwurf IV einer Grundordnung für die Evangelische Kirche 
in Deutschland“, Hannover 1973. 

10. Drucksache III/S der 3. Tagung der 5. Synode der EKD. 
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dingungen vortrugen, um das Verfassungswerk insgesamt nicht zu gefährden, 
während andere ihren Wünschen dadurch Nachdruck verliehen, daß sie von der 
Möglichkeit, Bedingungen zu stellen, einen freieren Gebrauch machten. Die Haupt- 
schwierigkeit war darin begründet, daß sich die Stellungnahmen in Einzelfragen 
widersprachen. Eine Harmonisierung war nicht möglich; im übrigen sah sich der 
Ausschuß auch nicht in der Lage, in jedem Fall durch eine umfassende Berück- 
sichtigung aller Voten nach dem kleinsten gemeinsamen Nenner der vorhandenen 
Einigkeit zu suchen. 


Eine tabellarische Übersicht der Stellungnahmen zu den Artikeln zeigt die Schwerpunkte 
der Beratungen in den Gliedkirchen zu EGO IV. Es ging im wesentlichen um folgende 
Themen bzw. Artikel (jeweils nach der Zählung von EGO IV - bei Abweichungen in der 
Artikel-Zählung im Vergleich zur beschlossenen Grundordnung ist in Klammern der ent- 
sprechende Artikel genannt): 


Grundartikel Grundlage, Bekenntnis, Verpflichtung auf die reformatorischen Be- 
kenntnisse, Auftrag 

Artikel 2 Gemeinsames Verständnis des Evangeliums 

Artikel 4 Verkündigung und Sakramentsverwaltung 

Artikel 9 Vorrang gesamtkirchlichen Rechts 

Artikel 22 Richtlinienkompetenz 

Artikel 23 Gesetzgebungskompetenz 

Artikel 25 Planungskompetenz 

Artikel 30/31 Gliedkirchliche Vereinigungen 

Artikel 46 (54) Verfahren bei Verletzung eines gliedkirchlichen Verfassungs- 
grundsatzes 


Artikel 52 (47) Zusammensetzung des Rates 
Artikel 58/60 
(59/60) Finanzen 


Der Verfassungsausschuß bereitete einen neuen Entwurf in verschiedenen Ar- 
beitsgruppen vor. Besonders bemühte er sich um Formulierungen im Grund- 
artikel und in den Grundbestimmungen, die von allen Gliedkirchen angenommen 
werden konnten. Die größten Bedenken gegen EGO IV wurden aus der bayeri- 
schen Kirche angemeldet. 


Um ein mögliches Einvernehmen noch vor der Erarbeitung eines endgültigen Entwurfs recht- 
zeitig herzustellen, fand am 29. April 1974 eine gemeinsame Sitzung von Mitgliedern des 
synodalen EKD-Ausschusses der bayerischen Kirche und Mitgliedern des Verfassungsaus- 
schusses statt. In den Verhandlungen ging es darum festzustellen, ob die vom Verfassungs- 
ausschuß in Aussicht genommenen Änderungen in der bayerischen Kirche Bedenken gegen 
die neue Grundordnung ausräumen könnten. Gegenstand der gemeinsamen Beratungen waren 
besonders die Artikel 1, 2 und 4, die Artikel 22 und 23 und die Artikel 58 und 42 (jeweils 
nach der Zählung von EGO IV). Die Mitglieder des EKD-Ausschusses der bayerische Kirche 
erklärten sich mit den Änderungsvorschlägen der Formulierungsgruppe zu den Artikeln 

1, 2, 22 und 23 einverstanden. Zu Artikel 4 erklärten sie, daß sie für die Entscheidung der 
Formulierungsgruppe (des Verfassungsausschusses) — keine Änderung des Textes von Artikel 
4, wohl aber einen Hinweis in der Begründung, die die Vorstellungen der bayerischen Kirche 
berücksichtigt — Verständnis hätten. Sie versicherten, daß sich die bayerische Kirche einer 
sinnvollen Gemeinschaft in der EKD nicht versperren würde. Zu Artikel 58 und 42 trugen 
die Mitglieder des EKD-Ausschusses ihre Sorgen vor. Sie fürchteten, daß eine in Aussicht 
genommene übermäßige Steigerung des EKD-Bedarfs die Finanzkraft der Gliedkirchen 
übersteigen könnte; die Gliedkirchen müßten darauf bedacht sein, daß eine Abgabepflicht 
nicht dazu führe, daß ihre eigenen Aufgaben nicht mehr bewältigt werden könnten. Natür- 
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lich war sich der Verfassungsausschuß bewußt, daß dieses Gespräch mit den Mitgliedern 

des EKD-Ausschusses keinen kirchenamtlichen Charakter hatte und daß keine formellen, 

die Synode oder andere Organe der bayerischen Kirche bindenden Absprachen getroffen 
worden waren. Jedoch glaubte der Verfassungsausschuß aufgrund des Gesprächs, daß eine 
Zustimmung zu einer neuen Grundordnung auf der Basis der vorgesehenen Neuformulie- 
rungen erhofft werden konnte. Für den Ausschuß war dabei wichtig, daß von ihm auch von 
den Vertretern des EKD-Ausschusses der bayerischen Kirche bei der Erarbeitung des neuen 
Entwurfs nicht ein für die Synode der EKD unzumutbares Minimalprogramm erwartet wurde. 


Am 24./25. Mai 1974 beendete der Verfassungsausschuß seine Arbeit mit der 
„Vorlage des Verfassungsausschusses für den Entwurf einer Grundordnung für 
die EKD“, die er an den Rat der EKD weiterleitete. Der Rat befaßte sich auf 
zwei Sitzungen im Juli und August 1974 mit der Vorlage und billigte sie. Er 
beschloß, der Synode den Entwurf ohne Veränderung zur Verabschiedung vorzu- 
legen. Entsprechend dem Verfahren nach Artikel 26 Absatz 3 Satz 2 der Grund- 
ordnung von 1948 fügte der Rat der Vorlage eine eigene Stellungnahme bei und 
veranlaßte, daß auch die Kirchenkonferenz eine solche abgab!". 

Der Rat veranlaßte, daß der vorgeschlagene Entwurf mit einer Begründung ver- 
sehen wurde. Sie ist von der Geschäftsführung des Verfassungsausschusses erstellt 
worden. Die Begründung ging besonders ausführlich auf kritische Punkte der Ver- 
fassungsvorlage ein und erläuterte die Meinung des Verfassungsausschusses zu 
diesen Fragen. Im folgenden wird die Begründung zu den bis zuletzt streitigen 
Formulierungen des Entwurfs wiedergegeben. 


BEGRÜNDUNG DER VORLAGE DES RATES FÜR EINE GRUNDORDNUNG 
FÜR DIE EVANGELISCHE KIRCHE IN DEUTSCHLAND? 


(Auszug) 


Der Grundartikel enthält Aussagen, die der verfassungsrechtlichen Gestaltung entzogen 
und der EKD vorgegeben sind. Aussagen dieser Art stehen auch in den Grundbestimmun- 
gen (z.B. Art. 2 Abs. 2 Satz 3). Der Grundartikel hat also nicht die Funktion, alle der 
verfassungsrechtlichen Gestaltung unzugänglichen Aussagen zusammenzufassen und der 
Verfassung im engeren Sinn voranzustellen. Die in den vier Absätzen des Grundartikels 
enthaltenen ekklesiologischen Wesensbestimmungen der EKD werden durch weitere in den 
Grundbestimmungen ergänzt. 

Absatz 1: Der erste Satz entspricht wörtlich dem ersten Satz der Präambel der Grund- 
ordnung von 1948. Die umfassende Bedeutung des Evangeliums von Jesus Christus für die 
EKD wie für jede Kirche wird durch den zweiten Satz hervorgehoben. Glaube, Lehre und 
Leben werden vom Evangelium her bestimmt. 

Absatz 2: Auch diese Aussage hat in der Grundordnung von 1948 ihre Entsprechung 
(Präambel Abs. 1 Satz 2). Der zweite Halbsatz wurde als neue Aussage aufgenommen. Er 
stellt die EKD in einen ökumenischen Bezug. Die EKD ist als „ecclesia particularis‘‘ im Rah- 
men der „ecclesia universalis“ zu ihrem besonderen Dienst berufen. 

Absatz 3: Die EKD hat kein „eigenes“ Bekenntnis. Sie ist darum aber nicht bekenntnis- 
los. Ohne Einschränkung gelten in ihr die altkirchlichen Bekenntnisse; darüber hinaus ist 
die EKD — und mit ihr alle Gliedkirchen — den verschiedenen Bekenntnissen in den Glied- 
kirchen verpflichtet. Der Bekenntnisstand einer Gliedkirche bleibt also unantastbar; er wird 
respektiert und darf in keiner Weise verletzt werden. Verschiedene Bestimmungen der 


11. Texte in: BSynEKD, Bd. 26, 1974, S. 460. 
12. Drucksache III/4 der 3. Tagung der 5. Synode der EKD vom 3. bis 8.11.1974. 
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Grundordnung zeigen, welche verfassungsrechtlichen Folgen die Bekenntnisverpflichtung 
hat (vgl. Art. 2 Abs. 2, Art. 4 Abs. 2, Art. 8, Art. 9, Art. 41 u.a.). 

Absatz 4: Wenn im Grundartikel vom Auftrag und Dienst der EKD die Rede ist, so han- 
delt es sich nicht um einen besonderen Auftrag oder Dienst der EKD, sondern um den Auf- 
trag und den Dienst, der jeder Kirche aufgetragen ist. Auftrag und Dienst der Kirche in 
diesem Sinn gehören zu den ekklesiologischen Wesensmerkmalen einer Kirche. Dies recht- 
fertigt die Aufnahme dieser Aussage in den Grundartikel. 


I. Grundbestimmungen 


Artikel 1 
Wie die GO 1948 läßt auch die neue Grundordnung die Frage offen, was die EKD ist. 
Die GO 1948 beschreibt die EKD als einen Bund lutherischer, reformierter und unierter 
Kirchen (Art. 1 Abs. 1); in ihr wird die bestehende Gemeinschaft der deutschen evange- 
lischen Christenheit sichtbar (Art. 1 Abs. 2). Nach der Entschließung der Synode zum 
künftigen Weg der EKD vom 15. Mai 1970 sollte in der neuen Grundordnung „an die 
Stelle des Kirchenbundes eine engere Gemeinschaft der Kirchen (Bundeskirche)‘ treten. 
Die gewiesene Richtung für die Verfassungsreform verlangte also den Versuch, eine engere 
Gemeinschaft der Kirchen in der EKD verfassungsrechtlich zu beschreiben. Eine Aussage, 
daß die EKD „Kirche“ sei, war nach Lage der Dinge nicht möglich. Bei der Aussage, 
daß die EKD ein Bund bekenntnisverschiedener Kirchen sei, konnte es nicht bleiben. Die 
neue Grundordnung verzichtet darauf, zu definieren, was die EKD ist; sie versucht ledig- 
lich, die Gemeinschaft der Kirchen in der EKD darzustellen. Was die EKD ist, wird über 
den Weg der Beschreibung der in der EKD bestehenden Gemeinschaft der Kirchen ausge- 
sagt. Allerdings kann diese Aussage für die-ekklesiologische Bestimmung dessen, was die 
EKD ist, unterschiedlich gewertet werden. 

Zwischen den Kirchen in der EKD besteht Kirchengemeinschaft. Der in die Grundord- 
nung aufgenommene Begriff ist nicht neu. Bei den innerdeutschen Einigungsbemühungen 
zwischen Lutheranern, Reformierten und Unierten hat er eine herausgehobene Bedeutung 
gewonnen (vgl. Thesen zur Kirchengemeinschaft vom 4. Mai 1970; Leitsätze des Theol. 
Ausschusses der VELKD vom 14./15. Okt. 1968 u.a.). In der Leuenberger Konkordie 
ist er zum Schlüsselbegriff geworden. Die Grundordnung verwendet den Begriff im Sinn 
der Leuenberger Konkordie. Dies gilt nicht nur für Artikel 2 Absatz 1, sondern auch für 
Artikel 1. Nach Ziffer 29 der Leuenberger Konkordie bedeutet Kirchengemeinschaft, „daß 
Kirchen verschiedenen Bekenntnisstandes aufgrund der gewonnenen Übereinstimmung im 
Verständnis des Evangeliums einander Gemeinschaft an Wort und Sakrament gewähren und 
eine möglichst große Gemeinsamkeit in Zeugnis und Dienst erstreben‘“. In der Diskussion 
um die Leuenberger Konkordie und mit logischer Konsequenz auch in der Verfassungs- 
diskussion der EKD ist die Definition der Kirchengemeinschaft Mißverständnissen ausge- 
setzt gewesen. Die einen befürchteten, daß Kirchengemeinschaft die Verpflichtung der 
Bekenntnisse und die Bindung der Kirchen an sie lockern oder jedenfalls verändern könnte; 
andere schlossen aus der zu erstrebenden Gemeinsamkeit in Zeugnis und Dienst, daß Kir- 
chengemeinschaft für die beteiligten Kirchen bestimmte organisatorische oder rechtliche 
Konsequenzen intendiere. Kirchengemeinschaft im Sinn der Leuenberger Konkordie und 
im Sinn der Grundordnung will die beteiligten Kirchen nicht aus der Bindung an die sie 
verpflichtenden Bekenntnisse lösen (vgl. Ziffer 30 der Leuenberger Konkordie). Unter der 
vollen Geltung der bleibenden Bekenntnisse ist es den beteiligten Kirchen aber möglich, 
einander Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft zu gewähren. Wo eine Gemeinschaft an 
Wort und Sakrament zwischen Kirchen besteht oder begründet werden kann, da wird 
Kirchengemeinschaft gelebt und praktiziert. Die Grundordnung versucht die Wechselbe- 
ziehungen von Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft einerseits und Kirchengemeinschaft 
andererseits deutlich zu machen. Darum heißt es: „, ... besteht Kirchengemeinschaft, die 
sich auf Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft gründet“. Das eine ist ohne das andere nicht 
denkbar und bedingt jeweils das andere. Eine Kirchengemeinschaft ohne die Gemeinschaft 
an Wort und Sakrament gibt es nicht. Auch die Meinung, die zu erstrebende Gemeinsamkeit 
der beteiligten Kirchen in Zeugnis und Dienst erfordere organisatorische oder gar rechtliche 
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Konsequenzen, wird der Definition von Kirchengemeinschaft in der Konkordie nicht gerecht. 
Die in der Konkordie inhaltlich unbestimmte und rechtlich unverbindliche Formulierung 
(die Kirchen erstreben eine möglichst große Gemeinsamkeit in Zeugnis und Dienst) sagt 
im Kern nur etwas Selbstverständliches aus. Das Zeugnis von dem einen Herrn und der 
Dienst im Namen des einen Herrn gebietet, daß die Kirchen in ihrem Zeugnis und in ihrem 
Dienst nicht gegeneinander stehen dürfen und — nach Möglichkeit — zusammenarbeiten. 
Wie (und ob) eine Zusammenarbeit durch eine Ordnung geregelt wird, bleibt offen. Der 
Begriff Kirchengemeinschaft in Artikel 1 enthält darum keine Festlegung, wie die EKD 
organisatorisch oder rechtlich zu gestalten ist. Kirchengemeinschaft zwischen den Glied- 
kirchen ließe eine EKD als „Bundeskirche“ ebenso zu wie als „Kirchenbund“. 

Artikel 1 schafft zwischen den Gliedkirchen keine Kirchengemeinschaft; sie besteht be- 
reits. Alle zur Kirchengemeinschaft gehörenden Merkmale sind innerhalb der EKD gegeben 
(Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft, eine Gemeinsamkeit im Zeugnis und Dienst). 


Artikel 2 

Absatz 1: Kirchengemeinschaft im Sinn der Grundordnung hat wie in der Leuenberger 
Konkordie eine Übereinstimmung über ein gemeinsames Verständnis des Evangeliums 
zur Voraussetzung. Durch die Bezugnahme auf die Leuenberger Konkordie wird die er- 
klärte Übereinstimmung präzisiert. Der Text der Leuenberger Konkordie ist insoweit 
materiell Inhalt der neuen Grundordnung. 

Absatz 2: In dem Grundartikel (Abs. 3) heißt es, die EKD ist den in den Gliedkirchen 
geltenden Bekenntnissen verpflichtet. Jetzt wird ausgesagt: Die EKD achtet die Bekenntnis- 
grundlagen der Gliedkirchen und Gemeinden. Die EKD ist also nicht nur gehalten, die Be- 
kenntnisse der Gliedkirchen unangetastet zu lassen; sie soll sie als einen gemeinschafts- 
fördernden Faktor zur Geltung bringen. Die Bekenntnisverschiedenheit der Gliedkirchen 
bekommt in der EKD damit einen positiven Akzent. Die EKD hat die Bekenntnisse in 
einer Art „dialogischen Existenz‘ für die Gemeinschaft fruchtbar werden zu lassen. Die 
Aussagen nehmen auf, was bereits in der Grundordnung von 1948 geregelt war (vgl. Art. 1 
Abs. 1 Satz 2 und Art. 1 Abs. 2 Satz 4). (...) 


Artikel 3 
Absatz 1: Im Zusammenhang mit Artikel 3 sind die Ziffern 29, 35 und 36 der Leuen- 
berger Konkordie zu lesen. Zu den Kriterien der Kirchengemeinschaft im Sinne der Leuen- 
berger Konkordie gehört, daß Zeugnis und Dienst gemeinsam ausgerichtet werden. Die 
Verkündigung der Kirchen gewinnt in der Welt an Glaubwürdigkeit, wenn sie das Evange- 
lium in Einmütigkeit bezeugen. Und der Dienst der Kirchen in der Welt verlangt zuneh- 
mend die Übernahme gemeinsamer Verantwortung (Ziffer 36 Leuenberger Konkordie). 

Absatz 2: Vgl. die Ziffern 37, 38 und 41 der Leuenberger Konkordie. 

Die Vertiefung der gewonnenen Gemeinschaft durch gemeinsames Bemühen in theologi- 
scher Arbeit und die gemeinsame Aufgabe, die Wahrheit des Evangeliums gegenüber Ent- 
stellungen abzugrenzen, gehören ebenfalls zu den Kriterien der Kirchengemeinschaft im 
Sinn der Leuenberger Konkordie. (...) 


Artikel 4 
Absatz 1: Die Bestimmung entspricht den geltenden zwischenkirchlichen Ordnungen. 
Gegenüber der Fassung von Artikel 4 GO 1948 enthält Nr. 2 die positive Feststellung: 
„Es besteht Abendmahlsgemeinschaft“. Die Kommission für Glauben und Kirchenver- 
fassung nennt fünf Formen der Abendmahlsgemeinschaft: Gemeinschaft, begrenzte Zulassung, 
allgemeine Zulassung, gegenseitige Zulassung (Interkommunion, Interzelebration und ge- 
meinsame Zelebration — vgl. „Auf dem Weg zur Gemeinschaft in den Sakramenten“, in: 
Löwen 1971, Beiheft zur Ökumenischen Rundschau 18/19 S. 70). Die Aussage, es besteht 
Abendmahlsgemeinschaft, ist also mehrdeutig. Jede der möglichen fünf Formen von Abend- 
mahlsgemeinschaft fällt unter den Satz. Welche Form der Abendmahlsgemeinschaft eine 
Gliedkirche der anderen gewährt, bestimmt sich nach den gliedkirchlichen Ordnungen. 
Wenn eine Gliedkirche z.B. die Abendmahlsgemeinschaft als uneingeschränkte Zulassung 
der Glieder anderer zur EKD gehörenden Kirchen praktiziert und ordnet, so steht dies 
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nicht im Gegensatz zur neuen Grundordnung. Allerdings wäre es jeder Gliedkirche nach 
Annahme der Grundordnung verwehrt, die Abendmahlsgemeinschaft in jeder der möglichen 
fünf Formen zu versagen. Die EKD hat keine Zuständigkeit, den Begriff der Abendmahls- 
gemeinschaft in Artikel 4 verbindlich zu interpretieren. Das wäre ein Eingriff in die glied- 
kirchliche Bekenntnishoheit. Die offene und mehrdeutige Formulierung hat den Vorzug, 
daß sie dem tatsächlichen Stand zwischenkirchlicher Ordnung und Praxis entspricht. Sie 
kann als eine Formulierung ‚auf Hoffnung“ bezeichnet werden. Auch in der EKD bleibt 
das Ziel, zwischen den Gliedkirchen eine Abendmahlsgemeinschaft in Form der Interzele- 
bration anzustreben. Allerdings kann dieses Ziel nur über die kirchlichen Ordnungen oder 
mit Zustimmung aller Gliedkirchen (Art. 52 Abs. 1) erreicht werden. 

Absatz 2: Absatz 2 hebt Absatz 1 nicht auf und schränkt diesen auch nicht ein. Es gibt 
keine gliedkirchlichen Ordnungen oder Vereinbarungen, die den Feststellungen nach Ab- 
satz 1 entgegenstehen. Den Gliedkirchen wäre es auch versagt, nach der Annahme der Grund- 
ordnung eine Ordnung zu erlassen, die Aussagen nach Absatz 1 einchränkt oder aufhebt. 
Wohl aber ist es Sache der Gliedkirchen, festzulegen, unter welchen Voraussetzungen z.B. 
eine Taufe, eine Ordination oder eine Amtshandlung als ordnungsgemäß vollzogen gilt. 
Besonders bleibt es den Ordnungen der Gliedkirchen überlassen, zu bestimmen, welche 
Form der Abendmahlsgemeinschaft den Gliedern anderer Kirchen gewährt wird. (...) 


Artikel 9 
Der Grundsatz, daß gesamtkirchliches Recht Vorrang vor dem gliedkirchlichen Recht hat, 
ist bereits in der GO 1948 (Art. 2 Abs. 2) verankert. Dasselbe gilt für den Vorbehalt, daß 
gesamtkirchliches Recht das Bekenntnis der Gliedkirchen nicht verletzen darf. Der Schutz 
gliedkirchlicher Verfassungsgrundsätze ist neu, ebenso die Regelung des Vorrangs des ge- 
samtkirchlichen Rechts nach dem Prinzip „Bundesrecht bricht Landesrecht‘. Unklar bleibt, 
welche Verfassungsgrundsätze der Gliedkirchen geschützt sind. Es besteht Einmütigkeit 
insoweit, als nicht jeder Satz einer gliedkirchlichen Verfassung ein nach Artikel 9 geschützter 
Verfassungsgrundsatz ist. Auch ist klar, daß es Verfassungsgrundsätze gibt, die nicht in den 
gliedkirchlichen Verfassungen ausgesprochen sind. Der Verfassungsvorbehalt erstreckt sich 
auch auf solche ungeschriebenen Verfassungsgrundsätze. Artikel 9 legt nicht fest, unter wel- 
chen Voraussetzungen oder nach welchen Kriterien ein Verfassungssatz oder ein Verfassungs- 
prinzip zum geschützten Verfassungsgrundsatz wird. Konfliktfälle muß der Rechtshof klären 
(Art. 70 Abs. 1 Nr. 1 b). Aus Artikel 54 (als Ausnahmerecht) ergibt sich, daß jede Glied- 
kirche die Möglichkeit hat, selbst zu bestimmen, welche ihrer geschriebenen oder unge- 
schriebenen Verfassungsgrundsätze unter den Verfassungsvorbehalt nach Artikel 9 fallen. 


Artikel 14 
„Kooperativen Föderalismus“ hat der Vorsitzende des Struktur- und Verfassungsausschusses, 
Präses Professor D. Dr. Raiser, 1971 die Leitlinie der Verfassungsteform genannt. Mit diesem 
programmatischen Grundsatz sollte nicht nur die Wahrung der Selbstständigkeit der Glied- 
kirchen ausgesprochen, sondern auch ihre Pflicht zur Zusammenarbeit und gegenseitigen 
Unterstützung festgelegt werden. Artikel 14 verpflichtet die Gliedkirchen zur Gemeinschaft 
in der EKD und überträgt der EKD Aufgaben zur Stärkung und Darstellung der Gemein- 
schaft. Die Befugnisse der EKD sind in Artikel 14 begrenzt auf Maßnahmen der Koope- 
ration und Koordinierung. Dazu gehört auch die der EKD zugeschriebene Sprecherfunktion 
gegenüber Staat und Gesellschaft. Maßnahmen der Kooperation oder der Koordinierung 
können auch auf dem Wege der Gesetzgebung erfolgen. Die Möglichkeit hierzu eröffnet 
Artikel 23. Unter den dort genannten Voraussetzungen kann die EKD z.B. zum Zwecke 
der Angleichung gliedkirchlichen Rechts auf den im einzelnen genannten Sachgebieten 
Rahmenbestimmungen erlassen. Maßnahmen der Kooperation und der Koordinierung wer- 
den aber nur in Ausnahmefällen im Erlaß von Gesetzen bestehen. 


Artikel 15 
In eigener Zuständigkeit nimmt die EKD Aufgaben wahr, die unter den in Absatz 1 ge- 
nannten Voraussetzungen gesamtkirchliches Handeln erfordern und darum als „Gemein- 
schaftsaufgaben“ zu erfüllen sind. Die Aufzählung der in Absatz 2 genannten Gebiete, 
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auf denen Gemeinschaftsaufgaben von der EKD wahrzunehmen sind, stellt keinen ab- 
schließenden Katalog dar. Es handelt sich um eine beispielhafte Aufzählung, die ein- 
schließt, daß es andere Bereiche gibt, in denen unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 
Gemeinschaftsaufgaben anfallen können. 

Die Begründung der Zuständigkeit der EKD für die Wahrnehmung von Aufgaben auf 
den genannten Gebieten bedeutet keine Begründung einer ausschließlichen Zuständigkeit. 
Auf den in Absatz 2 genannten Arbeitsgebieten oder Arbeitsfeldern wird wie bisher der 
Dienst der Landeskirchen oder Gemeinden nötig sein. Ebenso sind auf diesen Gebieten 
Werke, Einrichtungen und Verbände teilweise in rechtlicher Selbständigkeit und seit 
langer Zeit in eigener Verantwortung tätig. Die Zuständigkeitsregelung in Artikel 15 will 
und kann die Tätigkeit der Gliedkirchen und ihrer Gemeinden, der Werke, Verbände und 
Einrichtungen nicht ausschließen. 


Artikel 16 
Absatz 1: Die Diakonie gehört zur Wesens- und Lebensäußerung der Kirche. Nach der 
Entschließung vom 15. Mai 1970 sollte die Neuordnung diesen Grundsatz aufnehmen 
und dabei auch die ökumenische Weite des diakonischen Dienstes berücksichtigen. Artikel 
16 verpflichtet die EKD in umfassendem Sinn, ihre ganze kirchliche Arbeit diakonisch 
auszurichten (Satz 1) .... 

Absatz‘2: Der erste Satz legt fest, daß die diakonischen Aufgaben der EKD durch das 
Diakonische Werk wahrgenommen werden. Dies bedeutet nicht, daß sich die EKD damit 
ihres diakonischen Auftrags entledigt hat. Die EKD hat ihre ganze Arbeit diakonisch aus- 
zurichten. Darüber hinaus gibt es der EKD zugewiesene Gemeinschaftsaufgaben mit dia- 
konischen Aspekten (vgl. Art. 15 Abs. 2), deren Wahrnehmung nicht dem Diakonischen 
Werk übertragen ist. Bei der Erfüllung solcher Aufgaben versteht es sich, daß die Organe 
der EKD mit dem Diakonischen Werk zusammenarbeiten. Artikel 16 Absatz 2 will den 
derzeitigen tatsächlichen Zustand verfassungsrechtlich legitimieren. Das Diakonische Werk 
ist darum für alle Aufgaben zuständig, die es bereits wahrnimmt. Das ergibt sich u.a. aus 
dem letzten Satz von Absatz 3. Die Übernahme neuer Arbeitsbereiche durch das Diakoni- 
sche Werk bedarf der Zustimmung durch die EKD. Es kann nicht ausgeschlossen werden, 
daß es im Einzelfall zu Kompetenzkonflikten zwischen den Organen der EKD und dem 
Diakonischen Werk kommt. Die Praxis in der Vergangenheit hat gezeigt, daß solche Kon- 
flikte in der Regel mit gutem Willen zu lösen sind ... Wie die Mitverantwortung durch 
die Organe der EKD konkret ausgestaltet werden kann, wird die Ordnung des Diakoni- 
schen Werkes festlegen ... 

Absatz 3: Die notwendigen Ausführungsbestimmungen zu Artikel 16 werden nicht durch 
Rechtsetzung der EKD, sondern durch eine Ordnung des Diakonischen Werkes erlassen. 
Diese Regelung nimmt Rücksicht auf die zum Diakonischen Werk gehörenden kirchlichen 
Gemeinschaften, die nicht der EKD angehören oder ihr angeschlossen sind ... 


Artikel 17 
Absatz 1: Wie die Diakonie gehört auch die Mission zu den Wesens- und Lebensäuße- 
tungen der Kirche und umfaßt alle Bereiche des kirchlichen Dienstes. Die Formulierung 
des ersten Satzes entspricht genau dem ersten Satz in Artikel 16 Absatz 1. Was über die 
diakonische Ausrichtung der kirchlichen Arbeit gesagt ist, gilt darum auch für die missio- 
narische Ausrichtung der kirchlichen Arbeit. Einzelne Gemeinschaftsaufgaben nach 
Artikel 15 Absatz 2 sind durch ihre missionarische Tendenz gekennzeichnet und sind zu 
dem durch die EKD wahrzunehmenden missionarischen Dienst zu rechnen. 

Absatz 2: Überlegungen, die Missionsarbeit zusammen mit der Auslandsarbeit und der 
ökumenischen Arbeit durch ein analog zum Diakonischen Werk zu gründendes ökumeni- 
sches Werk wahrnehmen zu lassen, sind zurückgestellt. Um die Möglichkeit für eine not- 
wendig erscheinende Neuordnung der Missionsarbeit zu eröffnen, werden die Grundsätze 
genannt, die in einer gesamtkirchlichen Ordnung der Missionsarbeit zu berücksichtigen 
sind. Es sind die gleichen, die für das Diakonische Werk gelten und nach denen mit aner- 
kannten Werken, Verbänden und Einrichtungen Vereinbarungen getroffen werden können 
(vgl. Art. 16 Abs. 3 und Art. 19 Abs. 1). 
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Artikel 18 
Absatz 1: Dieökumenischen Beziehungen der EKD sind verfassungsrechtlich nach dem 
gegenwärtigen Stand dargestellt. 
Absatz 2: Die Auslandsarbeit der EKD geschieht seit Jahren unter neuen Vorzeichen. 
Auslandsarbeit bedeutet in zunehmendem Maße eine Partnerschaft zwischen den Gemein- 
den und Kirchen im Ausland mit der EKD. Dem trägt die neue Grundordnung Rechnung. 


Artikel 22 
Im Unterschied zur GO 1948 (dort Art. 9) sind die Sachgebiete, für die Richtlinien er- 
lassen werden können, nicht begrenzt. Die Richtlinien sind „formulierte Empfehlungen“. 
Sie binden die Gliedkirchen nicht. Allerdings wäre es verfehlt, die Sollvorschrift in Artikel 
22 so auszulegen, als ob ihre Beachtung in das willkürliche Belieben der Gliedkirchen 
gestellt ist. Möglicherweise wird die Praxis zeigen, daß die Richtlinien ein besonders ge- 
eignetes Instrument der EKD zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben sind. 


Artikel 23 
Absatz 1: Eine vergleichbare Bestimmung in GO 1948 fehlt. Die Gliedkirchen haben in 
ihren Stellungnahmen der Rahmengesetzgebungskompetenz grundsätzlich zugestimmt. 
Der in Absatz 1 aufgeführte Katalog hat vorbehaltlich des Absatzes 2 abschließenden 
Charakter. Die Rahmengesetzgebungskompetenz der EKD ist an die Voraussetzung ge- 
knüpft, daß ein Bedürfnis für eine kirchengesetzliche Regelung durch die EKD besteht. 
Ein solches wird immer dann gegeben sein, wenn die in Artikel 15 Absatz 1 genannten 
Voraussetzungen vorliegen. Darüber hinaus kann ein Bedürfnis für eine kirchengesetzliche 
Regelung gegeben sein, um z.B. die Zusammenarbeit der Gliedkirchen zu ordnen. Beson- 
ders das Interesse an der Angleichung gliedkirchlichen Rechts kann das Bedürfnis für eine 
kirchengesetzliche Regelung begründen. Maßnahmen zur Koordinierung der gliedkirch- 
lichen Arbeit können also in kirchengesetzlicher Form getroffen werden. 

Absatz 2: Die Synode kann Sachgebiete, die nicht im Katalog des Absatzes 1 aufgeführt 
sind, der Gesetzgebungskompetenz der EKD unterwerfen. Ein solcher Beschluß der 
Synode, der der Zustimmung der Kirchenkonferenz bedarf, erweitert den Katalog nach 
Absatz 1 und bedeutet darum eine Änderung der Grundordnung. Beschlüsse dieser Art 
müssen als grundordnungsändernde Beschlüsse bekanntgegeben werden. Die für die Be- 
schlüsse nach Absatz 2 notwendigen Mehrheiten der Synode und in der Kirchenkonferenz 
sollen sicherstellen, daß Beschlüsse dieser Art nicht gegen berechtigte Interessen der 
Gliedkirchen gefaßt werden können. 


/ Artikel 30 
Absatz 1: Nach GO 1948 (Art. 21 Abs. 2 Satz 2) ist bei einem Zusammenschluß von 
Gliedkirchen lediglich das Benehmen mit dem Rat herzustellen. Die neue Grundordnung 
mußte sicherstellen, daß Gliedkirchen durch eine Doppelbindung an die EKD und an eine 
gliedkirchliche Vereinigung nicht in Loyalitätskonflikte geraten. Besonders der Fall eines 
Widerspruchs von Recht einer gliedkirchlichen Vereinigung und Recht der EKD mußte 
analog zu Artikel 9 gelöst werden. Für die Gliedkirchen geht das Recht der EKD dem 
Recht der Vereinigungen vor; die Verfassungsgrundsätze der Vereinigungen sind geschützt. 
Absatz 1 gilt nicht für bereits bestehende Zusammenschlüsse. Ein verfassungsrechtliches 
Bedürfnis, auch diese in die Regelung einzubeziehen, besteht nicht. Es gibt z. Z. nur 
einen gliedkirchlichen Zusammenschluß nach Artikel 30: die Konförderation evangelischer 
Kirchen in Niedersachsen. Nach $ 3 des Vertrages über die Bildung der Konföderation 
gehen das Recht der EKD sowie die Pflichten und Aufgaben, die sich aus der Zugehörig- 
keit der der Konföderation angehörenden Kirchen zur EKD ergeben, dem Vertrag vor. 
Damit entspricht die Ordnung der Konföderation den in Artikel 30 genannten Forde- 
rungen. (...) 


Artikel 31 
Auch die EKU und VELKD sind gliedkirchliche Vereinigungen im Sinne der Grundord- 
nung, wie sich aus der Abschnittsüberschrift ergibt. In den Artikeln 69 und 70 sind mit 
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den gliedkirchlichen Vereinigungen darum auch die EKU und die VELKD gemeint. Eine 
Sonderregelung für diese Vereinigungen, die als Kirchen bestehen, ist wegen der Bedeu- 
tung beider Kirchen für ihre Gliedkirchen und für die deutsche evangelische Christenheit 
und damit für die EKD gerechtfertigt. EKU und VELKD werden für die EKD in Pflicht 
genommen; sie sollen an der Erfüllung von Aufgaben der EKD teilnehmen. Damit sind 
verfassungsrechtlich erste Schritte getan, um eine Integration von EKU und VELKD in 
die EKD zu verwirklichen. Beide sind verfassungsrechtlich verpflichtet, die Gemeinschaft 
der Gliedkirchen in der EKD zu stärken. 

Für die Gliedkirchen der EKU und der VELKD hat EKD-Recht auch Vorrang vor 
dem Recht der Vereinigungen. Weil diese auf vielen Gebieten für ihre Gliedkirchen Recht 
gesetzt haben, hat die EKD eine Informationspflicht, wenn sie Sachgebiete rechtlich 
regeln will, für die es bereits Rechtsordnungen der Vereinigungen gibt. In der Regel 
wird es erforderlich sein, mit dem Inkrafttreten von EKD-Recht entgegenstehendes 
Recht der Vereinigungen außer Kraft zu setzen. Dies kann nur durch Rechtsetzung der 
Vereinigungen geschehen. (...) 


Artikel 43 

Die Befugnisse der Kirchenkonferenz als dem föderativen Organ der EKD ergeben sich 
aus einer ganzen Reihe von Vorschriften, auf die Artikel 43 nicht verweist. Der Stellen- 
wert der Kirchenkonferenz innerhalb der Organverfassung läßt sich nur aus einer Ge- 
samtbetrachtung der Zuständigkeiten und Befugnisse der Kirchenkoferenz beurteilen. 

Die Kirchenkonferenz wirkt im Gesetzgebungsverfahren mit. Sie kann Gesetzesvor- 
lagen einbringen und zu Gesetzesvorlagen anderer Organe Stellung nehmen (Art. 51 
Abs. 1); die von der Synode beschlossenen Gesetze und die vom Rat erlassenen Verord- 
nungen bedürfen ihrer Zustimmung (Art. 53 Abs. 1, 55 Abs. 2) oder der Zustimmung 
des ständigen Finanzausschusses der Kirchenkonferenz (Art. 67). Die Kirchenkonferenz 
wirkt mit bei der Begründung einer Gesetzgebungskompetenz. Sie kann Sachgebiete be- 
stimmen, für die die EKD im Wege des Gesetzgebungsverfahrens verbindliche Rahmen- 
pläne beschließen kann (Art. 25 Abs. 4); sie muß zustimmen, wenn die Synode die Ge- 
setzgebungskompetenz der EKD erweitern will (Art. 23 Abs. 2 — insoweit steht ihr auch 
ein Antragsrecht zu). Auch an der Verwaltung wirkt die Kirchenkonferenz mit. Bei dem 
Erlaß von Richtlinien ist das Einvernehmen mit der Kirchenkonferenz herzustellen 
(Art. 22). Eine Ordnung des Rates für die Organisation des Kirchenamtes bedarf ihrer 
Zustirämung, ebenso die Berufung von Mitgliedern des Kollegiums (Art. 57). Das gleiche 
gilt für die Geschäftsordnung des Vermittlungsausschusses (Art. 53 Abs. 2). Sie bildet 
einen ständigen Finanzausschuß, der besondere Beratungsfunktionen wahrzunehmen hat 
(Art. 63 Abs. 4) (vgl. Art. 63 Abs. 3); der Vorsitzende der Kirchenkonferenz wirkt bei 
der Berufung von Kammer- und Kommissionsmitgliedern mit (Art. 50); Vereinbarungen 
der EKD mit anerkannten Werken, Verbänden und Einrichtungen bedürfen unter Um- 
ständen ihrer Zustimmung (Art. 19 Abs. 2). Weiter ist die Kirchenkonferenz in die ande- 
ren Leitungsorgane integriert und ist so an deren Willensbildung und Entscheidungen be- 
teiligt (beratend bei der Synode Art. 37; stimmberechtigt im Rat durch ihren Vorsitzen- 
den Art. 47). Schließlich wählt die Kirchenkonferenz gemeinsam mit der Synode den 
Rat, seinen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter (Art. 47 und 48), sowie den Richter- 
wahlausschuß (Art. 69 Abs. 3). Nach Artikel 62 müssen Gliedkirchen bei bestimmten 
Beschlüssen mit finanziellen Auswirkungen für die EKD das Einvernehmen mit der Kir- 
chenkonferenz herstellen. Über die der Kirchenkonferenz in den verschiedenen Artikeln 
zugewiesenen Zuständigkeiten und Befugnisse hinaus hat sie nach Artikel 43 die Aufgabe, 
die Arbeit der EKD und gemeinsame Anliegen der Gliedkirchen zu besprechen und Vor- 
lagen für den Rat und die Synode zu beschließen. Gemeinsam mit dem Rat und der 
Synode hat sie sich um übereinstimmendes Handeln der Gliedkirchen zu bemühen. 

Die Übersicht der Zuständigkeiten und Befugnisse ergibt, daß der Kirchenkonferenz 
grundsätzlich keine Alleinkompetenz zugewiesen ist; ihre Leitungsfunktion besteht in 
der Mitwirkung. Die primär handelnden Leitungsorgane der EKD sind die Synode 
und der Rat; ihnen obliegt es auch, die EKD nach außen (in Erklärungen, Stellung- 
nahmen u.a.) zu vertreten. Die Kirchenkonferenz wirkt an der Willensbildung und an 
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den Entscheidungen der eigentlich handelnden Organe der EKD beratend oder zu- 
stimmend mit. Sie ist insbesondere nicht als ein zweites ständiges Leitungsorgan der 
EKD neben dem Rat zu verstehen. (...) 


Artikel 44 
Absatz 3: Mit der Weisungsgebundenheit der Mitglieder der Kirchenkonferenz erhalten 
die Gliedkirchen und ihre Kirchenleitungen die Möglichkeit, auf die Entscheidungen 
der Kirchenkonferenz direkten Einfluß zu nehmen. Wo in der neuen Grundordnung die 
Einstimmigkeit der Kirchenkonferenz vorgesehen ist, hat damit jede Gliedkirche ein 
absolutes und direktes Vetorecht. Für die Bildung des Rates ist es von Bedeutung, 
daß insoweit — durchaus nicht selbstverständlich — die Mitglieder der Kirchenkonfe- 
renz an keine Weisungen gebunden sind. Die weitere Ausnahme in Bekenntnisfragen ver- 
steht sich von selbst und mußte jedenfalls für die unierten Mitglieder der Kirchenkonfe- 
renz vorgesehen werden. 

Absatz 4: Beratend sollen auch die konfessionellen Gruppen (Lutheraner, Unierte, 
Reformierte) in der Kirchenkonferenz mitwirken. In der EKD gibt es nicht nur eine 
regionale, sondern auch eine konfessionelle Gliederung. Dem förderativen Charakter 
würde nicht ausreichend Rechnung getragen, wenn die Mitwirkung in den Organen 
der EKD lediglich den Gliedkirchen ermöglicht würde. 

Absatz 5: Auch das föderative Organ der Kirchenkonferenz hat als EKD-Organ der 
Gemeinschaft zu dienen (...) 


Artikel 52 
Eine Änderung der Grundordnung auch in ihrem Grundartikel und in den ersten beiden 
Abschnitten wird nicht ausgeschlossen. Dies bedarf eines Zusammenwirkens von Synode 
und aller Gliedkirchen (Abs. 1). Auch die Grundsätze über die Zuständigkeit der EKD 
auf dem Gebiet der Rechtsetzung und der Finanzverfassung können nur mit Zustimmung 
aller Gliedkirchen geändert werden. Der Begriff ‚Grundsätze‘ ist unbestimmt. Ggf. hat 
der Rechtshof zu entscheiden, was zu den Grundsätzen gehört, die nur mit Zustimmung 
aller Gliedkirchen geändert werden können (Abs. 2). 

Den ersten Ausführungsgesetzen nach Artikel 59 Abs. 1 und Artikel 61 kommt beson- 
dere Bedeutung zu. Sie legen die finanzielle Verpflichtung der Gliedkirchen in bezug auf 
die EKD fest. Praktisch wird mit der geforderten Einstimmigkeit in der Kirchenkonfe- 
renz für die ersten Ausführungsgesetze nach den genannten Artikeln jeder Gliedkirche ein 
Vetorecht eingeräumt. Zu den Grundsätzen, deren Änderung die Kirchenkonferenz nur 
einstimmig billigen kann, gehört nicht die prozentual zu bemessende Höhe des EKD- 
Anteils an den gliedkirchlichen Einnahmen. 


Artikel 53 
Absatz 1: Diese Bestimmung wird wieder dem föderativen Charakter de EKD gerecht. 
Kirchengesetze kommen nur mit Zustimmung der Kirchenkonferenz zustande. Die Zu- 
stimmung der Kirchenkonferenz hat mit der Mehrheit zu erfolgen, mit der die Synode 
das betreffende Gesetz beschließen muß (vgl. Abs. 3). Kann ein Kirchengesetz mit ein- 
facher Mehrheit (Abstimmungsmehrheit) beschlossen werden, so gilt ein Schweigen der 
Kirchenkonferenz nach einer Frist als Zustimmung. Ist für die Beschlußfassung eine 
qualifizierte Mehrheit erforderlich, so muß die Zustimmung ausdrücklich erklärt werden 
(Abs. 3 Satz 2). 

Absatz 2: Absatz 2 regelt das Verfahren vor dem Vermittlungsausschuß. Kirchenge- 
setze, die mit einfacher Mehrheit beschlossen werden können, kann die Synode in der 
Fassung des Vorschlags des Vermittlungsausschusses auch gegen die Kirchenkonferenz 
mit Zwei-Drittel-Mehrheit verabschieden. Das Prinzip der Zustimmungsbedürftigkeit von 
Kirchengesetzen ist insoweit durchbrochen. 

Absatz 3: Bei Kirchengesetzen, die mit qualifizierter Mehrheit beschlossen werden 
müssen, wird die Zustimmung der Kirchenkonferenz nach Ablauf einer Frist nicht unter- 
stellt. Sie muß ausdrücklich erklärt werden. In diesen Fällen hat die Synode abweichend 
von Absatz 2 kein endgültiges Entscheidungsrecht. Versagt also die Kirchenkonferenz 
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einem Änderungsvorschlag des Vermittlungsausschusses die Zustimmung, so kommt das 
Gesetz nicht zustande. (...) 


Artikel 59 
Absatz 1: Diese Grundbestimmung der Finanzverfassung sieht vor, daß der Finanzbedarf 
der EKD nicht mehr durch betragsmäßig fixierte Haushaltsumlagen gedeckt wird, sondern 
dadurch, daß die EKD einen Anteil an den gliedkirchlichen Einnahmen erhält. Das hier 
verankerte ‚„Anteilsprinzip‘‘ bedeutet keine völlige Abkehr von den bisherigen Grund- 
sätzen (Art. 33 Abs. 1 GO 1948). Denn auch die Bemessung des EKD-Anteils muß auf 
einer Bedarfsfeststellung beruhen, wie bislang die Höhe der Umlagen durch den Bedarf 
bestimmt wurde. Neu ist lediglich, daß die der Höhe nach ermittelte Bedarfssumme 
nicht mehr eine bestimmte Umlage ergibt, sondern daraus ein Anteilsprozentsatz errechnet 
wird, der wenigstens für eine Zeit unverändert bleiben soll. Allerdings wird der EKD- 
Anteil nicht ein für allemal fixiert werden können. Das in Aussicht genommene Ver- 
fahren macht den finanziellen Aufwand für die Gliedkirchen kalkulierbar. Das Ausfüh- 
rungsgesetz wird nicht nur die prozentuale Höhe des EKD-Anteils, sondern auch die Art 
der Einnahmen festlegen, von denen die EKD einen Anteil erhält. Nach der gegenwärtigen 
Finanzstruktur kommen dafür praktisch nur die Einnahmen aus der Kircheneinkommen- 
(Kirchenlohn-)steuer in Betracht. Bei dem Erlaß des ersten Ausführungsgesetzes sowie bei 
Änderungen der in einem solchen Ausführungsgesetz niedergelegten Grundsätze ist den 
Gliedkirchen praktisch ein Vetorecht eingeräumt (Art. 52). 


3. DIE DISKUSSION ÜBER EGO V 


Die Fassung EGO V (die mit der Vorlage für die Synode identisch ist) wurde 
schon vor der Synodaltagung besonders in der bayerischen Kirche, aber auch 
in der VELKD und in der Arnoldshainer Konferenz beraten. Für die synoda- 
len Verhandlungen haben diese vorsynodalen Beratungen eine erhebliche Rolle 
gespielt. 

OKR Dr. Hofmann und Bischof Dietzfelbinger veröffentlichten in den „Nach- 
richten der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern“ (Nr. 17/1974, S. 321— 
327) Beiträge zu dem Entwurf. Sowohl rechtlich als auch theologisch meldeten 
sie erhebliche Bedenken an. Hofmann fragte nach der den Landeskirchen ver- 
bleibenden Autonomie, befürchtete eine Allzuständigkeit der EKD und eine zu 
weitgehende Befugnis, rechtsetzend in die Bereiche der Landeskirchen eingrei- 
fen zu können. Besonders die finanziellen Folgen der neuen Grundordnung er- 
schienen ihm undurchsichtig und für die landeskirchliche Arbeit gefährlich. 
Dietzfelbinger sah in den Bestimmungen der neuen Grundordnung eine Verfäl- 
schung der Aussagen der Leuenberger Konkordie (besonders in Artikl 1). Der 
für die EKD aus der Konkordie übernommene Begriff „Kirchengemeinschaft“ 
hätte in dem Entwurf einen anderen Bedeutungsinhalt als in der Konkordie. 
Dietzfelbinger sah in EGO V ein „zentralistisches Gefälle“, ein „eindeutiges 
Gefälle auf eine Einheitskirche, auf eine Union hin“, 

Der Landeskirchenrat der bayerischen Kirche stellte in einer „Erklärung 
zum 5. Entwurf einer Grundordnung der EKD“ vom 2. Oktober 1974 fest, 
daß die wiederholt vorgebrachten Anliegen der bayerischen Landeskirche 
keine ausreichende Berücksichtigung gefunden hätten: „Der vorliegende Ent- 
wurf verstärkt die Tendenz zu einer zentralistischen Verwaltung“. Der 
Landeskirchenrat ‚muß dem Verständnis von Kirchengemeinschaft, wie es 
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EGO V ausformuliert hat, mit Entschiedenheit widersprechen“; ihm „er- 
scheint es ... zweifelhaft, ob die Wahrung des Bekenntnisstandes in den Glied- 
kirchen noch gewährleistet ist (z.B. EGO V Art. 2 Abs. 2 Satz 3 sowie Art. 4 
Abs. 2 Satz 3)“. Die Erklärung schließt: „Der Landeskirchenrat beabsichtigt, 
Alternativvorschläge zur Änderung der Grundordnung zu bringen. Den Grund- 


ordnungsentwurf in der vorliegenden Form kann er nicht gutheißen.‘“'? Die 
angekündigten Alternativvorschläge wurden lediglich für die Artikel 1 bis 4 
erarbeitet und der Kirchenkonferenz auf ihrer Tagung am 17.10.1974 von 


OKR Gireifenstein bekanntgegeben: 


VORSCHLÄGE FÜR DIE NEUFASSUNG DER ART. 1-4 
DER GRUNDORDNUNG DER EKD 


EGO V 

Artikel 1 
Die Evangelische Kirche in Deutschland 
umfaßt lutherische, reformierte und unierte 
Kirchen (Gliedkirchen) mit ihren Kirchen- 
gemeinden und Kirchenmitgliedern. Zwi- 
schen den Gliedkirchen besteht Kirchen- 
gemeinschaft, die sich auf Kanzel- und 
Abendmahlsgemeinschaft gründet. 


Artikel 2 
1. Unter den Gliedkirchen der Evange- 
lischen Kirche in Deutschland besteht 
Übereinstimmung über ein gemein- 
sames Verständnis des Evangeliums, 
wie es in der Konkordie reformatori- 
scher Kirchen in Europa (Leuenberger 
Konkordie) seinen Ausdruck gefunden 
hat. 
2. Die Evangelische Kirche in Deutsch- 
land achtet die Bekenntnisgrundlagen 
der Gliedkirchen und Gemeinden und 
hilft dazu, daß sie ihr Bekenntnis in 
Lehre, Leben und Ordnung der Kirche 
wirksam werden lassen. Sie hält dazu 
an, auf das Glaubenszeugnis der Brüder 
zu hören. Die Bekenntnisse sind immer 
neu an der Heiligen Schrift zu prüfen. 
3. Die Evangelische Kirche in Deutsch- 
land bejaht mit ihren Gliedkirchen 
die von der Bekenntnissynode in Barmen 
getroffenen Entscheidungen über Wesen, 
Auftrag und Ordnung der Kirche. 

Artikel 3 
1. Die Kirchengemeinschaft in der Evan- 
gelischen Kirche in Deutschland verwirk- 
licht sich in gemeinsamer Ausrichtung 
von Zeugnis und Dienst. 


13. Text s. in: velkd-info 1974. 


EGO V (Neufassung) 

Artikel 1 
In der Evangelischen Kirche in Deutschland 
sind lutherische, reformierte und unierte 
Kirchen (Gliedkirchen) mit ihren Kirchen- 
gemeinden und Kirchenmitgliedern zu- 
sammengeschlossen. Zwischen den Glied- 
kirchen besteht Kirchengemeinschaft im 
Sinne der Leuenberger Konkordie. Diese 
Kirchengemeinschaft ermöglicht Kanzel- 
und Abendmahlsgemeinschaft. 

Artikel 2 
1. Unter den Gliedkirchen der Evange- 
lischen Kirche in Deutschland besteht 
Übereinstimmung über ein gemeinsames 
Verständnis des Evangeliums, wie es in 
der Konkordie reformatorischer Kirchen 
in Europa (LK, II u. III) seinen Ausdruck 
gefunden hat. 


2. Die Evangelische Kirche in Deutschland 
achtet die Bekenntnisgrundlagen der Glied- 
kirchen und Gemeinden und hilft dazu, 
daß sie ihr Bekenntnis in Lehre, Leben 
und Ordnung der Kirche wirksam werden 
lassen. Sie hält dazu an, auf das Glaubens- 
zeugnis der Brüder zu hören. 


3. unverändert. 


Artikel 3 
1. Die Kirchengemeinschaft in der Evange- 
lischen Kirche in Deutschland verwirklicht 
sich im Leben der Kirchen und Gemein- 
den. Die Gliedkirchen richten ihr Zeugnis 
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2. Die Evangelische Kirche in Deutsch- 
land hat die Aufgabe, das gemeinsame 
Verständnis des Evangeliums in theolo- 
gischer Arbeit zu vertiefen und die 
Wahrheit des Evangeliums gegenüber 
Entstellungen abzugrenzen. 

3. Die Evangelische Kirche in Deutsch- 

land bejaht ihre Mitverantwortung für 

die besondere Gemeinschaft der ganzen 
evangelischen Christenheit in Deutsch- 
land. 

Artikel 4 

1. In der Evangelischen Kirche in 

Deutschland gilt für den Dienst der 

Verkündigung und der Sakramentsver- 

waltung: 

1. Die in einer Gliedkirche ordnungs- 
gemäß vollzogene Taufe wird in 
allen Gliedkirchen anerkannt; 

2. es besteht Abendmahlsgemein- 
schaft; 


3. die in einer Gliedkirche ordnungs- 
gemäß vollzogene Ordination wird 
in allen Gliedkirchen anerkannt; Or- 
dinierte sind in allen Gliedkirchen 
zum Dienst der Verkündigung, zur 
Vornahme von Taufen und Amts- 
handlungen zugelassen. 

4. ordnungsgemäß vollzogene Amts- 
handlungen werden in allen Glied- 
kirchen anerkannt. 

2. Die gliedkirchlichen Ordnungen 

und Vereinbarungen zwischen den 

Gliedkirchen bleiben unberührt. Ver- 

merk f. d. Einbringung: Abendmahls- 

gemeinschaft kann auch in Form der 
offenen Kommunion bestehen. Jede 

Gliedkirche bestimmt, was sie unter 

Abendmahlsgemeinschaft versteht. 


und ihren Dienst gemeinsam aus und be- 
mühen sich um die Stärkung und Vertie- 
fung der gewonnenen Gemeinschaft. 

2. Die Evangelische Kirche in Deutschland 
fördert die theologische Arbeit zur Vertie- 
fung des gemeinsamen Verständnisses 

des Evangeliums. Zugleich trägt sie dazu 
bei, die Wahrheit des Evangeliums gegen- 
über Entstellungen abzugrenzen. 

3. unverändert. 


Artikel 4 
1. In der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land gilt für den Dienste der Verkündigung 
und der Sakramentsverwaltung: 


1. Die in einer Gliedkirche ordnungsgemäß 
vollzogene Taufe wird in allen Glied- 
kirchen anerkannt; 

2. nach Maßgabe zwischenkirchlicher Ver- 
einbarung besteht unter den Gliedkir- 
chen Abendmahlsgemeinschaft, die auch 
in der Form der offenen Kommunion 
erfolgen kann; 

3. die in einer Gliedkirche ordnungsgemäß 
vollzogene Ordination wird in allen 
Gliedkirchen anerkannt; Ordinierte sind 
in allen Gliedkirchen zum Dienst der 
Verkündigung, zur Vornahme von Tau- 
fen und Amtshandlungen grundsätz- 
lich zugelassen; 

4. ordnungsgemäß vollzogene Amtshand- 
lungen werden in allen Gliedkirchen 
anerkannt. 

2. Die gliedkirchlichen Bestimmungen über 

die Einstellung im Pfarramt und die Ord- 

nungen des Gemeindelebens sowie die Ver- 
einbarungen zwischen den Gliedkirchen 
bleiben unberührt. 


Der Planungsausschuß der VELKD erarbeitete eine „Empfehlung“ zu EGO V. 
Den Auftrag hierzu hatte die Kirchenleitung am 18./19. September 1974 erteilt. 
Die Empfehlung wurde der Generalsynode auf der Oktober-Tagung vorgelegt'*. 
Das Ergebnis der Beratungen im bayerischen Landeskirchenrat konnte der Pla- 
nungsausschuß noch nicht in seine Überlegungen einbeziehen. Die Vollkonferenz 
der Arnoldshainer Konferenz (AKf) trat am 16. Oktober 1974 zu einer Sitzung 





14. Vgl. LuthGenSyn 1974, Hamburg 1975, S. 696ff. 
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zusammen. Sie beriet u.a. die Empfehlungen des Planungsausschusses und den 
Alternativentwurf zu den Artikeln 1 bis 4 der bayerischen Kirche. Um den 
bayerischen Einwendungen Rechnung zu tragen, hielt es die AKf für möglich, 
besonders die Artikel 1 und 2 umzustellen. Damit wäre ein Mißverständnis des 
Begriffs „Kirchengemeinschaft‘‘ ausgeschlossen. 

Auf der Generalsynode der VELKD nahm die Erörterung der EKD-Thematik 
einen so breiten Raum ein, daß der leitende Bischof Wölber nach der Aussprache 
über seinen Bericht feststellte: „Zu Anfang hatte ich den Eindruck, wir würden 
gar nicht mehr über die VELKD sondern nur noch über EKD reden.“'° 


Wölber selbst hatte mit seinem Bericht Anlaß genug gegeben, in der Aussprache gründlich 
auf das EKD-Thema einzugehen. Eingangs hatte er darauf hingewiesen, daß die Fragen 
„nach Einheit und Gemeinschaft der Kirchen ...‘“ in dem vergangenen Jahr im Vordergrund 
gestanden haben'®. Seinen Bericht stellte er darum unter das Thema der Einheit und der 
Gemeinschaft der Kirchen. Ein Berichtsteil war als „wesentlicher Teil unseres Einheits- 
themas“ der EKD gewidmet. Er bezeichnete die EKD als „‚Schicksalsgemeinschaft des 
volkskirchlichen Protestantismus in Deutschland. Keiner kann ohne den anderen seine 
Straße ziehen‘! ”. 

Zum Entwurf der neuen Verfassung äußerte er sich so: 

„Die künftige Basis der EKD wird das spezielle Miteinander konfessionsbestimmter Kir- 
chen sein, also eine — wie wir es heute nennen — „Kirchengemeinschaft‘“ ... Darüber hinaus 
legt es die neue Verfassung auf eine Verstärkung der Kooperation und des institutionellen 
Zusammenspiels an ... aber jetzt ist endlich ein Schritt notwendig. Die Diskussion über die 
Verfassung der EKD muß vom Tisch ... Eine Zentralkirche wird in der evangelischen 
Christenheit in Deutschland nicht möglich sein. Die Erprobung eines neuen Instruments 
im vertrauensvollen Miteinander bei bleibender Weite und Vielgestaltigkeit ist zunächst der 
Weisheit Schluß. Die Gesamtentwicklung heute wird eher das vitale Interesse an der kirch- 
lichen Basis als an institutionellen Verstärkungen fördern.“ 

Weiter ging Wölber auf das in der neuen Grundordnung angelegte Modell des Zusammen- 
wirkens von VELKD und EKD ein und glaubte, darin Möglichkeiten für die Zukunft zu 
sehen. Er beurteilte gerade diesen Teil der neuen Grundordnung als eine „Anerkennung 
des Konfessionsprinzips‘“ und ‚eine Unterstreichung der Tatsache, daß die EKD keine 
Unionskirche ist‘“'®, 

Rektor K.-H. Neukamm erstattete vor der Synode für den Planungsausschuß Bericht 
und begründete u.a. die Empfehlungen des Planungsausschusses zu EGO V. Im Blick 
auf die ständige Mitarbeit des Planungsausschusses an den Entwürfen der neuen Grund- 
ordnung stellte er fest: Der Planungsausschuß hat die Verfassungsarbeit „kritisch, för- 
dernd und mitbestimmend begleitet. Die VELKD stand somit nicht im Abseits. Wir haben 
auch in den Entschließungen der Generalsynode deutlich gemacht, daß die VELKD ihren 
Platz mitten in einer neuen EKD, nicht daneben sieht‘. Er wies darauf hin, daß in EGO V 
„wesentliche Anregungen und Vorstellungen des Planungsausschusses aufgenommen wor- 
den sind“. „‚Übereinstimmend herrscht die Meinung vor, daß die Sache der EKD-Reform 
zu einem baldigen Abschluß gebracht werden sollte, freilich nicht um jeden Preis.“'? 

In der Diskussion wurde die Kritik an dem Entwurf an bestimmten Themen festge- 
macht?°: „Mißbrauch der Leuenberger Konkordie“, „zentralistischer Zug der Reform“, 
„Ausweitung der finanziellen Belastung“, Autonomieverlust der Landeskirchen, „Allzu- 
ständigkeit der EKD“, Grundartikel und Artikel 1 bis 4 (S. 142). Dietzfelbinger beklagte 
die mangelnde Ausgewogenheit von „Gemeinsamkeit und Unterschiedenheit‘“; er sah in 


15. Ebd. S. 165. 

16. Ebd. S. 34. 

17. Ebd. S. 43. 

18. Ebd. S. 44 

19. Ebd. S. 55. 

20. Ebd. S. 128, 134, 135, 143. 
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der Verfassungsänderung mehr als eine Reform, nämlich eine „Iransformation‘‘, eine 
„Kirchwerdung“*". 

Die synodalen Verhandlungen in einem gesondert für die Frage der EKD-Reform ge- 
bildeten Synodalausschuß gingen besonders auf den Alternativvorschlag der bayerischen 
Kirche zu Artikel 1 bis 4 ein. Soweit es der Synode berechtigt erschien, nahm die Ent- 
schließung die Anregungen der bayerischen Kirche auf. 


ENTSCHLIESSUNG DER GENERALSYNODE DER VEREINIGTEN 
EVANGELISCH-LUTHERISCHEN KIRCHE DEUTSCHLANDS 
ZUM ENTWURF EINER GRUNDORDNUNG 
DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN DEUTSCHLAND (EGO V) 


Vom 25. Oktober 1974 (Auszug)”” 


Der Generalsynode hat bei ihrer Tagung vom 20. bis 25. Oktober 1974 der Entwurf V 
einer Grundordnung für die EKD vorgelegen. Der Vereinigten Kirche sind mehrere 
Äußerungen zu dieser Vorlage zugegangen. Unter Berücksichtigung der in diesen Auße- 
rungen erhobenen Einwendungen zu EGO V hat die Generalsynode folgende Stellung- 
nahme beschlossen: 

1. Zu den Artikeln 1 und 2 wird festgestellt, daß diese für die VELKD in der vorge- 
legten Form nicht annehmbar sind. Es muß verfassungsrechtlich zum Ausdruck gebracht 
werden, daß die in der EKD bestehende Kirchengemeinschaft i. S. der Leuenberger 
Konkordie zu verstehen ist. Der nachfolgende Formulierungsvorschlag würde dieser 
Forderung entsprechen: 


Artikel 1 
Die Evangelische Kirche in Deutschland umfaßt lutherische, reformierte und unierte 
Kirchen (Gliedkirchen) mit ihren Kirchengemeinden und Kirchenmitgliedern. Zwischen 
den Gliedkirchen besteht Kirchengemeinschaft im Sinne der Konkordie reformatori- 
scher Kirchen in Europa (Leuenberger Konkordie). Die Gliedkirchen gewähren einander 
Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft. 


Artikel 2 

(1) Unter den Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland besteht Überein- 
stimmung über ein gemeinsames Verständnis des Evangeliums, wie es in der Leuenberger 
Konkordie seinen Ausdruck gefunden hat. 

(2) wie bisher. 

(3) wie bisher. 

2. Die in Artikel 4 Absatz 1 Nr. 2 getroffene Feststellung, daß in der EKD Abend- 
mahlsgemeinschaft besteht, ist mehrdeutig. Es muß sichergestellt sein, daß die Abend- 
mahlsgemeinschaft auch in Form der offenen Kommunion als ausreichend im Sinne der 
Grundordnung zu gelten hat. In diesem Zusammenhang wird es genügen, wenn die Be- 
gründung der Vorlage zu diesem Artikel als authentische Interpretation anerkannt wird. 
G=) 

5. Zu Artikel 52: Die in dem Artikel 52 Absatz 3 genannten Grundsätze sind im Ent- 
wurf V der Grundordnung nicht präzisiert. Aus der Begründung ergibt sich die Meinung 
des Verfassungsausschusses, daß die Höhe des prozentualen Anteiles der EKD an den 
Einnahmen der Gliedkirchen (Prozentsätze) nicht zu den Grundsätzen gerechnet wird 
und daher deren Änderung nicht mehr wie bei der ersten Verabschiedung der einstimmi- 
gen Zustimmung der Kirchenkonferenz bedarf. Die eingegangenen Äußerungen von 
Gliedkirchen lassen erkennen, daß ohne eine Änderung dieser Bestimmung die Annah- 
me der Grundordnung durch Gliedkirchen in Frage gestellt werden könnte. 

Der nachfolgende Vorschlag für die Fassung des Artikels 52 Absatz 3 würde die Mög- 
lichkeit einer Versagung der Annahme mit diesem Grunde ausschließen: 


21. Ebd. S. 145f. 22. Text nach LuthGenSyn 1974, S. 732. 
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(3) Kirchengesetze nach Artikel 58 Absatz 1 und 60 bedürfen der Zustimmung aller 
Mitglieder der Kirchenkonferenz. 

6. Zu Artikel 53: In den Gliedkirchen ist zunehmend die Sorge erkennbar geworden, 
daß in EGO V die Ausgewogenheit zwischen dem föderativen Element und dem Ge- 
meinschaftselement in der EKD nicht an allen Stellen befriedigend geregelt ist. Dies gilt 
besonders für Artikel 53 Absatz 2, der im Gesetzgebungsverfahren die Möglichkeit vor- 
sieht, daß die Synode ein ablehnendes Votum der Kirchenkonferenz nach Einschaltung 
des Vermittlungsausschusses überstimmen kann. 

Der Generalsynode erscheint es angemessen, am Gesetzgebungsverfahren Synode und 
Kirchenkonferenz als gleichwertige Organe zu beteiligen. 


Die Stellungnahmen der bayerischen Kirche, die Voten von Bischof Dietz- 
felbinger und OKR Dr. Hofmann, die Ergebnisse der Verhandlungen der 
Generalsynode machten deutlich, daß der Entwurf für eine neue Grundord- 
nung die Synode der EKD nicht ohne Änderung passieren konnte, wenn eine 
Ratifizierung einer von der Synode beschlossenen Grundordnung durch eini- 
ge Kirchen nicht gefährdet werden sollte. Besonders die Artikel 1 bis 4 (hier 
vorrangig Artikel 1 und 4), die Artikel 23, 52, 53 und 59 mußten neu über- 
dacht werden. Es war klar, daß man nach Kompromißformulierungen suchen 
mußte. Darauf wurde unmittelbar vor der Tagung der EKD-Synode am 

2. November ein Gespräch zwischen Synodalen der Kirchen der Arnoldshainer 
Konferenz, Ratsmitgliedern, Mitgliedern der Kirchenkonferenz, der Werke und 
Verbände sowie Mitgliedern der Kirchenkanzlei der EKD geführt. Das Ge- 
spräch sollte dazu dienen, die Synodalen auf die notwendigen Änderungen des 
vorliegenden Entwurfs vorzubereiten und zu prüfen, ob eine Kompromißbe- 
reitschaft bei den Synodalen in Richtung auf die Vorschläge der VELKD zu 
wecken war. Es zeigte sich eine solche Bereitschaft, besonders Artikel 1 
geringfügig zu verändern. 


4. DIE EKD-SYNODE VOM 3. BIS 8. NOVEMBER 1974 


Der Vorsitzende des Verfassungsausschusses, Vizepräsident Dr. Danielsmeyer 
(Bielefeld), brachte auf der Synodaltagung die Vorlage ein. Er verwies auf die 
vorgelegte Begründung zu den einzelnen Artikeln und verglich dann in seinem 
Referat die Entschließung der EKD-Synode zum künftigen Weg der EKD vom 
15. Mai 1970 mit dem vorliegenden Entwurf für eine neue Grundordnung. 
Besonders ging er auf den Begriff der Kirchengemeinschaft in dem Entwurf 
und auf die Beziehung der Leuenberger Konkordie zu den Bestimmungen in 
der Grundordnung ein. 


VIZEPRÄSIDENT DR. DANIELSMEYER, EINBRINGUNGSREDE 
ZUR VORLAGE EINER NEUEN GRUNDORDNUNG DER EKD 


Vom 4. November 1974 (Auszug)”” 


Die künftige Gemeinschaft in der EKD ist als Kirchengemeinschaft qualifiziert worden 
(Artikel 1). Dieser nicht neue Begriff hat seit 1968 in den Thesen zur Kirchengemeinschaft 


23. Text nach BSynEKD, Bd. 26, 1974, S. 142-152. 
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eine Rolle gespielt, die ein Ergebnis der innerdeutschen Bemühungen um Einheit zwi- 
schen den bekenntnisverschiedenen Kirchen sind. 

Der Begriff ist in der Leuenberger Konkordie ein Schlüsselbegriff geworden. Im Sinne 
der Leuenberger Konkordie spricht der Entwurf der neuen Grundordnung von Kirchen- 
gemeinschaft. Dieses ist zutreffend und im Sinne der Verfassungsdebatte in der Begrün- 
dung zu Artikel 1 ausgeführt. Kirchengemeinschaft besteht zwischen Kirchen unter- 
schiedlichen Bekenntnisstandes. Die Kirchen werden in Artikel 1 mit ihrem verschiede- 
nen Bekenntnisstand genannt. Wir sind der Überzeugung, daß die Konfessionen — auch 
innerhalb der reformatorischen Grundentscheidungen — nicht Spiegelungen vergangener 
Fragestellungen sind, sie sind wesentliche Faktoren eines geistlichen Erbes, das sich in 
der Prägung der Gliedkirchen auswirkt. Scheinbar überholte Fragestellungen werden täg- 
lich virulent oder können jedenfalls virulent werden. Die konfessionelle Prägung der 
Gliedkirchen ist und bleibt entscheidende Voraussetzung für eine Neuordnung der EKD. 

Nun dürfen wir trotz dem gerade Gesagten von einer Übereinstimmung im Verständ- 
nis des Evangeliums ausgehen. Das eben ist in der Leuenberger Konkordie, der mittler- 
weile zwischen 50 und 100 Kirchen in Europa zugestimmt haben, zum Ausdruck ge- 
bracht worden ... 

Nun kennt die Konkordie aber eine umfassendere Sakramentsgemeinschaft als sie in 
der EKD zur Zeit zu verwirklichen ist. So erfüllt die Kirchengemeinschaft in der EKD 
nur einen Teilbereich der nach der Leuenberger Konkordie möglichen Sakramentsge- 
meinschaft. Zwischen den Gliedkirchen der EKD konnte eine bestehende Abendmahlsge- 
meinschaft nur in dem Sinne festgestellt werden, daß alle Gliedkirchen Glieder der anderen 
Kirchen uneingeschränkt zum Abendmahl zulassen. Selbstverständlich gibt es Gliedkirchen, 
die in ihrer Sakramentsgemeinschaft weit über das eben Dargestellte hinausgehen. Sie 
haben das etwa in Vereinbarungen ausgesprochen. Artikel 4 Absatz 1 Satz 2 ist in diesem 
Sinne zu verstehen. Die Begründung in Artikel 4 erläutert, daß die EKD keine Zustän- 
digkeit hat, Abendmahlsgemeinschaft in Artikel 4 für die Gliedkirchen verbindlich an- 
ders zu interpretieren, als es jetzt geschehen ist. Die Begründung geht insoweit auf 
einen Beschluß des Verfassungsausschusses zurück. Um Mißverständnissen vorzubeugen, 
sollte diese verfassungsrechtliche Selbstverständlichkeit in der Begründung ausgeführt 
werden. 

Der Entwurf verpflichtet also die Gliedkirchen zu keiner Abendmahlsgemeinschaft, die 
über die hinausgeht, die bereits zwischen allen Gliedkirchen der EKD besteht ... 

In anderer Weise erfüllt die bestehende Kirchengemeinschaft in umfassender Weise die 

Anforderungen nach einer Kirchengemeinschaft im Sinne der Leuenberger Konkordie. Die 
tatsächliche Zusammenarbeit in Zeugnis und Dienst der Gliedkirchen der EKD geht über 
das hinaus, was die Leuenberger Konkordie von den beteiligten Gliedkirchen wünscht. 
— Daß die jetzt bereits gegebene und die vorgesehene rechtliche Ordnung der Gemein- 
schaft in der EKD nicht zwigend aus der Leuenberger Konkordie folgt, ergibt sich aus 
der besonderen Situation der EKD einerseits und der Kirchen, die der Konkordie zuge- 
stimmt haben, andererseits. 

An einer Stelle bekommt die EKD-Gemeinschaft, und hier in strenger Anlehnung an 
die Leuenberger Konkordie, einen neuen Akzent. Die EKD hat die Aufgabe, das gemein- 
same Verständnis des Evangeliums in theologischer Arbeit zu vertiefen (Artikel 3 
Absatz 2). Diese verfassungsrechtlich begründete Verpflichtung umfaßt, was in der 
Leuenberger Konkordie unter dem Titel „Theologische Weiterarbeit‘ steht. Es geht 
um die kontinuierlichen Lehrgespräche und dabei auch um die Aufarbeitung von Lehr- 
unterschieden, die — wenn auch nicht kirchentrennend — zwischen den Kirchen mit 
verschiedenen Bekenntnissen stehen. Es versteht sich von selbst, daß diese Aufgabe 
der EKD nicht in ihren ausschließlichen Zuständigkeitsbereich fällt. Selbstverständlich 
haben die Gliedkirchen ihrerseits die gleiche Verpflichtung und Aufgabe. Die glied- 
kirchlichen Zuständigkeiten auf diesem Gebiet sind also durch Artikel 3 Absatz 2 
nicht berührt. Die Gemeinschaft in der EKD ist nicht ein mit der neuen Grundord- 
nung für lange Zeit festgestellter und abgeschlossener Zustand. EKD-Gemeinschaft ist 
Be Vorgang, ein Prozeß; EKD-Gemeinschaft ist Gemeinschaft auf dem Weg zur Ein- 

ei 
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Bleibt die Frage zu beantworten, ob es mit dem neu eingeführten Begriff von Kirchen- 
gemeinschaft gelungen ist, eine engere Gemeinschaft zwischen den Kirchen der EKD 
festzustellen und zu beschreiben. Dazu ist zunächst zu bemerken, daß die „engere Ge- 
meinschaft“ und ihre Beschreibung nicht nur in den „Grundbestimmungen“ zu suchen 
ist. Über die engere Gemeinschaft ist auch bei den Gemeinschaftsaufgaben, bei der Rechts- 
ordnung und anderwärts zu reden. Aber vielleicht kann man im Rahmen theologischer 
Überlegungen zunächst bei dem Begriff Kirchengemeinschaft stehenbleiben. Was bedeu- 
tet er unter der Frage von 1970 nach der engeren Gemeinschaft? Das Urteil hängt ganz 
davon ab, wie man mit dem Begriff Kirchengemeinschaft umgeht. Der Begriff ist im 
Entwurf ebensowenig eindeutig wie in der Leuenberger Konkordie. Er kann verschieden 
interpretiert werden. Seine Beschreibung in einer neuen Grundordnung wird die 
einen darin bestärken, in der EKD eine „Kirche“ zu sehen. Für sie ist „Kirche“ da, wo 
Gemeinschaft in Wort und Sakrament aufgrund eines übereinstimmenden Verständnisses 
des Evangeliums gelebt wird. Die anderen werden darauf beharren, daß die EKD keine 
„Kirche“ ist, weil sie kein eigenes Bekenntnis hat. Die neue Grundordnung ermöglicht 
die gleiche Unterschiedlichkeit der Interpretation wie die alte. Dennoch scheint mir der 
nicht eindeutige Begriff „Kirchengemeinschaft“ den Vorteil für sich zu haben, daß er 
auf Zukunft offen ist. Bei differenzierter Überlegung ergibt sich, daß die neue Grund- 
ordnung in gewisser Weise eine engere Gemeinschaft der Gliedkirchen feststellt und be- 
schreibt und sie für die Zukunft fordert. Kirchengemeinschaft ist ein Begriff, der nicht 
Bestehendes festschreibt, sondern eine Zukunft anvisiert. Dies läßt mich wünschen, daß 
diese Synode und alle Gliedkirchen dem Grundartikel und den Grundbestimmungen ihre 
Zustimmung nicht versagen. 


Nach der Einbringung eröffnete Rektor Neukamm die Aussprache mit einem 
ausführlichen Beitrag. Als Vorsitzender des Planungsausschusses der VELKD 
brachte er die Entschließung der Generalsynode ein und beantragte, die Emp- 
fehlungen zu beachten. Als bayerischer Synodaler trug er die Bedenken seiner 
Kirche vor und bat, auch sie zu berücksichtigen. Ihm ging es um die rechte 
Einarbeitung der Leuenberger Konkordie, um eine Berichtigung des Aufgaben- 
katalogs in dem Entwurf und um die Finanzverfassung sowie besonders um die 
rechte Ausgewogenheit zwischen den Kompetenzen von Synode und Kirchen- 
konferenz im Gesetzgebungsverfahren. Er appellierte an die Synode, „einen Weg 
zu finden, der uns so viel Freiheit in den Gliedkirchen wie möglich und so 

viel Gemeinsamkeit in der EKD wie nötig erlaubt“ **. 

Der hannoversche Synodale Dr. Müller brachte einen weiteren Katalog von 
Änderungswünschen ein, der vor der Synode der EKD von einem Sonderaus- 
schuß der Hannoverschen Landessynode erarbeitet worden war. Die Änderungen 
betrafen mehr stilistische Fragen und Klarstellungen als grundsätzliche Pro- 
bleme?°. Für die württembergische Kirche erklärte der Synodale Hennig: 

„Man verrät kein Geheimnis, und es ist kein fragwürdiger Ausflug in das meist 
undankbare Gebiet der Prophetie, wenn man es als Württembergischer hier 
offen ausspricht, daß die Annahme der neuen Grundordnung in der württem- 
bergischen Landeskirche auf sehr große Schwierigkeiten stoßen wird“”°. 


Im Verlauf der späteren Debatte begründete Hennig die Enthaltung von einigen württem- 
bergischen Synodalen (zu Artikel 53) mit einem grundsätzlichen Vorbehalt zum ganzen 
Entwurf: „Wir werden ... mit Ernst zu prüfen haben, ob die Zustimmung zu der neuen 


24. Ebd. S. 155. 


25. Ebd. S. 165ff. 
26. Ebd. S. 167. 
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Grundordnung in einer Stunde erfolgen kann, in der man nicht von einer inneren kirch- 
lichen und theologischen Einmütigkeit in den großen Sachfragen der Kirche reden kann, 
weder in der Kirche noch in dieser Synode.‘ ?” 

Der Synodale v. Keler sprach die gleichen württembergischen Bedenken an, was er als 
eigene Meinung vortrug: „Ich empfinde es und wahrscheinlich viele mit mir als be- 
kümmernd, daß es uns nicht gelungen ist, die Übereinstimmung über ein gemeinsames 
Verständnis des Evangeliums mit eigenen Worten zu formulieren ... Das Bekümmernde 
ist doch, daß wir in Aktionen und in vielen anderen eins sind, daß wir aber geistliche Unter- 
schiede spüren. ‘“?® 


In vielen Diskussionsbeiträgen wurde darauf hingewiesen, daß der vorliegende 
Entwurf ein Kompromiß sei, der versücht habe, alle wirklichen Beschwernisse 
der Gliedkirchen zu berücksichtigen. 

Dem Tagungsausschuß der Synode gelang es, in vorsichtiger Überarbeitung 
(besonders der Artikel 1 und 2 und des Artikels 23 Abs. 2) die meisten Be- 
denken auszuräumen. Ein Problem blieb Artikel 53 Absatz 2 (Letztentschei- 
dung der Synode bei Gesetzen, die mit einfacher Mehrheit beschlossen werden 
können)”. Schließlich gelang es der Synode, zum Ende zu kommen. Die Grund- 
ordnung wurde ohne Gegenstimmen mit 103 Ja-Stimmen beschlossen. 


Hinzuweisen ist auf vier Enthaltungen. Gewiß schien das Maß an Übereinstimmung sehr 
groß zu sein. Abgesehen von dem Synodalen aus Eutin (der sich ohne besondere Begrün- 
dung den Voten der Württembergischen Synodalen anschloß), waren es die Synodalen, die 
in der Württembergischen Landessynode die Mehrheitsgruppe „vertreten“, die sich zuerst 
bei dem umstrittenen Artikel 53 und dann bei der Schlußabstimmung der Stimme ent- 
hielten. Für sie hat der Synodale Hennig die oben zitierten grundsätzlichen Bedenken vor- 
getragen, die sich nicht auf den einen oder anderen Artikel bezogen, sondern das Ganze 
der neuen Grundordnung in Frage stellten. 


Die Abstimmung und die vorausgegangene Diskussion haben deutlich gemacht, 
daß die Entscheidung über die Annahme der von der EKD-Synode in großer 
Einmütigkeit beschlossenen Grundordnung in einzelnen Gliedkirchen nicht als 
sicher gelten kann. 


ANHANG: GRUNDORDNUNG DER EVANGELISCHEN KIRCHE 
IN DEUTSCHLAND 


Vom 7. November 1974°° 


Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hat unter Wahrung der Vorschriften 
von Artikel 26 Absatz 3 Satz 3 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land vom 13. Juli 1948 die folgende Grundordnung beschlossen: 


27. Ebd. S. 312. 

28. Ebd. S. 173. 

29. Ebd. S. 287£f. 

30. Text nach dem Sonderdruck, hg. von der EKD-Kanzlei, Hannover 1975. Vgl. auch 
BSynEKD 26, 1974, S. 496-521. — Anmerkung zum Titel: „Gemäß Art. 70 tritt diese 
Grundordnung in Kraft, wenn sie nach Zustimmung der in Art. 7 genannten Gliedkirchen 


und der in Art. 31 genannten gliedkirchlichen Vereinigungen im Amtsblatt der EKD ver- 
kündet ist.“ 
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Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland 


Grundartikel 


(1) Grundlage der Evangelischen Kirche in Deutschland ist das Evangelium von Jesus 
Christus, wie es in der Heiligen Schrift Alten und Neuen Testaments gegeben ist. Dieses 
Evangelium ist die Richtschnur des Glaubens, der Lehre und des Lebens. 

(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland bekennt sich zu Jesus Christus als dem einen 
Herrn der einen, heiligen, allgemeinen, apostolischen Kirche, zu der er Menschen aus allen 
Ländern, Völkern und Rassen beruft. 

(3) Gemeinsam mit der Alten Kirche steht die Evangelische Kirche in Deutschland auf 
dem Boden der altkirchlichen Bekenntnisse. Sie ist den in ihren Gliedkirchen geltenden re- 
formatorischen Bekenntnissen verpflichtet. 

(4) Auftrag der Evangelischen Kirche in Deutschland ist die Verkündigung des Evange- 
liums von Jesus Christus. Der Dienst der Kirche an allen Menschen und Gruppen, auch ihr 
Dienst in Staat, Gesellschaft und Völkerwelt, ist an diesen Auftrag gebunden. 


I. Grundbestimmungen 


Artikel 1 
Die Evangelische Kirche in Deutschland umfaßt lutherische, reformierte und unierte 
Kirchen (Gliedkirchen) mit ihren Kirchengemeinden und Kirchenmitgliedern. Zwischen 
den Gliedkirchen besteht Kirchengemeinschaft im Sinne der Konkordie reformatorischer 
Kirchen in Europa (Leuenberger Konkordie); sie schließt Kanzel- und Abendmahlsge- 
meinschaft ein. 


Artikel 2 

(1) Unter den Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland besteht Überein- 
stimmung über ein gemeinsames Verständnis des Evangeliums, wie es in der Leuen- 
berger Konkordie seinen Ausdruck gefunden hat. 

(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland achtet die Bekenntnisgrundlagen der Glied- 
kirchen und Gemeinden und hilft dazu, daß sie ihr Bekenntnis in Lehre, Leben und 
Ordnung der Kirche wirksam werden lassen. Sie hält dazu an, auf das Glaubenszeugnis 
der Brüder zu hören. Die Bekenntnisse sind immer neu an der Heiligen Schrift zu prüfen. 

(3) Die Evangelische Kirche in Deutschland bejaht mit ihren Gliedkirchen die von der 
Bekenntnissynode in Barmen getroffenen Entscheidungen über Wesen, Auftrag und Ord- 
nung der Kirche. 


Artikel 3 

(1) Die Kirchengemeinschaft in der Evangelischen Kirche in Deutschland verwirklicht 
sich in gemeinsamer Ausrichtung von Zeugnis und Dienst. 

(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland hat die Aufgabe, das gemeinsame Verständ- 
nis des Evangeliums in theologischer Arbeit zu vertiefen und die Wahrheit des Evange- 
liums gegenüber Entstellungen abzugrenzen. 

(3) Die Evangelische Kirche in Deutschland bejaht ihre Mitverantwortung für die be- 
sondere Gemeinschaft der ganzen evangelischen Christenheit in Deutschland. 


Artikel 4 
(1) In der Evangelischen Kirche in Deutschland gilt für den Dienst der Verkündigung 

und der Sakramentsverwaltung: 

1. Die in einer Gliedkirche ordnungsgemäß vollzogene Taufe wird in allen Gliedkirchen 
anerkannt. 

2. es besteht Abendmahlsgemeinschaft; 

3. die in einer Gliedkirche ordnungsgemäß volizogene Ordination wird in allen Glied- 
kirchen zum Dienst der Verkündigung, zur Vornahme von Taufen und Amtshand- 
lungen zugelassen; 
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4. ordnungsgemäß vollzogene Amtshandlungen werden in allen Gliedkirchen anerkannt. 
(2) Die gliedkirchlichen Ordnungen und Vereinbarungen zwischen den Gliedkirchen 
bleiben unberührt. 


Artikel 5 

(1) Innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland wird die Kirchenmitgliedschaft 
durch die Taufe, durch evangelischen Bekenntnisstand (Zugehörigkeit zu einem in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland geltenden Bekenntnis) und durch Wohnsitz in der 
Kirchengemeinde einer Gliedkirche begründet. 

(2) Der getaufte evangelische Christ gehört durch seine Mitgliedschaft in einer Kirchen- 
gemeinde und Gliedkirche zugleich der Evangelischen Kirche in Deutschland an. Die sich 
daraus ergebenden Rechte und Pflichten gelten im Rahmen dieser Grundordnung und 
nach Maßgabe der gliedkirchlichen Ordnungen im Gesamtbereich der Evangelischen Kirche 
in Deutschland. 

(3) Bei einem Wohnsitzwechsel in den Bereich einer anderen Gliedkirche setzt sich die 
Kirchenmitgliedschaft in der Gliedkirche des neuen Wohnsitzes fort. Unberührt bleibt das 
Recht des Zuziehenden, sich einer anderen im Bereich der Gliedkirche bestehenden evan- 
gelischen Kirche anzuschließen. 


Artikel 6 
(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland ist um ihres Auftrags willen unabhängig in 
der Aufstellung ihrer Grundsätze, in der Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten 
und in der Verleihung und Aberkennung ihrer Ämter. 
(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland ist nach staatlichem Recht Körperschaft 
des öffentlichen Rechts. 


II. Die Evangelische Kirche in Deutschland und ihre Gliedkirchen 


Artikel 7 
Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland sind 
die Evangelische Landeskirche in Baden, 
die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern, 
die Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg (Berlin West), 
die Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig, 
die Bremische Evangelische Kirche, 
die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Eutin, 
die Evangelisch-lutherische Kirche im Hamburgischen Staate, 
die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers, 
die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau, 
die Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck, 
die Lippische Landeskirche, 
die Evangelisch-lutherische Kirche in Lübeck, 
die Evangelisch-reformierte Kirche in Nordwestdeutschland, 
die Evangelisch-lutherische Kirche in Oldenburg. 
die Vereinigte Protestantisch-Evangelisch-Christliche Kirche der Pfalz, 
die Evangelische Kirche im Rheinland, 
die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Schaumburg-Lippe, 
die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Schleswig-Holsteins, 
die Evangelische Kirche von Westfalen, 
die Evangelische Landeskirche in Württemberg 


Artikel 8 
Die Gliedkirchen nehmen den Dienst der Kirche in ihrem Bereich nach ihren Ord- 
nungen wahr. Sie sind in Gesetzgebung und Verwaltung selbständig, soweit sich aus 
dieser Grundordnung nichts anderes ergibt. 
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Artikel 9 
Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland geht dem Recht der Gliedkirchen 
vor. Das gesamtkirchliche Recht darf das Bekenntnis und die Verfassungsgrundsätze der 
Gliedkirchen nicht verletzen. 


Artikel 10 
Kirchlicher Dienst geschieht wie in den Gemeinden und Gliedkirchen so auch in den 
kirchlichen Werken, Verbänden und Einrichtungen. Diese tragen ungeachtet ihrer Rechts- 
form gemeinsam mit den Gliedkirchen Verantwortung für den Auftrag der Kirche. In 
dieser Einheit haben sie die zur Erfüllung ihrer besonderen Aufgaben notwendige Eigen- 
verantwortung und Freiheit, die durch die kirchlichen Ordnungen gesichert und begrenzt 
werden. 


Artikel 11 
(1) Zusammen mit den Gliedkirchen wirkt die Evangelische Kirche in Deutschland auf 
eine ausgewogene Neugliederung hin, die den regionalen und bekenntnismäßigen Gliede- 
rungen Rechnung trägt. 
(2) Die Neubildung, Auflösung und Neuabgrenzung von Gliedkirchen geschieht durch 
Vereinbarungen der Gliedkirchen im Benehmen mit der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land, die hierfür Empfehlungen geben kann. 


Artikel 12 
Andere Kirchen und kirchliche Gemeinschaften können sich der Evangelischen Kirche 
in Deutschland durch Vereinbarung anschließen. Die Vereinbarung bedarf der Bestätigung 
durch Kirchengesetz. Für die angeschlossenen Kirchen und Gemeinschaften sowie ihre 
Mitglieder gelten der Grundartikel und Artikel 1 bis 4 entsprechend. 


Artikel 13 
In der Evangelischen Kirche in Deutschland sollen Verhandlungen und das Geltend- 
machen von Rechten und Pflichten vom Geist der Brüderlichkeit bestimmt sein. 


III. Aufgaben 


Artikel 14 

(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert die Gemeinschaft und die Zusammen- 
arbeit der in ihr verbundenen Gliedkirchen. Sie wirkt dahin, daß die Gliedkirchen nach 
übereinstimmenden Grundsätzen verfahren. 

(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland und ihre Gliedkirchen unterstützen sich 
gegenseitig in der Erfüllung ihrer Aufgaben. 

(3) Die Evangelische Kirche in Deutschland erstrebt ein einheitliches Handeln ihrer Glied- 
kirchen auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens. Sie vertritt die gesamtkirchlichen 
Anliegen gegenüber Staat und Gesellschaft. 


Artikel 15 

(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland nimmt Aufgaben wahr, die im Interesse der 
wirksamen Ausrichtung von Zeugnis und Dienst gesamtkirchliches Handeln erfordern und 
für die Gesamtheit der Gliedkirchen von besonderer Bedeutung sind. 

(2) Daraus entstehen Gemeinschaftsaufgaben insbesondere auf folgenden Gebieten: 

1. Zusammenarbeit in Fragen des Gottesdienstes, der Bibelübersetzung und Bibelver- 
breitung, der Seelsorge und der Beratungsdienste; 

2. Förderung der theologischen Forschung und Lehre sowie anderer Wissenschaften 
in ihrer Bedeutung für das kirchliche Leben und für den Auftrag der Kirche in der Ge- 
sellschaft; 

3, Hilfe an notleidenden Menschen und Gruppen, sowie Mitwirkung an der Behebung 
der Ursachen der Not; 

4. Mitarbeit in der ökumenischen Gemeinschaft und Verantwortung für Mission, 
Diasporadienst und Auslandsarbeit; 
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5. Wahrnehmung von Aufgaben im Bildungs- und Erziehungswesen, in der Ausbil- 
dung und Weiterbildung für kirchliche Dienste und soziale Berufe sowie in der Jugend- 
und Erwachsenenbildung; 

6. Förderung gesamtkirchlicher Einrichtungen und Initiativen auf dem Gebiet evange- 
lischer Publizistik; 

7. Mitarbeit an den gesellschaftlichen Aufgaben in der Arbeitswelt und im Ffreizeit- 
bereich; 

8. Mitverantwortung für Frieden und soziale Gerechtigkeit in der Welt. 


Artikel 16 

(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland sorgt für die diakonische Ausrichtung 
der kirchlichen Arbeit. Sie fördert die in ihrem Bereich arbeitenden diakonischen und 
volksmissionarischen Einrichtungen und Werke. Sie unterstützt die Zusammenarbeit und 
gemeinsame Planung der gliedkirchlichen diakonischen Werke. Sie führt diakonische 
Maßnahmen im In- und Ausland durch, soweit ein unmittelbares gesamtkirchliches 
Handeln erforderlich ist. 

(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland nimmt ihre diakonischen Aufgaben unter 
Mitverantwortung ihrer Organe durch das Diakonische Werk wahr; es vertritt diese Auf- 
gaben für die Evangelische Kirche in Deutschland gegenüber den Gliedkirchen und ihren 
Werken, Verbänden und Einrichtungen, den anderen Verbänden der freien Wohlfahrts- 
pflege, dem Staat und der Öffentlichkeit und gegenüber ökumenischen Partnern. 

(3) Das Nähere bestimmt die Ordnung des Diakonischen Werkes, die der Bestätigung 
durch Kirchengesetz bedarf. In der Ordnung sind die Selbständigkeit des Werkes, die 
Mitwirkung der Organe der Evangelischen Kirche in Deutschland und die partnerschaft- 
liche Mitarbeit der Freikirchen und Gemeinschaften zu gewährleisten. Die Übernahme 
neuer Arbeitsbereiche bedarf der Zustimmung der Evangelischen Kirche in Deutschland. 


Artikel 17 

(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland sorgt für die missionarische Ausrichtung 
der kirchlichen Arbeit. Sie fördert die Zuordnung von Kirche und Mission in ihrem 
Bereich sowie die Zusammenarbeit der regionalen Missionszentren und Missionsgesell- 
schaften. 

(2) Eine gesamtkirchliche Ordnung der Missionsarbeit bedarf der Bestätigung durch 
Kirchengesetz. Sie muß die Selbständigkeit der Arbeit gewährleisten, die Mitwirkung 
der Organe der Evangelischen Kirche in Deutschland regeln und offen sein für eine 
partnerschaftliche Mitarbeit von Freikirchen und Gemeinschaften. 


Artikel 18 

(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland verwirklicht ihre Mitarbeit in der Öku- 
mene insbesondere durch ihre Mitgliedschaft im Ökumenischen Rat der Kirchen, in 
der Konferenz Europäischer Kirchen und in der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kir- 
chen in der Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West); sie hält Verbindung mit 
den konfessionellen Weltbünden und anderen ökumenischen Organisationen sowie mit 
einzelnen Kirchen des In- und Auslandes. Die selbständige Vertretung und Mitarbeit 
von Gliedkirchen in ökumenischen Vereinigungen bleibt unberührt. Sie sollen dabei 
Fühlung mit den zuständigen Organen der Evangelischen Kirche in Deutschland halten. 
Gemeinsam mit den Gliedkirchen und den kirchlichen Werken, Verbänden und Ein- 
richtungen hat die Evangelische Kirche in Deutschland die Aufgabe, das ökumenische 
Bewußtsein und die ökumenische Verantwortung in den Gemeinden zu stärken. 

(2) Die Auslandsarbeit der Evangelischen Kirche in Deutschland umfaßt insbesondere 
die partnerschaftliche Zusammenarbeit mit den evangelischen Kirchengemeinschaften 
und Gemeinden deutscher Herkunft sowie den in Gemeinschaft mit einheimischen Kir- 


chen geschehenden Dienst an evangelischen Christen deutscher Sprache außerhalb 
Deutschlands. 
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Artikel 19 

(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland kann Werke, Verbände und Einrich- 
tungen, die Aufgaben von gesamtkirchlicher Bedeutung wahrnehmen, als Werke, Ver- 
bände und Einrichtungen der Evangelischen Kirche in Deutschland anerkennen; sie 
kann ihnen Aufgaben von gesamtkirchlicher Bedeutung übertragen. Die sich hieraus 
ergebenden Rechte und Pflichten werden in Vereinbarungen geregelt, die der Bestäti- 
gung durch die Synode bedürfen. Hierbei sind nähere Bestimmungen zu treffen über 

1. die Selbständigkeit der Werke, Verbände und Einrichtungen in der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben, 

2. die Mitwirkung der Organe der Evangelischen Kirche in Deutschland und ihre 
finanzielle Beteiligung, 

3. die Möglichkeit partnerschaftlicher Mitarbeit von Freikirchen und Gemeinschaften. 

Eine Regelung durch Kirchengesetz bleibt vorbehalten. 

(2) Berührt eine Regelung nach Absatz 1 Ordnungen der Gliedkirchen oder ihrer 
Werke, Verbände und Einrichtungen, so bedarf sie der Zustimmung der Kirchen- 
konferenz. 

(3) Beabsichtigen anerkannte Werke, Verbände und Einrichtungen sich zusammenzu- 
schließen, so ist die Evangelische Kirche in Deutschland an den Verhandlungen zu 
beteiligen. 


Artikel 20 
In Erfüllung ihrer Aufgaben kann die Evangelische Kirche in Deutschland durch die 
Synode oder den Rat öffentliche Erklärungen abgeben. 


Artikel 21 
Der Rat oder die Synode kann für Arbeiten und Ordnungen der Gliedkirchen und 
kirchlichen Werke, Verbände und Einrichtungen Eınpfehlungen geben oder Muster- 
Entwürfe aufstellen. 


Artikel 22 
Der Rat oder die Synode kann im Einvernehmen mit der Kirchenkonferenz Grundsätze 
aufstellen, die von den Gliedkirchen in Gesetzgebung und Verwaltung beachtet werden 
sollen (Richtlinien). 


Artikel 23 

(1) Besteht ein Bedürfnis für eine kirchengesetzliche Regelung durch die Evangelische 
Kirche in Deutschland, so kann diese durch Kirchengesetz Rahmenbestimmungen mit 
Wirkung für die Gliedkirchen erlassen für 
. das kirchliche Mitgliedschaftsrecht, 

. Aufbau und Gliederung kirchlicher Hochschulen und Forschungsstätten, 

. die Grundsätze für die Aus- und Fortbildung sowie das Prüfungswesen, 

. die Rechtsverhältnisse der kirchlichen Mitarbeiter, 

. die Besoldung, Vergütung und Versorgung der kirchlichen Mitarbeiter, 

. das kirchliche Abgabenrecht und die Finanzstatistik, 

. das allgemeine Haushaltsrecht und das Rechnungsprüfungswesen, 

. die Zuordnung von kirchlichen Werken, Verbänden und Einrichtungen zu den Glied- 
kirchen. 

(2) Das gleiche gilt für andere Sachgebiete, wenn die Voraussetzungen des Artikels 15 
Abs. 1 vorliegen und die Synode auf Antrag oder mit Zustimmung der Kirchenkonferenz 
eine rahmengesetzliche Regelung des Sachgebietes beschließt. Die Beschlüsse der Synode 
und der Kirchenkonferenz bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen 
Mitgliederzahl. 


OS PBwD— 


Artikel 24 ; 
(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland kann über rahmengesetzliche Bestimmun- 
gen hinaus Kirchengesetze mit Wirkung für die Gliedkirchen erlassen. 
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1. soweit ein Sachgebiet bereits durch Kirchengesetz der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land einheitlich geregelt ist oder 
2. so weit sich Gliedkirchen mit einer Regelung durch die Evangelische Kirche in Deutsch- 
land einverstanden erklärt haben. 
(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland kann durch Kirchengesetz gesamtkirchliche 
Statistiken, insbesondere Finanzstatistiken anordnen. 
(3) Die Evangelische Kirche in Deutschland regelt ihre eigenen Angelegenheiten im Wege 
der Gesetzgebung, wenn diese wegen ihrer Bedeutung einer kirchengesetzlichen Regelung 
bedürfen. 


Artikel 25 

(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland kann für die Wahrnehmung von Gemein- 
schaftsaufgaben Pläne aufstellen. 

(2) In der Planungsarbeit wirken die Evangelische Kirche in Deutschland und ihre Glied- 
kirchen zusammen. Die Gliedkirchen zeigen ihre Planungsarbeit auf diesen Sachgebieten 
an. Die Evangelische Kirche in Deutschland hat das Recht, sich jederzeit beratend zu be- 
teiligen. Nimmt sie eine neue Planung in Angriff, so zeigt sie dies den Gliedkirchen an. 

(3) Im Interesse gemeinsamen Handelns sollen Gliedkirchen bestimmte Entscheidungen 
im Einzelfall zurückstellen, soweit und solange es der Rat mit Zustimmung der Kirchen- 
konferenz mit Rücksicht auf Planungsvorhaben der Evangelischen Kirche in Deutschland 
für erforderlich hält. 

(4) Die Kirchenkonferenz kann mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden 
Mitglieder beschließen, daß die Evangelische Kirche in Deutschland verbindliche Rahmen- 
pläne für bestimmte Sachgebiete aufstellen kann. Diese werden nach den für Kirchenge- 
setze geltenden Vorschriften beschlossen und in Kraft gesetzt. Sie müssen allgemeine 
Grundsätze für ihre Erfüllung und Vorschläge für die Aufbringung der Mittel enthalten. 


Artikel 26 
(1) Beabsichtigen Gliedkirchen zur einheitlichen Fortentwicklung ihres Rechts Verein- 
barungen zu treffen, so sollen sie dem Rat Gelegenheit geben, beratend mitzuwirken. 
(2) Vereinbarungen, die alle Gliedkirchen betreffen, bedürfen der Zustimmung des 
Rates und werden von ihm in Kraft gesetzt. 


Artikel 27 

(1) Die Gliedkirchen sind verpflichtet, der Evangelischen Kirche in Deutschland die 
zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen und auf Verlangen 
Stellungnahmen abzugeben. 

(2) Die Gliedkirchen teilen der Evangelischen Kirche in Deutschland die Sachgebiete 
mit, für die sie eine kirchengesetzliche Regelung beabsichtigen. Entwürfe zu Kirchenge- 
setzen für Gegenstände nach Artikel 23 legen die Gliedkirchen dem Rat spätestens mit 
der Vorlage des Entwurfs an die rechtsetzende Körperschaft vor. Der Rat kann zu dem 
Gesetzesentwurf Stellung nehmen. Seine Stellungnahme ist nach Möglichkeit zum Gegen- 
stand der Beratung der rechtsetzenden Körperschaft zu machen. 


Artikel 28 
Die Gliedkirchen sollen vor der Bestellung des Vorsitzenden ihrer Kirchenleitung mit 
dem Rat Fühlung nehmen. 


Artikel 29 
(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland Kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben die 
Hilfe der Gliedkirchen nach näherer Absprache in Anspruch nehmen. Sie kann ihnen 
die Erfüllung einzelner Aufgaben übertragen. 
(2) Gliedkirchen können der Evangelischen Kirche in Deutschland mit Zustimmung 
des Rates Aufgaben oder Entscheidungen übertragen, für die sie zuständig sind. 
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‚ IV. Gliedkirchliche Vereinigungen 


Artikel 30 

(1) Gliedkirchen können sich im Benehmen mit der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land ohne Aufgabe ihres rechtlichen Bestandes zur Wahrnehmung gemeinsamer Auf- 
gaben zu Vereinigungen zusammenschließen, wenn gewährleistet ist, daß die Rechte 
und Pflichten der Gliedkirchen nach dieser Grundordnung den Rechten und Pflichten 
aus der Vereinbarung über den Zusammenschluß vorgehen. 

(2) Bei der Wahrnehmung der ihnen übertragenen Aufgaben haben die Vereinigungen 
im Verhältnis zur Evangelischen Kirche in Deutschland die Rechte und Pflichten von 
Gliedkirchen. Das Nähere kann durch Vereinbarungen zwischen der Evangelischen Kirche 
in Deutschland und den Vereinigungen geregelt werden. 


Artikel 31 

(1) Die Evangelische Kirche der Union (Bereich Bundesrepublik Deutschland und Ber- 
lin-West) und die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands nehmen nach 
Maßgabe dieser Grundordnung und besonderer Vereinbarungen an der Erfüllung von Auf- 
gaben der Evangelischen Kirche in Deutschland teil. 

(2) Beabsichtigt die Evangelische Kirche in Deutschland, rechtliche Regelungen mit 
Wirkung für die Gliedkirchen auf Sachgebieten zu treffen, die durch Recht der Evange- 
lischen Kirche der Union oder der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutsch- 
lands geordnet sind, so holt sie zunächst deren Stellungnahme ein. 

(3) Artikel 30 Abs. 2 ist anzuwenden. 


V. Organe 


Artikel 32 
Organe der Evangelischen Kirche in Deutschland sind die Synode, die Kirchenkonferenz 
und der Rat. Sie leiten die Evangelische Kirche in Deutschland in gemeinsamer Verant- 
wortung und nehmen ihre Leitungsbefugnis nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
wahr. 


Artikel 33 

(1) Die Synode hat die Aufgabe, die Angelegenheiten der Evangelischen Kirche in 
Deutschland zu beraten und nach Maßgabe dieser Grundordnung über sie zu beschließen. 
Sie erörtert den Rechenschaftsbericht des Rates und den Arbeitsbericht der Kirchenkonfe- 
renz. Sie kann jederzeit über die Tätigkeit des Rates Auskunft verlangen, ihm für seine 
Arbeit allgemeine Richtlinien geben und in besonderen Fällen Aufträge erteilen. Die 
Synode kann ihr Wort an die Gemeinden richten und öffentliche Erklärungen abgeben. 

(2) Der Synode sind folgende Aufgaben vorbehalten: 

1. Sie beschließt Kirchengesetze und verbindliche Rahmenpläne; 

2. sie bestätigt Verordnungen des Rates (Artikel 55 Abs. 3); 

3, sie beschließt über den Haushalt durch Kirchengesetz und erteilt für die Jahresrech- 
nung Entlastung; 

4. sie schreibt Kollekten aus; 

5, sie wählt zusammen mit der Kirchenkonferenz den Rat; 

6. sie bestätigt die Vereinbarungen mit kirchlichen Werken, Verbänden und Einrichtun- 
gen. 


Artikel 34 

(1) Die Synode hat 125 Mitglieder. 100 Synodale werden von den Synoden der Glied- 
kirchen gewählt, 25 Synodale vom Rat berufen. 

(2) Für die Zahl der von den Synoden der Gliedkirchen zu wählenden Synodalen sind 
Stellvertreter zu wählen, die nach einer von der Synode der Gliedkirche festzulegenden 
Ordnung eintreten. Für jeden berufenen Synodalen sind zwei Stellvertreter zu berufen. 

(3) Die Synodalen werden auf ihr Amt verpflichtet. Sie sind an Weisungen nicht ge- 
bunden. 
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(4) Die Aufteilung der Zahl der zu wählenden Synodalen auf die Gliedkirchen wird 
durch Kirchengesetz geregelt. Dabei ist die Zahl der Kirchenmitglieder zu berücksichtigen. 


Artikel 35 
(1) Von den in einer Gliedkirche zu wählenden Synodalen soll wenigstens die Hälfte 
nicht hauptamtlich im kirchlichen Dienst stehen. 
(2) Von den zu berufenen Synodalen und ihren Stellvertretern sind je zehn aus dem 
Bereich der kirchlichen Werke, Verbände und Einrichtungen zu berufen; diese können 
Vorschläge machen. 


Artikel 36 
(1) Das Amt eines Synodalen erlischt durch Beendigung der Kirchenmitgliedschaft, bei 
gewählten Synodalen auch durch Wohnsitzwechsel in den Bereich einer anderen Glied- 
kirche. 
(2) Das synodale Amt eines gewählten Mitgliedes des Rates ruht für die Dauer seiner 
Zugehörigkeit zum Rat. Während dieser Zeit nimmt der Vertreter das synodale Amt wahr. 


Artikel 37 
Die Mitglieder des Rates und der Kirchenkonferenz sowie je ein Vertreter der Evange- 
lischen Kirche der Union (Bereich Bundesrepublik Deutschland und Berlin-West), der 
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands und des Reformierten Bundes 
nehmen an den Beratungen der Synode ohne Stimmrecht teil. Das Präsidium kann auch 
andere Personen als Berater ohne Stimmrecht einladen. Das Nähere regelt die Geschäfts- 
ordnung der Synode. 


Artikel 38 
(1) Die Synode wird für sechs Jahre gebildet. Sie ist innerhalb von vier Monaten nach 
der Neubildung zu ihrer ersten Tagung einzuberufen. Sie bleibt so lange im Amt, bis die 
neugebildete Synode zu ihrer ersten Tagung zusammentritt. 
(2) Die Synode tritt in der Regel einmal im Jahr zu einer ordentlichen Tagung zu- 
sammen. Sie ist außerdem einzuberufen, wenn der Rat, die Kirchenkonferenz oder 30 
Synodale es verlangen. 


Artikel 39 

(1) Die Synode wählt für ihre Amtsdauer aus der Zahl ihrer ordentlichen Mitglieder 
ein Präsidium, das aus dem Präses, zwei Stellvertretern und aus Beisitzern besteht. Die 
Mitglieder des Präsidiums bleiben nach Neubildung der Synode bis zur Wahl ihrer Nach- 
folger im Amt. Die Mitgliedschaft im Präsidium endet, wenn das synodale Amt endet oder 
ruht. Das Präsidium bereitet die Synodaltagungen vor und kann dazu Ausschüsse bilden. 
Der Präses beruft die Synode ein und leitet sie. 

(2) Die Synode bildet aus ihrer Mitte Ausschüsse. Sie haben die Aufgabe, Beschlüsse 
der Synode in den von ihr bestimmten Angelegenheiten vorzubereiten. Die Mitglieder 
und Beauftragten des Rates und die Mitglieder der Kirchenkonferenz können an den 
Sitzungen der Ausschüsse ohne Stimmrecht teilnehmen, soweit nicht der Ausschuß im 
Einzelfall anders beschließt. 

(3) Die Synode gibt sich eine Geschäftsordnung. 


Artikel 40 
Die Synode ist beschlußfähig, wenn zwei Drittel der Synodalen anwesend sind. Sie 
faßt ihre Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit in der Grund- 
ordnung nichts anderes bestimmt ist. 


Artikel 41 
(1) Werden in der Synode gegen eine Vorlage Bedenken erhoben mit der Begründung, 
daß sie dem lutherischen, dem reformierten oder einem unierten Bekenntnis widerspreche, 
und können die Bedenken durch eine Aussprache in der Synode nicht behoben werden, 
so versammeln sich die Angehörigen des Bekenntnisses zu einem Konvent. 
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(2) Die Zugehörigkeit der Synodalen zu einem Konvent richtet sich nach dem Be- 
kenntnisstand der Gliedkirchen, denen sie angehören. Unierte Gliedkirchen können be- 
stimmen, ob die von ihnen entsandten Synodalen dem unierten oder demjenigen Kon- 
vent beitreten sollen, der ihrem persönlichen Bekenntnisstand entspricht. 

(3) Bestätigt der Konvent die Bedenken und können sie auch bei nochmaliger Be- 
ratung der Synode nicht behoben werden, so kann die Synode in dieser Frage nicht gegen 
die Stellungnahme des Konvents entscheiden. 


Artikel 42 
Erhebt der Rat gegen einen Beschluß der Synode innerhalb von 24 Stunden beim Präses 
der Synode Einwendungen, so hat die Synode erneut zu beschließen. Erklären sich zwei 
Drittel der anwesenden Synodalen für die Aufrechterhaltung des Beschlusses, so bleibt 
er bestehen. Gegen vollzogene Wahlen und gegen beschlossene Kirchengesetze sowie 
Rahmenpläne kann der Rat Einwendungen nicht erheben. 


Artikel 43 
Die Kirchenkonferenz hat die Aufgabe, über die Arbeit der Evangelischen Kirche in 
Deutschland und die gemeinsamen Anliegen.der Gliedkirchen zu beraten und Vorlagen 
an die Synode und den Rat zu beschließen. Gemeinsam mit Synode und Rat bemüht sie 
sich um übereinstimmendes Handeln der Gliedkirchen in grundsätzlichen Fragen, um 
die Angleichung gliedkirchlichen Rechts und um gemeinsame Planung. 


Artikel 44 

(1) Die Kirchenkonferenz wird von den Gliedkirchen gebildet. Die Kirchenleitungen 
der Gliedkirchen benennen die Mitglieder der Kirchenkonferenz und regeln ihre Ver- 
tretung. Sie können sie jederzeit abberufen. Die Mitglieder der Kirchenkonferenz und 
ihre Vertreter dürfen weder dem Rat noch der Synode angehören; Artikel 47 Abs. 2 Nr. 2 
bleibt unberührt. 

(2) Jede Gliedkirche entsendet ein Mitglied in die Kirchenkonferenz; Gliedkirchen mit 
mehr als 2 Millionen Kirchenmitgliedern entsenden zwei Mitglieder, die sich bei der Aus- 
übung des Stimmrechts vertreten können. 

(3) Jedes Mitglied der Kirchenkonferenz hat eine Stimme; in den Fällen der Artikel 23 
Abs. 2, 47 Abs. 2 Nr. 3 und 48 Abs. 2 ist von zwei Mitgliedern einer Gliedkirche nur 
ein Mitglied stimmberechtigt. In den Fällen der Artikel 45 Abs. 3, 47 Abs. 2 Nr. 3 und 
48 Abs. 2 sind die Mitglieder der Kirchenkonferenz an Weisungen ihrer Kirchenleitungen 
nicht gebunden. 

(4) Ohne Stimmrecht nehmen an den Sitzungen der Kirchenkonferenz je ein Vertreter 
der Evangelischen Kirche der Union (Bereich Bundesrepublik Deutschland und Berlin- 
West), der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands und des Reformier- 
ten Bundes teil. 

(5) Der Präsident des Kirchenamtes und der Präsident des Diakonischen Werkes nehmen 
an den Sitzungen der Kirchenkonferenz ohne Stimmrecht teil. Mitglieder des Rates sowie 
je ein Vertreter der der Evangelischen Kirche in Deutschland angeschlossenen Kirchen 
und kirchlichen Gemeinschaften können an den Sitzungen der Kirchenkonferenz ohne 
Stimmrecht teilnehmen. Die Kirchenkonferenz kann Synodale oder Berater zu ihren 
Sitzungen hinzuziehen. 


Artikel 45 

(1) Die Kirchenkonferenz wählt für die Dauer von drei Jahren einen Vorsitzenden und 
zwei Stellvertreter. Sie tritt auf Einladung des Vorsitzenden zusammen. Auf Verlangen 
von drei Gliedkirchen oder des Rates muß sie einberufen werden. 

(2) Die Kirchenkonferenz ist beschlußfähig, wenn zwei Drittel der Gliedkirchen ver- 
treten sind. Sie faßt ihre Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit 
in der Grundordnung nichts anderes bestimmt ist. 

(3) Artikel 41 gilt für die Kirchenkonferenz entsprechend. 

(4) Die Kirchenkonferenz gibt sich eine Geschäftsordnung. 
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Artikel 46 

(1) Der Rat leitet die Evangelische Kirche in Deutschland in allen Angelegenheiten, 
die nicht anderen Organen vorbehalten sind. Er sorgt für die Wahrnehmung der Ge- 
meinschaftsaufgaben und wirkt darauf hin, daß die Gliedkirchen und kirchlichen 
Werke, Verbände und Einrichtungen in allen Bereichen zusammenarbeiten. Er er- 
örtert Entwicklungen des kirchlichen und öffentlichen Lebens und nimmt dazu 
Stellung. Er fördert die Zusammenarbeit der Evangelischen Kirche in Deutschland 
mit anderen Kirchen. Er vertritt die Evangelische Kirche in Deutschland nach außen. 

(2) Der Rat hat insbesondere folgende Aufgaben: 

1. Er erläßt Verordnungen aufgrund kirchengesetzlicher Ermächtigung und Richtlinien; 

2. er trifft Bestimmungen über die allgemeine Organisation der Verwaltung im Rahmen 
der Grundordnung mit Zustimmung der Kirchenkonferenz; 

3. er beruft die Mitglieder des Kollegiums des Kirchenamtes; 

4. er führt die Aufsicht über das Kirchenamt; 

5. er kann ein Wort an die Gemeinden richten und öffentliche Erklärungen abgeben, 
wenn die Synode nicht versammelt ist. 

(3) Der Rat gibt der Synode auf jeder Tagung einen Rechenschaftsbericht. 

(4) Der Rat kann für die Vertretung der Evangelischen Kirche in Deutschland nach 
außen Bevollmächtigte oder zur Wahrnehmung bestimmter Aufgaben Beauftragte be- 
rufen. Diese vertreten die Evangelische Kirche in Deutschland namens des Rates auf- 
grund der ihnen erteilten Vollmacht und nach Maßgabe besonderer Weisungen. Sie 
unterstehen der unmittelbaren Dienstaufsicht des Rates. 


Artikel 47 

(1) Der Rat besteht aus 15 Mitgliedern. 

(2) Dem Rat gehören an 

1. der Präses der Synode, 

2. der Vorsitzende der Kirchenkonferenz, 

3. 13 Mitglieder, die von der Synode und der Kirchenkonferenz gemeinsam in geheimer 
Abstimmung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder gewählt 
werden. Zur Vorbereitung der Wahl wird von der Synode und der Kirchenkonferenz ge- 
meinsam ein Ausschuß gebildet. Das Nähere regelt die Geschäftsordnung der Synode. 

(3) Bei der Wahl der Mitglieder des Rates soll die bekenntnismäßige und regionale 
Gliederung der Evangelischen Kirche in Deutschland berücksichtigt werden. Von den 
Ratsmitgliedern soll mindestens ein Drittel nicht hauptamtlich im kirchlichen Dienst 
stehen. 

(4) Der Präsident des Kirchenamtes und der Präsident des Diakonischen Werkes neh- 
men an den Sitzungen des Rates ohne Stimmrecht teil, soweit der Rat im Einzelfall 
nichts anderes beschließt. 


Artikel 48 

(1) Die Amtsdauer des Rates beträgt sechs Jahre. Der Rat wird im zweiten Jahr 
nach Beginn der Amtsdauer der Synode gewählt. Nach dem Ausscheiden eines Mit- 
gliedes erfolgt Nachwahl nach Artikel 47 Abs. 2 Nr. 3. Gewählte Mitglieder des Rates, 
die das 70. Lebensjahr vollendet haben, scheiden aus dem Rat zu dem Zeitpunkt aus, 
zu dem die Synode zu ihrer nächsten Tagung zusammentritt. Der Rat bleibt bis zur 
Übernahme der Geschäfte durch den neugebildeten Rat im Amt. Dieser tritt sein Amt 
an, wenn ihm mindestens zwölf Mitglieder angehören. 

(2) Der Vorsitzende des Rates und sein Stellvertreter werden in getrennten Wahlgängen 
gemeinsam von der Synode und der Kirchenkonferenz aus der Mitte der gewählten Rats- 
mitglieder mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder gewählt. 

Der Rat kann Vorschläge machen. 


Artikel 49 


(1) Der Rat ist beschlußfähig, wenn wenigstens acht Mitglieder anwesend sind. Er 
entscheidet mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei dem Erlaß von Verord- 
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nungen (Artikel 46 Abs. 2 Nr. 1) und bei der Abgabe von öffentlichen Erklärungen (Arti- 
.. Abs. 2 Nr. 5) bedarf ein Beschluß der Zustimmung von acht Mitgliedern des 

ates. 

(2) Der Rat kann Ausschlüssen, die er aus seiner Mitte bildet, oder dem Kirchenamt 
die Erledigung bestimmter Aufgaben übertragen, soweit diese nicht in Artikel 46 Abs. 2 
bis 4 genannt sind. 

(3) Der Rat gibt sich eine Geschäftsordnung. 


Artikel 50 

Zur Beratung der Organe und der Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland 
sowie des Kirchenamtes können Kammern und Kommissionen gebildet werden. Im Be- 
nehmen mit dem Präses der Synode und dem Vorsitzenden der Kirchenkonferenz beruft 
der Rat die Mitglieder der Kammern und Kommissionen und bestimmt ihre Aufgaben. 
Er beschließt über die Auswertung der Arbeitsergebnisse und sorgt dafür, daß die übrigen 
Organe und die Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland über die Arbeit 
regelmäßig unterrichtet werden. 


VI. Rechtsetzung 


Artikel 51 

(1) Kirchengesetze werden von der Synode beschlossen und bedürfen einer zweimaligen 
Beratung und Abstimmung. 

(2) Vorlagen zu Kirchengesetzen können vom Rat, der Kirchenkonferenz oder aus der 
Mitte der Synode eingebracht werden. Sie sind mit einer Begründung zu versehen. Vorlagen 
des Rates sind der Kirchenkonferenz, Vorlagen der Kirchenkonferenz dem Rat zur 
Stellungnahme zuzuleiten. Sie werden mit den Stellungnahmen vom Rat der Synode vor- 
gelegt. Artikel 62 Abs. 3 bleibt unberührt. Vorlagen aus der Mitte der Synode bedürfen der 
Unterstützung von mindestens 20 Synodalen. Vor ihrer Beratung in der Synode ist dem Rat 
und der Kirchenkonferenz Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(3) Kirchengesetze, welche die Grundordnung ändern, bedürfen bei der zweiten Ab- 
stimmung einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Mitgliederzahl. Das gleiche gilt 
für Kirchengesetze nach Artikel 23 Abs. 1 Nr. 1, Artikel 34 Abs. 4 und Artikel 68. Die 
beiden Lesungen müssen an zwei verschiedenen Tagen erfolgen. 


Artikel 52 

(1) Die in dem Grundartikel und in den Abschnitten I und II dieser Grundordnung nie- 
dergelegten Grundsätze können nur mit Zustimmung aller Gliedkirchen geändert werden. 

(2) Änderungen der Grundsätze über die Zuständigkeit der Evangelischen Kirche in 
Deutschland auf dem Gebiet der Rechtsetzung und der Finanzverfassung bedürfen der 
Zustimmung aller Gliedkirchen. 

(3) Bei der erstmaligen Verabschiedung der in den Artikeln 59 Abs. 1 und 60 vorgesehe- 
nen Kirchengesetze sowie bei Änderungen der in diesen Kirchengesetzen niedergelegten 
Grundsätze ist die einstimmige Zustimmung der Kirchenkonferenz erforderlich. Ände- 
rungen, die nicht die Grundsätze betreffen, bedürfen der Zustimmung der Kirchenkonfe- 
renz mit einer Mehrheit von drei Vierteln ihrer gesetzlichen Mitgliederzahl. 


Artikel 53 

(1) Ein von der Synode beschlossenes Kirchengesetz kommt zustande, wenn die Kirchen- 
konferenz zustimmt. Genügt zur Beschlußfassung der Kirchenkonferenz die Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen, so gilt die Zustimmung als erteilt, wenn die Kirchenkonferenz 
innerhalb einer Frist von zwei Monaten zu einem von der Synode beschlossenen Kirchen- 
gesetz nicht Stellung nimmt. Die Frist beginnt mit der Annahme des Kirchengesetzes durch 
die Synode. 

(2) Versagt die Kirchenkonferenz ihre Zustimmung, ruft der Präses der Synode den Ver- 
mittlungsausschuß an, der je zur Hälfte aus Mitgliedern der Synode und der Kirchenkonfe- 
renz besteht. Die Mitglieder des Vermittlungsausschusses sind an Weisungen nicht gebunden. 
Die Zusammensetzung und das Verfahren des Vermittlungsausschusses regelt eine Geschäfts- 
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ordnung, die von der Synode beschlossen wird und der Zustimmung der Kirchenkonferenz 
bedarf. Schlägt der Vermittlungsausschuß eine Änderung des Kirchengesetzes vor, ist es 
erneut der Synode zur Beschlußfassung und der Kirchenkonferenz zur Zustimmung voIzu- 
legen. Schlägt der Vermittlungsausschuß vor, das Kirchengesetz unverändert anzunehmen, 

ist es erneut der Kirchenkonferenz zur Zustimmung vorzulegen; die Zustimmung gilt als 
erteilt, wenn die Kirchenkonferenz dem Kirchengesetz nicht innerhalb von drei Monaten 
nach Vorlage mit einer Mehrheit von zwei Dritteln ihrer gesetzlichen Mitgliederzahl wider- 
spricht. Satz 5 letzter Halbsatz ist bei Kirchengesetzen nach Artikel 59 Abs. 1 und Artikel 60 
nicht anzuwenden. 

(3) Ist für die Beschlußfassung in der Synode eine Mehrheit von zwei Dritteln erforder- 
lich, so bedarf das Kirchengesetz der Zustimmung der Kirchenkonferenz mit gleicher Mehr- 
heit. Versagt die Kirchenkonferenz ihre Zustimmung, so ist der Vermittlungsausschuß ent- 
sprechend Absatz 2 anzurufen. Der Vorschlag des Vermittlungsausschusses bedarf der Zu- 
stimmung von Synode und Kirchenkonferenz mit der für das Kirchengesetz erforderlichen 
Mehrheit. 

(4) Kirchengesetze werden vom Präses der Synode ausgefertigt. Sie sind im Amtsblatt 
der Evangelischen Kirche in Deutschland zu verkünden und treten, wenn nichts anderes 
bestimmt ist, mit dem 14. Tage nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem das Amtsblatt 
ausgegeben worden ist. 


Artikel 54 

(1) Hält eine Gliedkirche ein Kirchengesetz für nicht vereinbar mit einem ihrer Ver- 
fassungsgrundsätze (Artikel 9) und ruft sie den Rechtshof der Evangelischen Kirche in 
Deutschland nach Artikel 69 nicht an, so kann sie dies dem Rat unter Angabe des 
Verfassungsgrundsatzes innerhalb von sechs Monaten nach Verkündung des Kirchenge- 
setzes mitteilen. Die Mitteilung hat die Wirkung, daß das Kirchengesetz im Bereich dieser 
Gliedkirche vorläufig nicht angewendet wird. 

(2) Können im Fall des Absatzes 1 die geltend gemachten Verfassungsbedenken nicht 
ausgeräumt werden, so holt der Rat ein Rechtsgutachten des Rechtshofs der Evangeli- 
schen Kirche in Deutschland ein (Artikel 69). Nach Beratung des Gutachtens entscheidet 
das gesetzgebende Organ der Gliedkirche abschließend, ob das Kirchengesetz im Bereich 
der Gliedkirche Anwendung findet. 

(3) Die Anwendung der Absätze 1 und 2 schließt für die beteiligte Gliedkirche ein Ver- 
fahren nach Artikel 69 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b) aus. 

(4) Die Absätze 1 und 3 geiten für Verordnungen und verbindliche Rahmenpläne ent- 
sprechend. 


Artikel 55 

(1) Gegenstände, die durch Kirchengesetz zu regeln sind, können durch Verordnung 
des Rates geregelt werden, wenn die Sache keinen Aufschub duldet, die Synode nicht 
versammelt und ihre Einberufung nicht möglich ist oder der Bedeutung der Sache nicht 
entspricht, und wenn das Präsidium der Synode einer Regelung durch Verordnung 
des Rates zustimmt. In den Fällen des Artikels 51 Abs. 3 und des Artikels 52 sind Ver- 
ordnungen des Rates nicht zulässig. 

(2) Die Verordnung bedarf der Zustimmung durch die Kirchenkonferenz. 

(3) Verordnungen sind der Synode bei ihrer nächsten Tagung zur Bestätigung vorzulegen. 
Sie kann sie unter entsprechender Anwendung der Artikel 51 Abs. 1 und 53 aufheben oder 
ändern. 


VII. Verwaltung und Rechtsvertretung 


Artikel 56 
Das Kirchenamt führt die Verwaltung der Evangelischen Kirche in Deutschland und die 
laufenden Geschäfte des Rates im Rahmen des kirchlichen Rechts nach Richtlinien oder 
Weisungen des Rates. Es hat insbesondere 
1. die Synode und die Kirchenkonferenz in der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unter- 
stützen und für die Synode, die Kirchenkonferenz und den Rechtshof die Aufgaben 
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einer Geschäftsstelle wahrzunehmen sowie für die Geschäftsführung in den Kammern 
und Kommissionen zu sorgen, 

2. an der ständigen Zusammenarbeit zwischen der Evangelischen Kirche in Deutschland, 
ihren Gliedkirchen und gliedkirchlichen Vereinigungen sowie den kirchlichen Werken, Ver- 
bänden und Einrichtungen mitzuwirken, 

3. Stellungnahmen der Gliedkirchen, der gliedkirchlichen Vereinigungen sowie der 
kirchlichen Werke, Verbände und Einrichtungen in Angelegenheiten von gesamtkirch- 
licher Bedeutung einzuholen, 

4. Arbeiten und Planungen der Evangelischen Kirche in Deutschland einzuleiten und 
Entscheidungen der Organe, insbesondere auf dem Gebiet der Rechtsetzung, vorzube- 
reiten, 

5. die ihm kirchengesetzlich auf dem Gebiet der Auslandsarbeit und anderen Bereichen 
zugewiesenen Verwaltungsaufgaben zu erfüllen, 

6. die Öffentlichkeit über die Arbeit der Evangelischen Kirche in Deutschland zu unter- 
richten und im Rahmen von Regelungen des Rates öffentliche Erklärungen abzugeben, 

7. die ständige Verbindung der Evangelischen Kirche in Deutschland zu den ökumeni- 
schen Stellen und Einrichtungen wahrzunehmen, 

8. gesamtkirchliche Anliegen gegenüber staatlichen und anderen Stellen im Rahmen 
von Regelungen des Rates zu erarbeiten und sie zu vertreten, soweit die Vertretung 
nicht besonderen Bevollmächtigten übertragen ist. 


Artikel 57 

(1) Das Kirchenamt wird von einem Kollegium unter Vorsitz eines Präsidenten geleitet 
und in Abteilungen gegliedert. Die Einzelheiten regelt vorbehaltlich eines Kirchengesetzes 
der Rat mit Zustimmung der Kirchenkonferenz. 

(2) Die Mitglieder des Kollegiums des Kirchenamtes werden vom Rat nach Anhörung 
der Kirchenkonferenz berufen. Die weiteren Beamten beruft der Rat. Er kann diese Befug- 
nis ganz oder teilweise dem Kollegium des Kirchenamtes übertragen. Dieses regelt auch 
die Einstellung der übrigen Mitarbeiter. 


Artikel 58 

(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland wird in Rechtsangelegenheiten durch den 
Rat vertreten. Der Rat kann die Vertretung allgemein oder im Einzelfall auf das Kirchen- 
amt übertragen. 

(2) Urkunden, durch welche die Evangelische Kirche in Deutschland Dritten gegenüber 
verpflichtet werden soll, und Vollmachten sind vom Vorsitzenden des Rates oder seinem 
Stellvertreter und vom Präsidenten des Kirchenamtes oder dessen Stellvertreter zu voll- 
ziehen, in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 vom Präsidenten des Kirchenamtes oder dessen 
Stellvertreter; das Siegel ist beizudrücken. Dadurch wird die Rechtmäßigkeit der Beschluß- 
fassung festgestellt. 


VIII. Finanzen 


Artikel 59 

(1) Die Evangelische Kirche in Deutschland erhält zur Erfüllung ihrer Aufgaben jähr- 
lich einen Anteil an den Mitteln, die in den Gliedkirchen aufkommen. Die Höhe des An- 
teils und die Art der Einnahmen, nach denen der Anteil berechnet wird, bestimmt ein 
Kirchengesetz. 

(2) Unbeschadet der Einnahmen, die die Evangelische Kirche in Deutschland nach Ab- 
satz 1 erhält, kann sie für bestimmte Zwecke Sammlungen veranstalten; sie kann Kollekten 
ausschreiben, die in allen Gliedkirchen einzusammeln sind. Die Zahl der Kollekten soll 
jährlich nicht mehr als drei betragen. 


Artikel 60 
Durch Kirchengesetz ist sicherzustellen, daß die unterschiedliche Finanzkraft der Glied- 
kirchen angemessen ausgeglichen wird. Die Maßstäbe für diesen Finanzausgleich sind in 
dem Kirchengesetz zu bestimmen. 
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Artikel 61 
Bei Beschlüssen von Organen einer Gliedkirche, die die Höhe der Einnahmen vermindern, 
von denen die Evangelische Kirche in Deutschland einen Anteil nach Artikel 59 Abs. 1 
erhält, ist das Einvernehmen mit dem Rat und der Kirchenkonferenz herzustellen. 


Artikel 62 

(1) Die Einnahmen und Ausgaben der Evangelischen Kirche in Deutschland sind in den 
Haushaltsplan einzustellen. Durchlaufende oder treuhänderisch verwaltete Mittel und Kollek- 
ten können in Sonder- oder Nebenplänen nachgewiesen werden. 

(2) Der Haushaltsplan wird für ein oder mehrere Rechnungsjahre, nach Jahren getrennt, 
vor Beginn des ersten Rechnungsjahres durch das Haushaltsgesetz festgestellt. Er ist in Ein- 
nahme und Ausgabe auszugleichen. ; 

(3) Die Haushaltsgesetzesvorlage sowie Vorlagen zur Änderung des Haushaltsgesetzes und 
des Haushaltsplanes werden gleichzeitig der Synode und der Kirchenkonferenz vom Rat 
zugeleitet. 

(4) Die Synode beruft einen ständigen Haushaltsausschuß, die Kirchenkonferenz einen 
ständigen Finanzausschuß. Vorlagen nach Absatz 3 sind vor der Zuleitung an die Synode 
und die Kirchenkonferenz in diesen Ausschüssen zu beraten. 


Artikel 63 

Ist bis zum Schluß eines Rechnungsjahres der Haushaltsplan für das folgende Jahr nicht 
durch Kirchengesetz festgestellt, so ist bis zu seinem Inkrafttreten der Rat ermächtigt, 
alle Ausgaben zu leisten, die nötig sind, um 

1. bestehende Einrichtungen zu erhalten und kirchengesetzlich beschlossene Maßnahmen 
durchzuführen, 

2. rechtlich begründete Verpflichtungen der Evangelischen Kirche in Deutschland zu 
erfüllen, 

3. Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen fortzusetzen oder Beihilfen und Zu- 
schüsse für diese Zwecke weiter zu gewähren, sofern durch den Haushaltsplan eines Vor- 
jahres bereits Beträge bewilligt worden sind. 


Artikel 64 

(1) Kirchengesetze und Beschlüsse, die die vom Rat vorgeschlagenen Ausgaben des Haus- 
haltsplanes erhöhen oder neue Ausgaben in sich schließen oder für die Zukunft mit sich 
bringen, bedürfen der vorherigen Zustimmung des Rates und des Haushaltsausschusses der 
Synode. Die Zustimmung darf nur erteilt werden, wenn die Finanzierung der erhöhten 
oder neuen Ausgaben gesichert ist. 

(2) Überplanmäßige oder außerplanmäßige Ausgaben bedürfen der Zustimmung des 
Rates und des Haushaltsausschusses der Synode. Die Zustimmung darf nur im Falle eines 
unvorhergesehenen und unabweisbaren Bedürfnisses sowie bei gesicherter Finanzierung er- 
teilt werden. Der Rat kann seine Zustimmungsbefugnis übertragen. Das Nähere regelt die 
nach Artikel 66 zu erlassende Haushaltsordnung. 


Artikel 65 

(1) Über die Haushalts- und Kassenführung sowie über das Vermögen und die Schulden 
ist jährlich Rechnung zu legen. 

(2) Der Rechnungshof der Evangelischen Kirche in Deutschland prüft in richterlicher 
Unabhängigkeit die Rechnung und berichtet dem Haushaltsausschuß der Synode über das 
Ergebnis. Aufgrund dieses Berichtes schlägt der Haushaltsausschuß die Entlastung des 
Rates und des Kirchenamtes vor, über die die Synode beschließt. 


Artikel 66 
Das Nähere über das Haushalts-, Kassen-, Rechnungs- und Rechnungsprüfungswesen 
wird durch Verordnung geregelt, die der Zustimmung des Haushaltsausschusses der Synode 
und des Finanzausschusses der Kirchenkonferenz bedarf. 
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Artikel 67 
Bis zum Inkrafttreten der nach Abschnitt VIII zu erlassenden Kirchengesetze und Ver- 
ordnungen gelten Artikel 33 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 der Grundordnung vom 13. Juli 1948 
sowie die aufgrund des Absatzes 4 dieses Artikels erlassenen Verordnungen. 


IX. Rechtspflege 


Artikel 68 

(1) In der Evangelischen Kirche in Deutschland wird die Rechtsprechung durch den 
Rechtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland ausgeübt. Er entscheidet in Ver- 
fassungs-, Verwaltungs- und Disziplinarsachen. 

(2) Die Richter sind unabhängig und in der Bindung an Schrift und Bekenntnis nur 
dem Recht unterworfen. Sie sind auf ihr Amt zu verpflichten. 

(3) Vorsitzende und beisitzende Richter werden von einem Richterwahlausschuß ge- 
wählt und vom Rat berufen. Der Richterwahlausschuß hat zwölf Mitglieder, die je zur 
Hälfte von Synode und Kirchenkonferenz für sechs Jahre gewählt werden. Der Rat so- 
wie die Leitungen der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Vereinigungen können dem 
Richterwahlausschuß Vorschläge machen. 

(4) Die Richter dürfen den Organen oder dem Kirchenamt der Evangelischen Kirche 
in Deutschland nicht angehören; sie dürfen ferner nicht Mitglieder von Leitungen oder 
Verwaltungen der Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Vereinigungen sein. 

(5) Das Nähere über die Bestellung der Richter, die Verfassung und das Verfahren 
der Gerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland wird durch Kirchengesetz geregelt. 


Artikel 69 

(1) Der Rechtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland ist zuständig 

1. in Verfassungssachen 

a) für die Entscheidung über die Auslegung der Grundordnung aus Anlaß von Meinungs- 
verschiedenheiten zwischen Organen der Evangelischen Kirche in Deutschland über den 
Umfang ihrer Rechte und Pflichten auf Antrag eines betroffenen Organs, 

b) für die Entscheidung über die Vereinbarkeit von Recht der Evangelischen Kirche in 
Deutschland mit dieser Grundordnung, soweit nicht ein Verfahren nach Artikel 54 statt- 
findet, sowie von Recht der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Vereinigungen mit dem 
Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland auf Antrag des Rates, der Kirchenkonfe- 
renz, mindestens eines Drittels der gesetzlichen Mitgliederzahl der Synode, der Leitung 
einer Gliedkirche oder gliedkirchlichen Vereinigung. 

c) für die Entscheidung über die Auslegung dieser Grundordnung bei Streitigkeiten über 
Rechte und Pflichten im Verhältnis zwischen der Evangelischen Kirche in Deutschland 
und ihren Gliedkirchen, gliedkitchlichen Vereinigungen, den nach Artikel 12 angeschlos- 
senen Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften sowie den Werken, Verbänden und Ein- 
richtungen nach den Artikeln 16 bis 19, 

d) für die Erstattung von Rechtsgutachten in Fällen des Artikels 54 Abs. 2, 

2. in Verwaltungssachen 

a) für die Entscheidung über Rechtsmittel gegen Urteile kirchlicher Verwaltungsgerichte, 
soweit diese Zuständigkeit in Vereinbarungen zwischen der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land und den Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Vereinigungen begründet und durch Kir- 
chengesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland zugelassen ist, 

b) für die Entscheidung über Rechtsmittel gegen Urteile kirchlicher Disziplinargerichte, 
soweit nicht das Recht der Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Vereinigungen etwas ande- 
res bestimmt. 

(2) Der Rechtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland kann außerdem entscheiden 
in Rechtsstreitigkeiten 

1. zwischen der Evangelischen Kirche in Deutschland und den in Absatz 1 Nr. 1 Buch- 
stabe c) genannten Rechtsträgern, 

2. zwischen Gliedkirchen untereinander. 
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(3) In Vereinbarungen zwischen der Evangelischen Kirche in Deutschland und den Glied- 
kirchen oder gliedkirchlichen Vereinigungen kann geregelt werden, daß dem Rechtshof in 
Verfassungssachen der Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Vereinigungen die Aufgabe eines 
Verfassungsgerichts übertragen wird, soweit dies ein Gesetz der Evangelischen Kirche in 
Deutschland zuläßt. 

(4) Die Rechtsprechung in Verwaltungssachen für die eigenen Angelegenheiten der Evan- 
gelischen Kirche in Deutschland wird für den ersten Rechtszug dem Verwaltungsgericht 
oder Disziplinargericht einer Gliedkirche oder gliedkirchlichen Vereinigung übertragen, 
sofern deren Recht dies zuläßt. Die Übertragung bedarf von seiten der Evangelischen Kir- 
che in Deutschland eines Kirchengesetzes. 

(5) Das Nähere regelt ein Kirchengesetz. 


X. Übergangsbestimmungen 


Artikel 70 
Diese Grundordnung bedarf der Zustimmung der in Artikel 7 genannten Gliedkirchen, der 
Evangelischen Kirche der Union (Bereich Bundesrepublik Deutschland und Berlin-West) 
und der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands. Sie wird vom Präses 
der Synode im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland verkündet und tritt 
am Tage nach der Herausgabe des Amtsblattes in Kraft. 


Artikel 71 
(1) Die Grundordnung tritt an die Stelle der Grundordnung vom 13. Juli 1948 (ABl. 
EKD S. 233). 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Grundordnung treten alle entgegenstehenden Bestim- 
mungen außer Kraft. 

(3) Insbesondere treten außer Kraft 

1. das Kirchengesetz über die Verteilung der von den Gliedkirchen zu wählenden Mit- 
glieder der Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 15. Mai 1970 (ABl. 
EKD S. 278), 

2. das Kirchengesetz über die Verteilung der Stimmen in der Kirchenkonferenz vom 
10. Januar 1949 (ABl. EKD S. 5), 

3. das Kirchengesetz über Tagungen der Synode und der Kirchenkonferenz der Evan- 
gelischen Kirche in Deutschland in besonderen Fällen vom 4. April 1967 (ABl. EKD 
S. 121 und 229), 

4. das Kirchengesetz über die Zahl der Mitglieder des Rates der Evangelischen Kirche 
in Deutschland vom 18. März 1966 (ABL EKD S. 153), 

5. das Kirchengesetz über die Bildung eines Schiedsgerichtshofes der Evangelischen 
Kirche in Deutschland vom 13. Januar 1949 (ABl. EKD S. 25) mit Änderungen vom 
26. April 1950 (ABl. EKD S. 108), vom 5. April 1951 (ABl. EKD S. 92), vom 18. März 
1954 (ABl. EKD S. 114), vom 4. März 1957 (ABl. EKD S. 88) und vom 13. März 1963 
(ABl. EKD S. 174). 


Artikel 72 
Wo in weitergeltenden Gesetzen und anderen rechtlichen Vorschriften auf Organe, Amts- 
stellen und Einrichtungen der Evangelischen Kirche in Deutschland Bezug genommen wird, 
die nach der Grundordnung vom 13. Juli 1948 gebildet worden sind, treten an ihre Stelle 
die Organe, Amtsstellen und Einrichtungen nach dieser Grundordnung. 


Artikel 73 
(1) Bis zur Bildung der in dieser Grundordnung vorgesehenen Organe nehmen die bis- 


herigen Organe die sich aus dieser Grundordnung ergebenden Aufgaben und Befugnisse 
wahr. 


(2) Die 5. Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland bleibt im Amt, bis nach Ab- 
lauf ihrer Amtsperiode die neugebildete Synode zu ihrer ersten Tagung zusammenttitt. 
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(3) Der beim Inkrafttreten dieser Grundordnung bestehende Rat bleibt im Amt, bis nach 
der ersten Neubildung der Synode nach Artikel 38 der Rat nach Artikel 48 gewählt wor- 
den ist. Nach der Wahl des Vorsitzenden der Kirchenkonferenz nach Artikel 45 tritt dieser 
als Mitglied in den amtierenden Rat ein. Die Bestimmungen dieser Grundordnung über das 
Ausscheiden von Ratsmitgliedern und ihre Nachwahl sowie über die Beschlußfähigkeit und 
die Beschlußfassung des Rates gelten vom Inkrafttreten dieser Grundordnung an. 


Artikel 74 
Die Kirchenkanzlei und das Kirchliche Außenamt nehmen bis zur Bildung eines Kirchen- 
amtes die Aufgaben und Befugnisse des Kirchenamtes wahr. Entsprechendes gilt für ihre 
Leiter. 


Artikel 75 
Bis zum Inkrafttreten der in den Artikeln 68 und 69 vorgesehenen Kirchengesetze gelten 
die bisherigen Bestimmungen über die Gerichtsbarkeit fort. 
Berlin, den 7. November 1974 Der Präses der Synode 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 
Cornelius A. von Heyl 
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4. Kirchliches Leben: 
Auswertung empirischer Untersuchungen 


Von Gudrun Diestel 


1. MITGLIEDSCHAFTSUNTERSUCHUNG DER EKD 


Das Erscheinen der Ergebnisse der Kirchenmitgliedschaftsuntersuchung der 
EKD in dem Band „Wie stabil ist die Kirche? — Bestand und Erneuerung“! 
setzte ein wichtiges Datum für die innerkirchliche Diskussion. Die Untersuchung 
ist ein Ausdruck des Krisenbewußtseins, das gegenwärtig in der evangelischen 
Kirche vorhanden ist?. Anlaß für die Auftragserteilung waren die starke Zunah- 
me der Kirchenaustritte und der zeitlich dazu parallele Rückgang der Zahl der 
Gottesdienstbesucher und derer, die die Amtshandlungen in Anspruch nehmen. 
Obwohl sich dieser Rückgang bislang in Grenzen hält, wird er sicher nicht zu Un- 
recht als eine kritische Anfrage an die Kirche in ihrer volkskirchlichen Gestalt — 
d.h. aber: in ihrer in Deutschland geschichtlich gewordenen Gestalt — empfun- 
den. Daß die kritische Ausgangslage nicht nur für das Stichjahr der Fragebogen- 
erhebung (1972), sondern darüber hinaus zutrifft, zeigt das Kapitel über die sta- 
tistischen Ergebnisse in diesem Band des Kirchlichen Jahrbuches auch für das 
Berichtsjahr 1974°. 

Die Umfrage gehört in Deutschland zu den ersten Untersuchungen, in denen 
die Kirche als Institution sich selbst zum Gegenstand einer empirisch-soziologi- 
schen Erhebung macht*. Im Unterschied zu den bisherigen kirchensoziologischen 
Arbeiten, die von anderer Seite initiiert wurden, ergreift die Kirche hier von sich 
aus die Initiative, d.h. sie unterwirft sich von sich aus der hypothetischen Annah- 
me, sie sei eine Organisation (i.S. der Soziologie). Wenn auch ausdrücklich be- 
tont wird, daß damit nur ein Aspekt des Phänomens Kirche und dieser eben unter 
einem bestimmten Blickwinkel, nämlich dem der empirischen Organisationssozio- 
logie, beschrieben werde, so ist es doch bemerkenswert, daß die Kirche sich dieser 
Sicht stellt. Angesichts des spannungsreichen Verhältnisses nicht nur zwischen 
Theologie und Humanwissenschaften, sondern auch zwischen kirchlicher Praxis 


1. Wie stabil ist die Kirche? Bestand und Erneuerung. Ergebnisse einer Meinungsbefra- 
gung, Hg. Helmut Hild, Autoren: Ernst Lange, Jürgen Linnewedel, Rüdiger Schloz, Geln- 
hausen und Berlin 1974. 

2. Zum Bewußtsein der Krise in der Volkskirche vgl. z.B. Präses Karl Immer, Bericht vor 
der Rheinischen Landessynode 1972, Landesbischof Prof. D. Eduard Lohse, Bericht vor 
der Landessynode der Ev.-Iuth. Kirche in Hannover 1972, Landesbischof D. Dr. Hermann 
Dietzfelbinger, Bericht als Vorsitzender des Rates vor der EKD-Synode, in: KJ 99, 1972, 
Se TtfStt., Ti. 

3. S.u. S. 345ff. 

4. In diesem Zusammenhang sind ebenfalls zu nennen: a) „Zwischen Kirche und Ge- 
sellschaft‘‘. Forschungsbericht über die Umfragen zur gemeinsamen Synode der Bistümer 
in der Bundesrepublik Deutschland, hg. von Gerhard Schmidtchen, Freiburg 1972. — 
„Gottesdienst in einer rationalen Welt“. Religionssoziologische Untersuchungen im Bereich 
der VELKD, hg. von Gerhard Schmidtchen, Stuttgart und Freiburg 1973. 
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und den Humanwissenschaften, bedeutet dies einen wichtigen Schritt. Es wird 
daran ein ernsthaftes Bemühen um realistische Einschätzung der Lage erkennbar 
und eine größere Offenheit, sich den verschiedenen Aspekten des Kirchenverständ- 
nisses zu stellen und diese in Beziehung zueinander zu setzen. 


a) Die Rezeption der Untersuchung 


Zu diesem frühen Zeitpunkt können nur Ansätze der Rezeption — und auch 
diese nur ausschnittsweise belegt werden. Die Erhebung wurde — abgesehen 

von der wissenschaftlichen Diskussion, die andernorts zu verhandeln ist? — 

auf den verschiedenen Ebenen zur Sprache gebracht: Synode der EKD® und 
Landessynoden”, Kirchenleitungen®, Pfarrkonferenzen?, Arbeitsgemeinschaft 
kirchlicher Werke!°, Symposion des Bildungspolitischen Ausschusses der 

EKD!!, Gründungsversammlung der „‚Wissenschaftlichen Gesellschaft für Theo- 
logie“ !?, Akademietagung „Wohin hat die Kirchenreform geführt? “!?, kirchliche 
Publizistik in Rundfunk und Presse!*. Die Breite der Aufnahme zeigt, wie 
aktuell die Fragestellung empfunden wurde. Aufschlußreich sind ebenfalls die 
Themen, die dabei besonders herausgegriffen wurden: Akzentuierung der rela- 
tiven Stabilität (Hild!*, Lohse!®) oder des sich ankündigenden Endes der Volks- 


5. Vgl. z.B. WPKG 64, 1975, 127-213 (= Heft 4: „Untersuchung der Volkskirche‘“). 
Ferner sei darauf hingewiesen, daß die Rezeption der Erhebung in Kirche und Wissenschaft 
beobachtet und das Material gesammelt wird, um es für die Weiterarbeit zur gegebenen 
Zeit vorzulegen. 

6. Vgl. Kassel 1974, Bericht über die zweite Tagung der 5. Synode der Evangelischen Kirche 
in Deutschland vom 13.1. bis 17.1.1974, BSynEKD 25, 1974, S. 71£. 

7. Z.B. Bericht des Bischofs Hans-Otto Wölber vor der Landessynode der Ev.-luth. Kirche 
in Hamburg, auszugsweise abgedruckt in LM 13, 1974, S. 254f£. 

8. Mündliche Mitteilungen u.a. aus Hessen—Nassau und Baden. 

9. Vgl. Martin Kruse, Zwischen Buxtehude und Bremerhaven, WPKG 65, 1975, S. 128ff. 
Kruse weist darauf hin, daß die EKD-Studie in der Diskussion über Aufgabe der Kirche, Ziel- 
vorstellungen kirchlicher Praxis und über die Rolle des Pfarrers neue Impulse zur Versach- 
lichung inmitten der bestehenden theologischen, kirchenpolitischen und generations- 
mäßigen Gegensätze gegeben habe. 

10. Mündliche Mitteilungen aus Bayern. 

11. 22. Februar 1974 in Hofgeismar. Vgl. Ernst Lange, Bildung als Problem und als Funk- 
tion der Kirche, in: J. Matthes (Hg.), Erneuerung der Kirche — Stabilität als Chance? Geln- 
hausen 1975, S. 189-222. 

12. April 1974. — Vgl. die Eröffnungstede des Vorsitzenden Prof. Dr. Wenzel Lohff in: 
LM 13, 1974, S. 256f. 

13. 9.-11.12.1974 in der Evangelischen Akademie Bad Boll. Das Tagungsprotokoll ist als 
Manuskript vervielfältigt. 

14. Z.B. „Wie stabil ist die Kirche?“ Funkmanuskript des Hessischen Rundfunks (Sen- 
dung am 27.1.1974) sowie eine Reihe von Aufsätzen in: LM 11, 1974; EvK 7, 1974; DS 
1974 und in regionalen Kirchenblättern. Ferner M. Frindte — R. Trommershäuser: 
„Dogmatik des sozialliberalen Klerikalismus“. „Volkskitche ohne Klassengegensatz?“, 
„Amtshandlungen gegen das Volk“, in: akid 6, 1974, H. 8,7-10,8. 

15. In: „Wie stabil ist die Kirche?“ (s.o. A. 1), S. 1ff. 

16. Zehn Thesen zur theologischen-kirchlichen Lage in der EKD, LM 11, 1974, S. 45f. 
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kirche als Fazit der Untersuchung (Wölber!”), Umschlag in der Qualität der 
Beziehung der Mitglieder zur Kirche (Wölber!”), Identitätsdilemma der Kirche 
in einer per definitionem humanen Gesellschaft (Wölber!”), Spezifikum der 
Kirche gegenüber einer „civil religion‘ (Wölber!”, Heintze'® u.a.), Kirche in 
der Lerngesellschaft (E. Lange!?), Betonung der Eltern-, Kinder- und Jugend- 
arbeit als kirchliche Arbeitsfelder, die Rolle des Pfarrers (Ausbildung-Fort- 
bildung-Personalplanung) u.a. 

Zu beachten bleibt, daß bei der Auswertung der Ergebnisse des empirischen 
Befundes für die kirchliche Praxis die Implikationen nicht übersehen werden, 
die durch das theoretische Vorverständnis mitgegeben sind und zu einer Ver- 
engung des Verständnisses von Kirche führen können (auch im soziologischen 
Verständnis). Die Autoren wie die Rezipienten fordern außerdem zu Recht, 
daß die humanwissenschaftlichen Ergebnisse in Beziehung zu dem jeweiligen 
theologisch bestimmten Selbstverständnis gesetzt werden müssen. „Freilich 
für das theologische Urteil darüber, was diese Tatbestände, Erwartungen an 
die Kirche, religiöse Verhaltensweisen nun eigentlich für die Kirche wie für 
die Theologie selbst bedeuten bis in die Probleme der einzelnen Disziplinen 
hinein, dafür fehlen die Kriterien noch durchaus.“ ?® 


b) Die Untersuchung als Spiegel des kirchlichen Lebens 


„Kirchliches Leben‘ taucht in der Untersuchung unter drei Leitfragen auf: 
a) Wie wird Kirchenmitgliedschaft praktiziert? — b) Was begründet und be- 
stimmt das Verhältnis der Mitglieder zur Kirche? — c) Was erwarten die Mit- 
glieder von der Kirche? — Insgesamt ist dabei zu beachten, daß die Erhebung 
die Lage so wiedergibt, wie sie sich in den Aussagen der Mitglieder spiegelt. 


In dem Bericht über die „praktizierte Mitgliedschaft‘ steht die Frage nach der Teilnahme 
am Gottesdienst — sonntags, an besonderen kirchlichen Feiertagen, aus familiären Anläßen 
— an erster Stelle?'. 

Das Ergebnis korrigiert einige landläufige kirchliche Meinungen: „Die Reichweite der 
Kirche mit ihren gottesdienstlichen Angeboten ist wahrscheinlich größer, als man nach 
der amtlichen kirchlichen Statistik vermuten möchte‘ (53). Besondere Aufmerksamkeit 
erhält das liturgische Angebot der Kirche, das offenbar sehr viel attraktiver ist und von den 
Mitgliedern ungleich breiter in Anspruch genommen wird als der Sonntagsgottesdienst: 
die Gottesdienste an wichtigen kirchlichen Feiertagen als „Kasualgottesdienste““ bezeich- 
net — und die Amtshandlungen. Beide sind im Rhythmus gesellschaftlichen Lebens und 
an den Knotenpunkten des Lebensablaufs verankert (233). Einschränkend wird erhoben: 
„Form und Intensität der Teilnahme der Evangelischen sind deutlich verknüpft mit so- 
zialen Faktoren, z.B. mit der Größe des Wohnortes, mit dem Lebensalter, dem Bildungs- 
stand. In dem Maße, in dem sich der soziale Kontext von Mitgliedschaft ändert, wandeln 
sich auch die Teilnahmeformen‘“ (54). Und weiter: „Es gibt eine Verbundenheit mit der 


17. S.o. A. 7; Das allmähliche Ende der Volkskirche, EvK 7, 1974, 397-400. 
18. Der Reformwille darf nicht erlahmen, EvK 7, 1974, 343-345. 
19. Vgl. A. 11. 


20. W. Lohff, vgl. A. 12. 
21. Die eingeklammerten Zahlen im Text geben im folgenden jeweils die Seitenzahlen in: 


dem Band „Wie stabil ist die Kirche?“ an. 
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Kirche, die sich kaum in der Teilnahme am Gottesdienst ausdrückt, und es gibt eine Teil- 
nahme am Gottesdienst, die nicht mit hoher Verbundenheit einhergeht. Für die Beant- 
wortung der Frage, wie stark die Kirche im Bewußtsein ihrer Mitglieder verankert ist, 
reicht darum das Teilnahmekriterium mit Sicherheit nicht aus“ (54). 

Die Frage nach der Mitarbeit wurde ohne nähere inhaltliche Vorgabe gestellt. Das Er- 
gebnis weist eine große Mehrheit auf, die sich in ihrem Verhältnis zur Kirche durchaus 
passiv in einer Rolle des Empfangens sieht. 8% der Befragten geben an, daß sie mit- 
arbeiten und insgesamt hat eine beträchtliche Minderheit (mehr als 20%) eine Beziehung 
zur Kirche, in der Mitarbeit eine sinnvolle, positiv bewertete und auf Verwirklichung 
zielende Vorstellung ist (58). 

Als ein weiteres Kriterium für die praktizierte Mitgliedschaft wird die Einstellung zur 
Kindertaufe und zum Kindergottesdienst als-einem Instrument der Kirche für die reli- 
giöse Erziehung der Kinder erhoben. Die Bejahung der Kindertaufe durch eine große 
Mehrheit, zusammen mit der Bejahung religiöser Kindererziehung und der Kompetenz 
der Kirche dafür wird als ein „Ja zur Kirche in ihrer vertrauten Gestalt, zur Volkskirche“ 
interpretiert (96). Eine Minderheit, vor allem unter den Jüngeren (60%) und den Höher- 
gebildeten (53 %), votiert dagegen für die Alternative der Erwachsenentaufe. Dies wird 
als Reserve gegenüber der Einbeziehung der Kirche in die Kindererziehung und als ein 
teils bewußtes, teils unbewußtes Votum gegen die herkömmliche volkskirchliche Gestalt 
der Kirche interpretiert. 

Konfirmandenunterricht und Konfirmation werden unter der Leitfrage des zweiten 
Abschnittes der Analyse behandelt: „Was begründet und bestimmt das Verhältnis der 
Mitglieder zur Kirche?“ Einerseits wird diesem kirchlichen Arbeitszweig große Bedeu- 
tung zugeschrieben: fast alle Mitglieder durchlaufen den Konfirmandenunterricht mit 
dem Abschluß der Konfirmation. Die Erhebung insgesamt beweist nachdrücklich, wie 
entscheidend und prägend diese Erfahrung für das Verhältnis der Mitglieder zur Kirche 
ist und bleibt. Andererseits gelingt die Absicht der Kirche, durch ihre Maßnahmen der 
innerkirchlichen Sozialisation die Mitglieder zur selbständigen, persönlichen Übernahme 
ihrer Mitgliedschaft zu führen, nur sehr teilweise (161), so daß das Urteil insgesamt lautet: 
tendenziell mißlingend (243). 

Die Repräsentanz der Kirche wird vor allem im Pfarrer gesehen. Die Bedeutung und 
Reichweite der Berufsgruppe der Pfarrer ist „ungleich viel größer, als die kirchliche Insti- 
tution und die Pfarrer selbst meinen‘ (65). Aber ‚,‚es ist offenbar die Person des Pfarrers, 
die die Zustimmung auf sich zieht, nicht so sehr sein amtliches Handeln. Andererseits 
gilt die Sympathie natürlich nicht den Personen als Individuen, sondern den Personen 
als Pfarrern. Vermutlich ist es die personale Präsenz der Kirche an wichtigen Schnitt- 
punkten und Übergängen der individuellen und der Gruppenexistenz, auf die es an- 
kommt“ (69). Über andere Funktionen, andere Mitarbeiter in der Kirche gibt die Erhe- 
bung ‚ihrer Anlage entsprechend“ keinerlei Auskunft. 

46% der Befragten fühlen sich vor allem als Mitglied ihrer örtlichen Gemeinde. Diese 
Orientierung geht oft mit hoher Verbundenheit, starker Teilnahme und häufigem Pfarrer- 
kontakt einher. 43% orientieren sich vor allem auf die ‚evangelische Kirche in Deutsch- 
land‘, verstehen also ihre Mitgliedschaft vorwiegend gesamtkirchlich. 

Im diakonisch-sozialen Feld erscheint die Kirche im wesentlichen unter dem Gesichts- 
punkt der institutionellen Trägerschaft. Staat und Kommunen — gegebenenfalls das 
Rote Kreuz — sind Alternativen. Der einzelne ist allenfalls als Geber von Spenden (oder 
als Empfänger der Leistung) beteiligt. Eine inhaltliche Verschränkung der diakonischen 
Aufgabe zur Verkündigung der Kirche ist in der Fragestellung nicht vorgesehen. Bei den 
Erwartungen lautet das Ergebnis: Verstärkung der Diakonie, gemessen an den traditio- 
nellen Feldern. Ein eventueller kritischer Bezug, den die Diakonie gegenüber der Gesell- 
schaft und der verfaßten Kirche in ihrer Geschichte immer wieder gehabt hat (und der 
heute z.B. bei der Anlage von Resozialisierungs- oder Behinderteneinrichtungen auch 
immer wieder aktuell wird), ist entweder durch die Fragestellung nicht zum Zuge ge- 
kommen oder im Bewußtsein der Kirchenglieder nicht vorhanden. Indirekte Schlüsse 
kann man allerdings aus zwei relativ hohen Ablehnungen ziehen: Die Stellungnahme der 
Kirche zu politischen Fragen sollte nach der Meinung von 48 % der Befragten vermin- 
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dert werden, ebenso der Kirchenbau (verstanden wohl als rein „binnenkirchliche‘‘ Ak- 
tivität) nach der Meinung von 51%. 

Die Erwartungen der Mitglieder an die Kirche weisen ein Defizit im jetzigen Zustand 
aus. Die Mitglieder votieren für Verstärkung auf den Gebieten Seelsorge, Diakonie und 
Verkündigung. Es sind Funktionen, die das Kirchenmitglied selbst ganz unmittelbar be- 
treffen oder betreffen könnte. Es sind zugleich Lücken im Netz der kollektiven Daseins- 
sicherung und -gestaltung: Sinn- und Wertorientierung in der Krise und also Stabilisierung, 
Hilfe für Gruppen, die diese Gesellschaft ganz allgemein in Verlegenheit bringen (Alte, 
Kinder, Kranke, Behinderte), die „‚nicht-produktiven‘“ Gruppen (212). 


Der Gesamtbefund der Untersuchung wird von Ernst Lange in den folgenden 
drei Thesen zusammengefaßt”: 


a) Die Beziehungen der Evangelischen zur Kirche sind ungleich viel komplexer und 
differenzierter als die Theorien kirchlichen Handelns, die gegenwärtig das kirchliche Feld 
beherrschen. Beurteilungsraster wie „Kirchentreue und Entfremdung“, „Kern und Rand“, 
„Teilnahme und Distanz“, „Zerfall und Erneuerung“ erweisen sich als viel zu simpel und 
führen unter Umständen zu kirchlichen Strategien, die die Basis gefährden, auf deren Er- 
haltung oder Festigung sie eigentlich abzielen. 

b) Die Kirche hat im Bewußtsein, in den Gefühlen und Erwartungen ihrer Mitglieder 
eine nach wie vor überraschend breite und, soweit die Momentaufnahme einer Repräsen- 
tativerhebung überhaupt Trendaussagen erlaubt, stabile Basis. Die Breite und Stabilität 
dieser Basis hängt aber damit zusammen, daß für eine große Zahl von Evangelischen die 
Zugehörigkeit zur Kirche noch gar nicht zu einem Problem der Wahl geworden ist. Es 
überwiegt nach wie vor das traditionelle, selbstverständlich-volkskirchliche Mitgliedschafts- 
profil. 

c) Der Eindruck der Stabilität muß auch insofern qualifiziert werden, als es eine ganze 
Reihe von Signalen für zum Teil tiefgreifende Dissonanzen zwischen der Kirche und ihren 
Mitgliedern gibt. An für den Bestand der Volkskirche lebenswichtigen Punkten wie z.B. 
bei der Kindertaufe, dem Kirchensteuereinzugssystem, der ortsgemeindlichen Orientierung, 
aber auch im Feld der Funktionserwartungen reichen diese Dissonanzen bis in den Kern 
der am höchsten mit der Kirche verbundenen Gruppen hinein. Dissonanz ist also nicht 
identisch mit Distanz, so gewiß solche Dissonanzsignale in der vergleichsweise klaren Gruppe 
von Mitgliedern, die eine latente oder manifeste Austrittsneigung bekunden, häufiger und 
intensiver werden. 


2. EVANGELISCHE GEMEINDE IN DER GROSSSTADTREGION 
(MÜNCHEN) 


Ebenfalls 1974 erschien die Auswertung einer Erhebung im Evangelisch-Luthe- 
rischen Dekanatsbezirk in München „Evangelische Gemeinde in der Großstadt- 
region‘‘”. Diese Erhebung ist aus verschiedenen Gründen von allgemeinem Inter- 
esse: Sie ist in Deutschland die erste ihrer Art in einer der großstädtischen Regio- 
nen — und diese sind wiederum ein für das kirchliche Leben besonders kritischer 
Bereich, wie die EKD-Untersuchung und andere Arbeiten zeigen. Außerdem ver- 
mittelt die Münchner Erhebung in ihrer Breite einen informativen Einblick in die 
Vielfalt heutiger kirchlicher Arbeitsformen im gemeindlichen und „regionalen“ 


22. Vgl. A. 11: Lange, $. 197. 
23. Evangelische Gemeinde in der Großstadtregion. Erhebung im Evang.-luth. Dekanats- 
bezirk München, 2 Bde., hg. von Theodor Glaser, München 1973/74£. (als Manuskript ver- 


vielfältigt). 
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Raum und — bis zu einem gewissen Grade — in die heute in kirchlicher Praxis 
wirksamen Leitvorstellungen®*. Dem vom Planungsausschuß erarbeiteten Erhe- 
bungsbogen lagen folgende Leitideen zugrunde: „Die Gewinnung von Informa- 
tionen für das komplexe Gebilde Dekanatsbezirk, die Erhellung bisher unbekann- 
ter gemeindlicher Strukturen, die Untersuchung von Kooperationsgemeinschaft 
und Kooperationsmöglichkeit, die Frage nach urbanen Formen, die der Groß- 
stadtregion angemessen sind“ (1)”°. 


a) Gottesdienste und Gemeindeleben 


„Der (agendarische) Gottesdienst nimmt im Bewußtsein der Gemeindeglieder und im Han- 
deln der Kirche nach wie vor eine Mittelpunktstellung ein. Sie ist nicht unangefochten gerade 
aus theologischen Gründen“ (40). Was die Menge der Besucher anbetrifft, steht der Gottes- 
dienst jedoch „nach wie vor im Mittelpunkt der Gemeindeaktivitäten. Besucherzahlen um 3% 
pro Sonntag sind zwar, absolut gesehen, gering (sie variieren außerdem beträchtlich je nach 
Lage der Gemeinde), wenn man jedoch beachtet, daß auch im Gottesdienst eine nicht uner- 
hebliche Fluktuation festzustellen ist, erreicht der sonntägliche Gottesdienst in München imme: 
hin mit einiger Regelmäßigkeit noch ca. 8-10% der evangelischen Gemeindeglieder über 14 
Jahren‘ (48). Während jedoch das Eingangskapitel zur allgemeinen Lage der Kirche den be- 
trächtlichen Rückgang des Gottesdienstbesuches (1963 als Basis 100, Rückgang bis 1972 auf 
64 — Abendmahlsbesucher 1963: etwa 28 Abendmahlsbesucher auf 100 Gemeindeglieder, 
1972 etwa 21) als „Angebot ohne Nachfrage“ interpretiert (5), wird bei der ausführlicheren 
Behandlung des Sonntagsgottesdienstes konstatiert: „Hier scheinen sich Angebot und Nach- 
frage zu treffen‘ (48). Inhaltliche Fragen des Gottesdienstes sind in der Untersuchung nicht 
erfaßt. Auffällig ist jedoch zweierlei: Die Untersuchung ergibt keinen Faktor aus der übrigen 
Gemeindearbeit, der in einer stärkeren Beziehung zur Höhe des Gottesdienstbesuches steht 
(42). Es fehlt ein Bezug zwischen der Höhe des Gottesdienstbesuches und der Praxis neuer 
Gottesdienste insgesamt, dem Besuch von Kreisen und der Intensität von Besuchen in der 
Gemeinde. Hier hätte man Zusammenhänge erwartet (42). 


An der Tatsache, daß die Studie sich bei den Amtshandlungen auf die Fest- 
stellungen des zahlenmäßigen Rückgangs und auf die Frage nach der Bewertung 
der Amtshandlungen beschränkt, läßt sich ablesen, wie wenig dieses umfangreiche 
Gebiet in den letzten Jahren bearbeitet worden ist. 

Kindergottesdienst wird in allen Gemeinden gehalten, überwiegend zeitlich 
parallel zum Hauptgottesdienst. In 43% der Gemeinden werden Kindergottes- 
dienste nie von Pfarrern gehalten, in 66 % erscheinen keine anderen hauptamt- 
lichen Mitarbeiter im Kindergottesdienst. Ehrenamtliche Mitarbeiter gibt es in 
80% der Gemeinden, von denen allerdings nur die Hälfte eine regelmäßige 


24. Eine Analyse des theoretischen Bezugsrahmens und der Konsequenzen für die Ge- 
meindearbeit gibt Karl Dienst in „Gemeinde in der Großstadtregion“. Zu einer Erhebung 
im Evang.-luth. Dekanatsbezirk München, DtPfrBl 74, 1974, Nr. 23. 

Interessante Parallelen aus der Praxis vermittelt der Bericht über Visitation der Kreuz- 
berger Gemeinden mit gegenseitiger Beratung über das Thema „Stadtveränderung und 
Gemeindeplanung“, Kirchenkreis Kölln-Stadt (Berlin) Dezember 1973 bis Oktober 1974; 
zu erhalten bei: Superintendentur Kreuzberg, 1 Berlin 61, Nostitzstr. 6/7. 

25. Die eingeklammerten Zahlen beziehen sich hier und im folgenden auf die Seiten- 
zahlen im 2. Band der Erhebung. 

26. Vgl. demgegenüber das Hervorheben der Amtshandlungen in der EKD-Erhebung. 
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wöchentliche oder vierzehntägige Vorbereitung der Helfer anbieten (44). Über 
die Besucherzahlen liegen nur Schätzwerte vor: Ca. 5,1% der 6- bis 15jährigen 
Evangelischen pro Sonntag, also etwas höher als der Besuch der Erwachsenen- 
gottesdienste. Seit 1963 verzeichnet auch der Kindergottesdienst einen Rückgang: 
Von 100 auf 53 (bei eher ansteigender Kinderzahl in diesem Zeitraum). Der 
Prozentsatz des Kindergottesdienstbesuches ist von der Höhe des Kinderanteils 
der Wohnbevölkerung nahezu unabhängig. Es ist keine durchgehende Tendenz 
festzustellen, daß die kinderreichen Gemeinden auch einen Arbeitsschwerpunkt 
Kindergottesdienst entwickelt hätten (44). Bei den Antworten auf die Frage nach 
Erfahrungen und Problemen überwiegt eine Grundstimmung: Mehr Probleme 
(inhaltlicher und organisatorischer Art) gegenüber den positiven Erfahrungen 
(Verknüpfung mit anderer Arbeit). 

Neue Gottesdienste werden in fast allen (92%) der untersuchten Gemeinden 
durchgeführt — in unterschiedlicher Intensität und Breite. An der Spitze der 
Häufigkeit steht der Familiengottesdienst, an nächster Stelle der ökumenische 
Gottesdienst (hier ist die besondere konfessionelle Situation in München von 
Belang), eine allgemeinere Kategorie von „Gottesdiensten in neuer Form“ und 
sodann die „Gottesdienste für besondere Zielgruppen“. Auf die Frage nach 
den Erfahrungen erfolgen weit mehr positive Nennungen als negative (40: 12). 
Ablehnung neuer experimenteller Formen erfolgt vor allem durch die ältere 
Generation. „Während beim Hauptgottesdienst festzustellen war, daß seine Ver- 
bindung zu den übrigen Feldern der Gemeindearbeit eher schwach ausgebildet 
ist, ist das bei den neuen Gottesdiensten anders. Ein sehr deutlicher Zusammen- 
hang besteht zwischen dem Angebot an Kreisen sowie zwischen dem Besuch 
von Kreisen und der Zahl neuer Gottesdienste in einer Gemeinde. Das gleiche 
gilt von dem Angebot an offenen Formen“ (47). Auf dem Hintergrund des 
Bildes des agendarischen Gottesdienstes ist es interessant zu sehen, daß die äuße- 
ren vorgegebenen Faktoren des Gemeindeaufbaus wie z.B. die Lage der Gemeinde 
nahezu keine Rolle für die Durchführung neuer Gottesdienste spielt. Ein schwach 
negativer Zusammenhang besteht zwischen der Zahl der Pfarrer an einer Gemeinde 
und der Häufigkeit neuer Gottesdienste. Ein-Mann-Pfarreien tendieren eher zu 
Experimenten im Gottesdienst. Über neue Gottesdienstformen sowie über die 
Bedeutung des Gottesdienstes stellt die Erhebung u.a. folgendes fest: 


(Neue Gottesdienste und die übrige Gemeindearbeit am Beispiel des Familiengottesdienstes) ... 
Je besser der Kindergottesdienst besucht ist, desto häufiger werden Familiengottesdienste 
durchgeführt. Damit kann auf jeden Fall festgestellt werden, daß ein regelmäßig durchge- 
führter Familiengottesdienst dem Kindergottesdienst nicht schadet. Welche der beiden 
Gottesdienstformen die andere stützt, kann aus dem vorliegenden Material nicht beantwor- 
tet werden ... Bei der weiteren Analyse der Querverbindungen stößt man auf die überraschen- 
de Erkenntnis, daß Gemeinden, die den Kindergottesdienst parallel zum Hauptgottesdienst 
halten, nicht häufiger Familiengottesdienst praktizieren als andere. Die offensichtlich besse- 
ren organisatorischen Voraussetzungen führen nicht zu einer größeren Bereitschaft zum 
Familiengottesdienst ... 

Anders ist es bei den Personen. Es ergibt sich ein deutlicher Zusammenhang zwischen 
der Tatsache, ob ein Pfarrer den Kindergottesdienst in seiner Gemeinde hält und der Häufig- 
keit von Familiengottesdiensten in dieser Gemeinde. Wo Pfarrer beteiligt sind, wird häufiger 
Familiengottesdienst durchgeführt. 
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Auf der anderen Seite führt die Existenz von Kindergottesdiensthelfern nicht zu einem 
höheren Engagement für den Familiengottesdienst. Der Zusammenhang scheint sogar leicht 
negativ zu sein. 

Das zwingt zu dem Schluß, daß die Verbindung hauptsächlich über die Person des Pfarrers 
läuft, daß sich ein Interesse eines Pfarrers an Gottesdiensten für Kinder zum einen in seinem 
stärkeren Engagement im Kindergottesdienst und zum anderen im Familiengottesdienst aus- 
wirkt (47) ... 

Der Gottesdienst steht, was die Menge seiner Besucher betrifft, nach wie vor auch noch 
im urbanen Raum Münchens im Mittelpunkt der Gemeindeaktivitäten. Besucherzahlen um 
3% pro Sonntag sind zwar, absolut gesehen, gering, wenn man jedoch beachtet, daß auch 
im Gottesdienst eine nicht unerhebliche Fluktuation festzustellen ist, erreicht der sonntäg- 
liche Gottesdienst in der Großstadt München immerhin mit einiger Regelmäßigkeit noch ca. 
8-10% der evangelischen Gemeindeglieder über 14 Jahren ... Es bleibt festzuhalten, daß 
sich auf dem Gebiet des Gottesdienstes zunächst jedenfalls Angebot und Nachfrage zu 
treffen scheinen: die Gemeinden unternehmen hinsichtlich des Angebotes an Gottesdiensten 
einige Anstrengungen, die Gemeindeglieder honorieren dies mit einem nicht unbeträcht- 
lichen Besuch (48) ... 

Die reagierende Gemeinde nach dem Gottesdienst ist häufiger als die agierende vor dem 
Gottesdienst. Mehr Gemeindeglieder kommen hinterher nach dem Gottesdienst zu Wort, als 
sich vor dem Gottesdienst an seiner Gestaltung beteiligen können. Das mag technische Grün- 
de haben, weist aber sicher tiefer in das Gottesdienstverständnis von Mitarbeitern und Ge- 
meinden. 

Man könnte den Versuch unternehmen, das gefundene Bild auf den Generalnenner „der 
isolierte Hauptgottesdienst‘‘ zu bringen. Denn der Gottesdienst ist isoliert. Zum einen durch 
die „einsame“ Vorbereitung und Durchführung durch den Hauptamtlichen, zum anderen 
durch die mangelnde Einbindung in die sonstige Gemeindearbeit und zum dritten durch 
die fehlende Absprache und Kooperation verschiedener Gemeinden untereinander. Wenn 
dieses Bild stimmt, dann dürfte die Lage kaum einer theologischen Nachprüfung standhal- 
ten. Zu rasche, einflächige Urteile sind jedoch nicht angebracht. Denn ein positiver Aspekt 
könnte darin zu sehen sein, daß in den anonymen Großveranstaltungen des Gottesdienstes 
sich die städtische Mobilität, die Offenheit der Kontakte und der rasche Wechsel der Be- 
ziehungen wieder finden können ... 

Wo sind Ansatzpunkte für Veränderungen erkennbar? Nach dem vorliegenden Material 
bleibt im Augenblick wohl nur der Schluß, daß die Höhe des Gottesdienstbesuches aufs 
Ganze von so vielen überindividuellen und die Gemeinde überschreitenden Faktoren be- 
stimmt ist, daß die direkten Eingriffsmöglichkeiten einer Gemeinde auf ihren Gottesdienst- 
besuch relativ beschränkt sind ... Bemerkenswert bleibt die Tatsache, daß so viele positive 
Erfahrungen mit Gottesdiensten heute bei neuen Gottesdiensten gemacht werden. Des- 
halb wird man hinter die gemachten Erfahrungen wohl kaum mehr zurückkönnen. Eine 
zukunftsträchtige Entwicklung wird sich hier nur in der Zusammenarbeit über die einzel- 
ne Gemeinde hinaus in Gang setzen lassen. Gemeinsam muß zumindest auf der grundsätz- 
lichen Ebene gedacht und geplant werden, um die Bemühungen leisten zu können, die 
regelmäßig die Fähigkeiten einzelner überschreiten ... 

Um weiterzukommen, muß unterschieden werden zwischen Gottesdiensten, die „nach 
innen“ und die „nach außen“ gerichtet sind. Der Gottesdienst wird überfordert, wenn 
eine Veranstaltung beides leisten soll. Forderungen an den Gottesdienst, die erhoben 
werden, müssen zum Ausdruck bringen, welche Grundrichtung des Gottesdienstes sie 
meinen. 


b) Gruppen, Kreise, offene Arbeitsformen, 
neue Arbeitsvorhaben 


Regelmäßige Gruppen und Kreise weisen in München eine steigende Tendenz 
auf (ausgenommen die „Männerkreise“); im Zeitraum von 1970-1972 standen 
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93 Neugründungen 39 eingestellten Kreisen gegenüber. Die Zusammenstellung 
neuer Arbeitsvorhaben läßt auf eine weiterführende Tendenz schließen. Im Jahre 
1972 kamen über 8000 Menschen — das sind ca. 2,5 % der Gesamtzahl der evan- 
gelischen Gemeindeglieder — in festen Gruppen zusammen, davon ca. 4500 Kin- 
der und Jugendliche in 293 Kinder- und Jugendkreisen?”. Die stärksten Wachs- 
tumsraten verzeichnen Jugendkreise, Altenkreise, Frauen- und Ehepaarkreise. 
Leicht steigende Tendenz weisen aber auch die Bibelkreise auf. Dazu die folgenden 
Feststellungen: 


In der Struktur dieser Kreise spiegelt sich die traditionelle Form von Gemeindearbeit: 
der Schwerpunkt wird bei den Jungen und Alten gesehen; ferner sind Frauen noch 
eine bevorzugte Zielgruppe (,‚Mütterkreis‘); auch der Bibelabend ist eine klassische 
Form der Gemeindearbeit. Da anzunehmen ist, daß auch die Altenkreise und Bibel- 
abende überwiegend von Frauen besucht werden, ist ein erhebliches Defizit an Männern 
zu vermuten (54). Beachtlich ist die Zahl der Kreise, die im klassischen Schema nicht 
auftauchen. Zu den 89 (= ca. 35 % aller festen Erwachsenengruppen), „sonstigen“ 
Gruppen und Kreisen zählen: 26 Musikgruppen (Kirchenchor, Kinderchor, Posaunen- 
chor, Orff-Gruppen); 22 Dienstgruppen (Besuchsdienst, Nähkreise, Mitarbeiterkreise, 
Gemeindehilfe, Gottesdienstteams ...); 14 Kreise, die sich besonderen Zielgruppen zu- 
wenden: (Kinder, Lernhilfe, berufstätige Frauen, Nichtseßhafte, Gastarbeiter, Nerven- 
kranke, Konfirmandeneltern); 13 Arbeitskreise (Gemeindefragen und -analyse, Erziehungs- 
fragen, politische Probleme, Diakonie, Ökumene ...); 7 Kreise über biblisch theologische 
Fragen; zu ihnen gehören vermutlich auch einige der 6 Hauskreise geselligen Gruppen 
.. (54). 

Es fällt die große Rolle ehrenamtlicher Mitarbeiter auf ... Der ehrenamtliche Mitar- 
beiter tritt als verantwortlicher Leiter eines Kreises stärker in Erscheinung als der 
Pfarrer. Besonders deutlich ist das bei den Altenkreisen, Frauenkreisen und den „Sonsti- 
gen‘. Eindeutiges Übergewicht in der Leitung hat der Pfarrer nur bei den Bibelkreisen 
(55). In den gemischten Leitungsteams ist der Pfarrer in der Hälfte aller Fälle an der 
Leitung zumindest beteiligt (Hauptamtliche zu ca. 25 %, Ehrenamtliche zu ca. 60 %). 
Ein Vergleich zeigt, daß der Pfarrer von den festen Gruppen und Kreisen weniger be- 
ansprucht wird als von den offenen Arbeitsformen. 

Die offenen Arbeitsvorhaben umfassen Einzelveranstaltungen wie Vortrags- und Ge- 
meindeabende (im Berichtszeitraum ca. 385 in 82% der Gemeinden mit ca. 17800 
Besuchern) — Seminare (65 in 57% der Gemeinden mit ca. 2891 Besuchern) — Frei- 
zeiten (260 in 43% der Gemeinden mit ca. 6657 Teilnehmern) — andere Veranstal- 
tungen: Klubs, Aktionen, Schulungen, gesellige Veranstaltungen u.a. (164 Veranstal- 
tungsarten mit 1275 Einzelveranstaltungen in 88% der Gemeinden). 

Bei der Zielgruppenarbeit dominiert wieder der klassische Katalog: Jugend, Alte. 

Als neu und dringlich wird die Arbeit mit Gastarbeitern empfunden; zugleich wird 
deutlich, daß die Gemeinden diese Arbeit nur sehr bedingt mit eigenen Kräften schaffen. 
Weitere Gruppen tauchen am Rande auf (Behinderte, alleinerziehende Mütter ...). So 
avantgardistisch die Arbeit mit Verheirateten (Eltern, Ehepaare usw.) wirken mag, so 
„klassisch“ ist auch dieser Katalog: der unverheiratete Mensch ist so gut wie nicht in 
Sicht (außer bei den alleinerziehenden Müttern). Die Tendenz, durch eine Zielgruppen- 
spezialisierung wieder zu einem exklusiven Zielgruppengetto zu kommen, ist spürbar 
(die Telefonseelsorge tut sich z.B. schwer, offene kirchliche Kontaktebenen zu finden, 
an die sie Einsame oder psychisch verunsicherte Menschen verweisen kann)... 

Eine große Aufgabe scheint auch darin gesehen zu werden, die Gemeinden besser zu 
strukturieren und die menschlichen Kontakte zu verstärken. Die Großstadtgemeinde 


27. Die Zahlenangaben variieren geringfügig in dem Band, was zum Teil auf ergänzende 
Fragebogen zur allgemeinen Erhebung zurückzuführen ist (z.B. bei der Jugendarbeit). 
Die Größenordnung bleibt jedoch, und in diesem Sinne sind die Angaben zu verwerten. 
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findet sich mit dem Schicksal der Anonymität nicht ab. Das wichtigste Instrument dazu 
ist hier der Besuchsdienst. Unbehagen besteht anscheinend darüber, daß Neuzugezogene 
und bestimmte Siedlungen mangelhaft umsorgt werden ... 

139 Kreise für 15- bis 18jährige wurden registriert. Bei den über 18jährigen sind es nur 
mehr 25. Die Gründe dafür sind natürlich vielschichtig: das säkulare Klima, Oberfläch- 
lichkeit, Wegzug, Studium, Lösung von der Gruppe. Offensichtlich konnten unsere Ge- 
meinden aber auch keine Heimat für junge Leute im kritischen frühen Erwachsenenalter 
werden, was auch noch für die berühmte fehlende mittlere Generation gilt. Es ist zu ver- 
muten, daß die Ursachen hierfür nicht nur bei den anderen zu suchen sind, sondern daß 
unsere Gemeinden sich nur schwer auf diesen Personenkreis einzustellen vermögen. 

Die vorliegenden Zahlen machen nebenbei auch deutlich, daß Jugendarbeit nicht auto- 
matisch Nachwuchspflege für die Gemeinde bedeutet ... 

Verhältnismäßig gering ist — auch bei den Neuplanungen — die Zahl der Gremien, in 
denen nachgedacht wird und Konzepte entwickelt werden. Nachdenken wird wahrschein- 
lich oft als Zeitvergeudung, als „Theoretisiererei‘‘ angesehen. Aber auch eine planlose 
Praxis ist eine Vergeudung von Zeit und Kraft. 


c) Jugendarbeit 


Daß die Jugendarbeit zu den Schwerpunkten kirchlicher Arbeit im Dekanats- 
bezirk gehört, wird an verschiedenen Anzeichen deutlich: am zahlenmäßigen 
Anteil an der Zielgruppenarbeit, an der Zahl der Mitarbeiter und nicht zu- 
letzt: an der ausführlicheren Darstellung einer Konzeption evangelischer Ju- 
gendarbeit. 

In der Jugendarbeit auf Gemeindeebene arbeiten 4 hauptberufliche, 55 neben- 
amtliche und 520 ehrenamtliche Mitarbeiter. Die Arbeitsfelder umfassen Arbeit 
mit festen Gruppen, offene Klubarbeit, Arbeitskreise und Bildungsveranstal- 
tungen, Aktionsgruppen für diakonische und soziale Dienste, offene (gesellige) 
Veranstaltungen, Sportgruppen, Jugendgottesdienste, Freizeiten. In der über- 
gemeindlichen Arbeit sind 7 hauptberufliche und 81 ehrenamtliche Mitarbieter 
auf folgenden Gebieten tätig: Schülerarbeit, soziale Rehabilitation, City-Arbeit, 
Industrie- und Berufsschülerarbeit; industriejugendberufsbezogene Seminare, 
freiwillige soziale Dienste. Die Arbeitsformen entsprechen den in der gemeind- 
lichen Jugendarbeit aufgeführten. 

Die Aktivitäten der Jugendgruppen in den Gemeinden werden überwiegend 
von der Gruppe selber (79,7%) bzw. vom Gruppenleiter und/oder einem Team 
(62,5 und 57,7%) und nur zu 7,8% von einem Pfarrer beschlossen, was auf 
eine relative Selbständigkeit im Gemeindeleben hindeutet. Gleichwohl sind die 
Jugendlichen an verschiedenen Gebieten des Gemeindelebens beteiligt: am 
Gottesdienst in 64,1% der Gemeinden, an Abendveranstaltungen in 56,2%, 
an sozialen Diensten in 42,1% und an der Kirchenmusik in 35,9% der Ge- 
meinden. Über die Häufigkeit dieser Beteiligung wird allerdings nichts ausge- 
sagt. Schwierigkeiten mit den Verantwortlichen der Gemeinden — an der Spitze 
in Konzeptionsfragen (17,2%) — werden in 40,6% gemeldet. Demgegenüber wird 
in 56,2% der Gemeinden angegeben, keine Schwierigkeiten zu haben. 

Nach einer kritischen Auseinandersetzung mit verschiedenen — teilweise histo- 
rischen — Konzepten der Jugendarbeit werden die Ziele und Inhalte der evan- 
gelischen Jugendarbeit in München dargelegt: 


174 


Jugendarbeit orientiert sich am jungen Menschen, Evangelische Jugendarbeit orientiert 
sich darüber hinaus an der Person Jesu, d.h. an seinem Leben und an seiner Lehre. Maß- 
stab für christliches Handeln ist die selbstlose Hinwendung Jesu zu den Menschen, in der 
die Hinwendung Gottes zum Menschen endgültig sichtbar geworden ist. Darum versteht 
sich christliche Jugendarbeit als Dienst an den jungen Menschen und an der Gestaltung 
einer Gesellschaft, die von den Heranwachsenden als sinnvoll und menschenwürdig er- 
fahren werden kann. 

Evangelische Jugendarbeit will erproben, welche Chancen der Glaube an Jesus zur besse- 
ren Lebensbewältigung bietet und ist dabei bemüht, den Menschen mit allen seinen Mög- 
lichkeiten und Fähigkeiten zu fördern. Sie will dem jungen Menschen helfen, sich selbst 
anzunehmen, indem sie die Erfahrung vermittelt, daß er angenommen ist. Sie versucht, 
Freiheit gemäß dem Evangelium zu praktizieren. Das eröffnet die Auseinandersetzung 
mit sich selbst und der Gesellschaft. Dadurch gewinnt der Jugendliche die Offenheit, sich 
zu ändern und wird zu veränderndem Handeln befähigt. 

Evangelische Jugendarbeit versucht, junge Menschen zu einem verantwortlichen Leben 
mit der Perspektive des Reiches Gottes, dessen Merkmale Liebe, Gerechtigkeit, Hoffnung, 
Friede, Freiheit, Freude, Glück und Heil(ung) für alles Kranke sind, einzuladen, darin 
einzuüben und zu begleiten. Sie versucht, jungen Menschen zu helfen, Evangelium anzu- 
nehmen und es in vielfältiger Weise zu leben. Dabei ist sie bemüht, die empfundenen ge- 
sellschaftlichen und persönlichen Widersprüche zu artikulieren, Zusammenhänge bewußt 
zu machen und darin gleichzeitig die Sinnfrage menschlicher Existenz zur Sprache zu 
bringen. Christlich verantwortete Jugendarbeit wird dabei die Wechselwirkung von indi- 
vidueller und gesellschaftlicher Heillosigkeit und Vollendungsbedürftigkeit anerkennen ... 

Die biblische Botschaft verlangt im Umgang und Handeln mit Gruppen und Gemein- 
schaften in unserer Gesellschaft ein Drängen auf vermenschlichende Veränderung der Ver- 
hältnisse. Das bedeuiet, daß die Leitwerte des Alten und Neuen Testamentes, wie Friede 
(Schalom), Liebe, Befreiung, Glaube, Hoffnung, Gerechtigkeit, Kult- und Herrschaftskritik, 
ein außerordentliches Veränderungspotential darstellen, zumal die christliche Botschaft 
nicht nur diese Werte an sich propagiert, sondern sie umsetzt in die Motivation, sich an 
ihrer Verwirklichung zu beteiligen. 


d) Konfirmandenarbeit 


Die Schwerpunkte der Münchner Konfirmandenarbeit lassen sich folgender- 
maßen beschreiben: der Konfirmandenkurs dauert ein Jahr, die Gruppen, die 
in der Mehrzahl zwanzig oder weniger Mitglieder haben, werden vom Pfarrer 
oder Vikar geleitet. Es besteht eine gleichmäßige Verpflichtung zum regel- 
mäßigen Besuch des Konfirmandenunterrichts, in zwei Dritteln der Gemeinden 
werden darüber hinaus Konfirmandenfreizeiten, in einem Drittel Praktika 
durchgeführt. In mehr als der Hälfte der Gemeinden werden die Konfirmanden 
während des Jahres zum Hl. Abendmahl zugelassen. Die Eltern werden fast 
überall über die Grundzüge des Ablaufs und Inhalts informiert, zu Elternaben- 
den eingeladen und durch den Konfirmandenpfarrer besucht oder in seine 
Wohnung eingeladen. 


In München wird das im Raum der EKD stark diskutierte und praktizierte Kurssystem mit 
Auswahlmöglichkeiten für die Konfirmanden so gut wie gar nicht durchgeführt, damit 
verbunden die mangelnde Heranziehung anderer Gemeindeglieder oder Mitarbieter zur 
Leitung der Konfirmandenstunden oder Kurse. Die Vorteile einer Einübung ins Hl. Abend- 
mahl durch vorzeitige Zulassung werden von vielen Gemeinden noch nicht genutzt. In 

20 Gemeinden werden keine Konfirmandenfteizeiten durchgeführt, in sechs davon aber 
wenigstens Praktika, in vierzehn Gemeinden gibt es kein anderes Angebot an die Konfir- 
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manden als nur die wöchentliche regelmäßige Verpflichtung. Die Zahl der Gruppenmit- 
glieder ist in den meisten Fällen günstig (unter 20), Gruppen mit 40 und 46 sind sicher 

zu groß. Bei der Zahl der Konfirmanden pro Gruppe macht sich sicher noch die ungünstige 
Anrechnung (30 pro Gruppe) auf das Regelstundenmaß bemerkbar. Besondere Initiativen 
in Richtung Eltern gibt es kaum, wenn man von der Einladung in die Wohnung des 
Pfarrers absieht. Die Möglichkeit der Mitsprache der Eltern auf die Gestaltung des Kon- 
firmandenkurses ist völlig unterentwickelt. Die Idee einer gelegentlichen Teilnahme der 
Eltern am Konfirmandenunterricht schließt zu den normalen Zeiten wenigstens Berufstätige 
aus, so sehr sie sonst zu begrüßen ist. Ob die Teilnahme von Eltern an der Konfirmanden- 
freizeit befreiend oder hemmend wirkt, müßte untersucht werden. Daß die Eltern über- 
haupt nicht angesprochen oder beteiligt werden, ist kaum zu verantworten. 


e) Ehrenamtliche Mitarbeiter 


Ehrenamtliche Mitarbeiter tauchen an vielen Stellen der Untersuchung auf — ein 
breites Spektrum von Möglichkeiten wird wahrgenommen: im Bereich der Ge- 
staltung von Gottesdiensten, der Diakonie und der Sozialarbeit, des Besuchs- 
dienstes (dieser erweist sich unter den geplanten Arbeitsvorhaben und durch die 
Bearbeitung in einem besonderen Kapitel als einer der Schwerpunkte für die 
weitere Planung); bei der Leitung von gemeindlichen Gruppen und Veranstal- 
tungen, bei Haus- und Straßensammlungen, in Verwaltung und Organisation. 


Insgesamt wurden 5458 ehrenamtliche Mitarbeiter gezählt — darunter 900 in Mehrfach- 
funktion — (bei einer Gesamtzahl von rd. 371000 evangelischen Gemeindegliedern). Es 
entfallen somit auf 10000 Gemeindeglieder 149 ehrenamtliche Mitarbeiter. Die zahlen- 
mäßig größte Gruppe ist die der Sammler. Es folgen die Kirchenchöre, die Kirchenvor- 
stände und Synodalen und der Besuchsdienst. Die Situation in den Gemeinden variiert 
nach Zahlen und Einsatz. Die Tätigkeit der ehrenamtlichen Mitarbeiter erfolgt fast aus- 
schließlich in der eigenen Gemeinde. Von fast allen Mitarbeitern wird ein Dienst auf Dauer 
erwartet. Die höchste Bereitschaft, einen Dienst auf Zeit zu akzeptieren, zeigen der Be- 
suchsdienst und die Jugendarbeit. Ein Zusammenhang mit der Altersstruktur (die in der 
Auswertung nicht angegeben wird) wird vermutet. Es fehlt an Fortbildung: 97% der 
Sammler, 82% im Besuchsdienst, 79 % der Gottesdienstmitarbeiter, 82% der Mitarbeiter 
in der Gruppenarbeit erhalten keine Fortbildung (eine Ausnahme bildet die Jugendarbeit); 
eine Dominanz der Pfarrer wird beklagt. 

Mitarbeiter werden sehr oft nur für „innerkirchliche Bedürfnisse“ eingesetzt. Nur etwa 
ein Drittel ist vom Arbeitsgebiet her in der Lage, explizit für andere tätig zu sein. Mög- 
licherweise liegt in dieser „kirchlichen Binnenschiffahrt“ auch ein Grund für die mangeln- 
de Bereitschaft von Gemeindegliedern zur Mitarbeit. Der Beginn neuer Projekte hat jeden- 
falls an vielen Punkten bereits gezeigt, daß dafür Mitarbeiter leichter zu gewinnen sind. 


f) Ökumenische Zusammenarbeit 


Unter den Erwartungen, die nach der EKD-Untersuchung die Evangelischen 
an ihre Kirche richten, liegt die Erwartung der Zusammenarbeit mit anderen 
Kirchen erstaunlich hoch. Wie sieht es damit in der kirchlichen Praxis Mün- 
chens aus, in einer Stadt, in der die Evangelischen erst seit Beginn des 19. 
Jahrhunderts zugelassen sind und heute einen Bevölkerungsanteil von 22,9% 
ausmachen? 
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79 % aller evangelischen Gemeinden halten ein- bis viermal im Jahr einen ökumenischen 
Gottesdienst. Hinzuzurechnen ist der jährliche Weltgebetstag der Frauen (ohne Zahlen- 
angabe). Über ein Drittel führen gemeinsame Bildungsveranstaltungen durch, gut ein 
Viertel gemeinsame Kirchenvorstands- und Pfarrgemeinderatssitzungen, 20-25 % je- 
weils gemeinsame Gruppenarbeit, gemeinsame Jugend- und gemeinsame Altenarbeit. 
Außerdem werden noch 14 weitere Aktivitäten der Zusammenarbeit genannt. 

Die gemeinsame Arbeit geschieht im Durchschnitt nicht sehr oft im Jahr, am 
häufigsten im Gottesdienst und in der Zielgruppenarbeit. 19 Gemeinden berichten von 
positiven Erfahrungen, 7 über negative. 18 Gemeinden wünschen eine Neuaufnahme 
oder Intensivierung der ökumenischen Aktivitäten. Die Zusammenarbeit zwischen evan- 
gelischen und katholischen Gemeinden wird durch ein entspannteres Verhältnis und 
durch die stärkere Vermischung in der Bevölkerung nötig und möglich. Dabei spielt 
auch die räumliche Überschneidung der Gemeinden eine Rolle. Die Vielfalt in den Mög- 
lichkeiten ökumenischer Zusammenarbeit verlangt nach Intensivierung und Festigung. 

Beachtenswert ist eine Beobachtung bei den Mischehen: 1972 waren 67 % der standes- 
amtlichen Eheschließungen, an denen mindestens ein evangelischer Partner beteiligt war, 
gemischtkonfessionelle evangelisch/katholische Paare. 60,1 % der konfessionsverschie- 
denen Paare wurden kirchlich getraut (davon ca. 55 % in einer katholischen und ca. 
45% in einer evangelischen Kirche). Demgegenüber wurden nur 46,7% der rein evan- 
gelischen und 58,1% der rein katholischen Paare kirchlich getraut. Bei 8,4% der kon- 
fessionsverschiedenen Paare wurde eine ökumenische Trauung vollzogen. Die Arbeit 
mit Konfessionsverschiedenen Ehepaaren gehört sicher auch mit zu den Motoren ver- 
stärkter ökumenischer Zusammenarbeit und verlangt — nach Ansicht des Verfassers — 
zu einem Ausbau auch der Initiativen im übergemeindlichen Bereich, z.B. ein regelmäßiges 
ökumenisches Gottesdienstangebot. 


g) Zur Konzeption der Gesamtarbeit 
Aus der Erhebung werden die folgenden grundsätzlichen Schlüsse gezogen: 


Für die Kirchliche Arbeit in der Großstadt München kann es keine Gesamtkonzeption im 
Sinne einer einheitlichen Zielformulierung geben. Die Situation im Großraum München 
ist so verschieden, daß dies die Ausformulierung einer einheitlichen Zielkonzeption un- 
möglich macht. Die Verschiedenartigkeit der Situation gilt sowohl für die Lage der Stadt 
als auch für die Lage der Gemeinden und der Mitarbeiter. 

Das Gesamtkonzept für die Stadt kann nur ein abgestimmter Katalog von Einzelzielen 
sein. Eine Konzeption für München zu entwickeln bedeutet dann, daß Konzepte einzelner 
Träger begleitet werden. Diese Konzepte müssen in der nötigen Klarheit ausformuliert und 
miteinander abgestimmt werden. Dazu brauchen sie nicht identisch zu sein. 

Für die Begleitung der Teilkonzepte können und müssen Kriterien angegeben werden. 
Sie könnten etwa so aussehen: 

— Die Zielformulierung muß der Situation in der spezifischen Lage der Gemeinde gerecht 
werden. 

— Sie muß dem Auftrag einer christlichen Gemeinde heute entsprechen 

— Sie muß von den verantwortlichen Mitarbeitern vertreten werden können 

— Sie muß mit den vorhandenen Mitteln wenigstens in Ansätzen realisierbar sein 

— Sie muß die Aktivitäten des Arbeitsbereiches koordinieren ... 


Kirche in der Stadt und für die Stadt 

Die kirchliche Arbeit im grußstädtischen Bereich geschieht unter der Bedingung beson- 
derer Vielfalt, die das Leben in der Stadt und das Leben der Stadt kennzeichnet. Deut- 
licher als in ländlich geprägten Dekanatsbezirken erfahren wir in München, daß unsere 
Kirche von unseren Mitmenschen als eine Gruppe unter vielen Gruppen gesehen wird ... 
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Kirche unter Konkurrenzdruck 

Wir erheben vom Evangelium her den Anspruch, dem Mitbürger Lebenswichtiges zu ver- 
mitteln, nämlich Beziehung zu Gott und damit Orientierungshilfe für sein Leben ‚in guten 
wie in bösen Tagen“. Bei der Vermittlung von Orientierungshilfen stehen wir jedoch in 
einem sich ständig steigernden Konkurrenz-Gefüge zu anderen Gruppen, anderen Verbän- 
den und Ideologien, die alle in gleicher Weise den Anspruch erheben, Orientierungshilfen 
zu geben und Kommunikation zu vermitteln. 


Offensive Kirche — profilierte Kirche 

Die Kirche wird deshalb in München mehr darauf achten müssen, sich -- wo immer sie 
lebt und arbeitet — als Kirche zu profilieren. Durch die Sache mit Gott, die sie vertritt, 
hat sie Bedeutung und Attraktivität. „Kirche“ muß zu einem Markenzeichen werden. 
Kirche muß sich bewußt abheben von anderen Gruppierungen und Arbeitsformen. Kirche 
in München bedarf in diesem Sinne der „Offensivität“. 


Prophetische Diakonie 

Kirche in München muß offensiv sein auch in dem Sinne, daß sie auf Menschen, Gruppen, 
Verbände, Organisationen zugeht und nicht wartet, bis sich einer auf sie besinnt. Die Kir- 
che darf nicht mehr nur auf bewußt gewordene Bedürfnisse der Mitmenschen und der 
Gesellschaft zu reagieren versuchen. Sie muß auch weitergehende Notwendigkeit bewußt 
machen und Nöte vorausschauend angehen, die im persönlichen und gesellschaftlichen Leben 
noch nicht erfahren werden. Sie könnte beispielsweise Menschen Gelegenheit zum Allein- 
sein und Zusichkommen bieten; eine scheinbar unzeitgemäße Form, wo doch alle Welt 
nach Kommunikation für den anonymen, einsam gewordenen Menschen ruft. Es erscheint 
uns nachdenkenswert, daß die Kleingruppen-Kommunikation von den Menschen der 
Großstadt stärker als früher gesucht wird. Könnten wir Nachbarschaft anstiften? Kirche im 
Haus? (Wir weisen darauf hin, daß manche Sekten gerade wegen der Kleingruppeninten- 
sität Zulauf haben). 


Auch andere tun Wichtiges 

Unter der Bedingung der Vielfalt und der „Konkurrenz“ wird die Kirche in München 

aber auch mehr Zeit und Kraft darauf verwenden müssen, mit den verschiedensten ge- 
sellschaftlichen Kräften zu kooperieren. Die evangelische Kirche braucht nicht alles zu 
machen. Für die Praxis bedeutet dies zum Beispiel, daß eine Gemeinde laufend prüft, 

wo andere ähnliches tun. Dann kann sie u. U. Arbeitsfelder aufgeben und stattdessen 
andere Aufgaben aufgreifen, die bisher unzureichend oder überhaupt nicht wahrgenommen 
wurden. 


Keine falsche Bescheidenheit 

Aber: Mut zur Lücke heißt nicht ‚ohne mich“. Wir meinen, daß die Bereitschaft, auf 
eine Konkurrenz mit anderen Kräften zu verzichten, Hand in Hand gehen muß mit dem 
Mut, das evangelische Anliegen klar auszusprechen und gerade dem anderen Partner 
(Verband, Verein, Kommune u.ä.) dieses Anliegen sehr deutlich zu sagen ... 


Brückenbauer 

Im städtischen Bereich könnte der Kirche eine besondere öffentliche Funktion zukommen: 
das Brückenschlagen innerhalb des Gefüges von Verbänden, Parteien, Bürgerinitiativen, 
Interessengruppen und nicht zuletzt der kommunalen Verwaltung. Unsere Kirchenvorstän- 
de sollten sich dies bewußt machen. Kirche könnte dann wie ein Forum fungieren, wo 

alle an den humanen Bedingungen interessierten Kräfte miteinander ins Gespräch kommen. 
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5. Theologische Ausbildung und Wissenschaft 
Von Wolf-Dieter Hauschild 


Wie alle wissenschaftlich fundierten Berufe werden auch die Theologen nach 
wie vor an staatlichen Hochschulen ausgebildet, nicht nur aufgrund der in 
Staatskirchenverträgen und Länderverfassungen gegebenen Rechtslage, sondern 
auch mit dem sachlichen Recht, das sich aus der Struktur unserer Gesellschaft 
ergibt. Ernsthafte Versuche, diesen Sachverhalt zu verändern, sind bisher trotz 
zunehmender Kritik nicht unternommen worden. Die vom Bundesparteitag 

der Freien Demokratischen Partei (F.D.P.) am 1. 10. 1974 verabschiedeten The- 
sen zur Neuordnung des Verhältnisses von Staat und Kirche (‚Freie Kirche 

im freien Staat‘; s. o. S. 65ff.), die auf eine weitgehende Trennung zielen, ge- 
hen auf die theologischen Fakultäten (Fachbereiche) nicht ein. Immerhin stand 
in der Vorlage der F.D.P.-Kommission ‚Staat und Kirche‘ vom 25.8. 1973 
noch folgender Beschlußvorschlag, der aber von der Partei nicht aufgegriffen 
wurde: 


... 11. Drei Alternativvorschläge: a) Die theologischen Fakultäten sind in religionswis- 
senschaftlichen Fachbereichen zusammenzufassen. Diese Fachbereiche erhalten den gleichen 
Status wie alle anderen Fachbereiche der Universität. Sie arbeiten frei von rechtlichen Bin- 
dungen an Religionsgesellschaften in der Forschung und Lehre. Die Festlegung der Qualifi- 
kation für Theologen im Kirchendienst und andere kirchliche Berufe unterliegt der Zu- 
ständigkeit der Kirchen. 

b) Die Theologischen Fakultäten sind umzuwandeln in religionswissenschaftliche Abtei- 
lungen, die innerhalb der Universitäten frei von rechtlicher Bindung an Religionsgesell- 
schaften und ihre Lehre wissenschaftlich gemäß den Prinzipien der Freiheit von For- 
schung und Lehre Voraussetzungen, Inhalte und Wirkungen von Religionen erforschen. 
Den Kirchen bleibt es vorbehalten, darüber hinaus Ausbildungsstätten außerhalb der Uni- 
versität zu errichten, die im Auftrag der Religionsgesellschaften deren Lehre vermitteln 
und von ihnen getragen und finanziert werden. 

c) Nichtbefassung'. 


Wie wenig derartige Vorstöße den gesellschaftlichen Realitäten entsprechen, 
zeigt die Tatsache, daß im Zusammenhang mit der Neuordnung der Lehrerbil- 
dung, der Errichtung von Gesamthochschulen und neuen Universitäten auch 
neue Institute für Theologie geschaffen wurden (in Frankfurt, Gießen, Olden- 
burg, Osnabrück, Duisburg, Wuppertal, Siegen, Paderborn). In Bayern wurde 
der Vertrag des Freistaates mit der Evangelisch-Lutherischen Kirche vom 15. 
11.1924 durch einen Vertrag vom 12.9. 1974 (ratifiziert am 16. 12. 1974) in 
seinen Bestimmungen über die Ausbildungsstätten umfassend geändert. Der Be- 
stand der theologischen Fachbereiche an den Universitäten Erlangen und Mün- 
chen wird hier „in dem durch die Bedürfnisse von Forschung und Lehre“ der 
Pfarrer- und Religionslehrerausbildung „gebotenen Umfang“ garantiert; „die 
Aufrechterhaltung des evangelisch-lutherischen Charakters“ dieser Fachberei- 


1. Vgl. epd-Dokumentation 36/1973, S. 2; P. Rath (Hg.), Trennung von Staat und 
Kirche? rororo 1771, Reinbek 1974, S. 17. 
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che wird vom Staat gesichert. Ferner sollen vom Staat an den Universitäten 
Augsburg und Bayreuth drei Lehrstühle (‚für Biblische Theologie, für Sy- 
stematische Theologie und für Religionspädagogik mit Fachdidaktik“), an 
den Universitäten Passau, Regensburg und Würzburg sowie an der Gesamthoch- 
schule Bamberg mindestens je ein Lehrstuhl für die Ausbildung von Religions- 
lehrern unterhalten werden. Auch für diese Lehrstühle sichert der Staat den 
evangelisch-lutherischen Charakter zu, konkret dadurch, daß Professoren und 
andere selbständig Lehrende erst dann ernannt bzw. zugelassen werden, „wenn 
der Landeskirchenrat gutachtlich einvernommen ist“?. 


1. REFORM DER THEOLOGISCHEN AUSBILDUNG 


Neben den grundlegenden Fragen der theologischen Arbeit sind die Probleme 
der Ausbildung für den kirchlichen Dienst Lebensfragen der Kirche als Insti- 
tution. Im Zuge der in den sechziger Jahren einsetzenden Reformbemühungen 
in Staat und Gesellschaft, die sich im besonderen auch auf das Bildungswesen 
konzentrierten, wird — nachdem frühere vereinzelte Vorstöße ohne Wirkung 
geblieben sind — seit über zehn Jahren an der Reform der theologischen Aus- 
bildung gearbeitet. Die Kritik am herkömmlichen Studium, dessen Struktur 
trotz starker Veränderungen in der theologischen Wissenschaft in diesem Jahr- 
hundert kaum verändert worden war, ging vor allem von den Studenten und 
Vikaren aus (zusammengefaßt im Schlagwort vom mangelnden Praxisbezug der 
bisherigen Ausbildung)?. Ein wirksames überregionales Instrument der Reform- 
planung wurde 1965 mit der „Gemischten Kommission für die Reform des 
Theologiestudiums“ geschaffen, in der die Fakultäten und die Gliedkirchen 

der EKD kooperieren.* Die von dieser Kommission ausgearbeiteten, vom Evan- 
gelisch-Theologischen Fakultätentag und der Konferenz der gliedkirchlichen Aus- 
bildungsreferenten 1969 verabschiedeten Empfehlungen zum Ersten Theologi- 
schen Examen brachten die Reform wesentlich voran. 1971/2 legte sie Empfeh- 
lungen für einen Gesamtplan der theologischen Ausbildung vor, die weithin 

als Grundlage der Planung akzeptiert wurden, vor allem hinsichtlich der fol- 
genden „Grundsätze“: 


(1.) Der innere Zusammenhang der verschiedenen Stadien und Faktoren theologischer 
Ausbildung verlangt, daß der Übergang von Teilreformen (Examensreform, Studienreform, 
Neuordnung des Vikariats) zu einer Ausbildungsgesamtplanung voilzogen wird ... 

(1.2) Der Wandel in Theologie, Kirche und Gesellschaft verbietet es, eine bestimmte 
Form der theologischen Ausbildung zu fixieren. Er macht vielmehr eine flexible Planung 
notwendig, die zugleich so langfristig konzipiert sein sollte, daß sie ein kurzatmiges Reagie- 
ren auf gegenwärtige Veränderungen und Herausforderungen vermeidet ... 


2. Vertrag zwischen dem Freistaat Bayern und der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Bayern ..., in: ABl. Bayern 1/1975 vom 23.1.1975, S. 1-3. 


3. Vgl. W. Herrmann — G. Lautner, Theologiestudium. Entwurf einer Reform, München 
1965. 

4. Vgl. KJ 94, 1967, S. 85-91. — Die Empfehlungen und Veröffentlichungen der 
Kommission s. in: Reform der theologischen Ausbildung, Bd. 1-11, Stuttgart 1967 bis 
1974. 
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(1.3) Angesichts der genannten Veränderungen muß die theologische Ausbildung vor- 
dringlich zur Haltung „lebenslangen Lernens‘ befähigen, damit neue Aufgaben jeweils 
selbständig und sachgemäß wahrgenommen werden können. 

(1.4) Ohne sich auf ein bestimmtes Theologieverständnis festzulegen, geht die Kommis- 
sion davon aus, daß alle theologische Ausbildung im Horizont der Vermittlung von christ- 
licher Botschaft und gegenwärtiger Wirklichkeit stattfindet. Da diese beiden Größen eine 
Vielfalt von Problemen in sich bergen, wird die sie berücksichtigende Ausbildung notwen- 
digerweise vielschichtig sein müssen. 

(1.5) Der Gesamtverlauf der theologischen Ausbildung gliedert sich in drei Phasen: Stu- 
dium, Kirchlichen Vorbereitungsdienst, Pfarrerfort- und weiterbildung. Trotz ihrer unter- 
schiedlichen Dauer und Probleme kommt den drei Phasen grundsätzlich gleiches Gewicht 
zu. Da jede ihr Proprium hat, darf keine vernachlässigt und keiner die Last zugeschoben 
werden, alle mit der Ausbildung verbundenen Probleme lösen zu müssen. 

(1.51) Die Konstante, an welcher sich alle drei Phasen auszurichten haben, ist der Thheo- 
loge als Pfarrer bzw. der Pfarrer als Theologe. Jeder Ausbildungsabschnitt muß so angelegt 
sein, daß die im Blick auf den Beruf erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten erwor- 
ben werden. Der Aufbau der theologischen Ausbildung berücksichtigt diesen Gesamtzu- 
sammenhang, indem die erste Phase als Basis der zweiten und diese wiederum als Basis 
der dritten Phase dient. 

(1.52) Es wird im folgenden unterschieden zwischen ‚Spezialisierung‘ und „Differen- 
zierung“. Mit ‚Spezialisierung‘ ist die Vorbereitung auf bestimmte Berufsfelder gemeint, 
sofern diese besondere Qualifikationen erfordern. Sie findet vor allem in der dritten Pha- 
se statt. Denn frühe Fixierungen und Spezialisierungen sind zu vermeiden, weil die beruf- 
lichen Wandlungen eine allgemeine Orientierung und Offenheit für Veränderungen verlan- 
gen. Mit „Differenzierung‘“ ist hier die Schwerpunktbildung in der ersten und zweiten 
Phase gemeint. Sie erscheint unter den gegenwärtigen Bedingungen immer stärker gebo- 
ten. Der Grundsatz gilt, daß nicht von jedem Auszubildenden alles verlangt werden kann. 
Die Schwerpunktbildung der ersten Phase kann, diejenige der zweiten Phase wird in der 
Regel die berufliche Spezialisierung vorbereiten. 

(1.53) Für eine Ausbildungsgesamtplanung in drei Phasen ist neben der Planung des 
Studiums und des kirchlichen Vorbereitungsdienstes die Institutionalisierung der Fort- 
und Weiterbildung besonders dringlich ... 

(1.6) Aus dem in 1.4 genannten Ansatz folgt die Forderung, diejenigen nichttheologi- 
schen Wissenschaften in den Ausbildungsgang einzubeziehen, welche als Handlungswissen- 
schaften für den Vollzug theologischer Arbeit und kirchlichen Handelns unerläßlich 
sind. Gedacht wird dabei vor allem an Pädagogik, Psychologie und Soziologie. Der Zwang 
zur Kooperation und Integration stellt die Ausbildungsplanung vor wissenschaftstheoreti- 
sche und insbesondere organisatorische Schwierigkeiten. Auf jeden Fall aber geht die 
Kommission davon aus, daß heute sowohl theologische Theoriebildung als auch kirchli- 
che Praxis ohne diese Wissenschaften nicht sinnvoll betrieben werden können, weil bei- 
de auf adäquate Erfassung der Wirklichkeit und Umgang mit Menschen und gesellschaft- 
liches Handeln abzielen ... 

(1.8) Alle Reformvorschläge müssen an die vorhandenen Ausbildungseinrichtungen an- 
knüpfen in der Erkenntnis, daß diese nicht umgehend geändert oder ausgeweitet werden 
können. Die Kommission ist jedoch der Überzeugung, daß bereits die gegebenen Ausbil- 
dungsverhältnisse die Ansatzpunkte zu Reformen liefern können und durchgreifende 
institutionelle Veränderungen sich langfristig als notwendig erweisen werden. 

(1.9) Ziel der theologischen Ausbildung in allen drei Phasen ist es, dazu zu befähigen, 
kirchliches Handeln auf dem jeweiligen Handlungsfeld theologisch zu verantworten, ko- 
operativ sowie gegenstandsgerecht zu planen, durchzuführen und kritisch zu revidieren’°. 


Die Bedeutung der hier angezeigten Aufgaben wurde herausgestellt anläß- 
lich eines Treffens zwischen Kirchenleitungen und Vertretern der theologischen 


5. Reform ... (s. Anm. 4), Bd. 9, 1972, S. 11-13. 
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Wissenschaft in Tutzing vom 17. bis 20.9.1973, das den Auftakt einer neuen 
Form von Zusammenarbeit von Kirchen und Fakultäten zur Bewältigung aktu- 
eller Probleme in theologischer Forschung, Lehre und Ausbildung bilden soll- 
te. In der Resolution dieser Konferenz heißt es: 


1. Die Gespräche waren bestimmt durch die Einsicht in eine gemeinsame Verantwortung, 
die es nötig macht, die Konsultation aller beteiligten Gremien und Institutionen zu för- 
dern und ihre Kooperation im Rahmen der EKD auch institutionell wirksamer zu gestal- 
ten. Als eine zurzeit besonders vordringliche Aufgabe erschien, bei der Verwirklichung der 
notwendigen Reformen die Vergleichbarkeit der theologischen Ausbildung nach Qualität 
und Inhalt zu wahren. ö 

2. Es bestand Einigkeit darüber, daß sowohl für die Kirche als auch für die Wissenschaft 
die Existenz einer selbständigen theologischen Wissenschaft im öffentlichen wissenschaft- 
lichen Bildungssystem erhalten bleiben muß. Das gilt für die Ausbildung sowohl der 
Pfarrer als auch der Lehrer. 

3. Die Gespräche haben dazu ermutigt, für den Austausch von Erfahrungen zwischen 
Kirchen und Hochschultheologen nach Wegen zu suchen, die die Verständigung besser 
und dauerhafter gestalten. Ein konkretes Beispiel für eine dringend notwendige Verstän- 
digung ist die Abstimmung der verschiedenen Ausbildungsphasen aufeinander. Eine weite- 
re wichtige Aufgabe stellt sich mit der Integration von Erfahrungswissenschaften in 
Forschung, Lehre und Ausbildung®. 


Gerade angesichts der heute gelegentlich spürbaren Reformskepsis und Experi- 
mentiermüdigkeit ist eine derartige Verständigung wichtig, um gemeinsame 
Zielvorstellungen zu entwickeln und auch durchzusetzen. Am besten gelun- 
gen sind die Reformen des kirchlichen Vorbereitungsdienstes (Vikariat), der 
zu einer geordneten Ausbildung mit spezifischen Zielen, Formen und Inhalten 
umgestaltet worden ist, sowie der Fort- und Weiterbildung, die in vielen Lan- 
deskirchen eine konsequente Institutionalisierung erfahren hat. Freilich ist 
auch hier noch vieles in Bewegung”. In ein eher kritisches Stadium scheint die 
Neuordnung des Theologiestudiums zu treten. Mancherorts läßt hier die Re- 
formbereitschaft nach. 


„Allgemein werden trotz vielfältiger Bemühungen (interdisziplinäre Theorie — Praxis — 
Projekte, Ergänzungsstudium, interkonfessionelle Lehrveranstaltungen, Kontaktstudien, 
Blockseminarexperimente, Studieneingangsphase, Repetitorien, Ferienpraktika, integrierte 
Sprachkurse 0.a.) Frustration und Ermüdungserscheinungen hinsichtlich weiterer Reform- 
experimente festgestellt.‘“® — Experimente sind aber nötig, um die als wichtig erkannten 
Ziele zu erreichen: Überprüfung der bisherigen Ausbildungsinhalte der Disziplinen nach 
eurricularen Gesichtspunkten; fächerübergreifendes Lehren und Studieren, das die Ein- 


6. Abgedruckt in: T. Rendtorff — E. Lohse, Kirchenleitung und wissenschaftliche Theo- 
logie, ThEx 179, München 1974, S. 70. 

7. Vgl. z.B. H.-B. Kaufmann (Hg.), Materialien zur Vikarsausbildung, Bd. 1-2, 
Münster (Comenius-Institut) 1973; Ziele für die Vikarsausbildung, epd-Dokumentation 
27/1973. — Im Bereich der EKD arbeitet die „Kommission für die zweite Phase der theo- 
logischen Ausbildung“ derzeit an Empfehlungen. -- Vgl. ferner: Beruf und Bildung. Ent- 
wurf zur Neuordnung des Fortbildungswesens ... von R. Roessler, hg. von der Ev. Kirche 
in Hessen und Nassau, München 1971. — Vorschläge zur Neuordnung des Fortbildungs- 
wesens für Pfarrer und Mitarbeiter der Kirche, beschlossen von der Konferenz der Fort- 
bildungsreferenten der Gliedkirchen der EKD am 14.12.1973 (EKD-KK Az. 2140 A/3). 

8. Protokoll des Ev.-Theol. Fakultätentages vom 11.10.1974, S. 6 (EKD-KK Az. 2143/1.). 
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heit der Theologie zur Geltung bringt; stärkerer Praxisbezug; Einbeziehung von erfahrungs- 
wissenschaftlichen Erkenntnissen und Methoden (,,‚Humanwissenschaften“); individuelle 
Schwerpunktbildung des Studenten, die ein „forschendes Lernen“ ermöglicht. Diesbezüg- 
liche Empfehlungen zur Studien- und Examensreform, die 1973 und 1974 von der „Ge- 
mischten Kommission‘ verabschiedet wurden, werden zurzeit diskutiert. 


2. THEOLOGIESTUDENTEN 


Während in den sechziger Jahren die Studentenzahlen allerorten in die Höhe 
schnellten (von 289943 im Wintersemester 1960/61 auf 597647 im Winterseme- 
ster 1971/72)'°, stagnierte die Zahl der Theologiestudenten im evangelischen 
Bereich — wie auch im katholischen — bzw. war leicht rückläufig: Im Winter- 
semester 1966/67 gab es 4421 Studenten der Evangelischen Theologie und Re- 
ligionslehre, im Wintersemester 1971/72 dagegen 4048 (Tiefstand im Sommer- 
semester 1970: 3881)''. Man hat diesen leichten Rückgang zum Teil damit er- 
klärt, daß die „revolutionäre“ Studentengeneration in ihren Erwartungen an 
das Theologiestudium enttäuscht worden sei. Die aufgrund einer Umfrage der 
EKD-Kanzlei erfaßten neueren Zahlen signalisieren einen bemerkenswerten 
Aufwärtstrend. Dieser dürfte nicht unerheblich durch den verschärften Nume- 
rus Clausus für die meisten anderen Studienrichtungen bedingt sein, ohne daß 
damit eine negative Wertung verbunden sein müßte: Beobachtungen zeigen, 
daß jetzt auch solche Abiturienten das Theologiestudium ergreifen, die eigent- 
lich einen anderen Beruf gewählt hätten, aber angesichts der Ausbildungssitua- 
tion auf Theologie als die „zweite Wahl‘ zurückgegriffen haben. Damit scheint 
sich der Vorgang zu wiederholen, der in den Jahren vor und nach 1930 der 
Kirche hohe Nachwuchszahlen und damit aufs ganze gesehen bewährte, gute 
Pfarrer brachte (die heute die starken zur Pensionierung anstehenden Jahrgän- 
ge ausmachen). Der bisherige, zum Teil quälende Nachwuchsmangel wird in 
einigen Jahren behoben sein: Mit 6134 Theologiestudenten im Studienjahr 
1974/75 (davon ca. 2000 Religionslehrer-Studenten, deren Zahl gegenüber 
1971/72 erheblich gestiegen ist) ergibt sich gegenüber 1973/74 (5687 Studen- 
ten) eine Steigerung um 7,9%'2. Im Größenverhältnis der verschiedenen Fa- 
kultäten haben sich einige interessante Verschiebungen ergeben. 


Jede Statistik über Theologiestudenten leidet unter der Unschärfe, daß Religionslehrer 
zwar zweifellos Theologie studieren (und dies keineswegs als „Schmalspurtheologen“), daß 
sie dieses Fach aber als Haupt- oder Nebenfach studieren und oftmals für die Theologi- 
schen Fakultäten (Fachbereiche) gar nicht, teilweise oder nur für die erste Kategorie 


9. Vgl. Reform ... (s. Anm. 4), Bd. 11, 1974, S. 13ff., 36ff. 

10. Nach der Berechnung des Statistischen Bundesamts in: Bildung im Zahlenspiegel, 
Ausgabe 1974, Stuttgart 1974. 

11. Nach der Berechnung des Statistischen Bundesamts im ABl. EKD, Heft 11a vom 
15.11.1974, Beilage S. 21. 

12. Diese und die folgenden Zahlen nach der EKD-Statistik aufgrund der Angaben der 
Fakultäten (Fachbereiche), Kirchlichen Hochschulen und Instituten (Rdschr. vom 
16.4.1975 EKD-KK Az. 2130/3). Die Gesamtzahl schließt die Institute für Ev. Theologie 
in Berlin (Freie Universität), Gießen, Frankfurt und Saarbrücken ein. 
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ausgewiesen werden. Zum Teil resultiert die signifikante Differenz zwischen den Zahlen 
des Statistischen Bundesamts und der EKD-Statistik daraus. (Gegenüber dem Studienjahr 
1971/72 würde sich sonst eine Steigerung für 1974/75 von 51,5% ergeben!) In der fol- 
genden Übersicht sind in den Zahlen Pfarrer- und Religionslehrer-Studenten zusammen- 
gefaßt. 

Im Jahr 1972 waren die drei traditionell größten evangelisch-theologischen Fakultäten 
(Fachbereiche) Tübingen (mit 687), Heidelberg (mit 654), Göttingen (mit 646) noch et- 
wa gleich groß'?. 1974/75 hält Tübingen die Spitze mit 799 Studenten (Steigerung gegen- 
über 1973/74: 15,8%), gefolgt von Heidelberg mit 616 (ohne Steigerung gegenüber 1973/ 
1974; Rückgang gegenüber 1972: 5,8%) und Göttingen mit 580 (Steigerung gegenüber 
1973/74: 6,4%; Rückgang gegenüber 1972: 10,2%). — Auf diese traditionellen Spitzen- 
reiter folgen Marburg mit 443 (Steigerung gegenüber 1973/74: 6,5%) und Münster mit 
422 (ohne Steigerung). Auf der Grenze zu den „kleineren“ Fachbereichen steht Bochum 
(355), wo seit 1967/68 (100 Studenten) ein erstaunlicher Aufwärtstrend zu verzeichnen 
ist, gefolgt von Hamburg (302), Erlangen (284), Bonn (262), Kiel (251), München (227), 
Mainz (194). — Nicht alle Fakultäten (Fachbereiche) haben Steigerungen aufzuweisen, 
einige auch Stillstand bzw. Rückgang. In München sind die Zahlen am stärksten gestiegen 
(19,5% gegenüber 1973/74), gefolgt von Kiel (16,2%) und Tübingen (15,8%). — Die größ- 
ten Steigerungsraten gegenüber dem Vorjahr können die Kirchlichen Hochschulen, an die 
wegen des Sprachenlernens viele Studienanfänger gehen, vorweisen: Bethel (261; + 21,4%), 
Wuppertal (226; + 37,8%), Berlin (187; + 21,4%), Neudettelsau (122; +43,5%). Ein be- 
merkenswerter Zugang ist auch für die „Betriebseinheit Evangelische Theologie‘ im Fach- 
bereich Religionswissenschaften in Frankfurt zu registrieren (231; + 22,2%). 


Die Theologiestudenten, die in landeskirchlichen Konventen an den jeweiligen 
Ausbildungsstätten lockere Zusammenschlüsse besaßen, haben sich überregio- 
nal nach dem Zerfall des Verbandes Deutscher Studentenschaften (VDS) 
1972/73 als „Verband Evangelischer Theologiestudenten in der EKD‘ (VETh) 
organisiert, während sich ungefähr gleichzeitig die „Konferenz theologischer 
Fachschaften“ (KthF) formierte. Beide widmen sich vor allem der kirchenpo- 
litischen und politischen Arbeit, zum Teil zwecks Vertretung sozialistischer 
Ideen. An den Ausbildungsstätten bilden sie zunehmend eine Minderheit, auch 
wenn sie mancherorts noch die Studentenvertreter in den Fachbereichsräten 
stellen. In der politischen und theologischen Einstellung sowie im Studierver- 
halten der meisten Studenten zeichnet sich eine ‚‚Tendenzwende“ ab, die die 
Epoche des „Aufbruchs“ nach 1966/67 beschließt: Das unmittelbar politische 
Interesse nimmt ab, die Frömmigkeit spielt eine größere Rolle, die Studenten 
orientieren sich wieder stärker an dem Berufsziel Pfarrer. 


Der Verband Evangelischer Theologiestudenten, zu dem sich am 4.11.1972 elf landes- 
kirchliche Konvente zusammenschlossen, erklärt in seiner Sitzung vom 5.5.1973: „Auf- 
gabe des VETH ist es, die Interessen dieser Theologiestudenten zu verfolgen. Dazu bemüht 
er sich um 

a) studentische Einflußnahme auf die Reform der theologischen Ausbildung, 

b) offene Information über alle Vorgänge und Angelegenheiten in der EKD und ihren 
Gremien, 

c) die Intensivierung, Effektivierung, und Koordinierung der Arbeit der Mitgliedskon- 
vente. 


13. Angaben der Fakultäten aufgrund einer unvollständig beantworteten Umfrage; s. 
Rd.schrb. vom 9.5.1973 EKD-KK Az. 2130/3. 
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Ferner will der VETh auf kirchliche Entwicklungen und Entscheidungen Einfluß neh- 
men und die gesellschaftliche Verantwortung der Kirche wahrnehmen.‘ !* Dabei spielte 
von Anfang an die Frage der Disziplinierung von Pfarrern und Vikaren, die der Deut- 
schen Kommunistischen Partei (DKP) angehören, eine wichtige Rolle. Der Verband erklär- 
te am 5./6.5.1974, „‚daß die generelle Preisgabe von Theologie an konservative und reak- 
tionäre Kräfte einer Liquidierung der eigenen Glaubwürdigkeit und des eigenen Selbstver- 
ständnisses gleichkäme ... Kirchliche Berufsverbote sind nicht isoliert von den im Staat 
praktizierten zu betrachten, sondern resultieren in letzter Instanz aus den antagonisti- 
schen Widersprüchen der spätkapitalistischen Gesellschaft ...‘“'°. Am 3./4.11. 1973 schrieb 
der VETh in dieser Sache einen offenen Brief an den Rat der EKD; auf der Delegierten- 
konferenz vom 9./10.11.1974 wurde beschlossen, die Themen ‚„Berufsverbote‘ und ‚Po- 
litische Gefangene‘ weiterhin vorrangig zu verfolgen. 


3. GRÜNDUNG „EVANGELIKALER“ AUSBILDUNGSSTÄTTEN 


Theologische und kirchenpolitische Polarisierung führte in letzter Zeit zu Ver- 
suchen der in der „Konferenz bekennenden Gemeinschaften“ zusammenge- 
schlossenen Gruppen, die Ausbildung des Pfarrernachwuchses in eigene Regie 
zu nehmen, weil sie das Studium an den theologischen Fakultäten (Fachberei- 
chen) und Kirchlichen Hochschule als schädlich ablehnen. Eine Schlüsselstel- 
lung nimmt bei diesem Bemühen die 1970 eröffnete, von einer privaten Stif- 
tung getragene interdenominationelle „Freie Evangelisch-Theologische Akade- 
mie Basel“ (Abkürzung: FETA) ein. Aus der Tatsache, daß die Kantonsregie- 
rung Basel-Stadt die Errichtung dieser Akademie als einer von Staat und Uni- 
versität unabhängigen Lehrstätte zur Ausbildung von Pfarrern genehmigte, lei- 
tet die FETA den Anspruch ab, eine „wissenschaftliche‘‘ Hochschule zu sein. 
In den ersten Prospekten der Akademie von 1970/72 wurde das Selbstver- 
ständnis folgendermaßen zusammengefaßt: „Unser Ausgangspunkt ist prinzi- 
piell anders als derjenigen an den heutigen staatlichen und kirchlichen theolo- 
gischen Fakultäten, indem wir vom Anspruch der Bibel, göttliche Offenbarung 
und somit göttliche Wahrheit zu sein, ausgehen.‘ In dem jetzt verbreiteten 
Prospekt von 1974!° heißt es über die „Grundlage“: 


Unser Ausgangspunkt ist das Selbstzeugnis der Heiligen Schrift als vom heiligen Geist 
inspirierte, göttliche Offenbarung. Dabei haben wir keine mechanische Inspirationsvorstel- 
lung, sondern wissen um die Notwendigkeit und Bedeutsamkeit der Textforschung (da wir 
ja keine Original-Handschriften besitzen). Wir tun daher alle philologisch-kritische (Text- 
forschung) sowie theologische Arbeit mit wissenschaftlicher Gründlichkeit, aber in fester 
Bindung an die Autorität der Bibel Alten und Neuen Testaments. Die Freiheit der For- 
schung soll durch diesen Standpunkt nicht eingeschränkt werden, da diese ja ebenso der 
Erkenntnis der Wahrheit dienen soll. Die Akademie will eine Alternative gegenüber den 
entsprechenden staatlichen und kirchlichen Ausbildungsstätten bieten, durch die gezeigt 
werden soll, daß man gründliche theologische Arbeit ohne (negative) Bibelkritik leisten 
kann. 

Wir bekennen uns zur uneingeschränkten göttlichen Wahrheit und Autorität der ganzen 
Heiligen Schrift in jeder Hinsicht ... 


14. EKD-KK Az. 2130/4. 
15. Protokoll der Delegiertenkonferenz des VETh vom 5./6.5.1973; EKD-KK Az. 2130/4. 


16 EKD-KK Az. 2144/6. 
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Wir lehnen jede (auch die gemäßigte) kritische Haltung oder Theorie ab, die Teile oder 
das Ganze des Alten und Neuen Testaments in Frage stellen, und bezeugen, daß die Bibel 
eine geistgewirkte Einheit ohne wirkliche Widersprüche ist. Wir gehen von der sachlichen 
Richtigkeit aller biblischen Aussagen aus, üben bei offenen Fragen des Bibelverständnisses 
Zurückhaltung und machen keine der Bibel widersprechenden Äußerungen oder Umdeu- 
tungen. Wir suchen, das Vertrauen in die Zuverlässigkeit der Bibel zu fördern und die ge- 
gen sie vorgebrachten Argumente zu entkräften ... 

Das Ziel der Akademie ist folgendes: 

1. Eine gründliche biblische Ausbildung und ein theologisches Wissen auf Hochschulebene 
zu vermitteln. 

2. den Studenten eine möglichst umfassende Sicht über die geistlichen Bedürfnisse der 
Welt zu geben. ; 

3. Das geistliche Leben und die Verantwortlichkeit nach den Grundlagen des neuen Te- 
staments zu fördern. 

4. Die Gaben und Fähigkeiten jedes einzelnen zu entfalten im Blick auf den Dienst in 
der Gemeinde, für die Evangelisation und Mission. 


An der Akademie werden hauptsächlich Schweizer und Deutsche, die sowohl 
aus Freikirchen und Gemeinschaften als auch aus Landeskirchen kommen, aus- 
gebildet. Von den über 100 Studierenden im Studienjahr 1974/75 sind mehr 
als die Hälfte Deutsche. Sie werden von 18 haupt- und nebenamtlichen Dozen- 
ten, zumeist in Blockkursen, unterrichtet. Der Studiengang lehnt sich an den 
Aufbau des universitären Theologiestudiums an. Von den Gliedkirchen der 
EKD ist die Ausbildung trotz verschiedener Bemühungen der Bekennenden 
Gemeinschaften!” nicht anerkannt worden. 

Am 8.9. 1974 wurde in Seeheim (bei Darmstadt) in Anlehnung an die dort 
seit längerer Zeit bestehende Bibelschule eine ‚Freie Theologische Fakultät“ 
mit zunächst zwei hauptamtlichen Dozenten und acht Studenten eröffnet'®. 
Auch diese Ausbildungsstätte wird von „evangelikalen“ Gemeinschaften ge- 
tragen. — Seltsam muten die Pläne an, (ursprünglich in Wiesbaden jetzt aber) 
in Norderstedt (bei Hamburg) eine Internationale Theologische Universität 
zu gründen. Sie wurden von einer in Hamburg ansässigen Gründungskommis- 
sion (der mit den Pfarrern Dr. Gerhard Bergmann und Rudolf Bäumer maß- 
gebliche Vertreter der Bekenntnisbewegung angehören) unter Leitung zweier 
aus der Freien Akademie Basel ausgeschiedener Dozenten ausgearbeitet. Grund- 
position soll der ‚evangelische Konservativismus als nützliches Korrektiv in- 
nerhalb der Theologie“ sein. Der umfangreiche Verfassungsentwurf sieht eine 
Theologische, eine Philosophische und Philologische Abteilung vor (Art. 65) 
mit einer Gliederung in Institute (Art. 51). Die Angliederung von ‚‚Fakultä- 
ten mosaischer Theologie und traditioneller Judaistik, orthodoxer und altka- 
tholischer Theologie“ wird erwogen”. 

Neue Formen, die evangelikale Kritik an der universitären Ausbildung produk- 
tiv in das Theologiestudium einzubringen, werden seit fünf Jahren in Tübingen 
erprobt. Statt der Errichtung einer eigenen Ausbildungsstätte ist hier ein ‚‚theo- 


17. Vgl. z.B. O. Braun in: Bekenntnisbewegung „Kein anderes Evangelium“, Informations- 
brief Nr. 47, Espelkamp 1974, S. 26f. 

18. Vgl. epd-ZA Nr. 174 vom 11.9.1974, S. 3. 

19. EKD-KK Az. 2144/7. Vgl. epd-ZA Nr. 56 vom 20.3.1974, S. 6. 
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logisches Studienhaus auf schriftgebundener Grundlage“ gegründet worden, 

das eine kritische Begleitung des Studiums an der Fakultät mit der Verbindung 
zum Leben der pietistisch geprägten Gemeinden verbindet. In der Grundordnung 
des „Albrecht-Bengel-Hauses‘ vom 22.1.1974 heißt es?®: 


Die wissenschaftliche Erforschung der Entstehungsgeschichte der Heiligen Schrift und der 
Mannigfaltigkeit der Entfaltung des Glaubensgeheimnisses durch die verschiedenen biblischen 
Verfasser wird bejaht. Dabei wird jedoch beachtet, daß der geistgewirkte Charakter der Bi- 
bel als Schlüssel zu ihrem wahren Verstehen die Erleuchtung der Vernunft durch den Hei- 
ligen Geist voraussetzt. Damit wird zugleich jeglicher Versuch verworfen, den inneren Zu- 
gang zur Schrift auf rein rationalem Wege zu suchen unter Zugrundelegung philosophischer, 
soziologischer oder anderer diesseitiger Erkenntniskriterien, die zur Bestreitung des Offen- 
barungsanspruches der Heiligen Schrift und ihrer inneren Einheit führen ... 

Unerläßlich für ein zielgerichtetes Studium ist ferner der ständige Bezug auf den pastora- 
len, missionarischen und diakonischen Dienst der Kirche und ihre gemeindliche Wirklich- 
keit in der heutigen Welt. Deshalb soll die Arbeit des Studienhauses in enger Verbindung 
mit einer bestimmten Gemeinde stehen, an deren Leben sich die Bewohner des Hauses 
empfangend und dienend beteiligen. Solche Gemeinde kann sowohl eine Ortsgemeinde wie 
eine Hochschulgemeinde oder auch eine Missionsgemeinschaft sein. 

Die wissenschaftliche Arbeit des Albrecht-Bengel-Hauses besteht in helfender, kritischer 
und ergänzender Begleitung des normalen Studienganges im Rahmen des Lehrangebotes der 
Universität ... 


4. THEOLOGISCHE WISSENSCHAFT 


Ein wissenschaftsorganisatorisches Novum bildet die „Wissenschaftliche Gesell- 
schaft für Theologie e.V.“, die am 2.-4.4. 1974 in Göttingen ihren Gründungs- 
kongreß hielt. Die fachwissenschaftliche Arbeit im Bereich der evangelischen 
Theologie in den Sektionen des seit 1927 gehaltenen Deutschen Evangelischen 
Theologentages war weitgehend zum Erliegen gekommen. An die Stelle des Theo- 
logentages, der die Einheit der Theologie in der Differenzierung der Fächer re- 
präsentierte, trat seit 1963 der Evangelische Theologen-Kongreß in Wien, der 
seit 1969 als „Europäischer Theologen-Kongreß‘ tagt. Daneben haben die 
theologischen Disziplinen eigene Kongresse und Verbände, zum Teil auf inter- 
nationaler Ebene. Eine einheitliche Organisation der Theologie bildet gerade 

in einer Zeit, in der wissenschaftstheoretisch zunehmend nach der Einheit der 
Theologie und der übergreifenden Forschungsarbeit der Disziplinen gefragt 
wird, ein Desiderat. Zum Zweck der Förderung der theologischen Wissenschaft 
insgesamt und ihrer einzelnen Fachgebiete wurde deshalb jene Gesellschaft ge- 
gründet. Sie steht grundsätzlich auch Theologen anderer Länder und Konfes- 
sionen offen. 


In der am 4.4.1974 beschlossenen Satzung heißt es ($ 2)°: 
1. Die Wissenschaftliche Gesellschaft für Theologie soll der Förderung der theologischen 
Wissenschaft insgesamt und in allen ihren Zweigen dienen. 


20. EKD-KK Az. 2130/6. Vgl. M. Holland, Studium für die Gemeinde, EvK 7,1974,8. 


495f. 
21. EKD-KK Az. 2143/4. 
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2. Sie pflegt den Gedankenaustausch zwischen ihren Mitgliedern, insbesondere über Ar- 
beitsvorhaben und Arbeitsergebnisse in der wissenschaftlichen Theologie. 

3. Sie unterstützt die Forschung innerhalb der theologischen Fächer und regt die fächer- 
übergreifende Arbeit im Interesse der theologischen Wissenschaft insgesamt an. 

4. Sie pflegt die Beziehungen zu anderen wissenschaftlichen Gesellschaften, insbesonde- 
re zu den theologisch-wissenschaftlichen Gesellschaften anderer Länder. 

5. Auf diese Weise dient sie der öffentlichen Verantwortung der Theologie. 

In 8 4 heißt es: „Ordentliche Mitglieder der Gesellschaft können alle Personen werden, 
die sich auf dem Gebiet der Theologie wissenschaftlich ausgewiesen haben.“ 


Der engere Vorstand besteht aus den Professoren Dr. Dr. Wenzel Lohff, Göt- 
tingen (Vorsitzender), Landesbischof D. Eduard Lohse, Hannover, D. Georg 
Kretschmar, München, Dr. Otto Kaiser, Marburg. Die Gesellschaft hat sechs 
Fachgruppen gebildet für die Alttestamentliche Wissenschaft, die Neutestament- 
liche Wissenschaft, die Kirchengeschichte, die Systematische Theologie, die 
Praktische Theologie, die Missions- und Religionswissenschaft, die ihre Arbeit 
zum Teil sehr intensiv begonnen haben. Die Gesellschaft hatte 1974 rund 250 
Mitglieder, fast ausschließlich Hochschullehrer. Die Verbindung zur Kirche — 
die auch dadurch dokumentiert wird, daß 1974 fast alle Gliedkirchen der EKD 
der Gesellschaft als fördernde Mitglieder beitraten — bezeichnete der Vorsitzen- 
de, Professor Lohff, in seiner Ansprache zur Eröffnung des Gründungskongres- 
ses als konstitutives Element dieser Gesellschaft??: 


Den Reformbestrebungen der letzten Jahre ist es ja im allgemeinen bis heute nicht ge- 
lungen, über Programme hinaus wirksame Formen konkreter und allen Engagierten offen- 
stehender Zusammenarbeit in der theologischen Forschung zu schaffen, obwohl die Zeit 
dafür angesichts dessen, was in anderen Bereichen geschieht, wahrhaftig reif ist. Hierher 
gehört auch das Verhältnis der theologischen Arbeit zu den Kirchen. Es ist bei der 
Gründung der Wissenschaftlichen Gesellschaft für Theologie bewußt mitreflektiert wor- 
den. Das Verhältnis von Theologie und Kirche ist bekanntlich auch in den theologischen 
Erneuerungsbewegungen unseres Jahrhunderts weithin problematisch geblieben, vielleicht 
weil oft ein abstrakter Begriff von Theologie und ein abstrakter Begriff von Kirche einan- 
der gegenübeıgestellt wurden. 

Die Folgen hatte vor allem die große Zahl der Theologiestudenten zu tragen, deren Be- 
rufserwartungen durch ein abstraktes, kritisches Kirchenbild beeinträchtigt und deren Ver- 
hältnis zur Institutionalisierung des Glaubens erschwert wurde. Worum es geht, ist doch, 
daß kirchliche Institutionen und Institutionen theologischer Forschung die sie gemeinsam 
angehenden Fragen der Verantwortung des christlichen Glaubens, seiner Begründung wie 
seiner Praxis in freier vernünftiger Kommunikation austragen. 


22. In: Wissenschaftliche Theologie im Überblick, hg. von W. Lohff — F. Hahn, Kleine 
Vandenhoeck-Reihe 1402, Göttingen 1974, S. 8£. 
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6. Bildung und Erziehung 


Von Heinz Becker 


Spätestens mit der sogenannten „EKD-Bildungssynode“ vom November 1971! 
sahen sich EKD und Gliedkirchen doppelt herausgefordert: 1. Sie mußten in 
der „Konsequenz aus dem Auftrag zur Evangeliumsverkündigung und zum 
Dienst in der Welt‘ die eigene kirchliche Bildungs-, Erziehungs- und Unterrichts- 
arbeit überprüfen und neu profilieren. 2. Sie nahmen gleichzeitig die Herausfor- 
derung der Bildungsreform an, ihren Auftrag im Kontext der „Bildungsgesell- 
schaft‘ zu erfüllen und zu versuchen, ihrer Mitverantwortung für das öffentli- 
che Bildungs- und Erziehungswesen gerecht zu werden. 


1. DIE MITVERANTWORTUNG DER KIRCHE 
FÜR DAS ÖFFENTLICHE BILDUNGS- UND ERZIEHUNGSWESEN 


Am Anfang und Ende des Jahres 1974 standen Äußerungen, die nachdrücklich 
die Mitverantwortung der Kirche betonten. 


KONFERENZ DER GLIEDKIRCHLICHEN REFERENTEN 
FÜR BILDUNGS-, ERZIEHUNGS- UND SCHULFRAGEN: 
BESCHLUSS ZUR GEGENWÄRTIGEN BILDUNGSPOLITISCHEN LAGE 
Vom 25. Januar 1974? 


Aufgrund der Berichte über Verfahren und Inhalte bei der ministeriellen Vorbereitung 
und parlamentarischen Bearbeitung umfassender Schulgesetze mit dem Ziel einer Zusam- 
menfassung der bisher auf Einzelgesetze und Erlasse verteilten Rechtsmaterie stellt die 
Schulreferentenkonferenz folgendes fest: Unbeschadet aller Unterschiede in Bevölkerungs- 
struktur, Konfessionalität und Regierung (speziell in Niedersachsen und in Rheinland- 
Pfalz) geht es jeweils um die politische Verwirklichung von Reformvorstellungen. Gemein- 
same Grundlage hierfür ist in allen Fällen der von der Kultusministerkonferenz im wesent- 
lichen akzeptierte Strukturplan des Deutschen Bildungsrates sowie der von den Regie- 
rungschefs des Bundes und der Länder beschlossene Bildungsgesamtplan der Bund-Länder- 
Kommission für Bildungsplanung. Dabei werden weitgehend übereinstimmende Vorschrif- 
ten für alle Schularten sowie für öffentliche Schulen und solche in privater Trägerschaft 
angestrebt. Über die sich dabei ergebenden Einzelprobleme hinaus stellt die Schulrefe- 
rentenkonferenz hierzu fest, daß sich mit dieser Gesetzgebung weithin ein neues Selbst- 
verständnis des Staates artikuliert und zugleich das Verhältnis von Kirche und Staat än- 
dert: 

_ Ein immer umfassender — vom Elementarbereich bis zur Weiterbildung — organisier- 
tes und durch Verwaltung reguliertes Bildungswesen unterwirft den jungen Menschen 
in zunehmendem Maße Entscheidungen des Staates, während gleichzeitig Bereiche 
des Erwachsenenlebens privatisiert werden. 


1. Vgl. Die evangelische Kirche und die Bildungsplanung. Eine Dokumentation, Päd. 
Forsch. 51, Gütersloh und Heidelberg 1972; Frankfurt/Main 1971. Bericht über die 4. 
Tagung der 4. Synode der EKD, BSyn EKD 21, 1971, S. 106-179. 

2. Text in den Akten der Kirchenkanzlei der EKD, Az. 4611/7. 
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Fragen nach dem Bildungsauftrag werden ausgeklammert oder verkürzt, während 
gleichzeitig der staatliche Ordnungsanspruch betont und in politischer Bildung durch- 
gesetzt werden soll. 

Ein Elternrecht, das sich durch Entscheidungen bei der Erziehung der Kinder realisie- 
ren könnte, tritt mehr und mehr zurück, während gleichzeitig durch gesellschaftswis- 
senschaftlichen Unterricht die Entscheidungsfähigkeit und -willigkeit der Jugendlichen 


und Erwachsenen gefördert werden soll. 

— Die Partnerschaft zwischen Kirche und weltanschaulich neutralem Staat wird zwar 
weiterhin konstatiert, während gleichzeitig der Kirche die Rolle eines Verbandes un- 
ter anderen zugewiesen wird, der sich auf diesem großen und so entscheidenden Ge- 
biet auf seine Mitsprache im Religionsunterricht und die Sorge für die von ihm 
selbst getragenen Schulen zu beschränken hat, die freilich aber gleich wieder in 
staatliche Bildungsplanung und Schulgesetzgebung einbezogen werden. 

Die Schulreferentenkonferenz erblickt in diesen Vorgängen und gesellschaftspolitischen 
Vorhaben von bisher Grundlegendes verändernder Bedeutung ein gesamtkirchliches 
Problem. Dieses zu bedenken und aus den dabei sich ergebenden Schlüssen politische 
Konsequenzen zu ziehen übersteigt ihre Kompetenz und Möglichkeiten. 

Sie bittet daher den Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland 
— der derzeitigen Schulgesetzgebung sein Augenmerk zu widmen, 

— die Bedeutung der sich damit vollziehenden gesellschaftlichen Veränderungen zu über- 
prüfen, 

— durch Analyse und Prospektion die eigene Haltung im Verhältnis von Staat und Kir- 
che zu bestimmen und 

— auf politischer Ebene den Anspruch Jesu Christi auf unser Leben zu Gehör zu brin- 
gen und damit im Interesse der Freiheit solchen Ansprüchen zu begegnen, die unter 
dem Vorwand staatlich gebotener Neutralität eine neue Konfession fördern. 

Zu diesem Zweck empfiehlt sich 
— die Vergabe entsprechender Arbeitsaufträge an den Bildungspolitischen Ausschuß oder 

ein eigenes zu berufendes Gremium, die zeitlich begrenzt sein sollten und über die 
bald zu berichten wäre, 

— die Eröffnung einer innerkirchlichen Diskussion hierüber, 

— ein verstärktes bildungspolitisches Engagement der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land, das den veränderten Verhältnissen gesamtstaatlicher Art gerecht wird. 


LANDESSYNODE DER EVANGELISCH-LUTHERISCHEN KIRCHE IN BAYERN: 
GRUNDSATZERKLÄRUNG ZUR BILDUNGSSITUATION (AUSZUG) 


Vom 28./29. November 1974° 


Die Synode der Evang.-Luth. Kirche in Bayern erkennt ihrerseits die Anstrengungen des 
bayerischen Staates um eine umfassende Bildungskonzeption an, die die kommende Ge- 
neration befähigen soll, das Leben zu bewältigen, die vor allem aber auch die Chancen 
für bisher benachteiligte Bildungsschichten verbessert. Dennoch ist dies nicht Aufgabe 
des Staates allein (Bayer. Verfassung Art. 133). Auch die Evang.-Luth. Kirche in Bayern 
als einer der Bildungsträger ist mitverantwortlich für ein umfassendes Bildungskonzept, 
das dem Menschen auch in Zukunft Menschsein ermöglicht. 

Bildung meint immer den ganzen Menschen. Es genügt nicht ihn auszubilden, Wissen 
und Können zu vermitteln, er hat auch Anspruch auf Herzens- und Charakterbildung 


(BV Art. 131,1). Vom Menschen werden Entscheidungen verlangt. Diese dürfen nicht al- 
lein vom Nützlichkeitsdenken bestimmt sein. Sie müssen in erster Linie vor Gott und dem 
Mitmenschen verantwortet werden. Erziehung im Geiste des Evangeliums ist Hilfe zu sol- 
cher Verantwortlichkeit. 

Erziehung trennt nicht die personale und die soziale Sicht. Über der Tatsache, daß der 


3 


Mensch in Gruppen lebt und lernt, also soziales Verhalten einübt, darf nicht vergessen 


. Vgl. Kirchl. Amtsblatt der Ev.-Luth. Kirche in Bayern, 1975, S. 11-14. 
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werden, daß er als einzelner auch persönlichen Beistandes bedarf. Nur auf dieser Grund- 
lage können vom Schüler Leistungen gefordert und erfüllt werden ... 

Eine ganzheitliche Betrachtungsweise sieht den Menschen nicht losgelöst von der Kon- 
tinuität einer Kultur, die neben dem schulischen Bereich auch die außerschulischen und 
schulisch nicht erfaßbaren Bildungswerte umfaßt. Die Kirche nimmt hier seit jeher einen 
wichtigen Auftrag wahr, indem sie schulische Bildung ergänzt und bereichert, aber auch 
kritisch hinterfragt. Das beschränkt sich nicht nur auf den Religionsunterricht und ein 
eigenes Bildungs- und Schulwesen, sondern beeinflußt auch Lernorganisation, Unterrichts- 
gestaltung, Entwicklung der Curricula und Setzung der Richtziele der Erziehungs- und Bil- 
dungseinrichtungen (Dieser Auftrag wird auch von der BV Art. 131 anerkannt). 

Das kann nur geschehen in einem angemessenen Zusammenwirken von Staat und Kir- 
che im öffentlichen Bildungswesen unserer Gesellschaft. Es vollzieht sich im Religionsun- 
terricht als ordentlichem Lehrfach (BV Art. 136), durch die kirchlichen Schulen und Aus- 
bildungsstellen als unaufgebbarem Bestandteil des öffentlichen Schulwesens, aber auch 
im ständigen Gespräch um Entwicklung und Verwirklichung neuer Bildungskonzeptio- 
nen ... 


Beide Äußerungen zeigen die Bereitschaft der evangelischen Kirche, Mitver- 
antwortung für die allgemeine Bildungspolitik zu übernehmen. Auf dieser Li- 
nie lagen im Laufe des Jahres 1974 folgende Bemühungen: a) Ein Symposium 
des Bildungspolitischen Ausschusses der EKD zum „Grundsatzgespräch über 
Fragen von Glaube und Bildung“ im Februar 1974*; b) die Berufung des „Fach- 
ausschusses für allgemeine Bildungsplanung“ durch den Rat der EKD im Juni 
1974 mit dem Arbeitsauftrag, die Konsequenzen aus dem Bildungsgesamtplan 
und seiner Durchführung in den Bundesländern für die evangelische Kirche 
und ihr Handeln zu prüfen; c) die Beteiligung der Arbeitsgemeinschaft evange- 
lischer Schulbünde an dem Kongreß der Verbände gemeinnütziger Schulen 

in freier Trägerschaft „Überschaubare Schule“ im November 1974. 

Von den Schwerpunkten, die im Bildungsgesamtplan festgelegt sind, ging die 
evangelische Kirche vor allem den Elementarbereich, die Sekundarstufe II und 
die Lehrerausbildung an. Die Vorlage eines Hochschulrahmengesetzes des Bun- 
des, zu dem die EKD eine Stellungnahme abgegeben hatte°, wurde zwar am 
12. Dezember 1974 mit knapper Mehrheit im Bundestag verabschiedet, aber 
der Bundesrat meldete alsbald Änderungen, so daß das Gesetz weiterhin strit- 
tig blieb. 

Aufgrund von Vorlagen des Fachausschusses „Erziehung im Elementarbe- 
reich‘““6 verabschiedete der Rat der EKD am 11./12.1.1974 „Empfehlungen 
zur Aus- und Fortbildung von sozialpädagogischen Fachkräften für die Erzie- 
hung im Elementarbereich“ und am 15./16.3. 1974 eine 


STELLUNGNAHME DES RATES DER EKD 
ZUR BILDUNGSREFORM IM ELEMENTARBEREICH ’ 


... Die Beteiligung der evangelischen Kirche an der frühkindlichen Bildungs- und Erzie- 
hungsarbeit sowie an der Aus-, Fort- und Weiterbildung sozialpädagogischer Fachkräfte 





4. Text in den Akten der Kirchenkanzlei der EKD, Az. 0207/9 A. 
5. Vgl. KJ 99, 1972, S. 158. 

6. Vgl. KJ 99, 1972, S. 159. 

7. Zext in den Akten der Kirchenkanzlei der EKD, Az. 0207/6. 
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verpflichten sie, ihren Standpunkt den für bildungspolitische Entscheidungen zuständigen 
Gremien und der Öffentlichkeit darzulegen. 

Wir erkennen die Notwendigkeit der Reform des frühkindlichen Bildungsbereiches voll 
an. Wir müssen jedoch von verfrühten politischen Entscheidungen abraten. 

Im Bildungsgesamtplan von 1973 wird die institutionelle Zuordnung der Fünfjährigen — 
anders als im Strukturplan von 1970 — offen gelassen; die Entscheidung darüber, ob die 
Fünfjährigen eingeschult werden oder im Kindergarten bleiben, soll auf der Grundlage 
der laufenden Modellversuche nach 1975 getroffen werden. Trotz dieser Vereinbarung 
in der Bund-Länder-Kommission haben einige Bundesländer schon jetzt Vorentscheidun- 
gen für die Früheinschulung bekanntgegeben und erschweren dadurch die Entscheidung 
für alle Bundesländer. Sie kann erst nach vorurteilsliosem Abwägen aller Argumente fal- 
len. Hierbei muß das Interesse der Kinder im Vordergrund stehen, das nicht durch sach- 
fremde Argumente überlagert werden darf ... 

Bei einer so einschneidenden Entscheidung wie der Vorverlagerung der Schulpflicht, mit 
der die Bundesrepublik Deutschland in Europa bis auf Großbritannien allein steht, sind 
alle Faktoren zu bedenken, die unmittelbar und mittelbar die zukünftige Entwicklung 
fördern oder beeinträchtigen werden. Zu bedenken sind also die pädagogisch-psychologi- 
schen und organisatorisch-institutionellen Aspekte, die u.a. in den Modellversuchen ge- 
klärt werden sollen. Ebenso sind die sozialen und gesellschaftspolitischen Faktoren einzu- 
beziehen, die die Leistungsfähigkeit und die Wirkungen der für das Kind vorgesehenen 
Institution wesentlich mitbestimmen ... 

Modellversuche haben ergeben, daß der Kindergarten in der Lage ist, den Bildungsauf- 
trag an den Fünfjährigen zu erfüllen. Der Regelkindergarten bedarf jedoch einer erheblichen 
Qualifizierung im Hinblick auf personelle Besetzung und sachliche Ausstattung. Bei einer 
Ausgliederung der Fünfjährigen sind negative Auswirkungen sowohl im Blick auf die Ge- 
winnung qualifizierter Fachkräfte wie auch hinsichtlich der finanziellen Ausstattung die- 
ses Bereichs zu befürchten ... 

Der Rat der EKD weist darauf hin, daß im Interesse der Kinder und ihrer Eltern die 
Entscheidung über die zukünftige Zuordnung der Fünfjährigen zum Elementar- oder Pri- 
märbereich nur unter Berücksichtigung und nach sorgfältiger Prüfung der oben genann- 
ten Faktoren und ihrer Auswirkungen auf Kinder und Familien getroffen werden darf. 
Nach den bisherigen Erfahrungen und bei dem jetzigen Diskussionsstand tritt der Rat 
der EKD dafür ein, daß der Einschulungstermin nicht vorverlegt wird. 

In einem zweiten Abschnitt „Modellversuche“ kritisiert die Stellungnahme Mängel der 
bisherigen Modellversuche in den Ländern und fordert zugleich dazu auf, den Übertra- 
gungsprozeß der Ergebnisse auf den Regelkindergarten möglichst bald zur Verbesserung 
der gegenwärtigen Situation einzuleiten. Die Kirche nimmt für sich eine Beteiligung und 
verantwortliche Mitarbeit in Anspruch: Die evangelische Kirche mit ihrer Diakonie ist 
wie bisher bereit, sich mit ihren Einrichtungen und Fachkräften an der Gesamtplanung 
und Grundsatzdiskussion, an Entwicklungsaufgaben, Modellprojekten und Vorhaben zur 
wissenschaftlichen Begleitung zu beteiligen. 


Die Stellungnahme des Rates der EKD fand in der bildungspolitischen Öffent- 
lichkeit Resonanz, u.a. in einem Brief des Staatssekretärs im Bundeswissen- 
schaftsministerium, Prof. Jochimsen, an den Bevollmächtigten des Rates der 
EKD, Bischof D. Kunst®. Auch in den Gliedkirchen wurde sie aufgenommen, 
z.B. von der bayerischen Landessynode vom 24. bis 29. November 1974 durch 
eine „Erklärung der Synode zur Arbeit der evang. Kindergärten in Bayern“®. 
Als ein „Beitrag zur Schulreform“ ist ein Dokument bezeichnet, das der Rat 
der EKD am 19. Oktober 1974 als Entschließung zum Religionsunterricht in 


8. Text in den Akten der Kirchenkanzlei der EKD, Az. 0207/6. 
9. Vgl. Anm. 3. 
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der Sekundarstufe II verabschiedete (s. dazu auch S. 195). Hier werden neben 
den Fragen des Religionsunterrichts auch Grundfragen der Neugestaltung der 
Sekundarstufe II angesprochen. Zu diesen gehört die größere Selbständigkeit, 
wie sie dem Oberstufenschüler entspricht und die durch die Möglichkeit zu 
freier Kombination von Grund- und Leistungskursen im Pflicht-Wahlbereich 
zu ihrem Recht kommt. Dementsprechend heißt es in der „Gutachtlichen 
Stellungnahme‘‘, die der Entschließung des Rats beigefügt ist, unter Rückgriff 
auf die „Bildungssynode“ von 1971 u.a.!°: 


... Die angestrebten Reformen zielen darauf ab, die Entfaltung persönlicher Interessen 
und Fähigkeiten zu ermöglichen und dem Einzelnen zu helfen, das Leben zu begreifen 
und politisch wie beruflich handlungsfähig zu werden. Diese Mitverantwortung der Kir- 
che für den Menschen und seine Zukunft ist in der Botschaft des Evangeliums begründet, 
die Lernende und Lehrende zu selbst- und mitverantwortlicher Mündigkeit und zum Mit- 
einander befreit. Sie ist wahrzunehmen im Bereich des öffentlichen Bildungswesens eben- 
so wie im Handeln im innerkirchlichen Bereich, im Bereich des allgemeinen Bildungs- 
wesens wie gegenüber dem Religionsunterricht im besonderen ... 

Die Aufnahme von Intentionen der Schulreform war für die evangelische Kirche von au- 
ßerordentlicher Bedeutung. Die emanzipatorischen Bestrebungen junger Menschen, wie 
sie seit der zweiten Hälfte der 60er Jahre in früher nicht gekanntem Ausmaß in Erschei- 
nung traten, stellen Elternhaus, Schule und Kirche wie andere überkommene Instanzen 
veıstärkt in Frage. Politische Strömungen tun ein übriges, um die Kritik am Religionsun- 
terricht zu verstärken ... Es kommt nun darauf an, der schwierigen Arbeit der Religions- 
lehrer Rechnung zu tragen und dem Religionsunterricht in den Schulen die organisato- 
tische Gestalt zu geben, welche den jungen Menschen anspricht und zu einer Auseinan- 
dersetzung mit den Sinn- und Wertfragen auf der Grundlage des Evangeliums herausfor- 
dert. Eine Öffnung der Unterrichtsformen durch gewisse Wahlmöglichkeiten für den Schü- 
ler erscheint daher unerläßlich. 


Eine Reihe von Gliedkirchen und das Diakonische Werk der EKD leisten einen 
eigenen Beitrag zum Bildungswesen durch die Trägerschaft von Schulen und 
Ausbildungsstätten. Als Dachverband besteht die Arbeitsgemeinschaft evange- 
lischer Schulbünde, dem Diakonischen Werk als Fachverband angeschlossen. 
Ihr gehören herkömmlich die ca. 50 „allgemeinbildenden“ Schulen in evange- 
lischer Trägerschaft an (meist Gymnasien mit Heimen); die Schulen mit be- 
rufsbezogenen Bildungsgängen, teilweise von kleinen Trägervereinen unterhal- 
ten und mit schmalem Angebot, waren bisher weniger im Blick. Die „Bildungs- 
synode“ 1971 bezog aber ausdrücklich die beruflichen Schulen mit ein!". Lei- 
der steht die damals gewünschte „Bestandsaufnahme und Situationsanalyse 

der kirchlichen Schulen, Heime und Ausbildungsstätten“ noch aus. Immerhin 
formierte sich die Arbeitsgemeinschaft evangelischer Schulbünde, bisher nur ein 
loser Zusammenschluß, im Jahre 1974 als eingetragener Verein. 


Die Gliedkirchen mit eigenen Schulen mußten überprüfen, wie sich die Bildungsreform 
auf deren Bestand und Gestalt auswirkt. Im Jahre 1974 mußte sich die Württembergi- 
sche Landessynode mit diesen Fragen beschäftigen. Sie folgte einem Vorschlag des Ober- 


10. Entschließung des Rates der EKD zum Rel. Unterricht in der Sekundarstufe II vom 
19. Okt. 1974, Sd. Druck hg. von der Kirchenkanzlei der EKD, Hannover 1974, S. 5-7. 
11. Vgl. KJ 98, 1971, S. 178. 
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kirchenrats'?: Es soll entstehen das Evangelische Seminar Maulbronn/Blaubeuren als alt- 
sprachliches Gymnasium mit Heim, mit bewußt evangelischem Charakter und dem Ziel, 
dem Stiftungszweck entsprechend, in erster Linie auf den Dienst in der Kirche vorzube- 
reiten. Als Schwerpunktfächer sind vorgesehen: Alte Sprachen und Religionslehre; even- 
tuell Philosophie und Musik. Das Seminar wird als Unterseminar Maulbronn (Klasse 9— 

10) und Oberseminar Blaubeuren (Klasse 11-13) geführt. 

In dem „Bericht des Oberkirchenrats zur Frage der Seminar- und Schulreform‘‘ vom 
10. April 1974 wird am Schluß gesagt'?: „Der Evangelische Oberkitchenrat ist auch in 
Zukunft darum bemüht, die Entwicklung aller Evangelischen Schulen in freier Träger- 
schaft im Bereich unserer Landeskirche aufmerksam zu verfolgen und ggf. das landes- 
kirchliche Engagement im Rahmen eines Evangelischen Schulwerks von Württemberg ein- 
zubringen“. Am 19. März 1975 wurde dann eine „Vereinbarung“ über das „‚Evang. Schul- 
werk in Württemberg“ unterzeichnet'?®. 


Im Jahre 1974 trat in der Bildungspolitik des Bundes und der Länder eine we- 
sentliche Verschiebung ein. Die Reform der beruflichen Bildung, des gesam- 
ten Berufsbildungssystems trat gegenüber der sogenannten Allgemeinen Bil- 
dung in den Vordergrund. Allerdings war der Entwurf eines Berufsbildungsge- 
setzes von Anfang an umstritten, nicht nur zwischen Regierungskoalition und 
Opposition, zwischen Regierung und führenden Gremien von Industrie und 
Wirtschaft, sondern mehr und mehr auch zwischen SPD und F.D.P. Die EKD 
beobachtete die Entwicklung in verschiedenen Gremien aufmerksam, gab eine 
erste Stellungnahme zu dem Gesetzesentwurf ab und befaßte eine ad-hoc-Grup- 
pe aus Mitgliedern des Bildungspolitischen Ausschusses und weiteren Fachleu- 
ten mit denanstehenden Problemen. Die Auseinandersetzungen um die Finan- 
zierung und Organisation des Berufsbildungssystems erreichten Ende 1974 ei- 
nen Höhepunkt, verschärft durch die Jugendarbeitslosigkeit. Um die Jahreswen- 
de wurde deutlich, daß die evangelische Kirche Stellung nehmen würde. Dar- 
über wird im Kirchlichen Jahrbuch 1975 zu berichten sein. 


2. RELIGIONSUNTERRICHT UND KIRCHLICHER UNTERRICHT 


Die wissenschaftliche Religionspädagogik hat lange Zeit einseitig die Probleme 
des Religionsunterrichts bevorzugt bearbeitet, die Fragen des Konfirmandenun- 
terrichts und der Gemeindearbeit mit Kindern, z.B. auch des Kindergottesdien- 
stes, aber vernachlässigt. Dem ist im ganzen auch die Berichterstattung des Kirch- 
lichen Jahrbuchs gefolgt. Dagegen müssen zukünftig sowohl die Zusammengehö- 
tigkeit wie die Verschiedenheit dieser Arbeitsfelder deutlicher herausgestellt wer- 
den. 

Typisch für die Beurteilung der Situation des Religionsunterrichts ist die 
Formulierung im Dezernatsbericht der schleswig-holsteinischen Kirchenleitung‘* : 


12. Vgl. den gedruckten Bericht: 8. Evang. Landessynoden, Beilage 23 vom 10. April 
1974, S. 353. 

13. Ebd. S. 354. 

13a Text in den Akten der Kirchenkanzlei der EKD, Az. 4640/1. 

14. Text in den Akten der Kirchenkanzlei der EKD, Az. 4620/9. 
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Die Durchführung des Religionsunterrichts in den Schulen hat den Tiefpunkt ihrer Entwick- 
lung durchschritten. Obschon der Religionsunterricht in einigen Schulen überhaupt nicht 
erteilt wird, in manchen Schulen nur einstündig, so ist auf’s Ganze gesehen doch eine Be- 
zuhigung der Situation und ein leichter Trend zur Verbesserung eingetreten. 


Der Ausfall des Religionsunterrichts ist meist durch den Religionslehrermangel 
bedingt. In manchen Gliedkirchen stellt er eine ernste Bedrohung für den Be- 
stand dar, unterschiedlich nach Schularten bzw. -stufen. Die Versetzungserheb- 
lichkeit der Religionsnoten ist in den meisten Bundesländern, zumal nach ei- 
nem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 6. Juli 1973, unbestritten". 
Aus dem Jahr 1974 ist für die Fragen des Religionsunterrichts das wichtigste 
Dokument die 


ENTSCHLIESSUNG DES RATES DER EKD ZUM RELIGIONSUNTERRICHT 
IN DER SEKUNDARSTUFE II 


Vom 19. Oktober 1974"° 


1. Der Rat der EDK mißt der Frage, ob für die Bekenntnisgebundenheit des Religions- 
unterrichts im Sinne von Art. 7 GG die sogenannte konfessionelle Homogenität der Schü- 
lerschaft zwingend geboten ist bzw. inwieweit sie erwünscht sei, kirchliches, schulisches 
und rechtliches Gewicht bei und nimmt die „Gutachtliche Stellungnahme zum Religions- 
unterricht in der Sekundarstufe II“ vom 14. Oktober 1974 zustimmend zur Kenntnis. 

2. Er bekräftigt, daß Grundlage für die Entwicklung des evangelischen Religionsunter- 
richts weiterhin die von ihm am 7. Juli 1971 beschlossene Stellungnahme zu verfassungs- 
rechtlichen Fragen des Religionsunterrichts und die von ihm am 11. Dezember 1970 
verabschiedete Empfehlung zur Stellung des Religionsunterrichts in der Sekundarstufe II 
sind. 

3. Der Rat hält es für erforderlich, daß den Schülern der Sekundarstufe II künftig die 
geordnete Möglichkeit erhalten bzw. eröffnet wird, auch an Kursen eines anderen Be- 
kenntnisses als des eigenen teilzunehmen. Dadurch sollen sich die Jugendlichen unmittel- 
bar über andere Überzeugungen informieren können, ihren eigenen Standpunkt in der 
Auseinandersetzung klären und so die Welt des Glaubens differenzierter erfahren und 
verstehen. Der Rat erblickt darin einen Beitrag zur Schulreform. 

4. Der Rat ist der Auffassung, daß die Bekenntnisgebundenheit des Religionsunterrichts 
durch die Bekenntniszugehörigkeit der Lehrer und durch die Unterrichtsinhalte in kon- 
fessionsspezifischer Entfaltung grundsätzlich hinreichend gesichert ist. 

Die Teilnahme von Schülern am Religionsunterricht eines anderen als des eigenen Be- 
kenntnisses kann jedoch nur in einem näher zu regelnden Umfang erfolgen. Dabei sol- 
len z.B. die Zahl der in Betracht kommenden Kurse, ihre zeitliche Einordnung in die 
Sekundarstufe II und die Voraussetzungen für Leistungsbewertung und Reifeprüfung 
einbezogen werden. Besonderes Gewicht kommt der Zusammenarbeit zwischen den Re- 
ligionslehrern verschiedenen Bekenntnisses zu. 

5. Der Rat bittet die Gliedkirchen, zusammen mit der katholischen Kirche und den an- 
deren beteiligten Glaubensgemeinschaften sowie den Bundesländern geeignete Regelun- 
gen darüber herbeizuführen. Diese müssen sicherstellen, daß der Religionsunterricht 
nach den Grundsätzen der Glaubensgemeinschaften im Sinne von Art.7 GG erteilt 
und die Verantwortung der Kirche gewahrt wird. 


Nachdem sich ein sogenannter ökumenischer Religionsunterricht als Illusion 
herausgestellt hat, halten die meisten evangelischen Religionslehrer im Sinne 


15. Vgl. die Bekanntmachung des Ministeriums für Kultus und Unterricht in Baden- 
Württemberg, Amtsblatt H. 16 vom 15.8.1974. 
16. Vgl. Anm. 10; dort S. 3f. 
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dieser Entschließung des Rates der EKD einen konfessionell-kooperativen Reli- 
gionsunterricht in der Sekundarstufe II für möglich, pädagogisch wünschens- 
wert und theologisch verantwortbar. In diesem Sinn faßte z.B. die westfäli- 
sche Landessynode am 18. Oktober 1974 folgenden Beschluß”: 


Die Synode stellt fest, daß an vielen Schulen Formen der Zusammenarbeit im Religions- 
unterricht erprobt werden. Sie hält solche Formen der Zusammenarbeit unbeschadet der 
Konfessionalität des Religionsunterrichts für möglich und wünschenswert. 


Die Entwicklung von (curricularen) Lehrplänen bzw. Richtlinien für das Fach 
evangelische Religionslehre ist überall für alle Schularten und -stufen im Gang. 
Die Pläne betonen durchweg stärker als früher die Lebenssituation, das Erfah- 
rungsfeld des Schülers. Sie wollen damit dem Doppelauftrag der Kirche ent- 
sprechen und die Verschränkung und gegenseitige Durchdringung von Verkün- 
digungsauftrag und wirklichkeitsbezogenem Dienst für die Welt anpeilen. Die 
Lehrplanfrage ist aber problematisch geworden. Symptomatisch dafür sind die 
Vorgänge in der Evangelischen Kirche von Westfalen. Das Kultusministerium 
des Landes Nordrhein-Westfalen ließ Anfang September 1974 den neuen Lehr- 
plan für das Fach Evangelische Religionslehre an den Grundschulen ausliefern. 
Die Leitung der Evangelischen Kirche von Westfalen gab am 5. September da- 
zu u.a. folgende Stellungnahme ab"®: 


... Der neue Plan ist von einer staatlichen Lehrplankommission im Auftrag des Kultusmi- 
nisters erarbeitet worden. In dem Plan wird dem Fach Evangelische Religionslehre eine 
wichtige, integrative und doch zugleich eigenständige Aufgabe im Bildungs- und Erzie- 
hungsauftrag der neugestalteten Grundschule zugewiesen. Dieses Fach leistet nicht nur 
der Schule, sondern auch der Gesellschaft einen Dienst, auf den nicht ohne großen Scha- 
den verzichtet werden kann. Der Plan bemüht sich um eine sach- und schülergerechte 
ausgewogene Verbindung von biblischein und problemorientiertem Unterricht, von bibli- 
scher Botschaft und der Welt, in der die Kinder heute und morgen leben, und um eine 
fruchtbare Kooperation mit anderen Fächern. 

Die Leitung der Evangelischen Kirche von Westfalen hat diesem Ansatz und dem daraus 
folgenden Aufriß des gesamten Planes, biblische Botschaft und das Leben heute im Ver- 
stehens- und Erfahrungshorizont der Grundschüler aufeinander zu beziehen, zugestimmt 
und beschlossen, gegen die Veröffentlichung keine Bedenken zu erheben. Sie ist denen 
dankbar, die sich bemüht haben, diese nicht leichte Aufgabe zu lösen. Allerdings hat sie 
Bedenken gegen einzelne Formulierungen, die sich vor allem in den Entfaltungen der The- 
men und in den Behandlungshinweisen finden. Nicht selten führt z.B. der an sich vertret- 
bare didaktisch-methodische Ansatz beim historischen Jesus zu Verzeichnungen und Ver- 
kürzungen des biblischen Christuszeugnisses. So wird eine Darstellung des Ostereignisses 
allein ‚als Ausdruck eines neuen Lebens im Engagement für die Sache Jesu‘ dem bibli- 
schen Zeugnis nicht gerecht ... 


Am 4. Oktober 1974 meldete sich die Konferenz bekennender Gemeinschaf- 
ten in den evangelischen Kirchen Deutschlands mit einem Brief an die Kirchen- 
leitungen der Lippischen Landeskirche, der Evangelischen Kirche im Rheinland 
und der Evangelischen Kirche von Westfalen und forderte „die sofortige Zu- 


17. Vgl. den gedruckten Bericht: Verhandlungen der 3. (ordentlichen) Tagung der 7. 
Westfälischen Landessynode vom 14. bis 18. Oktober 1974, Beschl. Nr. 165, S. 210. 
18. Vgl. ru intern, Korrespondenz für Religionslehrer in Westfalen, Nr. 4/74, S. 19. 
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rückziehung der Religionsunterrichts-Lehrpläne für die Grundschulen in Nord- 
rhein-Westfalen““ '?. 

Auch wegen der Lehrbücher für den Religionsunterricht spitzte sich der Streit 
zu. Die Bekenntnisbewegung ‚Kein anderes Evangelium‘“ griff in einer Schrift 
„Ein anderer Jesus!“ das „Arbeitsbuch: Religion“, hrg. von J. Baldermann, G. 
Kittel u.a. an?°. In dieser Sache verabschiedete die Landessynode der Evange- 
lischen Kirche von Westfalen am 18.10.1974 folgenden Beschluß ‚Zur Schul- 
buchfrage‘“”': 


Angesichts der im Bereich der Landeskirche aufgebrochenen Diskussion über Lehrbücher 
zum Religionsunterricht stellt die Synode fest: 

1. Die Lehrbuchkommission der drei evangelischen Landeskirchen in Nordrhein-Westfa- 
len bemüht sich auf der Basis von Schrift und Bekenntnis, gründliche und sorgfältige Ar- 
beit zu leisten. Nach diesem Maßstab sind Lehrbücher anerkannt, aber auch abgelehnt 
worden. 

2. Der Religionslehrer braucht ein differenziertes Angebot von Lehrbüchern. Er wählt 
ein Lehrbuch verantwortlich aus und setzt es im Einvernehmen mit der Fachkonferenz 
im Unterricht ein. Im stofflichen Bereich trifft er eine Auswahl und setzt Akzente. 

3. Keine theologische Richtung kann für sich allein beanspruchen, den christlichen Glau- 
ben zu vertreten. Deshalb ist in jedem Fall zu prüfen, ob neue methodische Wege vom An- 
liegen des Glaubens oder von glaubensfeindlichen Tendenzen getragen werden. 

4. Religionsbücher sind keine Bekenntnisschriften. Sie sind vielmehr Mittel der pädagogi- 
schen Hinführung zu Fragen und Antworten des Glaubens. Diese Aufgabe ist zunehmend 
schwieriger geworden. Das Bemühen, dem Kinde die Bibel zu übersetzen, ist deshalb not- 
wendig und legitim. Die Übersetzung muß den Entwicklungsstand des Kindes sowie seine 
Erlebnis- und Erfahrungswelt berücksichtigen. 


Eine abgewogene „Zusammenfassung zur Frage des Religionsunterrichts“ be- 
schloß die bayerische Landessynode: 


WORT DER LANDESSYNODE ZUM RELIGIONSUNTERRICHT 
Vom 28./29. November 1974 (Auszug)? 


... Die Evang.-Luth. Kirche in Bayern hat seit jeher dem Religionsunterricht an den öf- 
fentlichen Schulen die besondere Bedeutung beigemessen, die ihm im Blick auf Kirche 
und Gesellschaft zukommt ... 

Trotz einiger kircheninterner und politischer Anfragen an den Religionsunterricht sowie 
mancher personeller Engpässe hält die Landessynode auch in Zukunft an seiner Förderung 
fest, 

_ weil die Kirche so ihren öffentlichen Auftrag wahrnimmt, aus dem sie sich nicht zu- 
rückziehen darf, 

_ weil das Ausfallen einer christlichen Erziehung in unseren öffentlichen Schulen ein 
schwer wieder gutzumachendes Bildungsdefizit und eine unverantwortliche Mangeler- 
scheinung in der Zielsetzung der Gesamterziehung mit sich brächte, 

_ weil so der heranwachsenden Generation die Chance zur Orientierung ihres Lebens durch 
den christlichen Glauben gegeben wird, und durch das engagierte Lehren Impulse für 
den eigenen Glauben gewonnen werden können, 


19. Text in den Akten der Kirchenkanzlei der EKD, Az. 4630/1. 

20. Vgl. Informationsbrief Nr. 43 und 45 der Bekenntnisbewegung „Kein anderes 
Evangelium‘‘ (Espelkamp 1974). 

21. Vgl. Anm. 17; dort Beschl. Nr. 164, S. 210. 

22. Vgl. Anm. 3. 
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— weil die Mehrheit der Eltern aus ernstzunehmenden und verantwortungsbewußten Moti- 
ven den Religionsunterricht verlangt. 

Die Landessynode erwartet einen Religionsunterricht, 

— der Wissen über den christlichen Glauben zuverlässig vermittelt, 

— der das Bekenntnis der Kirche (,,‚Dogma‘“) eng mit den Fragen des Lebens der Schüler, 
der Gesellschaft und der Welt verknüpft (‚Ethik‘), über Information und Orientierung 
der christlichen Daseinsauslegung hinausgeht und den Glauben an die befreiende Kraft 
des Evangeliums von Jesus Christus zum Ziel hat, 

— der so jungen Menschen zur Selbstfindung und Gemeinschaftsbindung als Beitrag zur 
Bewältigung des Lebens hilft, 

— der nach geltenden schulischen Maßstäben Leistung bewertet, aber auch Raum gibt zu 
seelsorgerlichem Gespräch und zum Einüben christlicher Verhaltensweisen in Schule, 
Gemeinde und Gesellschaft, 

— der sich tolerant mit anderen Religionen, Weltanschauungen, Philosophien und Ideologien 
auseinandersetzt, soweit dies der Altersstufe entspricht, 

— der der ökumenischen Zusammengehörigkeit der Christen mehr als bisher Rechnung trägt 
und in der Sekundarstufe II der Gymnasien auch eine geordnete konfessionelle Öffnung 
ermöglicht. 

Ein Unterricht nach diesen Grundsätzen entspricht dem Globalziel des Religionsunterrichts, 
wie es für alle evangelischen Lehrpläne in Bayern verbindlich gilt ... 


Wenn wie hier gefragt wird, was die Kirche vom Religionsunterricht erwarten 
kann, ergibt sich die Überlegung, was Religionsunterricht und kirchlichen Unter- 
richt verbindet und unterscheidet. Aus solcher Fragerichtung besannen sich 
EKD und Gliedkirchen neu auf die Bedeutung und praktische Arbeit im kirch- 
lichen Unterricht und im Kindergottesdienst. Als Beispiel aus dem Jahre 1974 
seien angeführt die 


LEITLINIEN ZUR ARBEIT MIT KONFIRMANDEN 
IN DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN HESSEN UND NASSAU 


Vom 22. April 1974 i.d. F. v. 27. Mai 1974 °° 


Ordnung der Arbeit mit Konfirmanden 


$1 Ziele 

(1) Die Arbeit mit Konfirmanden soll den Jugendlichen in einer ihrer Altersstufe gemä- 
ßen Weise helfen, verantwortungsbewußt und menschlich im Sinne Jesu Christi zu leben. 
Die Erfahrung von Gemeinschaft im Raum der christlichen Gemeinde gibt dem Konfirman- 
den die Gelegenheit, über den Sinn des Lebens und die Normen, die ein verantwortungs- 
volles Zusammenleben ermöglichen, zu sprechen und nachzudenken. 

(2) Die Arbeit mit Konfirmanden soll den Jugendlichen mit den Lebensmöglichkeiten 
eines bewußten Christen konfrontieren und ihn dadurch zu einer Stellungnahme gegenüber 
der christlichen Botschaft herausfordern. Die Erfahrung von Gemeinde Jesu in ihren unter- 
schiedlichen Formen kann den Konfirmanden für den Dialog mit anderen Menschen, mit 
sich selbst und mit Gott aufschließen. 


82 Inhalte 
(1) Der kirchliche Unterricht kann nicht anders angelegt und ausgerichtet werden als 
im ständigen Gespräch zwischen der Tradition und der Situation. Die überkommenen Aus- 
formungen des christlichen Glaubens müssen immer wieder im Erfahrungs- und Erwartungs- 
horizont der heutigen Jugendlichen aktualisiert werden. 


23. Amtsblatt der Evang. Kirche in Hessen und Nassau, 1974, S. 97-99. 
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(2) In diesem Sinn wird der kirchliche Unterricht 

— den Konfirmanden die Bibel und ihre Botschaft erschließen, vor allem die Konfirman- 
den mit der Verkündigung von Jesus Christus und ihrer Bedeutung für den Christen in 
der heutigen Welt vertraut machen (Schriftstellen, Glaubensbekenntnis); 

— die Konfirmanden in den Gottesdienst und weitere Lebensformen der Gemeinde ein- 
führen, diese erproben und überdenken (Vaterunser, Lieder); 

— den Konfirmanden die Bedeutung ihrer Taufe erschließen (Taufbefehl); 

— den Konfirmanden die Bedeutung des Abendmahls erfahrbar machen (Einsetzungswor- 
te); 

— die Konfirmanden an ausgewählten Projekten zu einem verantwortlichen Leben als 
Christen in der Welt anleiten (10 Gebote) ...”* 


24. Für alle Gliedkirchen bestimmt ist die neue Schriftenreihe „Konfirmandenunter- 
richt-Praxis‘, die von einem Herausgeberkreis in Zusammenarbeit mit dem Comenius- 
Institut und den Referenten für Konfirmandenunterricht in den gliedkirchlichen Arbeits- 
stellen, Katechetischen Ämtern und Pädagogisch-theologischen Instituten getragen wird. 
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7. Diakonie 


Von Heinrich-Hermann Ulrich 


1. ALLGEMEINE ENTWICKLUNG 


a) An den Grenzen des Wachstums 


Als Hauptkennzeichen unserer Zeit hat der Atomphysiker Robert Oppenhei- 
mer „das Vorherrschen des Neuen“ genannt, „den Wandel, dem der Wandel 
selbst unterliegt, so daß die Welt sich ändert, während wir in ihr leben; daß 
die Jahre eines menschlichen Lebens nicht irgendein geringes Zunehmen, ein 
Neuordnen oder leichte Veränderung dessen, was der Mensch in seiner Kind- 
heit gelernt hat, bedeuten, sondern eine permanente Umwälzung. Anstatt die 
Ausnahme zu sein, wird der radikale und rasche Umbruch heute mehr denn 
je zur Norm.“ 

In den 30 Jahren der Nachkriegszeit hat unsere Gesellschaft diesen „radi- 
kalen und raschen Umbruch“ immer nur in Form von Fortschritt, Verbesserung 
und Zugewinn erlebt, als beständiges und ungehemmtes Wachstum der Entfal- 
tungsmöglichkeiten. Seit der Ölkrise an der Jahreswende 1973/74 hat sich die 
Situation schlagartig verändert. Diese Krise mit ihren tiefgreifenden Auswir- 
kungen auf das Wirtschaftsgefüge der gesamten Welt hat das Bewußtsein dafür 
geweckt, daß wir an die Grenzen des Wachstums gestoßen sind und daß der per- 
manente Wandel sich nun möglicherweise nicht mehr in Schritten der Auswei- 
tung, sondern der Zurücknahme vollzieht. 

Grenzen des Wachstums: daran haben auch die Kirche und ihre Diakonie teil. 
In aller Deutlichkeit zeigt sich dies zunächst an den Finanzen. Im Gefolge 
von Steuerreform und Kirchenaustritten ist eine Schrumpfung der Kirchensteuer- 
mittel um 25% bis 30% zu erwarten, und da die Mittel des Staates gleichfalls 
geringer geworden sind, dürfte die Zeit der ungehinderten finanziellen Expan- 
sion im sozialen Bereich vorüber sein. 

Grenzen des Wachstums dürften für die Diakonie aber auch deshalb erreicht 
sein, weil wegen der Kostenexplosion im Gesundheitswesen wie auf vielen Ge- 
bieten der Sozialarbeit eine Ausweitung vorhandender Kapazitäten nicht denk- 
bar erscheint. Hinzu kommt die Erkenntnis, daß unter den Aspekten des Wahl- 
rechts der Bedarf an evangelisch geprägten Einrichtungen in manchen Berei- 
chen der Sozial- und Jugendhilfe ziemlich abgedeckt ist (so etwa bei Erziehungs- 
heimen und Kindergärten) und daß das evangelische Profil der Diakonie in ei- 
nem säkularen Staat nur aufrechterhalten werden kann, wenn eine ausreichen- 
de Zahl christlich motivierter Mitarbeiter zur Verfügung steht. Nicht Auswei- 
tung, sondern Konsolidierung, nicht Quantifizierung, sondern Qualifizierung 
heißt daher die Losung. 
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b) Vor neuen Herausforderungen 


Die „Tendenzwende“, die mit dem Erreichen der Wachstumsgrenzen eingelei- 

tet ist, hat indessen auch noch andere Aspekte. Sie stellt die Diakonie vor neue 
Herausforderungen. Zwar sorgt das vorbildlich ausgebaute System der sozialen 
Sicherung heute dafür, daß kein Mensch hungern oder darben muß. Doch tre- 
ten im Gefolge der Wirtschaftsrezession, die mit der Begrenzung des Wachstums 
zusammenhängt, neue Formen der Hilfsbedürftigkeit auf: nicht immer im Bereich 
materieller Not (obwohl auch solche Fälle in Zukunft wieder eine größere Rolle 
spielen können), sondern stärker in jenem Zwischenfeld psychophysischer Wech- 
selwirkungen, dessen deutlichere Erkenntnis uns die modernen Humanwissen- 
schaften erschlossen haben. 


Ein Beispiel dafür ist die Arbeitslosigkeit von Jugendlichen. Das Diakonische Werk hat 
nicht nur intensiv an den Beratungen teilgenommen, die mit dem Bundesministerium für 
Familie, Jugend und Gesundheit sowie mit den anderen Wohlfahrtsverbänden bisher statt- 
gefunden haben, sondern es hat auch eigene Maßnahmen eingeleitet, die vornehmlich jenen 
Jugendlichen gelten, die wegen eingeschränkter Bildungs- oder Arbeitsfähigkeit immer be- 
nachteiligt bleiben. Diese Maßnahmen reichen von der Verstärkung der Einzelberatungen 
und Einzelhilfe bis zu neuen Formen von Jugendgemeinschaftswerken, zur Vermehrung 
von berufsbegleitenden Bildungsseminaren und zur Erweiterung des Angebots an Möglich- 
keiten für den freiwilligen sozialen Dienst. 

Ein anderes Beispiel ist die Frage nach dem Leben, die in unserer Gesellschaft erneut viru- 
lent geworden ist, und zwar von beiden Seiten her: vom Anfang und vom Ende, von der 
Geburt und vom Tod. Angesichts der Probleme, die eine unaufhaltsam wachsende Weltbe- 
völkerung mit sich bringt, ist nicht nur der $ 218 zur Diskussion gestellt, sondern ebenso 
der $ 216 des Strafgesetzbuches. Was den $ 218 anbetrifft, so sind die grundlegenden Ent- 
scheidungen hinsichtlich seiner Reform durch den Spruch des Bundesverfassungsgerichtes 
vom 25.2.1975 inzwischen gefallen. Nachdem das Urteil zugunsten einer erweiterten In- 
dikationslösung — unter Einschluß der sozialen Indikation — gefallen ist, kann jener Kata- 
log von flankierenden Maßnamen verwirklicht werden, der zur Beratung und Begleitung von 
Schwangeren in Konfliktsituationen, der angesichts der zu erwartenden Reform von einem 
vorbereitenden Ausschuß bereits in den Jahren 1973/74 konzipiert wurde. Was den 8 216 
betrifft, so ist die Diskussion darüber gerade erst angelaufen. Sie stand auf der Bundestagung 
des Deutschen Evangelischen Verbandes für Altenhilfe vom 21. bis 23.4.1975 in der Berli- 
ner Kongreßhalle im Mittelpunkt. Unter dem Thema ‚Recht auf Leben — Recht auf 
Sterben“ wurden sowohl die theologisch-seelsorgerlichen als auch die rechtlich-gesellschaft- 
lichen und medizinisch-psychologischen Gesichtspunkte zur Sprache gebracht, um eine Ant- 
wort auf die Frage zu finden, was menschenwürdiges Leben und Sterben heute bedeutet. 


c) Das evangelische Profil der Diakonie 


Die Evangelische Kirche in Deutschland hat sich mit der neuen Grundordnung, 
die am 7. November 1974 in Berlin-Spandau von der EKD-Synode beschlossen 
wurde, eindeutig zum diakonischen Auftrag der Kirche bekannt und die Wahr- 
nehmung dieses Auftrags dem Diakonischen Werk übertragen!. Damit ist — 
was die juristische Form anbelangt — ein Integrationsprozeß vollendet, dessen 
Stationen von Wittenberg 1848 über Treysa 1945 bis in die Gegenwart reichen. 


1. Vgl. S. 150; Art. 16 der neuen Grundordnung. 
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Sobald die neue Satzung des Diakonischen Werkes verabschiedet ist, ist damit 
auch die Fusion zwischen Innerer Mission und Evangelischem Hilfswerk abge- 
schlossen, die auf der EKD-Synode 1957 in Berlin-Spandau ihren Anfang nahm 
und vertragsmäßig bis 1977 vollendet sein muß. 

In den letzten Jahren hatte es indessen gelegentlich den Anschein, als sollte 
die Integration von Kirche und Diakonie gerade von jenen Kreisen infrage gestellt 
werden, die einst ganz wesentlich zum Entstehen diakonischer Einrichtungen und 
Aktivitäten beigetragen hatten: von den erweckten Kreisen des Pietismus und 
der Evangelikalen. Ausgehend von den Aussagen der Weltmissionskonferenz in 
Bangkok 1973 zur Ganzheitlichkeit des Heils war das Verhältnis von Heil und 
sozialer Gerechtigkeit diskutiert und teilweise anders beantwortet worden als 
in Bangkok. Es bestand deshalb Anlaß zu fragen, ob sich auch in der Theolo- 
gie und in den lebendigen Kreisen der Gemeinde insofern eine „Tendenzwen- 
de“ abzeichne, als die „Vertikale“ des Glaubens die „Horizontale“ der Liebe in 
den Hintergrund rücken oder ganz verdrängen würde. 


Der Internationale Kongreß für Weltevangelisation in Lausanne 1974 hat indessen die Li- 
nie eines ganzheitlichen Heilsverständnisses bestätigt, indem er Verkündigung und Dienst, 
Evangelisation und soziale wie politische Betätigung, als gleichermaßen zu den Pflichten 
des Christen gehörig bezeichnet hat. „Wenn Menschen Christus annehmen, kommen sie 
durch Wiedergeburt in Sein Reich. Sie müssen versuchen, Seine Gerechtigkeit nicht nur 
darzustellen, sondern sie inmitten einer ungerechten Welt auch auszubreiten.‘‘? 

Ähnliche Ausführungen hat jüngst auch die Synode der Evangelischen Landeskirche in 
Württemberg auf ihrer Tagung am 25.2.1975 in Freudenstadt gemacht: „Das Zeugnis der 
Gemeinde geschieht in der Einheit von Wort und Tat. Die Tat kann nicht ohne das Wort 
zu einem klaren Zeugnis werden. Unser Wort kann ohne ein Leben des Gehorsams in der 
Nachfolge unglaubwürdig werden ... Evangelisation und Entwicklungshilfe können einan- 
der nicht ersetzen. Doch kann bei allem gebotenen sachlichen Vorrang des Wortes in beson- 
deren Fällen Zuwendung der Liebe das vordingliche Gebot sein.“ 


2. AUS DER THEOLOGISCHEN ARBEIT 


Diakonische Praxis muß versuchen, sich im kritischen Dialog zwischen theolo- 
gischer und humanwissenschaftlicher Theorie besser zu verstehen und zu ver- 
antworten. Die sogenannte „Propriumsproblematik“ als Frage nach dem eigent- 
lich Christlichen in der sozialen Arbeit signalisiert einen Prozeß der Auseinan- 
dersetzung, der sich am jeweiligen Verhältnis zu den Humanwissenschaften ent- 
zündet. 

Ein besonders wichtiges Problem in diesem Zusammenhang ist die Frage nach 
der Zielsetzung in der diakonischen Arbeit. Ausgehend vom sozialpolitischen 
Ansatz der „kritischen Theorie“ in der F rankfurter Schule (Adorno, Horkhei- 
mer, Habermas), hat in der Pädagogik sowie in der Sozialpädagogik und der 
gesamten Sozialarbeit der Begriff der „Emanzipation“ mehr und mehr die 
Funktion eines Zielbegriffes übernommen. Auf Anregung des Diakonischen 
Rates und in Fortsetzung früherer theologischer Gespräche über Grundfragen 
der Diakonie hatte die Hauptgeschäftsstelle deshalb zu einer Konsultativtagung 


2. Lausanner Verpflichtung c. 5; epd-Dok. Nr. 37a/1974, S. 4. Vgl. auch S. 289. 
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eingeladen, die vom 20. bis 24.1.1975 in Bad Boll stattfand und in der es um 
die theologische Klärung der Begriffe Emanzipation, Autonomie, Selbstver- 
wirklichung und Mündigkeit hinsichtlich ihrer Bedeutung für die Theorie und 
Praxis der Diakonie ging. Das Ergebnis der Tagung wurde in folgenden Thesen 
zusammengefaßt: 


„(1) Der Ruf nach mehr Freiheit, Emanzipation, Mündigkeit, Selbstverwirklichung und 
Autonomie geht heute durch die ganze Welt. Er meldet sich in den Freiheitsbewegungen der 
Dritten Welt, in den Protestaktionen der studentischen Jugend, in der Forderung nach eman- 
zipatorischer Erziehung, in den Emanzipationsbestrebungen der Frau, in den Bürgerrechts- 
bewegungen und in den Forderungen nach -Durchsetzung der Menschenrechte in den sozia- 
listischen Staaten. Wir erkennen darin eine Herausforderung an den christlichen Glauben, 
denn das Evangelium sagt, daß der Mensch durch Jesus Christus zu einer Freiheit beru- 
fen ist, wie sie die Welt noch nicht gesehen hat. 

(2) Der Ruf nach mehr Freiheit erhält heute dadurch seine Dringlichkeit, daß der Mensch 
durch neue Zwänge bedroht ist, die mit der technischen Entwicklung und den Grenzen des 
Wachstums zusammenhängen. Die modernen Massenmedien fördern den Typus des außen- 
gelenkten und manipulierbaren Menschen. Politische, wirtschaftliche und soziale Macht wer- 
den heute oft zu unkontrollierbarer Herrschaft mißbraucht. Die „‚Verwaltete Welt‘ schafft 
neue Abhängigkeiten, auch wo scheinbar neue Freiheiten gewährt werden. Wir haben er- 
kannt, daß das Freiheitsproblem als ein Weltproblem anzusehen ist und in den Kontext 
der politischen, sozialen und wirtschaftlichen Weltsituation hineingestellt werden muß. 

(3) An der Entstehung des modernen Freiheitsbewußtseins hat das Evangelium maßgeb- 
lich mitgewirkt. Der christliche Glaube darf deshalb nicht hinter seiner eigenen Wirkungs- 
geschichte zurückbleiben. Er muß bereit sein, aus alten Positionen aufzubrechen und den 
Exodus in neue Freiheitsräume zu wagen, die Gott dem Menschen eröffnet und zumutet. 
Das bedeutet Absage an einen bloßen Traditionalismus, der den Status quo aufrechterhal- 
ten möchte und nicht erkennt, daß die Kirche und ihre Diakonie selbstkritisch ihre eigene 
Geschichte bedenken und den Herausforderungen des modernen Freiheitsbewußtseins da- 
durch gerecht werden müssen, daß sie die im Evangelium geschenkte Freiheit im Leben 
praktizieren. 

(4) Das Evangelium lehrt uns, zwischen wahrer und falscher Freiheit zu unterscheiden. 
Deshalb können wir zu den modernen Freiheits- und Emanzipationsbestrebungen nicht nur 
Ja sagen, sondern müssen ebenso auch den Mut zu einem Nein haben. Wir sagen Ja zu allen 
Bestrebungen, die auf größere Mündigkeit und Eigenverantwortung des Menschen zielen, denn 
der Mensch ist dazu erwählt, Partner Gottes zu sein. Wir sagen aber Nein, wenn damit ein 
autonomes Menschenbild verbunden ist, in dem der Mensch die Bedingtheit seiner Existenz 
aufzuheben versucht. Wir sagen Ja zur Entfaltung der eigenen Person, denn die Reifung ge- 
hört im Sinne fortschreitender Identitätsgewinnung zum Menschsein; aber wir sagen Nein, 
wenn dies auf Kosten anderer Menschen oder auf Kosten der natürlichen Lebensquellen 
geht. Wir sagen Ja zur Ausfüllung neuer und zukünftiger Freiheitsräume, denn Gott führt 
die Geschichte der Freiheit ständig weiter; aber wir sagen Nein, wenn damit der eschatolo- 
gische Vorbehalt schwärmerisch aufgehoben wird und ein utopisches Reich erfüllter 
menschlicher Wünsche an die Stelle des Reiches Gottes tritt. 

(5) Ausgangspunkt der christlichen Freiheit ist die Erfahrung der Rechtfertigung durch 
Jesus Christus, die in der Biographie eines Christen das entscheidende Datum ist. Sie be- 
deutet nicht nur Befreiung von der Last der Schuld, der Sünde und des Todes, sondern 
sie befähigt zugleich zu einem neuen Leben, das ebenso die Änderung der Beziehungen 
zum Mitmenschen und zur Umwelt einschließt wie die Ausfüllung gewonnener Freiheits- 
räume. Der schöpferische Charakter der Freiheit zeigt sich darin, daß die dem Glauben 
anvertrauten Gaben (Charismen) dem Bau der Gemeinde und dem Dienst am Mitmenschen 
zugute kommen. Voraussetzung für diese Bewährung der Freiheit in der Liebe ist, daß 
der Christ in der Nachfolge Christi bleibt und sich dem Lernprozeß nicht verweigert, den 
Gott ihm zumutet. Hier liegt eine Motivation zur Diakonie, die ebenso kreativ wie krisen- 
fest ist und die in der Verkündigung der Kirche daher im Mittelpunkt stehen sollte. 
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(6) Die Praxis des christlichen Glaubens als befreiende Praxis, als Mitarbeit am Befrei- 
ungswerk Gottes, bewährt sich in der Diakonie. Diese sieht in dem leidenden, behinderten 
und gefährdeten Mitmenschen den Bruder und Partner, der zur gleichen Freiheit berufen 
ist. Ihre Hilfe besteht deshalb nicht in bloßer Betreuung, sondern in der Vermittlung und 
gemeinsamen Einübung der in Christus geschenkten Freiheit. Aus dieser Erkenntnis sollten 
mutig die Konsequenzen auf allen Arbeitsgebieten der Diakonie gezogen werden. 

(7) Diakonie als befreiende Praxis, als Mitarbeit am Befreiungswerk Gottes, kann indes- 
sen nicht im Bereich der personalen Bezüge verharren. Sie muß auch in die gesellschaftli- 
chen Verhältnisse und Strukturen eingreifen, sofern diese die Freiheit im politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Leben verhindern oder unterdrücken. Doch steht dieser 
Kampf um die Befreiung des Menschen aus ungerechten und freiheitsbedrohenden Struk- 
turen im Zeichen des Kreuzes und kann nur mit den Mitteln christlichen Dienstes voll- 
zogen werden. 

(8) Die Freiheit ist in dieser Welt immer gefährdet, auch im Leben des Christen. Sie muß 
nach zwei Seiten behauptet und durchgehalten werden: Einerseits gegenüber einer Gesetz- 
lichkeit, in die der Glaubende immer wieder zurückzufallen droht, andererseits gegenüber 
einem Libertinismus, der Freiheit mit bloßer Triebbefriedigung verwechselt. Gesetzlichkeit 
und Libertinismus sind gleichermaßen Gefangenschaften, die den Menschen unfrei ma- 
chen. Gesetzlichkeit stellt sich heute dar als Leistungs- oder Ordnungszwang, dem sich 
der Mensch anpaßt und unterwirft, um seinen Platz in der Gesellschaft zu behaupten. Li- 
bertinismus zeigt sich in einem politisch-sozialen Wunschdenken, das den Boden der Rea- 
lität unter den Füßen verliert und keine Freiheit, sondern Anarchie produziert. Nur wenn 
es immer neue Befreiungen aus diesen Gefangenschaften gibt, kann die Freiheit wachsen 
— sowohl im Leben des Einzelnen als auch im Leben von Gruppen.“ 


Die Integration von humanwissenschaftlichen Einsichten und theologischer Re- 
flexion ist eine Aufgabe, der sich der „Humanwissenschaftlich-theologische 
Studienkreis des Diakonischen Werkes widmet. Im Oktober 1974 führte er da- 
zu eine Tagung durch mit dem Thema „Was ist Beratung?“. Sozialarbeiter, 
Therapeuten, Psychoanalytiker, Sozialpädagogen und Theologen haben in ge- 
meinsamer Arbeit versucht, eine Antwort auf diese Frage zu geben, wobei 
besonders die Identität des Beraters zur Sprache kam. In seiner Person bün- 
deln sich nicht nur die Probleme des Dialogs, sondern ebenso die Möglichkei- 
ten, christliche Motive und Ziele mit fachlichen Kenntnissen zu verbinden. Der 
„Humanwissenschaftlich-theologische Studienkreis“ sieht seine Aufgaben vor al- 
lem auf folgenden Gebieten: Vermittlung von Grundlageninformationen aus 
dem Gespräch zwischen Theologie und Humanwissenschaften, Einbeziehung 
derselben in konkrete Handlungsvollzüge durch exemplarisches Lernen, Über- 
prüfung der eigenen Einstellungen und Verhaltensweisen (Selbsterfahrung), in- 
terdisziplinäres Gespräch, Suche nach einem theologisch begründeten Standort 
der Diakonie in Kirche und Gesellschaft. 


3. DIENSTE IM VOLKSMISSIONARISCHEN BEREICH 
a) Bildungs- und Mitarbeiterfragen der Volksmission 
Der volksmissionarische Dienst ist in der heutigen Gesellschaft differenzierter 
und schwieriger geworden und erfordert deshalb qualifizierte Maßnahmen der 
Aus- und Fortbildung. Aus diesem Grunde hat die Arbeitsgemeinschaft Missio- 
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narische Dienste ihre Kontakte zu missionarischen Ausbildungsstätten, prak- 
tisch-theologischen Lehrstühlen und ähnlichen Einrichtungen verstärkt. Die 
Konferenz missionarischer Ausbildungsstätten, die bereits seit längerem existiert 
und in engem Kontakt mit der Arbeitsgemeinschaft Missionarische Dienste ar- 
beitet, behandelte insbesondere die Fragen eines Curriculums für missionarische 
Verkündigung. Die Zahl der Studierenden in den angeschlossenen Ausbildungs- 
stätten ist bis an die Grenze der Kapazität angewachsen. Dennoch gibt es 
weiterhin zu wenige Absolventen, um die starke Nachfrage aus den Gemein- 
den und volksmissionarischen Praxisfeldern zu befriedigen. Insgesamt sind — wie 
eine Umfrage im Jahr 1973 ergab — 770 hauptamtliche Mitarbeiter in der 
Volksmission tätig, darunter 71 Pfarrer, 56 Evangelisten, 159 Diakone, 254 
Diakonissen, 4 Sozialpädagogen. Hinzu kommen ca. 120000 ehrenamtliche 
Mitarbeiter in Freundes- und Förderkreisen. 


Als zentrale Fortbildungsmaßnahmen der Missionarischen Dienste fanden zwei Lehrgänge 
des „Seminars für missionarische Verkündigung und Gemeindeaufbau“ statt. Der 36. Lehr- 
gang vom 14. bis 18.10.1974 in Bad Salzuflen behandelte ein Thema des missionarischen 
Gemeindeaufbaus: „Gruppe als Strukturprinzip der Gemeinde.‘ Der 37. Lehrgang, der 
vom 3. bis 7.2.1975 in Wölmersen stattfand, wurde in Zusammenarbeit mit dem Arbeits- 
kreis für evangelistische Aktionen durchgeführt und war dem Thema gewidmet: „Evangeli- 
sation und Gemeinde“. Beide Lehrgänge machten deutlich, daß Evangelisation die Träger- 
schaft der Gemeinde braucht, wenn sie kein Schlag ins Wasser sein soll, wie umgekehrt 
die Gemeinde ohne evangelistische Neubelebung in der Gefahr der Verkrustung oder der 
Betriebsamkeit steht. Darüber hinaus beteiligte sich die Geschäftsführung an Maßnahmen 
der Fort- und Weiterbildung in den angeschlossenen Ämtern, Werken und Verbänden. Ins- 
besondere ergaben sich zahlreiche Möglichkeiten, an Kursen in Predigerseminaren, Pastoral- 
kollegs und Diakonenanstalten mitzuwirken. 

Vertieft und unterstützt wurde diese Aus- und Fortbildungsarbeit durch ein intensives 
Studienprogramm, dessen Vermittlung neben den bereits erwähnten Bildungsveranstaltun- 
gen vor allem durch geeignetes Schrifttum erfolgte. Die Zeitschrift „Das missionarische 
Wort‘ erfreut sich wachsender Aufmerksamkeit. Als Beilage zur Zeitschrift erscheint nach 
dem vorläufigen Abschluß der Studienbriefe zur Seelsorge eine ähnliche Folge von Studien- 
briefen zur Verkündigungspraxis, wobei versucht wird, die Erkenntnisse der modernen 
Kommunikationswissenschaften für eine hörerorientierte Predigtweise nutzbar zu machen. 
Die Gesamtauflage der Studienbriefe, die seit August 1970 erschienen sind, ist inzwischen 
auf 115000 angewachsen. 


b) Missionarische Verkündigung 


Die „Tendenzwende“, von der heute vielfach die Rede ist, zeigt sich auch im 
Spiegel der religiösen Situation unserer Zeit. Die Tatsache, daß die Mensch- 
heit an die „Grenzen des Wachstums“ stößt und daß der erhoffte Aufbruch 
zu einer besseren und gerechteren Welt ins Stocken geraten ist, haben offen- 
sichtlich einen Schock ausgelöst, der sich u.a. in einem neuen Suchen und 
Fragen nach letzter Sinngebung des menschlichen Lebens niederschlägt. Die 
rein am Diesseits orientierte säkularistische Denkweise ist damit noch nicht 
überwunden, wofür die kirchenkritischen Thesen der F.D.P. ein Signal sind. 
Doch sind deutliche Gegengewichte gesetzt, die in der Tiefe zu wirken begin- 
nen und besonders in der Jugend zu spüren sind. 
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Es ist deshalb nicht zu verwundern, daß im Berichtsjahr besonders die Jugendevangeli- 
sation gute Fortschritte zu verzeichnen hat, wobei die angewandten Arbeitsformen sehr 
offen und flexibel sind. Doch auch die Evangelisation in den Gemeinden erfreut sich 
wachsender Nachfrage, so daß eine Reihe von volksmissionarischen Ämtern, Werken und 
Verbänden nicht in der Lage sind, den gehäuften Anforderungen zu entsprechen. Insge- 
samt wurden 1973 von der Arbeitsgemeinschaft Missionarische Dienste ca. 2200 evange- 
listische Veranstaltungen durchgeführt. Was die evangelistische Arbeitsweise anbetrifft, so 
zeichnen sich folgende Tendenzen ab: neben dem Einzelevangelisten gewinnt die missio- 
narische Gruppe an Bedeutung, neben dem Vortrag das Gespräch, neben der Veranstal- 
tung das Angebot von Gemeinschaft, neben der personalen Dimension die Einbeziehung 
des sozialen Kontextes (z.B. bei „Randgruppen‘“). 

Als besonders gelungener Versuch, missionarische Verkündigung in die Gemeindegruppen 
selbst hineinzutragen, hat sich die „Aktion Glaubensinformation‘ erwiesen, die von Prof. 
Helmut Thielicke, Hamburg, gemeinsam mit einem studentischen Team begonnen wur- 
de. Die Zahl der Teilnehmer, die die ausgesandten Lehrbriefe beziehen, hat sich inzwi- 
schen auf 250000 erhöht. 


c) Hilfen zum Gemeindeaufbau 


Besondere Bedeutung im Rahmen der Arbeit am Gemeindeaufbau kommt dem 
„Arbeitskreis für Gemeindeaufbau und Haushalterschaft‘ zu, der sich im Be- 
richtsjahr weiter gefestigt und konsolidiert hat. Er pflegt den regelmäßigen 
Austausch zwischen landeskirchlichen und anderen gemeindlichen Aktivitäten, 
sowie mit den Werken der EKD und mit der katholischen Kirche. Um seine Ar- 
beit effizient zu gestalten, hat er sich in drei Fachsektionen gegliedert: Besuchs- 
dienst, Gemeinden ohne Pfarrer, Hauskreise. 


In der Fachsektion „Besuchsdienst“ lag das Schwergewicht auf der gründlichen Informa- 
tion über die verschiedenen Programme zur Zurüstung von Besuchsdienstgruppen, auf dem 
geistlichen Leben dieser Gruppen und auf der Schulung zur Gesprächsführung. 

Die Fachsektion „Gemeinden ohne Pfarrer‘ sammelte erste Berichte von gelungenen 
Versuchen, Gemeinden ohne Pfarrer diese „Vakanz‘‘ als Chance zu verantwortlicher Mit- 
arbeit deutlich und praktizierbar zu machen. Den Ämtern für Volksmission und Haushal- 
terschaft fällt hier eine besondere Aufgabe bei der Beratung und Zurüstung zu. Die Fach- 
sektion besucht die einzelnen Landeskirchen und versucht, unter Hinzuziehung der Kir- 
chenleitungen, sich an Ort und Stelle ein Bild von der Lage der vakanten Gemeinden zu 
machen. Die Evangelische Frauenhilfe in Deutschland arbeitet an diesem Projekt intensiv 
mit. Anknüpfungspunkt für eine „verantwortliche Gemeinde‘ sind Kirchenvorstände, Lek- 
toren und Arbeitskreise der Gemeinde. Der „mittleren Ebene‘ der Dekanate und Kirchen- 
kreise fällt hierbei eine Schlüsselrolle in der Förderung der „mitarbeitenden Gemeinde“ zu. 

Die Fachsektion „Hauskreise‘‘ war in einem ersten Arbeitsgang bemüht, die beiden 
Hauptformen von Hauskreisen, den offenen Gesprächskreis und den Hausbibelkreis, in ih- 
ren besonderen Aufgaben herauszustellen und zusammenzustellen. 


d) Missionarische Dienste in der Großstadt 


Die Großstadt ist heute für alle kirchlichen Dienste ein besonders schwieriges 
Gebiet. Hier zeigen sich nicht nur die höchsten Zahlen von Kirchenaustritten, 
sondern hier herrscht auch eine solche Mobilität, daß es für die Menschen schwer 
ist, eine kontinuierliche soziale Bindung einzugehen. Dazu kommen die vielfa- 
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chen Formen der Gefährdung gerade im großstädtischen Milieu. Nicht umsonst 
gehört deshalb die Stadtmission zu den ältesten Arbeitsgebieten der Inneren 
Mission. 


Die Arbeitsgemeinschaft Evangelischer Stadtmissionen, die diese Arbeit maßgeblich trägt, 
war im Jahr 1974 wesentlich an der Entstehung der Arbeitsgemeinschaft Europäischer 
Stadtmissionen (AGES) beteiligt. Die AGES, die am 29.4.1974 in Genf gegründet wurde, 
kam zu ihrer ersten Tagung vom 23. bis 25.9. 1974 in Genf zusammen. An der Tagung 
nahmen Vertreter aus 11 europäischen Ländern teil. Die AGES hat sich eine Satzung 
gegeben, die mit Rücksicht auf die verschiedenen Länder eine Gemeinschaft in lockerer 
Form ermöglicht. Zielsetzung der Arbeitsgemeinschaft ist Erfahrungsaustausch, persönli- 
che Begegnung und gemeinsame Arbeit an einer theologisch zu verantwortenden gemein- 
samen Konzeption. 

Bei den Missionarischen Diensten im Hotel- und Gaststättengewerbe kamen wünschens- 
werte strukturelle Verbesserungen nicht zustande, obwohl die meisten hauptamtlichen Mit- 
arbeiter bei den Stadtmissionen angestellt sind bzw. der Dienst im Hotel- und Gaststätten- 
gewerbe durch die örtlichen Stadtmissionen geschieht. Aufgrund der enormen Kostenstei- 
gerungen ist die finanzielle Situation nach wie vor schwierig. „Der Bote‘ hatte eine 
durchschnittliche Auflagenhöhe von monatlich 19800 Exemplaren. Die Verteilung des 
„Boten“ erstreckt sich zur Zeit auf 387 Städte und Orte. Neben dem Dienst mit dem 
„Boten“ geschieht die Arbeit weiterhin in eigenen Clubheimen und Clubräumen für die 
Hotel- und Gaststättenangestellten. 

Die Arbeitsgemeinschaft Christlicher Plakatmissionen, deren Arbeitsgebiet ebenfalls vor- 
wiegend die Großstadt ist, besteht aus selbständigen, voneinander unabhängigen Mitglie- 
dern. Sie praktiziert eine lockere Form der Zusammenarbeit. Die Aktivität der Mitglie- 
der erstreckt sich örtlich sehr verschieden auf Plakatanschläge mit teilweise monatlichem 
Wechsel, Selbstklebefolien in Straßenbahnen und Omnibussen, Autoklebestreifen und 
Schaukastengestaltung, Verteilblättern und Plakaten in Ärztezimmern, Krankenhäusern 
und Pensionen. 


e) Missionarische Dienste in Freizeit und Erholung 


Für die Förderung der kirchlichen Arbeit im Freizeitbereich bedeutet es einen 
bemerkenswerten Schritt nach vorn, daß der Rat der EKD sich in seiner Sit- 
zung im April 1974 mit der Freizeitthematik beschäftigt und eine Reihe von 
Beschlüssen gefaßt hat, die die Wichtigkeit dieses Dienstes unterstreichen. Da- 
mit haben die Initiativen im Freizeitbereich, die — oft gemeinsam mit ande- 

ren kirchlichen Werken — vom Diakonischen Werk, von der Arbeitsgemeinschaft 
Missionarische Dienste und vom Evangelischen Arbeitskreis für Freizeit und Er- 
holung ausgegangen sind, die notwendige Anerkennung und Unterstützung be- 
kommen. 


BESCHLÜSSE DES RATES DER EKD: 
KIRCHLICHE AKTIVITÄTEN IM FREIZEITBEREICH 


Vom 5./6. April 1974° 


(...) III. Der Rat bittet die Gliedkirchen, 
1. eine auf die Freizeit unter Einschluß des Breitensports orientierte Gemeindearbeit 
und die kirchlichen Dienste im Naherholungsbereich zu verstärken, 


3. Auszug aus dem Rd.schr. der EKD-Kanzlei vom 20.5.1974, Az. 6531/1. 
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2. die Entwicklung geeigneter Versuche und Einrichtungen (Modelle) für Verkündigung 
und Dienst in Urlaub, Kur und Naherholung zu fördern und nach Auswertung der Erfah- 
rungen in einem Bericht vorzustellen, 

3. die Predigerseminare zu veranlassen, in ihre Ausbildungsgänge die in Verkündigung 
und Dienst geschehende kirchliche Versorgung der mobilen Gesellschaft einzubeziehen. 

IV. Der Rat bittet die Gliedkirchen, 

l. die Gemeinden aufzufordern, in ihrem Bereich die Personen zu suchen und zu erfas- 
sen, die am Freizeitsport interessiert sind, und ihnen die Möglichkeit zur Ausübung zu 
vermitteln, 

2. die Gemeinden zu ermutigen, im Sinne des 1971 verabschiedeten Partnerschaftspro- 
grammes „Kirche und Sport‘ Verbindung mit benachbarten Sportvereinen aufzunehmen 
und sie um Mithilfe für ein Experiment gemeinsamen Handelns zu bitten (das etwa nach 
Ablauf von 6 Monaten gemeinsam ausgewertet werden könnte), nämlich 

a) einzelne oder Gruppen von sportfreudigen Kirchengemeindegliedern, die keine Bin- 
dung an einen Sportverein haben, zu bestimmten Zeiten ihre Sportanlagen benutzen zu 
lassen, 

b) ggfs. mit Hilfe der Sportvereine Gruppen von Kindern, Körperbehinderten und älte- 
ren Menschen direkt Anleitung und Gelegenheit zu Bewegung und Spiel zu bieten, 

c) miteinander zu beraten, um Mittel aus öffentlichen Förderungsprogrammen für Spiel- 
und Sportstätten zu bekommen, z.B. aus dem Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur‘‘ (besonders gemeint sind die Zonen- 
randgebiete), 

3. jungen Gemeindegliedern, bei denen Interesse am Sport besteht oder geweckt werden 
kann, zu helfen, Kontakt mit der nächsten Eichenkreuz- oder Deutsche Jugendkraft-Grup- 
pe aufzunehmen, und diese um eine ähnliche Mithilfe wie die Sportvereine zu bitten, 

4. bei kirchlichen Baumaßnahmen für Alt- und Neubauten darauf zu achten, daß für die 
sportliche Betätigung geeignete Räume geschaffen werden ... 

5. durch landeskirchliche Förderungsmaßnahmen sportlich interessierten Pfarrern und 
anderen kirchlichen Mitarbeitern Gelegenheit zu bieten, eine Ausbildung zum Übungslei- 
ter mitzumachen (Modell Hessen/Sportpastoralkolleg), 

6. dafür zu sorgen, daß bei kirchlicher Aus-, Fort- und Weiterbildung, also auch in den 
Predigerseminaren, nicht nur die Aufgabenstellung und Aktivität der Arbeitskreise Kirche 
und Sport behandelt, sondern auch ein qualifiziertes Angebot zu freiwilliger sportlicher 
Betätigung gemacht wird. 


Bedeutsam ist es, daß auch die Bundesregierung gegenwärtig an einer einheit- 
lichen freizeitpolitischen Konzeption arbeitet, die im Laufe dieses Jahres ver- 
öffentlicht werden soll. Priorität sollen dabei die bisher benachteiligten Grup- 
pen der Gesellschaft (Alte, Behinderte, sozial Schwache usw.) haben und die 
Erweiterung der Freizeitangebote im Wohnbereich. Da die Verflechtung mit 
gesellschaftspolitischen Zielsetzungen allgemeiner Art (Disposition über Zeit- 
budget, Humanisierung der Arbeitswelt, Einbeziehung der politischen Bildungs- 
arbeit) unverkennbar sind, könnte dies möglicherweise eine stärkere Politisie- 
rung des Freizeitbereichs überhaupt bedeuten. Welche Rolle die freien Träger 
dabei spielen werden, hängt ganz wesentlich von den Förderungsmaßnahmen 
ab, die getroffen werden. Doch scheint es, daß dabei personenunabhängige 
Einrichtungen im Vordergrund stehen, so daß die freien Träger, deren Stärke 
das Angebot von personalen Diensten ist, weniger Berücksichtigung finden, ob- 
wohl die Bundesregierung andererseits betont, daß kein staatlicher Dirigismus, 
sondern Kooperation mit den freien Trägern geplant sei. Aufgrund dieser frei- 
zeitpolitischen Konzeption und des Perspektivplans, den der Evangelische Ar- 
beitskreis gemeinsam mit dem Arbeitskreis Freizeit des Deutschen Katholiken- 
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tages erarbeitet hat, fand am 28. 10. 1974 auf dem Hufeisenhof bei Gelnhausen 
ein Gespräch mit dem zuständigen Referenten der Bundesregierung statt, das 
für beide Seiten bedeutsam war. 


Die missionarischen und diakonischen Aktivitäten im Freizeitbereich haben sich im Berichts- 
jahr erfreulich weiterentwickelt. Dies gilt besonders von den Campingdiensten, deren Be- 
deutung auch dadurch anerkannt wurde, daß der Deutsche Campingclub e.V. seinen Cam- 
pingpreis 1974 an die Campingdienste der beiden großen Kirchen verliehen hat. Daneben 
hat der Naherholungsbereich besondere Förderung erfahren, nachdem immer mehr groß- 
städtische Gemeinden und Dekanate die Bedeutung dieser Arbeit erkennen. Daß die 
Menschen in Freizeit und Erholung besondes ansprechbar sind, zeigt sich am deutlich- 
sten im Bereich der Kur- und Heilbäderseelsorge. Hier begegnen die kirchlichen Angebote 
nicht nur den Erwartungen der heilungsuchenden Menschen, sondern auch den Erwartun- 
gen von Kurdirektoren und Ärzten, die um die therapeutische Bedeutung der Seelsorge 
wissen. 

Ein unentbehrliches Mittel für den missionarischen und diakonischen Dienst in Freizeit 
und Erholung ist das Schrifttum. Obwohl der Rückgang der finanziellen Mittel in der 
Kirche sich auch in den Freizeitdiensten bemerkbar machte, konnte dennoch erreicht 
werden, daß die Auflagenziffern der von der Arbeitsgemeinschaft Missionarische Dienste 
herausgegebenen Hefte in beachtlicher Höhe geblieben sind. Das Verteilheft „Für jeden 
freien Tag‘‘ wurde in etwa 400000 Exemplaren verbreitet, das für Kurorte und Heilbäder 
bestimmte „An jedem neuen Tag‘ in etwa 180000 Exemplaren. Vom Liederheft „Schö- 
ner freier Tag‘‘ wurden etwa 50000 Stück verkauft, so daß eine Neuauflage möglich wur- 
de. Das Ferienmagazin „Unterwegs“ hat eine Auflage von 700000 Exemplaren erreicht, 
und der Informationsdienst, der vom Evangelischen Arbeitskreis für Freizeit und Erho- 
lung gemeinsam mit dem Arbeitskreis Kirche und Sport herausgegeben wird, wurde in 
einer Auflage von 3000 Stück versandt. 


f) Telefonseelsorge 


Das auffälligste Merkmal der allgemeinen Entwicklung im Berichtsjahr liegt in 
der immer noch anhaltenden Ausweitung der Telefonseelsorge-Arbeit. Von den 
48 TS-Stellen, die gegenwärtig in der Bundesrepublik und West-Berlin arbei- 
ten, gehören 35 der Evangelischen Konferenz für Telefonseelsorge an, wobei 

8 Stellen wegen ihrer ökumenischen Grundlage zugleich auch Mitglieder der 
Katholischen Arbeitsgemeinschaft Telefonseelsorge und Offene Tür sind. 5 neue 
Stellen werden noch im Jahr 1975 eröffnet werden. Zur Ausweitung kommt 
eine Festigung der Arbeit sowohl nach außen als auch nach innen. Nach außen 
ist das Profil der Telefonseelsorge als einer eigenständigen Arbeit gegenüber 
allen anderen Beratungsdiensten deutlicher geworden. Einmal dadurch, daß die 
Kontaktschwelle niedriger ist und jedermann in seiner Notsituation angenom- 
men wird, zum anderen aber auch durch die von der Anonymität geprägte 
Arbeitsweise. Nach innen ist die Festigung dadurch erfolgt, daß die Metho- 
den der Arbeit präzisiert und profiliert werden konnten, auch durch stärkere 
Einbringung von Erkenntnissen im Sinn der therapeutischen Seelsorge. 

Mit der Festigung der Arbeit sind zugleich Wandlungen festzustellen, die als 
Zeichen einer lebendigen Entwicklung gewertet werden dürfen. Dies betrifft nicht 
nur die Qualifizierung des Angebotes, sondern auch das Auftauchen neuer Proble- 
me und Fragestellungen bei den Anrufen (neuerdings z.B. Arbeitslosigkeit, Ab- 
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treibung, Verschiebungen der Suchtkrankheiten von Drogen auf Alkohol, An- 
stieg der Anruferfrequenz bei Nacht usw.). Am bemerkenswertesten dürften 
indessen die Wandlungen im Bereich der ökumenischen Zusammenarbeit sein, 
die sich in den letzten Jahren sowohl an der örtlichen Basis als auch zwischen 
den beiden Verbänden vollzogen haben. Dies hat dazu geführt, daß nicht nur 
die Zahl der ökumenischen Stellen gewachsen ist, sondern daß auch die Koope- 
ration zwischen den beiden Verbänden festere institutionelle Formen angenom- 
men hat. Nach ausführlicher Diskussion auf der Jahrestagung 1974 in Vier- 
zehnheiligen sind darüber „Leitlinien“ vereinbart worden, die von der Evang.- 
Kath. Kommission erarbeitet wurden und die inzwischen von allen Stellen an- 
genommen worden sind. 


Mit der Ausweitung der Telefonseelsorge-Arbeit ist auch die Zahl der Mitarbeiter gegen- 
über dem Vorjahr wiederum gewachsen. Sie erreichte mit 2632 Mitarbeitern den bisher 
höchsten Stand. Davon sind 1981 Mitarbeiter am Telefon tätig und 461 als Fachkräfte 
in spezieller Funktion. Die Zahl der hauptamtlichen Mitarbeiter im Berichtsjahr betrug 
78 (+3), die der nebenamtlichen und teilzeitbeschäftigten 98 (+ 15), die der ehrenamtli- 
chen 2456 (+ 383). 

Die qualitative Steigerung des Angebots und die verstärkte Öffentlichkeitsarbeit haben 
es mit sich gebracht, daß im Berichtsjahr wiederum eine Zunahme der Anrufefrequenzen 
zu verzeichnen ist: die Zahl der Anrufe wuchs von 198355 (1973) auf ca. 300000 (1974). 
Neun Stellen weisen eine Anrufefrequenz von mehr als 10000 auf, wobei Hamburg mit 
19649 an der Spitze liegt. Fast durchweg wird von einer spürbaren Zunahme der nächtli- 
chen Anrufe berichtet. 

Ziemlich konstant geblieben ist der Anteil der Geschlechter und Altersgruppen an der 
Zahl der Anrufe. Er lag im Berichtsjahr bei 35% Männer und 65% Frauen und scheint 
sich in dieser Relation eingependelt zu haben. Der Anteil der jugendlichen Anrufer ist 
im Steigen begriffen. 

Die Aufschlüsselung nach Motiven läßt erkennen, daß nach wie vor zwei große Themen- 
kreise den Anlaß für die Beanspruchung der Telefonseelsorge bilden: einerseits die Bezie- 
hungen der Geschlechter, andererseits persönliche Konflikte, wobei psychische Störungen 
und auch Krankheitssituationen eine Rolle spielen. Lag der Prozentsatz der ersten Grup- 
pe bei 17,0% (im Vorjahr 17,6%), wobei Partnerschaftsprobleme Verheirateter und Un- 
verheirateter den Hauptanteil darstellen, so zeigte sich bei der zweiten Gruppe, deren An- 
teil 21,3% (im Vorjahr 21,7%) ausmachte, ein Anwachsen der neurotisch-psychotischen 
Störungen sowie der Suchtkrankheiten und Suicidgefährdungen. Eine bemerkenswerte 
Zahl von Anrufen (12,8%) resultiert auch aus besonderen Lebenssituationen (Vereinsa- 
mung, Schicksalsschläge, Kommunikationsbedürfnis bei Alleinstehenden), obwohl eine 
Steigerung gegenüber dem Vorjahr (13,1%) nicht festzustellen ist. Familiäre Probleme 
und gestörte Umweltbeziehungen (wie z.B. Generationen- und Schulprobleme, Gefähr- 
dungserscheinungen und dergleichen) sind in ihrem Anteil ähnlich konstant geblieben 
(9,4% gegenüber 8,9%) wie die Anruffrequenz aus unmittelbar religiös-weltanschaulichen 
Motiven (4,6% gegenüber 4,2%). Abgenommen hat die Zahl der Anrufe aus sozialen An- 
lässen (wirtschaftliche oder berufliche Sorgen, Rehabilitation, Resozialisierung, Auslän- 
derproblem und dergleichen) mit 7,3% gegenüber 8,7%. Eine Steigerung ist hingegen 
bei den allgemeinen Auskünften, den Informations-, Test- und Schweigeanrufen festzu- 


stellen (27,6% gegenüber 24,8%). 
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4. MITARBEITER- UND AUSBILDUNGSFRAGEN 
a) Das Potential der Mitarbeiter 


Eine Umfrage, die die Hauptgeschäftsstelle des Diakonischen Werkes mit 
Stichtag vom 15.2. 1973 durchgeführt hat, hat ergeben, daß in den über 
19400 Einrichtungen der Diakonie rund 170000 fachlich ausgebildete Kräf- 
te tätig sind. 


Der Anteil der Frauen beträgt 83%, während altersmäßig die Gruppe der Unter-Dreißig- 
Jährigen dominiert (27,6%). In der Aufgliederung der Mitarbeiter nach Arbeitsstätten und 
Arbeitsfeldern entsteht folgendes Bild: 27,9% sind in Krankenhäusern und Heilstätten 
tätig, 18,6% in Kindertagesstätten, 13,1% in Heimen für Jugendliche und Kinder und 
22,5% in übrigen Arbeitsstätten. Nochmals anders stellt sich das Bild dar, wenn man 
nach der Art der Tätigkeiten fragt: 33% der Mitarbeiter finden ihre Beschäftigung im 
Haus- und Wirtschaftsdienst, 22,1% in sozialpädagogischen und erzieherischen Berufen, 
19,2% in pflegerischen Aufgaben, 8,5% im Verwaltungs- und Bürodienst, 2,5% in der 
Lehrtätigkeit, 2,1% im ärztlichen Dienst und 7,2% in sonstigen Bereichen. 

Diese Zahlen sind gewiß beachtlich und erfreulich. Sie finden ihre Ergänzung, wenn 
man das Heer der freiwilligen und ehrenamtlichen Helfer hinzunimmt, dessen Zahl sta- 
tistisch nicht faßbar ist. Eine Umfrage des Instituts für Demoskopie in Allensbach hat 
ergeben, daß 5% der über 16jährigen Bundesbürger ehrenamtlich für die freie Wohlfahrts- 
pflege tätig sind. Geht man davon aus, daß das Diakonische Werk einer der größten 
Wohlfahrtsverbände ist, so dürfte die Zahl der ehrenamtlichen Mitarbeiter in der Diako- 
nie wahrscheinlich über der Millionengrenze liegen. Die Mitarbeit dieser Helfer reicht 
von gelegentlicher oder zeitlich begrenzter Mithilfe bis zum kontinuierlichen Engage- 
ment, und zwar sowohl bei Einzelaufgaben als auch in Helfergruppen. 


Wie wichtig die Diakonie die Frage ihrer Mitarbeiter nimmt, zeigt sich auch 
daran, daß die Diakonische Konferenz im Februar 1972 einen Ausschuß mit 
der Erarbeitung neuer „Leitlinien zum Diakonat‘ beauftragte. Dieser Aus- 
schuß hat inzwischen unter der Leitung von Prof. D. Dr. Paul Philippi seine 
Arbeit abgeschlossen und wird das Resultat im April 1975 der Diakonischen 
Konferenz in Kaiserswerth vorlegen‘. 


b) Zur Situation im Ausbildungswesen 


Im Jahre 1966 hat das Diakonische Werk einen Kongreß unter dem Thema 
„Diakonie 1966 — Herausforderung und Antwort“ veranstaltet. Damals wur- 
de die Klage laut, daß es an hauptamtlichen Mitarbeitern, aber auch an neben- 
und ehrenamtlich Engagierten fehle. Im Jahre 1975, also 9 Jahre danach, 

hat sich das Bild grundlegend verändert. Eine vom Bildungspolitischen Aus- 
schuß der Evangelischen Kirche in Deutschland veranstaltete Umfrage hat ne- 
ben interessanten Aufschlüssen über Umfang, Lehrkörperstruktur und Lehrin- 
halte des von der Kirche und ihrer Diakonie verantworteten Ausbildungswe- 
sens präzise Auskünfte darüber gegeben, daß die Zahl der Bewerbungen für 


4. Abdruck des Textes erfolgt im KJ 102, 1975. 
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diakonische, missionarische und kirchliche Berufe an Diakonenhäusern, Evan- 
gelischen Fachschulen, Missionarischen Ausbildungsstätten, Fachschulen für 
Sozialpädagogik, Bibelschulen oder freikirchlichen Seminaren von Jahr zu Jahr 
sprunghaft gestiegen ist und noch steigt. 


Von insgesamt 36 in der vorliegenden Auswertung berücksichtigten Ausbildungsstätten 
wurde ermittelt, daß sie zusammen 5053 Ausbildungsplätze anbieten. Bei den Diakonen- 
häusern überstieg die Nachfrage nach den Plätzen 1972 das Angebot an insgesamt 748 
Ausbildungsplätzen um 10%, und 1973 wären schon 160% mehr Ausbildungsplätze not- 
wendig gewesen, um allen Interessenten am Diakonenberuf einen Ausbildungsplatz bieten 
zu können. In ähnlicher Weise lag im Jahr 1972 die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen 
an neuen evangelischen Fachhochschulen über der vorhandenen Anzahl an Studienplätzen 
(2924) um 42%, und im Jahr 1973 mußten 66% der Bewerber abgewiesen werden. 7 
Ausbildungsstätten für missionarische Berufe mit einer Gesamtplatzzahl von 457 konnten 
9,5% Bewerber im Jahr 1972 nicht aufnehmen und im Jahr 1973 mußten sogar 52% einen 
abschlägigen Bescheid erhalten. An 5 Fachschulen für sozialpädagogische Berufe fanden 
35% der Bewerber um die 496 Ausbildungsplätze im Jahr 1972 keine Aufnahme, und 
1973 mußten 59% der Interessenten abgewiesen werden. 


An Fachschulen, Fachhochschulen, Universitäten herrscht bei der Abfassung 
dieses Berichts überall der Numerus clausus. Aber nicht genug damit: in den 
Jahren 1975, 1976 und 1977 ist damit zu rechnen, daß mehr Mitarbeiter als 
bisher nach Abschluß ihrer Ausbildung die Ausbildungsstätten verlassen, um 
sich eine Arbeitsaufgabe in der Erziehung, Bildung oder Sozialarbeit zu su- 
chen. Doch läßt sich bereits jetzt mit Sicherheit erkennen, daß der Stellen- 
markt durch die schrumpfenden finanziellen Mittel blockiert wird. Einstellungs- 
stop und Stellenreduzierung künden sich ebenso an wie die Tatsache, daß An- 
gebot und Nachfrage einander vielfach nicht mehr entsprechen. 

Die seit 1966 grundsätzlich veränderte Situation fordert neue Konsequenzen. 
Damals war das Thema ‚Herr, ich habe keinen Menschen“, heute „Wie antwor- 
ten Kirche und Diakonie auf die wachsende Bereitschaft, sich haupt- oder ne- 
benberuflich oder ehrenamtlich für den Nächsten zu engagieren?“ Es wird die 
Aufgabe der Kirche und ihrer Diakonie sein, in Zukunft sehr sorgfältig zu pla- 
nen, welche Ziele sie auf ihren Arbeitsfeldern verfolgen will und wen sie zur 
Verwirklichung dieser Ziele braucht. Ebenso sind langfristige Personalplanung 
und Arbeitsplatzbeschreibungen in Zukunft unabdingbar. 


c) Die Diakonische Akademie 


Fortbildung der Mitarbeiter gehört zu den wichtigen „internen“ Aufgaben der 
Diakonie; und hier wiederum nimmt die Diakonische Akademie einen zentra- 
len Platz ein. Schwerpunktmäßig wird Fortbildung für leitende Mitarbeiter, 
Fortbilder und Spezialisten aus den Bereichen Altenhilfe, Behindertenhilfe, Ge- 
fährdetenhilfe, Jugendhilfe und Familienhilfe. Im Jahr 1974 wurden 1000 ver- 
schiedene Teilnehmer durch die Diakonische Akademie gefördert. Hinzu kom- 
men von Teilnehmern an Fortbildungskursen durchgeführte Anwender- oder 
Multiplikatorenseminare, an denen sich weitere 350 Teilnehmer beteiligten. 
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Die Altersgliederung der Teilnehmer, die sich an Fortbildungsveranstaltungen der Diakoni- 
schen Akademie beteiligten, ergibt folgendes Bild: 


— bis zu 30 Jahren 133%; 
— von 30-40 Jahren 42,1%, 
— von 40-50 Jahren 30,9%, 
— über 50 Jahre 13,5%. 


Von den Teilnehmern waren zwei Drittel Männer, ein Drittel Frauen. 35% der Teilneh- 
mer gehörte zu der Gruppe leitende Mitarbeiter (Pfarrer, Ärzte, Heimleiter, Anstaltslei- 
ter usw.). 15% der Teilnehmer sind unter die Kategorie Fortbilder einzuordnen. Weitere 
15% der Teilnehmer passen in die Rubrik Spezialisten. Für 35% der Teilnehmer gilt, daß 
sie aus den Bedingungsstrukturen jener Teilnehmer kamen, die sich an langfristigen Fort- 
bildungskursen beteiligen oder beteiligt haben. 

Die Mitarbeiter, die zur Diakonischen Akademie kommen, sind fachlich interessiert, ver- 
fügen über Wissen und Können. Doch der Stand des Wissens und die Bedingungen der Ar- 
beit ändern sich heute in einem schnellen Tempo. Deshalb wächst auch das Bedürfnis, 
den Stand seiner Fähigkeiten und Kenntnisse zu überprüfen und neue Anstöße in seine 
Arbeit aufzunehmen. Wie effektiv Fortbildung ist, ist allerdings schwer zu sagen. Man hat 
vielfach den Eindruck, daß die Übertragung neuer Kenntnisse und Fähigkeiten in die ei- 
gene Arbeitsstruktur schwierig ist. Die Fortbildung an der Akademie müßte deshalb ei- 
gentlich durch eine intensive Institutionsberatung oder Fortbildung „vor Ort‘“ ergänzt 
werden. 


Die Diakonische Akademie will eine Stätte der Klärung diakonischer (evangeli- 
scher, christlicher) Aspekte in der modernen Sozial- und Jugendhilfe sein. Aus 
dieser Aufgabe resultieren Konsequenzen, die vor allem die Fragen betreffen: 
„Wie kommt das Proprium der Diakonie in der Fortbildung zur Geltung‘? Der 
christliche Glaube hat ja nicht nur die Kraft, für den Dienst am Menschen zu 
motivieren, sondern er liefert zugleich einen entscheidenden Beitrag zu den In- 
halten moderner Sozialarbeit. Wenn die Diakonische Akademie sich in der 
Klärung dieser Fragen engagiert, so tut sie es nicht nur aus einem theoreti- 
schen, sondern aus dem eminent praktischen Interesse der Vermittlung an die 
Mitarbeiter im Diakonischen Werk. 


5. DIENSTE IM BEREICH DER JUGEND- UND SOZIALHILFE 


a) Freiwillige Soziale Dienste 


Im Jahr 1974 mußten erstmalig Hunderte von Bewerbern für das Freiwillige 
Soziale Jahr abgelehnt werden, im Bereich von Kurhessen-Waldeck allein 400. 
Ebenso erhöhte sich die Zahl der Teilnehmer, die ein Diakonisches Jahr be- 
gannen, um mehr als 200. Eine weitere Steigerung der Teilnehmerzahlen ist 
aus verschiedenen Gründen erschwert. 

Indessen hat sich nicht nur die Situation der Träger und Einsatzstellen ver- 
ändert, sondern auch die der Bewerber. Das Freiwillige Soziale Jahr ist für 
viele eine Zeit der Überbrückung geworden. Die Jugendlichen hoffen, anschlie- 
ßend einen Studien- oder Ausbildungsplatz zu bekommen. Damit ist die Un- 
sicherheit bezüglich der Berufsausbildung oft lediglich um ein Jahr verscho- 
ben, weshalb ein Freiwilliges Soziales Jahr im Rahmen der Jugendarbeitslosig- 
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keit immer nur eine Notlösung anbieten kann. Gleichzeitig hat es allerdings 
auch die Chance der Berufsfindung und der Persönlichkeitsbildung. In diesem 
Sinne halten pädagogische Fachkräfte das Bildungsangebot eines Freiwilligen 
Sozialen Jahres für besonders wichtig. Durch die Arbeit in den Seminaren, die 
in engem Zusammenhang mit dem Einsatz stehen, kann in Ansätzen und oft 
auch in weiteren Phasen erreicht werden, daß der einzelne ein besseres Selbst- 
wertgefühl und eine größere Stabilität erlangt. Beides ist erforderlich, um z.B. 
Abweisungen und Wartezeiten nicht als negative Wertung der eigenen Person 
zu verstehen, wodurch eine weitere Entwicklung des jungen Menschen ge- 
hemmt werden kann. 


Auf dem Hintergrund dieser Situation haben die pädagogischen Mitarbeiter im Diako- 
nischen Jahr in Kurhessen-Waldeck folgendes Modell entwickelt: 

Jugendliche bis 17 Jahre (und auch älter), die aus Mangel an Einsatzplätzen nicht in 
die bisherige Form unseres Freiwilligen Sozialen Jahres aufgenommen werden können, 
sollen die Möglichkeit erhalten, an sozialen Einrichtungen ihrer Heimatgemeinde oder an 
einer benachbarten Gemeinde zu arbeiten. Die Bezahlung erfolgt durch ein angemessenes 
Taschengeld. Da die Jugendlichen zu Hause wohnen können, entfallen im Regelfall Kosten 
für Unterkunft und Verpflegung. Sie werden in der Krankenkasse der Eltern weiterversi- 
chert. 

Auf landeskirchlicher Ebene soll mittels einer Erhebung festgestellt werden, wie viele ju- 
gendliche Mitarbeiter in Einrichtungen der Diakonie bei der Hilfe von Gemeindeschwestern 
oder bei Sozialstationen eingesetzt werden können. Unter fachkundiger Anleitung wären 
folgende Aufgaben für jugendliche Mitarbeiter denkbar: 

— Mitarbeit in gemeindeeigenen Einrichtungen, wie Kindergärten, Altenheimen, Gemeinde- 
und Sozialstationen. 

— Regelmäßige Betreuung von alleinstehenden alten oder langzeitkranken Menschen, Hil- 
fen in Altenstuben oder Clubs. 

— Regelmäßige Hilfe bei Familien mit einem behinderten Kind. 

— Schularbeitenhilfe bei Kindern berufstätiger Eltern, bei Kindern ausländischer Arbeitneh- 
mer. 

— Beteiligung bei der Kinder- und Jugendarbeit der Gemeinde. 

Die Arbeitsbedingungen werden in einem Vertrag zwischen Gemeinde und Zentrale be- 
schrieben. Bei der Beauftragung der Helferinnen und Helfer soll darauf geachtet werden, 
daß die Anforderungen dem Alter und den Gaben der Jugendlichen entsprechen. Jede 
Einsatzstelle wird von der Zentrale aus besucht und dabei beraten werden. 

Das Modell ist bei Vertretern aus Kirchengemeinden auf ein erfreuliches Interesse gesto- 
ßen, so daß im August 1975 mit einer Gruppe von etwa 30 (höchstens 50) Jugendlichen 
begonnen werden kann. Ebenso hat dieses auf drei Jahre befristete Projekt Aufmerksam- 
keit und Zustimmung im Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit gefunden. 


b) Zivildienst 


Auch im Jahr 1974 ist die Zahl der Beschäftigungsstellen für Zivildienstleisten- 
de im kirchlich-diakonischen Bereich weiter gestiegen. Nach einer statistischen 
Erhebung vom 1.11.1974 sind 1175 Einrichtungen für die Ableistung des Zi- 
vildienstes anerkannt. Neben 3550 im Dienst befindlichen Zivildienstleistenden 
stehen 871 Stellen offen. Das macht ein Gesamtarbeitsplatzangebot von 4421 
aus. Der kirchlich-diakonische Bereich stellt damit 20,6% der überhaupt vorhan- 
denen Zivildienstplätze. Die Belegungssituation dieser Stellen ist überdurch- 


215 


schnittlich gut, denn 23,6% der einberufenen Zivildienstleistenden sind hier 
tätig. 

Das Diakonische Werk hat sich weiter bemüht, auf eine den Erfordernissen 
des sozialen Bereiches entsprechende Gestaltung des Zivildienstes Einfluß zu 
nehmen. Das ist nicht immer leicht, weil die staatlichen Stellen darauf achten, 
daß bestimmte Elemente des Wehrrechtes Berücksichtigung finden. Einen Weg, 
wie diese Schwierigkeiten gelöst werden können, weist der am 15.10. 1974 ver- 
öffentlichte Vorschlag der Hauptgeschäftsstelle für einen Freiwilligen Sozial- 
dienst der Männer. Danach soll in das Wehrpflicht- und Zivildienstgesetz eine 
Bestimmung aufgenommen werden, nach der Wehr- bzw. Zivildienstpflichtige 
zum Grundwehrdienst bzw. dem Grundwehrdienst entsprechenden Zivil- 
dienst nicht mehr einberufen werden, wenn sie einen Dienst leisten, der sinn- 
gemäß den in $$ 1 und 2 des Gesetzes zur Förderung eines freiwilligen sozialen 
Jahres festgelegten Kriterien entspricht. Dieser freiwillige Sozialdienst soll voll 
auf den zu leistenden Zivildienst angerechnet werden. 


DIAKONISCHES WERK DER EKD: 
VORSCHLAG FÜR EINEN FREIWILLIGEN SOZIALDIENST 
WEHR- UND ZIVILDIENSTPFLICHTIGER MÄNNER 


Vom 15. Oktober 1974° 


1. Situation 
1.1. Personalbedarf der Streitkräfte 


Die Bundesregierung hat am 29. November 1973 eine Erklärung zur neuen Bundeswehr- 
struktur abgegeben. Demnach ist der Personalbedarf der Bundeswehr künftig geringer als 
bisher. 


1.2. Verhältnis von heranziehbaren zu benötigten Wehrpflichtigen 


Bei den in den nächsten Jahren zur Einberufung zum Wehrdienst heranstehenden Geburts- 
Jahrgänge 1955-1961 steigt die Zahl der Wehrpflichtigen ständig. Das Bundesministerium 
der Verteidigung geht davon aus, daß von den wehrdienstfähigen gemusterten Wehrpflich- 
tigen dieser Jahrgänge abnehmend nur zwischen 68,0% und 49,1% zum Grundwehrdienst 
herangezogen werden müssen. Bei den Geburtsjahrgängen 1958-1961 wird die Quote der 
einzuberufenden wehrdienstfähigen gemusterten Wehrpflichtigen nur bei annähernd 50% 
liegen. Es ist also davon auszugehen, daß etwa die Hälfte der wehrpflichtigen tauglichen 
Männer für den Dienst in den Streitkräften nicht benötigt wird ... 


1.3. Kriegsdienstverweigerung und Zivildienst 


1.3.1. Prüfungsverfahren für Kriegsdienstverweigerer 

Seit Beginn des Jahres 1973 wird deutlich, daß der Prozentsatz der rechtskräftig anerkann- 
ten Kriegsdienstverweigerer im Verhältnis zu den durchgeführten Verfahren auf Anerken- 
nung zurückgeht. Für den einzelnen Wehrpflichtigen ist es demnach schwieriger als früher, 
die Inanspruchnahme des Grundrechtes auf Kriegsdienstverweigerung durchzusetzen®. 


5. Nach: Diakonie-Korrespondenz Nr. 26/1974. 

6. Die Synode der Evang. Kirche in Deutschland hat sich auf ihrer Tagung am 
2.6.1973 in Coburg mit der Situation bei den Prüfungsverfahren für Kriegsdienstver- 
weigerer befaßt und in einem Beschluß gefordert: ‚, ... daß die Gewissensprüfung in 
der gegenwärtigen Form des Anerkennungsverfahrens entfällt.“ 
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Nachdem bereits Gruppen von Abgeordneten aus den Bundestagsfraktionen der SPD und 
F.D.P. Gesetzentwürfe zur Abschaffung des Prüfungsverfahrens für Kriegsdienstverweigerer 
vorgelegt haben, hat der Bundesminister der Verteidigung am 27.9.1974 einen Vorschlag 
zur Reform des Rechts der Kriegsdienstverweigerung und des Zivildienstes veröffentlicht. 
Demnach soll für ungediente Wehrpflichtige, die noch keinen Einberufungsbescheid erhalten 
haben, auf ein Prüfungsverfahren zur Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer grundsätz- 
lich verzichtet werden. Wer sich auf das Grundrecht der Kriegsdienstverweigerung beruft, 
wird vom Wehrdienst freigestellt und, wenn er dienstfähig ist, zu einem Zivildienst heran- 
gezogen. 


1.3.2. Zivildienst 

Anfang Oktober 1974 gab es über 20000 Beschäftigungsstellen für anerkannte Kriegsdienst- 
verweigerer. Diese Arbeitsplätze befinden sich, mit wenigen, zahlenmäßig kaum ins Ge- 
wicht fallenden Ausnahmen, in Einrichtungen des Gesundheitswesens, der Sozialarbeit 

und Jugendhilfe. Mit dem Ziel der Gleichbehandlung von Wehr- und Zivildienstleistenden 
wurden die Bestimmungen für die Durchführung des Zivildienstes wesentlich von denen 

des Wehrrechtes abgeleitet. Die damit gegebenen Voraussetzungen für den Zivildienst im 
sozialen Bereich sind hier eher unangemessen und hinderlich als förderlich. 

Nach der Auffassung des Bundesministers für Verteidigung soll die Pflicht, Zivildienst zu 
leisten, auch durch bestimmte festgelegte freiwillige Dienstleistungen, vor allem im sozialen 
Bereich, erfüllt werden können. 

Der Bundesbeauftragte für den Zivildienst will die Zahl der Zivildienstplätze bis Anfang 
1976 auf 30000 aufstocken. 

Es ist daran gedacht, rund 10000 Arbeitsplätze für Kriegsdienstverweigerer, die freiwilli- 
gen Dienst leisten wollen, im sozialen Bereich zu erschließen. 


1.3.3. Beginn des Zivildienstes 

Der Beginn des Zivildienstes ist abhängig vom Termin der rechtskräftigen Anerkennung 

als Kriegsdienstverweigerer. Hier entstehen teilweise erhebliche Fristen, die für Kriegsdienst- 
verweigerer und Beschäftigungsstellen Unsicherheitsfaktoren sind. Für Zivildienstpflichtige 
führt das unter Umständen zu erheblichen persönlichen Nachteilen gegenüber Soldaten. 


1.4. Freiwilliges Soziales Jahr und Wehr- bzw. Zivildienst 


Ein auf der Grundlage des Gesetzes zur Förderung eines Freiwilligen Sozialen Jahres abge- 
leisteter Dienst wird auf den Wehr- bzw. Zivildienst nicht angerechnet. Es gibt eine An- 
zahl Wehr- bzw. Zivildienstpflichtiger, die beide Dienste nacheinander leisten. 


1.5. Zivil- oder Katastrophenschutz und Entwicklungsdienst 


Nach $ 13a des Wehrpflichtgesetzes und $ 14 Zivildienstgesetz können sich Wehr- bzw. 
Zivildienstpflichtige auf mindestens 10 Jahre zum Dienst als Helfer im Zivilschutz oder Ka- 
tastrophenschutz verpflichten. Sie werden dann nicht zum Wehr- bzw. Zivildienst herange- 
zogen. Unter Beteiligung des Bundesministers der Verteidigung wird vereinbart, bis zu 
welcher Zahl von Wehrpflichtigen eine solche Freistellung möglich ist. 

Nach $ 15b des Wehrpflichtgesetzes und $ 14a des Zivildienstgesetzes erlischt die Pflicht 
zur Ableistung des Dienstes, wenn ein mindestens 2jähriger Entwicklungsdienst geleistet 
wurde. 


1.6. Soziale Sicherung und personale soziale Dienste 


Es wird zunehmend deutlich, daß soziale Sicherheit auch wesentlich vom Vorhandensein 
personaler sozialer Dienste abhängig ist. Deshalb hat z.B. die Kammer für soziale Ordnung 
der Evangelischen Kirche in Deutschland gefordert, alle Maßnahmen zur Verbesserung des 
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Angebotes personaler Hilfen dringend zu fördern’. Innerhalb solcher Bemühungen sind 
nicht nur besonders qualifizierte Mitarbeiter, sondern für bestimmte Aufgaben auch Laien 
erforderlich. 


1.7. Steigende Bereitschaft zu sozialem Engagement 


In den letzten Jahren ist unter Jugendlichen und jungen Erwachsenen ein zunehmendes 
Interesse an sozialen Berufen deutlich erkennbar. Das wirkt sich auch im Dienst der aner- 
kannten Kriegsdienstverweigerer und im Freiwilligen Sozialen Jahr mit durchweg erhebli- 
chem persönlichem Engagement bei der Lösung der gestellten Aufgaben aus. 


2. Zielvorstellung 
2.1. Freiwilliger Sozialdienst 


In das Wehrpflicht- und Zivildienstgesetz soll eine Bestimmung aufgenommen werden, nach 
der Wehr- bzw. Zivildienstpflichtige zum Grundwehrdienst bzw. dem Grundwehrdienst 
entsprechenden Zivildienst nicht mehr einberufen werden, wenn sie einen Dienst leisten, 
der sinngemäß den im $ 1 und 2 des Gesetzes zur Förderung eines Freiwilligen Sozialen 
Jahres festgelegten Kriterien entspricht. 

Der freiwillige Dienst wird auf den zu leistenden Zivildienst voll angerechnet. 

Der freiwillige Sozialdienst soll im In- und Ausland abgeleistet werden können. 

Die soziale Sicherung der Freiwilligen sollte der der Zivildienstleistenden entsprechen. 


2.2. Zahlenmäßiger Umfang 


Die Zahl der Freiwilligen, die in einen Sozialdienst hereingenommen werden können, ist 
abhängig von den Bedingungen der sozialen Arbeit. Außerdem spielt eine Rolle, wie viele 
Dienstpflichtige zivile Dienste ableisten müssen. Die Absicht des Bundesbeauftragten für 
den Zivildienst, insgesamt 40000 Zivildienstpflichtige oder Dienstleistende mit Freiwilli- 
genstatus im sozialen Bereich unterzubringen, scheint realisierbar. 


2.3. Kosten 


Bei der Durchführung des freiwilligen Sozialdienstes und der sozialen Sicherung der 
Dienstleistenden entstehen erhebliche Kosten. Diese können nicht ohne F inanzierung 
durch den Bund gedeckt werden. Nach Auskunft des Bundesbeauftragten für den Zivil- 
dienst verursacht jeder zur Zeit im Dienst befindliche Zivildienstpflichtige jährlich einen 
Kostenaufwand von DM 6000,-. Der Bund müßte sich in einem finanziellen Rahmen an 
der Durchführung des freiwilligen Sozialdienstes beteiligen, der so bemessen ist, daß den 
einzelnen Einrichtungen keinesfalls höhere Kosten als bei der Inanspruchnahme von Zi- 
vildienstleistenden entstehen. 


2.4. Einführung und Anleitung 


Die Mitarbeit von Laien im sozialen Bereich erfordert eine qualifizierte Einführung und 
eine praxisbegleitende Anleitung. Dazu empfehlen sich die im Zivildienst und Freiwilligen 
Sozialen Jahr erprobten Arbeitsformen. 


3. Aspekte zu einem freiwilligen Sozialdienst 


3.1. Freiwilliger Sozialdienst als Wehrdienstausnahme 


Die Zielvorstellung zu einem freiwilligen Sozialdienst wehr- bzw. zivildienstpflichtiger Män- 
ner wird in einer Situation entwickelt, aus der sich übersehen läßt, daß die Zahl der in 


7. Vgl.: Die soziale Sicherung im Industriezeitalter — Eine Denkschrift der Kammer 
für soziale Ordnung der Evang. Kirche in Deutschland, hg. vom Rat der Evang. Kirche 
in Deutschland, Gütersloh 1973. 
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den nächsten Jahren nicht zum Dienst in den Streitkräften heranziehbaren Wehrpflichti- 
gen erheblich steigt. Es ist deshalb der intensiven Prüfung wert, ob eine befristete, haupt- 
amtliche Mitarbeit in sozialen Arbeitsfeldern zur weiteren gesetzlichen Wehrdienstausnah- 
me wird ... 


3.2. Mithilfe, Lernchance, Politisierung 


Eine mit dem freiwilligen Sozialdienst angestrebte verstärkte Hereinnahme von jungen 
Laien in die Bereiche des Gesundheitswesens, der Sozial- und Jugendhilfe kann unter dem 
Gesichtspunkt der Mitarbeit (unterstützende Hilfe) betrachtet werden. Die Arbeitsfelder 
im sozialen Bereich sind differenziert strukturiert. Eine Reihe von Funktionen kann auch 
von Laien mit dem Ergebnis einer qualitativen und quantitativen Verbesserung der Arbeit 
wahrgenommen werden. 

Die Mitarbeit eröffnet die Chance der Motivationsverstärkung für spätere ehrenamtliche 
oder freiwillige soziale Arbeit und auch im Hinblick auf Entscheidungen zur Wahl eines so- 
zialen Berufes. 

Durch die Kontakte zu Kranken, Behinderten, Alten oder anderen betreuten Personen- 
gruppen werden Lernprozesse persönlichen Verhaltens initiiert, die ohne einen Sozialdienst 
nicht in Gang kämen. Solche Lernprozesse sind nicht nur für den einzelnen Dienstleisten- 
den, sondern auch für die gesellschaftliche Integration der zu betreuenden Personengrup- 
pen von Bedeutung. 

Durch die zeitweilige Mitarbeit in sozialen Einrichtungen können sozialpolitische Proble- 
me kennengelernt werden, die sonst unbekannt blieben. Die unter dem Aspekt vermittel- 
baren Informationen und Erkenntnisse können im Sinne einer Sensibilisierung für soziale 
Probleme interpretiert werden. 


3.3. Freiwilliger Sozialdienst — Zivildienst 


Es ist damit zu rechnen, daß solch ein freiwilliger Sozialdienst besonders von Dienstpflich- 
tigen angestrebt wird, die als Kriegsdienstverweigerer bereits anerkannt sind oder die ei- 
nen entsprechenden Antrag gestellt haben. Das Prinzip einer gesetzlichen Dienstverpflich- 
tung ist der sozialen Arbeit an sich fremd. Das Mitarbeiterverhältnis eines Freiwilligen 
entspricht eher den sonst auch zwischen Mitarbeitern und Einrichtungen bestehenden 
Rechtsverhältnissen. Auch würden bestimmte, im Zivildienst gegebene rechtliche und po- 
litisch begründete Einschränkungen entfallen. 


3.4. Freiwilliger Sozialdienst — Prüfungsverfahren für Kriegsdienstverweigerer 


Die Eröffnung eines freiwilligen Sozialdienstes als Wehrdienstausnahme kann unabhängig 
von einer Reform des Prüfungsverfahrens für Kriegsdienstverweigerer verwirklicht werden. 
Solange Prüfungsverfahren durchgeführt werden, gilt Folgendes: In den Verfahren zur An- 
erkennung als Kriegsdienstverweigerer könnte der abgeleistete oder begonnene freiwillige 
Sozialdienst von den Prüfungsausschüssen als Indiz für die Glaubwürdigkeit der Gewissens- 
entscheidung gewertet werden. Es ist zu erwarten, daß für die im freiwilligen Sozialdienst 
tätigen Kriegsdienstverweigerer in jedem Einzelfall eine Erleichterung des Prüfungsverfah- 
rens eintritt. 


3.5. Beginn des freiwilligen Sozialdienstes 


Der Beginn des freiwilligen Sozialdienstes wäre zwischen den Interessenten und der ge- 
wählten Einrichtung im sozialen Bereich auszuhandeln. Eine Abhängigkeit von Institutio- 
nen des Wehr- bzw. Zivildienstrechtes entfiele. 


219 


3.6. Wehr- bzw. Zivildienstpflicht und Freiwilliges Soziales Jahr 


Bei Realisierung des Vorschlages wäre es künftig ausgeschlossen, daß zusätzlich zu einem 
abgeleisteten Freiwilligen Sozialen Jahr auch noch der Grundwehrdienst bzw. entspre- 
chender Zivildienst abgeleistet werden müßte. 


4. Erprobung durch eine Modellphase 


Bevor eine Gesetzesänderung vorgenommen wird, ist ein Modellversuch mit etwa 100 
Wehr- bzw. Zivildienstpflichtigen im In- und Ausland zweckmäßig. 
Die Erprobung sollte unter folgenden Gesichtspunkten durchgeführt werden. 
— Die Einsatzfelder müssen für den gesamten sozialen Bereich repräsentativ sein. 
— Unter Zugrundelegung der im Zivildienst und im Freiwilligen Sozialen Jahr erprob- 
ten Arbeitsformen sind Modelle für Einführung und Anleitung zu entwickeln. 
— Die Auswirkungen des Status eines Freiwilligen auf Mitarbeit und Zusammenarbeit 
in sozialen Einrichtungen sind mit den Bedingungen für den Zivildienst zu vergleichen. 
— Die im Versuch ermittelten Kosten können Grundlage für künftige gesetzliche Finan- 
zierungstegelungen sein. 


c) Suchtkrankenhilfe 


Die Hilfe für Suchtkranke muß in ihrer Vielschichtigkeit unvollständig bleiben, 
wenn die professionelle Arbeit keine Unterstützung und Ergänzung durch frei- 
willige Helfer findet. Seit langem arbeiten deshalb die verschiedenen diakoni- 
schen Einrichtungen und die Blau-Kreuz-Verbände und Freundeskreise im 
Raum der Evangelischen Kirche mit ehrenamtlichen Mitarbeitern und freiwil- 
ligen Helfern. 

Freiwillige Hilfe bzw. ehrenamtliche Mitarbeit auf breiter Grundlage ist we- 
sentlicher Inhalt einer F achkonzeption „Evangelische Suchtkrankenhilfe‘“‘, die 
vom Gesamtverband für Suchtkrarkenhilfe im Diakonischen Werk der Evange- 
lischen Kirche in Deutschland entwickelt wurde. Ihre Verwirklichung ist da- 
von abhängig, daß entsprechende Voraussetzungen für die Ausbildung und den 
Einsatz freiwilliger Mitarbeiter geschaffen werden. Dabei muß jede Überforde- 
tung engagierter freiwilliger Mitarbeiter im Bereich der Suchtkrankenhilfe 
vermieden werden. Vielmehr gilt es, in christlicher Verantwortung dafür Sor- 
ge zu tragen, daß die freiwilligen Mitarbeiter auf ihre Aufgabe gut vorbereitet 
werden, damit sie in der Praxis ihre Möglichkeiten nutzen, aber auch ihre 
Grenzen erkennen. 


Im Mittelpunkt der Konzeption stehen die ganzheitlich verstandene Person des Helfers 
und des Hilfsbedürftigen, die auf partnerschaftlicher Ebene und auf dem Hintergrund des 
Evangeliums eine sachgerechte helfende Beziehung miteinander eingehen sollen. Das Aus- 
bildungsprogramm, das dazu entwickelt wurde, sieht eine kooperative Grundlage vor. 
Neben der Vermittlung von fachlichen Kenntnissen im sozialen, psychischen und the- 
tapeutischen Bereich steht die Entwicklung der Helferpersönlichkeit im Vordergrund. 

Im Sinn dieser Konzeption wurde in fast allen Landeskirchen bzw. den Evangelischen 
Landesarbeitsgemeinschaften für Suchtkrankenhilfe sowie den beiden Blau-Kreuz-Verbän- 
den mit der Ausbildung von freiwilligen Mitarbeitern begonnen. Diese Ausbildungen fin- 
den in der Regel in Wochenendveranstaltungen, Abendseminaren oder an Wochentagen 
statt und erstrecken sich über einen Zeitraum von eineinhalb bis zwei Jahren. An den 
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einzelnen Kursen nehmen jeweils zwischen 10-30 Personen teil. Es handelt sich bei den 
Teilnehmern um ehemalige Alkoholiker, deren Familienangehörige und andere Gemein- 
demitglieder. In einigen Bereichen zeichnet sich ab, daß auch Jugendliche und junge Er- 
wachsene sich für die Aufgabe eines freiwilligen Suchtkrankenhelfers interessieren. Im 
März 1975 werden die ersten etwa 50 freiwilligen Helfer ihre Ausbildung beenden. Es 
kann davon ausgegangen werden, daß gegen Ende 1975 bereits über 100 freiwillige Mit- 
arbeiter ihre Grundausbildung nach dem neuen Ausbildungsprogramm abschließen kön- 
nen. 

Für die in der Ausbildung von freiwilligen Mitarbeitern tätigen Fachkräfte führt der 
Gesamtverband für Suchtkrankenhilfe Ausbilder-Seminare durch. In drei Grundkursen 
wurden bereits 1974 insgesamt 55 Ausbilder mit Methoden und Erfahrungen in gruppen- 
bezogenen und themenzentrierten Ausbildungsformen vertraut gemacht. Für diesen 
Personenkreis werden jährlich weitere Seminare auf dem Hintergrund methodisch-didak- 
tischer Überlegungen und bereits gewonnener Erfahrungen zur Vertiefung veranstaltet. 


d) Nichtseßhaftenhilfe 


Nichtseßhaftenhilfe ist in ihren Funktionen geprägt von den Faktoren, die die 
Beziehung zwischen der Gesellschaft und den Nichtseßhaften bestimmen. Im 
Unterschied zu anderen traditionellen Arbeitsfeldern — etwa der Behinderten- 
hilfe oder der Suchtkrankenhilfe — zeigt sie jedoch in den letzten Jahrzehnten 
keine schnellen, ins Auge springenden Entwicklungen oder prinzipiellen Verän- 
derungen. Sie erreichte nach der Geldentwertung und teilweisen Vernichtung 
der hilfsbedürftigen Personengruppen und vieler Hilfseinrichtungen durch den 
Nationalsozialismus eine Restauration, die viel Mühe kostet und kritisiert wird, 
die sich aber sehen lassen kann. In ihrer Wirkung stellt sie jetzt wenigstens die 
Gewährung von Unterkunft, Verpflegung und Beratung für den nichtseßhaften 
und gefährdeten Menschen sicher und wendet so die allergrößte Not von ihm 
ab. 

Unterkunft, Verpflegung, Arbeit — das ist Versorgung. Hier liegt zugleich die 
Grenze der Leistungsfähigkeit des gegenwärtigen Hilfssystems. Gemessen wird 
jedoch an der Zielsetzung „Resozialisierung“, ob und inwieweit es gelungen ist, 
mit den Klienten so zu arbeiten, daß diese ihr Leben selbst organisieren und 
unabhängig von fremder Hilfe leben können. 

Hier liegen jedoch wesentliche Defizite, die durch das Fehlen diagnostischer, 
sozialtherapeutischer und rehabilitativer Kapazitäten entstanden sind und von 
den Mitarbeitern im Bereich der Nichtseßhaftenhilfe zunehmend kritisiert 
werden. Diese Kritik bezieht sich vor allem auf das Risiko, das in einem blo- 
ßen Versorgungssystem hinsichtlich der Tendenz einer möglichen Verfestigung 
von Nichtseßhaftigkeit liegen kann: „Erholung von der Straße für die Straße“. 
Es wurde deshalb begonnen, dem bloßen Versorgungscharakter der Nichtseß- 
haftenhilfe weitere Funktionsbereiche anzugliedern, nämlich: Diagnose, The- 
rapie, Rehabilitation. 

Das Gelingen dieses neuen Weges wird indessen ganz wesentlich davon abhän- 
gen, ob das Prinzip der Unverbindlichkeit durchbrochen werden kann, das bis- 
her den Hilfsprozeß kennzeichnete, und es zwischen den Helfenden und den 
Hilfsbedürftigen zu einer nicht bloß symptombezogenen Kommunikation 
kommt. 
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Als besondere Maßnahme im Bereich der Forschung wurde 1974 ein Forschungsauftrag 

an das Psychologische Institut der Universität Tübingen vergeben. Ziele dieses Auftrags 

sind: 

— Erhebung von Daten über Nichtseßhaftigkeit; 

— Durchführung, Erprobung, Modifikation verschiedener Testverfahren; 

— Durchführung und Auswertung von Interviews zur Genese der Nichtseßhaftigkeit; 

— Untersuchungen von Reaktions- und Verarbeitungsweisen bei Nichtseßhaften, Eignungs- 

diagnostische Gutachten; 

— Entwurf eines Curriculums zur Mitarbeiterschulung und Evaluation dieses Curriculums. 
Ferner wurde eine Broschüre zur Information über das Problem „Nichtseßhaftigkeit und 

Nichtseßhaftenhilfe“ durch die Hauptgeschäftsstelle in Verbindung mit dem Evangelischen 

Fachverband für Nichtseßhaftenhilfe e.V. herausgegeben. Die Fortbildung wurde durch 

Kurse der Diakonischen Akademie intensiviert, und in der praktischen Arbeit wurde neben 

anderen Praxisversuchen besonders ein Wohnexperiment für Nichtseßhafte, Gefährdete und 

andere sozial behinderte Männer der Diakonischen Heime in Kästorf gefördert. 


e) Straffälligenhilfe 


Der Präsident des Diakonischen Werkes, Dr. Theodor Schober, wies in seinem 
Bericht vor der EKD-Synode in Berlin-Spandau eindringlich auf die Probleme 
hin, an denen der Strafvollzug in der Bundesrepublik krankt. Er unterbreitet 

einen Katalog von Vorschlägen, den die Synode aufnahm. 


ENTSCHLIESSUNG DER 5. SYNODE DER EKD AUF IHRER 3. TAGUNG 
IN BERLIN-SPANDAU: ZUR REFORM DES STRAFVOLLZUGS 


Vom 7. November 19743 


Die Synode dankt dem Präsidenten des Diakonischen Werkes, daß er in seinem Bericht 
auf die Nöte des Strafvollzugs hingewiesen hat. Sie begrüßt die Anstrenungen, durch Re- 
form des Straf- und Strafprozeßrechts die Strafverfahren zu beschleunigen, die Untersu- 
chungshaft zu verkürzen und die Verhängung von Freiheitsstrafen auf das unabdingbar 
Notwendige zu beschränken. 

Die Synode unterstützt die Forderung nach einer humaneren Ausgestaltung des Straf- 
vollzugs, die den Straffälligen zur Wiedereingliederung in die Gesellschaft befähigt. Die 
Fortführung der als notwendig anerkannten Strafvollzugsreform droht an finanziellen und 
personellen Engpässen zu scheitern. Trotz aller Schwierigkeiten ist aber weiterhin darauf 
zu drängen, die Strafgefangenen in die Sozialversicherung einzubeziehen, ihnen sinnvolle, 
auf spätere Berufsausübung bezogene Tätigkeiten anzubieten sowie eine angemessene Ent- 
lohnung zu zahlen, die zugleich die Sozialhilfe entlastet und den Gefangenen die Wieder- 
gutmachung des angerichteten Schadens ermöglicht. Das Bemühen um eine Reform des 
Haftvollzugs muß auch die Prüfung einschließen, ob bislang als unbedenklich angesehene 
besondere Vollzugs- und Sicherungsmaßnahmen unerkannte oder unberücksichtigte Aus- 
wirkungen haben. Wer längere Zeit von menschlicher Kommunikation abgeschnitten ist, 
oder sie selbst abbricht, kann Schaden an Leib und Seele nehmen; denn der Mensch ist 
auf mitmenschliche Gemeinschaft angelegt und angewiesen. Auch Verfälschungen und 
überzogene Vorwürfe entbinden nicht von der Pflicht zur nüchternen Prüfung dieser Zu- 
sammenhänge, auf die der Rat der EKD hinwirken sollte. Die Synode dankt allen im 
Strafvollzug Tätigen, die ihren schweren Dienst verantwortungsvoll leisten. Jede wirksame 
Verbesserung des Strafvollzugs hängt von der Qualifikation der Mitarbeiter und ihrer Aner- 
kennung in der Öffentlichkeit ab. 





8. Vgl. BSyn EKD Bd. 26, 1974, S. 492f. Der Bericht Th. Schobers ist ebd. S. 23-35 
abgedruckt. 
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‚Wir bitten die Opfer von Straftaten, zu erkennen, daß diese Vorschläge nach unserer 
Überzeugung entscheidend dazu beitragen können, die Zahl von Wiederholungstätern 

zu verringern. 

Die Synode fordert die Gemeinden, Gliedkirchen und Kirchlichen Werke auf, sich in der 
Öffentlichkeit für die genannten Reformen einzusetzen, Kontakte zwischen Strafanstal- 
ten und Außenwelt zu intensivieren und bei der Wiedereingliederung der Entlassenen 
mitzuwirken. Sie ermutigt dazu, den Dienst im Strafvollzug mehr als bisher bei der Be- 
rufswahl zu berücksichtigen. Reformen kann nur fordern, wer selbst bereit ist, zu ihrem 
Gelingen beizutragen. 


Bei der Fachtagung für Straffälligenhilfe im November 1974 in Herrenberg, 
veranstaltet vom Diakonischen Werk und der Evangelischen Konferenz für 
Straffälligenhilfe, wurden verschiedene Modelle der Straffälligen- und Straf- 
entlassenenhilfe vorgestellt. Erstes Modell ist die Beratung in diakonischen 
Bezirksstellen oder Gemeindediensten. Dabei ist es notwendig, von der Massen- 
abfertigung Strafentlassener in diakonischen Dienststellen abzugehen. Bei einer 
intensiven Einzelhilfe kann ein Sozialarbeiter nur 10 bis 15 Strafentlassene im 
Jahr behandeln und dies auch nur, wenn die Straffälligenhilfe sein einziges 
Aufgabengebiet ist. Ferner kann Straffälligenhilfe nur geleistet werden, wenn 
diese Hilfe schon während der Inhaftierung beginnt und nach der Entlassung 
fortgesetzt wird. 


Jedes Diakonische Werk der Gliedkirchen der EKD sollte einen Arbeitskreis für die Mitar- 
beiter in der Straffälligenhilfe bilden, der zur Information, Aufarbeitung von Problemen 
und Erstellung wichtiger Projekte und Informationen dringend nötig ist. Diese Arbeits- 
kreise sollten mit der Hauptgeschäftsstelle des Diakonischen Werkes zusammen Kontakte 
mit staatlichen und behördlichen Einrichtungen pflegen, um die Situation der Straffälligen- 
hilfe zu fördern und um die öffentlichen Hilfen besser in Anspruch nehmen zu können. 

Ein zweites Modell ist die Einrichtung von Zentralstellen für Strafentlassenenhilfe durch 
Behörden und Verbände der freien Wohlfahrtspflege, die als Träger fungieren (Beispiel 
Nürnberg). Eine solche Zentralstelle ist Anlaufstelle für Strafentlassene. Ihre erste Aufga- 
be ist die Beschaffung von Unterkunft, die Vermittlung von Arbeit und die Regulierung 
möglicher Schulden des Entlassenen. Im übrigen erhält der Entlassene notwendige Beratun- 
gen oder wird an Spezialstellen weiter vermittelt. 

Als drittes Modell fungiert die Zusammenarbeit zwischen Kirchengemeinden, Diakoni- 
schen Werken und dem Strafvollzug. Hier geht man davon aus, daß Gruppen ehrenamt- 
licher Helfer dem Gefangenen beistehen sollten, seine Probleme als Gefangener aufzuar- 
beiten. Auch wenn bei der Entlassung die Probleme von Wohnung, Arbeit und Finanzen 
gelöst sein sollten, so heißt das noch nicht, daß der Entlassene mit seiner Situation „im 
Knast gewesen zu sein‘ fertig geworden ist. Dabei können ihm aber Gruppen ehrenamt- 
licher Helfer beistehen. Diese Gruppen müssen von Fachleuten beraten und dürfen nicht 
überfordert werden. Das Zahlenverhältnis zwischen Straffälligen und ehrenamtlichen 
Helfern sollte etwa so sein, daß entweder eine Gruppe von 10 Helfern für höchstens 2 
Straffällige oder 2 Helfer für 1 Straffälligen verpflichtet sind. 

Sozialtherapeutische Beratungsstellen für Strafentlassene — so heißt das vierte Modell, 
das vorgestellt wurde. Solche Stellen, die es bisher nur vereinzelt im Diakonischen Werk 
gibt, sind mit Fachkräften besetzt (Ärzten, Psychologen, Psychotherapeuten, Sozialarbei- 
tern, Seelsorgern) und haben im Hintergrund einen Kreis ehrenamtlicher Mitarbeiter 
(Beispiel Stuttgart). Beraten werden können nur Strafentlassene, die freiwillig kommen 
und die Therapie, die mindestens zwei Jahre dauert, durchhalten. Nach einer gewissen 
Diagnostizierung (Einzeltherapie) kommt der Klient in die Gruppentherapie. Die Gruppen 
bestehen aus 6 bis 8 Klienten. Von den Klienten wird ein Eigenbeitrag zur Finanzierung 
verlangt. 
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f) Diakoniestationen 


Diakoniestationen als „Zentralen ambulanter Pflegedienste‘ beginnen sich zu 
etablieren. Die Tatsache, daß ca. 50 Stationen bereits arbeiten und weitere 50 
Stationen in Vorbereitung sind, beweist, daß hier ein durchaus gangbarer Weg 
beschritten wurde. Die Praxis in den einzelnen Stationen sieht sehr verschieden 
aus und wird von den örtlichen Möglichkeiten und Erfordernissen geprägt. Fi- 
nanz- und Personalprobleme bleiben nicht erspart, die Rentabilität wächst 

aber doch beträchtlich durch die Zusammenfassung und Koordination von Ein- 
zelinitiativen. Es ist zu hoffen, daß die Skepsis gegenüber dieser neuen Form alt- 
hergebrachter diakonischer Aufgaben ‚allmählich abgebaut werden kann. 

Die Bemühungen, die zusammenarbeitenden Berufe besser auf ihre Aufgabe 
vorzubereiten, nimmt einen großen Raum in den Ausbildungsstätten der Dia- 
konie ein. Die beiden Fachseminare für Gemeindekrankenpflege in Bethel und 
Karlsruhe-Rüppur bieten in Kursen von sechs Monaten Dauer eine fundierte 
Zusatzausbildung für diese Arbeit. Reformen der Ausbildungspläne, sowohl 
der grundlegenden Berufe als auch der Weiterbildung, erschweren die Durch- 
führung erheblich. Doch ist diese Anstrengung notwendig, wenn das Ziel erreicht 
werden soll, dem Hilfebedürftigen zu helfen, wo wir ihn finden und damit zu 
helfen, der wachsenden Not Herr zu werden. 

Die Hauptgeschäftsstelle des Diakonischen Werkes legte 1974 eine Handrei- 
chung „Neuordnung der Gemeindekrankenpflege Zentrale Diakoniestation (So- 
zialstation)‘‘” vor. 


g) Altenhilfe 


Vom 21. bis 23. April 1975 hat der Deutsche Evangelische Verband für Alten- 
hilfe in Berlin seine Bundestagung durchgeführt. Das Tagungsthema ‚Recht auf 
Leben — Recht auf Sterben“ wurde wegen der besonderen Aktualität gewählt, 
die dieses Problem auch in der Öffentlichkeit zunehmend gewinnt. Bereits im 
Jahr 1974 wurde in einigen Landesverbänden die Thematik der Bundestagung 
gezielt in deren Fortbildungsveranstaltungen für Mitarbeiter in der Altenhilfe 
aufgenommen. 


Als Arbeitsmaterial wurde für die Landesverbände vom Deutschen Evangelischen Verband 
für Altenhilfe ein Vorbereitungsheft zu diesem Thema mit Beiträgen aus der Sicht verschie- 
denster Fachdisziplinen (Theologie, Medizin, Psychologie, Soziologie, Politik etc.) heraus- 
gegeben. 

Auf der Bundestagung selbst ist das Thema in drei parallel laufenden Sektionen, die 
sich wiederum in überschaubaren Arbeitsgruppen aufteilen, diskutiert worden: einmal vom 
theologisch-seelsorgerlichen, zweitens vom gesellschaftspolitischen und drittens vom medi- 
zinisch-psychologischen Aspekt her. Die Ergebnisse der Bundestagung sollen in den Landes- 
verbänden weiter ausgewertet und in die Praxis umgesetzt werden. Damit soll zugleich ein 
notwendiger Beitrag zur Orientierung von Kirche und Öffentlichkeit hinsichtlich einer The- 
matik geleistet werden, die in einer Gesellschaft zunehmender Altersschichten immer mehr 
an Bedeutung gewinnt. 


9. Abgedruckt in: Die Innere Mission 1974, Heft 8. 
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Gleichzeitig ist auf der Bundestagung 1975 das dritte Schwerpunktprogramm des Diako- 
nischen Werkes eröffnet worden, das sich für die nächsten drei Jahre auf den Bereich der 
Altenhilfe erstrecken soll. 

Das Gesetz über Altenheime, Altenwohnheime und Pflegeheime für Volljährige (Heimge- 
setz) vom 7. August 1974 ist ab 1.Januar 1975 in Kraft getreten. Zur Durchführung der 
Aufsicht über die genannten Einrichtungen wurde im Jahre 1974 unter Beteiligung der 
Freien Wohlfahrtsverbände die Rechtsverordnung zu $ 3 Heimgesetz (Mindestanforderun- 
gen an die Räume und an das Personal) in Angriff genommen. Diese Rechtsverordnung 
konnte nicht, wie ursprünglich beabsichtigt, noch Ende 1974 vom Bundesrat verabschie- 
det werden, sondern wurde zunächst an den Finanzausschuß des Bundesrates weiterge- 
reicht. Ein weiterer Diskussionspunkt war und ist auch die Frage der Zusatzausbildung für 
Altenheimleiter. Solche langfristigen Fortbildungsseminare — mit insgesamt etwa 300 Stun- 
den — werden inzwischen in mehreren Landesverbänden und im Jahre 1975 auch von der 
Diakonischen Akademie durchgeführt. Das Fernziel der Weiterentwicklung dieser Kurse 
ist ein möglichst bundeseinheitlicher Lehrplan über das Diakonische Werk hinaus. Die 
Schwerpunkte der Lernziele liegen einerseits auf dem Bereich der Menschenführung (Ge- 
sprächsführung, Gruppenarbeit, Mitarbeiterführung und ähnliches), andererseits im Bereich 
der Organisation und Betriebsführung. 


h) Mitwirkung bei der Sozialgesetzgebung 


Die Reform des Jugendwohlfahrtsrechts hat Ende 1974 einen schweren Rück- 
schlag erlitten. Nachdem es schon im letzten Sommer nicht — wie vom feder- 
führenden Ministerium der Jugend, Familie und Gesundheit geplant — zur 
Verabschiedung des Regierungsentwurfs eines Jugendhilfegesetzes gekommen 
war, wurde dieses Reformvorhaben von der Bundesregierung nach einer Bera- 
tung mit den Ministerpräsidenten der Länder im Dezember endgültig zurückge- 
stellt. Die Zurückstellung des Reformprojektes bedeutet, daß es zumindest in 
dieser Legislaturperiode des Bundestages nicht mehr verwirklicht wird. Mög- 
lich ist allerdings, daß es noch zur Vorlage eines Regierungsentwurfs kommt. 
Andererseits muß aber auch damit gerechnet werden, daß die Jugendhilferechts- 
reform auf Jahre hinaus blockiert bleibt. Entscheidend für die C] ancen des Re- 
formvorhabens in den nächsten Jahren wird die Entwicklung der öffentlichen 
Kassen sein. 

Das Diakonische Werk bleibt, wie die anderen Trägergruppen der Jugendhil- 
fe, daran interessiert, daß die Jugendhilferechtsreform in absehbarer Zeit er- 
folgreich abgeschlossen werden kann. Trotz der jetzt eingetretenen Lage wird 
im Diakonischen Werk an den noch offenen Problemen der Rechtsreform wei- 
tergearbeitet. Es wäre insbesondere zu begrüßen, wenn die derzeitige Pause im 
Gesetzgebungsverfahren dazu benutzt werden könnte, zu einer Annäherung 
der Standpunkte in der Frage der Stellung der freien Träger im neuen Gesetz 
zu kommen. 

Das Heimgesetz ist am 7. August 1974 verkündet und am 1. Januar 1975 in 
Kraft gesetzt worden. Seine Vorschriften können zunächst nur zum Teil prak- 
tiziert werden, weil mehrere für die Durchführung des Gesetzes notwendige 
Rechtsverordnungen noch nicht erlassen wurden. Es erweist sich nun als 
schwierig, die von den Verbänden der freien Wohlfahrtspflege großenteils kri- 
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tisierten Gesetzesbestimmungen durch Rechtsverordnungen so zu konkretisie- 
ren, daß sie praktikabel werden. 


Ein weiterer Punkt gesetzlicher Novellierung war die Eingliederungshilfe für Behinderte. 
Nachdem mit der 3. Novelle zum Bundessozialhilfegesetz (BSHG) die in $ 39 Abs.1 ent- 
haltene enumerative Aufzählung der Behindertengruppen durch eine Generalklausel er- 
setzt worden ist, mußte im Interesse der Praxis eine Definition der „körperlich, geistig 
oder seelisch Behinderten und von einer Behinderung Bedrohten“ in die Eingliederungs- 
hilfeverordnung nach $ 47 BSHG aufgenommen werden. Außerdem war es erforderlich, 
den Katalog der Maßnahmen der Hilfe in dieser Verordnung zu erweitern. Die Bundes- 
arbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege hat in einer Stellungnahme Vorschläge 
sowohl zur Beschreibung des Personenkreises als auch zum Hilfekatalog unterbreitet. Lei- 
der sind diese Anregungen jedoch in der am 15.1.1975 in Kraft getretenen neu gefaßten 
Rechtsverordnung nicht in vollem Umfang berücksichtigt worden. 

In der Neufassung des $ 72 BSHG hat sich eine Umschreibung des Personenkreises als 
notwendig erwiesen, bei dem „besonders soziale Schwierigkeiten der Teilnahme am Leben 
in der Gemeinschaft entgegenstehen.‘ Aufgrund der Ermächtigung zum Erlaß einer Rechts- 
verordnung gemäß $ 72 Abs5 BSHG über die Abgrenzung des Personenkreises und über 
Art und Umfang der Hilfen ist zwar ein Entwurf des zuständigen Fachministeriums in 
Vorbereitung. Da sich jedoch die Bitten der Praktiker, möglichst bald eine Regelung zu 
treffen, häuften, hat das Diakonische Werk seinerseits einen Entwurf für diese Rechtsver- 
ordnung erarbeitet. Dieser Entwurf fand die Zustimmung der anderen Spitzenverbände der 
freien Wohlfahrtspflege und ist vor kurzem als Vorschlag der Bundesarbeitsgemeinschaft dem 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit zugeleitet worden. 

Im Herbst 1974 war der Kabinettsentwurf eines Adoptionsgesetzes fertiggestellt, durch 
das das materielle Adoptionsrecht im Bürgerlichen Gesetzbuch grundlegend geändert wird. 
Dieser Entwurf trägt weitgehend den Anliegen der Praxis Rechnung und entspricht im gro- 
ßen und ganzen den Vorstellungen des Diakonischen Werkes, die in mehreren Stellung- 
nahmen und in Gesprächen mit den mit dem Reformvorhaben befaßten Persönlichkeiten 
zum Ausdruck gebracht worden sind. 


i) Ausländische Arbeitnehmer 


Der von der Bundesregierung im November 1973 erlassene Anwerbestopp für 
ausländische Arbeitnehmer aus Drittländern hat zwar die bis dahin liberal gehand- 
habte und ausschließlich am Arbeitskräftebedarf der Wirtschaft orientierte An- 
werbung und Zuwanderung ausländischer Arbeitnehmer gestoppt. Das angestreb- 
te Ziel, die Arbeitsplätze deutscher und bereits in der Bundesrepublik tätigen 
ausländischer Arbeitnehmer durch diese Maßnahme zu sichern, wurde jedoch 
wegen der verstärkt einsetzenden wirtschaftlichen Rezession und der dadurch 
bedingten hohen Arbeitslosigkeit nicht erreicht. Ebenso blieben die mit dem 
Anwerbestopp verbundenen Hoffnungen und Erwartungen auf eine Konsolidie- 
rung der Ausländerbeschäftigung, insbesondere der Verbesserung der sozialen 
Situation und des aufenthaltsrechtlichen Status der Ausländer, im Sinne des Ak- 
tionsprogramms der Bundesregierung vom Juni 1973 unerfüllt. 

Der sprunghafte Anstieg der Arbeitslosen- und Kurzarbeiterzahlen und die 
Tatsache, daß die Zahl der beschäftigten Ausländer in der Bundesrepublik ge- 
genüber ursprünglichen Erwartungen nur geringfügig zurückging, veranlaßte im 
November 1974 die Bundesanstalt für Arbeit in Übereinstimmung mit dem 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung, eine verschärfte Anwendung 
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des $ 19 des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) bei der Erteilung von Arbeitser- 
laubnissen für ausländische Arbeitnehmer aus Nicht-EG-Staaten anzuordnen. 
Die anfänglichen Befürchtungen, daß die Anwendung dieses Erlasses zu unzu- 
mutbaren Härten bei einer Vielzahl ausländischer Arbeitnehmer führen würde, 
erwiesen sich als weitgehend unbegründet. Zunächst wurden und werden von 
dem Erlaß diejenigen nicht betroffen, die fünf Jahre und länger ununterbrochen 
rechtmäßig in der Bundesrepublik als Arbeitnehmer tätig sind oder einen deut- 
schen Ehepartner haben. In der Praxis erwies und erweist es sich sodann, daß 
oft bisherige Arbeitsplätze ausländischer Arbeitnehmer nicht so ohne weiteres 
mit Deutschen besetzt werden können, auch wenn nach $ 19 AFG Deutsche 
den Vorrang haben. 

Inzwischen liegt die Arbeitslosenquote bei Ausländern eindeutig höher als 
bei Deutschen. Ein Grund dafür ist u.a. die überdurchschnittliche Beschäfti- 
gung ausländischer Arbeitnehmer in saisonabhängigen und strukturschwachen 
Wirtschaftsbereichen mit besonders hohen Arbeitslosenziffern. Andererseits sind 
immer noch Anfang Februar 1975 rund 2,1 Millionen ausländische Arbeitneh- 
mer in der Bundesrepublik in Arbeit. Bei Arbeitslosigkeit kehren die ausländi- 
schen Arbeitnehmer aus Drittländern in der Regel nicht sofort ins Herkunfts- 
land zurück, sondern versuchen solange wie möglich, unter Inanspruchnahme 
des Arbeitsiosengeldes und, sofern ihnen diese zusteht, der Arbeitslosenhilfe, 
in der BRD zu bleiben. 

Infolgedessen hat die Zahl der Ausländer im Jahre 1975 zugenommen und 
nimmt noch weiter zu. Die Vier-Millionen-Grenze ist bereits überschritten. Die 
Zunahme erfolgt durch die nach wie vor freizügige Möglichkeit der Familien- 
zusammenführung. Es ist zu befürchten, daß die ohnehin schon seit längerem 
durch den Familiennachzug ausländischer Arbeitnehmer überlastete Infra- 
struktur in den Ballungsgebieten einen weiteren, ungehinderten Zustrom, vor 
allem ausländischer Kinder, nicht mehr aufnehmen kann, funktionsfühig wird 
und zusammenbricht. 

Die Gründe für den anhaltenden und verstärkten Familiennachzug sind vor- 
nehmlich in der Neuregelung des Kindergeldes zu vermuten, die ab 1.1.1975 
vorsieht, daß für Kinder ausländischer Arbeitnehmer in der Bundesrepublik 
das deutsche Kindergeld, für Kinder im Herkunftsland ein wesentlich geringe- 
res, nach Meinung der Bundesregierung den dortigen Lebensverhältnissen und 
Unterhaltskosten durchaus angemessenes Kindergeld gezahlt wird. Das Diako- 
nische Werk der EKD hat gemeinsam mit dem Deutschen Caritasverband und 
der Arbeiterwohlfahrt bereits am 28.6. 1974 in einem Schreiben an Bundes- 
kanzler Schmidt vor einer unterschiedlichen Festsetzung des Kindergeldes für 
Kinder ausländischer Arbeitnehmer im Inland und Herkunftsland gewarnt und 
auf fehlendes Verständnis bei den ausländischen Arbeitnehmern hingewiesen. 
Der Beirat ‚Soziale Hilfe für ausländische Arbeitnehmer‘ beim Diakonischen 
Werk der EKD hat am 16. 10. 1974 diese Warnung mit dem Hinweis auf die 
faktische Ungleichbehandlung und den zu erwartenden Vertrauensverlust bei 
ausländischen Arbeitnehmern in einer Presseerklärung noch einmal ausdrück- 
lich wiederholt und dabei erklärt, daß diese Kindergeldregelung dazu führen 
wird, daß ausländische Arbeitnehmer allein wegen der höheren Beträge ohne 
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Rücksicht auf nicht vorhandene soziale Infrastrukturen ihre Kinder in die Bun- 
desrepublik holen. 

Wenn die beiden christlichen Kirchen sowie das Diakonische Werk der EKD 
und der Deutsche Caritasverband vor und besonders nach dem Anwerbestopp 
immer wieder für die Belange der ausländischen Arbeitnehmer und ihrer Fami- 
lien eingetreten sind, so werden nicht unbillige Vorrechte für Ausländer auf 
Kosten der Deutschen gefordert, wohl aber sollte auf die sehr viel schwächere 
rechtliche, soziale und wirtschaftliche Position der Ausländer und ihrer Ange- 
hörigen hingewiesen und um Wahrung des Prinzips der arbeits- und sozialrecht- 
lichen Gleichstellung gebeten werden. Dieses war Tenor und Inhalt der Schrei- 
ben, die die Präsidenten des Diakonischen Werkes der EKD und des Deutschen 
Caritasverbandes am 4.1.1974 an Bundeskanzler Brandt und am 30. 11. 1974 
an Bundeskanzler Schmidt gerichtet haben. 


SCHREIBEN DES DIAKONISCHEN WERKES 
UND DES CARITASVERBANDES AN BUNDESKANZLER HELMUT SCHMIDT 


Vom 30. November 1974'° 


Mit vollem Verständnis verfolgen das Diakonische Werk und der Deutsche Caritasverband 
die Bemühungen der Bundesregierung zur Sicherung der Arbeitsplätze bei der derzeitigen 
arbeitsmarktpolitischen Entwicklung. 

In eine besonders kritische Situation geraten die ausländischen Arbeitnehmer. Es mehren 
sich Äußerungen, wonach den ausländischen Arbeitnehmern die Arbeitserlaubnis künftig 
nicht mehr erteilt oder verlängert werden soll, wenn deutsche Arbeitskräfte für denselben 
Arbeitsplatz zur Verfügung stehen. Der $ 19 des Arbeitsförderungsgesetzes soll gegenüber 
Ausländern verschärft zur Anwendung kommen und wegen der zunehmenden Arbeitslosig- 
keit in der Bundesrepublik Deutschland dazu dienen, die Ausländerbeschäftigung drastisch 
einzuschränken. 

Mitverantwortlich für die soziale Hilfe gegenüber ausländischen Arbeitnehmern und ihren 
Familien in der Bundesrepublik Deutschland nehmen wir diese Entwicklung mit Sorge zur 
Kenntnis. Sie weist auf eine Ausländerpolitik hin, die nicht mit den „Grundsätzen zur 
Eingliederung ausländischer Arbeitnehmer und ihrer Familien“ vom 20. April 1972 des 
Koordinierungskreises „Ausländische Arbeitnehmer‘ beim Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung (Bundesarbeitsblatt Nr. 6/1972) in Einklang steht, wo unter Punkt 6 
ausgeführt wird: „arbeits- und sozialrechtlich sind sie (die ausländischen Arbeitnehmer) 
grundsätzlich den deutschen Arbeitnehmern gleichgestellt“. Vielmehr scheint sich die Ge- 
fahr abzuzeichnen, aufgrund veränderter wirtschaftlicher und arbeitsmarktpolitischer Ver- 
hältnisse Ausländer gegenüber Deutschen zu benachteiligen. 

Wir haben bereits in unserem gemeinsamen Schreiben an Herrn Bundeskanzler Willy 
Brandt vom 4. Januar 1974 erklärt, daß wir es für ungerecht halten, wenn die Risiken 
und Folgen einer wirtschaftlichen Rezession einseitig und zuvörderst ausländischen Arbeit- 
nehmern in der Bundesrepublik Deutschland aufgebürdet werden. Weil nun aber durch 
konsequente Anwendung des $ 19 AFG ausländische Arbeitnehmer weit stärker als Deut- 
sche vom Verlust des Arbeitsplatzes bedroht sind, wiederholen wir unsere dringende Bit- 
te, die vorhandenen strukturellen Zwangssituationen auf dem Arbeitsmarkt nicht einsei- 
tig zuungunsten ausländischer Arbeitnehmer zu lösen. 

Auch wenn von den Maßnahmen nach $ 19 AFG zunächst nur solche ausländischen Ar- 
beitnehmer betroffen sind, die nicht im Besitz der besonderen Arbeitserlaubnis nach 82 
der Arbeitserlaubnisverordnung sind, ist bei diesen Arbeitnehmern doch davon auszuge- 


10. Nach: Diakonie-Korrespondenz Nr. 3/1975. 
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hen, daß sie in der Regel länger als ein Jahr in der Bundesrepublik Deutschland wohnen, 
teilweise ihre Familien nachgeholt haben und vielfach soziale Bindungen eingegangen 
sind, aus denen sie aus Gründen der Menschlichkeit nicht ohne weiteres herausgerissen 
werden dürfen. In der augenblicklichen Situation bedeutet Arbeitslosigkeit für sie in der 
Regel die unfreiwillige Rückkehr in ihr Heimatland und eine wirtschaftlich und sozial weit 
weniger gesicherte Zukunft als bei arbeitslosen Deutschen. Nachdem wir als Bürger der 
Bundesrepublik Deutschland jahrelang volkswirtschaftlich von der Mitarbeit ausländischer 
Arbeitnehmer profitiert haben, sollten wir auch jetzt in augenblicklichen wirtschaftlichen 
und arbeitsmarktpolitischen Engpässen so handeln, daß unsere Solidarität mit den auslän- 
dischen Arbeitnehmern nicht bezweifelt werden kann. 

Darum bitten wir Sie, Herr Bundeskanzler, Ihren Einfluß dahingehend geltend zu ma- 
chen, daß an der bisher von der Bundesregierung vertretenen Politik und vor allem an dem 
Grundsatz der arbeits- und sozialrechtlichen Gleichstellung der ausländischen Arbeitnehmer 
in der Bundesrepublik Deutschland unverändert festgehalten wird. 

Insbesondere sollte gewährleistet sein, 

1. daß bei Anwendung des $19 AFG und der dazu erlassenen Ausführungsbestimmun- 
gen die familiäre Situation ausländischer Arbeitnehmer (z.B. eingeschulte Kinder) berück- 
sichtigt wird, 

2. daß auch nach Auflösung des Arbeitsverhältnisses ausländischen Arbeitnehmern, die in 
betriebseigenen Unterkünften leben, der Wohnplatz in den Unterkünften möglichst lange 
erhalten bleibt, 

3. daß nach Ausschöpfung der Anspruchsdauer auf Arbeitslosengeld ausländische Arbeit- 
nehmer nicht automatisch die Bundesrepublik Deutschland verlassen müssen, 

4. daß erteilte Arbeitserlaubnisse nicht nachträglich entzogen oder mit kürzeren Fristen 
versehen werden, 

5. daß ausländische Arbeitnehmer nicht ohne Berücksichtigung ihrer sozialen Situation 
auf weniger qualifizierte und geringer bezahlte Arbeiisplätze umgesetzt werden, 

6. daß die Bundesregierung mit allen ihren Dienststellen und Organen für ein erträgliches 
Arbeitsklima zwischen Deutschen und Ausländern in der Bundesrepublik Deutschland, un- 
ter anderem durch eine ausgewogene Informationspolitik, Sorge trägt und damit jeglicher 
Aveısion gegen Fremde und der Zunahme von Existenzängsten bei Ausländern und Deut- 
schen entgegenwirkt. 

Was wir in dieser schwierigen Situation, von der zahlreiche deutsche und ausländische 
Mitbürger betroffen sind, durch soziale Dienste und Sensibilisierung unserer Gemeinden 
leisten können, wollen wir nach besten Kräften tun. 


Unbestritten richtig bleibt die Feststellung der Bundesregierung in ihrem Ak- 
tionsprogramm von 1973, „daß die Probleme der Ausländerbeschäftigung nur 
im europäischen Rahmen dauerhaft zu lösen sind. Aus sozialen, gesellschafts- 
politischen und ökonomischen Erwägungen erscheint es sinnvoll, eine Entwick- 
lung zu begünstigen, welche die Produktionsmittel zu den Arbeitskräften bringt, 
wodurch die einseitige Wanderung der Arbeitnehmer zu den Produktionsstätten 
allmählich abgeschwächt werden könnte.“ In diese Richtung weist auch die 
Stellungnahme der „Kommission von Kirchen bei den Europäischen Gemein- 
schaften“ und des „Ausschusses der Kirchen für Fragen ausländischer Arbeit- 
nehmer“ vom 3.8.1974 mit der Überschrift „Kirchliche Gesichtspunkte zur 
Ausländerpolitik der Europäischen Gemeinschaft“. Dieses Papier ist offensicht- 
lich nicht ohne Beachtung bei der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten geblieben, wenn man das „Aktionsprogramm zugunsten der Wanderarbeit- 
nehmer und ihrer Familien“ der Kommission vom 18.12.1974 aufmerksam liest. 
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KIRCHLICHE GESICHTSPUNKTE ZUR AUSLÄNDERPOLITIK 
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT 


Vom 8. März 1974'! 


Fast 10 Millionen ausländische Arbeitnehmer und deren Familienangehörige leben in den 
Ländern der Europäischen Gemeinschaft (EG). Die wirtschaftlichen, sozialen und politi- 
schen Probleme, die diese riesige Wanderung vom Süden nach dem reichen westeuropäischen 
Norden auslöst, können nicht mehr im nationalen Rahmen gelöst werden. Die europäische 
Dimension zeigt sich darin, daß mit der wachsenden wirtschaftlichen Macht der Europäischen 
Gemeinschaft die Kluft zwischen den reichen und armen Regionen Europas und Nord- 
afrikas immer größer wird. Der Gegensatz zwischen von Menschen entvölkerten Gebieten 
und den industriellen Ballungszentren wird ständig verschärft. In den hochindustrialisierten 
Gebieten Europas hat das starke und teilweise unkontrollierte Anwachsen der Ausländer- 
zahlen die Entstehung einer benachteiligten sozialen Schicht herbeigeführt. Familientrennung, 
Notunterkünfte, der Bildungsnotstand ausländischer Kinder, die Isolation gegenüber der ein- 
heimischen Bevölkerung, die steigende Zahl illegal beschäftigter Ausländer sowie unbefriedi- 
gende Rechtsverhältnisse haben neue soziale, politische und kulturelle Probleme ausgelöst, 
die schon jetzt die europäische Gesellschaft schwer belasten ... 

Die Europäische Gemeinschaft war bisher zu einseitig auf ökonomische Ziele ausgerich- 
tet. Die Frage ist noch offen, ob sie fähig ist, etwas zur Lösung der durch die Migration 
entstandenen sozialen und politischen Probleme beizutragen. Zwar besteht für die Menschen 
in der Europäischen Gemeinschaft die Freizügigkeit — tatsächlich wird aber durch das ange- 
strebte Wachstum ein Sog ausgelöst, der für andere wie zum Zwang wird und die Unter- 
entwicklung ganzer Völker verfestigt. Bisher fehlt ein Konzept der Arbeitsmarktpolitik, in 
dem die Beschäftigung von Ausländern nicht nur von Regeln des Angebotes und der Nach- 
frage abhängig ist. Erst jetzt und nur sehr zögernd werden auch die menschlichen und kultu- 
rellen Aspekte der Wanderung entdeckt. 

Dieser Mangel wird zu einem Zeitpunkt besonders deutlich, in dem durch wirtschaftliche 
Rezessionen die Neigung wächst, ausländische Arbeitnehmer einfach in ihre Herkunftsländer 
zurückzuschicken, wo sie die Zahl der Arbeitslosen nur vergrößern. Die Folgen der Migration 
für die politische und wirtschaftliche Situation des Herkunftslandes durch die Abwanderung 
junger, aktiver und arbeitsfähiger Menschen wurden kaum erkannt. Das „sozialpolitische 
Aktionsprogramm‘‘ der Europäischen Gemeinschaften enthält noch keine Konzeption in 
bezug auf ausländische Arbeitnehmer und entkräftet nicht den Eindruck vom Vorrang öko- 
nomischer Ziele der Europäischen Gemeinschaften. 

Kirchliche Gruppen haben sich in den letzten Jahren zunehmend mit Problemen auslän- 
discher Arbeitnehmer befaßt und dabei vielfältige Formen kirchlicher Ausländerarbeit ent- 
wickelt, die über die traditionelle Ausländerseelsorge und Sozialarbeit hinausgehen und den 
Kirchen neue Erfahrungen vermittelt haben. 

Wenn in der christlichen Botschaft das angestrebte Zusammenleben von Menschen mit 
dem Begriff der „Liebe“ umschrieben wird, so ist nach den biblischen Schriften nicht nur 
ein individueller Prozeß gemeint. Liebe muß auch in Rechts- und Sozialordnungen umge- 
setzt werden. Vor allem die Propheten haben sich besonders häufig für die soziale Gerech- 


11. Abgedruckt in: Die Innere Mission 1974, Heft 9/10. — Diese Stellungnahme wurde 
am 8. März 1974 von der „Kommission von Kirchen bei den Europäischen Gemeinschaf- 
ten“ und vom „Ausschuß der Kirchen für Fragen ausländischer Arbeitnehmer“ ange- 
nommen. Der „Kommission von Kirchen bei den Europäischen Gemeinschaften‘ ge- 
hören Vertreter von protestantischen Kirchen der Bundesrepublik Deutschland, Belgien, 
Frankreich, der Niederlande sowie der anglikanischen und protestantischen Kirchen 
Großbritanniens an. Mitglieder des „Ausschusses der Kirchen für Fragen ausländischer 
Arbeitnehmer“ sind die protestantischen Kirchen von Belgien, der Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Italien, Finnland, Niederlande, Portugal, der Schweiz und 
Spanien sowie der britische Kirchenrat, die Griechisch-Orthodoxe Kirche, das Ökumeni- 
sche Patriarchat von Konstantinopel, der Ökumenische Rat der Kirchen, der Schwedische 
Ökumenische Kirchenrat und die Serbisch-Orthodoxe Kirche. 
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tigkeit als Ziel menschlicher Ordnungen eingesetzt und Formen der Benachteiligung und 
Ausbeutung von Armen angeprangert. ‘Ihr Verhalten gegenüber Unterdrückten kann man 
heute mit dem Begriff der Solidarität umschreiben: als Handeln, das für den Unterdrückten 
Partei ergreift und mit ihm für sein Recht kämpft. Die Liebe Gottes zu den Menschen zielt 
im menschlichen Zusammenleben auf soziale Gerechtigkeit, die in modernen Industriege- 
sellschaften ohne Solidarität mit unteren sozialen Schichten nicht angestrebt werden kann. 
Dabei sollte die Liebe nicht von der Hoffnung getrennt werden, die über bestehende Ver- 
hältnisse hinausweist und vom Glauben an den wiederkommenden Herrn lebt, der uns bis 
zu diesem Tage für den Kampf um Gerechtigkeit, Frieden und Liebe in Anspruch nimmt. 

Gegenwärtig hat die Europäische Gemeinschaft die Aufgabe und Möglichkeit, eine Aus- 
länderpolitik zu entwickeln, die in den Ländern der Europäischen Gemeinschaft richtung- 
weisend sein könnte. Dabei soll die Sorge nicht verschwiegen werden, daß vieles darauf hin- 
deutet, daß die Europäischen Gemeinschaften diese Chance nicht wahrnehmen oder an Vor- 
behalten der Regierungen der Mitgliedsländer scheitern. Dennoch wollen sich die „Kommis- 
sion von Kirchen bei den Europäischen Gemeinschaften‘ und der Genfer „Ausschuß der 
Kirchen für Fragen ausländischer Arbeitnehmer‘ bei der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, bei den nationalen Regierungen, bei den nationalen Kirchen und bei der 
Bevölkerung in Westeuropa für folgende Zielvorstellungen einsetzen. 


1. Entwicklungspolitische Aufgaben 


Ein EG-Entwicklungsfonds für Herkunftsgebiete ausländischer Arbeitnehmer sollte einge- 
richtet werden, der die Entwicklung in den Herkunftsländern ausländischer Arbeitnehmer 
(Mittelmeerraum) besonders fördert. Die meist autoritäre politische Lage in den Herkunfts- 
gebieten ausländischer Arbeitnehmer aus Nicht-EG-Ländern sollte Anlaß sein, bei Ent- 
wicklungsprojekten die arbeitende Bevölkerung soweit wie möglich einzubeziehen. 

Eine internationale Arbeitsteilung sollte angestrebt werden, durch die in den Herkunfts- 
ländern ausländischer Arbeitnehmer der Aufbau zukunftssicherer Industrien ermöglicht 
wird. Dabei sollte es nicht, einfach darum gehen, Kapital zu den Arbeitskräften zu bringen. 
Vielmehr ist die Solidarität einheimischer und ausländischer Arbeiter mit den Arbeitern 
in den Herkunftsländern zu fördern. Es sollte jeweils überprüft werden, inwieweit Investi- 
tionen der arbeitenden Bevölkerung nützen. 

Die „vier Freiheiten“ der Europäischen Gemeinschaft (Freizügigkeit von Menschen, Nieder- 
lassungsrecht, Freizügigkeit von Diensten und von Kapital) haben sich als Vorbedingung für 
die Entwicklung multinationaler Unternehmen herausgestellt. Es sollte untersucht werden, 
ob und in welcher Weise entwicklungspolitische Vorhaben durch multinationale Unterneh- 
men unterlaufen oder verhindert werden. 


2. Gleichheit der Chancen 


— Grundsätzlich sollte eine Rechtsangleichung von ausländischen Arbeitnehmern aus EG- 
und Nicht-EG-Staaten angestrebt werden, nachdem sie in Länder der Europäischen Ge- 
meinschaft angeworben wurden. 

— Regelungen für den Aufenthaltsstatus sind zu vereinheitlichen: Nach Sjährigem Aufent- 
halt sollte das Recht auf Daueraufenthalt, spätestens nach 10 Jahren auf Antrag das 
Recht auf Einbürgerung gewährt werden. Eine erzwungene Rotation ist abzulehnen. 

— Die politische Beteiligung ausländischer Arbeitnehmer ist stufenweise zu ermöglichen. 
Ausländischen Arbeitnehmern sollte das Kommunalwahlrecht zugestanden werden. 

— Regelungen des politischen Asyls sind zu vereinheitlichen: z.B. politisch Verfolgte aus 
Portugal sollten als politische Flüchtlinge anerkannt werden. 

— Gleichstellung ausländischer und einheimischer Arbeitnehmer bei der Einstufung in 
Lohngruppen und bei Wahlen in Arbeitervertretungen von Betrieben ist anzustreben. 

— Schutz gegen Massenentlassungen sollte gewährleistet werden: so sollten z.B. bei wirt- 
schaftlichen Rezessionen nicht die schwächsten Gruppen die Lasten tragen. 

Die Gleichheit der Chancen kann nicht allein durch gleiche Rechte erreicht werden. Es 
ist ebenso dafür zu sorgen, daß bestehende Gesetze ausgeführt und vorhandene Rechte 
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wahrgenommen werden können. Das kann z.B. durch Kirchen geschehen, wenn sie Or- 
ganisationen ausländischer Arbeitnehmer unterstützen, die mit einheimischen Arbeiteror- 
ganisationen und Institutionen zusammenarbeiten. 


3. Wahrung der Identität 


Ausländerpolitik verfolgt meist das Ziel einer einseitigen Integration, ohne zu fragen, ob 
dies Ausländer auch wollen. Bei Integrationsmaßnahmen wird häufig nicht berücksichtigt, 
ob die sozialen, politischen, kulturellen und religiösen Menschenrechte gewahrt werden. 
Ausländische Arbeitnehmer leben in den Ländern der Europäischen Gemeinschaft unter 
einem massiven Anpassungsdruck, der auch als ‚strukturelle Gewalt“ umschrieben werden 
kann. Dieser Anpassungsdruck moderner Industriegesellschaften führt meist zu einer Iden- 
titätskrise, bei der das Selbstwertgefühl schwindet. 

Maßnahmen der Ausländerpolitik sind mit daran zu messen, wie sie die Würde ausländi- 
scher Arbeitnehmer wieder herstellen. Vom Evangelium können wir lernen, wie der andere 
angenommen und sein Anderssein anerkannt werden soll. Das Selbstwertgefühl ausländi- 
scher Arbeiter ist Voraussetzung für ihre aktive Beteiligung bei der Mitbestimmung in der 
Gesellschaft sowie für die Solidarität einheimischer und ausländischer Arbeiter, für die sich 
Kirchen einsetzen. 

Es ist nötig, daß die Sprache des Aufnahmelandes gelernt und von Arbeitgebern dazu 
Arbeitszeit zur Verfügung gestellt wird. Zugleich ist die sprachliche Ausdrucksfähigkeit in 
der Heimatsprache zu entwickeln, da ausländische Arbeiter meist nicht darauf vorbereitet 
wurden, moderne Industriegesellschaften begrifflich zu erfassen. Identität wird meist nur 
in der Sprache gefunden, in der Menschen auch beten. 

Ausländischen Kindern sollte eine zweisprachige Entwicklung ermöglicht werden. Erst 
wenn ihre Heimatsprache sowie Unterricht über ihr Land und dessen Kultur voll anerkannt 
sind, werden sie sich ihrer Heimat nicht schämen müssen. Es wird ihnen damit auch die 
Wahl für eine Rückkehr in das Herkunftsland offengehalten. Doppelsprachigkeit könnte 
eine Chance zur europäischen Bewußtseinsbildung sein. 

Würde des Menschen kann dort nicht bestehen, wo man Stadtteile verfallen und Ausländer- 
gettos entstehen läßt, in denen Unterschichten isoliert leben müssen. Schon bei der Anwer- 
bung muß ausreichend Wohnraum für die Familienangehörigen vorher gesichert werden. 

Zunehmend mehr ausländische Arbeitnehmer werden mit ihren Familienangehörigen für 
immer in Ländern der Europäischen Gemeinschaft bleiben. Sie sollten nicht als Randgruppe 
beurteilt und behandelt werden, sondern als europäische Bürger, die das soziale und kulturelle 
Leben bereichern. Daraus ergibt sich die Frage, welche Wandlungen dies von der west- 
europäischen Gesellschaft verlangt. 

Als Christen sind wir bisher mit den Problemen ausländischer Arbeiter nicht fertig ge- 
worden. Die erfreulichen, doch vereinzelt gebliebenen Initiativen christlicher Gemeinden 
und Gruppen verdeutlichen, daß die umfassende kirchliche und entwicklungspolitische 
Herausforderung noch nicht von allen Gruppen erkannt wurde. Als Christen haben wir 
selbst neu zu entdecken, daß in den ausländischen Arbeitern Christus zu uns spricht 
(vgl. Matth. 25). 


Eine weitere Konsequenz war die Erarbeitung und Verabschiedung eines „Pla- 
nungsrahmens der sozialen Arbeit des Diakonischen Werkes für ausländische 
Arbeitnehmer“ im April 19742. In Ausschuß- und Plenarsitzungen des Beirats 
wurde in der Folgezeit versucht, bestimmte Anregungen und Forderungen des 
Planungsrahmens zu konkretisieren. Vor allem der Freizeit- und Bildungsbereich 
muß noch bedacht werden, weil bei längerer Verweildauer der Ausländer in 


12. Abgedruckt in: Die Innere Mission 1974, Heft 8/9, und Jahrbuch des Diakonischen 
Werkes 1974, S. 203ff. 
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der Bundesrepublik gerade dieser Bereich in Zukunft an Bedeutung gewinnt und 
aus der bisherigen Arbeit zu wenig Erfahrungen hinsichtlich der notwendigen 
Befähigung zur eigenen, aktiven Bildung und Freizeitgestaltung vorliegen. 

Die Arbeit in den Beratungs- und Freizeitzentren soll nicht nur auf Auslän- 
der ausgerichtet sein, sondern gleichzeitig auch auf Zusammenarbeit mit Deut- 
schen, die über die Probleme der Ausländer besser informiert und insgesamt 
für die Problematik und mögliche Mithilfe sensibilisiert werden müssen. Dieses 
gilt sowohl für Fachleute und Dienststellen, mit denen die Sozialarbeiter aus 
dienstlichen Gründen und im Interesse ihrer Landsleute zusammenarbeiten 
müssen, als auch überhaupt für den Bürger jeweils am Ort, besonders aber auch 
für Pfarrer, Kirchengemeinden, Kirchenvorstände und Gemeindegruppen. Der 
alljährlich durchgeführte Tag des ausländischen Mitbürgers mit dem Thema 
„Miteinander für Gerechtigkeit‘ gibt dem Sozialberater Gelegenheit, sich als 
Brückenbauer und Vermittler zwischen seinen Landsleuten und den deutschen 
Mitbürgern zu betätigen. 

Im Zuge dieser Vermittlungsarbeit ist es wichtig, daß der Sozialberater in 
seiner Beratung berücksichtigt, wie bedeutsam gerade für den Griechen kirch- 
liche Bindung und Glaube ist. Die stark besuchten orthodoxen Gottesdienste 
zeigen, wie der Grieche darin seine innere Heimat findet. Darum ist eine mög- 
lichst enge und gute Zusammenarbeit zwischen den Sozialberatern und grie- 
chisch-orthodoxen Priestern am Ort anzustreben. Diese Zusammenarbeit muß 
partnerschaftlich in gegenseitiger Anerkennung der jeweiligen Zuständigkeiten 
und Arbeitsbereiche erfolgen und bedarf eines immer neuen Lernprozesses. 
Hilfreich sind dabei die seit über fünfzehn Jahren bestehenden Kontakte zwi- 
schen dem Diakonischen Werk und der Griechisch-Orthodoxen Metropolie in 
Bonn, die unter dem jetzigen Metropoliten Ireneos und Weihbischof Augousti- 
nos besonders gut sind und künftig noch intensiviert werden sollen. In Ver- 
tretung des Metropoliten nimmt Bischof Augoustinos regelmäßig an den Sitzun- 
gen des Beirats „Soziale Hilfe für ausländische Arbeitnehmer“ des Diakonischen 
Werkes teil. Auf der anderen Seite ist der Präsident des Diakonischen Werkes 
Mitglied in der Orthodoxen Kommission für Fragen ausländischer Arbeitneh- 
mer, die im März 1975 für die orthodoxen Priester in der Evangelischen Aka- 
demie Arnoldshain eine Tagung durchführt, die der Information und Besinnung 
über die Situation der orthodoxen Kirchen in der Industriegesellschaft und 
der Diaspora dienen soll. 


6. DIENSTE IM ÖKUMENISCHEN BEREICH 
a) Brot für die Welt 


Das Aufkommen der 15. Aktion „Brot für die Welt“ 1973/74 erbrachte 
gegenüber der 14. Aktion eine Steigerung um 15 %. Die Spendeneingänge 

bei den Landes- und Freikirchen in der Bundesrepublik und Berlin-West für 
„Brot für die Welt‘ — einschließlich der „Sonderaktion Vietnam‘ — betrugen: 
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Baden 

Bayern 

Berlin 

Braunschweig 

Bremen 

Hannover 

Hessen-Nassau 
Kurhessen-Waldeck 
Lippe-Detmold 
Oldenburg 

Pfalz 

Ref. Nordwest-Deutschland 
Rheinland 
Schaumburg-Lippe 
Nordelbische Kirchen* 
Westfalen 

Württemberg 
Freikirchen 

Diverse Einzelspenden 
Spenden im Rahmen der 
AG „Gemeinsam Handeln“ 


2425 669,50 DM 
4954 770,82 DM 
1618 794,61 DM 
426 941,06 DM 
303 787,42 DM 
3 366 223,95 DM 
2568 223,96 DM 
1449 799,67 DM 
374 846,86 DM 
311 134,88 DM 
916 050,66 DM 
414 529,52 DM 
6424 525,91 DM 
91 771,66 DM 
2231 284,02 DM 
6441 482,35 DM 
4909 345,98 DM 
1382 586,09 DM 
2823 841,14 DM 


390 478,57 DM 


43 826 078,63 DM 
*Eutin Hamburg, Lübeck, Schleswig Holstein 


Das Handeln der Kirche durch eine Aktion wie „Brot für die Welt“ hat sich an 
den jeweiligen Gegebenheiten in einer bestimmten Gesellschaftsform zu orien- 
tieren. In Lateinamerika z.B. gilt es den Schwerpunkt auf Gemeinwesenarbeit 
zu legen, wenn Schluß gemacht werden soll mit der falschen Alternative „Ge- 
rechtigkeit‘‘ oder „Barmherzigkeit“ und der Mensch in seiner Ganzheit gesehen 
wird. 


Die Dürre-Gebiete des Sahel-Gürtels in Westafrika bildeten im letzten Jahr einen besonderen 
Schwerpunkt der Arbeit von „Brot für die Welt“. Insgesamt wurden Maßnahmen mit einem 
Volumen von 1,6 Millionen DM gefördert. Die Hilfsmaßnahmen wollen das Übel bei den 
Wurzeln packen. So wurde die Wasserversorgung der Stadt Tanout in Niger mit einem Zu- 
schuß von 60000 DM verbessert, damit auch Tausende von Nomaden-F lüchtlingen mit 
versorgt werden können. Ein Landwirtschafts- und Aufforstungsprogramm in Tschintabiskine 
im Air-Gebirge erhielt für die Startphase 264 000 DM; für den Bezirk Agadez läuft eine 
Unterstützung für einen ländlichen, mobilen Gesundheitsdienst. 

Die über den Ökumenischen Rat (ÖRK) koordinierten Hilfswerke gründeten mit der 
westafrikanischen Küste ein Sahel-Komitee, das in seiner Besetzung das gesamtökumeni- 
sche Engagement widerspiegelt. Im Januar 1975 hat ein Fachberater Team des ÖRK 
seine Arbeit in Ouagagougou, der Hauptstadt Obervoltas, aufgenommen. Dieses wird 
den direkten Draht zu den lokalen, regionalen und nationalen Schaltstellen der Hilfe ver- 
stärken. 

In den Ländern der Sahelzone wächst die Hoffnung auf ein Ende der Dürre- und Hunger- 
kette, die sich lälhmend auf die besonders hart betroffenen 6 Millionen Menschen legte. 

Die Niederschlagsmengen der Regenzeit von Juni bis Anfang Oktober 1974 haben südlich 
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des 14. Breitengrades nahezu normale Werte erreicht, während nördlich davon ein erheb- 
liches Defizit vorhanden ist. Wolkenbruchartige Regenfälle haben große Saatschäden an- 
gerichtet, so daß auch in diesem Jahr mit einem auf 10 % geschätzten Nahrungsmittel- 
defizit gerechnet werden muß. Selbst bei einem durch die Welternährungsorganisation 
koordinierten Verteilsystem innerhalb der Sahelländer wird gezielte Internationale Hilfe 
notwendig sein. 

Die Gesamternährungslage der ingesamt 25 Millionen Menschen hängt zwar wesentlich 
von der Quantität und Verteilung der jährlichen Niederschlagsmengen ab, aber auf mitt- 
lere und längere Sicht noch stärker von landwirtschaftlichen Entwicklungsprogrammen, 
die nicht nur eine Sicherung, sondern die Anlage von Reseıven für Dürrejahre zum Ziel 
haben. Lagerhallen in Zentralorten, verbesserte Infrastruktur, Steigerung landwirtschaft- 
licher Produktion gehören zu den vordringlichen Aufgaben. 

Von einer Normalisierung kann keine Rede sein. Nach dem ersten Aufatmen ist jetzt 
ein langer Atem notwendig, um die mittel- und langfristigen Entwicklungsprogramme 
zur Existenzsicherung fortzuführen bzw. zu intensivieren. „Brot für die Welt“ hat daher 
die Kontakte zu den Partnern in Obervolta, Niger und Tschad verstärkt. 


b) Kirchen helfen Kirchen 


Ausgehend von einem Programmvolumen von 5 Millionen DM konnte „Kirchen 
helfen Kirchen“ im Berichtsjahr 1974 Projekte für über 5,6 Millionen DM för- 
dern und damit zahlreichen Bruderkirchen in Europa und Übersee bei der Er- 
füllung ihres kirchlichen Auftrags behilflich sein. Das Jahresprogramm 1974 um- 
faßte über 100 europäische Projekte und über 90 Projekte aus Überseeländern. 
Besondere Beachtung wurde wiederum den Projekten aus dem Bereich der Ortho- 
doxie geschenkt, die einen der Schwerpunkte des Programms bilden. 

In 150 Ökumenischen Einzelhilfen wurde versucht, besondere Notstände zu 
lindern. Die medizinischen Hilfen standen mit 55 % im Vordergrund. Soziale 
Hilfen wurden in 52 Fällen (31%) gewährt. Acht Personen erhielten eine Reise- 
kostenbeihilfe (14%). Der Anteil für die ost- und südosteuropäischen Länder 
betrug dabei 60%, während sich 40% auf nichteuropäische Länder verteilen. 
Zur Erfüllung dieses Programms der zwischenkirchlichen Hilfe wurden von 
den nicht-lutherischen Landeskirchen, von Freikirchen und Einzelspendern 
über 4,5 Millionen DM aufgebracht. Die Beiträge stammen zum Teil aus eigens 
für „Kirchen helfen Kirchen‘ angesetzten Kollekten, zum Teil aus kirchlichen 
Haushaltsmitteln. Für Projekte aus Übersee hat der Kirchliche Entwicklungs- 
dienst auch im Jahr 1974 über 1,1 Millionen DM zum Jahresprogramm „Kirchen 
helfen Kirchen“ beigetragen. 


c) Katastrophenhilfe 


Im Jahr 1974 haben wiederum eine Reihe von Katastrophen unseren Planeten 
erschüttert. Das Diakonische Werk konnte, nicht zuletzt dank der Hilfsbereit- 
schaft seiner Spender, 1974 in mehr als 20 Ländern nach Katastrophen spon- 
tane Hilfe leisten und Wiederaufbaumaßnahmen einleiten. Die Gesamtsumme 
hierfür belief sich auf mehr als 7 Millionen DM, wobei es sich teils um direkt 
ins Katastrophengebiet vorgenommene Hilfstransporte, teils um Maßnahmen 
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handelte, die in Zusammenarbeit mit unseren ökumenischen Partnerorganisatio- 
nen, hauptsächlich über den Weltkirchenrat und den Lutherischen Weltbund, 
Genf, durchgeführt wurden. Damit hat das Diakonische Werk in der Katastro- 
phenhilfe seit 1962 einen Beitrag von 138602000 DM geleistet. 

Der Aufbau des jungen Staates Bangladesh, der seit seiner Gründung über 
das Existenzminimum nicht herausgekommen ist, hat durch die im August 
1974 hereingebrochene Flutkatastrophe einen erneuten schweren Rückschlag 
erlitten. 18 von 19 Distrikten wurden betroffen, Millionen obdachlos, Hun- 
derttausende von Häusern völlig zerstört. Kirchliche Hilfswerke aus sechs euro- 
päischen Ländern beschlossen die kooperative Durchführung eines Programmes 
mit folgenden Schwerpunkten: Verteilung von Lebensmitteln, Medikamenten, 
Impfstoffen, Bekleidung, Saatgut und Hausbau. Auf dem Weg über „Food-for- 
Work“-Programme bemüht man sich, zerstörte Häuser, Straßen, Brunnen usw. 
wiederherzustellen. Der Beitrag des Diakonischen Werkes hierzu betrug im Be- 
tichtsjahr 2,5 Millionen DM und schloß unter anderem die Lieferung von 
Milchpulver, Protein-Zusatznahrung, Reis, Medikamenten, Decken und Rund- 
zelten ein. 

Obwohl die letztjährigen Regenfälle in den Dürregebieten Afrikas Grund zur 
Hoffnung auf ein Ende der jahrelang anhaltenden Trockenperiode gaben, waren 
die Staaten der Sahel-Zone und Äthiopien im vergangenen Jahr noch auf Hilfe 
von außen angewiesen. Das Diakonische Werk setzt die Mitte 1973 begonnene 
Dürrehilfe nach wie vor fort: in sieben Ländern wurden bisher Unterstützungs- 
maßnahmen in Höhe von 2,47 Millionen DM durchgeführt. Schwerpunkte bil- 
den Lebensmittellieferungen nach Äthiopien sowie Lieferungen zugunsten eines 
Soforthilfe- und Rehabilitationsprogrammes für nomadische Flüchtlingsfamilien 
nach Mauretanien. Man geht jetzt vom Stadium der Sofort- bzw. Überlebens- 
hilfe in diesen Gebieten zu langfristigen Wiederaufbaumaßnahmen über; solche 
Programme zu fördern, hat sich die Aktion „Brot für die Welt“ zur Aufgabe 
gestellt. 

Eine Wirbelsturmkatastrophe ungeheuren Ausmaßes hat im September 1974 
Mittelamerika heimgesucht. Am schwersten betroffen war Honduras, eines 
der ärmsten Länder der Welt. Verheerende Schäden erlitt vor allem der land- 
wirtschaftliche Sektor, der Hauptzweig der Wirtschaft. Die eingeleitete Sofort- 
hilfe wurde primär darauf verwandt, die landwirtschaftliche Produktion in 
fest abgegrenzten Programmen wieder in Gang zu setzen; dies geschah in erster 
Linie durch die Beschaffung von Saatgut. „‚Brot für die Welt“ setzt auch hier 
die Hilfen in Form von langfristigen Projekten fort. 

Nachstehend sind die Länder aufgeführt, in denen 1974 Katastrophenhilfe 
geleistet wurde 


Februar Wirbelsturm über Taiwan 6 882,50 DM 
Februar Überschwemmung in Australien 8 194,50 DM 
März Überschwemmung in Peru 20 000,00 DM 
April Überschwemmung in Brasilien 92 168,20 DM 
April Hungersnot in Tansania 10.000,00 DM 
Juli Überschwemmungen in Argentinien 30000,00 DM 
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Juli Überschwemmung in Ecuador 20 000,00 DM 
August Flutkatastrophe und Hungersnot 

in Bangladesh 2514 392,09 DM 
August Krieg auf Zypern 184 648,45 DM 
August Überschwemmung in Asien 

(Indien, Burma, Philippinen) 109 625,00 DM 
September Wirbelsturm über Honduras 379 634,48 DM 
Oktober Erdbeben in Peru 10000,00 DM 
Oktober Kinder- und Behindertenhilfe in Israel 30000,00 DM 
Oktober Flüchtlingshilfe in Sambia 40 000,00 DM 
November Hilfe für Kurden im Irak 25 000,00 DM 
Jan.-Dez. Dürrehilfe in der Sahel-Zone und Äthiopien 2467 884,57 DM 
Jan.-Dez. Wiederaufbauhilfe Bangladesh 1086 288,17 DM 
Jan.-Dez. Hilfe für chilenische Flüchtlinge 63 458,11 DM 


7098 175,97 DM 


7. AUSBLICK 


Betrachten wir die Situation der Diakonie im modernen Sozialstaat, so werden 
wir sagen müssen, daß die gesellschaftliche Entwicklung in der Tat auf eine 
„Tendenzwende“ deutet. Wohin sie führt, weiß niemand. Doch kann dies für 
die Diakonie kein Anlaß zu Angst und Pessimismus sein. Der Auftrag, unter 
dem sie steht, und die Quellen, aus denen sie lebt, sind weder von der Gunst 
der Verhältnisse noch von finanziellen Mitteln abhängig. Diakonie steht im 
Zeichen des Kreuzes Christi als dem Signum der Liebe Gottes, und allein dies 
Signum gibt ihrem Wirken jenen Glanz, jene Kraft und jene Tiefe, die sich auch 
angesichts neuer Herausforderungen durchsetzt. Damit dies geschieht, ist frei- 
lich ein neues Denken, ein Umdenken, nötig. Nicht weil man an den Grenzen 
des Wachstums kapitulieren müßte, sondern weil die Erfahrung der Güte Gottes 
dazu nötigt. Die Diakonie ist dieser Güte Gottes tausendfältig in ihrem Dienst 
begegnet. So sollte sie die rechte Antwort finden, wenn die Jahreslosung 1975 
zu bedenken gibt: „Weißt du nicht, daß Gottes Güte dich zur Umkehr treibt?“ 
(Röm 2,4). 
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8. Innerdeutsche Ökumene. 


Das Verhältnis zur katholischen Kirche 
Von Wilhelm Gundert 


Die Zusammenarbeit mit der katholischen Kirche ist in den letzten Jahren 
vom Einzelthema zum festen Bestandteil der Arbeit der evangelischen Kirche 
geworden. In zahlreichen Bereichen sind die beiden großen Kirchen auf Zu- 
sammenarbeit angewiesen, da sie in demselben Staatswesen, unter den gleichen 
rechtlichen Voraussetzungen und in derselben Gesellschaft ihren Auftrag als 
Kirche wahrnehmen. Das gilt für Stellungnahmen der Kirchen zu Gesetzent- 
würfen des Bundes und der Länder, für gesellschaftspolitische Stellungnahmen, 
für die Fragen des Religionsunterrichtes bis hin zur Zusammenarbeit in Kir- 
chensteuerangelegenheiten, elektronischer Datenverarbeitung und Statistik. 

Es gilt ebenso für die diakonische und karitative Arbeit der Kirchen in der 
Bundesrepublik, in der Dritten Welt und in Katastrophengebieten überall in 
der Welt!. Im folgenden werden die Arten der Zusammenarbeit dargelegt, die 
zur theologischen Annäherung führen können und die Zusammenarbeit in den 
Gemeinden erleichtern. 


1. THEOLOGISCHE ANNÄHERUNG 


Der Ratsvorsitzende der EKD, Landesbischof D. Claß, ging in seinem Bericht 
vor der EKD-Synode in Kassel auch auf die Frage der Annäherung der beiden 
Konfessionen ein. 


LANDESBISCHOF D. CLASS, BERICHT VOR DER EKD-SYNODE 
AM 13. JANUAR 1974: KIRCHENVERSTÄNDNIS IM GESPRÄCH? 


In den Beziehungen zwischen der EKD und den anderen Kirchen in unserem Land kommt 
dem Gespräch über das Verständnis dessen, was Kirche ist, eine immer größere Bedeutung 
zu. 

Wenn festgestellt wird, das Verhältnis zwischen den beiden großen Volkskirchen sei 
kühler geworden, so hängt das meines Erachtens mit dem zentralen Thema der Ekklesio- 
logie zusammen. 

Das gilt — nebenbei bemerkt — auch für das Gespräch der Landeskirchen mit ihren evan- 
gelikalen Gruppen. Jede Kirche hat ihre geschichtliche Kontinuität und Identität. Darum 
kann Kirchengemeinschaft keine Sache enthusiastischer Regelungen sein. Entscheidend 
ist, was das gemeinsame Hören auf das biblische Wort von der Kirche in der Begegnung 
der Kirchen erbringen wird. 


1. Ökumenische Kontakte in der Bundesrepublik Deutschland. Eine Übersicht, hg. von 
der Kirchenkanzlei der EKD/Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz, Hannover und 
Bonn 1974. 

2. Kassel 1974. Bericht über die 2. Tagung der 5. Synode der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, BSynEKD, Bd. 25. S. 67f. 
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Die Erklärung der Kongregation für Glaubenslehre „Mysterium Ecclesiae“, legt im Blick 
auf die nicht mit Rom verbundenen „Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften“ den Schwer- 
punkt der Aussage darauf, daß „‚man nur durch die katholische Kirche, die das allgemeine 
Mittel des Heiles ist, Zutritt zu der ganzen Fülle der Heilsmittel haben kann‘ (Ökume- 
niumsdekret, Nr. 3). Die Ökumene-Vorlage der Gemeinsamen Synode der Bistümer in der 
BRD ‚„Pastorale Zusammenarbeit im Dienst an der christlichen Einheit“, die vor kurzem 
in Würzburg in erster Lesung verabschiedet wurde, läßt im Vergleich damit eine größere 
ökumenische Aufgeschlossenheit erkennen. Sie greift mit besonderem Akzent den ande- 
ren Satz aus dem Ökumenismusdekret des Konzils auf: „Der Geist Christi gebraucht auch 
die getrennten Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften als Mittel des Heils und läßt in 
ihnen Reichtümer wachsen, die zur Auferbauung der katholischen Kirche beitragen können.“ 
Diese Vorlage versucht im Rahmen dessen, was vom katholischen Kirchenverständnis her 
möglich ist, die nichtkatholischen Kirchen auch in der Ekklesiologie als Partner zu ver- 
stehen. Bei der theologischen Diskussion der Frage des kirchlichen Amts ist dieser Satz 
eines offiziellen Papiers für uns von Bedeutung, denn die Anerkennung der Möglichkeit 
einer Heilsvermittlung ist die Schlüsselfrage für die ökumenische Haltung der katholischen 
Kirche gegenüber anderen Kirchen ... 

Der Beschluß der Deutschen Bischofskonferenz, daß ökumenische Gottesdienste nicht 
mehr am Sonntag stattfinden sollen, ist für uns schwer verständlich. Vielleicht ist es doch 
möglich, ihn gelegentlich zu überprüfen. 


Die EKD-Synode begrüßte auf derselben Tagung, „daß die Arbeitsgemeinschaft 
christlicher Kirchen in Deutschland durch den Beitritt der römisch-katholischen 
Kirche und der Griechisch-Orthodoxen Metropolie eine breite Basis gemein- 
samen Zeugnisses und Dienstes erhalten hat“ 3. 

Fortschritte wie Probleme der Annäherung wurden von über 60 Theologen aus 
verschiedenen Ländern auf einem Colloquium über die ökumenische Entwicklung 
1964-1974, das vom 19. bis 22. November 1974 in Rom vom lutherischen 
Institut für Ökumenische Forschung in Straßburg und der Päpstlichen Universi- 
tät San Anselmo veranstaltet wurde, festgestellt®: 


1964-1974: EIN JAHRZEHNT ÖKUMENISCHER FORTSCHRITTE 


Die zehn Jahre seit der Verabschiedung des Dekrets über den Ökumenismus „Unitatis 
Redintegratio“ am 21. November 1964 sind eine der theologisch fruchtbarsten Perioden 
in der Geschichte der ökumenischen Bewegung gewesen. Einige würden sogar sagen, daß 
sich im Verhältnis zwischen römisch-katholischer Kirche und den anderen Kirchen 
nichts Geringeres als eine „‚Kopernikanische Wende“ ereignet hat. 

Es sollte dabei nicht übersehen werden, daß diese Fortschritte zu einem beträchtlichen 
Teil ihre Grundlage in der vorausgehenden Arbeit der Bewegung für Glauben und Kirchen- 
verfassung, besonders auf dem Gebiet von Schrift und Tradition, Eucharistie und Amt, 
sowie auch in manchen römisch-katholischen Entwicklungen haben. Auch hat die histo- 
risch-kritische Erforschung der Heiligen Schrift und der Entwicklung der Lehre den Weg 
zu kreativen neuen theologischen Perspektiven eröffnet. Nicht weniger bedeutsam war 
der Wandel der Atmosphäre zwischen den Kirchen, der von charismatischen ökumenischen 
Gestalten wie John R. Mott, Nathan Söderblom, William Temple, Johannes XXII., 
Augustin Bea, Athenagoras und W. A. Vissert’t Hooft bewirkt wurde. 

Ein besonderes Kennzeichen dieses J ahrzehntes sind die Fortschritte, die durch die bi- 
lateralen Dialoge, an denen u.a. die römisch-katholische Kirche, die lutherischen, angli- 
kanischen, reformierten und methodistischen Kirchen auf internationaler wie nationaler 
Ebene beteiligt sind, erreicht wurden. Glaubensfragen, die lange Zeit Gegenstand von 
Kontroversen waren, wie z.B. Rechtfertigung aus Gnade durch Glauben oder das priester- 


3. Ebd. S. 429, 
4. KNA - Dok. Nr. 3 vom 5.2.1975. 
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liche Amt des Volkes Gottes, werden heute von vielen, zumindest unter Theologen, als 
gemeinsame Überzeugungen betrachtet. Was noch wichtiger ist: Neuralgische Fragen wie 
die Lehre des Amtes und die Lehre der Realpräsenz und des eucharistischen Opfers sind 
besonders in den offiziellen Gesprächen zwischen Theologen der römisch-katholischen, 
anglikanischen, reformierten und lutherischen Kirchen einer Lösung nähergebracht wor- 
den. 


Trotz der positiven Errungenschaften sind wir uns bewußt, daß sich in der ökumeni- 
schen Annäherung und im interkonfessionellen Dialog Schwierigkeiten abzeichnen, Ver- 
langsamungen, ja gewisse Blockierungen ergeben haben. Sie sind verschiedener Art und 
Herkunft. 

a) Ohne Zweifel gibt es dogmatische und ekklesiologische Kontroversfragen, deren 
Klärung noch aussteht und die nach einer weiteren Erörterung verlangen (u.a. das Wesen 
kirchlicher Lehrautorität, Natur und Gnade, Gemeinschaft der Heiligen, Mariologie). An- 
dere Fragen haben noch keiner zufriedenstellenden Klärung zugeführt werden können, 
so daß es einer Vertiefung und Verifizierung des bislang Erreichten bedarf. 

b) Man muß zugleich einen nur sehr langsam verlaufenden Prozeß der Rezeption des 
Erreichten konstatieren, nicht nur im Bereich der Kirchenleitungen, sondern oft auch 
unter den Theologen. 

Für die Kommunikation und Rezeption der Dialogergebnisse in unseren Gemeinden 
bildet die oft allzu theologisch-akademische Begrifflichkeit vieler Dialogdokumente, dazu 
ihre zum Teil einseitige Konzentration auf Kontroversfragen eine spürbare Barriere. 

c) Die veränderte Weltsituation mit ihren zum Teil neuen und drängenden Problemen 
läßt für viele Christen die Fragen interkonfessioneller Annäherung und die Ergebnisse 
traditioneller ökumenischer Bemühungen als überholt und irrelevant erscheinen. Der Wille 
vieler, diesen neuen Herausforderungen zu entsprechen, hat in und zwischen den Kirchen 
zu oft entgegengesetzten Positionen und Gruppierungen geführt, die die bestehende 
kirchliche Gemeinschaft und die erreichten Gemeinsamkeiten aufs neue ernstlich gefähr- 
den. 

d) Aufgrund ihrer besonderen Situation sehen sich viele Kirchen in der Dritten Welt 
neuen ökumenischen Problemen und Aufgaben gegenüber. Sie suchen ihnen auf ihre 
Weise zu begegnen. Dabei ergibt sich für die interkonfessionellen Dialoge, die auf dem 
Hintergrund der kirchlichen und theologischen Geschichte Europas und Nordaınerikas ge- 
führt werden, häufig die Schwierigkeit, eine Wechselbeziehung zwischen ihren Themen 
und dieser neuen Problematik herzustellen. 


Der Ökumenische Arbeitskreis evangelischer und katholischer Theologen (der 

sog. Jäger/Stählin-Kreis)° hat sich bei seiner Tagung vom 1. bis 4. April 1974 
mit dem Thema ‚Ordination und Amt“ befaßt. Dabei wurde die evangelische 
Auffassung vom Amt an Hand der Ordinationsformulare untersucht (die Ordi- 
nationsformulare wurden gewählt, um offizielle Texte zu haben) und folgende 
Gemeinsamkeiten mit dem Formular der Priesterweihe festgestellt: 


ORDINATION UND AMT. STELLUNGNAHME DES ÖKUMENISCHEN 
ARBEITSKREISES EVANGELISCHER UND KATHOLISCHER THEOLOGEN® 


1. Voraussetzungen der Ordination 


a) Die Ordination setzt voraus, daß eine konkrete Möglichkeit besteht, das übertragene 
Amt auszuüben. Nur der auf seine Eignung Geprüfte darf ordiniert werden (vgl. 2 Tim 2,2). 


5. $S, dazu Pro Veritate. Ein theologischer Dialog (Festgabe f. L. Jaeger und W. Stählin), 
hg. von E. Schlink — H. Volk, Münster und Kassel 1963, und R. Mumm, Der Evangelische 
und Katholische Ökumenische Arbeitskreis, DtPfrBl 68, 1968, H. 18. 

6. Abdruck der gesamten Stellungnahme in: Herder-Korrespondenz 28, 1974, S. 249f.; 
epd-Dokumentation Nr. 21a/74 vom 29.4.1974; ferner in: Amt und Ordination im Ver- 
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Nur die Kirche Gottes als ganze, die im Ordinationsgottesdienst repräsentiert ist durch 
den Ordinator, die mitwirkenden Amtsträger und die versammelten Gemeindeglieder, hat 
die Vollmacht, im Gehorsam gegen das Gebot ihres Herrn geeignete Personen in das kirch- 
liche Amt zu berufen. 

b) Der Ordinator ist selbst ordiniert und ordentlicherweise Träger eines übergeordneten 
episkopalen Amtes. Die zum Gottesdienst versammelte Gemeinde stimmt (nach recht- 
zeitiger vorhergehender Bekanntmachung) der Berufung der Ordinanden zu und nimmt 
durch ihr Gebet und als Zeuge an der Ordinationshandlung teil. 


2. Wesenselemente des übertragenen Amtes 


a) Wenngleich jeder Christ durch die Taufe in das heilige Gottesvolk des Neuen Bundes 
eingegliedert ist und dadurch Anteil an dem königlichen Priestertum des Gottesvolkes 
hat, darum auch zur Bezeugung des Evangeliums in seinem persönlichen Lebenskreis auf- 
gerufen ist, so kann doch die öffentliche Verkündigung des Evangeliums und die Verwal 
tung der Sakramente nur von dem ausgeübt werden, dem durch die Kirche das Amt über- 
tragen ist (vgl. CA XIV). Der Dienst der öffentlichen Evangeliumsverkündigung (vgl. Apg 
6,4) ist im Unterschied zu den freien Charismen und Diensten ein Amt, das im geschicht- 
lichen und sachlichen Bezug steht zu dem besonderen Auftrag, der den Aposteln im Hin- 
blick auf die Kirche als Ganze zuteil wurde und die gemeinsame Grundlage der Differen- 
zierung der Ämter von Presbyter und Bischof bildet. 

b) Die zentralen Funktionen, in denen dieses Amt ausgeübt wird, sind: 

Die öffentliche Verkündigung des in der Schrift gegebenen und im Bekenntnis bezeugten 
apostolischen Evangeliums; die Verwaltung und Darreichung der Sakramente, insbesondere 
des Herrenmahles sowie des Zuspruchs der Sündenvergebung; die mit dem Verkündigungs- 
auftrag verbundene Verantwortung für die Einheit der Gemeinde im Glauben an Christus; 
diese Verantwortung wird unter dem Bild des Hirten und mit dem Begriff des Leitungs- 
amtes bezeichnet. 

c) Dabei ist vorausgesetzt oder doch angestrebt, daß der Ordinierte in der Ausübung 
seines Dienstes von anderen Ämtern und Diensten umgeben ist, die zur Auferbauung der 
Gemeinde ihm und dem ihm besonders aufgetragenen Dienst zugeordnet sind. 


3. Vollzugsform der Ordination 


a) Die Ordination ist ein gottesdienstlicher Akt und wird, außer in dringenden Not- 
fällen, im Gemeindegottesdienst vollzogen. Dem Ordinanden und der Gemeinde werden 
Wesenselemente und Aufgaben des zu übertragenden Amtes vor Augen gestellt. Dabei 
wird dem Ordinanden auch vorgehalten, daß das Amt seine ganze Person fordert und 
daß seine persönliche Lebensführung dem entsprechen muß. Der Ordinand spricht vor 
Gott und der Gemeinde zu den Fragen nach seiner Bereitschaft das Jawort, das die 
Verpflichtung auf das Bekenntnis der Kirche einschließt. 

b) Obwohl die Ordination durch Menschen vollzogen wird, handelt darin zugleich 
Gott selbst, indem er den Ordinanden in seinen Dienst beruft, für diesen Dienst aus- 
rüstet und sendet; denn das zu übertragende Amt ist keine beliebige Einrichtung der 
Kirche, sondern beruht auf einem Auftrag Gottes, dem seine Verheißung gilt. 

c) Für die Ordinationshandlung konstitutiv ist das fürbittende Herabflehen des Geistes 
auf die Person des Ordinanden. Dies geschieht durch Gebet in Verbindung mit Handauf- 
legung. Eine Einsetzung der Handauflegung durch Jesus ist zwar in der Schrift nicht be- 
zeugt. Die Handauflegung ist jedoch nicht nur wegen der Ausdruckskraft dieses Gestus, 
sondern vor allem wegen seines bis in die apostolische Zeit zurückreichenden Alters und 
seiner ökumenischen Geltung nicht ersetzbar als Zeichen der Einheit des kirchlichen 
Amtes. 


ständnis evangelischer Kirchen und ökumenischer Gespräche, hg. von A. Burgsmüller — 
R. Frieling, Gütersloh 1974, S. 141-144. 
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d) Als Auftrag des Herrn ist das Amt der Person des Ordinierten ein für allemal auf- 
erlegt. Die Übertragung des Amtes ist einmalig und wird nicht wiederholt. 


Aufgrund dieser Ergebnisse formulierten die evangelischen Mitglieder des 
Arbeitskreises unter Federführung von Prof. E. Schlink drei Anregungen an 
den Rat der EKD, die den Landeskirchen zur Beachtung weitergegeben werden 
sollten, um katholischen Bedenken Rechnung zu tragen. 


DREI ANREGUNGEN DES ÖKUMENISCHEN ARBEITSKREISES 
ZUM THEMA „ORDINATION“ VOM 5. APRIL 1974 


1. Die Einmaligkeit der Ordination. Dies schließt ein den Unterschied zwischen Ordi- 
nation und Installation. und die Anregung, bei der Übernahme katholischer Priester in 
den evangelischen Kirchendienst auf eine Reordination zu verzichten und sich auf die 
Verpflichtung auf die Bekenntnisschriften und auf eine Installation zu beschränken, 

2. Die Ordination sollte als Voraussetzung für die Sakramentsverwaltung festgehalten 
werden und die Beauftragungsgesetze entsprechend überprüft werden. 

3. Jede Ordination sollte unter Handauflegung stattfinden. Wenngleich die Handauf- 
legung nicht jus divinum ist, bedeutet doch die Weglassung dieses urchristlichen Ge- 
brauchs eine unökumenische Distanzierung von den Ordinationen der anderen Kirchen. 
Die Handauflegung ist nicht ersetzbar durch Handschlag. 


Der Rat der EKD äußerte am 20./21. September 1974 Bedenken gegen die 
Annahme dieser Anregungen und beauftragte den Catholica-Ausschuß, eine 
Stellungnahme zum Problemkomplex zu erarbeiten. 


2. KONFESSIONSVERSCHIEDENE EHEN 


Die vom Rat der EKD und der Deutschen Bischofskonferenz berufene Gemein- 
same Kommission für konfessionsverschiedene Ehen’, in der auch ein Vertre- 
ter der Freikirchen mitarbeitet, hat gemeinsame Empfehlungen für die Ehe- 
vorbereitung vorgelegt, deren Vorwort im März 1974 vom Vorsitzenden des 
Rates der EKD und vom Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz unter- 
zeichnet wurde. 


GEMEINSAME KIRCHLICHE EMPFEHLUNGEN FÜR DIE 
EHEVORBEREITUNG KONFESSIONSVERSCHIEDENER PARTNER® 


l. Zur Ehevorbereitung 


Alle, die mit Ehe- und Familienfragen befaßt werden, sind sich darin einig, daß Ehevor- 
bereitung schon frühzeitig beginnen sollte und daß dabei Familie, Schule, Kirche und 
Gesellschaft zusammenarbeiten müssen ... 

Eine solche Prüfung ist notwendig, weil für die katholische Kirche die Trauung zugleich 
Eheschließung ist. 


7. Vgl. KJ 97, 1970, S. 115; 98, 1971, S. 103-105. 

8. Abdruck in: Gemeinsame kirchliche Empfehlungen für die Ehevorbereitung kon- 
fessionsverschiedener Partner, hg. von Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz/ 
Kirchenkanzlei der Evangelischen Kirche in Deutschland, Würzburg und Gütersloh 1974, 


S. 9-20. 
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In den evangelischen Kirchen soll keine Trauung ohne vorausgehendes Traugespräch 
gehalten werden. 

Im Traugespräch mit einem konfessionsverschiedenen Paar sollte der Pfarrer das Ehever- 
ständnis auch der anderen Konfession so objektiv wie möglich darlegen und dem Paar 
empfehlen, den anderen Pfarrer ebenfalls aufzusuchen. Wenn die Trauung in der evange- 
lischen Kirche beabsichtigt ist, legt der evangelische Pfarrer dem katholischen Partner 
nahe, bei seinem Pfarramt Dispens von der Formpflicht zu beantragen. 

Der Pfarrer, der das Traugespräch hält, benachrichtigt den Pfarrer der anderen Kon- 
fession, wenn die Brautleute damit einverstanden sind. 

Traugespräch oder sonstige vorbereitende Gespräche können auch von beiden Pfarrern 
gemeinsam geführt werden. Wenn ein solcher Wunsch geäußert wird, sollte ihm nach Mög- 
lichkeit entsprochen werden. Schließlich kann ein Traugespräch zunächst bei dem einen 
und danach bei dem anderen Pfarrer stattfinden. 


2. Zum Traugespräch 
2.1 Formen 


Zur unmittelbaren Ehevorbereitung gehört vor allem das Traugespräch, das der Pfarrer 
vor der Trauung mit dem Brautpaar führt. Dabei werden Handlung und Ablauf der 
kirchlichen Trauung besprochen, Bedeutung und Aufgabe der Ehe unter Christen er- 
örtert und Fragen behandelt, deren Klärung zum Gelingen der Ehe beitragen kann. 

In der katholischen Kirche heißt dieses Gespräch bislang Brautunterricht. Damit ist 
das sogenannte Brautexamen verbunden, in dem der Ehewille geprüft und festgestellt 
wird, ob Ehehindernisse vorliegen. 


2.2 Erfordernisse 


... Soweit es in diesem Gespräch um Fragen des Glaubens und des Bekenntnisses geht, 
können die Pfarrer ihrer Aufgabe nur gerecht werden, wenn sie weder in konfessioneller 
Einseitigkeit verharren, noch so tun, als bestünde zwischen den Konfessionen nichts 
Trennendes mehr. 

Wenn konfessionsverschiedene Paare meinen, sie könnten zwischen den Kirchen leben, 
sollen die Seelsorger darauf hinweisen, daß dies auf die Dauer zu geistlicher und kirchlicher 
Heimatlosigkeit führt. 


3. Ehe in der Sicht des Glaubens 
3.1 Ausgangsbasis 


... Brautleute wünschen die kirchliche Trauung aus vielerlei Gründen. Wenn es ihnen um 
eine christliche Gestaltung ihrer Ehe geht, soll dieser Wille im Traugespräch vertieft werden. 
Wenn die kirchliche Trauung aus mehr vordergründigen Motiven erstrebt wird, muß im 
Traugespräch eine Besinnung auf die christlichen Grundlagen der Ehe erfolgen. 

Auch in der Ehe ist Leben aus dem Glauben nicht möglich ohne die Gemeinschaft der 
Kirche. Nach dem Zeugnis des Evangeliums bedeutet Kirche, daß der einzelne das Heil 
nicht für sich privat suchen und finden kann, sondern nur in Verbundenheit mit Christus 
und seiner Gemeinde ... 


3.2 Katholische Eheauffassung 


... Christliche Eheleute erfahren durch das Sakrament der Ehe im Ja zueinander die un- 
widerrufliche Zusage und Hilfe Gottes für ihre Ehe. Darum hat die Kirche mit der Ehe 
ihrer Glieder zu tun, und darum brauchen die Eheleute ihre Kirche. Christus hat die Liebe 
der Ehegatten „in reichem Maß gesegnet. Wie nämlich Gott einst durch den Bund der 
Liebe und Treue seinem Volk entgegenkam, so begegnet nun der Erlöser der Menschen ... 
durch das Sakrament der Ehe den christlichen Gatten. Er bleibt ... bei ihnen, damit sie 
sich in gegenseitiger Hingabe und ständiger Treue lieben, so wie er selbst die Kirche ge- 
liebt und sich für sie hingegeben hat. Echte eheliche Liebe wird in die göttliche Liebe 
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aufgenommen“ (Zweites Vatikanisches Konzil, Pastoralkonstitution über die Kirche in der 
Welt von heute, Nr. 48). 

„Diese Liebe, die ... in besonderer Weise durch Christi Sakrament geheiligt ist, bedeutet 
unlösliche Treue, die ... unvereinbar ist. mit jedem Ehebruch und jeder Ehescheidung‘“ 
(a.a.O. Nr. 49). So entsteht durch den persönlichen Entschluß, in dem sich die Eheleute 
gegenseitig schenken und annehmen, ‚eine nach göttlicher Ordnung feste Institution, und 
zwar auch gegenüber der Gesellschaft‘ (a.a.O. Nr. 48) ... 

Diese Gedanken über die Ehe bestimmen auch das katholische Verständnis der kirch- 
lichen Trauung. Danach vollzieht sich in der kirchlichen Trauung die Eheschließung. 

Die Brautleute erklären dabei vor dem Pfarrer als dem Vertreter der Kirche und zwei 
Zeugen ihren Ehewillen. Diese Eheschließung kann auch bei konfessionsverschiedenen 
Paaren in Verbindung mit einer Eucharistiefeier (Brautmesse) erfolgen, wenn die Braut- 
leute dies ausdrücklich wünschen; in der Regel ist sie für konfessionsverschiedene Paare 
mit einem Wortgottesdienst verbunden. Die einzelnen Teile dieses Gottesdienstes — wie 
Schriftlesung, Ansprache, Gebet, Übergabe der Ringe, Segen über die Brautleute — wollen 
das Verständnis der Ehe als Sakrament, d.h. als Gabe Gottes und als Verpflichtung der 
Eheleute zum Ausdruck bringen. 

Stößt die Forderung nach katholischer Trauung bei einem konfessionsverschiedenen 
Brautpaar auf erhebliche Schwierigkeiten, kann von dieser Eheschließungsform dispensiert 
werden. Ehebund und Ehesakrament kommen dann, je nach Entscheidung des Brautpaares, 
durch die Willenserklärung bei der evangelischen Trauung oder der standesamtlichen Ehe- 
schließung zustande. 


3.3 Evangelische Eheauffassung 


Aufgrund der biblischen Zeugnisse und der reformatorischen Bekenntnisse lehren die evan- 
gelischen Kirchen, daß Gott, der Schöpfer, die Ehe als eine Lebensordnung begründet 
hat, die der Mensch, der Gottes Schöpfung verwaltet, nicht auflösen kann, ohne sein Leben 
zu gefährden. Evangelischer Glaube sieht die Ehe als eine Gabe Gottes. Diese verpflichtet 
und ermächtigt die Eheleute, ihre Ehe in eigener Verantwortung als umfassende und aus- 
schließliche Lebensgemeinschaft zu führen. Die evangelischen Kirchen bejahen deshalb die 
Einehe, die auf Lebenszeit geschlossen wird. Die göttliche Stiftung schließt die Freiheit 
persönlicher Gestaltung der Ehe ein. Dem entspricht das evangelische Eheverständnis, das 
darum eine begrifflich abgeschlossene Ehelehre nicht kennt ... 

Die evangelischen Kirchen sind sich darin einig, daß die Ehe durch den öffentlich abge- 
gebenen Konsens der Eheleute begründet wird. Sie erkennen daher die nach bürgerlichem 
Recht geschlossene Ehe grundsätzlich als gültig an. Die evangelischen Kirchen sind ferner 
der Auffassung, daß sie im Recht der Eheschließung und der Ehescheidung so lange von 
sich aus nichts zu ordnen haben, als der Staat die Voraussetzungen und den wesentlichen 
Gehalt der Ehe anerkennt und schützt, und so dem christlichen Eheverständnis Raum läßt. 
Dazu gehören freie Gattenwahl, Eheschließung auf Lebenszeit und Einehe. 

Wo das staatliche Recht die Ehe nicht mehr schützt oder sie ideologisch zu verfremden 
sucht, muß die Kirche dafür eintreten, daß der Staat weder seine Zuständigkeit preisgibt 
noch seine Grenzen überschreitet. In solchen äußersten Notfällen könnte die Kirche ge- 
zwungen sein, für ihre Gläubigen rechtliche Regelungen zu treffen. Solange dies nicht der 
Fall ist, arbeiten die evangelischen Kirchen, wo ihnen die Möglichkeit dazu geboten wird, 
an den staatlichen Ordnungen mit, damit Christen und Nichtchristen diese als vernünftig, 
praktikabel und dem sittlichen Bewußtsein entsprechend anerkennen können. 

Die evangelischen Kirchen erkennen an, daß nach unserer staatlichen Ordnung die Ehe 
vor dem Standesamt geschlossen wird. Dem folgt, vorbereitet durch ein Traugespräch, 
die kirchliche Trauung als öffentlicher Gottesdienst ... Verkündigung des Wortes Gottes, 
die Anfrage an die Eheleute und deren Zustimmung, Fürbitte und Segen machen (...) die 
evangelische Trauung aus. 
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3.4 Gemeinsames 


Diese Darstellung zeigt, daß die Kirchen in ihrer Auffassung von der Ehe einander näher- 
stehen, als vielfach angenommen wird. Oft sind die vorhandenen Verschiedenheiten auf 
unterschiedliche Tradition zurückzuführen. Sie beruhen aber auch auf einem unterschied- 
lichen Verständnis von Kirche ... 


4. Entscheidungen 


Auch in der konfessionsverschiedenen Ehe sind beide Partner für die Vertiefung ihres Glau- 
bens, für das religiöse Leben in der Familie und für die Glaubenserziehung der Kinder 
verantwortlich. Vor Eingehen einer konfessionsverschiedenen Ehe sind bestimmte Klärun- 
gen zu eıstreben, deren Aufschub die Ehe später gefährden kann. Dazu gehören zum Bei- 
spiel die Festlegung, in welcher Kirche die Trauung erfolgen wird und in welcher Kon- 
fession die Kinder erzogen werden sollen. Auch sollte schon vor der Trauung das Gespräch 
darüber begonnen werden, welche Gemeinsamkeiten im religiösen Leben möglich und wo 
getrennte Wege unerläßlich erscheinen. Wenn die Partner über diese und andere Fragen 
noch nicht zur Klarheit gekommen sind, soll das Traugespräch ihnen dazu Hilfen bieten. 

Die Voraussetzungen für das Traugespräch sind freilich auch bei konfessionsgleichen 
Partnern — je nach ihrer Verbundenheit mit der Kirche und ihrem jeweiligen Glaubensver- 
ständnis — sehr verschieden. Die Konfessionsverschiedenheit darf deshalb in einer Ehe 
nicht überbewertet werden ... 

In der Beratung folgen die Pfarrer den Weisungen und Ordnungen ihrer Kirche: auf 
katholischer Seite dem Motu proprio „Matrimonia mixta‘“ und den Ausführungsbestim- 
mungen der Deutschen Bischofskonferenz°; auf evangelischer Seite den kirchlichen Lebens- 
ordnungen, den Trauordnungen und anderen Verlautbarungen der EKD und der einzelnen 
Landeskirchen. Die darin gebotenen Möglichkeiten versuchen, dem jeweiligen Einzelfall 
gerecht zu werden. Entstehen dennoch Schwierigkeiten, so wenden sich die Pfarrer an 
die zuständige Stelle ihrer Kirche, 


5. Trauung 


Die Trauung konfessionsverschiedener Paare soll in der Regel von einem Pfarrer vorge- 
nommen werden. Auf besonderen Wunsch der Brautleute können sich auch beide Pfarrer 
an der Trauung beteiligen. Für diese gemeinsame Trauung haben der Rat der EKD und 
die Deutsche Bischofskonferenz eine Ordnung herausgegeben!?. Beide Kirchen lehnen 
eine Doppeltrauung (erst katholisch, dann evangelisch oder umgekehrt) ab. Sie nähme 
das Handeln der anderen Kirche nicht ernst und widerspräche darum ökumenischem 
Denken. 


6. Taufe und Erziehung der Kinder 


Jede Kirche erwartet von ihren Gliedern, daß sie ihre Kinder im eigenen Glauben erziehen. 
Der Christ ist verpflichtet, seinen Glauben zu bekennen und das ihm mögliche zu tun, um 
diesen Glauben auch bei seinen Nachkommen zu wecken. Der katholische Partner verspricht 
sich nach Kräften darum zu bemühen, daß die Kinder in der katholischen Kirche getauft 
und erzogen werden. Über dieses Versprechen wird der nichtkatholische Partner unter- 
richtet. Keiner darf jedoch zum Handeln gegen sein Gewissen veranlaßt werden. Wo ein 
Partner — katholisch oder evangelisch — nur unter Verletzung seines Gewissens eine Ehe 
schließen könnte, wäre eine solche Ehe nicht zu verantworten. 

Fragen, die mit der Taufe und der religiösen Erziehung der Kinder zusammenhängen, 
sollten möglichst vor der Eheschließung geklärt werden. 


b3 


9. Vgl. dazu KJ 97, 1970, S. 113f. 

10. Gemeinsame kirchliche Trauung, Ordnung der kirchlichen Trauung für konfessions- 
verschiedene Paare unter Beteiligung der Pfarrer beider Kirchen, hg. von Deutsche 
Bischofskonferenz und Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland, Regensburg und 
Kassel 1971. 
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Ist eine gemeinsame Entscheidung herbeigeführt, darf diese später nicht einseitig geändert 
werden. Wenn aber die Eheleute gemeinsam zu einer neuen Entscheidung kommen, muß 
dies um des Gewissens willen respektiert werden. Weder Verwandte noch Pfarrer dürfen 
auf eine Änderung von Entscheidungen drängen, wenn dies den Frieden der Ehe und Fa- 
milie stören würde. Beide Kirchen stimmen darin überein, daß die in der anderen Kirche 
vollzogene Taufe gültig ist: Bestrebungen, die Taufe von Geistlichen beider Kirchen gemein- 
sam spenden zu lassen, widersprechen dem Wesen der Taufe und werden darum von den 
Kirchen abgelehnt. Die Taufe wird von dem Pfarrer der Kirche vollzogen, der das Kind 
nach dem Willen der Eltern angehören soll. 

Da die Erziehung der Kinder immer Sache beider Eltern ist, muß auch der Ehegatte, 
dessen Kinder in der anderen Konfession aufwachsen, an ihrer religiösen Erziehung und 
an der religiösen Gestaltung des Ehe- und Familienlebens mitwirken — vor allem dadurch, 
daß er seinen eigenen Glauben beispielhaft lebt und die Aufgeschlossenheit der Kinder 
für die Eigenart der Kirche fördert, der sie selbst nicht angehören. Weder dem Wohl des 
Kindes noch dem ökumenischen Gedanken ist gedient, wenn die Kinder in keiner Kirche 
beheimatet sind. 


7. Bindung an die Gemeinde 


Beide Partner sollten auch nach der Eheschließung in ihrer eigenen Kirche verwurzelt 
bleiben und an deren Gemeindeleben teilnehmen. Jeder wird an der Art, wie sein Partner 
als Christ lebt, manches entdecken, was ihn bereichert. Ist einem der Glaube gleichgültig 
geworden, so wird die Verantwortung des anderen um so größer. Er wird sich dann 
allein um die christliche Atmosphäre des Hauses bemühen müssen. 

Was schon in der konfessionsgleichen Ehe wichtig ist, gewinnt in der konfessionsver- 
schiedenen Ehe besondere Bedeutung: man muß .den Eheleuten helfen, daß sie die Scheu 
verlieren, den eigenen Glauben zu leben und zu gestalten ... 

Zum religiösen Leben in der Ehe tragen gemeinsame Schriftlesung, gemeinsames Gebet 
und das Gespräch über den Glauben wesentlich bei. Was die Gemeindegottesdienste an- 
geht, so wird die Teilnahme der Ehepartner und der Kinder am Gottesdienst der eigenen 
Kirche die Regel sein. Aus Achtung vor der Überzeugung des Partners und als Ausdruck 
der Gemeinsamkeit der Ehegatten können sie aus besonderem Anlaß am Gottesdienst 
der anderen Kirche teilnehmen. Ein Katholik kann nach den allgemeinen Grundsätzen 
seiner Kirche von der Verpflichtung zum Besuch der Sonntagsmesse entbunden sein, 
wenn ihm die Teilnahme daran nicht oder nur unter schwerer Belastung möglich ist. 

Aus der Teilnahme am Gottesdienst der anderen Kirche folgt aber nicht die gegensei- 
tige Zulassung auch zu Abendmahl oder Kommunion. 

Im Traugespräch sollte dafür Verständnis geweckt werden. Die Kirchen sind bemüht, 
einer gemeinsamen Lösung näherzukommen. Die Unterschiede sollten nicht verwischt, 
sondern ernst genommen werden. Dadurch können die Partner voneinander lernen, den 
eigenen Glauben vertiefen und so der Einheit dienen. 


Besonders umstritten waren bei der Ausarbeitung der Empfehlungen die Aus- 
sagen in Teil 7 über die Entbindung des Katholiken von der Sonntagspflicht 
und die Ablehnung der gegenseitigen Zulassung zu Abendmahl und Kommunion 
in Ausnahmefällen. Die Kommission wollte ursprünglich bezüglich der Sonn- 
tagspflicht mehr sagen, die Verneinung der Zulassung zu Abendmahl und 
Kommunion lockerer formulieren, doch war dies nicht durchzusetzen. 

Neben dem vom Rat der EKD und der Deutschen Bischofskonferenz heraus- 
gegebenen Trauungsformular (s. Anm. 10), durch die die gemeinsame Trauung 
konfessionsverschiedener Paare unter Mitwirkung des jeweils anderen Geistlichen 
ermöglicht wird, haben die Kirchen in Baden eine neue Art der gemeinsamen 
Trauung „Formular C“ untereinander verabredet (Erzdiözese Freiburg, Evange- 
lische Landeskirche in Baden, Evangelische Brüderunität in Baden, Evangelisch- 
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Methodistische Kirche in Baden, Katholisches Bistum der Alt-Katholiken in 
Deutschland) ". 


Dieses Formular C ermöglicht eine nach römisch-katholischem Kirchenrecht gültige katho- 
lische Eheschließung unter starker Kooperation des nichtkatholischen Geistlichen. Das 
Formular enthält, wie üblich, 4 Hauptabschnitte: Eröffnung, Wortverkündigung, Trauung, 
Fürbitte und Segen. Dabei können beide Geistlichen weithin absprechen, was der eine und 
was der andere übernimmt. Die Konsenserfragung jedoch, die konstitutiv ist für das Zu- 
standekommen einer katholischen Eheschließung, wird immer durch den katholischen 
Geistlichen vorgenommen. Im Geleitwort dazu heißt es: „Eine Trauung nach dem vor- 
liegenden Formular bedarf keiner Einzelgenehmigung durch die Evangelische Landeskirche 
in Baden. Da die Konsenserfragung durch den katholischen trauungsberechtigten Geist- 
lichen erfolgt, bedarf die Trauung auch nicht einer Dispens von der Formpflicht durch 
den Erzbischof von Freiburg. Der Vollzug der Trauung ist in den Kirchenbüchern beider 
Konfessionen einzutragen.‘ 


Diese Ordnung wird auch über Baden hinaus in einzelnen Gemeinden prakti- 
ziert. Sie ist aber weder im Bereich der EKD noch im Bereich der Deutschen 
Bischofskonferenz auf sonderliche Gegenliebe gestoßen. Da der Dispens von 
der Formpflicht nach der Neuregelung des katholischen Mischehenrechtes ohne 
besondere Schwierigkeiten zu erlangen ist, ist ein solches Formular im Grunde 
auch nicht nötig. 


3. ZUSAMMENARBEIT FÜR DEN GOTTESDIENST DER GEMEINDE 


Für die Annäherung beider Kirchen ist es von entscheidender Bedeutung, daß 
die Gemeinden sich auch im Zentrum ihres gemeindlichen Lebens, dem Gottes- 
dienst, nicht als Gegner, sondern als Brüder verstehen lernen. Deshalb arbeiten 
verschiedene Kommissionen daran, gemeinsame gottesdienstliche Texte und 
Lieder zu schaffen, die in ökumenischen Gottesdiensten und überall dort, wo 
Christen verschiedener Konfessionen gemeinsam einen Gottesdienst erleben, 
z.B. in Rundfunk und Fernsehen, Verwendung finden können. Darüber hinaus 
wird durch die Gemeinsamkeit bis in den Wortlaut hinein den Gemeinden be- 
wußt, wie vieles Christen verschiedener Konfessionen miteinander verbindet, 
nicht nur in Aktionen, sondern gerade dort, wo es um das geistliche Leben 
geht. 

An der Gemeinsamen Übersetzung des Neuen Testamentes, der Einheitsüber- 
setzung, wurde weiter gearbeitet. Da die katholische Kirche bis Ende 1975 die 
Einheitsübersetzung abschließen möchte, wurde beschlossen, daß diejenigen 
Bücher, die aus Zeitgründen nicht mehr gemeinsam übersetzt werden können, 
durch einen katholischen und einen evangelischen Exegeten in Zusammenarbeit 
mit einem Germanisten durchgesehen werden, so daß es trotz der mancherlei 
Hindernisse, die dieser Gemeinsamen Übersetzung in den Weg gelegt worden 
sind, zu einer von evangelischer Seite mit verantworteten Übersetzung des gan- 
zen Neuen Testamentes kommt. 


11. Abdruck der Ordnung in: Gemeinsame kirchliche Trauung. Formular C. Ordnung 
der Trauung für konfessionsverschiedene Paare unter Beteiligung der Pfarrer beider Kirchen 
1974 (hg. vom Erzbischöfl. Ordinariat Freiburg/Ev. Oberkirchenrat Karlsruhe). 


’ 
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Die Ökumenische Arbeitsgemeinschaft für Bibellesen legte die Jahreslosung 
für 1977 sowie die Bibellesen, die Monatssprüche und die Monatslieder für 1977 
fest. In der Ökumenischen Arbeitsgemeinschaft für Bibellesen arbeiten Ver- 
treter der EKD, der katholischen Kirche und der Freikirchen zusammen, dazu 
auch Vertreter aus der Schweiz und aus Österreich. 

Die von der „Arbeitsgemeinschaft für Liturgische Texte im deutschen Sprach- 
gebiet‘ erarbeiteten gemeinsamen Fassungen des Apostolikums und des Nicae- 
nums !* wurden von weiteren Landeskirchen angenommen bzw. freigegeben (das 
Nicaenum nur dort, wo es üblich ist, es im Gottesdienst zu verwenden), nach- 
dem vorher bereits die katholische Kirche im gesamten deutschen Sprachbe- 
reich sowie die evangelischen Kirchen in der DDR und in Österreich die Ein- 
führung bzw. Freigabe beschlossen hatten. Nicht eingeführt bzw. freigegeben 
sind diese Texte nur in Bremen, wo aufgrund der Selbständigkeit der einzelnen 
Gemeinden der Kirchenausschuß keinen diesbezüglichen Beschluß fassen kann, 
in Reformiert Nordwestdeutschland, da im reformierten Gottesdienst Glaubens- 
bekenntnisse kaum eine Rolle spielen, und in Hannover, wo zwar das Apostoli- 
kum und das Nicaenum verwendet werden, man sich aber dennoch bislang nicht 
zu einer Freigabe entschließen konnte. 

Die 1973 der Öffentlichkeit übergebenen gemeinsamen Kirchenlieder!? werden 
von zahlreichen Gemeinden verwendet. Das Büchlein enthält alte, in einer ge- 
meinsamen Text- und Melodiefassung dargebotene, sowie moderne Lieder zum 
Kirchenjahr und zu verschiedenen Anlässen. Die „Arbeitsgemeinschaft für öku- 
menisches Liedgut‘“ hat in der Zwischenzeit zwei neue Aufgaben übernommen, 
nämlich die Schaffung einer Sammlung gemeinsamer Begräbnislieder und ge- 
meinsamer Kinderlieder. Beerdigungen sind häufig ‚„ökumenische Gottesdienste“, 
da die Verwandten und Freunde des Verstorbenen, die an der Beerdigung teil- 
nehmen, nur in konfessionell einheitlichen Gebieten aus derselben Kirche 
kommen. Gemeinsame Kinderlieder werden gebraucht, da Kindergärten auch 
bei konfessioneller Trägerschaft nicht nur den Kindern der eigenen Konfession 
offenstehen und in den Grundschulklassen häufig Kinder aller Konfessionen bei- 
einander sind. 

Die gastweise Zulassung zu Abendmahl und Kommunion wird von offizieller 
katholischer Seite in der Bundesrepublik eindeutig abgelehnt und auch auf evan- 
gelischer Seite weithin nicht gewünscht. Der Catholica-Ausschuß der VELKD 
hat unter dem 14. Juni 1974 den Entwurf einer Handreichung zur Frage der 
„gastweisen‘‘ Teilnahme evangelischer und römisch-katholischer Christen an 
Eucharistie bzw. Abendmahlfeier vorgelegt '*, der von der Generalsynode der 
VELKD entgegengenommen wurde mit dem Ziel einer Überarbeitung und Ver- 
abschiedung im Jahre 1975. 


12. Text s. KJ 98, 1971, S. 107-110. Vgl. auch A. Völker (Hg.), Gemeinsames Glau- 
bensbekenntnis, Gütersloh 1974. 

13. Gemeinsame Kirchenlieder. Gesänge der deutschsprachigen Christenheit, hg. im Auf- 
trag der christlichen Kirchen des deutschen Sprachbereichs von der Arbeitsgemeinschaft 
für ökumenisches Liedgut, Berlin/Regensburg/Wien 1973. 

14. Abdruck in: LM 13, 1974, S. 581f.; epd-Dokumentation Nr. 51/74 vom 4.11.1974, 
S. 76-79. 
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BESCHLUSS DER GENERALSYNODE DER VELKD BETR. DIE 
„GASTWEISE“ TEILNAHME AM HEILIGEN ABENDMAHL 


Vom 25. Oktober 1974'° 


Die Generalsynode der VELKD hat die in ihrem Auftrag vom Arbeitskreis der Catholica- 
Beauftragten erarbeitete pastoral-theologische Handreichung zur Frage der „gastweisen“ 
Teilnahme am Heiligen Abendmahl vom 14.6.1974 entgegengenommen und spricht 

dem Arbeitskreis ihren Dank aus. Sie tut das in dem Bewußtsein, daß eine solche seel- 
sorgerliche Handreichung heute nötiger denn je ist: Es entspricht evangelisch-lutherischem 
Verständnis des Heiligen Abendmahles, daß der Zugang zum Tisch des Herrn jedem 
offensteht, der im Vertrauen auf Christi verheißendes Wort herzuttritt. Ihm schenkt 

sich der Herr selbst durch sein Wort in, mit und unter Brot und Wein. Er ist es, der 

zu seinem Abendmahl einlädt und sich gibt.. Darum sehen wir uns nicht ermächtigt, 
Glieder der römisch-katholischen Kirche, die in solchem Vertrauen und von ihrem eige- 
nen Gewissen gedrängt, am Abendmahl in einem evangelisch-lutherischen Gottesdienst 
gastweise teilnehmen wollen, daran zu hindern. Weil sie im Heiligen Abendmahl an 

dem Einen Herrn teilhaben, wird nach unserem Verständnis ihre Zugehörigkeit zu ihrer 
Kirche nicht berührt ... 

Es kann jedoch nicht übersehen werden, daß diese Erkenntnis ein Bündel von Lehr- 
und Bekenntnisfragen enthält, die weiterer Klärung bedürfen. Die Synode bittet deshalb 
darum, daß eine Kommission aus Mitgliedern des theologischen und ökumenischen 
Ausschusses unter Beiziehung von Mitgliedern des Arbeitskreises der Catholica-Beauf- 
tragten den Handreichungsentwurf zur weiteren Bearbeitung aufgreift und das Ergebnis 
der nächsten Synodaltagung vorlegt. 

Die Generalsynode erinnert daran, daß die von ihr gewünschte Kontaktaufnahme zwi- 
schen der Bischofskonferenz und den römisch-katholischen Bischöfen noch nicht statt- 
gefunden hat. Die Generalsynode bittet die Bischofskonferenz, sich diese Entschließung 
zu eigen zu machen und gegebenenfalls Kontakte mit den römisch-katholischen Bischöfen 
herzustellen. 


4. ZUSAMMENARBEIT ZWISCHEN 
DIÖZESEN UND LANDESKIRCHEN 


Nachdem die Diözesen und Landeskirchen in Nordrhein-Westfalen 1972 eine 
gemeinsame Erklärung über ihre Zusammenarbeit herausgebracht haben!®, ist 
dies 1974 in Hessen geschehen in einem 


WORT DER KONFERENZ EVANGELISCHER UND 
KATHOLISCHER KIRCHENLEITUNGEN 
IN HESSEN ZUR ÖKUMENISCHEN ZUSAMMENARBEIT 


Vom Mai 1974 '" 


Die Kirchenleitungen der Evangelischen Kirchen in Hessen und Nassau sowie in Kur- 
hessen-Waldeck und die katholischen Bischöfe von Fulda, Limburg, Mainz und Pader- 
born treffen sich seit einigen Jahren regelmäßig zu Konferenzen. Dabei haben wir wie 
viele in unseren Gemeinden dankbar erfahren: das Verhältnis zwischen unseren Kirchen 





15. Abdruck in: epd-Dokumentation Nr. 51/74 vom 4.11.1974, S. 80-81 und in: 
Amtsblatt der VELKD, Bd. IV, 9 vom 22. November 1974, Nr. 58, S. 385f. 

16. Vgl. KJ 99, 1972, S. 111. 

17. Rdschr. EKD-KK vom 30.5.1974; Az. 5303/1. 
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hat sich grundlegend geändert. Eine neue Verbundenheit hat das lange Nebeneinander 
abgelöst und in vielen Bereichen des kirchlichen Lebens konkreten Ausdruck gefunden: 
in gemeinsamen Gebetsgottesdiensten, im sozialen Handeln und in der theologischen 
Arbeit. Das Bewußtsein ökumenischer Zusammengehörigkeit ist gewachsen. Wir er- 
kennen, daß wir alle durch den Dienst Jesu Christi den Menschen verpflichtet sind. 
Gott hat uns einen Anfang der Einheit geschenkt, wie sie uns in Jesus Christus vorge- 
geben und aufgetragen ist. Dahinter können wir nicht mehr zurück. 

Bei der letzten Konferenz der Leitungen unserer Kirchen am 20. November 1973 in 
Hofgeismar wurde uns deutlich, daß wir unsere Gemeinden ermutigen müssen, die Be- 
mühungen um ökumenische Einheit fortzusetzen und zu verstärken. 

Dies tun wir auch deshalb, weil in der Öffentlichkeit verschiedentlich der Eindruck 
entstanden ist, als sei in diesem erfreulichen Aufbruch ein Stillstand oder gar ein Rück- 
schritt eingetreten. Kirchenamtliche Stellungnahmen zu besonderen theologischen Fragen 
oder auch Erfahrungen des kirchlichen Alltags haben die Unterschiede zwischen den Kir- 
chen erneut zum Bewußtsein gebracht. Das löste mancherorts Entmutigung aus, die wir 
wohl verstehen, aber zusammen mit unseren Gemeinden überwinden möchten. 

Es ist zu berücksichtigen, daß jedem neuen Anfang eine Zeit der Bewährung und Prü- 
fung folgt. Dies gilt insbesondere, nachdem nicht nur engagierte ökumenische Kreise 
und Einzelpersonen, sondern die Kirchen selbst in ihren offiziellen Organen sich der 
ökumenischen Aufgaben angenommen haben. Kirchenleitungen und Theologen sind für 
das ganze Volk Gottes verantwortlich und müssen sich bemühen, alle Christen auf dem 
Wege zur Einheit mitzunehmen. Deshalb haben sie die Pflicht, das, was als ökumenische 
Aufgabe vor uns steht oder an spontanem Miteinander neu entstanden ist, in seiner kirch- 
lich-theologischen Tragweite zu bedenken und noch ungelöste Fragen aufzuarbeiten. Die 
angestrebte kirchliche Einheit muß so gestaltet sein, daß sie wirklich trägt. 

Wir weisen auf die praktischen Erfahrungen hin, daß kirchliche Gemeinschaft dort am 
ehesten Bestand hat, wo sie sich nicht nur auf gelegentliche Einzelbegegnungen beschränkt, 
sondern zu festen Formen gemeinsamer Arbeit führt. So bestehen schon regionale Ar- 
beitsgemeinschaften christlicher Kirchen in Nordhessen und im Rhein-Main-Gebiet. Wir 
empfehlen diese Arbeitsform auch für die Ortsgemeinden. Gemeinsam durchgeführte 
ökumenische Gebetswochen werden das Leben der Kirchengemeinden ebenso bereichern 
wie regelmäßige gemeinsame Wortgottesdienste und biblische Arbeitskreise, theologische 
Gemeindeseminare und Pfarrkonferenzen. Für die verschiedenen Arbeitsvorhaben der Ge- 
meinden, insbesondere für soziale Aufgaben, sollte die Möglichkeit ökumenischer Zu- 
sammenarbeit bedacht werden. Bei allem ökumenischen Tun dürfen konfessionelle Min- 
derheiten nicht übergangen werden. 

Nach wie vor brauchen konfessionsverschiedene Ehen und Familien eine besondere seel- 
sorgerliche Begleitung, die ihnen hilft, in ihren Kirchen Heimat zu behalten. 

Wir sind bereit, die Gemeinden in ihren ökumenischen Bemühungen am Ort zu beraten 
und ihnen praktische Arbeitshilfen zur Verfügung zu stellen. Wir bitten aber auch darum, 
uns an den Erfahrungen der Gemeinden teilnehmen zu lassen. 

Miteinander wollen wir die Einheit suchen und in der Zuversicht nicht nachlassen, daß 
der Herr der Kirche uns durch Seinen Geist zu dieser Einheit leiten will. 


5, GEMEINSAME SYNODE DER KATHOLISCHEN BISTÜMER 
IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 


Die Gemeinsame Synode der Bistümer in der BRD findet auf evangelischer 
Seite besonderes Interesse. Die EKD ist bei ihren Vollversammlungen durch 
Beobachter vertreten (regelmäßig durch Bischof D. Dr. Hans Heinrich Harms / 
Oldenburg, Rektor Dr. Wolfgang Dietzfelbinger/Nürnberg, OKR Wilhelm Gun- 
dert/Hannover). Von 1971 bis 1974 fanden sechs Vollversammlungen in Würz- 
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burg statt, auf denen bisher sieben Vorlagen verabschiedet wurden '®: Die Be- 
teiligung der Laien an der Verkündigung (4.1.1973). — Die ausländischen 
Arbeitnehmer — Eine Frage an die Kirche und die Gesellschaft (22.11.1973). 
— Rahmenordnung für die pastoralen Strukturen und für die Leitung und 
Verwaltung der Bistümer in der Bundesrepublik Deutschland (26.5.1974). — 
Der Religionsunterricht in der Schule (22.11.1974). — Die Orden und andere 
geistliche Gemeinschaften — Auftrag und pastorale Dienste heute (23.11.1974). 
— Schwerpunkte heutiger Sakramentenpastoral (am 23.11.1974). — Pastorale 
Zusammenarbeit der Kirchen im Dienst an der christlichen Einheit (am 
24.11.1974). — Für die Kooperation zwischen evangelischer und katholischer 
Kirche ist den Dokumenten „Gottesdienst“ (angenommen in erster Lesung 
am 23.5.1974), „Christlich gelebte Ehe und Familie“ (angenommen in erster 
Lesung am 24.5.1974), „Der Religionsunterricht in der Schule“ besondere 
Aufmerksamkeit zu schenken. Von großer Bedeutung ist die Ökumene-Vor- 
lage „Pastorale Zusammenarbeit‘, die in ihrem letzten Teil die folgenden 
Empfehlungen gibt. 


SYNODE DER KATHOLISCHEN BISTÜMER: 
PASTORALE ZUSAMMENARBEIT DFR KIRCHEN IM DIENST 
AN DER CHRISTLICHEN EINHEIT 


Vom 24. November 1974 '? 


9. Anregungen zur Förderung der Zusammenarbeit der Kirchen 

9.1. Voten an die Leitungen der Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften 

9.11 Da die ökumenische Zusammenarbeit durch eine Überschneidung der Seelsorge- 
bezirke der verschiedenen Konfessionen erschwert wird, möge ihre Abgrenzung im Zuge 
der staatlichen Landesplanung nach ökumenischen Rücksichten überprüft werden. 

9.12 Da das ökumenische Vertrauensklima weithin von den leitenden Personen ab- 
hängig ist, möge bei der Besetzung von Kirchenstellen die örtliche ökumenische Situa- 
tion berücksichtigt werden. 

9.13 Die Kirchenleitungen mögen untereinander Regelungen treffen, daß die Kirchen- 
gemeinden sich gegenseitig Auskunft zum Personenstand (Taufe, Trauung u.a.) und 
zur kirchlichen Statistik erteilen. 

9.14 Die Kirchenleitungen mögen auch weiterhin besorgt sein, daß die örtlichen Kir- 
chengemeinden bei einem Mangel an kirchlichen und außerkirchlichen Versammlungs- 
räumen sich gegenseitig aushelfen. 

9.15 Die Kirchenleitungen mögen Versuche anregen und fördern, durch Wortgottes- 
dienste und Predigten, Vorträge für einzelne Standes- und Berufsgruppen und durch 
seelsorgerliche Hausbesuche den christlichen Glauben in den Ortsgemeinden gemeinsam 
zu bezeugen. 

9.16 Wo Ausbildungsstätten für pastorale Spezialgebiete (z.B. für Jugendarbeit, Unter- 
richtsdidaktik und -methodik, Gruppenpädagogik, Krankenseelsorge, Berufs- und Be- 
triebsseelsorge u.a.) bestehen, sollen sie auch Mitarbeitern anderer Konfessionen offen- 
stehen. 

9.17 Um die Stetigkeit und Planmäßigkeit ökumenischer Arbeit auf örtlicher Ebene 
zu sichern, sollen die Pfarrer und Seelsorger sowie die Gemeindegremien der verschiede- 
nen Konfessionen wenigstens gelegentlich zu gemeinsamen Tagungen und Sitzungen 
zusammenkommen. Auch die Vertreter der kleineren kirchlichen Gemeinschaften sollen 
dazu eingeladen werden. 


18. Abdruck in: Synode. Amtliche Mitteilungen der Gemeinsamen Synode der Bistümer 
in der Bundesrepublik Deutschland 1973-74. 
19. Abdruck s. ebd. 8/1974 vom 20.12.1974, S. 85-87. 
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9.2 Voten an die Deutsche Bischofskonferenz und den Apostolischen Stuhl 

9.21 Die Bereitschaft, als katholischer Christ zu leben, den Glauben zu bezeugen und 
den Kindern zu vermitteln, ist heute nicht nur in Frage gestellt, wenn die Eheleute ver- 
schiedenen Konfessionen angehören. Die Synode bittet daher die Deutsche Bischofs- 
konferenz, für alle deutschen Diözesen eine Regelung zu treffen, nach der im Ehevor- 
bereitungsprotokoll katholische Brautleute auch dann nach dieser Bereitschaft gefragt 
werden, wenn beide Partner katholisch sind. 

9.22 Die Synode bittet den Papst im Hinblick auf die ... vorgeschlagenen pastoralen 
Maßnahmen, das Ehehindernis der Konfessionsverschiedenheit für den Bereich der Deut- 
schen Bischofskonferenz aufzuheben. 

9.3 Empfehlungen für eine Zusammenarbeit der Kirchen auf den verschiedenen Ebenen 

9.31 Die Synode regt an, in allen Pfarrgemeinden und, wo es zweckmäßig ist, auch 
auf überpfarrlicher (z. B. Dekanats- oder Stadt-) Ebene, ökumenische Sachausschüsse zu 
bilden, in kleineren Gemeinden wenigstens ökumenische Beauftragte zu bestellen, um so 
den Kontakt mit anderen Konfessionen zu sichern. 

9.32 Im regionalen, diözesanen und überdiözesanen Bereich (bzw. in den entsprechen- 
den Bereichen der anderen Kirchen und Gemeinschaften) ist eine Zusammenfassung 
der vorhandenen ökumenischen Bestrebungen und Einrichtungen dringend erforderlich. 
Dies gilt auch für die zwischenkirchlichen Bemühungen in den einzelnen Sachbereichen 
kirchlicher Arbeit. 

9.33 Zur Sicherung einer stetigen Entwicklung und einer Ausweitung der Zusammen- 
arbeit empfiehlt die Synode, von den zwischenkirchlichen Organisationen in Deutsch- 
land Gebrauch zu machen und in ihnen aktiv mitzuarbeiten. Das gilt besonders für die 
Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in der Bundesrepublik Deutschland und Berlin 
(West) und die regionalen Arbeitsgemeinschaften christlicher Kirchen. 

9.34 Wegen der Aufgabe, die der Kirche im Dienst an der Versöhnung der Völker in 
Europa zukommt, mögen weitere Möglichkeiten von Kontakten der katholischen Kirche 
in den europäischen Ländern zur Konferenz Europäischer Kirchen geprüft werden. 

9.35 Die Synode spricht den Wunsch aus, daß die Zusammenarbeit zwischen dem Öku- 
menischen Rat der Kirchen und der katholischen Kirche weitere Fortschritte machen 
und zu einer verantwortbaren und wirksamen Form der Mitgliedschaft der katholischen 
Kirche im Ökumenischen Rat der Kirchen führen möge. 

9.4 Empfehlungen zur Wirksamkeit ökumenischer Arbeit 

9.41 Bei allen ökumenischen Einrichtungen sollen die zuständigen kirchlichen Stellen 
verantwortlich mitarbeiten. Nur so kann es zu verbindlichen Absprachen zwischen den 
Kirchen kommen, die für das Zusammenleben der Christen am Ort und für die Weiter- 
entwicklung der ökumenischen Bewegung nötig und hilfreich sind. 

9.42 Bei zwischenkirchlichen Absprachen müssen auch die Anliegen der nicht vertrete- 
nen Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften bedacht werden. 

9.43 Die Kirchenleitungen dürfen nicht übersehen, daß alte wie neue Glaubenserfah- 
rungen und darum auch die freien ökumenischen Initiativen in den Kirchen und kirch- 
lichen Gemeinschaften den Raum haben müssen, in dem sie sich bewähren können. Öku- 
menische Gremien und Beauftragte sollen auf Zusammenarbeit und Erfahrungsaustausch 
mit ihnen Wert legen. 

9.44 Die Träger der freien ökumenischen Initiativen sollen rechtzeitig mit den zustän- 
digen Kirchenleitungen Verbindung aufnehmen und mit ihnen zusammenarbeiten. 

9.5 An alle in der katholischen Kirche für die Einheit Verantwortlichen 

Die ökumenische Aufgabe duldet keinen Aufschub. Die Gunst der Stunde, vom Herrn 
der Zeiten geschenkt, darf nicht versäumt werden. Schon gibt es beunruhigende Zeichen 
der Erschlaffung des ökumenischen Willens, der im Zweiten Vatikanischen Konzil seinen 
epochalen Ausdruck gefunden hat. Um so mehr sind jetzt alle Verantwortlichen in Ge- 
meinde, Bistum und Weltkirche gerufen, ihr ökumenisches Gewissen zu schärfen. Was die 
Synode als durchlaufende Perspektive bezeichnet hat, muß sich in ökumenischer Offen- 
heit und Förderung ökumenischer Initiativen umsetzen. Ökumenische Orientierung muß 
neuer Stil der Kirche werden. 
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9. Die Evangelische Kirche in Deutschland 
und die ökumenische Bewegung 
Von Hanfried Krüger 


1. GESPRÄCHE MIT DEM ÖKUMENISCHEN RAT 
DER KIRCHEN (ÖRK) 


Mitarbeit und Mitgliedschaft in der ökumenischen Bewegung und insbesondere 
im ÖRK gehören in den deutschen Kirchen seit langem nicht mehr zu jener 
unangefochtenen Selbstverständlichkeit, wie es zuvor jahrzehntelang der Fall 
gewesen war. Der Grund dafür liegt in gewissen Schwerpunktverlagerungen in 
der Ökumene selbst, die seit der Weltkonferenz für Kirche und Gesellschaft 
1966 das Gleichgewicht zwischen Einheit im Glauben und Dienst an der Welt 
zu gefährden drohten. Beide Zielsetzungen haben die ökumenische Bewegung 
initiiert und in allen ihren Ausprägungen durchdrungen und zusammengehalten, 
aber — so Prof. Edmund Schlink in einem Bericht vor dem Rat der EKD am 
15.12.1971 — „neu sind heute die Alternativen: Glaubensaussagen oder sozial- 
politische Programme, Gebet oder Aktion, Mission als Erweckung zum Glauben 
oder als Entwicklungshilfe, Einheit der Kirche oder Einheit der Menschheit, 
zwischenkirchlicher Ökumenismus oder Säkular-Ökumenismus, nämlich Verän- 
derung der Welt durch den gemeinsamen Einsatz von Christen und Nicht- 
Christen. Neu ist die Einseitigkeit, mit der in diesen und ähnlichen Alternativen 
die zweite Aufgabe betont und die erste Aufgabe abgewertet wird: statt Eini- 
gung im Glauben Einigung im gemeinsamen sozialen und politischen Handeln, 
— statt der Frage nach Gottes Geboten Analyse der gesellschaftlichen Wirklich- 
keit und das Beachten ihres Trends.“' 

Weitere Faktoren hatten sich hinzugesellt: das nicht nur in der EKD um- 
strittene Antirassismus-Programm, das seit 1970 zu den vorrangigen Aktivitäten 
des ÖRK gehört ?, und die offene Konfrontation evangelikaler Kreise mit dem 
ÖRK, wie sie sich vor allem nach der Weltmissionskonferenz in Bangkok An- 
fang 1973 herausgebildet hatte (s.u. Abschnitt 3). 

Dem wachsenden „ökumenischen Unbehagen“ (Ermst Lange) suchte der Rat 
der EKD, der dem Thema „Ökumene“ Priorität für seine Amtszeit gegeben hat, 
durch ein Gespräch mit dem Arbeitsstab des ÖRK am 7. Juni 1974 in Genf zu 
begegnen. Die im Raum stehenden Divergenzen spiegeln sich in dem Kommunique 
des Rates wider°: 


Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hielt am 7. und 8. Juni eine turnusmäßige 
Sitzung am Sitz des Ökumenischen Rates der Kirchen in Genf. Dies sollte eine seit langem 


1. E. Schlink, Die Bedeutung von „Faith and Order“ für die ökumenische Bewegung 
und die Evang. Kirche in Deutschland, ÖR 21, 1972, (S. 145-159) S. 147. 

2. Vgl. dazu H. Krüger (Hg.), Ökumenische Bewegung 1969-1972, Bh ÖR 28, 1975, 
S. 64ff. (= KJ 100, 1973, S. 259ff.). 

3, Vgl. epd-ZA Nr. 110 vom 11.6.1974, S. 6f. 
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in Aussicht genommene Aussprache mit Mitgliedern des Genfer Stabes des Ökumenischen 
Rates an Ort und Stelle ermöglichen. 

Die traditionell engen personellen und sachlichen Verbindungen zwischen der EKD und 
dem ÖRK waren in letzter Zeit von verschiedenen Seiten zum Teil heftig kritisiert worden. 
Auch aus diesem Grund wollte der Rat der EKD tatsächlich vorhandene Meinungsverschie- 
denheiten gegenüber einigen Bereichen der ökumenischen Arbeit offen aussprechen und Miß- 
verständnisse ausräumen. 

Die Begegnung in Genf, an der seitens des Stabes des ÖRK Generalsekretär Dr. Philip 
Potter mit einer Reihe von leitenden Mitarbeitern teilnahm, bot Gelegenheit zu einer um- 
fassenden Berichterstattung und Diskussion über die wichtigsten ökumenischen Arbeitsgebiete 
in Theologie, Mission, Evangelisation, zwischenkirchlicher Hilfe, Entwicklungsdienst und 
politischer Verantwortung. 

Im Mittelpunkt stand dabei ein Bericht des Direktors der Abteilung für Glauben und 
Kirchenverfassung Dr. Lukas Vischer über die theologische Arbeit des ÖRK. Er wies darauf 
hin, daß gegenwärtig gerade die zentralen theologischen Fragen nach dem Bekenntnis zu 
Jesus Christus als dem vorgegebenen Grund für das Zeugnis und den Dienst der Christen- 
heit wieder stärker hervortreten. Gleichzeitig erhalte die klassische Frage der ökumenischen 
Bewegung nach der Einheit von Kirche und Christenheit eine neue Perspektive in dem Sinne, 
daß die Kirchen in den einzelnen Regionen der Welt nach ihrer je besonderen Identität 
fragen; deshalb werde ein Dialog zwischen den Kirchen notwendig, um den Inhalt des 
Christusbekenntnisses gemeinsam zu bezeugen. Kennzeichnend für diese theologische Ar- 
beit sei es, daß sie den praktischen Dienst der Christenheit mit zentralen Inhalten des Glau- 
bens eng verbinde und zu einer Vertiefung des sozialen und politischen Engagements der 
Christen führe. 

Mitglieder des Rates der EKD begründeten in ausführlichen Gesprächsbeiträgen die Not- 
wendigkeit einer intensiven theologischen Grundlagenarbeit, in der die Frage nach dem alle 
Kirchen verbindenden Christusbekenntnis den ersten Rang einnehmen müsse. In dieser Hin- 
sicht traten keine gegensätzlichen Auffassungen hervor. Es ist die Überzeugung des Rates 
der EKD, daß Vorwürfe zurückgewiesen werden müssen, der ÖRK betreibe oder dulde eine 
Aushöhlung des zentralen christlichen Zeugnisses. 

Ein eingehender Meinungsaustausch wurde über das Anti-Rassismus-Programm des ÖRK 
geführt, zumal an diesem Punkt deutliche Widersprüche seitens der Leitung der EKD und 
ihrer Gliedkirchen gegen ökumenische Aktivitäten vorliegen. Dabei ergab das Gespräch 
in Genf erneut Übereinstimmung in der Überzeugung, daß alle Formen einer Diskriminie- 
rung und Unterdrückung von Menschen aus rassischen Gründen verwerfliche und gefähr- 
liche Verstöße gegen Menschenrechte darstellen. Diesen Verletzungen der Menschenrechte 
entgegenzutreten und seinen Opfern zu helfen, hält auch die EKD für eine den Kirchen gebote- 
ne Aufgabe. Die Mitglieder des Rates hielten aber ihren Widerspruch gegen den sog. Sonderfonds 
aufrecht, aus dem für humanitäre Zwecke Geldbeträge auch an Befreiungsorganisationen in Ge- 
bieten rassischer Auseinandersetzungen gezahlt werden. Bei allem Verständnis für diesen mensch- 
lichen Solidaritätserweis muß nach Auffassung des Rates der EKD jedes Mißverständnis einer 
Förderung von Gewaltanwendung vermieden werden. Hierzu legte der Rat bestimmte Vorschlä- 
ge vor. Auf keinen Fall dürfte der Eindruck entstehen, der ÖRK mute allen seinen Mitglieds- 
kirchen eine Zustimmung zu dem Sonderfonds in seiner bisherigen Form zu. Vielmehr erwar- 
te der Rat, daß die kirchlich-theologischen Gründe und die besonderen geschichtlichen Erfah- 
zungen, die hinter dieser kritischen Haltung der deutschen Kirchen stehen, von den Mitarbei- 
tern und Gremien des Ökumenischen Rates gewürdigt werden. 

Die Besprechungen in Genf dienten nicht dem Zweck, bestimmte Beschlüsse herbeizufüh- 
ren, für die auch bei den Genfer Mitarbeitern keine Zuständigkeit liegt. Sie stellten aber 
nach den Worten des Vorsitzenden des Rates der EKD, Landesbischof D. Helmut Claß, 
unter Beweis, daß die EKD entschlossen ist, ihre Mitwirkung im ÖRK verantwortlich zu 
gestalten. In diesem Sinne wurde eine Fortsetzung der Gespräche vereinbart. 


Aus seiner umfassenden Kenntnis der deutschen wie der Genfer Verhältnisse 
heraus hat der inzwischen verstorbene Oberkirchenrat Ernst Lange (Kirchen- 
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kanzlei der EKD)? in einem inoffiziellen Bericht die Gesprächssituation analy- 
siert: 


BERICHT ÜBER DIE BEGEGNUNG DES RATES DER EKD MIT DEM STAB 
DES ÖRK IN GENF AM 7. JUNI 1974° 


1. Die Intention der Aussprache in Genf 


Bewußt war eine turnusmäßige Ratssitzung vornehmlich für die Begegnung mit den Genfer 
Partnern in der ökumenischen Bewegung bestimmt worden. Von seiten des Rates kam da- 
mit zum Ausdruck: 

1.1 Der Rat geht von der Mitgliedschaft der EKD im Ökumenischen Rat der Kirchen aus. 
Er bekennt sich — ohne besonderes Pathos, in einer gewissen Selbstverständlichkeit — zu 
dieser Mitgliedschaft und der in ihr gegebenen, mit dem äußeren und inneren Wachstum 
der ökumenischen Bewegung sich entfaltenden inneren und äußeren Verpflichtung. 

1.2 Ökumenische Aufgaben und Probleme gehören zur Alltagsarbeit der EKD, ihrer Glied- 
kirchen und ihrer Leitungsorgane. Die Begegnung mit dem Genfer Stab war als eine normale 
Arbeitsbesprechung in einem kontinuierlichen Prozeß der Kooperation anzusehen und zu 
gestalten. 

1.3 Zugleich wünschte der Rat seiner Entscheidung, die Fragen der ökumenischen Ge- 
meinschaft sollten aus äußeren (Zentralausschuß-Sitzung in Berlin, Vorbereitung auf Jakarta 
etc.) wie inneren Gründen in der Ratsarbeit gegenwärtig Priorität genießen, Nachdruck zu 
verleihen und einen entsprechenden Akzent zu setzen. 

1.4 Der Rat hat diese Priorität gesetzt, weil in der ökumenischen Gemeinschaft gerade 
jetzt eine ganze Fülle von Aufgaben und Chancen, Spannungen und Konflikten, Fragen und 
Mißverständnissen zur Erörterung anstehen. Die EKD ist dadurch - teils wegen ihrer für 
die ökumenische Bewegung wichtigen Ressourcen, teils auch im Hinblick auf Auseinander- 
setzungen im eigenen Bereich — besonders gefordert. Eine direkte Erörterung der anstehen- 
den Probleme mit den Genfer Partnern schien vernünftig und nützlich ... 


2. Zum Verlauf des Gesprächs 


Die Aussprache verlief in zwei eng miteinander verschränkten Phasen. Sie betraf: 2.1 die 
theologischen Grundlagen der ökumenischen Gemeinschaft und des ökumenischen Handelns, 
insbesondere die fundamentale Bedeutung des Christusbekenntnisses und das Verständnis 
der Einheit der Kirche; 2.2 das breite Spektrum der ökumenischen Programme und Aktio- 
nen im Bereich der Mission und Evangelisation, der zwischenkirchlichen Hilfe, des Flücht- 
lingsdienstes, des Entwicklungsdienstes und der politischen Verantwortung, hier vor allem 
auch die Kontroverse hinsichtlich des ökumenischen Programms zur Bekämpfung des 
Rassismus. 

2.1 Das Bedürfnis nach vertiefter theologischer Reflexion zur Begründung und Ausrich- 
tung des gemeinsamen ökumenischen Handelns, nach gründlicherer gemeinsamer Explika- 
tion der Basis des ÖRK meldet sich heute mit zunehmender Dringlichkeit. Spätestens seit 
der Zentralausschuß-Sitzung in Utrecht ist diese Forderung, die von vielen Mitgliedskir- 
chen und auch von der EKD schon seit längerer Zeit erhoben wird, als gemeinsame Ziel- 
setzung des gesamten ÖRK artikuliert. Sowohl der Vorsitzende des Zentralausschusses 
als auch der Generalsekretär haben sie bei der Zentralausschuß-Sitzung in Genf besonders 
unterstrichen ... 

Insofern stieß der vom Rat der EKD nachdrücklich geäußerte Wunsch, „keine Anstren- 
gung zu scheuen, um gemeinsam den Zusammenhang zwischen theologischer Reflexion und 


4.S. u. „Von Personen“ S. 530. 

5. E. Lange, Bericht über die Begegnung des Rates der EKD mit Mitgliedern des 
Stabes des Ökumenischen Rats der Kirchen in Genf am 7. Juni 1974, ÖR 23, 1974, 
S. 373-384 (dort vollständiger Abdruck); vgl. auch Bh ÖR 29, 1975, S. 150-159. 
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Bestimmung der Handlungsziele wieder verständlich und realistisch offenzulegen und be- 
gründet darzutun, was uns das Evangelium heute zu tun auferlegt“, bei den Gesprächspart- 
nern nicht nur auf Verständnis, sondern er erwies sich als ein uneingeschränkt gemeinsames 
Ziel. Bei der Verwirklichung dieser gemeinsamen Zielsetzung stößt die ökumenische Be- 
wegung auf tiefgehende Probleme ... 

Der Rat der EKD erklärte ... seine Bereitschaft, sich auf den Ernst der Herausforderung 
der ökumenischen Bewegung durch die Kirchen der Dritten Welt ohne Vorbehalt einzu- 
lassen. Eben dies nötige ihn, seinerseits aus der Mitte der eigenen Erfahrung, der Erfahrung 
der Christenheit in Deutschland, zumal der Erfahrung des Kirchenkampfes zu argumentie- 
ren. Er betonte: 

a) Aus der Identifizierung mit den Leiden und Kämpfen der eigenen Völker, so notwen- 
dig sie ist, kann allzu rasch Überidentifizierung und Identitätsverlust werden, wo die Kir- 
che sich kritiklos in den Dienst politischer Ziele und ideologischer Systeme stellt. Das 
Evangelium verkehrt sich dann selbst in eine religiöse Ideologie und verliert seine erlösen- 
de und befreiende Kraft. Mit der Ideologie des Nationalismus hat die Christenheit in 
Deutschland Erfahrungen gemacht, die sie nicht verleugnen kann und um der Wahrheit 
und der Liebe willen in der ökumenischen Gemeinschaft geltend machen muß. Das Evan- 
gelium ist und bleibt die Kritik aller Ideologie. 

b) Die Notwendigkeit einer dem jeweiligen soziokulturellen und politischen Kontext voll 
entsprechenden Theologie ist unbestreitbar. Nur so bezeugt die Theologie die Annahme 
des Menschen durch Gott in der Fülle und Besonderheit seines Menschseins. Nur so wird 
sie verständlich. Dabei ist aber die Gefahr, daß der Kontext zum Text wird, nicht zu über- 
sehen. Auch die unkritische Verquickung mit Programmen der Befreiung und der Selbst- 
bestimmung, die der Christ als solche um Christi willen voll bejaht, kann das Evangelium 
in Gesetz verkehren. 

c) Das Ringen um ein authentisches, die gegenwärtige Herausforderung aufnehmendes 
Christusbekenntnis ist der Christenheit in Deutschland aus eigener Erfahrung bekannt und 
wichtig. Die Authentizität des Bekenntnisses wird sich aber daran zu bewähren haben, ob 
und wie dieses dem biblischen Zeugnis entspricht. Ein Christusbekenntnis, das authentisch 
sein will, muß sich konziliaren Auseinandersetzungen um die Wahrheit in der ökumeni- 
schen Bewegung aussetzen und darf sich analogen Erfahrungen anderer Kirchen nicht ent- 
ziehen. 

d) Der Rat bejaht die notwendige Regionalisierung der ökumenischen Bewegung und das 
in ihr sich äußernde Ringen um Identität und Unabhängigkeit gegenüber den spezifisch 
abendiändischen Denk- und Organisationsstrukturen, in denen das Evangelium in der 
europäisch-amerikanischen Missionsbewegung aufgetreten ist. Er bejaht den Kampf um die 
regionale Einheit in der je regionalen Vielfalt der christlichen Erfahrungen und Kirchbil- 
dungen. Er weist aber darauf hin, daß es eine letzte Gemeinsamkeit in der Identität aller 
Christen und aller Kirchen gibt, die allein in Christus, in der alle Grenzen überschreitenden 
Gnade Gottes liegt. Im biblischen Zeugnis, in den geschichtlichen Erfahrungen der Christen- 
heit, wie sie sich in den Bekenntnissen über manche Zeitbedingtheit hinaus verbindlich 
äußern, und in der Realität der verpflichtenden Gemeinschaft, deren Ausdruck die ökume- 
nische Bewegung ist, sind die Kriterien und Grenzen möglicher Regionalisierung gegeben. 

e) Der Rat der EKD ist betroffen durch die Tiefe der Erfahrung und die daraus sich er- 
gebende Radikalität der Entscheidungsforderung, die die Kirchen der Dritten Welt geltend 
machen. Er bejaht, daß die theologische Diskussion der ökumenischen Bewegung dadurch 
in eine neue Dimension, in die Dimension aktuellen Bekennens tritt. Um so dringlicher 
bittet er, daß in dieser Situation alle Kirchen der ökumenischen Bewegung, auch die Kir- 
chen in der Bundesrepublik Deutschland, ins Gespräch voll einbezogen und in ihren spezi 
fischen Erfahrungen beim Kampf um die Wahrheit in Christus emstgenommen werden. 

Das Gespräch machte sehr deutlich, daß und in welchem Maße die Vertreter des Stabes 
des ORK gar nicht so sehr in eigener Sache, um einer eigenen Programmatik willen, son- 
dern als Mittler, als Übersetzer, in dieser besonderen Gesprächslage vor allem als Sprecher 
von Kirchen agieren, deren Stimme im ökumenischen Gespräch allzu lange gar nicht oder 


nicht aufmerksam und geduldig genug gehört worden ist. In dieser Mittlerfunktion machten 
sie deutlich: 
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a) Die Zeit der selbstverständlichen Vorherrschaft abendländischer Denk- und Organi- 
sationsstrukturen ist vorbei. Das bedeutet nicht, daß die besonderen, in vieler Hinsicht 
auch weiterhin grundlegenden Erfahrungen und Einsichten der abendländischen Kirchen 
mit dem Evangelium nichts mehr gelten. Aber der Ökumenische Rat, so führte der Gene- 
ralsekretär, Dr. P. Potter, immer wieder nachdrücklich aus, sei heute eine Gemeinschaft, 
die sehr anders zusammengesetzt und gewichtet sei als bei ihrer Gründung. Daher bedürfe 
es eines neuen Stils in der Diskussion, in der alle hören, alle sich korrigieren lassen müßten 
und in der jeder Beitrag in Form und Sprache so gestaltet sein müßte, daß er gehört und 
als Korrektur angenommen werden könnte. Hier gebe es auch und gerade für die euro- 
päischen Kirchen noch eine Menge zu lernen. 

b) Die Monita des Rates auf dem Hintergrund der besonderen Erfahrungen der Christen- 
heit in Deutschland müßten wahrscheinlich noch sehr viel direkter und deutlicher in den 
Dialog mit den Kirchen, die jetzt in einer ganz anderen Situation vor Bekenntnisentschei- 
dungen stünden, eingebracht werden ... 

‚2.2 Die zweite Phase des Gesprächs betraf Programme, Studien und Aktivitäten des 

Ökumenischen Rates, die zum großen Teil unstrittig sind. Mit Interesse und Zustimmung 

hörte der Rat Berichte über den ökumenischen Entwicklungsdienst, die zwischenkirchliche 

Hilfe, den Flüchtlingsdienst, die Beteiligung an der Katastrophenhilfe, die ziemlich laut- 

ee aber gelegentlich — wie im Sudan — erfolgreiche Bemühung um Waffenruhe und 
rieden ... 

Wirkliche Divergenzen bestanden und bestehen jedoch im Blick auf das ökumenische 
Programm zur Bekämpfung des Rassismus ... Aus der sehr gründlichen und ausführlichen 
Diskussion der Problematik des Programmes verdienen die folgenden Punkte festgehal- 
ten zu werden: 

a) Der Rat konstatiert sein Erstaunen, ja sein Befremden, daß im Auftrag der zuständi- 
gen Kommission auf Erneuerung des Mandats des Antirassismus-Programms auf die nun 
durch Jahre hindurch vorgetragenen Einwände der Mitgliedskirchen in der Bundesrepu- 
blik und in anderen Ländern auch nicht mit einem Wort eingegangen worden sei. In der 
Bewertung dieser Einwände in „A Small Beginning‘‘ seien zudem ausgesprochen unerfreu- 
liche Untertöne zu bemerken. Insgesamt könne man diesen Sachverhalt nur als Verweige- 
zung einer ernsthaften Diskussion verstehen. 

b) Die Vertreter des Stabes des ÖRK zeigten an dieser Stelle eine ähnliche Sensibilität 
wie die deutschen Gesprächspartner ... Für die Vertreter der Kirchen der Dritten Welt 
geht es hier wirklich um eine Art Status confessionis. Eben darum können sie den Ein- 
spruch von reichen weißen Kirchen nur mit Mühe nachvollziehen und sich nur sehr 
schwer dem Eindruck entwinden, hier werde Finanzkraft als Machtfaktor ausgespielt. 
Ohne den Beweis im einzelnen führen zu wollen oder zu können, machten die Vertreter 
des Stabes des ÖRK darauf aufmerksam, daß der Sonderfonds des PCR trotz seines wahr- 
lich nur symbolischen Umfangs ein Gesprächsklima erzeugt habe, das sich jetzt, da die 
Befreiungsbewegungen im südlichen Afrika als gleichberechtigte Verhandlungspartner 
Portugals anerkannt seien, ausgesprochen friedensfördernd auswirken könne. Hier sei 
ein Vertrauenskapital erzeugt worden, das nun seine Zinsen trage. Die gesamte aktuelle 
Entwicklung im südlichen Afrika, die über die ehemaligen portugiesischen Kolonien 
und Rhodesien auf die Südafrikanische Republik zurückwirke, könne durchaus als Be- 
stätigung des PCR gelesen werden. Zudem habe die theologische Auseinandersetzung 
um den weißen Rassismus, das Menschenrecht, insbesondere das Recht auf Selbstbe- 
stimmung, das Problem der Freiheit und das Problem der Gegengewalt vorerst auch in 
den Kirchen des nordatlantischen Raums nicht zu irgendeinem schlüssigen Ergebnis ge- 
führt. 

c) Die Vertreter des Rates der EKD machten demgegenüber auf ganz andere, durch- 
aus nicht weniger bedeutsame Dimensionen der Kontroverse aufmerksam. Ganz abge- 
sehen von eigenen Erfahrungen, die mit schmerzlicher Nachdrücklichkeit deutlich mach- 
ten, daß auf der Gewalt kein Segen ruhe, daß Christen zumindest nur in der Situation 
der ultima ratio und unter Verzicht auf jede, aber auch jede Selbstrechtfertigung Gewalt 
üben könnten, bleibe ja immer noch die Frage, ob das Sendungsgefühl und der morali- 
sche Rigorismus einiger Mitgliedskirchen des ÖRK die Nichtachtung der Mehrheitsmei- 
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nung anderer Mitgliedskirchen rechtfertigen könne. Die Mitgliedskirchen in Westdeutsch- 
land jedenfalls müßten „Erfahrung“ gegen „Erfahrung“ setzen, und niemand könne sie 
im Konflikt der Erfahrungen davon entlasten, geltend zu machen, was sie erkannt und 
erlitten hätten: Auch plausible politische Ziele könnten, verabsolutiert, in die Irre füh- 
ren und das Evangelium verfälschen. Die Gefahr der Selbsttäuschung sei zudem nirgends 
so groß wie im Zusammenhang von Zielen wie Gerechtigkeit, Freiheit, Humanität, die 
gleichsam automatisch den biblischen Segen hätten. Es sei natürlich einfacher, sich vom 
eigenen Schuldgefühl und vom eigenen Enthusiasmus mitreißen zu lassen. Aber die Tat- 
sache, daß die Mehrheit der eigenen Mitgliedschaft nicht ‚‚mitspiele‘, lasse sich dadurch 
nicht aus der Welt schaffen. Zwar sei Volkes Stimme mit Sicherheit nicht identisch mit 
Gottes Stimme, aber etwas gegen das Gewissen, auch das womöglich falsch programmier- 
te Gewissen zu tun, sei gleichwohl nicht ratsam. Die Vertreter des Rates der EKD müß- 
ten am Ende ganz schlicht fragen, wie denn der ÖRK mit Rückmeldungen (feedbacks) 
von Mitgliedskirchen umzugehen gedenke, die in nach ihrer Meinung redlicher Bemühung 
ein ökumenisches Programm zu interpretieren und durchzusetzen versucht hätten und 
dabei — vorerst — gescheitert seien. Ein Ökumenischer Rat der Kirchen, der meine, er 
könne sich über Widerstände dieser Massivität hinwegsetzen, sei sicher nicht gut beraten. 
Die Entscheidung, schismatische Entwicklungen zu riskieren, sei gerade in einer Begeg- 
nung, deren Ziel die Einheit der Una Sancta Ecclesia sei, mjt.Sicherheit nur und allein 
die autonome Entscheidung der einzelnen Mitgliedskirche. Der Rat der EKD sei nicht 
bereit, sich diese Entscheidung von irgend jemandem aufzwingen zu lassen ... 


3. Der Ertrag des Gesprächs in Genf 


3.1 Der entscheidende Ertrag dieses Gesprächs war die Nötigung, das in der alltäglichen 
Auseinandersetzung unausweichlich sich vereinfachende Bild des jeweiligen Gesprächspart- 
ners vom anderen wieder zu differenzieren. 

3.2 Der Rat der EKD begegnete in den Vertretern des Stabes des ÖRK den Repräsen- 
tanten einer weltweiten Kirchengemeinschaft, deren Zusammenhalt auch in der äußerst 
komprimierten Form einer zentralen internationalen Arbeitsgruppe nur als ein Werk des 
Pfingstgeistes angemessen verstanden werden kann. Die direkte, unverstellte Begegnung 
mit einer solchen Gruppe schließt die Vorstellung einer „internationalen Verschwörung“, 
selbst unter Vernachlässigung all der apokalyptischen Untertöne einer solchen ‚„‚Ver- 
schwörungstheorie“, als schlechthin absurd aus. Der Rat weist derlei Verschwörungs- 
theorien, woher sie auch immer kommen, mit großem Nachdruck und mit der Bitte um 
ernstliche Überprüfung derartiger Vorurteile zurück. 

3.3 Die Vertreter des Stabes des ÖRK ihrerseits brachten zum Ausdruck, daß sie in den 
Mitgliedern des Rates der EKD keiner ‚formierten Lobby“ einer der großen weißen rei- 
chen Kirchen begegnet waren, sondern einer Gruppe von ökumenisch loyalen, zugleich 
höchst beunruhigten Kirchenführern, die über Jahre hin versucht hatten, ihre ökumeni- 
sche Verpflichtung binnenkirchlich zu bewähren und dabei auf bestimmte, wichtige 
Grenzen der Lernfähigkeit der Gewissen, auch der eigenen Gewissen, gestoßen waren. Die 
ökumenischen Gesprächspartner wußten es zu würdigen, daß der Rat in einer Situation 
innerer Auseinandersetzungen seine Loyalitäten durch Ort, Zeit und Stil der Zusammen- 
kunft mit den ökumenischen Partnern so klar zum Ausdruck gebracht hatte. 

3.4 Der Rat fragt alle in Deutschland streitenden Gruppen, ob sie wirklich das Recht 
und die Vollmacht haben, die Differenziertheit ökumenischer Verpflichtungen und Be- 
ziehungen auf die vereinfachte Entscheidung zwischen „Treue“ und „ Verrat‘ gegenüber 
einem vorlaufend festgestellten, nicht mehr fürs Gespräch offenen Verständnis von „Evan- 
gelium“ zu reduzieren. Er bezeugt seinen Partnern im ökumenischen Gespräch, in Genf 
wie anderswo in der Welt, den Ernst und die Überzeugtheit des Bemühens um evange- 
lischen Gehorsam, auch wo die Meinungen im konkreten Fall diametral auseinander- 
laufen. Er wird im Streit um die Wahrheit, wie er sie versteht, nicht nachlassen. Er wird 
sich aber auch nicht bereitfinden, um eines abstrakten Wahrheitsanspruches willen Brüder 
preiszugeben, die in ihrem erweisbaren Leiden den Beweis des „Geistes und der Kraft“ 
deutlich führen. 
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3.5 Den Gesprächspartnern der Diskussion in Genf bezeugt der Rat mit den Worten 
mehrerer Vollversammlungen des ÖRK: Wir haben die Absicht zusammenzubleiben und 
zusammenzuwachsen. Das schließt die Dramatisierung von Gegensätzen ebenso aus wie 
die diplomatische Verkleisterung ernstlicher Widersprüche und Spannungen. Es gibt 
Formeln und Programme der ökumenischen Bewegung, die nachzusprechen und zu 
unterstützen der Rat, auch im Namen der Christen, die er vertritt, sich im Gewissen 
nicht frei fühlt. An solchen Stellen beansprucht er das Recht zum Einspruch und, wo 
dieser nicht akzeptiert wird, zum Dissensus im Reden und Handeln. In keinem Punkt 
aber wünscht er, die Auseinandersetzung um die Wahrheit des Evangeliums abzubrechen. 
Er erklärt seine Bereitschaft zu lernen. Er bekennt sich zu seiner Verantwortung, jeder- 
zeit und gegenüber jedermann Rechenschaft zu geben von der Hoffnung, die in Christus 
eröffnet ist für alle Menschen. 


Sowohl der Rat der EKD als auch der Stab des ÖRK haben ihre Bereitschaft 
bekundet, auch weiterhin in engster Fühlung miteinander Erfahrungsaustausch 
und gegenseitige Beratung zu pflegen. 

Wie tief Mißtrauen und Verdrossenheit gegenüber dem ÖRK in einzelne Lan- 
deskirchen hineinreichen, zeigt der Besuch einer württembergischen Kirchen- 
delegation vom 16. bis 18. Juni 1974 in Genf. Zugrunde lagen diesem Gespräch 
„Anfragen an den Ökumenischen Rat der Kirchen“, die sich aus biblisch-re- 
formatorischer Sicht kritisch an das Genfer Studienprogramm „Einheit der 
Kirche und Einheit der Menschheit‘, an das Verhältnis von „Mission — Dialog 
— Synkretismus“, die in der Ökumene benutzten Begriffe „Heil und Befreiung“ 
und die auf der Weltmissionskonferenz in Bangkok angewandte „Gruppendyna- 
mik als Konferenzmethode“ richteten. Das Gespräch erbrachte auf beiden Sei- 
ten Klärung und besseres Verstehen, ohne indes die grundlegenden Meinungs- 
verschiedenheiten ausräumen zu können. Es wurden sogar neue Gegensätze 
sichtbar, die in der Verpflichtung gegenüber dem gemeinsamen ökumenischen 
Auftrag zu einer Fortführung der Auseinandersetzungen zwingen”. 


2. VERLÄNGERUNG DES ANTIRASSISMUS-PROGRAMMS 


Erstmalig trat der Zentralausschuß des ÖRK auf deutschem Boden, und zwar 
— nach Ausräumung mancher politischer Bedenken — in Westberlin zusammen 
(11.-18.8.1974). Die Verlängerung des Antirassismus-Programms, das mit 
Ende des Jahres 1974 auslief, hatte schon seit Monaten ihre Schatten auf diese 
Sitzung vorausgeworfen. Anlaß war ein von Genf versandter Entwurf für die 
Vorbereitung des anstehenden Beschlusses vom Mai 1974, zu dem die Kirchen 
sich äußern sollten®. Die stark antiwestliche Tendenz dieses Papiers löste in 
der EKD Unruhe und Widerspruch aus. Dabei spielte auch der von Anfang an 


6. Text in: R. Scheffbuch, Frag-Würdige Ökumene, Stuttgart 1974. 

7. Vgl. den Bericht von R. Scheffbuch, Vergebliche Liebesmühe? ÖR 24, 1975, 
S. 359ff. 

8. „Vorschlag zur Erneuerung des Mandats für das Programm zur Bekämpfung des 
Rassismus‘ der Programmeinheit „Gerechtigkeit und Dienst‘ (Kommission für PCR); 
abgedruckt in: epd-Dok. 33/1974, S. 96ff.; vgl. LM 13, 1974, S. 357-360. 

Vgl. dazu E. Adler, A Small Beginning, Genf 1974; deutsch: Ökumene im Kampf 
gegen Rassismus. Ein erster Anfang, epd-Dokumentation, Bd. 14, 1975. 
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umstrittene Sonderfonds für die Unterstützung von Befreiungsbewegungen durch 
humanitäre Mittel eine gewichtige Rolle. Der Rat der EKD machte sich zum 
Sprecher der laut gewordenen Bedenken, wobei ihm nicht nur die Kritik, 
sondern auch der Hinweis auf den Beitrag der EKD zum Programm zur Be- 
kämpfung des Rassismus wichtig war: 


STELLUNGNAHME DES RATES DER EVANGELISCHEN KIRCHE 
IN DEUTSCHLAND 
ZUR ERNEUERUNG DES MANDATS FÜR DAS PROGRAMM 
ZUR BEKÄMPFUNG DES RASSISMUS 


Vom 12. Juli 1974? 


Die Kommission des Ökumenischen Rates der Kirchen für das Programm zur Bekämpfung 
des Rassismus hat in ihrer Sitzung im Mai 1974 einen Vorschlag zur Erneuerung des 
Mandates für das „Programm zur Bekämpfung des Rassismus‘‘ durch den Zentralausschuß 
des ÖRK in seiner Sitzung im August 1974 in Berlin vorgelegt. Der Generalsekretär des 
ÖRK hat in einem Schreiben an alle Mitgliedskirchen um eine Stellungnahme dazu bis 
zum 12. Juli 1974 gebeten. 

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat sich ausführlich mit diesem Vor- 
schlag befaßt und nimmt zu ihm in folgender Weise Stellung: 

Das von der Kommission für das Programm zur Bekämpfung des Rassismus erarbeitete 
Dokument enthält die Entwürfe für drei Entschließungen, durch die der Zentralausschuß 
das Mandat erneuern soll. Mit diesen Entschließungen werden ausführliche Begründungen 
und Erläuterungen verbunden, die das Verständnis und die inhaltliche Durchführung des 
künftigen Programms bestimmen. Gegen diese Begründungen und Erläuterungen müssen 
wir schwere Bedenken geltend machen. 

Das Dokument verzichtet darauf, die von vielen Seiten schon früher angesprochene 
Kritik an dem Programm aufzunehmen und offen zu diskutieren. Außerdem findet die 
mehrgestaltige Handhabung des Programms in den Mitgliedskirchen (‚multiple Strategie‘) 
keine Erwähnung. Wir sehen darin schwerwiegende Mängel der Vorlage, die für die öku- 
menische Gemeinschaft nicht förderlich sind. 

Wir anerkennen nach wie vor unsere Aufgabe, an der Bekämpfung des Rassismus mit- 
zuwirken. Wir bitten deshalb, unseren Bedenken Rechnung zu tragen und die Mängel 
der Vorlagen zu beseitigen. Wir halten das für dringend erforderlich, damit uns eine Be- 
teiligung an diesem Programm möglich ist. 

Diese unsere Stellungnahme wird nachstehend begründet. Gleichzeitig sprechen wir 
einige Empfehlungen zur Verbesserung oder Ergänzung des Programms aus. 


I. Rassismus und Menschenrechte 


Rassismus ist Sünde. Er verhindert die gleichberechtigte Verwirklichung der Menschen- 
rechte. Deshalb ist der Rassismus kein Sonderproblem, das isoliert gelöst werden kann. 
Er gehört in den größeren Zusammenhang individueller und sozialer Grundrechte des 
Menschen. 

Rassismus ist Sünde, denn er verleugnet die Gottebenbildlichkeit des Menschen und 
verachtet die in Christus sichtbar gewordene Liebe Gottes gegenüber allen Menschen unbe- 
schadet ihrer Rasse und Herkunft. Weil rassische Diskriminierung ihre Wurzel in einem von 
Gott gelösten Verständnis des Menschen hat, wirkt sie sich im personalen Bereich zwi- 


schenmenschlicher Beziehungen zerstörend aus und wird von ihren Opfern als menschliche 
Erniedrigung erfahren. 


9. Text in: Ökumenische Centrale, Materialdienst Nr. 11, Frankfurt 1974. 
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Wo in dieser Weise die Menschenwürde verletzt wird, bilden und verfestigen sich insti- 
tutionelle Strukturen, die politische, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Benachteili- 
gungen einschließen und den Frieden zwischen den Völkern gefährden. So verstanden ist 
„Rassismus“ Teil eines größeren Komplexes, der die personalen und sozialen Bezüge 
insgesamt umfaßt. Wer Rassismus bekämpft, hat es nicht nur mit dem Verhältnis von 
Mensch zu Mensch, sondern zugleich auch mit allen Lebensverhältnissen der unterdrückten 
Menschen zu tun. 

Es gibt namentlich im Verhältnis zwischen den Industrieländern und den industrie- 
armen Ländern Benachteiligungen und Probleme sehr verschiedener Ursache und Gestalt, 
die sich nicht ausreichend mit dem Rassismusbegriff erfassen lassen. Deshalb sollte das 
Verständnis von Rassismus sehr viel präziser gefaßt und nicht pauschal auf alle Arten 
menschlichen und sozialen Unrechts im Verhältnis zwischen Völkern und Rassen ange- 
wandt werden. Rassische Benachteiligung löst mit Recht starke Affekte aus. Gerade darum 
aber sollte der Begriff des Rassismus überlegt gebraucht werden. 

Entsprechend hat die Synode der EKD auf ihrer Tagung in Bremen 1973 die Entwick- 
lungs- und Rassenprobleme der heutigen Welt in den Gesamtzusammenhang der allge- 
meinen Menschenrechte hineingestellt. Sie hat dazu aufgefordert, aktiv an ihrer Weiter- 
entwicklung und an ihrer konkreten Anwendung im Sinne politischer, wirtschaftlicher, 
sozialer und kultureller Grundrechte mitzuwirken. Die uneingeschränkte Zuerkennung 
der allgemeinen Menschenrechte an alle Menschen nimmt praktisch das Gebot der Nächsten- 
liebe auf und stellt das Verhältnis rassisch verschiedener Menschen zueinander unter das 
göttliche Angebot der Versöhnung. Wir sehen darin das wichtigste Motiv zu einer wirk- 
samen Überwindung politischer, wirtschaftlicher und sozialer Benachteiligung. Informa- 
tion, Bewußtseinsbildung und Arbeit an der Veränderung der Verhältnisse brauchen zu- 
dem eine möglichst breite Basis. { 

Aus diesen Gründen empfiehlt es sich, das ökumenische Programm des Rassismus in den 
größeren Zusammenhang der Durchsetzung der Menschenrechte zu stellen. 


- II. Weißer und anderer Rassismus 


„Weißer‘‘ Rassismus ist besonders ernst zu nehmen, weil er sich mit der politischen und 
wirtschaftlichen Kraft der westlichen Industrienationen verbindet. Das Programm des 
Ökumenischen Rates darf sich aber nicht als ein einseitiges Kampfprogramm verstehen. 

Das ökumenische Programm zur Bekämpfung des Rassismus konzentriert sich auf den 
„weißen“ Rassismus und meint damit die rassische Diskriminierung farbiger Völker durch 
die weißen Industrienationen des Westens. In der Tat handelt es sich hier um die wirk- 
samste Form von Rassismus, weil er sich mit politischer und wirtschaftlicher Macht ver- 
bindet. Diese Form rassischer Diskriminierung ist deshalb so schwer zu überwinden, weil 
darin das Kolonialzeitalter noch nachwirkt und in ihr wirtschaftliche Strukturen fort- 
dauern, die einer fairen Partnerschaft in Wirtschaft und Handel entgegenstehen. 

Der weiße Rassismus hat im Abendland seine Wurzeln. Die Kirchen und Christen des 
Westens trifft eine besondere Verantwortung für seine Auswirkungen. Die Erkenntnis 
eigener schuldhafter Verstrickung in Verhältnisse rassischer und sozialer Diskriminie- 
rung nötigt uns dazu, uns nachdrücklich dafür einzusetzen, daß ungerechte Lebensver- 
hältnisse in vielen Ländern überwunden werden. Dies ist ohne tiefgreifende Anderung po- 
litischer, gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Strukturen nicht denkbar. Die Bereitschaft 
zu diesen Änderungen zu wecken, gehört daher mit zur christlichen Weltverantwortung. 
Auch darin wird der größere Zusammenhang rassischer Diskriminierung sichtbar. “ 

Aber es gibt nicht nur diesen weißen Rassismus der Völker des Westens. Es gehört zu 
den tragischen Erscheinungen des Rassismus, daß Völker, die unter rassischer Unter- 
drückung zu leiden hatten und leiden, auch ihrerseits rassistisch reagieren. 

Der Ökumenische Rat muß sich von dem Verdacht freihalten, mit seinem Programm 
ein einseitiges Kampfprogramm zu entwickeln. Dies Programm wird um so mehr über- 
zeugen und von den Gemeinden aufgenommen werden, je deutlicher ‚darin zum Ausdruck 
kommt, daß der Rassismus viele Gesichter hat und überall zu Hause ist. 
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III. Einseitige Beurteilung der Weltpolitik 


Die gegenwärtige Weltpolitik ist von vielschichtigen Gegensätzen bestimmt. Eine gerechte 
Analyse der komplexen Gesamtsituation muß versuchen, alle wesentlichen Faktoren zu 
berücksichtigen. Der Ökumenische Rat kann es sich deshalb nicht leisten, sein Programm 
zur Bekämpfung des Rassismus mit einer einseitigen Beurteilung der weltpolitischen Lage 
zu verknüpfen. 

Mit der starken Konzentration auf den ‚weißen‘ Rassismus der westlichen Industrie- 
nationen hängt es offenbar zusammen, daß dem Programm eine einseitige Beurteilung der 
weltpolitischen Gesamtlage zugrunde gelegt wird. Tatsächlich aber ist die gegenwärtige Welt- 
politik von starken Gegensätzen unterschiedlicher Art bestimmt, die sich gegenseitig über- 
lagern. Diese komplexe Lage erlaubt es nicht, für bestimmte Gefahren im Zusammenleben 
der Völker allein die westliche Mächtegruppe verantwortlich zu machen. Mit Recht stellt 
daher die Stellungnahme des Landeskirchenrates der Ev.-Luth. Kirche in Bayern vom 
25. Juni 1974 fest, daß in dem neu erarbeiteten Dokument eine weitgehende Beschrän- 
kung der Konfliktbereiche auf ehemalige oder gegenwärtige Einflußgebiete der nord- 
amerikanisch-westeuropäischen Staaten und ihre Ausdehnung auf die „Ausbeutung von 
ausländischen Arbeitskräften in Europa“ geübt wird. Auf diese Weise werden — so heißt 
es weiter in der bayerischen Stellungnahme — die Rassen- und Gruppengegensätze nicht 
vermindert, sondern eher verschärft, „zumal weite Gebiete rassischer und nationaler Dis- 
kriminierung sowie politischer und wirtschaftlicher Unterdrückung ... ausgespart werden.“ 

Wir verkennen nicht die große Schwierigkeit ökumenischer Organe, in der Beurteilung 
weltpolitischer Zusammenhänge nach allen Seiten hin unabhängig zu verfahren. Es muß 
aber ein für alle zumutbarer Weg gefunden werden, der auch denen, die in politischer Hin- 
sicht eine differenzierte Auffassung vertreten, den Zugang zu diesem ökumenischen Pro- 
gramm offen hält. 


IV. Theologische Erwägungen im Zusammenhang mit dem Programm 


Die Problematik des Rassismus ist geeignet, die Kirchen und Gemeinden für eine Erweite- 
tung christlicher Weltverantwortung zu gewinnen. Dies kann aber nicht dadurch geschehen, 
daß sie für theologische Begründungen politischer Verantwortung in Anspruch genommen 
werden, die sie nicht teilen können. Darum muß dringend darum gebeten werden, die 
theologischen Grundlagen für politisch relevante Aktionen des Ökumenischen Rates SOIg- 
fältiger zu erarbeiten. 

Das Programm des ÖRK zur Bekämpfung des Rassismus hat in unseren Kirchen die kri- 
tische Auseinandersetzung mit der menschlichen, politischen, sozialen und kulturellen Dis- 
kriminierung von Völkern, Gruppen und Einzelnen gefördert. Kirchenleitungen und 
Synoden haben sich mit den Ursachen und Auswirkungen des Rassismus befaßt. Sie haben 
im Sinne des Versöhnungsauftrages der Christenheit an der Welt die Notwendigkeit be- 
jaht, menschenunwürdigen Verhältnissen und unheilvollen Entwicklungen entgegenzutreten. 

Die Diskussion des Programms in unseren Mitgliedskirchen ließ jedoch auch deutlich wer- 
den, wieviel heftige Kritik an den Grundlagen des Programms und seiner Handhabung vor- 
handen ist. Sie wird durch das neue Dokument vom Mai 1974 eher noch verstärkt, insbe- 
sondere wegen mancher mit dem Programm verbundener theologischer Erwägungen. Be- 
sonders klar ist diese Kritik in einer Stellungnahme der Landessynode der Ev.-Luth. Landes- 
kirche Hannovers vom 21. Juni 1974 formuliert worden. Wir zitieren daraus den entspre- 
chenden Abschnitt: 

1. Wir sehen als Grundproblem der Vorlage an, wie angesichts ihrer Aussagen den Vorwür- 
fen begegnet werden soll: 

— hier werde das in Christus geschenkte ewige Heil politischen Befreiungsprogrammen 
gleichgestellt; 

— hier werde versucht, das zukünftige Reich Gottes in einem durch Menschen zu schaffen- 
den Reich des Friedens aufgehen zu lassen. 

2. In der Vorlage wird nicht deutlich unterschieden zwischen der Freiheit, die Christus 
schenkt, und einer politischen Befreiung. 

Wir glauben, daß die in Christus geschenkte Freiheit Christen dazu treibt, politische Frei- 
heit für Menschen zu schaffen. 
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Wir fragen aber: Bleibt die Freiheit, die Christus schenkt, nicht auch dort mächtig, wo 
politische Freiheit noch nicht erreicht ist oder wieder verloren wurde? 

3. Die Vorlage sagt, „daß der Einsatz gegen den Rassismus und für die Befreiung in sich 
selbst ein Zeugnis für Christus ... und Verkündigung des Evangeliums darstellt“. 

Wir glauben, daß das Handeln der Christen der Bekräftigung des Zeugnisses für Christus 
dienen kann. 

Wir fragen aber: Hat der Kampf um politische Freiheit nicht auch teil an der Schuldver- 
flochtenheit allen menschlichen Tuns, und kann er nicht auch das Zeugnis von der Liebe 
Gottes, die unter den Menschen Frieden, Versöhnung und Liebe auch zu den Feinden schaffen 
will, verdunkeln? 

4. Die Vorlage sagt, daß unterschiedliche Einstellungen von Christen zu Strategien des 
Programms gegen den. Rassismus nachweislich davon abhängen, wo ihre Vertreter leben 
und inwieweit sie direkt von der Problematik betroffen sind. 

Wir wissen: Christen sind in ihren Meinungen auch durch die politischen und gesellschaft- 
lichen Strukturen, in denen sie leben, bestimmt. 

Wir fragen aber: Setzt die Vorlage nicht eine Abhängigkeit des Glaubens und Denkens 
der Christen von bestimmten Lebensumständen voraus, die die Hoffnung auf die Befreiung 
auch des Denkens aus gottlosen Bindungen durch Christus leugnet? 

Wir fragen weiter, ob nicht bei solchen Voraussetzungen das Gespräch zwischen Christen 
aus unterschiedlichen Lebensbereichen sehr erschwert wird. 

Wir bitten dringend, daß es über diese Fragen um der Menschen, die unsere Hilfe brau- 
chen, und um der Gemeinschaft unseres Glaubens willen zu einem klärenden Gespräch im 
ORK kommt. 

Indem wir uns diesen kritischen Anfragen anschließen, bitten wir im Interesse der öku- 
menischen Gemeinschaft darum, an den Grundlagen dieses Programms neu zu arbeiten. 
Wir sehen in dem Festhalten an einseitigen theologischen Positionen, die für alle bean- 
sprucht werden, eine Belastung. 


V. Probleme des Sonderfonds 


Die Beziehungen zu Befreiungsbewegungen, die sich im bewaffneten Kampf mit weißen 
Regierungen befinden, müssen sorgfältig und kritisch überlegt werden. Sie müssen einer 
kirchlichen, theologischen und politischen Beurteilung standhalten. Da das vorliegende 
Dokument den Sonderfonds zu einem der Schwerpunkte des Programms erklärt, richten 
sich an ihn auch besonders unsere kritischen Anfragen. Einem in seiner Struktur und 
Zielsetzung unveränderten Sonderfonds können wir nicht zustimmen. 

Nachdrücklich werden bei uns und in den Gliedkirchen der EKD Bedenken erhoben 
gegen den Sonderfonds, aus dem unter anderem Befreiungsbewegungen, die sich im be- 
waffneten Kampf mit weißen Kolonial- und Minderheitsregierungen befinden, zweckge- 
bundene finanzielle Zuwendungen für humanitäre Zwecke erhalten, ohne daß die ent- 
sprechende Verwendung der Mittel nachgewiesen werden muß. In den Beziehungen zwi- 
schen Kirchen ist eine solche Praxis als Beweis des wechselseitigen Vertrauens von Part- 
nern innerhalb der ökumenischen Gemeinschaft angebracht. Im Rahmen des Sonderfonds 
kommt sie jedoch, ob man es will oder nicht, einer Identifizierung mit den politischen 
Bewegungen gleich. Dadurch werden Zweifel ausgelöst, ob in diesem Zusammenhang aus- 
reichend über das Problem der Gewaltanwendung nachgedacht worden ist. Es darf nicht 
verdunkelt werden, daß die Bereitschaft und der Anruf zur Versöhnung das entscheiden- 
de Motiv für die Bekämpfung von Rassismus ist. 

Nach biblischem Zeugnis ist der Kirche die Unterstützung von Gewaltmaßnahmen ver- 
wehrt. Wir vermissen jedoch eine kritische Auseinandersetzung mit den in der Gewaltan- 
wendung liegenden Gefahren und Versuchungen sowie den Hinweis auf die Schuldver- 
flochtenheit alles menschlichen Tuns, an der jeder Kampf um politische Freiheit teil hat. 
Es sei daran erinnert, daß der Zentralausschuß des ÖRK in seiner Entschließung vom 
28. August 1973 selbst dafür eingetreten ist, Initiativen zu ergreifen, „um Kirchen und 
Christen in allen Teilen der Welt zum gründlicheren Studium der gewaltfreien Aktionen 
zugunsten der Unterdrückten und zu einem mutigeren Engagement zu ermutigen und 
sie in diesem Bemühen zu unterstützen“. 
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Um der Liebe Christi willen ist die Kirche verpflichtet, den bedürftigen und in Not ge- 
ratenen Menschen, unbeschadet ihrer politischen oder ideologischen Überzeugung, zu hel- 
fen. In Gebieten militärischer Konflikte muß alles geschehen, um das Mißverständnis 
zu vermeiden, humanitäre Hilfe legitimiere Gewaltanwendung. Hilfeleistungen sollten 
deshalb in Form von Sachlieferungen bzw. projektgebunden oder, wo immer möglich, 
von Kirche zu Kirche erfolgen. So könnte verdeutlicht werden, daß die Kirche sich in 
ihren Hilfsprogrammen nicht mit einer politischen Bewegung oder staatlichen Macht 
identifiziert, mit der sie um der notleidenden Menschen willen zusammenarbeitet. 

Wir sind uns bewußt, daß unsere Auffassung nicht von allen Mitgliedskirchen des ORK 
geteilt wird. Wenn Christen bei uns den Sonderfonds in der derzeitigen Form nicht 
unterstützen, fällen sie damit kein Urteil ‚über die Berechtigung oder Notwendigkeit 
eines bewaffneten Kampfes gegen Unterdrückung ... — kein negatives, aber auch kein 
positives! Sie verurteilen nicht die Entscheidung derer, die in solchen Auseinander- 
setzungen stehen. Sie wollen aber auch nicht dazu ermutigen, daß andere sich selbst 
und vielleicht auch Unbeteiligte und Unschuldige opfern‘‘ (Memorandum der Kirchen- 
leitung der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands vom 16. Mai 1974). 


VI. Behandlung von Einwänden und abweichenden Auffassungen 


Das Programm zur Bekämpfung des Rassismus hat von Anfang an in unseren Kirchen 
zu kritischen Fragen Anlaß gegeben. Diese Anfragen hätten ihrem Gewicht nach eine 
Behandlung in dem jetzt vorliegenden Dokument für den Zentralausschuß verdient. 

Mit Verwunderung stellen wir fest, daß die Vorlage der Kommission mit keinem Wort 
auf die kritischen Einwände eingeht, die von verschiedenen Kirchen gegen die Begrün- 
dung des Programms, seine inhaltliche Bestimmung sowie die Handhabung des Sonder- 
fonds erhoben worden sind. Unseres Erachtens müßten vom Zentralausschuß abweichen- 
de Positionen nicht nur festgestellt, sondern auch in ihrem Recht ausdrücklich anerkannt 
werden. Es fällt uns auf, daß in der Vorlage nicht mehr von der Notwendigkeit der 
„multiplen Strategie‘ in der Bekämpfung des Rassismus gesprochen wird. Da die Inter- 
pretation dieses Begriffs strittig ist, halten wir eine Präzisierung für erforderlich. Wir 
bitten daher den Zentralausschuß, bei seinen Beratungen über die Zukunft dieses Pro- 
gramms eine entsprechende Klärung vorzunehmen (vgl. Elisabeth Adler: A small be- 
ginning, S. 40ff.). 

Das Programm des Ökumenischen Rates der Kirchen zur Bekämpfung des Rassismus 
erweist sich mehr und mehr als Testfall für die Tragfähigkeit der ökumenischen Gemein- 
schaft. Alle Beteiligten müssen das ihre dazu tun, daß auch tiefgreifende Meinungsunter- 
schiede in der Wahrheit und in der Liebe ausgetragen werden. Nur dann erfährt unsere 
ökumenische Gemeinschaft die dringend nötige Vertiefung und Befestigung. 


Stuttgart, den 12. Juli 1974 Landesbischof Dr. Helmut Claß, 


Vorsitzender des Rates der Evangelischen Kirche 
in Deutschland 


PS: Aus der als Anlage zu dieser Stellungnahme beigefügten Übersicht geht hervor, 


welche speziellen Beiträge zur Bekämpfung des Rassismus die EKD bisher zu leisten ver- 
mochte. 


ANLAGE ZUR STELLUNGNAHME DES RATES DER EKD 
ZUR ERNEUERUNG DES MANDATS FÜR DAS PROGRAMM ZUR 
BEKÄMPFUNG DES RASSISMUS 


Der Beitrag der EKD zum Programm zur Bekämpfung des Rassismus 


Wie bisher wird sich die Evangelische Kirche in Deutschland um des den Christen ge- 
gebenen Versöhnungsauftrages willen nachdrücklich für die Überwindung des Rassismus 
in seinen verschiedenen Formen einsetzen. Dies geschieht in folgender Weise: 

1. Im Herbst 1974 ist mit dem Abschluß der von der EKD in Auftrag gegebenen 
Studien über die wirtschaftlichen und rüstungswirtschaftlichen Beziehungen zwischen 
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dem südlichen Afrika und der Bundesrepublik Deutschland zu rechnen. Eine Diskussion 
mit Vertretern wirtschaftlicher Interessengruppen und staatlicher Stellen über die Ergeb- 
nisse dieser Studien ist vorgesehen. 

2: Unbeschadet dieser Auswertung der Studien werden die Gespräche mit einzelnen 
deutschen Firmen, die in Südafrika Zweigniederlassungen haben, fortgesetzt. Dabei geht 
es hauptsächlich um die Verbesserung der arbeitsrechtlichen Stellung der schwarzen und 
farbigen Arbeitnehmer sowie um die Änderung der Lohnstruktur. Es ist beabsichtigt, die 
Firmengespräche künftig durch entsprechende Verhandlungen mit politischen Stellen zu 
ergänzen, die den wirtschaftlichen Rahmen festsetzen, innerhalb dessen deutsche Firmen 
im südlichen Afrika tätig sind. 

3. Inzwischen wurden Kontakte zum Deutschen Gewerkschaftsbund hergestellt. Am 
19. November 1973 fand eine Begegnung mit dem Bundesvorstand des DGB statt. Da- 
bei wurde unter anderem erörtert: 

die Problematik von Investitionen deutscher Firmen in Südafrika; 

wie die schwarzen Arbeiter in ihrem Bestreben unterstützt werden können, unabhängige 
Gewerkschaften zu bilden und deren Tariffähigkeit zu erreichen. 

. Es wurde vereinbart, öffentlich darauf hinzuweisen, daß die Emigration deutscher Fach- 
kräfte nach Südafrika schwarzen Arbeitern Arbeitsplätze und Aufstiegschancen vornenthält 
und zur Verschärfung der Rassenkonflikte beiträgt. 

Im Mai 1974 veranstaltete der DGB in Zusammenarbeit mit der EKD eine Südafrika- 
Tagung für Betriebsräte und Arbeitnehmervertreter in Aufsichtsräten von deutschen Unter- 
nehmen, die in Südafrika Tochterunternehmen unterhalten. Die Gewerkschaftsvertreter 
verpflichteten sich, bei weiteren Investitionen ihrer Firmen in Südafrika darauf zu drängen, 

daß schon bestehende oder im Aufbau befindliche schwarze Gewerkschaften als Tarif- 
partner anerkannt und künftig in ihrer Arbeit nicht mehr behindert werden, 

die Kluft zwischen den Löhnen weißer und farbiger Arbeitnehmer geschlossen und 
gleicher Lohn für gleiche Arbeit gezahlt wird, 

die Reservierung bestimmter Berufe oder Tätigkeiten für Weiße abgeschafft und die Be- 
rufsausbildung voll für schwarze Arbeitnehmer geöffnet wird. 

die soziale Sicherheit auch den schwarzen Betriebsangehörigen gewährleistet wird. 

4. Alle diese Maßnahmen dienen dem Zweck, die Ausbildungsmöglichkeiten, die öku- 
menischen und sozialen Selbsthilfechancen der schwarzafrikanischen Bevölkerung in Süd- 
afrika zu unterstützen und so Strukturen rassischer Benachteiligung abbauen zu helfen. 

Sollten sich diese Versuche als ergebnislos herausstellen, so würde dies eine Überprüfung 
des von der EKD zunächst eingeschlagenen Weges nötig machen. 

5. Die Diskussion um das ökumenische Programm zur Bekämpfung des Rassismus in 
Kirche und Öffentlichkeit haben die starken rassischen Vorbehalte deutlich werden lassen, 
die im Bewußtsein vieler Menschen bestehen. Daher wird die EKD sich nachdrücklich für 
Vorschläge einsetzen, die zum Ziel haben, rassische Vorurteile in Schulbüchern, Fernseh- 
sendungen, in der Berichterstattung publizistischer Medien wie auch in eigenen Publika- 
tionen (Material für Unterricht in Kirche und Schule, Predigthilfen etc.) zu beseitigen. 

6. Die EKD wird die kirchlichen Entwicklungsdienste bitten, solchen Gruppen, die 
unter rassischer Diskriminierung leiden, in vermehrtem Umfang zu helfen. Insbesondere 
sollen Ausbildungsmaßnahmen gefördert werden, um so den Selbsthilfewillen der Gruppen 
zu stärken. 

7. Im Sinne ihres Vorschlages, die Maßnahmen zur Bekämpfung des Rassismus in den 
weiteren Zusammenhang des Einsatzes für eine volle Verwirklichung der Menschenrechte 
zu stellen, plant die EKD die Bildung einer entsprechenden Kommission. Sie soll künftig 
den Rat der EKD in allen Fragen, die die Menschenrechte betreffen, beraten und Vor- 
schläge entwickeln, wie sich die Christen aktiv für die Verwirklichung der Menschenrechte, 
insbesondere auch bei deren Verletzung aus rassischen, politischen oder sozio-kulturellen 
Gründen, einsetzen können. 


Die endgültige Fassung des Vorschlags für die Erneuerung des Mandats für das 
Antirassismus-Programm, die dann dem Zentralausschuß in Berlin vorlag, trug 
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den ausgesprochenen Einwänden weitgehend Rechnung, so daß die nachfol- 
genden Entschließungen eine fast einstimmige Mehrheit fanden: 


ENTSCHLIESSUNGEN DES ZENTRALAUSSCHUSSES DES ÖRK 
VOM 15. AUGUST 1974'° 


1. Der Zentralausschuß beschließt, das Programm zur Bekämpfung des Rassismus als ein 
laufendes Programm des ÖRK fortzusetzen. Der Zentralausschuß bestätigt die in den Proto- 
kollen der Zentralausschüsse von Canterbury (1969), Addis Abeba (1971) und Utrecht 
(1972) festgelegten Richtlinien und erneuert das Mandat der Kommission!!. 

2. Der Zentralausschuß beschließt, seine Zuwendungen aus dem Sonderfonds an Be- 
wegungen der unterdrückten Rassengruppen sowie an Organisationen, die die Opfer der 
Rassendiskriminierung unterstützen, fortzusetzen, und zwar mit einem alljährlich aufzu- 
bringenden und zu verteilenden Mindestbetrag von Dollar 300.000. 

3. Der Zentralausschuß beschließt, daß die Mitwirkung und Konsultation der Regionen 
und der Zusammenarbeit mit unterdrückten Rassengruppen bei der künftigen Arbeit des 
Programms zur Bekämpfung des Rassismus verstärkt gefördert werden muß und daß Richt- 
linien für die künftige Arbeit des Programms der Fünften Vollversammlung (1975) zur 
Diskussion und Beschlußfassung vorgelegt werden sollen. Ferner fordert der Zentralaus- 
schuß, PCR möge die Notwendigkeit multipler Strategien im Kampf gegen den Rassis- 
mus prüfen und dem Exekutiv- oder Zentralausschuß baldmöglichst hierüber Bericht erstatten. 


Seine Ablehnung des Sonderfonds (Punkt 2 der Entschließungen) brachte je- 
doch der deutsche Delegierte Richard von Weizsäcker (Mitglied des Rates der 
EKD) in einem Sondervotum zum Ausdruck, weil die Funktion des Sonder- 
fonds politisch mißdeutbar und einer projektgebundenen Unterstützung der 
Vorzug zu geben sei!?: 


Den Entschließungen 1 und 3 werde ich zustimmen, der Entschließung 2 dagegen nicht. 
Dies möchte ich wie folgt begründen: 

1. Mit der Beratung des Antirassismus-Programms für und in Berlin haben wir eine 
qualitativ neue Phase im Umgang miteinander erreicht. Das Antirassismus-Programm ist 
von großer Bedeutung für den ÖRK. Aber es hat auch erhebliche Verständnisprobleme 
bei manchen Mitgliedskirchen, darunter der meinigen, mit sich gebracht ... 

Die Begründungen des neuen Papiers stärken mein Gewissen und meine Argumente, 
um dem grundlegenden Beschluß 1 ebenso wie dem 3. Beschluß zuzustimmen und mich 
für ein Programm zur Bekämpfung des Rassismus in dieser Form vor der eigenen Synode 
einzusetzen. 

2. Die Entschließung Nr. 2 befaßt sich mit dem Sonderfonds, das heißt, mit einem be- 
deutsamen Kapitel des Antirassismus-Programms, welches aber keinesfalls mit dem ganzen 
Antirassismus-Programm gleichgesetzt werden kann. Meine Kirche hat hierzu Vorschläge 
gemacht, und zwar im Lichte der Erfahrungen, die wir seit den letzten Beschlüssen des 
Zentralkomitees in Addis Abeba und in Utrecht zu machen hatten. Dabei denke ich auch 
an die Gewaltstudie, die uns weitergeholfen, aber auch gezeigt hat, daß es hier unter- 


10. Dieser Beschluß steht am Ende eines umfangreichen Dokumentes zur Verlänge- 
rung des Antirassismus-Programms, das das Problem in seinen verschiedenen Aspekten 
erörtert. Text in: epd-Dok. Nr. 40/1974, S. 107-112 und H. Krüger (Hg.), Ökumenische 
Bewegung 1973-1974, Bh ÖR 29, 1975, S. 110-115; Kurzfassung in Ev. Komm. 7, 
1974, S. 568-570. Vgl. auch die Berichte in ÖR 23, 1974, S. 474-525. 

11. Die Texte der genannten Protokolle s. in: Ökumenische Centrale, Materialdienst 
Nr. 24, Frankfurt 1969; H. Krüger (Hg.), Addis Abeba 1971, Bh ÖR 17, 1971; H. 
Krüger (Hg.), Genf 1973, Bh ÖR 24, 1974. 

12. Text in: epd-Dok. Nr. 40/1974, S. 113£. 
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schiedliche Meinungen gibt, mit denen wir vorläufig leben müssen. Im Vorschlag der EKD 
war daher vorgesehen, auch beim Sonderfonds die Möglichkeit von Hilfeleistungen an 
Empfängerorganisationen projektgebunden oder in Form von Sachlieferungen, gegebenen- 
falls schließlich auch von Kirche zu Kirche einzuräumen. Damit könnte verdeutlicht wer- 
den, daß die Kirchen nicht zur Politik der Empfängerorganisationen als solcher Stellung 
nehmen. Aber sie arbeiten mit diesen Organisationen für notleidende Menschen in den 
umkämpften Gebieten zusammen. 

Dieser Vorschlag findet hier keine Unterstützung. Wir hören den Hinweis, daß gemäß 
früheren Beschlüssen keine völlige Identifizierung mit politischen Bewegungen stattfindet, 
daß die Mittel humanitären Zielen zu dienen bestimmt sind und daß kein Verstoß da- 
gegen bekannt ist. Das habe ich gut verstanden und bezweifle es nicht. Dennoch erscheint 
mir kirchliches Handeln beim Sonderfonds in seiner jetzigen Form zweideutig. 

Die Mittel des Sonderfonds sind viel zu klein, als daß sie selbst die Gefahr einer Gewalt- 
eskalation mit sich bringen könnten. Für Befreiungsbewegungen, die heute schon die 
Verantwortung für große Territorien haben, sind es rein symbolische Gaben. Eben deshalb 
sind es Gaben einer politischen Solidarität. So werden sie verstanden und auch politisch 
genutzt. Dafür gibt es vielfache Beweise. Viele Christen, auch bei uns, die für den Sonder- 
fonds spenden, sehen und wollen die Zusammenhänge so und sagen dies auch ganz offen. 
Ich respektiere voll und ganz die Entscheidung eines Christen, der sich aus ethischen 
Gründen zu dieser politischen Haltung bekennt. Aber diese politisch-ethische Entschei- 
dung als Christ ist etwas anderes ’als das, was die Kirche zu verantworten hat. Sie umfaßt 
Gemeindemitglieder in unterschiedlichen Lebenslagen und mit verschiedenen Meinungen 
und Entscheidungen. Die Kirche hat ihre Gewissen zu schärfen, kann ihnen aber die Ent- 
scheidung und die Verantwortung nicht abnehmen. Das weiß man bei den Kirchen und 
auch hier im ÖRK. Deshalb wird den Kirchen empfohlen, beim Sonderfonds ihren zögern- 
den Gemeindemitgliedern zu sagen, es fände ja keine volle politische Identifizierung statt 
und die Sache sei humanitären Zielen gewidmet. 

Dies ist angesichts der Realitäten zweideutig. Es könnte, wie viele glauben, dadurch be- 
reinigt werden, daß man auch projektgebundene Spenden zuläßt. Man könnte dann, was 
notwendig wäre, die Summen des Sonderfonds wesentlich erhöhen. Viele, mich einge- 
schlossen, würden dann nicht nur aktiv für solche Spenden werben, sondern sich auch 
für die Einrichtung eines Postens in unseren kirchlichen Haushaltsmitteln für diesen Zweck 
einsetzen. Solange dies aber hier noch nicht akzeptabel erscheint, halte ich es für besser, 
wenn die Beiträge, die die Bekämpfung des Rassismus erfordert, noch auf anderen Wegen 
außerhalb des Sonderfonds geleistet werden. 

Würde ich als Mitglied des Zentralkomitees jetzt für den Sonderfonds stimmen, so 
würde ich mich auch für verpflichtet halten, in seiner jetzigen Form für ihn vor der eige- 
nen Synode zu werben. Da ich dazu nicht in der Lage bin, muß ich mich hier bei der 
Resolution 2 zu einem Nein bekennen .... 


Der Rat der EKD nahm nach Abschluß der Beratungen des Zentralausschusses 
zu deren Ergebnissen Stellung, „welche die Gliedkirchen der EKD, die Ge- 
meinden und Christen in unserem Land, die wir alle zu dieser ökumenischen 
Gemeinschaft gehören, zu verstärkter Mitarbeit an ökumenischen Fragen auf- 
rufen“. Zu den Entschließungen zum Antirassismus-Programm stellte er fest: 


STELLUNGNAHME DES RATES DER EKD ZUM BESCHLUSS DES 
ÖRK-ZENTRALAUSSCHUSSES VOM 30./31. AUGUST 1974'? 


Der Zentralausschuß hat die Fortsetzung des Programms zur Bekämpfung des Rassismus 
(PCR) beschlossen. Das ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, daß die ursprüngliche Vor- 
lage der Kommission zur Bekämpfung des Rassismus und seine theologische Begründung 
aufgrund der eingegangenen kritischen Stellungnahmen — auch aus dem Bereich der EKD — 


13. Abgedruckt in epd-Dok. Nr. 43a/1974. 
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zurückgezogen und durch eine neue ersetzt worden ist. Das Ergebnis zeigt, daß es sich 
bewährt, bei Fragen kontroverser theologischer Art die Mitgliedskirchen des Ökumenischen 
Rates der Kirchen vor einer endgültigen Beschlußfassung um Stellungnahmen zu bitten. 

Eine Ausweitung der Definition des Rassismusbegriffes wurde nicht vorgenommen. Nach 
wie vor gelten die entsprechenden Entschließungen der Zentralausschüsse von Canterbury 
(1969), Addis Abeba (1971) und Utrecht (1972). Auch wurde die PCR-Kommission aufge- 
fordert, die Notwendigkeit multipler Strategien im Kampf gegen den Rassismus zu prüfen 
und einen entsprechenden Bericht vorzubereiten. Desgleichen sollen Richtlinien für die 
künftige Arbeit des Programmes entwickelt und der Fünften Vollversammlung zur Ent- 
scheidung vorgelegt werden. 

Umstritten sind nach wie vor Struktur und Zielsetzung des Sonderfonds. Der Vorschlag 
des Rates der EKD, diesen Fonds für projektgebundene Mittel zu öffnen oder auch Sach- 
lieferungen vorzusehen, fand keine Mehrheit. Zwar wurde glaubwürdig versichert, daß die 
aus dem Sonderfonds politischen Befreiungsorganisationen zur Verfügung gestellten Mittel 
ausschließlich für humanitäre Zwecke eingesetzt worden sind. Jedoch ist es unstreitig, 
daß diese kirchlichen Zuwendungen Ausdruck einer politischen Solidarität auch mit sol- 
chen Gruppen sein sollen, die sich im bewaffneten Kampf befinden. In dieser Frage stehen 
sich unterschiedliche Erfahrungen und Einsichten gegenüber, wie verschiedene Voten be- 
sonders von Vertretern aus Ländern der Dritten Welt zeigten. 

Der theologische Meinungsbildungsprozeß, der in Berlin begonnen hat, muß hier fort- 
gesetzt werden. Angesichts der Meinungsverschiedenheiten über den Sonderfonds sieht 
sich der Rat der EKD gegenwärtig nicht in der Lage, die Unterstützung des Sonder- 
fonds aus kirchlichen Haushaltsmitteln zu empfehlen. Er achtet jedoch die Entscheidung 
mancher Christen und Gruppen in der evangelischen Christenheit in Deutschland, die 
den Sonderfonds durch freiwillige Spenden unterstützen. 

Das Programm zur Bekämpfung des Rassismus gehört selbstverständlich in den Ge- 
samtzusammenhang des Komplexes Menschenrechte und deren Verwirklichung. Unleug- 
bar stellt jedoch die Diskriminierung aus rassischen Gründen eine besondere Form der 
Verletzung der Menschenrechte dar. Wegen dieser Besonderheit meinte man, dieses Pro- 
gramm mit seinem spezifischen Auftrag beibehalten zu müssen. Im übrigen hat die Kom- 
mission des Ökumenischen Rates der Kirchen für Internationale Angelegenheiten die be- 
sondere Aufgabe, sich um allgemeine Fragen der Menschenrechte zu kümmern. So ist für 
den 21. bis 26. Oktober 1974 in St. Pölten (Österreich) eine Konsultation zum Thema 
„Menschenrechte und die christliche Verantwortung“ vorgesehen. 

Die Beratungen des Zentralausschusses ließen etwas erkennen von dem Geist, der die 
ökumenische Bewegung bestimmt und wie es in der Basis des Ökumenischen Rates der 
Kirchen niedergelegt ist ... 

Die EKD ist mit dem Ökumenischen Rat der Kirchen überzeugt, daß die Einheit der 
Kirche Jesu Christi vorgegeben ist und nicht erst durch uns geschaffen wird. Die Gemein- 
schaft der Kirchen muß jedoch immer neu gewonnen und neu verwirklicht werden. Auch 
im Ökumenischen Rat der Kirchen werden daher Konflikte ausgetragen wie bei uns. Nicht 
eine konfliktfreie, sondern eine durch Gott versöhnte Gemeinschaft ist das Ziel. 

Die EKD hat durch die Bereitschaft der Kirchen aus der Ökumene zu einer gelebten Ver- 
söhnung in schwerer Zeit Hilfe und Ermutigung empfangen. Durch ihre Mitgliedschaft im 
Ökumenischen Rat der Kirchen hat unsere Kirche in der Begegnung mit anderen Kirchen 
und Christen das Wirken des Heiligen Geistes neu erfahren. Auch haben uns diese Begegnun- 
gen mit den Kirchen und Christen aus allen Ländern der Erde reicher gemacht und uns vor 
der Gefahr der Isolierung oder Selbstüberschätzung bewahrt. Daher sind wir dankbar, dieser 


großen Gemeinschaft der weltweiten Christenheit anzugehören. Wir sehen darin eine Gabe 
Gottes. 


Trotz der immer noch ungelösten Problematik hat die Diskussion um das Anti- 
tassismus-Programm aber weder auf der Zentralausschußsitzung selbst noch 
innerhalb der EKD wieder jene Heftigkeit angenommen, mit der sie in den Jah- 
ren 1970/71 geführt worden war. 
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3. DER KAMPF GEGEN DEN „SEXISMUS“ 


In der ökumenischen Bewegung hat man sich seit der Konferenz von Lausanne 
1927 mit dem Problem befaßt, wie in Theorie und Praxis der Kirche die welt- 
weite rechtliche Benachteiligung und soziale Diskriminierung der Frau überwun- 
den werden könnte. Dies Problem ist in den letzten Jahren in neuer Intensität er- 
örtert worden, wobei es in den gesamtgesellschaftlichen Kontext eingeordnet 
wurde. In Berlin (West) fand vom 15. bis 22. Juni 1974 eine vom ÖRK einberufe- 
ne Konsultation mit über 150 Frauen aus 49 Staaten zum Thema ‚‚Sexismus 

in den 70er Jahren“ statt, die die evangelischen Kirchen in Deutschland zum 
ersten Mal in stärkerem Maße mit diesem Problem konfrontierte. In seiner Be- 
grüßungsansprache führte der Generalsekretär des ÖRK u.a. folgendes zum The- 
ma aus: 


PHILIP A. POTTER: SEXISMUS DER 70ER JAHRE 
— DIE DISKRIMINIERUNG DER FRAU '* 


Warum setzt sich ... der Ökumenische Rat für die Zusammenarbeit von Männern und 
Frauen in Kirche und Gesellschaft ein? In erster Linie selbstverständlich aus biblischen 
und theologischen Gründen. Am Anfang ‚schuf Gott sie als Mann und Weib. Und Gott 
segnete sie und sprach zu ihnen: Seid fruchtbar und mehret euch und füllet die Erde und 
macht sie euch untertan und herrschet über die Fische im Meer und über die Vögel unter 
dem Himmel und über das Vieh und über alles Getier, das auf Erden kriecht‘“ (1. Mose 
1,27-28). Von Anfang an war es Gottes Wille, daß Mann und Frau in ihrem Anders-Sein 
in einer partnerschaftlichen und komplementären Beziehung zueinander stehen. Das ‚Ich‘ 
und das ‚Du‘ des Schöpfers und der Kreatur werden zum ‚Ich‘ und ‚Du‘ von Mann und Frau, 
die voneinander verschieden sind und doch dem Bilde ihres Schöpfers gleichen. Die frühen jü- 
dischen Rabbiner Akiba und Simlai hatten gesagt: „Nicht der Mann ohne das Weib, noch das 
Weib ohne den Mann, noch beide zusammen ohne Shkinah, die Gegenwart Gottes‘. Mit 
anderen Worten: Nur in Shekinah, dem gegenwärtigen Gott, finden Mann und Frau zu 
sich selbst, nur in ihrer Freiheit für und vor Gott entdecken sie ihr Zusammen-Sein, ihre 
Freiheit von und für den anderen. Gott schuf Mann und Frau, damit sie sich in der Be- 
ziehung zum anderen verwirklichen, verschieden und doch ähnlich, beide gleichermaßen 
teilhabend am Schöpfungswerk Gottes und seiner Vollendung als seine Mitarbeiter für das 
Wohl aller Menschen. Israel hielt sich jedoch kaum an das, was Gott bei der Erschaffung 
von Mann und Frau beabsichtigt hatte, wenngleich es, wie wir wissen, auch dort Frauen 
gegeben hat, die eine führende Rolle spielten. Als Gott in Christus die Menschheit neu 
erschuf, tat er noch einmal seinen Willen kund, daß die Frau ebenso wie der Mann zu 
Glauben und Gehorsam berufen ist, und er tat es, indem er sich durch eine Frau, Maria, 
offenbarte. Als Paulus im Galaterbrief über diese Großtat Gottes schreibt, muß er einge- 
stehen, daß Christ-Sein heißt: „Hier ist nicht Jude noch Grieche, hier ist nicht Knecht 
noch Freier, hier ist nicht Mann noch Weib; denn ihr seid allzumal einer in Christus Jesus“ 
(Galater 3,28). Aufschlußreich ist auch die Tatsache, daß Martin Luther den Galaterbrief 
„meine Katharina von Bora‘ (seine Frau) nennt. Leider waren die Autoren der Bibel ganz 
entscheidend von ihrer Kultur geprägt und so finden wir eine ganze Reihe von Wider- 
sprüchlichkeiten in ihren Äußerungen über Frauen. Paulus beispielsweise wird oft als 
Apologet sexistischer Einstellungen und Verhaltensweisen zitiert. Im Epheserbrief, um nur 
ein Beispiel anzuführen, folgt seinem Gebot „Seid einander untertan in der Furcht Christi“ 
sogleich der Befehl: „Die Frauen seien untertan ihren Männern als dem Herrn‘ (Epheser 


5,21—22). 
14. Text auszugsweise nach: epd-Dok. Nr. 34, 1974, S. 28-34. 
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Diese Ambivalenz hat in der Kirche bis auf den heutigen Tag Verwirrung gestiftet ... 

Ich habe nicht die Absicht, heute abend anhand der Bibel den theologischen Nachweis 
zu erbringen, daß die Frau eine eigenständige Persönlichkeit ist, da sie nach dem Bilde 
Gottes geschaffen wurde und teilhaben soll an der Vollendung des Schöpfungswerks. 

Das ist in den vergangenen Jahren wiederholt und überzeugend dargelegt worden. Für 
problematisch halte ich heute vor allem die Tatsache, daß die Theologie diese Fragen 
zwar auf theoretischer Ebene geklärt hat, daß wir aber in der Praxis noch kaum etwas 
geändert haben. Dies ist in der Tat das Kernproblem der Kirche auch in anderen Berei- 
chen. Eine der wichtigsten Aufgaben der ökumenischen Bewegung und des Ökumenischen 
Rates ist es doch, den Kirchen immer wieder bewußt zu machen, daß sie Konsequenzen 
ziehen müssen aus den Erkenntnissen, zu denen sie in all diesen Jahren gemeinsam gelangt 
sind. Doch, sobald wir die Ergebnisse unserer Studien in die Praxis umsetzen, wenn wir 
vom Reden zum Handeln übergehen wollen, stoßen wir auf Widerstände. Das war beim 
Rassismusproblem so und das geschieht auch jetzt wieder, wo wir endlich soweit sind, 
das Problem des Sexismus an der Wurzel anzugehen. 

Der Titel „Sexismus der 70er Jahre“ hat in den Kirchen, und nicht zuletzt auch hier 
in Deutschland, einige Verwunderung hervorgerufen, um es einmal vorsichtig auszu- 
drücken. Warum gerade das Wort „Sexismus‘, eine Neubildung, die erst vor kurzem von 
Autoren der Frauenbefreiungsbewegung eingeführt wurde? Und warum gerade die 70er 
Jahre? ... 

Wenn wir eine humane und gerechte Gesellschaft wollen, dann müssen wir radikal um- 
denken und völlig neue Verhaltensnormen entwickeln. Die Konsultation „Sexismus der 
70er Jahre‘ ist ein weiterer und sehr wichtiger Schritt auf unserem Weg zu Befreiung und 
Gemeinschaft in Jesus Christus. In der Botschaft, die die Vollversammlung in Uppsala 1968 
an die Kirchen richtete, hieß es u.a.: 

„Wir hörten den Schrei derer, die sich nach Frieden sehnen. Die Hungernden und die 
Ausgebeuteten rufen nach Brot und Gerechtigkeit. Die Verachteten und Benachteiligten 
verlangen ihre Menschenwürde. Millionen suchen nach einem Sinn ihres Lebens. Gott hört 
diese Rufe und richtet uns. Er spricht aber auch das befreiende Wort“. 

Wenn wir also dieser Konsultation den Titel „Sexismus der 70er Jahre“ gaben, so des- 
halb, weil wir den Christen die Dringlichkeit dieses Problems bewußt machen wollen. Gott 
ruft uns auf, hier und jetzt seinen Willen zu erfüllen ... 

Mit Recht könnte man die Frage stellen, warum an dieser Konsultation ausschließlich 
Frauen teilnehmen. Ich muß leider eingestehen, daß dies im gegenwärtigen Stadium noch 
unumgänglich ist. Zwar hat der Ökumenische Rat immer wieder betont, wie wichtig die 
Zusammenarbeit von Männern und Frauen in Kirche und Gesellschaft ist, zwar gehören 
dem Ausschuß, der sich im Rat mit diesen Fragen befaßt, sowohl Männer als auch Frauen 
an — und doch hatten die Frauen bisher noch keine Möglichkeit, offen und freimütig ihren 
Standpunkt vor der Gemeinschaft der Christen zu vertreten. Es ist charakteristisch für den 
Sexismus, daß wir Männer in jeder Diskussion dominieren, sogar in der Diskussion über 
die Frau. Wir haben feierliche Reden gehalten über die Rolle der Frau, ohne uns bewußt 
zu werden, wie autoritär und paternalistisch wir im Grunde sind. Wir sind unfähig zu be- 
greifen, was Sexismus bedeutet, weil wir selbst die Unterdrücker sind und die Hauptverant- 
wortung für die Diskriminierung der Frau tragen. Die Frauen dagegen haben die Einstellun- 
gen und Verhaltensweisen der Männer allzulange widerspruchslos hingenommen und sie 
dadurch perpetuiert. Im Kampf gegen den Rassismus haben wir erkannt, daß nur die 
rassisch Unterdrückten selbst sich befreien und so auch zur Befreiung ihrer Unterdrücker 
beitragen können. Die Frauen in aller Welt werden sich dieser Tatsache heute bewußt. 

Im Vertrauen auf Gott müssen sie jetzt ihre Sache selbst in die Hand nehmen. Die Kon- 
sultation ist ein ganz entscheidender ökumenischer Beitrag zu dieser Entwicklung. Die Be- 
freiung der Frau impliziert die Befreiung des Mannes. Bocker T. Washington, einer der 
Führer der schwarzen Amerikaner, sagte im Zusammenhang mit der Rassendiskriminierung 
einmal: „Man kann niemanden zwingen, in der Gosse zu bleiben, wenn man selbst nicht 
auch dort bleibt“. Dieser Ausspruch trifft auch auf den Sexismus zu: Weder Männer noch 
Frauen werden wahrhaft menschlich, solange der Sexismus nicht erkannt und beseitigt 
wird. Sexismus ist ebenso wie Rassismus eine Sünde. Nur in Christus können wir — Männer 
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und Frauen — uns erneuern und zu authentischem Mensch-Sein gelangen. Doch unser Leben 
in Christus muß seinen Ausdruck und seine Realität finden in unserem Zusammenleben in 
Kirche und Gesellschaft. 


Aufgrund ihrer Diskussionen und Vorarbeiten beschloß die Konferenz die 
folgenden 


EMPFEHLUNGEN DER KONSULTATION „SEXISMUS IN DEN 70ER JAHREN“"S 


Die Konsultation empfiehlt dem Ökumenischen Rat der Kirchen: 


1. Daß er Arbeitsgruppen einsetzt, um 

a) theologische Anthropologie zu studieren; 

b) die Ausbeutung von Arbeitern zu untersuchen, die in einem Land angeworben und 
in ein anderes gebracht werden; 

c) das Wesen der Prostitution in verschiedenen Gesellschaften zu studieren, wobei auf 
die wirtschaftlich-soziale Ausbeutung und auf die einschlägigen wirtschaftlichen, gesetzlichen, 
sozialen und psychologischen Faktoren zu achten wäre: 

d) zu untersuchen, welche neuartigen Dienste von Menschen verschiedener Lebensstile ge- 
leistet werden könnten, und eine Publikation über verwendbare Vorschläge für Gemeinden 
und andere Organisationen vorzulegen; 

e) Informationen bezüglich übersteigerter Sex-Praktiken in verschiedenen Kulturen zu 
sammeln, zu ordnen und zu verbreiten, unter besonderer Berücksichtigung von Sprache, 
Gesetzesbestimmungen, Erb- und Familienrecht. 

2. Daß die 5. Vollversammlung ihre ‚Unit on Faith and Witness“ anweist, eine Unter- 
suchung über die Rede von Gott in der Eingeborenen-Theologie und -Frömmigkeit anzu- 
stellen. Damit sollen die laufenden Studien und die Interpretation, die sich aus Befreiungs- 
theologien und Eingeborenen-Theologie ergeben, auf das Problem bezogen werden, wie 
vom Handeln Gottes jeweils auf eine Weise zu sprechen wäre, daß das Evangelium allen 
Rassen, Geschlechtern und Kulturen nahegebracht wird. 

3. Daß Gelder für Förderung der theologischen Schulung von Frauen aus Mitteln des 
Theologischen Bildungsfonds, des WCC-Studienprogrammes und der Einrichtungen von 
Gliedkirchen bereitgestellt werden. Besonderer Nachdruck wäre dabei auf die Entwick- 
lung und den Einsatz theologischer Führungsqualität in Gebieten zu legen, wo man sie am 
dringendsten braucht. Solche Schulung sollte soweit als möglich auf regionaler Ebene ge- 
schehen und hinsichtlich der Stellenbesetzungen mit der Unterstützung der Kirchen. 

4. Daß die „Unit on Faith and Witness‘‘ eine verstärkte Beteiligung von Frauen aller 
Kontinente an sämtlichen theologischen Studienkommissionen des WCC erleichtert. Ziel 
dieser Aktion sollte sein 

a) theologische Zusammenarbeit im Weltmaßstab; 

b) die Suche nach Wegen für den Aufbau einer weltweiten Hilfsgemeinschaft, die im 
Interesse der Frauen dazu beiträgt, daß die kirchliche Theologie ihre Anliegen aufgreift; 

c) die Arbeit mit Frauen und Kirchen auf lokaler Ebene, um theologische Probleme, die 
sich aus konkreten Freiheitskämpfen ergeben, vom Evangelium her zu klären. 

5. Daß wegen der Behinderung einer vollen Persönlichkeitsentfaltung, die sich aus einem 
einmal eingebürgerten Sprachgebrauch und aus einer stereotypen Rollenverteilung ergeben 
kann, seitens des WCC Folgendes geschieht: 

a) an alle seine Redner, Autoren und Übersetzer gehen Richtlinien hinaus, damit sämt- 
liche Reden und Dokumente von Sexualismus in Sprache, Vorstellung und Bild freigehalten 
werden; Frauen werden zu Mitgliedern seiner Ausschüsse berufen, die sich mit deren Arbeit 
befassen und als Autorinnen tätig werden; schließlich werden alle Autoren und Redner er- 
sucht, wo immer möglich, die volle Partnerschaft von Mann und Frau zu betonen; 

b) den Bibelübersetzern in den verschiedenen Ländern geht die Empfehlung zu, daß in 
die Übersetzungsgremien Frauen genauso gut wie Männer berufen und daß solche Gremien 
um die Korrektur sexualistischer Entgleisungen gebeten werden; 


15. Text nach: epd-Dok. Nr. 34, 1974, S. 3-6. 
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c) aus dem Vorbereitungsmaterial für die 5. Vollversammlung wird die sexualistische Aus- 
drucksweise getilgt, die sich im Studienheft, den Litaneien und dem speziellen Tagungslied 
findet. 

6. Daß der WCC die Empfehlung der Konsultation unterstützt, eines der Projekte für 
das Internationale Jahr der Frau auf das Gebiet von Haushalt, Gesundheitspflege und 
Ernährung abzustellen, wobei z.B. auch an die Versorgung aller Frauen mit reinem Wasser 
zu denken ist. Entwurf und Finanzierung eines solchen Projektes könnte auf dem Weg 
sowohl über private und ehrenamtlich tätige Organisationen wie auch über Regierungs- 
stellen erfolgen. 


Die Konsultation empfiehlt den Mitgliedskirchen: 


1. Daß die nationalen Kirchen ein Erziehungsprogramm in die Wege leiten, das sich nicht 
ausschließlich, aber im besonderen an Frauenorganisationen richten soll und das die Auf- 
merksamkeit auf Ursachen wie auf Manifestationen menschlicher Notstände, insbesondere 
solcher der Frauen lenken soll. Dieses soll sich auf folgende Bereiche beziehen: 

a) Volle Partnerschaft, die Einsicht in den Charakter der Ehe als einem langfristigen 
„Unternehmen“ und der sexuellen Erziehung als einer Grundvoraussetzung ehelicher Part- 
nerschaft. 

b) Schulung für Frauen wie Männer, damit sich die Frauen ihrer Möglichkeiten als eigen- 
ständige Personen und als führende Persönlichkeiten in Gesellschaft und Kirche bewußt 
werden und den Wert ihrer Arbeit zu Hause und ihre Rollen über die der Ehefrau und 
Mutter hinaus recht einschätzen; daß den Männern dabei geholfen wird, das Recht der 
Frau auf ein eigenes, schöpferisches Leben anzuerkennen und ihre Verantwortung auch 
darin. zu sehen, die Hausarbeit zu teilen; und daß beide ihre „sexistischen‘“ Einstellungen 
bei sich selbst und bei anderen überwinden. 

c) Einstellungen gegenüber Frauen sollen grundlegend überprüft werden, insbesondere in 
bezug auf alleinstehende Frauen, verheiratete Frauen, ledige Mütter, Geschiedene, Witwen, 
und energische Schritte sind zu unternehmen, Möglichkeiten für Partnerschaftsbeziehungen 
für diese häufig übersehenen Gruppen zu schaffen. 

d) Soziale Ungerechtigkeit: Hier wären die Mitglieder der Organisationen aufzuklären und 
zu ermutigen als „pressure groups“ zu handeln oder selbst in angemessene Aktion zu treten. 

2. Daß die lokalen Kirchen Beratungszentren oder Programme einrichten, in denen Frauen 
und Männer arbeiten bzw. die von beiden geleitet werden mit dem Ziel, bei der Lösung 
der spezifischen Probleme mitzuarbeiten, die sich aus der veränderten Beziehung zwischen 
Frauen und Männern in der Gesellschaft ergeben. Es muß erkannt werden, daß das kirch- 
liche Personal für diese neuen Aufgaben wie Familienerziehung, Beratung und unterschied- 
liche Lebensstile ausgebildet werden muß. 

3. Daß die Kirche ihre Strukturen radikal verändert und der Frau Zugang zu allen Posi- 
tionen verschafft, auch die Möglichkeit der Ordination, damit — durch die Delegierung von 
Frauen in verantwortliche und führende Positionen — echte Partnerschaft im Auftrag der 
Kirche erreicht werden kann. Die Ergebnisse dieser Konsultation sollten zur Kenntnis ge- 
nommen werden als Unterstützung der Schwestern in jenen Kirchen, in denen die Frauen- 
ordination und die Anstellung von Pastorinnen noch ein Problem ist. 

4. Daß Frauenorganisationen für eine Gesetzgebung arbeiten sollen, die dem Hauspersonal 
rechtlichen Schutz und gerechte Bezahlung sichert. 

5. Daß die Kirchen Strategien entwickeln, um der wirtschaftlichen Ausbeutung — insbe- 
sondere der Frau — an der die Werbung großen Anteil hat — entgegenzuwirken durch or- 
ganisierte Verbraucherberatung. Sie soll ihren Unwillen durch schriftliche Kampagnen und 
den Dialog mit den für die Werbung und die Verantwortlichen zum Ausdruck bringen. 

6. Daß die Kirchen — so, wie die Konsultation jene Werbung verurteilt, die stereotype 
Bilder der Frau ständig weiterverbreitet — bewußt Anstrengungen machen: 

a) die öffentliche Meinung hinsichtlich der Gleichheit aller Menschen und der Integrität 
der Person zu beeinflußen; 

b) das falsche Bild der Frau, das durch die Massenmedia vermittelt wird, durch ein 
anderes zu ersetzen, das der Wirklichkeit des täglichen Lebens besser entspricht; 
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c) diskriminierende Inhalte und diskriminierende Sprache aus neuem und überarbeitetem 
Lehrmaterial zu entfernen. 


Die Konsultation empfiehlt ihren Teilnehmern: 


1. Daß sie selbst und die von ihnen vertretenen Organisationen sich an den Bemühungen 
pe gegen die Ausbeutungsmethoden multinationaler Gesellschaften Abhilfe zu 
schaffen. 


2. Daß sie sich auf dem Weg über Frauenorganisationen, Kirchen und Regierungen für 
eine Gesetzgebung und deren Verwirklichung einsetzen, die in den Erziehungs-, Ausbil- 
dungs- und Berufschancen Gleichheit herstellt. 


4. DIE EVANGELIKALEN UND DIE ÖKUMENISCHE BEWEGUNG 


Die sich in allen Teilen der Welt verstärkende evangelikale Bewegung hat in 
der Bundesrepublik besonders aktive Vertreter gefunden. Schon vor dem ‚,In- 
ternationalen Kongreß für Weltevangelisation‘‘ vom 16. bis 25. Juli in Lausanne 
(s. u.) hatte die von zahlreichen in- und ausländischen Persönlichkeiten unter- 
zeichnete, vom Theologischen Konvent der „Konferenz bekennender Gemein- 
schaften in den evangelischen Kirchen Deutschlands‘ beschlossene „Berliner 
Ökumene-Erklärung“ zu Himmelfahrt (23. Mai 1974) die antiökumenischen 
Beschwerden der Evangelikalen thesenartig zusammengefaßt: 


BERLINER ÖKUMENE-ERKLÄRUNG 1974 
„FREIHEIT UND GEMEINSCHAFT IN CHRISTUS“'* 


Am Fest der Himmelfahrt’ unseres Herrn Jesus Christus sind wir, Christen aus verschiede- 
nen europäischen Kirchen, in Berlin zusammengekommen. Wir wissen uns geistlich vereint 
mit allen Brüdern und Schwestern auf der ganzen Erde, die Seinen Namen anrufen. 

Gemeinsam bekennen wir: Gott hat seinen Sohn, der um unserer Sünde willen sein Leben 
am Kreuz als Sühneopfer für uns gab, „von den Toten auferweckt und gesetzt zu seiner 
Rechten im Himmel über alle Reiche, Gewalt, Macht, Herrschaft ... nicht allein in dieser 
Welt, sondern auch in der zukünftigen; und hat alle Dinge unter seine Füße getan und hat 
ihn gesetzt zum Haupt der Gemeinde über alles‘ (Eph. 1,20-22). Jesus wird wiederkommen, 
wie ihn seine Jünger gen Himmel haben fahren sehen (Apg. 1,11). 

Diese biblische Botschaft wird heute nicht nur von außen, sondern auch in der Christen- 
heit selbst angefochten und verändert. Das ruft uns zur Wachsamkeit und Unterscheidung 
der Geister auf: 


I. Die Sichtungsstunde der Ökumene 


„Weil du bewahrt hast das Wort von meiner Geduld, will ich auch dich bewahren vor der 
Stunde der Versuchung, die da kommen wird über den ganzen Weltkreis, zu versuchen, 
die da wohnen auf Erden“ (Offenb. 3,10). 


16. Abgedruckt u.a. in: epd-Dok. Nr. 34a/1974 und im Berliner Sonntagsblatt Nr. 22 
vom 2.6.1974, S. 4-6; im Informationsbrief Nr. 45 der Bekenntnisbewegung „Kein 
anderes Evangelium“, Espelkamp 1974, S. 5-14 die Kurzfassung und die Liste der 
Erst-Unterzeichner. — Vgl. den Dokumentarband: Reich Gottes oder Weltgemeinschaft, 
hg. von W. Künneth — P. Beyerhaus, Bad Liebenzell 1975, S. 16-41. 
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1. Der neue Humanismus als antichristliche Versuchung 


Unsere Zeit ist eine Sichtungsstunde der Christenheit. Ein widergöttlicher Humanismus, als 
Vergötzung des Menschen, dringt im Gewande einer scheinchristlichen Theologie weltweit 
in die Christenheit ein und unterhöhlt das Christusbekenntnis der Kirche. 

„Wenn ein anderer wird in seinem eigenen Namen kommen, den werdet ihr annehmen“ 
(Joh. 5,43b). 

a) Der apostolische Glaube ist heute tiefgreifend bedroht. Die Verbindung wissenschaft- 
licher Erkenntnisse mit wirtschaftlicher Macht hat in der Menschheit unter dem Einfluß 
der Ideale der Aufklärung eine anmaßende Geisteshaltung hervorgerufen. Als Folge der 
gegenseitigen Durchdringung der Kulturen, Religionen und Ideologien entsteht heute eine 
Art humanistische Welteinheitsreligion. Der Mensch setzt sich in maßloser Überschätzung 
seiner Weisheit und der Möglichkeiten des von ihm Machbaren an die Stelle Gottes und 
bestimmt unabhängig von der biblischen Offenbarung, was gut und böse ist. 

b) Diese Bewegung dringt auch in die Kirchen in aller Welt ein. Sie entstellt das theolo- 
gische Denken sogar führender Christen. Eine unheimliche Geistesströmung erfüllt die 
biblischen Grundbegriffe mit andersartigen Inhalten. Im Mittelpunkt dieses verkehrten 
Glaubens stehen nur noch dem Namen nach der erhöhte Gottessohn Jesus Christus und 
seine Gemeinde, in Wirklichkeit aber der eigenmächtige Mensch und die von ihm verän- 
derten irdischen Verhältnisse. Wie konnte es dazu kommen? 

c) Gott ist heilig! Vielen Christen aber ist seine unentrinnbare Allherrschaft (Psalm 139), 
die unüberbrückbare Kluft zwischen seiner Heiligkeit und unserer Sünde ebenso wie die 
unauslotbare Tiefe seines Heilswillens aus dem Blickfeld geraten. Das führte dazu, daß der 
Mensch als Ausgangspunkt, als bewegende Kraft und als Ziel in die Mitte unseres Denkens 
und Handelns rückte. Selbst in der kirchlichen Lehre von Gott, von Christus und vom Hei- 
ligen Geist sowie in der Evangelisation galt weithin das Hauptanliegen nicht Gott selbst, 
sondern dem Menschen. Damit ging in den Kirchen das Verständnis für den sündigen Auf- 
ruhr des Menschen gegen Gott als das Grundproblem der Welt verloren. Der Sinn des 
Kreuzes Christi als Stellvertretung und Versöhnung wurde ihnen getrübt. Das nahm der 
Verkündigung des Evangeliums ihre biblische Stoßkraft. Darum hat der widergöttliche 
Humanismus heute auch in der Christenheit so leichtes Spiel. 

d) Solche Verführung durch falsche Propheten ist uns von Jesus warnend vorhergesagt 
worden (Matth. 24,4-5; 11-12; 24-25). Im Lichte der biblischen Endzeitweissagungen 
erkennen wir in unserer Zeit Züge, die auf das Erscheinen des Antichristen zielen. Wir 
sind dadurch zur Buße und Wachsamkeit gerufen. 


2. Die neue Polarisierung als unausweichliche Scheidung in den Kirchen 


Aufgrund der unterschiedlichen Beurteilung dieses scheinchristlichen Humanismus geht 
heute ein Riß quer durch die Konfessionen. Weltweit zeichnet sich der Gegensatz zwi- 
schen der Gemeinschaft im biblischen Bekenntnis zu Jesus Christus und einer weltver- 
hafteten Okumene ab. 

„Herr, wohin sollen wir gehen? Du hast Worte des ewigen Lebens“ (Joh. 6,68). 

a) Immer mehr Christen erkennen die gegenwärtige Gefahr. Andere dagegen verharm- 
losen oder leugnen sie und freuen sich über die „Vielstimmigkeit des christlichen Zeug- 
nisses““. Ja, sie preisen die Konzentration der Kirche auf den Menschen und die mensch- 
liche Situation als echten Fortschritt und als den Willen Gottes. Darüber kommt es in 
den Kirchen zu innerer Entfremdung, zu Parteiung und manchmal auch zu Trennungen. 
Viele Christen stehen verwirrt und ratlos zwischen diesen Lagern. Keine christliche Ge- 
meinschaft bleibt von dieser Versuchung verschont. Alle Kirchen der Erde stehen heute 
in der Spannung zwischen biblischem Christusglauben und humanistischer Heilsideologie. 

b) Dabei greifen die Kräfte dieses Modernismus zielbewußt nach den kirchlichen 
Schlüsselstellungen. Oft erscheinen gerade denjenigen die Augen geblendet, denen das 
Amt der Leitung und der Lehre anvertraut ist. Anders kann man es nicht erklären, wenn 


sie evangeliumswidrige Bewegungen fast widerstandslos gewähren oder ihnen sogar För- 
derung angedeihen lassen. 
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c) In dieser spannungsreichen Lage bemüht sich der Ökumenische Rat der Kirchen 
(ÖRK), die Christenheit so weit wie möglich zusammenzufassen, zu einen und gemein- 
sam auszurichten. Da diese „Ökumenische Bewegung“ ursprünglich auch aus geistlichen 
Wurzeln erwuchs, ist ihr weltweit Vertrauen zuteil geworden. 

d) Heute aber bezieht der ÖRK innerhalb der umfassenden Polarisierung der Christen 
zunehmend selbst Stellung. Seit der Dritten Vollversammlung in Neu-Delhi (1961) wird 
im theologischen Denken des Weltkirchenrats ein Zug zur Verbindung mit radikalen Ideo- 
logien erkennbar. Sowohl die Genfer Konferenz für Kirche und Gesellschaft (1966) als 
auch die Vierte Vollversammlung in Uppsala (1968) bejahte in bestimmten Fällen gewalt- 
same Revolutionen als Mittel zur Strukturveränderung der Gesellschaft. Im Polarisierungs- 
prozeß stellt man sich im ÖRK offen auf die Seite eines sozial-politischen Verständnisses 
des Evangeliums. 

e) Die achte Weltmissionskonferenz in Bangkok (1973) öffnete den Weg für einen neuen 
Synkretismus (Religionsvermengung), der durch interreligiöse Dialoge mit dem Ziel der 
Zusammenarbeit der Religionen gefördert wird. 

f) Die Fünfte Vollversammlung des Weltkirchenrats soll im Juli 1975 in Jakarta statt- 
finden unter dem Motto: „Christus befreit und eint.‘“ Das in den ersten Vorbereitungs- 
dokumenten offenbar werdende Mißverständnis der biblischen Botschaft von der Freiheit 
und der Gemeinschaft, die Christus uns durch das Evangelium schenkt, macht erneut 
deutlich, wie weit diese ideologische Verfälschung des christlichen Glaubens in der Öku- 
mene fortgeschritten ist. Dies ist der akute Anlaß für unsere Erklärung. 

g) Vor vierzig Jahren versuchte die politische Ideologie des Nationalsozialismus, die 
Herrschaft über Leben und Lehre der deutschen evangelischen Kirche zu ergreifen. Die 
„Bekennende Kirche“ wehrte durch die „Barmer Erklärung‘ vom Mai 1934 jene töd- 
liche Bedrohung ab. Auch die damaligen außerdeutschen Führer der Ökumenischen Be- 
wegung protestierten auf der Oxforder Kirchenkonferenz im.Jahre 1937 gegen den Über- 
griff der totalitären Ideologie und nahmen enge Verbindung mit der „Bekennenden Kirche“ 
auf. — Heute versucht nun eine andere politische Ideologie internationalen Ausmaßes, 
die Herrschaft über die Kirche zu ergreifen, ohne daß die Verantwortungsträger des ÖRK 
sich gegenüber dieser Entwicklung abgrenzen. 

h) Die Verwirrung der Gemeinde wird leider nur noch größer dadurch, daß von Genf 
her auch noch echt biblische Töne hörbar sind. Wirken doch im ÖRK solche Kirchen 
und Theologen mit, die sich bis heute verantwortlich darum bemüht haben, die Sache 
der Einheit in Jesus Christus auf dem Boden der biblischen Wahrheit und in der Glau- 
benstradition der Alten Kirche zu fördern. Das kann z.B. bis zu einem gewissen Grade 
von der ökumenischen Kommission für Glaube und Kirchenverfassung — besonders von 
einigen ihrer Mitarbeiter aus der östlich-orthodoxen Tradition — gesagt werden. Deswegen 
ist es möglich, unsere Erklärung scheinbar dadurch zu entkräften, daß man jeder von uns 
aufgewiesenen widerbiblischen Äußerung und Erscheinung eine gegensätzliche biblische 
Aussage aus den Reihen der Ökumenischen Bewegung an die Seite setzt. Das aber ist die 
Frage, ob es in der Gemeinde Jesu Christi angeht, Glaube und Unglaube gleichberechtigt 
nebeneinander stehen zu lassen. In der Bezeugung der Wahrheit liegt immer auch ein Nein 
zu ihrer Verfälschung. Dieser Protest muß auch den Mut zur nötigen Trennung enthalten. 
Diese Klarheit aber vermissen wir im ÖRK. 

i) In der Ökumenischen Bewegung sind also echtes und unechtes Evangelium ungeschie- 
den. Auch wird das unechte Evangelium zunehmend in den vertrauten Begriffen des 
biblischen Evangeliums ausgedrückt. Durch solche scheinbiblische Verkündigung könnten 
schließlich ein anderer Jesus, ein anderer Geist und ein anderes Evangelium (2.Kor.11,4) 
im ÖRK die Oberhand gewinnen. 


3. Der neue Wächterruf als Gebot der Verantwortung 


Beunruhigt durch die Bedrohung des biblischen Glaubens in der Ökumene, gebeugt unter 
unsere eigene Mitschuld an dieser Entwicklung und bedrängt durch die Verwirrung zahl- 
reicher Christen, die vergeblich nach Hirten ausschauen, sind wir gerufen, ein Wächteramt 
in der Kirche wahrzunehmen. Schwiegen wir, so träfe uns Gottes Gericht. 
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„Du Menschenkind, ich habe dich zum Wächter gesetzt über das Haus Israel. Du sollst 
aus meinem Munde das Wort hören und sollst sie in meinem Namen warnen“ (Hes. 
3,17). 

a) a schon in früheren Jahren wache Christen immer wieder vor Abwegen der 
Ökumenischen Bewegung von der biblischen Wahrheit gewarnt haben, ist dies heute noch 
nötiger geworden. Als bekennende Christen müssen wir erneut im Namen unseres Herrn 
Jesus Christus an die Öffentlichkeit treten, wie wir es schon 1970 in unserer „Frankfurter 
Erklärung“ im Blick auf die Weltmission getan haben. Wir müssen heute vor der Gefahr 
warnen, die sich zunehmend im Weltkirchenrat konzentriert und sich von dort aus ver- 
breitet. 

b) Weder kleingläubige Angst noch Selbstgerechtigkeit bewegen uns dabei. Auch setzen 
wir die Einheit der Kirche nicht leichtfertig aufs Spiel. Vielmehr beugen wir uns unter 
Gottes Urteil über unsere Mitschuld an dieser Entwicklung: 

c) Wir haben die herrliche Freiheit, die Gott uns durch das Evangelium der Versöhnung 
schenkt, nicht so überzeugend zum Ausdruck gebracht, daß die Menschen bei Ihm auch 
in ihrer gegenwärtigen Unheilserfahrung ihr Heil erkennen. Wir haben gegen die Gemein- 
schaft in Christus gesündigt. Denn wir haben sie nicht gleichmäßig auf alle Glieder seines 
Leibes bezogen — ungeachtet der Rassen und Klassen (Gal. 3,28) — in tätiger Liebe und 
in furchtlosem Eintreten für ihr Recht. Ja wir haben sogar unnötige Trennungen in der 
Christenheit gleichgültig ertragen und dabei den christlichen Glauben in Verruf gebracht. 
Unser Versagen hat jenen Strömungen Auftrieb gegeben, die — unter Hinweis auf die an- 
gebliche Fruchtlosigkeit des überlieferten Glaubens — diesen zu einer Ideologie und zu 
einem Programm der Weltveränderung verfälscht haben. 

d) Die Einsicht in unsere Mitschuld verpflichtet uns aber noch stärker, den evangeliums- 
widrigen Charakter der ökumenischen Entwicklung aufzuweisen. Wir bitten die Verant- 
wortlichen der Christenheit auf der ganzen Erde, die folgenden Ausführungen auf ihre 
biblische Begründung und aktuelle Stichhaltigkeit hin zu prüfen und den hier aufgezeigten 
Gefahren gemeinsam mit uns zu wehren. 


II. Das Befreiungsprogramm der Ökumene 


„Mich wundert, daß ihr euch so bald abwenden lasset von dem, der euch berufen hat 
in die Gnade Christi zu einem anderen Evangelium, obwohl es doch kein anderes gibt, 
nur daß etliche da sind, die euch verwirren und wollen das Evangelium Christi verkeh- 
ren“ (Gal. 1,6-7). 


4. Wahre Befreiung offenbart die Heilige Schrift allein 


Ein Hauptgegensatz zwischen dem Evangelium und der heutigen „Ökumene“ bricht auf 
an der Frage: ‚Wie verhält sich das Heil in Christus zu den Befreiungsbewegungen?“ Allein 
der Gehorsam gegen das Wort Gottes bewahrt uns davor, einem politisch verfälschten 
Evangelium zu verfallen. 

„Du aber bleibe in dem, was du gelernt hast und dir vertraut ist ... weil du von Kind 
auf die Heilige Schrift weißt, die dich unterweisen kann zur Seligkeit durch den Glauben 
an Jesus Christus‘ (2.Tim. 3,14—15). 

a) Preis sei dem dreieinigen Gott! Er hat uns im prophetischen Wort des Alten Testa- 
mentes seinen ewigen Heilsratschluß geoffenbart, seine gefallene Schöpfung zum Reich 
seiner Herrlichkeit zu verwandeln. Er hat uns durch das apostolische Zeugnis des Neuen 
Testamentes die frohe Botschaft davon geschenkt, wie diese Verheißungen im Heilswerke 
Jesu Christi erfüllt werden. Er, „Jesus Christus, wie er uns in der Heiligen Schrift bezeugt 
wird, ist das eine Wort Gottes, das wir zu hören, dem wir im Leben und Sterben zu ver- 
trauen und zu gehorchen haben“ (Barmen D). 

b) Wir sehen mit Beunruhigung, daß man sich im ÖRK bei seinem heutigen Verständnis 
des Evangeliums und des Auftrags der Kirche Christi viel weniger von dem untrüglichen 
Wort Gottes, als von der angeblich „prophetischen Deutung der Stunde“ und von den 
Hoffnungen, Erfahrungen und Plänen der Menschen leiten läßt. Der Grundsatz „Die 
Schrift alleine“ wird als veraltete „westliche Scholastik“ abgetan. 
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c) Verhängnisvoll wirkte die Unterwerfung der Schrift unter die im Diesseits befange- 
nen Voraussetzungen und Methoden der historischen sowie der sozial-humanistischen 
Bibelkritik. 

d) Man meint heute im ÖRK, Gott in den geschichtlichen Bewegungen unserer Zeit 
ebenso erkennbar am Werke zu sehen, wie in Seinen durch die Bibel bezeugten Erlö- 
sungstaten. Damit entgleitet die Kirche der Leitung ihres Herrn und liefert sich statt 
dessen den Bewegungen des Zeitgeistes aus. 

e) Wir verwerfen darum mit der Barmer Erklärung von 1934 erneut „die falsche Lehre, 
als könne und müsse die Kirche als Quelle ihrer Verkündigung‘ — und ihres Handelns! — 
„außer und neben diesem einen Worte Gottes auch noch andere Ereignisse und Mächte, 
Gestalten und Wahrheiten als Gottes Offenbarung anerkennen“ (Barmen ]). 


5. Wahre Befreiung erwarb Jesus Christus allein! 


Ökumenische Führer behaupten, daß Jesus Christus heute in den Revolutionen und Fremd- 
religionen zum Heil der Welt handle. Sie versuchen, diese Irrlehre aus der Schrift zu be- 
weisen. Damit ist der Weltkirchenrat auf dem Wege, Jesus Christus durch sein antichrist- 
liches Gegenbild zu ersetzen. 

„Jesus Christus gerstern und heute und derselbe auch in Ewigkeit!“ (Hebr. 13,8). 

a) Wir preisen Jesus Christus als den ewigen Gottessohn, der um unseres Heiles willen 
vom Himmel gekommen und durch den Heiligen Geist aus der Jungfrau Maria Mensch 
geworden ist. Er hat uns durch seinen stellvertretenden Tod mit Gott versöhnt. 

b) Der Ökumenische Rat der Kirchen bezeichnet sich als „eine Gemeinschaft von 
Kirchen, die den Herrn Jesus Christus gemäß der Heiligen Schrift als Gott und Heiland 
bekennen“. 

c) Wir beklagen aber, daß in vielen ökumenischen Verlautbarungen das Bekenntnis zur 
wahren Menschheit Christi verändert erscheint zu der Überzeugung, Jesus sei lediglich 
„der Mensch für andere‘, insbesondere im Sinne eines politischen Befreiers der Unter- 
drückten. Die biblischen Aussagen über seine ewige Gottessohnschaft, seinen stellver- 
tretenden Opfertod, seine leibliche Auferstehung, Erhöhung und Wiederkunft werden da- 
für oft sinnbildlich umgedeutet. Der leidende Christus wird dann zum Vorbild der Empö- 
rung gegen die ungerechte Gesellschaftsordnung, seine Auferstehung zum Sinnbild für eine 
erhoffte bessere Menschheitsordnung. Jesus rückt in die Reihe anderer vorbildlicher Men- 
schen, Revolutionäre und Befreier. Mit Worten, die der echten kirchlichen Predigt oft 
täuschend ähnlich sind, wird heute weltweit ein Christus verkündigt, der nicht der biblische 
ist. Damit eröffnet sich die Möglichkeit, daß die so verführten Christen eines Tages auch 
dem Antichrist als dem vermeintlichen Heiland zujubeln werden. 

d) Wir rufen die Verantwortlichen aller Kirchen auf, diesen Entstellungen der Lehre 
von der Person und dem Heilswerk Christi eine offene Absage zu erteilen und den um 
unserer Sünde willen gekreuzigten und um unserer Rechtfertigung willen auferweckten 
Gottessohn (Röm. 4,23) als den einzigen Weg zum Vater zu bezeugen. 


6. Wahre Befreiung vermittelt das Evangelium allein! 


Seit Jahren besteht im ÖRK die Neigung, die unantastbare Mitte des biblischen Evangeliums, 
die Vergebung der Sünden, durch den Ruf zur sozialpolitischen Befreiung zu verdrängen. 
Damit wird, auch wo noch von der Versöhnung mit Gott als deren Voraussetzung ge- 
sprochen wird, das Evangelium zur widerchristlichen Ideologie verfälscht. 

Der Apostel Paulus verkündet: „Gott aber erweist seine Liebe gegen uns darin, daß 
Christus für uns gestorben ist, als wir noch Sünder waren. Um wieviel mehr werden wir 
durch ihn bewahrt werden vor dem Zorn, nachdem wir jetzt durch sein Blut gerecht 
geworden sind!‘ (Röm. 5,8-9). 

a) Wir preisen unseren Erlöser Jesus Christus für das Heil, das er uns durch seinen Sühne- 
tod am Kreuz erwarb! Unsere Schuld lieferte uns dem Zorne Gottes aus und schnitt 
uns von Ihm, der Quelle des Lebens ab. Jesus hat die Schuld durch sein Blut getilgt und 
uns damit neues Leben schon heute und den unverdienten Freispruch am Tage des 
Jüngsten Gerichtes ermöglicht. 
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b) Freudig bezeugen wir der Welt unsere Erlösung aus der Feindschaft gegen Gott, aus 
der Sklaverei des Gesetzes, der Sünde und des Teufels und aus der Todesangst zur herr- 
lichen Freiheit der Kinder Gottes (Römer 8,21). Als Frucht unserer ‚‚frohen Befreiung 
aus den gottlosen Bindungen dieser Welt‘ können und sollen wir „dankbaren Dienst“ 
(Barmen II) heilender und erhaltender Liebe in allen Bezügen menschlichen Lebens tun 
(Matth. 5,13-16). Wir wollen uns verantwortlich für menschenwürdige Lebensbedingun- 
gen einsetzen, in gleichzeitiger Erwartung der zukünftigen Befreiung der ganzen Schöp- 
fung aus den Banden ihrer Verderbnis (Römer 8,18-25). 

c) Wir beobachten aber besorgt, wie im Weltkirchenrat solche sozialpolitischen Konse- 
quenzen einseitig in den Mittelpunkt gerückt worden sind. Sie erscheinen oft geradezu als 
das eigentliche Heil, das die Kirche der Welt heute zu bringen habe. Darum wird der 
Hauptauftrag Christi an seine Kirche, aller Kreatur das Evangelium zu predigen, in der 
Ökumene heute unverantwortlich vernachlässigt. Ein andersartiges Evangelium führt zu 
einer andersartigen Mission. 

d) Die Sünde wird oft in eins gesetzt mit den „ausbeutenden wirtschaftlichen Strukturen“ 
der westlichen Welt. Die Frage nach dem Machtbesitz in Staat, Wirtschaft und Kirche 
wurde in Bangkok zum Kernproblem des heutigen ökumenischen Denkens erhoben. Ge- 
waltsame Veränderung der sozial-politischen Verhältnisse erscheint vielen als Fortsetzung 
der Erlösungstat Christi. Darum werden bewaffnete Befreiungsbewegungen durch den 
Weltkirchenrat mit kirchlichen Geldern unterstützt. 

e) „Theologie der Revolution‘ und „Schwarze Theologie“ sind teilweise nichts als poli- 
tische Programme, verhüllt in theologische Sprache. In der von Genf ebenso geförderten 
„Theologie der Befreiung‘ wird gar die klassenlose Gesellschaft mit dem Reich Gottes 
auf Erden gleichgesetzt. 

f) Schwärmerische Bewunderung erfahren die angeblichen Erfolge des Maoismus und 
anderer totalitärer sozialistischer Systeme. Man verschweigt oft die damit verbundene 
Ermordung, Einkerkerung und seelische Zwangsbekehrung (Gehirnwäsche) von Millionen 
andersdenkender Menschen, darunter vieler unserer Glaubensbrüder und -schwestern, so- 
wie die noch weitergehende Forderung, alle „nichtproletarischen‘‘ Menschen zu hassen. 

8) Wir warnen vor solcher Preisgabe des Evangeliums durch ideologische Verfälschung 
in der Ökumene und erheben darum mit bekennenden Christen aller Konfessionen auf 
Erden Protest. „Wir verwerfen die falsche Lehre, als dürfe die Kirche die Gestalt ihrer 
Botschaft und ihrer Ordnung ihrem Belieben oder dem Wechsel der jeweils herrschenden 
weltanschaulichen und politischen Überzeugungen überlassen‘ (Barmen III). Der Apostel 
Paulus sagt: „Wenn jemand euch ein Evangelium predigt anders, als ihr es empfangen 
habt, der sei verflucht!‘ (Gal. 1,9). 


III. Die Einheitsvision der Ökumene 


Der andere Hauptgegensatz zwischen Evangelium und Ökumene bricht heute auf an der 
Frage: Wie verhält sich das wahre Einssein in Christus zur erstrebten Welteinheitsgemein- 
schaft? Wir wenden uns gegen die falsche Lehre, daß die Einheit der Kirche ein Schritt 
auf dem Wege zur allumfassenden Einheit der ganzen Menschheit sei. Diese Lehre ver- 
wischt die Scheidelinie zwischen Kirche und Welt und verwechselt das Reich Gottes mit 
einer humanistisch gefaßten Weltgemeinschaft. 

„Ich bitte aber nicht allein für sie, sondern auch für die, die durch ihr Wort an mich glau- 
ben werden, auf daß sie alle eins seien, gleichwie du, Vater, in mir und ich in dir; daß auch 
sie in uns seien, damit die Welt glaube, du habest mich gesandt“ (Joh. 17,20-21). 

»» „.. aber wie Könige werden sie Macht empfangen eine Stunde mit dem Tier. Diese 
haben einerlei Meinung und geben ihre Kraft und Macht dem Tier. Sie werden streiten 
wider das Lamm und das Lamm wird sie überwinden, denn es ist der Herr aller Herren 
und der König aller Könige“ (Offenb. 17,12-14). 


7. Keine Welteinheitskirche! 


Weil die ökumenische Bewegung es bisher nicht vermochte, die Konfessionen auf aposto- 
lischer Grundlage zu einigen, erstrebt sie heute zwischenkirchliche Einigung auf rein orga- 
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nisatorische Weise. Die Bekenntnis- und Wahrheitsfrage wird verdrängt oder formelhaft 
überspielt. Jünger Jesu aber wissen sich eins in geistlicher Gliedschaft an seinem Leibe. 

Der apostolische Ruf zur Einheit lautet: „Seid fleißig, zu halten die Einigkeit im 
Geist durch das Band des Friedens: ein Leib und ein Geist, wie ihr auch berufen seid 
zu einerlei Hoffnung eurer Berufung; ein Herr, ein Glaube, eine Taufe; ein Gott und 
Vater aller, der da ist über allen und durch alle und in allen“ (Eph. 4,36). 

a) Wir preisen den dreieinigen Gott, daß er durch das Kreuz auf Golgatha Frieden 
gestiftet hat für eine Menschheit, die durch Feindschaft von ihm getrennt und unter sich 
zerrissen ist. Wir preisen unseren Herrn Jesus Christus: Er hat uns erlöst, mit seinem Heili- 
gen Geist getauft (1. Kor. 11,13) und uns zu Gliedern an seinem Leibe gemacht. Als 
„Kirche der begnadigten Sünder‘ bezeugen wir, „daß sie allein sein Eigentum ist, allein 
von seinem Trost und von seiner Weisung in Erwartung seiner Erscheinung lebt und leben 
möchte‘‘ (Barmen III). 

b) Wir stimmen dankbar zu, wenn seit den Anfängen der Ökumenischen Bewegung die 
Aufmerksamkeit der Christen mit Nachdruck auf das hohepriesterliche Gebet Jesu für 
seine Jünger gerichtet wurde: „... daß sie alle eins seien‘ (Joh. 17,21). 

c) Wir glauben, daß dieses Gebet durch Gott, den Vater Jesu Christi, zu allen Zeiten 
und überall erhört wird, wo Christen im Heiligen Geiste — auch jenseits der organisato- 
rischen und geschichtlichen Schranken — ihre innere Gemeinschaft in Jesus Christus er- 
kennen und sie — im Rahmen ihrer lehrmäßigen Übereinstimmung mit dem Worte Gottes 
— in gemeinsamem Dienst an Gott, den Brüdern und der Welt auch sichtbar darstellen. 

d) Wir beklagen aber, daß die Träger der „Ökumenischen Bewegung“ diese oft von ihr 
betonten Worte Jesu in Johannes 17 aus ihrem Zusammenhang gerissen haben. Sie haben 
übersehen, daß das Urbild christlicher Einheit jene Einmütigkeit der Liebe, des Verstehens 
und des Wollens ist, die den Sohn mit dem Vater von Ewigkeit her in ihrer trinitarischen 
Gemeinschaft im Heiligen Geiste verbindet. Statt dessen ging es immer mehr um Einheit- 
lichkeit der Organisation — ohne Rücksicht auf das apostolische Kirchenverständnis — 
mit dem Ziel der Aktionsgemeinschaft. Jede kirchliche Trennung wird — ungeachtet eines 
notwendigen Ringens um die Wahrheit — zur Sünde erklärt. 

e) Ähnlich denken einige sog. „charismatische Bewegungen“, die ökumenisch tätig sind 
und den ÖRK als Werkzeug Gottes zur Vereinigung aller Kirchen betrachten. Erfahrungs- 
glaube und Atheismus, „Geisteswirkung‘“ und Strukturveränderung — das alles kann 
durch die Genfer Einigungsbewegung gleichermaßen aufgenommen werden. — 

f) Damit gerät die Ökumenische Bewegung immer stärker in den endzeitlichen Sog 
weltlicher und religiöser Einheitsbestrebungen, die vom Evangelium weder etwas wissen 
noch wissen wollen (Offenb. 17,13). Die Gleichgültigkeit gegenüber unterschiedlichen 
kirchlichen Lehren und Bekenntnissen weitet sich aus zu einer ebenso großen Gleich- 
gültigkeit gegenüber der Ausschließlichkeit des biblischen Glaubens angesichts der frem- 
den Religionen und Weltanschauungen. Die heutige ökumenische Gemeinschaft kann — 
wie dies in Bangkok geschehen ist — selbst den Atheisten als Bruder aufnehmen und 
glücklich preisen. 

g) Wir bekräftigen demgegenüber: Äußere Kircheneinheit und -einigung ist dem Herrn 
nur dann wohlgefällig, wenn sie Ausdruck geistlicher Gemeinschaft in Christus ist. Zei- 
chen solcher Einheit ist die Übereinstimmung in der Lehre des Evangeliums, der rechten 
Verwaltung von Taufe und Abendmahl gemäß dem Willen ihres Stifters und die Bewah- 
rung biblisch-apostolischer Ordnungen. Wo dies mißachtet wird, entsteht eine Schein- 
und Zwangseinheit, die das christliche Gewissen vergewaltigt. Ihr zu widersprechen ist 
den Jüngern Jesu nicht nur erlaubt, sondern sogar aufgetragen (Offenb. 2,2.14.20). 


8. Keine Welteinheitsreligion! 


Der Weltkirchenrat steht an einem schicksalhaften Wendepunkt: Die anfängliche Ökumene 

der Kirchen droht heute zur Ökumene der Religionen gemacht zu werden. Wir warnen vor 

der Gefahr einer synkretistischen (die Religionen vermengenden) Welteinheitsreligion. 
„Wir reden von der heimlichen, verborgenen Weisheit Gottes, welche Gott verordnet 

hat vor der Zeit der Welt zu unserer Herrlichkeit, welche keiner von den Herrschern 
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dieser Welt erkannt hat ... Was kein Auge gesehen hat und kein Ohr gehört hat und in 
keines Menschen Herz gekommen ist, was Gott bereitet hat denen, die ihn lieben“ 
(1. Kor.2,7-9; Jes. 64,3). 

„Was die Heiden opfern, das opfern sie den bösen Geistern und nicht Gott“ (1.Kor. 
10,20). 

a) Wir preisen den Vater, der seine Herrlichkeit in der Schöpfung allen Menschen kund- 
getan hat (Röm. 1,18-23; 2,14-16), obwohl sie ihn nicht erkannt und ihm die Ehre 
nicht gegeben haben. Wir preisen den dreieinigen Gott dafür, daß er vor aller Zeit sich 
aus der Mitte der Völker ein Volk, Israel, erwählt hat. Ihm hat er in fortschreitender 
Offenbarung durch Moses und die Propheten seinen unveränderlichen Heilsratschluß 
mitgeteilt, damit es ihn den Heidenvölkern kundtue. Wir preisen Christus, den Sohn 
Davids und unseren Herrn, dafür, daß er uns zu Gliedern seines neuen Gottesvolkes ge- 
macht und so an seinem Auftrag zur Weltmission beteiligt hat (Matth. 28,18-20; 

1. Petr. 2,9-10). 

b) Wir beobachten bestürzt, daß die Ökumenische Bewegung, die doch ursprünglich 
aus der Weltmissionsbewegung hervorging, diesen Missionsauftrag heute synkretistisch 
unterhöhlt. An die Stelle der Verkündigung der Botschaft tritt zunehmend das Gespräch 
(Dialog) mit Anhängern anderer Religionen. In diesem ökumenischen ‚Programm des 
Dialogs mit Vertretern der Religionen und Ideologien unserer Zeit‘ versucht man, solche 
interreligiöse Begegnung als einen „geistlichen Austausch‘ zu betreiben. 

c) Zwar bejahen auch wir das Gespräch als eine Form missionarischer Begegnung. Aber 
es erweist sich, daß die ökumenischen Dialoge oftmals auf unbiblischen Voraussetzungen 
beruhen und ebenso unbiblischen Zielen zusteuern. Sie können die fremden Religionen 
und Ideologien als Wege betrachten, auf denen Christus und der Heilige Geist ebenfalls 
rettend am Werke sind. Man meint, von den andersgläubigen Gesprächspartnern eine 
bessere Antwort auf die Frage nach dem Wert der Transzendenz (übersinnlicher Bereich) 
in der technisierten Umwelt von heute sowie eine vollere Offenbarung Jesu Christi zu 
empfangen. Es wird behauptet: „Weil Christus auferstanden ist, müssen die Christen ge- 
meinsam mit Menschen anderer Religionen nach dem Sinn des Lebens und des Todes 
forschen.“ 

d) Das Endziel scheint die Verschmelzung der verschiedenen religiösen Erfahrungen der 
Menschheit zu einer vielfältigen gemeinsamen „Spiritualität“ (geistliche Erfahrung) zu sein, 
die die Grundlage für die erstrebte Weltgemeinschaft bilden soll. Ein Vorbereitungsdoku- 
ment für die Fünfte Vollversammlung sagt: „Das Ringen um die Befreiung der Menschheit 
aus ihrer elementaren Unfreiheit und das Streben nach Weltgemeinschaft ist nur denkbar, 
wenn die Bestrebungen und der Reichtum aller Glaubensrichtungen, Kulturen und Ideo- 
logien mit einbezogen werden.“ 

e) Die Kirche soll, so sagt man, in diesem Dialog ‚‚ihren Glauben aufs Spiel setzen‘ und 
sich „vorbehaltlos für die anderen Religionen öffnen“. — Ja, man scheut sich nicht einmal 
vor dem Bruch des Ersten Gebotes, wenn man bei ökumenischen Begegnungen gottesdienst- 
liche Gemeinschaft mit Hindus, Buddhisten und Moslems pflegt oder die Meditationspraxis 
der östlichen Religionen übernimmt. 

f) Wir mahnen die Verantwortlichen des Weltkirchenrates mit letztem Ernst, von diesem 
verhängnisvollen Wege abzulassen. Christliche Begegnung mit den Menschen anderer Reli- 
gionen ist stets dem alleinigen Ziele unterzuordnen, ihnen die rettende Liebe Gottes in 
Jesus Christus in Wort und Tat zu bezeugen (Apg. 4,12). Sie zielt immer auf ihre Bekeh- 
rung; denn an diesem Rettungsangebot Jesu vollzieht sich auch die ewige Scheidung in 
der Menschheit (Joh. 3,18). 


9. Keine Welteinheitsgemeinschaft! 


Die ökumenische Leitidee gipfelt heute in der „utopischen Vision“ (Wunschbild) einer 
mit vereinten menschlichen Kräften zu schaffenden Weltfriedensgemeinschaft aller Rassen, 
Religionen und Ideologien. Sie verkennt damit die heilsgeschichtlichen Aussagen über 

das Kommen des Reiches Gottes. Eine weltverhaftete Kirche, die diese Gabe der Wieder- 
kunft Christi eigenmächtig vorwegnehmen will, wird dem Antichrist den Weg bahnen. 
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Jesus lehrt uns zu unterscheiden: „So gebet dem Kaiser, was des Kaisers ist, und Gott, 
was Gottes ist!“ (Mark. 12,17). 

„Mein Reich ist nicht von dieser Welt. Wäre mein Reich von dieser Welt, meine Diener 
würden darum kämpfen ...““ (Joh. 18,36). 

a) Wir preisen den allmächtigen Schöpfer, daß er der gefallenen Menschheit staatliche und 
gesellschaftliche Ordnungen zur Bewahrung und Förderung des irdischen Zusammenlebens 
gegeben hat. 

b) Wir erkennen, daß auch wir Christen in unserem irdischen Leben diese Ordnungen zu 
achten haben. Gemäß unserer biblischen Erkenntnis des Willens Gottes im Blick sowohl 
auf das Erreichbare als auch auf das in dieser Weltzeit noch nicht Erreichbare wollen wir 
verantwortungsbewußt zur Förderung von Gerechtigkeit und Frieden beitragen. 

c) Wir stimmen zu, wenn die Ökumenische Bewegung seit ihren Anfängen dem Welt- 
frieden sowie der sozialen Gerechtigkeit und Entwicklung besondere Aufmerksamkeit ge- 
widmet hat. Sie bemühte sich damit, einen Ausgleich zu schaffen für häufiges Versagen der 
Kirchen in der Vergangenheit. 

d) Wir beklagen aber, daß der Weltkirchenrat wegen seiner faktischen Preisgabe der Bibel 
als alleiniger Grundlage christlicher Erwartung und christlichen Handelns in zunehmende 
Unklarheit über zwei entscheidende Grenzen geraten ist: 

e) Das eine ist die Grenze zwischen den von Gott verordneten besonderen Aufgabenbe- 
reichen und Handlungsweisen von Staat und Kirche. Unter dem Stichwort „politische 
Prophetie‘‘ hat sich der ÖRK eine — zudem sehr einseitig ausgeübte! — Schiedsrichterrolle 
im Leben der Völker angemaßt, für die ihm die geistliche und sachliche Beglaubigung 
fehlt. Offenbare Fehlurteile schaffen in den betroffenen Ländern oft große Verbitterung. 
Besonders zu denken gibt die Genfer Zurückhaltung angesichts der geistigen Unterdrückung 
durch kommunistische Tyranreien und des Leidens unserer verfolgten Mitchristen in 
den Ostblockstaaten. 

f) Die andere vergessene Grenze ist die zwischen der gegenwärtigen Weltzeit und dem 
Heilszustand, den erst Christi Wiederkunft bringen wird. Wegen des einseitigen Interesses 
an innergeschichtlichen Veränderungen verblassen die endgeschichtlichen Verheißungen der 
Bibel zu bildhaften Leitmotiven menschlichen Planens. Die Expertenkonferenzen des ÖRK 
werden zu Parallelveranstaltungen entsprechender Tagungen der Vereinten Nationen. 

g) Wir sind dankbar, daß es in der Kommission für Glauben und Kirchenverfassung immer 
noch Stimmen gibt, die den ÖRK davor warnen, „‚die Herrschaft Christi mit politischer 
Macht in eins zu setzen und die Universalität des Evangeliums in politischen Begriffen 
zu bestimmen.‘ Zu Recht mahnen sie: „Die Einheit der Kirche und die Einheit der 
Menschheit werden erst bei der Vollendung des Reiches Gottes voll zusammenfallen und 
nicht vorher“ (Professor John Meyendorff). 

h) Aber dem widersprechen völlig entgegengesetzte Äußerungen höchster Verantwortungs- 
träger des ÖRK. Sie reden von einer „utopischen Vision“, die Gott den Christen gegeben 
habe. Sie fordern, daß die Kirchen mit den revolutionären Bewegungen und deren Strate- 
gie auch zu gewaltsamer Veränderung zusammenarbeiten sollen, um unterdrückende Herr- 
schaftssysteme zu beseitigen. Ihr Programm ist eine weltweite „Solidarisierung‘‘ mit den 
Entrechteten. Wird ein solcher Prozeß aber nicht in einer noch totaleren Unterdrückung 
enden, wenn die Unterdrückten von heute — ohne die geistliche Erneuerung durch Jesus 
Christus — die Machthaber von morgen geworden sind? 

i) Der Auftrag der Christen ist es in erster Linie, jedem Menschen Jesus Christus als ein- 
zige Rettung von Gottes Zorn und Gericht für alle — für Unterdrücker und Unterdrückte — 
zu bezeugen. Außer ihm ist kein Fundament, das trägt (1. Kor. 3,11). Durch die von ihm 
erneuerten Menschen erneuert er wirklich schon hier die Verhältnisse. 

k) Die „utopische Vision‘ zielt auf eine Weltregierung, die von einer Ökumene der 
Religionen und Ideologien gemeinsam getragen wird. Nach biblischer Weissagung wird 
deren gekröntes Haupt aber niemand anders sein als der kommende Antichrist, unter- 
stützt durch seinen falschen Propheten. Der Antichrist wird als Symbol der Einheit aller 
menschlichen Weisheit und Kunst sowie als vollendeter Ausdruck dessen erscheinen, 
was die Religionen als „Gott“ bezeichnet haben. Er wird sich über alles erheben, ‚was 
Gott oder Gottesdienst heißt, so daß er sich setzt in den Tempel Gottes und vorgibt, 
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er sei Gott“ (2. Thess. 2,3-12; Offenb. 13,16-17). Nur eine tiefgehende Sinneswandlung 
der Verantwortlichen im Weltkirchenrat könnte noch verhindern, daß er selbst Schritt- 
macher eines solchen endzeitlichen Geschehens wird. 


IV. Die Einflußkraft der ideologischen Ökumene 


„seid nüchtern und wachet; denn euer Widersacher, der Teufel, geht umher wie ein 
brüllender Löwe und sucht, welchen er verschlinge. Dem widerstehet, fest im Glauben, 
und wisset, daß ebendieselben Leiden über eure Brüder in der Welt gehen“ (1. Petr. 
5,8-9). 


10. Ökumenismus als Irrgeist 


Die „utopische Vision‘, die viele in der Ökumene verzaubert, ist nicht nur eine falsche, 
vom Menschen erdachte Lehre. Sie ist zugleich eine Geistesmacht (vgl. Luk. 4,5-7). 
Jeden, der sich auf sie einläßt, steckt sie an und verändert fast unbemerkt sein geistliches 
Bewußtsein. 

„Seid stark in dem Herrn und in der Macht seiner Stärke. Denn wir haben nicht mit 
Fleisch und Blut zu kämpfen, sondern mit Mächtigen und Gewaltigen, nämlich mit den 
Herren der Welt, die in dieser Finsternis herrschen, mit den bösen Geistern unter dem 
Himmel“ (Eph. 6,10.12). 

a) Die „ökumenische Vision‘ ist, menschlich gesehen, eine beeindruckende Totalschau. 
Sie spiegelt eine erreichbare neue Welt vor, auf die hin die ganze Menschheit aufbricht, 
die christlichen Kirchen zusammen mit den religiösen und politischen Bewegungen unserer 
Tage. 

b) Diese Bemühungen um Weltveränderung werden fälschlicherweise als die neue ‚‚Welt- 
mission“ bezeichnet. Wir dürfen die Träger dieser Bewegung nicht moralisch richten. 
Nicht der Wille, die Gemeinde zu zerstören beherrscht sie, sondern die Überzeugung, daß 
der Friede auf Erden heute durch den Menschen machbar geworden sei. 

c) Aber dieser Überzeugung widersprechen die klaren endgeschichtlichen Voraussagen 
in der Bibel für diese Welt. Deswegen ist diese Vision nicht von Gott eingegeben, son- 
dern sie stammt aus einer dämonischen Quelle und ist schwarmgeistigen Wesens. Das 
macht sie für ihre Anhänger und für die Gemeinden um so gefährlicher. Wer sich durch 
sie verführen läßt, wird alsbald selbst zum Verführer. Nur in der geistlichen Waffenrüstung 
können wir dem widerstehen (Eph. 6,10-19). 


11. Ökumenismus als Eroberungsstrategie 


Das ideologisierte „Evangelium“ wird mit großem Geschick unter allen Kirchen und christ- 
lichen Gemeinschaften der Erde verbreitet. Die „utopische Vision“ verlangt, daß sie alle 
für die Einreihung in die ökumenische Bewegung in Richtung auf eine Welteinheitsgemein- 
schaft gewonnen werden. Die dabei auf allen Kontinenten zu beobachtenden Methoden 
erscheinen wie Glieder eines weltumspannenden Gesamtplanes. 

„Wir sollen nicht mehr Unmündige sein, wie auf Wellen hin- und hergeworfen und umge- 
trieben von jedem Wind der Lehre durch das trügerische Spiel der Menschen, durch die 
Hinterlist der Methoden der Irreführung“ (Eph. 4,14). 

a) Verantwortliche Christen aus allen Ländern sind besorgt über das Vordringen der 
ideologischen Ideen, die in Schriften und auf Konferenzen der Ökumene vertreten werden. 
Ihre Verbreitung erscheint als ein Ausdruck der List des Feindes, der die Verbreiter ebenso 
erliegen wie die Empfänger. 

b) Im Folgenden geben wir eine Zusammenstellung von Elementen, die dabei häufig 
genannt werden. Es läßt sich nicht überall eindeutig entscheiden, wo eine bewußte Strate- 
gie, wo der gelegentliche Mißbrauch von an sich wertneutralen Vermittlungswegen (Medien) 
und wo schließlich die unpersönliche Verzauberungskraft der „utopischen Vision“ als 
solche vorliegt. Auf jeden Fall müssen wir auf diese Gefahrenquellen hinweisen, um sie 
entweder abzustellen oder uns ihnen zu entziehen: 
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c) Der ÖRK verfügt über einflußreiche Informationsmedien und eine enge Verbindung 
zu den offiziellen kirchlichen und weltlichen Nachrichtenagenturen in aller Welt. Genfer 
Studienprogramme werden durch ein Netzwerk ökumenischer Vertrauensleute, die in vie- 
len Gremien mitarbeiten, überall durchgeführt. Dadurch sickern ideologische Grundan- 
schauungen des heutigen Ökumenismus in alle Kirchen, Missionen und konfessionelle 
Weltbünde ein. 

..d) Entscheidende Einflußnahme erfolgt durch das weltweite Erziehungsprogramm des 
ORK, das durch ökumenische Institute, Konsultationen, Mitarbeiterkurse und durch 
Studienstipendien durchgeführt wird, um die Leitenden zu prägen. 

e) Die altvertrauten Begriffe biblischer und kirchlicher Sprache füllen sich immer mehr 
mit fremder Bedeutung, indem sie mit rein ideologischen Behauptungen und mit schön- 
geistig schillernden Worten durchsetzt werden. 

f) Psychotechnische Methoden, wie z.B. die Gruppendynamik, werden — oft ohne 
Ankündigung — durch speziell geschulte Mitarbeiter auf Konferenzen und Konsultationen 
angewandt. Dadurch gelingt es, die Tagungen unbemerkt zu ihrem vorher bestimmten 
Ziel zu steuern und das Denken argloser Teilnehmer — für diese unbewußt — mit neuen 
Ideen zu erfüllen. 

g) Ökumenische Tagungen werden neuerdings als Feste mit Tanz, Musik und Spiel, mit 
sinnenfälliger Beeinflußung (multimediale Kommunikation), und mit schwärmerischen 
Andachtsformen gefeiert. Dadurch können viele Teilnehmer auf dem unmittelbaren Wege 
über das Gefühl für Ideen begeistert werden, die sie bei nüchterner Prüfung an der Lehre 
der Heiligen Schrift ablehnen würden. Der Einbruch eines eher heidnischen Gefühlsrausches 
droht, den Geist Christi zu verdrängen. 

h) Nationalistische Sprecher aus Asien, Afrika und Lateinamerika, die das ideologische 
Gedankengut der Ökumene mit antiwestlicher Spitze zum Ausdruck bringen, werden be- 
vorzugt zu ökumenischen Konferenzen eingeladen und als ‚„‚die Stimme der Kirchen der 
Dritten Welt‘ gefeiert. Dabei vertreten die Gemeinden in ihrer Heimat oft ganz andere 
Überzeugungen. 

i) Die bisherige Verbindung zwischen den Kirchen des Westens und der Dritten Welt, 
die auch die notwendige überzeitliche und überregionale Einheit der universalen Kirche 
ausdrückte, wird heute durch nationalistische Gesichtspunkte gestört. Die Empfehlung 
einer zeitweiligen Unterbrechung in der Aussendung westlicher Missionare (Moratorium) 
dient teilweise diesem Zweck. 

k) Die Kirchen Asiens und Afrikas werden ermuntert, durch die Wiederbelebung des 
einheimischen, nichtchristlich-religiösen Erbes ihre „wahre Eigenständigkeit‘‘, bzw. ihre 
„Identität“, zu entdecken und eine sog. „kontextuale“, d.h. von solchem Erbe geprägte, 
einheimische Theologie zu entwickeln. Gleichzeitig werden diese Kirchen aber geistig 
und strukturell um so fester an die regionalen und weltweiten ökumenischen Organisatio- 
nen gebunden. So ist die sog. „Eigenständigkeit“ in Wahrheit oft die Ausformung der 
zeitgenössischen ökumenischen Ideologie in dem Gewande der traditionellen Kultur. 

]) Wirtschaftlich schwache Kirchen in Afrika, Asien und Lateinamerika erhalten — 
insbesondere für soziale und ökumenische Zwecke! — großzügige finanzielle Hilfe. Ihre 
Dankbarkeit macht sie leicht abhängig und öffnet sie für das diese Hilfe begleitende 
ideologische Gedankengut. Große Bedeutung wird in diesem Zusammenhang die ge- 
plante Weltentwicklungsbank des ÖRK haben. 

m) Gegen die erstrebte Kirchenvereinigung sträuben sich die offiziellen Organe mancher 
großer Kirchen vorläufig noch aufgrund ihrer bekenntnismäßigen Traditionen. Deswegen 
wird sie inzwischen „von unten“ her aufgebaut. Das kann auch auf dem Wege über öku- 
menische Arbeitsgruppen und „Arbeitsgemeinschaften christlicher Kirchen‘ auf örtlicher 
Ebene geschehen. Das Stichwort „Konziliarität‘‘ spielt dabei eine beachtenswerte Rolle. 

n) Unterschiedlichkeiten in der Beurteilung der Ökumenischen Bewegung in bibeltreuen 
Kreisen werden erkannt und zielbewußt ausgenutzt. Vertreter eines vermittelnden Kurses 
werden umworben und herausgestellt. Den gewissensmäßigen Kritikern dagegen wird als- 
bald aberkannt, daß es auch ihnen um die Einheit der Christen geht. Sie geraten dadurch 
in den Ruf des Außenseitertums und des ungeistlichen Widerstreitens gegen Gottes Hin- 
führung zur Einheit. 
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0) Ökumenische Organisationen, wie z.B. die Nationalen Kirchenräte, streben unter dem 
Anspruch, Vorkämpfer der Einheit zu sein, nach einer christlichen Monopolstellung im 
Staate. Dies geschah z.B. in Zaire (ehemals Belgisch Kongo) und findet auch in anderen 
afrikanischen Staaten Beachtung. 

p) Solche Methoden der Einflußnahme können dazu führen, daß es selbst bibeltreuen Kir- 
chen, Gemeinden und Gemeinschaften immer schwerer fällt, selbständig zu bestehen und 
vom gegenwärtigen Kurs des ÖRK abweichende Meinungen zu dulden oder gar zu unter- 
stützen. Diese Befürchtung verdichtet sich dadurch, daß der Weltkirchenrat sich dem Auf- 
sichtsrecht seiner Mitgliedskirchen immer mehr entwindet. Ökumenisch engagierte Kir- 
chenführer äußern sich besorgt über zwei Beobachtungen: 

q) Einerseits nimmt eine wachsende Machtzusammenballung in der Genfer Verwaltungs- 
zentrale des ÖRK diesem immer mehr die ursprüngliche Gestalt einer Konferenz frei 
verantwortlicher Kirchen. Der Genfer Stab betrachtet sich gegenüber den „stagnanten“ 
Mitgliedskirchen elitär als das bewegende Element der Ökumene. Dabei steht er in Ver- 
suchung, im Verfolgen eines von ihm als lebenswichtig betrachteten Zieles sich über die 
Bedenken der Mitgliedskirchen hinwegzusetzen. Die Theologie wird dazu der Strategie 
geopfert oder in deren Dienst gestellt. 

r) Andererseits werden die Entscheidungsprozesse im ÖRK für seine Mitgliedskirchen 
immer uneinsichtiger. Ohne ihre vorherige Befragung werden wichtige Aktivitäten einge- 
leitet. Die Grenze zwischen Beschlüssen, Empfehlungen und Gesprächsbeiträgen bleibt 
undeutlich. Der Informationsvorsprung des Genfer Stabes macht es den Delegierten aus 
aller Welt kaum möglich, dessen selbständige Entscheidungen nachträglich begründet 
in Frage zu stellen oder gar umzustoßen. — In der Versuchung, der Eigengesetzlichkeit 
der Verwaltung nachzugeben, droht das Genfer Generalsekretariat immer mehr, zur 
kurialen Behörde einer Weltkirche zu werden. 

s) Eine apokalyptische Aussicht eröffnet sich: Die scheinbar gleichen Ziele von Welt- 
einheit und Weltfrieden könnten den Weltkirchenrat schließlich dazu bewegen, sich — 
vielleicht gemeinsam mit einem ähnlich gesonnenen Großteil der römischen Kirche — mit 
den internationalen politischen Organen fest zu verbinden. Damit würde seine wachsen- 
de Machtstellung vollständig werden. 

t) Wir wagen jedoch nicht, bestimmte Vorhersagen zu machen. Nur Gott selbst kennt 
die Zukunft der heutigen Ökumenischen Bewegung. Aber Sein Wort sagt uns deutlich 
voraus, daß am Ende der Geschichte eine Zeit antichristlicher Verführung in eine Zeit 
antichristlicher Verfolgung übergehen wird, zu der sich staatliche Tyrannei und falsche 
Prophetie vereinen (vgl. Offenb. 13). 

u) Uns darf solche Aussicht nicht schrecken. Jesus Christus ist jederzeit Herr über alles, 
was auf Erden geschieht. Gerade auf das geistliche Martyrium hat der Herr einen beson- 
deren Segen gelegt. (Phil. 1,27-30) Er verheißt uns: „Wer aber ausharrt bis ans Ende, 
der wird gerettet werden!“ 


V. Die bekennende Gemeinde antwortet der Ökumene 


Christus verheißt uns: „Siehe, ich komme bald; halte, was du hast, daß niemand deine 
Krone nehme!“ (Offenb. 3,11). 


12. Geistesunterscheidung und Widerstand, Sammlung und Sendung 


In festem Vertrauen auf die großen Verheißungen unseres Herrn für die ihm treu blei- 
bende Gemeinde, und mit nüchternem Blick auf ihre schwere Bedrohung durch einen 
falschen Geist rufen wir unsere Brüder und Schwestern in aller Welt auf: 

Lest Eure Bibel, damit Ihr Tag um Tag durch das Wort der Wahrheit in Christus ein- 
gewurzelt werdet! 

Erkennt die geistliche Gefahr, die heute durch die Verfremdung des Evangeliums auch 
in Gestalt der Ökumenischen Bewegung auf Euch zukommt! 

Fordert Eure Kirchen und Missionsleitungen auf, dieser Entstellung des Glaubens 
öffentlich entgegenzutreten! 
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Kereiat Euch in weltweiter Bruderschaft des Glaubens, der Fürbitte und des Bekennt- 
nisses! 

Bezeugt der Welt das wahre Evangelium von Jesus Christus in Wort und Tat, bis er 
wiederkommt! (Matth. 24,14). 

a) Die geistliche Gefahr einer ideologischen und synkretistischen Entstellung des Evan- 
geliums bedroht nicht nur Kirchen innerhalb des Weltkirchenrats, sondern auch alle ande- 
ren christlichen Gemeinschaften. Denn der falsche Ökumenismus ist ein Geistesklima, 
das sich wie ein giftiger Nebel über die Erde verbreitet. Wir stehen in der größten Gefahr, 
die die Kirche seit der gnostischen Irrlehre im zweiten Jahrhundert zu bestehen hatte, 
Nichts Geringeres droht, als der Verlust des Himmels, der Ewigkeit, ja Gottes selbst für 
den Glauben. 

b) Darum bitten wir die Hirten und Mitarbeiter der Gemeinden, ihren Dienst nicht 
von der Ideologie eines falschen Ökumenismus, sondern von den Weisungen Christi be- 
stimmen zu lassen. 

Wir rufen alle lebendigen Christen auf: Betet um die Gabe der Geistesunterscheidung, 
um euch als verantwortliche Glieder am Leibe Christi zu bewähren! (1. Joh. 4,1-4; 

2. Joh. 8-11). 

c) Veranlaßt eure Kirchenführer und Synoden, soweit sie (noch) an der Mitgliedschaft 
im ÖRK festhalten, bei ihm ultimativ auf einen sofortigen radikalen Kurswechsel zu 
drängen. 

d) Sollte es dennoch zu keiner Umkehr im ÖRK und in den konfessionellen Weltbün- 
den kommen, so fordert eure Kirchen und Missionen auf, ihre Mitgliedschaft in den 
ökumenischen Organisationen zu überprüfen und diese zu verlassen (vgl. Offenb. 18,4). 
Verweigert in jedem Falle widerchristlich verfälschten Unternehmungen eure Unter- 
stützung. Dazu gehören insonderheit der „Sonderfonds des Programmes zur Bekämpfung 
des Rassismus‘, durch den bewaffneten Befreiungsbewegungen Geld aus kirchlichen 
Mitteln zugewendet wird, sowie der „Dialog mit Vertretern der Religionen und Ideolo- 
gien in unserer Zeit‘. Gebt eure Opfer allein solchen christlichen Organisationen, die ihre 
Arbeit auf klar biblischer Grundlage tun. 

e) In unserer Zeit wachsender Verwirrung und Gewissensnot ist es wichtig, daß überall 
die bekennenden Christen unter dem Kreuz Jesu näher zusammenrücken. Da, wo die Kir- 
chen von einem widerchristlichen Geist beherrscht werden, sollten sich — wie dies vieler- 
orts schon geschehen ist — die lebendigen Christen und Gemeinden in ihnen zu bekenntnis- 
treuen Notgemeinschaften unter eigenen Leitungen zusammenschließen. So können wir 
innerhalb — oder im ernstesten Fall auch außerhalb — unserer offiziellen Kirchen deren 
wahre Tradition im Gottesdienst, in Lehre, Leben und Dienst fortsetzen. Wo aber die Kir- 
chen und Missionen sich noch um das wahre Evangelium mühen, sollten wir sie stützen. 

f) Bietet als bibeltreue Christen gemeinsam alle Kräfte auf, um in dieser Sichtungsstunde 
der Ökumene Jesus Christus in der ganzen Welt erneut als Herrn und Heiland zu verkün- 
den! Unser Eintreten für das unverfälschte Evangelium bleibt nur dann glaubwürdig, wenn 
wir die verlorenen und notleidenden Menschen seine rettende Gotteskraft (Römer 1,16) 
durch unser evangelistisches und missionarisches Zeugnis und durch Taten der Liebe er- 
fahren lassen. „Selig ist der Knecht, wenn sein Herr kommt und findet ihn solches tun“ 
(Matth. 24, 46). 

g) Die Zeit ist reif, daß unsere bibel- und bekenntnistreuen Gemeinschaften in allen Län- 
dern Verbindung miteinander aufnehmen und bestehende Beziehungen stärken. Wir brauchen 
einander zum Erfahrungsaustausch, zur gegenseitigen Stärkung und Wegfindung für die 
Gemeinde Jesu. Der unverkürzte Glaube an die biblische Selbstoffenbarung des drei- 
einigen Gottes und an das Heilswerk Christi verbindet uns über die herkömmlichen Gren- 
zen hinweg zu einer geistlichen Bruderschaft: 

In diesem Zusammenrücken — im Hören auf das Wort, im Gebet, in der Liebe und im 
Leiden schauen wir mit freudiger Erwartung dem wiederkommenden Herrn entgegen. 

Er ist treu, Er wird euch stärken und bewahren vor dem Argen (2. Thess. 3,3). Er wird 
als der eine Hirte kommen, um seine eine Herde aus der Zerstreuung zu sammeln 
(Joh. 10,16; 11,52; Matth. 24,30-31). 

Ihm sei Lob und Preis in Ewigkeit! 
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Im Kontrast zu dieser Erklärung steht das Wort der Synode der Evangelischen 
Kirche in Berlin-Brandenburg (West), das anläßlich der bevorstehenden Sitzung 
des Zentralausschusses des ÖKR (8. 0.) beschlossen wurde: 


REGIONALE SYNODE DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN 
BERLIN-BRANDENBURG (WEST): „UNSER JA ZUR ÖKUMENE“ 


Vom 30. Juni 1974!” 


Die Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg ist mit dem Ökumenischen Rat der Kir- 
chen überzeugt, daß die Einheit der Kirche Jesu Christi vorgegeben ist und nicht erst 
durch uns geschaffen wird. Die Gemeinschaft der Kirchen jedoch muß immer neu ge- 
wonnen und neu verwirklicht werden. Auch im Ökumenischen Rat der Kirchen werden 
daher Konflikte ausgetragen. Nicht eine konfliktfreie, sondern eine durch Gott versöhnte 
Gemeinschaft ist das Ziel. Auch bei uns müssen Auseinandersetzungen über einzelne 
Aktivitäten des Ökumenischen Rates der Kirchen so ausgetragen werden, daß angesichts 
der vorgegebenen Einheit die Gemeinschaft nicht verleugnet wird ... 

Der Beitritt vieler Kirchen aus Ländern der Dritten Welt, in denen besonders schwere 
wirtschaftliche, politische und ideologische Probleme bestehen, wurde zum Appell an 
das Gewissen der anderen Mitgliedskirchen. Der Ökumenische Rat der Kirchen stellt sich 
darum diesen Fragen, besonders dem Problem der Rassenbeziehung. Dabei geht es vor 
allem um das Bemühen, Diakonie und Verkündigung, geistlichen Zuspruch und praktische 
Hilfe in ihrer Zusammengehörigkeit zu sehen. 

Die Mitwirkung der Kirchen an diesen weltweiten Aufgaben geschieht in dem Bewußt- 
sein der Vorläufigkeit menschlichen Handelns. Sie empfängt ihre Kraft aus der Ver- 
heißung eines neuen Himmels und einer neuen Erde. 

Diese Verheißung weist die Kirche an alle Menschen. Um Christi willen hat die Kirche 
ihren Platz bei den Leidenden, Verfolgten und Unterdrückten. Unterstützung von Ge- 
walt ist der Kirche verwehrt. Sie wird aber nicht selten durch Untätigkeit oder durch 
Hilfeleistung in Konfliktgebieten in Zwielicht geraten und sogar in Schuld verstrickt 
werden. Die Gefahr, schuldig zu werden, darf die Kirche nicht an notwendigem Han- 
deln hindern. 

Das Fundament der christlichen Kirche ist Leben, Tod und Auferstehung Jesu Christi. 
Von diesem Grund her versteht sich die Kirche als der Leib Jesu Christ, als das Volk 
Gottes und als die durch den Geist gewirkte Gemeinschaft der Glaubenden. Die Kirche 
ist sein Werk, und deshalb sind Wesen, Auftrag und Lebensform der Kirche nicht in 
das menschliche Belieben gestellt, sondern müssen immer neu an dem Willen ihres Herrn 
ausgerichtet werden. Wie ihr Herr nur einer ist, so kann auch die Kirche wesenhaft nur 
in Einheit leben. 

Deshalb werden einzelne oder Gruppen ungehorsam, die sich grundsätzlich der Verant- 
wortung für diese Einheit entziehen. 

Aus dieser Sicht der Kirche heraus halten wir uns für verpflichtet, am Leben der welt- 
weiten Christenheit teilzunehmen. 

Wo wir Tendenzen erkennen, die dem so umschriebenen kirchlichen Auftrag nicht ent- 
sprechen, werden wir ihnen entgegentreten und gerade darin unsere gegenseitige Verbunden- 
heit wahrnehmen ... 


Auf dem von den evangelikalen Bewegungen veranstalteten „Internationalen Kon- 
greß für Weltevangelisation“ in Lausanne (16.—25. Juli 1974) kam es nicht zu 

der mancherorts erwarteten Organisation einer „Gegen-Ökumene“. Freilich wird 
der Unterschied zum ÖRK in der sog. Lausanner Verpflichtung deutlich, die keine 
offizielle Erklärung des Kongresses darstellt, sondern die persönliche Verpflich- 
tung der Unterzeichner ausdrückt: 


17. Text auszugsweise nach: Abl. Berlin-Brandenburg 1974/Nr. 7 vom 9.8.1974, S. 45f. 
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DIE „LAUSANNER VERPFLICHTUNG“ VOM JULI 1974 '® 


Einleitung 


Wir, Glieder der Gemeinde Jesu Christi aus mehr als 150 Nationen, Teilnehmer am Inter- 
nationalen Kongreß für Weltevangelisation in Lausanne, loben Gott, weil Er Sein Heil ge- 
schenkt hat, und freuen uns an der Gemeinschaft, die Er uns mit Ihm und untereinander 
schenkt. Gottes Wirken in unserer Zeit bewegt uns tief. Unser Versagen führt uns zur Buße. 
Die unvollendete Aufgabe der Evangelisation fordert uns heraus. Wir glauben, daß das 
Evangelium Gottes gute Nachricht für die ganze Welt ist. Durch Seine Gnade sind wir ent- 
schlossen, dem Auftrag Jesu Christi zu gehorchen, indem wir Sein Heil der ganzen Mensch- 
heit verkündigen, um alle Völker zu Jüngern zu machen. Darum wollen wir unseren Glau- 
ben und unseren Entschluß bekräftigen und unserer Verpflichtung öffentlich Ausdruck 
geben. 


I. Der Plan Gottes 


Wir bekräftigen unseren Glauben an den einen, ewigen Gott, Schöpfer und Herrn der Welt, 
Vater, Sohn und Heiliger Geist, der alle Dinge nach dem Ratschluß Seines Willens regiert. 
Er hat Sein Volk aus der Welt herausgerufen und sendet es zurück in die Welt, damit sie 
Seine Diener und Zeugen sind. Er hat sie zur Ausbreitung Seines Reiches, zur Erbauung 
des Leibes Christi und zur Verherrlichung Seines Namens herausgerufen. Wir bekennen 

und bereuen, daß wir unserer Berufung oft untreu gewesen sind und unseren Auftrag nicht 
erfüllt haben, indem wir uns der Welt anpaßten oder uns von ihr zurückzogen. Doch freuen 
wir uns daran, daß das Evangelium, selbst wenn es in irdenen Gefäßen gefaßt ist, ein kost- 
barer Schatz ist. Erneut übernehmen wir die Aufgabe, diesen Schatz durch die Kraft des 
Heiligen Geistes bekanntzumachen. 


2. Die Autorität der Bibel 


Wir bekräftigen die göttliche Inspiration, die gewißmachende Wahrheit und Autorität 

der alt- und neutestamentlichen Schriften in ihrer Gesamtheit als das einzige geschriebene 
Wort Gottes. Es ist ohne Irrtum in allem, was es verkündigt, und ist der einzige unfehl- 
bare Maßstab des Glaubens und Lebens. Wir bekennen zugleich die Macht des Wortes 
Gottes, Seinen Heilsplan zu verwirklichen. Die Botschaft der Bibel ist an die ganze Mensch- 
heit gerichtet, denn Gottes Offenbarung in Christus und in der Heiligen Schrift ist un- 
wandelbar. Der Heilige Geist spricht noch heute durch diese Offenbarung. Er erleuchtet 
den Geist Seines Volkes in allen Kulturen. So erkennen sie Seine Wahrheit immer neu 

mit ihren eigenen Augen. Der Heilige Geist enthüllt der ganzen Gemeinde mehr und 

mehr die vielfältige Weisheit Gottes. 


3. Einzigartigkeit und Universalität Jesu Christi 


Wir bekräftigen: Es gibt nur einen Erlöser und nur ein Evangelium, jedoch eine große 
Vielfalt evangelistischer Arbeitsweisen. Zwar wissen wir, daß alle Menschen aus der all- 
gemeinen Offenbarung in der Natur Gott erkennen können, aber wir bestreiten, daß 

sie dies erretten kann, denn sie unterdrücken die Wahrheit durch Ungerechtigkeit. Als 
Herabsetzung Jesu Christi und des Evangeliums lehnen wir jeglichen Synkretismus ab 
und jeden Dialog, der vorgibt, daß Jesus Christus gleichermaßen durch alle Religionen 
und Ideologien spricht. Jesus Christus, wahrer Mensch und wahrer Gott, hat sich selbst 
als die einzige Erlösung für Sünder dahingegeben. Er ist der einzige Mittler zwischen Gott 
und Menschen. Es ist auch kein anderer Name, durch den wir gerettet werden. Alle 
Menschen gehen an ihrer Sünde verloren, Gott aber liebt alle. Er will nicht, daß jemand 


18. Text in epd-Dok. Nr. 37a/1974. Vgl. die Berichte: H.N. Janowski, Der Geist von 
Lausanne, Ev. Komm. 7, 1974, S. 479-482; W. Schlichting — G. Schmolze, Profilierung 
der Evangelikalen, LM 13, 1974, S. 458-461. 
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verloren werde, sondern daß sich jedermann zur Buße kehre. Wer aber Jesus Christus 
ablehnt, verschmäht die Freude des Heils und verdammt sich selbst zur ewigen Trennung 
von Gott. Wenn Jesus als der ‚„‚Erlöser der Welt“ verkündigt wird, so heißt das nicht, daß 
alle Menschen von vornherein oder am Ende doch noch gerettet werden. Man kann erst 
recht nicht behaupten, daß alle Religionen das Heil in Christus anbieten. Vielmehr muß 
Gottes Liebe einer Welt von Sündern verkündigt werden. Alle Menschen sind eingeladen, 

Ihn in persönlicher Hingabe durch Buße und Glauben als Heiland und Herrn anzuerkennen. 
Jesus Christus ist erhöht über alle Namen. Wir sehnen uns nach dem Tag, an dem sich aller 
Kniee vor Ihm beugen und alle Zungen bekennen, daß Er der Herr sei. 


4. Wesen der Evangelisation 


Evangelisieren heißt, die gute Nachricht zu verbreiten, daß Jesus Christus für unsere Sün- 
den starb und von den Toten auferstand nach der Schrift und daß Er jetzt die Verge- 
bung der Sünden und die befreiende Gabe des Geistes allen denen anbietet, die Buße 
tun und glauben. Für Evangelisation ist unsere Präsenz als Christen in der Welt unerläß- 
lich, ebenso eine Form des Dialogs, die durch einfühlsames Hören zum Verstehen des 
anderen führt. Evangelisation ist ihrem Wesen nach die Verkündigung des historischen, 
biblischen Christus als Heiland und Herrn. Ziel ist es, Menschen zu bewegen, zu Ihm per- 
sönlich zu kommen und so mit Gott versöhnt zu werden. Wer die Einladung des Evan- 
geliums ausspricht, darf nicht verschweigen, daß Nachfolge etwas kostet. Jesus ruft 

alle, die Ihm nachfolgen möchten, auf, sich selbst zu verleugnen, ihr Kreuz auf sich zu 
nehmen und sich mit Seiner neuen Gemeinschaft zu identifizieren. Das Ergebnis der 
Evangelisation schließt Gehorsam gegenüber Jesus Christus, Eingliederung in Seine Ge- 
meinde und verantwortlichen Dienst in der Welt ein. 


5. Soziale Verantwortung der Christen 


Wir bekräftigen, daß Gott zugleich Schöpfer und Richter aller Menschen ist. Wir müssen 
deshalb Seine Sorge um Gerechtigkeit und Versöhnung in der ganzen menschlichen Ge- 
sellschaft teilen. Sie zielt auf die Befreiung der Menschen von jeder Art von Unter- 
drückung. Da die Menschen nach dem Ebenbild Gottes geschaffen sind, besitzt jedermann, 
ungeachtet seiner Rasse, Religion, Farbe, Kultur, Klasse, seines Geschlechts oder Alters, 
eine angeborene Würde. Darum soll er nicht ausgebeutet, sondern anerkannt und ge- 
fördert werden. Wir tun Buße für dieses unser Versäumnis und dafür, daß wir manchmal 
Evangelisation und soziale Verantwortung als sich gegenseitig ausschließend angesehen 
haben. Versöhnung zwischen Menschen ist nicht gleichzeitig Versöhnung mit Gott, soziale 
Aktion ist nicht Evangelisation, politische Befreiung ist nicht Heil. Dennoch bekräftigen 
wir, daß Evangelisation und soziale wie politische Betätigung gleichermaßen zu unserer 
Pflicht als Christen gehören. Denn beide sind notwendige Ausdrucksformen unserer Lehre 
von Gott und dem Menschen, unserer Liebe zum Nächsten und unserem Gehorsam gegen- 
über Jesus Christus. Die Botschaft des Heils schließt eine Botschaft des Gerichts über jede 
Form der Entfremdung, Unterdrückung und Diskriminierung ein. Wir sollen uns nicht 
scheuen, Bosheit und Unrecht anzuprangern, wo immer sie existieren. Wenn Menschen 
Christus annehmen, kommen sie durch Wiedergeburt in Sein Reich. Sie müssen versuchen, 
Seine Gerechtigkeit nicht nur darzustellen, sondern sie inmitten einer ungerechten Welt 
auch auszubreiten. Das Heil, das wir für uns beanspruchen, soll uns in unserer gesamten 
persönlichen und sozialen Verantwortung verändern. Glaube ohne Werke ist tot. 


6. Gemeinde und Evangelisation 


Wir bekräftigen, daß Jesus Christus Seine erlöste Gemeinde in die Welt sendet, wie der 
Vater Ihn gesandt hat. Das erfordert, daß wir ebenso tief und aufopfernd die Welt 
durchdringen. Wir müssen aus unseren kirchlichen Ghettos ausbrechen und in eine 

‘ nichtchristliche Gesellschaft eindringen. Bei der Sendung der Gemeinde zum hingebungs- 
vollen Dienst steht Evangelisation an erster Stelle. Die Evangelisation der Welt verlangt, 


290 


daß die ganze Gemeinde der ganzen Welt das ganze Evangelium bringt. Die Gemeinde 
bildet die Mitte des weltumfassenden Planes Gottes und ist Sein auserwähltes Werkzeug 
zur Verbreitung des Evangeliums. Eine Gemeinde, die das Kreuz predigt, muß selber durch 
das Kreuz geprägt sein. Eine Gemeinde wird zum ernsthaften Hindernis der Evangelisa- 
tion, wenn sie das Evangelium preisgibt, in keinem wirklich lebendigen Verhältnis zu Gott 
steht, die Menschen zu wenig lieb hat und ihr auch in jeder Hinsicht, einschließlich Wer- 
bung und Finanzangelegenheiten, Lauterkeit fehlt. Die Gemeinde ist nicht so sehr Insti- 
tution als vielmehr die Gemeinschaft des Volkes Gottes und darf mit keiner bestimmten 
Kultur, keinem sozialen oder politischen System, keiner von Menschen gemachten Ideo- 
logie gleichgesetzt werden. 


7. Zusammenarbeit in der Evangelisation 


Wir bekräftigen, daß die sichtbare Einheit der Gemeinde in Wahrheit Gottes Ziel ist. Evan- 
gelisation ruft uns auch zur Einheit auf, weil unsere Einheit unser Zeugnis bekräftigt, eben- 
so wie unsere Uneinigkeit das Evangelium der Versöhnung untergräbt. Wir stellen jedoch 
fest, daß es organisatorische Einheit in vielen Formen geben kann, dadurch aber nicht un- 
bedingt die Evangelisation gefördert wird. Wir aber, die wir den gleichen biblischen Glauben 
haben, sollen uns eng in Gemeinschaft, Dienst und Zeugnis vereinen. Wir bekennen, daß 
unser Zeugnis manchmal durch sündhaften Individualismus und unnötige Überschneidung 
beeinträchtigt wurde. Wir verpflichten uns, eine tiefere Einheit in Wahrheit, Anbetung, Hei- 
ligung und Sendung zu suchen. Wir drängen auf die Entwicklung regionaler und funktio- 
naler Zusammenarbeit, um die Sendung der Gemeinde, die strategische Planung, die gegen- 
seitige Ermutigung, die gemeinsame Nutzung der Mittel und Erfahrungen voranzutreiben. 


8. Gemeinden in evangelistischer Partnerschaft 


Wir freuen uns, daß ein neues Zeitalter der Mission angebrochen ist. Die beherrschende 
Stellung westlicher Missionen schwindet zusehends. Gott hat in den jungen Kirchen eine 
große neue Quelle der Weltevangelisation entstehen lassen und zeigt damit, daß die Ver- 
antwortung für die Evangelisation dem ganzer Leib Christi zukommt. Jede Gemeinde soll 
daher Gott und sich selbst fragen, was sie tun muß, um nicht nur in ihrem eigenen Bereich 
zu wirken, sondern auch Missionare in andere Teile der Welt zu entsenden. Eine neue Über- 
prüfung unserer missionarischen Verantwortung und Aufgabe soll ständig vollzogen werden. 
Auf diese Weise wächst die Partnerschaft der Gemeinden, und der weltweite Charakter der 
einen Gemeinde Christi wird deutlicher hervortreten. Wir danken Gott für die Werke, die 
sich um die Übersetzung der Bibel, um theologische Ausbildung, Massenmedien, christ- 
liche Literatur, Evangelisation, Mission, Erneuerung der Gemeinde und andere Aufgaben- 
bereiche bemühen. Auch sie sollen sich in ständiger Überprüfung fragen, ob ihre Wirksamkeit 
als Bestandteil der Sendung der Gemeinde gelten kann. 


9. Dringlichkeit der evangelistischen Aufgabe 


Über 2,7 Milliarden Menschen, mehr als zwei Drittel der Menschheit, müssen noch mit dem 
Evangelium bekanntgemacht werden. Wir schämen uns, daß so viele vernachlässigt wurden; 
das ist ein ständiger Vorwurf gegen uns und die ganze Kirche. Jedoch ist jetzt in vielen 
Teilen der Welt eine beispiellose Aufnahmebereitschaft für den Herrn Jesus Christus zu 
erkennen. Wir sind überzeugt, daß jetzt die Zeit für Gemeinden und übergemeindliche 
Werke gekommen ist, ernsthaft für das Heil der bisher nicht Erreichten zu beten und neue 
Anstrengungen für Weltevangelisation zu unternehmen. In einem Land, das das Evange- 
lium gehört hat, kann es bisweilen notwendig sein, Missionare und Geld aus dem Ausland 
zu reduzieren, um den Gemeinden im Land die Möglichkeit zum selbständigen Wachstum 
zu geben und um Hilfen für Gebiete, die das Evangelium noch nicht gehört haben, freizu- 
setzen. Missionare sollen in zunehmendem Maße von allen Kontinenten in alle Kontinente 
im Geist demütigen Dienstes ungehindert gehen. Ziel soll sein, alle verfügbaren Mittel zu 
benutzen, so früh wie möglich jedem die Gelegenheit zu geben, die gute Nachricht zu 
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hören, zu verstehen und anzunehmen. Ohne Opfer werden wir dieses Ziel nicht erreichen. 
Die Armut von Millionen erschüttert uns alle. Wir sind verstört über die Ungerechtigkeit, 
die diese Armut’ verursacht. Wer im Wohlstand lebt, muß einen einfachen Lebensstil ent- 
wickeln, um großzügiger zur Hilfe und Evangelisation beizutragen. 


10. Evangelisation und Kultur 


Die Entwicklung von Strategien zur Weltevangelisation erfordert bei der Wahl der Metho- 
den Einfallsreichtum. Mit Gottes Hilfe werden Gemeinden entstehen, die in Jesus Christus 
fest gegründet und eng mit ihrer kulturellen Umwelt verbunden sind. Jede Kultur muß 
immer wieder von der Schrift her geprüft und beurteilt werden. Weil der Mensch Gottes 
Geschöpf ist, birgt seine Kultur Schönheit und Güte in reichem Maße. Weil er aber ge- 
fallen ist, wurde alles durch Sünde befleckt. Manches geriet unter dämonischen Einfluß. 
Das Evangelium gibt keiner Kultur den Vorrang, sondern beurteilt alle Kulturen nach 
seinem eigenen Maßstab der Wahrheit und Gerechtigkeit und erhebt absolute ethische 
Forderungen gegenüber jeder Kultur. Missionen haben allzu oft mit dem Evangelium 

eine fremde Kultur exportiert und Gemeinden waren mitunter mehr an eine Kultur als 
an die Schrift gebunden. Evangelisten Christi müssen demütig danach trachten, sich selbst 
zu verleugnen, ohne ihre Persönlichkeit preiszugeben, um Diener anderer werden zu 
können. Die Gemeinden sollen Kultur umgestalten und bereichern, damit Gott verherr- 
licht wird. 


11. Ausbildung und Gemeindeleitung 


Wir bekennen, daß wir manchmal das Wachstum der Gemeinde auf Kosten ihrer Vertie- 
fung betrieben haben, und Evangelisation an den Fernstehenden von der geistlichen Stär- 
kung der Gemeinde getrennt haben. Wir geben auch zu, daß einige unserer Missionswerke 
zu lange gezögert haben, einheimische Führungskräfte zuzurüsten und zu ermutigen, die 
ihnen zustehende Verantwortung zu übernehmen. Daher bejahen wir den Grundsatz der 
Eigenständigkeit und streben an, daß jede Gemeinde einheimische Leiter hat, die christ- 
lichen Führungsstil verwirklichen, der sich nicht im Herrschen, sondern im Dienen zeigt. 
Wir erkennen die Notwendigkeit, die theologische Ausbildung insbesondere für diejenigen, 
die die Gemeinde leiten sollen, zu verbessern. In jedem Volk und in jeder Kultur sollte 
es ein wirkungsvolles Ausbildungsprogramm für Pastoren und Laien in Glaubenslehre, 
Nachfolge, Evangelisation, Erbauung und Dienst geben. Ein solches Ausbildungsprogramm 
sollte sich nicht auf schablonenhafte Methodik verlassen, sondern durch schöpferische, 
einheimische Initiative nach biblischen Maßstäben entwickelt werden. 


12. Geistliche Auseinandersetzung 


Wir glauben, daß wir uns in einem ständigen geistlichen Kampf mit den Fürsten und Ge- 
waltigen des Bösen befinden, die versuchen, die Gemeinde zu überwältigen und sie an 
ihrer Aufgabe der Evangelisation der Welt zu hindern. Wir erkennen die Notwendigkeit, 
uns mit der Waffenrüstung Gottes zu versehen und diesen Kampf mit den geistlichen 
Waffen der Wahrheit und des Gebetes zu führen. Denn wir entdecken die Aktivität des 
Feindes nicht allein in falschen Ideologien außerhalb der Gemeinde, sondern gleicher- 
maßen in der Gemeinde, durch die Verkündigung eines anderen Evangeliums, daß die 
Schrift verkehrt und den Menschen an die Stelle Gottes setzt. Wir müssen wachsam 

sein und die Geister unterscheiden, um die biblische Botschaft zu gewährleisten. Wir 
geben zu, daß wir selber nicht immer gegen die Weltlichkeit in unseren Gedanken und 
Taten immun sind, so daß wir uns dem Säkularismus ausliefern. Obwohl, um ein Bei- 
spiel zu nennen, sorgfältige Untersuchungen über zahlenmäßiges und geistliches Wachs- 
tum der Gemeinde richtig und wertvoll sind, haben wir sie manchmal nicht beachtet. 
Manchmal haben wir unsere Botschaft verwässert und durch Manipulation unsere Zuhörer 
unter Druck gesetzt, um für das Evangelium einen Erfolg zu erzielen. Wir haben zu großen 
Wert auf Statistiken gelegt und diese Unterlagen sogar unlauter benutzt. All dies ist welt- 
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lich. Die Gemeinde muß in der Welt leben; aber die Welt darf die Gemeinde nicht be- 
herrschen. 


13. Freiheit und Verfolgung 


Es ist Gottes Auftrag für jede Regierung, die Bedingungen für Frieden, Gerechtigkeit und 
Freiheit zu gewährleisten, unter denen die Gemeinde Gott gehorchen, dem Herrn Christus 
dienen und das Evangelium ohne Beeinträchtigung verkündigen kann. Deshalb beten wir 
für die, die in den Nationen Verantwortung tragen, und appellieren an sie, die Freiheit 
der Gedanken und des Gewissens zu garantieren und die Freiheit zur Ausübung und Aus- 
breitung der Religion in Übereinstimmung mit dem Willen Gottes zu gewährleisten, wie 
dies in der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte festgelegt ist. Zugleich bringen wir 
unsere tiefe Sorge für all diejenigen zum Ausdruck, die unrechtmäßig in Gefangenschaft 
sind, besonders für unsere Brüder, die wegen ihres Zeugnisses für ihren Herrn Jesus leiden. 
Wir geloben, für ihre Freiheit zu beten und zu wirken. Ebenso weigern wir uns, uns durch 
ihr Schicksal einschüchtern zu lassen. Gott möge uns helfen, daß auch wir uns gegen Unge- 
rechtigkeit auflehnen und dem Evangelium treu bleiben, was immer es koste. Wir ver- 
gessen die Warnung Jesu nicht, daß Verfolgung unausweichlich ist. 


14. Die Kraft des Heiligen Geistes 


Wir glauben an die Kraft des Heiligen Geistes. Der Vater sandte Seinen Geist zum Zeugnis 
für Seinen Sohn; ohne Sein Zeugnis ist unser Zeugnis vergeblich. Erkenntnis der Sünde, 
Glaube an Christus. Wiedergeburt und Wachstum im Glauben sind Sein Werk. Der Heilige 
Geist ist ein missionarischer Geist. Evangelisation soll deshalb aus der geisterfüllten Ge- 
meinde wie von selbst erwachsen. Wenn eine Gemeinde keine missionarische Gemeinde 
ist, widerspricht sie sich selbst und dämpft den Geist. Weltweite Evangelisation vermag 
nur dann eine Chance der Verwirklichung zu finden, wenn der Heilige Geist die Gemeinde 
in Wahrheit und Weisheit, in Glaube und Heiligung, in Liebe und Vollmacht erneuert. Wir 
rufen deshalb alle Christen auf, um ein gnädiges Kommen des souveränen Geistes Gottes 
zu beten, daß alle seine Früchte in Seinem ganzen Volk sichtbar werden und alle seine 
Gaben den Leib Christi bereichern. Nur dann wird die ganze Gemeinde ein taugliches 
Werkzeug in Seiner Hand sein, damit die ganze Welt Seine Stimme hört. 


15. Wiederkunft Christi 


Wir glauben, daß Jesus Christus persönlich und sichtbar in Macht und Herrlichkeit wie- 
derkommen wird, Heil und Gericht zu vollenden. Die Verheißung seines Kommens ist 
ein weiterer Ansporn für unsere Evangelisation, denn wir gedenken seiner Worte, daß die 
Botschaft zuerst allen Völkern verkündigt werden muß. Wir glauben, daß die Zeit zwi- 
schen Christi Himmelfahrt und seiner Wiederkunft von der Sendung des Volkes Gottes 
gefüllt werden muß. Wir haben kein Recht, die Mission vor dem Ende der Zeiten abzu- 
brechen. Wir erinnern uns an seine Warnungen, daß falsche Christusse und falsche Pro- 
pheten sich als Vorläufer des Antichristen erheben werden. Deshalb widerstehen wir dem 
stolzen und selbstsicheren Traum, daß die Menschheit jemals Utopia auf Erden bauen 
kann. Unser christlicher Glaube ruht darin, daß Gott sein Reich vollenden wird, und 

wir blicken erwartungsvoll auf den Tag, an dem ein neuer Himmel und eine neue Erde 
sein werden, in denen Gerechtigkeit wohnt und Gott für immer regiert. Bis dahin ver- 
pflichten wir uns zum Dienst für Christus und die Menschen in freudiger Hingabe an 
seine Herrschaft über unser ganzes Leben. 


Verpflichtung 


Deshalb verpflichten wir uns, im Licht dieses unseres Glaubens und unserer Entscheidung 
feierlich vor Gott und voreinander für die Evangelisation der ganzen Welt zusammen zu 
beten, zu planen und zu wirken. Wir rufen andere auf, sich uns anzuschließen. Möge 
Gott uns durch seine Gnade helfen, damit wir zu seiner Ehre dieser unserer Verpflichtung 
treu bleiben. Amen. 
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Der Theologische Konvent und der Frankfurter Missionskonvent der Konferenz 
bekennender Gemeinschaften hielten eine deutlichere Abgrenzung vom ORK, 
als sie in Lausanne erfolgt war, für nötig und gaben am 1./2. Oktober 1974 

in Frankfurt nachstehende Stellungnahme ab: 


FÜR DIE UNVERFÄLSCHTE FORTSETZUNG VON LAUSANNE’” 


Der Internationale Kongreß für Weltevangelisation hat der Christenheit bedeutsame An- 
stöße gegeben. Er wird allerdings recht gegensätzlich bewertet. Die Konferenz bekennen- 
der Gemeinschaften glaubt deswegen nach eingehender Prüfung, der Gemeinde ein Wort 
der Orientierung schuldig zu sein: 

1. Der Lausanner Kongreß hat seine Teilnehmer ermutigende Gemeinschaft im bibli- 
schen Glauben erleben lassen. Er hat uns erneut eindringlich an unsere Verpflichtung 
gemahnt, Jesus Christus allen vom Evangelium noch unerreichten Menschen als einzigen 
Erlöser der Sünder zu bezeugen. In einer Zeit weltweiter Verwirrung über das Wesen des 
Heils und der Mission hat sich der Lausanner Kongreß entschieden auf die Grundlage 
der alleinigen Autorität der Heiligen Schrift gestellt. 

2. Mit Befremden beobachten wir den Versuch des Ökumenischen Rates der Kirchen 
und anderer Gruppen, die dieses Fundament verlassen haben, die Ergebnisse von Lausanne 
— entgegen deren ursprünglichem Sinn — als Bestätigung ihrer bibelwidrigen Schau von 
Heil und Evangelisation zu werten. Sie wollen damit die evangelikale Bewegung an sich 
ziehen. 

3. Leider hat sich der Lausanner Kongreß bei aller Lauterkeit seines eigenen positiven 
Standpunktes gegen eine solche Vereinnahmung nicht genügend geschützt. Auch lag ein- 
zelnen in Lausanne vorgetragenen Äußerungen eine zu harmlose Einschätzung des ziel- 
bewußten Kurses des Weltkirchenrates zugrunde. 

4. Wir bekennen uns zur biblischen Schau der Evangelisation in der Lausanner Verpflich- 
tung, auch wenn wir an einigen Stellen anders formuliert hätten. Wir erklären uns zur Teil- 
nahme an einer künftigen vom Lausanner Kongreß angeregten Arbeitsgemeinschaft für 
Evangelisation grundsätzlich bereit. Allerdings müßte diese sich eindeutig gegen den Öku- 
menischen Rat der Kirchen in seiner ideologischen Verkehrung des Evangeliums und gegen 
jeden unbiblischen Enthusiasmus erklären. Wir empfehlen deswegen allen Christen, sich mit 
dem übereinstimmenden Zeugnis der Frankfurter Erklärung (1970), der Lausanner Verpflich- 
tung und der Berliner Ökumene-Erklärung (1974) vertraut zu machen. 


5. DIE EKD UND DIE KONFERENZ EUROPÄISCHER KIRCHEN (KEK) 


Ihr bevorzugtes ökumenisches Engagement hat die EKD schon immer in der 
KEK gesucht, die vom 16.—23. September 1974 zu ihrer VII. Vollversamm- 

lung in Engelberg/Schweiz — nach ihrer ersten Vollversammlung 1959 in Nyborg/ 
Dänemark auch „Nyborg VII“ genannt — mit rund 400 Teilnehmern unter dem 
Thema „Seid Täter des Worts (Jak 1,22) — Einheit in Christus und Frieden für 
die Welt‘‘ zusammentrat®. Im Spannungsfeld zwischen Ost und West und im 
Brennpunkt der theologischen und kirchlichen Auseinandersetzungen sieht die 
EKD in der KEK eine Basis der Klärung und Verständigung. Daß die KEK als 
Spiegelbild der innereuropäischen Zerrissenheit, aber auch aus personellen und 


19. Text in: Informationsbrief Nr. 47 (s. o. Anm. 16), 1974, S. 5f. 

20. Texte der Konferenz in: epd-Dok. Nr. 45a/1974. Vgl. den Konferenzbericht 
„Kreuzwege der europäischen Kirchen“, Frankfurt 1975; ferner R. Henkys, Zukunfts- 
aufgaben anvisiert, Ev. Komm. 7, 1974, S. 627. 
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finanziellen Gründen diesem unbestrittenen Anspruch bisher nicht genügen 
konnte, bleibt ein deprimierendes Faktum. Daß der neue Vorstand unter Vor- 
sitz des Präsidenten der Evangelischen Kirche Augsburgischen Bekenntnisses 
von Elsaß-Lothringen, Dr. Andre Appel, Wege finden wird, um Existenz und 
Wirksamkeit der KEK effektiver zu gestalten, ist nicht nur die Hoffnung der 
deutschen Kirchen. Darauf zielen die Worte aus der „Botschaft“ der Konferenz: 


Wir werden die Konferenz Europäischer Kirchen in Zukunft noch nötiger haben als jetzt 
schon. Wir brauchen dringlich eine Einrichtung, die es den Kirchen Europas ermöglicht, 
einander zu begegnen, einander an ihren geistlichen Erfahrungen Anteil zu geben, mitein- 
ander zu beraten und zu handeln. Wir bitten die Kirchen, die uns entsandt haben, sich 
mit ihrer Fürbitte und mit ihren Mitteln hinter diese Arbeit zu stellen2!. 


Aus der Bundesrepublik wurde Landesbischof Dr. Heintze (Braunschweig), aus 
der DDR Bischof Dr. Krusche in das Präsidium berufen. Dem Beratenden Aus- 
schuß gehören u.a. Pfarrer Gorzewski (Bielefeld), Dr. Held, der neue Präsident 
des Kirchlichen Außenamtes (Frankfurt) und Frau Prof. Dr. von Lilienfeld (Er- 
langen) an. 


6. DIE ARBEITSGEMEINSCHAFT CHRISTLICHER KIRCHEN 


Im Mittelpunkt der Berichtszeit stand die Neukonstituierung der Arbeitsgemein- 
schaft christlicher Kirchen in der Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West) 
als „eingetragener Verein“ am 12. März in Frankfurt am Main mit der Vollmit- 
gliedschaft der römisch-katholischen Kirche in der Bundesrepublik und der Grie- 
chisch-Orthodoxen Metropolie. Beide waren schon seit 1969 bzw. 1971 Gastmit- 
glieder in der Arbeitsgemeinschaft gewesen. Diese zählt nunmehr folgende Mit- 
glieder: 


Evangelische Kirche in Deutschland; 

Der Verband der Diözesen Deutschland, in dem die 22 Diözesen der Bundesrepublik zu- 
sammengeschlossen sind; 

Griechisch-Orthodoxe Metropolie von Deutschland; 

Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden in Deutschland; 

Evangelisch-methodistische Kirche; 

Katholisches Bistum der Alt-Katholiken in Deutschland; 

Vereinigung der Deutschen Mennonitengemeinden; 

Europäisch-Festländische Brüder-Unität, Herrnhuter Brüdergemeine; 

Nationales Hauptquartier der Heilsarmee; 

Altreformierte Kirchen in Deutschland; 

als Gäste: 

Bund Freier evangelischer Gemeinden in Deutschland; 

Religiöse Gesellschaft der Freunde (Quäker) in Deutschland; 

Selbständige Evangelisch-Lutherische Kirche; 

Christlicher Gemeinschaftsverband Mülheim/Ruhr. 


Die Synode der EKD hat auf ihrer Tagung in Kassel im Januar 1974 dazu fol- 
gende Entschließung gefaßt: 


21. Text nach: epd-Dok. Nr. 45a/1974, S. 38. 
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Die Synode begrüßt, daß die Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutschland durch 
den Beitritt der römisch-katholischen Kirche und der Griechisch-Orthodoxen Metropolie 
eine breite Basis gemeinsamen Zeugnisses und Dienstes erhalten hat”. 

Zum Vorsitzenden der Arbeitsgemeinschaft wurde Bischof Dr. C. Ernst Sommer (Ev.-meth. 
Kirche), zu stellvertretenden Vorsitzenden Landesbischof Dr. Gerhard Heintze (EKD) und 
Erzbischof Dr. Johannes Joachim Degenhardt (röm.-kath. Kirche) gewählt. 


Die neue Satzung der Arbeitsgemeinschaft lehnt sich zwar an die aus dem Jahre 
1948 stammenden Richtlinien hinsichtlich der Aufgabenbeschreibung an, doch 
will die Arbeitsgemeinschaft künftig mehr als bisher bemüht sein, diese ökumeni- 
schen ‚‚Leerformeln“ mit Leben zu erfüllen: 


(1) Gegenseitige Unterrichtung ihrer Mitglieder und Zusammenarbeit im gemeinsamen 
Zeugnis und Dienst; 

(2) Förderung des theologischen Gesprächs unter den Mitgliedern mit dem Ziel der 
Klärung und Verständigung; 

(3) Behandlung besonderer Anliegen einzelner Mitglieder auf deren Antrag sowie Beratung 
und Vermittlung bei Meinungsverschiedenheiten zwischen einzelnen Mitgliedern; 

(4) Vertretung und Wahrnehmung gemeinsamer Anliegen und Aufgaben nach außen und 
in der Öffentlichkeit; 

(5) Behandlung gesamtökumenischer Fragen und Aufgaben unbeschadet der besonderen 
Zuständigkeit der Mitglieder. 


Dabei kann sich die Arbeitsgemeinschaft auf die mittlerweile zehn regionalen 
Arbeitsgemeinschaften stützen, die ihr den lange angestrebten und notwendigen 
Unterbau verleihen. Gemeinsame Konsultationen dienen dem gegenseitigen Er- 
fahrungsausiausch und einer engeren Zusammenarbeit untereinander wie auch 
mit der Arbeitsgemeinschaft auf Bundesebene. Der Prozeß der Bildung von regio- 
nalen und lokalen Arbeitsgemeinschaften christlicher Kirchen setzt sich noch 
fort, wobei in Zusammensetzung und Aktivitäten im einzelnen nicht zu über- 
sehende Unterschiede bestehen. 


22. Text in: Kassel 1974. Bericht über die 2. Tagung der 5. Synode der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, BSynEKD 25, 1974, S. 429. 
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10. Die Auslandsarbeit 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 


Von Reinhart Müller 


1. NEUBESINNUNG 


Die Auslandsarbeit der EKD ist in den letzten Jahren Gegenstand kritischer 

und selbstkritischer Überlegungen gewesen. Den Anlaß dazu gaben zunächst 

die Bemühungen der Synode um eine neue Grundordnung. Hier galt es, ein 
Vierteljahrhundert nach Eisenach den Ort der Auslandsarbeit in einer deutlich 
veränderten ökumenischen Szene und den Rang der Auslandsarbeit angesichts 
einer Fülle neuer Gemeinschaftsaufgaben der EKD auf dem Gebiet der Ökumene, 
der Mission, der ökumenischen Diakonie und des kirchlichen Entwicklungs- 
dienstes und schließlich das Verhältnis des Kirchlichen Außenamtes zu den 
Amts- und Dienststellen der EKD, die auf diesem Felde Verantwortung wahr- 
nehmen, neu zu bestimmen!. 

Die Grundordnung von 1948 hatte sich in Artikel 17 zur „Verantwortung für 
die deutschen evangelischen Kirchengemeinschaften und Gemeinden, Pfarrer und 
Gemeindeglieder außerhalb Deutschlands‘ bekannt. Sie hatte damit eine Verant- 
wortung aufgenommen, die im 19. Jahrhundert freie Werke erkannt und wahrge- 
nommen hatten, ehe sie der Deutsche Evangelische Kirchenbund 1922 als vor- 
dringliche Gemeinschaftsaufgabe bejahte. 

Die im November 1974 von der Synode der EKD verabschiedete Grundord- 
nung beschreibt in Artikel 18 Abs. 2 die Auslandsarbeit folgendermaßen: „Die 
Auslandsarbeit der Evangelischen Kirche in Deutschland umfaßt insbesondere 
die partnerschaftliche Zusammenarbeit mit den evangelischen Kirchengemein- 
schaften und Gemeinden deutscher Herkunft sowie den in Gemeinschaft mit ein- 
heimischen Kirchen geschehenden Dienst an evangelischen Christen deutscher 
Sprache außerhalb Deutschlands.‘ Sie trägt den gewandelten Verhältnissen und 
dem neuen Verständnis von Auslandsarbeit in ökumenischer Mitverantwortung 
in folgender Weise Rechnung: 


1. Zu den Kirchengemeinden im Ausland gehören deutschsprachige Mitglieder verschiedener 
Nationalität. Vielerorts werden neben dem Deutschen oder an seiner Stelle andere Sprachen 
gebraucht. 

2. Das Verhältnis zwischen den Auslandsgemeinden und der EKD hat sich gewandelt. Mit 
dem Auslandsgesetz von 1954 ist aus dem „Anschluß“ eine freie Partnerschaft geworden. 

3. Zu vielen Kirchengemeinschaften und Gemeinden gehören Mitglieder, die seit Jahrzehnten 
oder Generationen in der neuen Heimat wohnen und darum ihre Gemeinschaft als einheimische 
Kirche ihres Landes betrachten. 


1. Die Zwischenbilanz dieser Überlegungen wurde der Arbeitsgruppe „Diakonie und 
Ökumene“ des Struktur- und Verfassungsausschusses der Synode vorgelegt und ist in 
der epd-Dokumentation Nr. 20/71 als Materialdienst Nr. 8 am 19.4.1971 veröffentlicht 
worden. 
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Aber auch die Gemeinden nur vorübergehend im Lande weilender Ausländer sind in einer 
Zeit ökumenischer Zusammengehörigkeit als Teil der Christenheit am Ort zu verstehen. Für 
diese Gemeinden sind die Kirchen des Herkunfts- und des Gastlandes gemeinsam verantwort- 


lich. 

4. Die Kirchengemeinschaften und Gemeinden im Ausland können ihren Auftrag nicht nur 
in der Sammlung von Christen ihrer besonderen Sprache und Herkunft sehen, sondern haben 
Teil an der Sendung der Kirche in ihrem Land zu Zeugnis und Dienst. 

5. Die Auslandsarbeit ist daher für die EKD und ihre Gliedkirchen auch eine Chance zur 
Ökumenischen Zusammenarbeit mit den Kirchen in aller Welt. Sie beteiligt die EKD am 
missionarischen Auftrag in sechs Kontinenten’. 


Von diesen Prämissen her wird heute die Auslandsarbeit der EKD begründet, ver- 
standen und vollzogen. > 


2. AUSLANDSARBEIT ÖKUMENISCHER VERANTWORTUNG 


In ihrer Auslandsarbeit nimmt die Evangelische Kirche in Deutschland die 
geistliche Gemeinschaft und die seelsorgerliche Verantwortung für diejenigen 
Glieder wahr, die auf Zeit oder auf Dauer ausgewandert sind. Die Formen der 
Auswanderung haben sich seit der Gründung der ersten Auslandsgemeinden im 
16. und 17. Jahrhundert bis in unsere Tage vielfach verändert. Auch die Wahr- 
nehmung der Verantwortung der evangelischen Christenheit in Deutschland für 
die evangelischen Christen deutscher Sprache und Herkunft in der Welt hat Teil 
an den innerkirchlichen und weltweiten Veränderungen. 

Die Auslandsarbeit der EKD hat sich in den vergangenen 25 Jahren in bemerkens- 
werter Weise weiterentwickelt. Das gilt nicht nur im Blick auf ihren Umfang. 
Das gilt vielmehr hinsichtlich der inneren Dynamik. Das alte Anschlußverhältnis 
der mit der EKD verbundenen Kirchen und Gemeinden und das ihr korrespondie- 
rende Selbstverständnis sind überwunden. Über die ökumenische Sicht, die aus 
der traditionellen Isolierung und Selbstbezogenheit herausfand zum Gespräch 
mit den Christen am Ort werden die Auslandsgemeinden und Kirchengemein- 
schaften immer stärker in die regionale ökumenische Mitverantwortung hinein- 
genommen und wachsen damit in die Rolle selbständiger, selbstbewußter und 
kritischer Partner der EKD hinein. 


Zu diesem Dienst und den damit verbundenen Opfern wird die EKD motiviert: 
durch die Erkenntnis, daß Gottes Liebe insbesondere den Schwachen und Gefährdeten, 
den Fremden und den Menschen in der Fremde gilt; 
durch die Einsicht in die ökumenische Interdependenz des eigenen Kirchenwesens und 
des eigenen kirchlichen Handelns; 
durch die Erfahrung, daß sie in diesem Dienst gibt und empfängt, hilft und weiterlernt. 
Auslandsarbeit, die durch Aussendung von Pastoren und Bereitstellung von Mitteln zunächst 
darauf zielte, Gemeinden und Kirchen, die durch Bekenntnis und Geschichte, durch Herkunft 
und Sprache mit der evangelischen Christenheit in Deutschland in einem besonderen Zu- 
sammenhang stehen, auch im fremden Kultur- und Sprachraum, in nicht-christlichen und 
von der Reformation nicht erreichten Regionen der Welt zu sammeln und zuzurüsten, wird 
heute immer stärker als partnerschaftliche Aufgabe der sendenden und der empfangenden 


2. So das Ergebnis der Arbeitsgruppe „Diakonie und Ökumene des Struktur- und Ver- 
fassungsausschusses der EKD“ vom 30.9.1971, in: EKD Struktur- und Verfassungsreform, 
hg. von O. Lingner, epd-Dokumentation, Bd. 6, Witten 1972, S. 183. 
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Kirchen verstanden, die darauf zielt, die ökumenische Gemeinschaft am jeweiligen Ort in 
ihrer Fülle und Vielfalt zum Ausdruck zu bringen und in ihrem Dienst aneinander und an 
der Umwelt zu stärken. 


Die EKD übernimmt mit der Verantwortung für die Auslandsarbeit zugleich die 
Chance, die ihr in der Zusammenarbeit mit einigen hundert verschiedenartigen, 
traditionsreichen, nach Landesrecht konstituierten und im jeweiligen nationalen 
und ökumenischen Kontext angesiedelten Gemeinden geboten wird. Dazu gehört: 

a) die direkte Verbindung zu den verschiedenen Regionen, Arbeitsfeldern und 
Kulturen, in denen Zeugnis und Dienst der Christen gefordert ist; 

b) das persönliche Engagement deutscher Pfarrer und Gemeindeglieder an vielen 
Stellen der Welt; 

c) die Teilnahme an Lernprozessen der Christenheit; 

d) der Austausch ökumenischer Erfahrungen, die Einübung in ökumenisches und 
missionarisches Denken und Handeln, in partnerschaftlicher Freiheit; 

e) die Gelegenheit zum Zeugnis von der freien Gnade Gottes in Räumen, die von 
der Reformation nicht erreicht und mitgestaltet wurden; 

f) die Teilnahme an sozial-diakonischen und gesellschaftspolitischen Aufgaben in 
Ländern der Dritten Welt. 

Angesichts zahlreicher Gemeinschaftsaufgaben, zu denen sich die EKD in ihrer 
neuen Grundordnung bekennt und im Blick auf die begrenzten Mittel und die be- 
grenzte Zahl von Mitarbeitern, die ihr für diesen Dienst zur Verfügung stehen, muß 
über Umfang, Schwerpunkte und Rang der Auslandsarbeit neu nachgedacht wer- 
den. Auch die der EKD vertraglich und ökumenisch verbundenen Partnerkirchen 
und -gemeinden in Europa und Übersee erwarten und brauchen solche Festlegung 
von Prioritäten und die längerfristige Zusage von Mitteln und Mitarbeitern, damit 
sie ihre eigenen Programme entsprechend entwickeln können und aus einer viel- 
fach noch bestehenden Abhängigkeit zu größtmöglicher finanzieller, personeller 
und geistiger Selbständigkeit gelangen können. 

Die Arbeitsbereiche, die vom Kirchlichen Außenamt der EKD entwickelt worden 
sind — die Wahrnehmung ökumenischer Beziehungen; die Auslandsarbeit der EKD; 
die Ausländerseelsorge an hier wohnenden und arbeitenden evangelischen Christen 
und die Touristenseelsorge an deutschen Urlaubern im Ausland — stehen nicht nur in 
einem organisatorischen, sondern in einem inneren Zusammenhang: die Auslands- 
arbeit geschieht in ökumenischer Mitverantwortung und wird immer mehr ver- 
standen als eine ökumenische Funktion der EKD. In der Auslandsarbeit, in der 
Ausländerseelsorge und in der Touristenseelsorge geht es um den Dienst der 
Kirche an Menschen in der Fremde. Erfahrungen aus dem einen Bereich wir- 
ken in den anderen hinüber, Urlauberseelsorge und Auslandsarbeit fallen nicht 
selten in einer Gemeinde an einem Ort zusammen. 


3. UMFANG UND SCHWERPUNKTE DER AUSLANDSARBEIT 
Die regionale Verteilung der Pfarrer, die vom Kirchlichen Außenamt (KA) ent- 
sandt werden, um in Partnerkirchen oder Einzelgemeinden („‚Auslandsgemein- 


den‘) zu arbeiten und die als einheimische Pfarrer aufgrund besonderer Verein- 


299 


barungen mit dem Kirchlichen Außenamt zusammenarbeiten und von ihm Hilfe 
und Förderung erfahren, läßt erkennen, in welche Richtung die evangelische 
Auswanderung des 19. Jahrhunderts ging: Südamerika, das südliche Afrika und 
Nordamerika sind die klassischen Regionen. Hier haben sich Auswandererge- 
meinden zu Kirchen ihrer Länder weiterentwickelt. Dagegen haben sich in 
Zentren des Welthandels und des Verkehrs deutschsprachige Auslandsgemeinden 
weiterentwickelt und sind vielerorts zu Stätten der Sammlung und der ökume- 
nischen Begegnung geworden. Schließlich haben Emigranten unseres Jahrhun- 
derts und neue Formen wirtschaftlicher und industrieller Kooperation nach 
dem zweiten Weltkrieg zur Bildung neuer Kirchengemeinschaften und Einzel- 
gemeinden geführt. ; 


In den mit der EKD vertraglich verbundenen Kirchen und Gemeinden arbeiteten am 
1.9.1974 690 Pfarrer. Davon sind: 

149 aus Gliedkirchen der EKD freigestellt und vom KA entsandt, 

69 aus Ausbildungsstätten für den Dienst in überseeischen Kirchen hervorgegangen und 
vom KA entstandt, 

263 bodenständige Pfarrer der deutschstämmigen und zum Teil noch deutschsprachi- 
gen Vertragskirchen, 

14 Pfarrer, die, nicht vom KA entsandt, nebenamtlich in mit der EKD verbundenen 
Kirchen oder Gemeinden tätig sind, 

195 nicht von der EKD entsandte Pfarrer, die in EKD-verbundenen Kirchen arbeiten 
oder in nordamerikanischen Kirchen deutschsprachige Dienste versehen. 

Nur 149, das sind etwas mehr als 20% der Pfarrer, mit denen das KA ständig Verbin- 
dung hält und deren Dienst die EKD begleitet und fördert, sind also aus Gliedkirchen 
der EKD freigestellt, weitere 69 sind rechtlich in der EKD verankert. Vor viereinhalb 
Jahren, am 1.4.1970 waren es noch 157 bzw. 98. 

a) Lateinamerika braucht mit 108 Pfarrern rd. 50% aller entsandten Pfarrer (43 aus 
Landeskirchen und 65 aus Ausbildungsstätten). Hier ist die Zunahme der bodenständi- 
gen Pfarrer und der entsprechende Rückgang der entsandten Pfarrer in den letzten Jah- 
ren auch am stärksten gewesen. In der Kirche in Brasilien wird der Bedarf an deutschen 
Pfarrern, die heute 20 % der Gesamtpfarrerschaft ausmachen, vermutlich konstant blei- 
ben, während er in den beiden Vertragskirchen in La Plata und Chile abnimmt. In den 
Einzelgemeinden im nördlichen Lateinamerika sind 12 Pfarrer in weiträumigen Pfarr- 
bezirken tätig. 

b) In Nordamerika arbeiten aufgrund der Vereinbarungen mit der Lutheran Church in 
America und der United Church of Christ 4 entsandte Pfarrer in besonderen Verantwor- 
tungsbereichen. 

c) Von den 79 Pfarrern, die in oder mit deutschsprachigen Kirchengemeinschaften 
oder Kirchengemeinden in Afrika arbeiten, sind 34 aus der EKD entsandt. Tendenziell 
geht auch hier in’ den Kirchengemeinschaften die Zahl der deutschen Mitarbeiter zurück. 

d) In Asien ist die Zahl der entsandten Pastoren konstant geblieben. Hier wird die weite 
Streuung der Gemeinden, die besondere Struktur der Gemeinden, der religiöse und poli- 
tische Kontext allenfalls eine geographische Akzentverschiebung, kaum eine numerische 
Reduzierung ermöglichen. 

e) Auch in Europa blieb die Zahl der entsandten Pfarrer konstant. Sie hat sich aller- 
dings zugunsten der Einzelgemeinden und zulasten der Kirchengemeinschaften leicht ver- 
schoben. Hier werden durch Beendigung von Diasporaarbeit und Neuverteilung von 
Pastorationsaufgaben in den Kirchengemeinschaften Veränderungen eintreten. 

Bei der Aufschlüsselung der freigestellten und vom KA entsandten Pfarrer auf die Glied- 
kirchen (vgl. Anhang Tabelle 2) fällt auf, daß Gliedkirchen, die bekanntermaßen unter 
dem Pfarrermangel leiden, sich zu einer größeren Zahl von Freistellungen entschlossen 
haben. Die Zahl der aus Bayern, Westfalen und Hamburg freigestellten Pfarrer ist dagegen 
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überproportional zurückgegangen. Dies kann natürlich bei dem herrschenden Bewerbungs- 
verfahren rein zufällige Gründe haben. 


4. GLIEDERUNG DER AUSLANDSARBEIT 


Formen und Zielsetzungen ändern sich. Die Vielfalt gewachsener und situations 
bedingter Formen, in denen sich deutschsprachige Gemeinden und deutsch- 
stämmige Kirchen in sechs Kontinenten heute darstellen, im Rahmen des gel- 
tenden Landesrechtes organisieren, zu Sammlung, Zeugnis und Dienst gestalten, 
läßt sich nicht leicht ordnen. Das hier angebotene Schema soll dazu dienen, 
Verschiedenheit und Schwerpunkte der Zielsetzungen des Kirchlichen Außen- 
amtes (KA) zu begründen. In der Praxis sind Mischformen die Regel und daher 
auf den Einzelfall bezogene Beratung und Planung unerläßlich. 


a) Rechtlich selbständige Kirchengemeinschaften in Südamerika 
und im Südlichen Afrika 


Die selbständigen Kirchen in Südamerika und im Südlichen Afrika sind durch 
Geschichte, Sprache, Konfession und Vertrag in einem besonderen Rechtsver- 
hältnis zur EKD. Sie haben weitgehende personelle, finanzielle und organisato- 
rische Selbständigkeit, unterhalten aber ein zwischenkirchliches, partnerschaft- 
liches Verhältnis zur EKD, das ergänzt ist durch multilaterale Beziehungen zu 
anderen Kirchen. Diese Kirchen stehen vor der Aufgabe, ihre Identifikation 
und Integration mit ihrer jeweiligen sozio-politischen Umwelt herzustellen. Ein 
Problem ist der allmähliche Abbau der personellen und finanziellen Hilfe aus 
Deutschland. 


Das KA hilft ihnen mit dem Ziel möglichst weitgehender personeller, finanzieller und or- 
ganisatorischer Selbständigkeit durch: 

Hilfe bei der Gewinnung und Ausbildung theologischen Nachwuchses, 

Hilfe bei der Einführung entsandter Pfarrer in Sprache und Kultur des Landes, 

Ermutigung zur Erprobung neuer Formen von Gemeindeaufbau und Gemeindearbeit, 

Hilfe bei der Schaffung eigenständiger kirchlicher Ordnungen, Rechtsformen, Versor- 
gung, Fürsorge für Pfarrer und andere Mitarbeiter, 

Zurüstung von Laien für ihre Mission innerhalb des Gesamtauftrages der Kirche, 

Hilfe bei der Binnenwanderung und Erschließung neuer Missions- und Pastorationsfelder, 

Hilfe beim Abbau der personellen und finanziellen Abhängigkeit, 

Hilfe beim Austausch von Informationen und Pastoren, bei der Auswertung von Erfah- 
rungen und theologischen Einsichten, um den partnerschaftlichen Zweibahnverkehr zu 
fördern. 


b) Kirchengemeinden und Kirchengemeinschaften in Europa 
Etwa je die Hälfte der Kirchengemeinden sind selbständig bzw. gehören einer 
der beiden Kirchengemeinschaften (Großbritannien/Italien) an. Es handelt sich 
um Kirchengemeinden mit jahrhundertalter Tradition und um Neugründungen 
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der letzten Jahrzehnte. In den Gemeinden sind alte Traditionskerne vorhanden, 
die durch den erheblichen Umfang der Randgruppenarbeit aufgelockert werden. 
Zu den Mitgliedern gehören alte Emigranten, ehemalige Kriegsgefangene, durch 
Heirat Eingewanderte und Auslandsdeutsche sowie Studenten, Vertragsleute, 
au-pair-Mädchen, Botschaftsangehörige, Auslandslehrer, Rentner, Touristen 
usw. Die zunehmende Migration von Fachkräften innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft bringt neue Aufgaben in neuen Ballungszentren von Deutschen 
im Ausland mit sich. Viele Auslandsgemeinden haben durch den Tourismus 
neue Aufgaben mitzubewältigen. 

Außer den Einzelgemeinden gibt es als Kirchengemeinschaften die Evangeli- 
sche Synode Deutscher Sprache im Vereinigten Königreich sowie die Evange- 
lisch-Lutherische Kirche in Italien. 


Das KA fördert bei diesen Gemeinden 

a) die Einübung in gemeinsames Denken, Planen, Handeln, besonders im Blick auf die 
stärkere Zusammenarbeit der Kirchen in Europa, 

b) die Erarbeitung eigenständiger kirchlicher Ordnungen, 

c) die Erprobung neuer Formen von Gemeindearbeit, vor allen Dingen im Bereich von 
Gemeindediakonie, Erwachsenenarbeit, Beratungsdienst, Seemannsmission und des öku- 
menischen Dialogs, 

d) die Anstrengungen zu größerer Mitverantwortung in finanzieller Hinsicht, 

e) die Zusammenarbeit mit konfessionsverwandten Kirchen. 


c) Gemeinden der verantwortlichen Präsenz in überseeischen 
Haupt- und Handelsstädten 


In zahlreichen Hauptstädten Lateinamerikas, im Nahen Osten und in Asien, 
in Nordamerika und in Afrika stehen Einzelgemeinden an Brennpunkten der 
weltpolitischen, ökumenischen oder sozialen Auseinandersetzung. Sie nehmen 
im ökumenischen Bezugsfeld und im sozial-kulturellen Spannungsfeld eine 
wichtige Brückenfunktion wahr. 


Das KA verpflichtet und ermutigt diese Gemeinden: 

a) zum Dienst in der Landessprache neben deutschsprachigen Diensten, 

b) zu enger Kooperation mit Kirchen und Gemeinden am Ort und zur ökumenischen 
Mitverantwortung auf sozialem und diakonischem Gebiet, 

c) zur Bereitschaft, insbesondere Randgruppen zu helfen, um die sich in diesen Ländern 
niemand kümmert oder für die keiner zuständig ist: Seeleute, Pilger, Touristen, Gefangene 
Studenten, au-pair-Mädchen usw., 

d) zur Mitarbeit im nationalen und lokalen Christenrat und zum Dialog mit katholischen 
Kirchen und Missionen, 

e) zur Zurüstung der Laien zum verantwortlichen Beitrag beim Aufbau des Landes als 
Teil des missionarischen Gesamtauftrages der Kirche, 

f) zum Zusammenschluß mit konfessionsverwandten Kirchen und Gemeinden, wo dies 
möglich, hilfreich und beiderseits annehmbar ist. 

g) zu größtmöglicher organisatorischer und finanzieller Selbständigkeit. 


’ 
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d) Pastorale Betreuung von Auswanderern und Hilfe 
bei ihrer kirchlichen Integration 


Die nachgehende Betreuung von Auswanderern, vor allem in Nordamerika und 
Australien, stellt Kontakte zwischen der EKD und den Kirchen des jeweiligen 
Landes her, vor allem in den Fragen der kirchlichen und seelsorgerlichen Beglei- 
tung dieser Einwanderergruppen. Über die Betreuung der Auswanderer ergeben 
sich bilaterale ökumenische Beziehungen zwischen EKD und überseeischen Kir- 
chen. Erfahrungen, die auf diesem Gebiet gesammelt werden, können im Bereich 
der EKD dann verwandt werden, wenn es um besondere kirchliche Dienste an 
anderssprachigen Menschen in Deutschland geht. 


Das KA hilft 

a) durch Weckung der Kirchen am Ort für die Situation des Auswanderers und die Be- 
sonderheiten volkskirchlicher Tradition, 

b) durch die Überleitung der Verantwortung in die Zuständigkeit der Kirchen des Landes, 

c) durch den Ausbau eines Pfarreraustauschprogramms, das zweisprachigen Pfarrernach- 
wuchs in den Kirchen des Landes bereitstellen hilft, 

d) durch Teilnahme an der Entwicklung eines Language Ministry und die hier gründen- 
den pastoralen und missionarischen Chancen und Verpflichtungen, 

e) durch die Verpflichtung der Partner, die Kosten für diesen Dienst überwiegend selbst 
zu tragen. 


e) Diasporaarbeit und seelsorgerlicher Dienst 


Diese Arbeit reagiert auf.bestimmte Notsituationen, z.B. durch die Betreuung 
ehemaliger Kriegsgefangener in Nordfrankreich und Belgien, evangelischer Ge- 
meindeglieder in weitverstreuter Diaspora in Nord-Mexico oder Mittelamerika. 


Ziel der Arbeit ist es: 

a) die Gemeindeglieder zum eigenverantwortlichen kirchlichen Handeln anzuleiten, 

b) die nächste Generation in die Gemeinden des Landes hineinzuführen, soweit dies 
möglich ist, 

c) die Arbeit in die Verantwortung der einheimischen Kirchen zu überführen, sobald 
und wo immer dies möglich ist. 


f) Seelsorgerliche Betreuung deutscher Fachkräfte 


Die kirchliche Betreuung deutscher Fachkräfte im Ausland und Übersee (die 
z.B. bei Großbaustellen, internationalen Forschungs- und Arbeitsstätten, Projek- 
ten staatlicher und kirchlicher Entwicklungshilfe tätig sind) hat sowohl eine 
pastorale Dimension (Seelsorge an Menschen, die unter hoher psychischer Be- 
lastung durch berufliche Anspannung und fehlenden Außenkontakt stehen und 
stark isoliert sind) sowie auch eine öffentlichkeitsbezogene Dimension, sofern 
Erfahrungen des kirchlichen Lebens in industrieller Umgebung in den Gebieten 
der Entwicklungshilfe über das KA in die Arbeit der EKD eingebracht werden 


können. 
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Die Arbeit des KA ist darauf gerichtet: 
a) den Dienst an Vertragsleuten, die in ungewöhnlich schwierigen Situationen leben und 


arbeiten, möglichst frühzeitig zu beginnen, - ö 
b) mit Flexibilität, Einfühlungsvermögen und unaufdringlicher Proexistenz volksmissionarische 


Chancen wahrzunehmen, 
c) die fachspezifische Arbeit am Ort in den Gesamtrahmen der kulturellen, sozialen und 


religiösen Entwicklung des Landes zu stellen, 
d) den kirchlichen Dienst, wo möglich, frühzeitig mit den Firmenkonsortien in der BRD 


zu planen und vorzubereiten. 


5. PERSPEKTIVEN 


In dem Maße, in dem aus deutschen Auslandskirchen selbständige Kirchen ihrer 
Länder und Partnerkirchen der EKD geworden sind, die für ihren eigenen Nach- 
wuchs Sorge tragen, ist der Personalbedarf der Auslandsarbeit zurückgegangen. 
An eine immer kleinere Zahl von deutschen Mitarbeitern in den überseeischen 
Kirchen werden aber immer höhere Anforderungen gestellt. Die stärkere Diffe- 
renzierung der Arbeit in den verschiedenen Regionen und Situationen erfordert 
eine Verstärkung der theologischen Beratung, der pastoralen Begleitung, der 
Vorbereitung und Fortbildung der Mitarbeiter und der Hilfe bei ihrer Reinte- 
gration. Wenn das Schwergewicht aber stärker von der Administration und Sub- 
vention auf die Ebene der ökumenischen Partizipation rückt, werden in die Be- 
reichen Ausbildung, Visitation und Studienarbeit zukünftig mehr Mühe und 
Kosten investiert werden müssen. 

Die Auslandsarbeit bleibt für die EKD 

a) ein Instrument, durch das die EKD die mit ihr verbundenen Kirchen und 
Gemeinden in der Welt zum Zeugnis und Dienst stärkt, 

b) eines der Instrumente, durch die die EKD am ökumenischen Auftrag zum 
Zeugnis und Dienst teilnimmt, 

c) ein Weg, auf dem die EKD ihren auf Zeit im Ausland tätigen Gliedern seel- 
sorgerlich nachgeht und hilft, 

d) ein Mittel, durch das die EKD ihren Pfarrern und Gemeinden Gelegenheit 
gibt, Erfahrungen, die Christen mit dem Evangelium in anderen Teilen der Welt 
und in den verschiedenen Situationen machen, zur Kenntnis zu nehmen und 
daran zu partizipieren. 
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Tabelle I Entsendende Kirchen. Stand: 1.9.1974. 


In Kirchengemeinden und Kirchengemeinschaften im Ausland entsandte Pfarrer nach Gliedkir- 
chen, denen sie angehören: 


A: Amerika. B: Afrika. C: Asien. D: Europa. 














Gliedkirchen Pfarrer insgesamt A B e D 
Baden 3( 4)* 2 a > 1 
Berlin 18 (12)* 5 6 1 6 
Bayern 13 (16)* 4 4 2 3 
Bremen 2( 3)* 1 = = 1 
Braunschweig S3U02)* 2 _ - 1 
Hessen-Nassau 13 ( 8)* 2 2 1 8 
Hannover 21 (21)* 6 7 _ 8 
Hamburg 2.16)” 1 _ _ 1 
Kurhessen-Waldeck aM 2)* 2 _ 1 2 
Lippische Kirche 1(-)* 1 _ - _ 
Pfalz 34(223* — 2 = 1 
Rheinland 23 (19)* 4 5 6 8 
Schleswig-Holstein 10 ( 9)* 3 2 _ 5 
Westfalen 16 (23)* 3 _ 2 11 
EKD-Versorgung, weil nicht 

Pfarrer einer Gliedkirche 3( D* 2 _ = 1 
Pfarrer insgesamt 149 (143) 47 30 13 59 


* Die in Klammern gesetzten Zahlen beziehen sich auf den Stand vom 1.4.1970. 
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ANHANG: DIE EVANGELISCH-LUTHERISCHE KIRCHE 
IN CHILE 1973—1975 


Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Chile, eine kleine evangelische Minder- 
heitskirche, die über hundert Jahre lang fast unbemerkt im Lande gelebt und 
gewirkt hatte, ist durch die politischen Ereignisse in den Jahren 1973/74 ins 
Licht der chilenischen Öffentlichkeit getreten und weltweit bekanntgeworden. 
Durch das Eintreten ihres Bischofs Helmut Frenz und ihrer Pastoren für die 
politisch verfolgten Ausländer und Chilenen geriet die Kirche unter starke Be- 
lastungen und Spannungen, unter denen schließlich im Juni 1975 ihre Einheit 
zerbrach. 

Die Ursachen des Konflikts reichen weit zurück. Die überwiegende Mehrzahl 
der 24.000 Mitglieder der Evang.-Luth. Kirche in Chile sind Nachkommen deut- 
scher und schweizerischer Einwanderer des vorigen Jahrhunderts. Die ersten Ge- 
meinden (Osorno und Puerto Montt) wurden 1863 gegründet. Um die Jahrhun- 
dertwende schlossen sich die Gemeinden zu einer Synode zusammen. Auf ihrer 
14. Tagung gab sie sich 1937 den Namen ‚Deutsche Evangelische Kirche in 
Chile‘. In der Verfassung heißt es einleitend: „Die Deutsche Evangelische Kirche 
in Chile besteht aus den deutschen evangelischen Gemeinden in Chile, die der 
Deutschen Evangelischen Kirche (Kirchliches Außenamt) angeschlossen sind.‘“! 

Den evangelischen Einwanderern, die in der Mitte des vorigen Jahrhunderts 
nicht als Missionare, sondern als Landwirte, Kaufleute und Gelehrte nach Chile 
kamen, den Süden des Landes besiedelten, wirtschaftlich erschlossen und ent- 
wickelten, war die öffentliche Religionsausübung untersagt. Protestantische Gottes- 
dienste durften nicht in der Landessprache gehalten werden, jede Missionsarbeit 
war verboten. Das waren die Mauern, hinter denen die Deutsche Evangelische 
Kirche in Chile entstand. Und weil Chile als einziges Land beider Amerikas in 
keinen der beiden Weltkriege gegen Deutschland eintrat, weil die deutschen 
Schulen, Kirchen und Vereine weder geschlossen noch enteignet wurden, des- 
halb suchten und fanden Deutsch-Chilenen in ihrer Kirche hundert Jahre lang 
eine wichtige Stütze zur Erhaltung des Deutschtums und zur Pflege eines kul- 
turellen Erbes. Ihre Pfarrer kamen, mit Ausnahme der Kriegsjahre, aus Deutsch- 
land. Das hat die Isolierung von der sozialen und politischen Wirklichkeit des 
Landes noch verstärkt. Politik blieb eine Sache der anderen; die Gemeinden wa- 
ren, ähnlich wie die Vereine, Interessengemeinschaften besonderer Art. Mission 
war, wenn überhaupt, die Werbung von Deutschsprechenden für die eigene Ge- 
meinde. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg und der dadurch verursachten Zuwanderung 
evangelischer Christen aus Ost- und Südosteuropa wurde die Kirche als Evange- 
lisch-Lutherische Kirche in Chile (Iglesia Evangelica Luterana en Chile) 1959 neu 
organisiert, trat dem LWB und dem ÖRK bei. Eine Generation jüngerer Pfarrer 


l. Hans Junge, „Auf dem Wege“, eine kurzgefaßte Chronik 1863-1973; hg. von der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Chile Ende April 1973 aus Anlaß der Sitzung der 
Kommission für Kirchliche Zusammenarbeit des Lutherischen Weltbundes in Santiago im 
Mai 1973, S. 27. 
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und Laien hat in den letzten zehn bis fünfzehn Jahren die bisherige Entwick- 
lung in Frage gestellt. Sie hat behutsam und beharrlich die Trennung der Kir- 
che von den zahlreichen deutschen Vereinen vollzogen. Sie hat die Kontakte 
zu den anderen christlichen Kirchen unter Einschluß der römisch-katholischen 
Kirche geknüpft und verstärkt, deutschsprachige Dienste durch solche in der 
Landessprache, besonders für die Jugend ergänzt, eine Missionsarbeit unter 
Chilenen begonnen und Modelle von Sozialarbeit für Chilenen und mit Chilenen 
entwickelt. Diese dienten zunächst der Bewußtmachung der sozialen Proble- 
matik in den eigenen Gemeinden. Die Kirche hat sich auf dem Weg zu größe- 
rer Selbständigkeit von den deutschen Pfarrgehältern gelöst und mit einer Ge- 
haltsordnung, die sich am chilenischen Mindestlohn orientiert, ihren Pfarrern 
ein vergleichsweise geringes Gehalt in Landeswährung zugemutet. Das Kirch- 
liche Außenamt der EKD hat diesen Prozeß der „Chilenisierung‘ der Kirche, 
der auf ihre größere geistige, theologische und wirtschaftliche Selbständigkeit 
zielte, bewußt gefördert. Die Generalsynode von 1968 nahm zwei aus der 
Missionsarbeit der LCA entstandene chilenische Gemeinden als volle Mitglieder 
auf. Projekte und Programme der Sozial-, Gesundheits- und Erziehungshilfe für 
und mit Chilenen schärften Blick und Bewußtsein für die soziale Verantwor- 
tung und die Situation im Lande. Die nach dem zweiten Weltkrieg aus Deutsch- 
land entsandten Pfarrer haben diesen Lernprozeß beharrlich und geduldig ge- 
fördert, das Ghetto- und Vereinsdenken zu überwinden gesucht und auf ein 
gesamtkirchliches Bewußtsein hin gearbeitet. 

Dennoch kam mit der Wahl des marxistischen Präsidenten Salvador Allende 
im September 1970 und der Bildung einer Volksfrontregierung, die die Um- 
verteilung von Rechten, Gütern und Chancen zu ihrem Programm erhoben 
hatte, eine Herausforderung auf die Kirche zu, für die sie noch nicht gerüstet 
war. Ihre Synode in Valdivia wählte im gleichen Jahr den Pfarrer Helmut Frenz 
aus Concepciön zum Propst. Frenz hat die Herausforderung der Kirche durch 
die politische Entwicklung klar erkannt und im April 1973 so ausgesprochen?: 


Man hat uns immer wieder den Vorwurf gemacht, daß wir eine Klassenkirche seien, eine 
Kirche der Reichen, die lediglich den eigenen Bestand wahren und retten will. Dieser Vor- 
wuıf stellt unsere Kirche als Ganze in Frage; denn eine Kirche, die sich nicht der Gegen- 
wart und der Zukunft stellt, wird zur traditionellen Belanglosigkeit, und man sollte sich 
in der Tat nicht lange bei ihr aufhalten ... Uns bewegen zur Zeit viele Fragen, auf die wir 
noch keine Antwort finden. Die Tatsache, daß wir eine Kirche des Mittelstandes sind, 
erschwert den offenen Dialog, denn sehr viele unserer Gemeindeglieder werden von den 
Sozialisierungsmaßnahmen betroffen, indem sie enteignet werden. Dabei geht es in sehr 
vielen Fällen ungerecht und illegal zu. Es entstehen Fronten, die sich von Tag zu Tag ver- 
härten. Der Haß wird auf beiden Seiten geschürt. Da kommt unserer Kirche eine beson- 
dere Aufgabe zu: Wir müssen zur Versöhnung aufrufen. Doch wird dieser Aufruf ver- 
standen? 


Als die Versorgung des Landes durch den ersten großen Streik des Mittelstands 
zusammenbrach, hat die Synode auf ihrer Tagung in Santiago im Oktober 1972 
lange mit der Frage nach der gesellschaftspolitischen Verantwortung gerungen 
und schließlich festgestellt: 


2. Ebd. S. 6ff. 
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WORT DER SYNODE IN SANTIAGO VOM 14. OKTOBER 1972? 


Wir leiden unter der gegenwärtigen politischen, sozialen Situation und fühlen uns mitschul- 
dig an ihr, weil wir zu den sozialen Mißständen geschwiegen haben, weil wir versäumt haben, 
glaubwürdig das Evangelium zu leben, weil wir durch unbedachtes Reden den Haß mit 
angefacht haben. 

Ob Menschen reich oder arm, gebildet oder ungebildet, angesehen oder verachtet, stark 
oder schwach waren, für Jesus waren sie alle Geschöpfe Gottes und darum seine Brüder. 
Deshalb können wir jeden als unseren Bruder anerkennen, können wir keinen hassen, viel- 
mehr versuchen wir, jeden in seiner Lage zu verstehen. Unser Reden und Handeln wird 
das deutlich machen. 

Zwar kennen wir alle die Angst und Sorge um unsere Zukunft, aber wir wissen von Jesus, 
daß der Mensch nicht allein vom Brot lebt. Das gibt uns die Freiheit, miteinander immer 
wieder neu anzufangen, d.h. Vorurteile und starre Positionen aufzugeben. So spricht Jesus: 
Gehe hin, versöhne dich mit deinem Bruder. 


Als in den darauf folgenden Monaten die Glieder der Kirche als Angehörige des 
Mittelstandes immer stärker bedroht und verunsichert wurden, als ihr Land ent- 
eignet, ihre Fabriken besetzt, ihren Geschäften mit Verstaatlichung gedroht 
wurde, als die Politisierung aller Lebensbereiche, die galoppierende Inflation 
und die zunehmende Rechtsunsicherheit sie um ihre Ersparnisse, Rechte und 
Chancen brachte und sie als sogenannte „Reiche“ und Besitzbürger im beginnen- 
den Klassenkampf für alle sozialen Ungerechtigkeiten verantwortlich gemacht 
wurden, hat die Kirchenleitung nicht mehr die Kraft gehabt, ein helfendes Wort 
an die Gemeinden rechtzeitig zu verabschieden. Es blieb bei dem 


ENTWURF EINES WORTES AN DIE GEMEINDEN VOM JULI 1973* 


Der Druck der gegenwärtigen Konfliktsituation ist so groß, daß er zur Versuchung wird, 
allein noch auf die Karte der Gewalt zu setzen. Als Christen sollten wir uns darüber im 
klaren sein, daß Gewalt menschliches Leben zerstört, dem Friedenswillen Gottes wider- 
spricht. Deshalb sollten wir alle unsere Kräfte daransetzen, ihre Anwendung zu verhin- 
dern. Das bedeutet, daß wir alle Möglichkeiten zum Dialog in unserem Lande fördern 
und offenhalten und in unserem Bereich ausschöpfen. Wir wissen nicht, ob das gelingen 
wird ... Als Christen haben wir jedes Unrecht beim Namen zu nennen und zu bekämpfen, 
nicht nur, wenn es uns persönlich betrifft, sondern ebenso das Unrecht, das dem anderen, 
auch dem Gegner zugefügt wird, und nicht zuletzt das Unrecht, das ich selbst begangen 
habe oder tue. Dazu befreit uns die vergebende Liebe Gottes. Die Auseinandersetzung, 
der Kampf um Gerechtigkeit und Frieden in Chile darf nicht die Beseitigung des Gegners 
zum Ziel haben. Das bedeutet, daß wir bereit sein müssen, denjenigen morgen schon 

als unseren Bruder zu akzeptieren, der heute noch unser Widersacher ist. Gott eröffnet 
uns den Weg über die Grenzen. Jenseits des Kampfes darf es nicht Sieger und Besiegte, 
sondern nur Versöhnte geben. 


3. Ebd. S. 9f. 

4. Vollständiger Text im Weihnachtsbrief der Evangelisch-Lutherischen Kirchengemeinde 
zu Santiago 1973, S. 4f. Dazu heißt es: ‚Der Synodalrat erwog, in der schwierigen Lage 
damals, einen solchen Brief als Orientierungshilfe an die Gemeinden zu senden und in den 
Gottesdiensten verlesen zu lassen. Der Entwurf, der von der Pastorenkonferenz im Juli 
erarbeitet wurde, kam nicht zur Versendung wegen der sich überstürzenden Ereignisse, 
und weil sich schon die ökumenische, öffentliche Erklärung der Kirchen in Chile zum 
9. September (Oracion por la paz en Chile) abzeichnete.“ 
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Mit der Mehrzahl der Chilenen hat die Evang.-Luth. Kirche in Chile angesichts 
des Chaos im Land und des drohenden Bürgerkrieges die Machtübernahme 
durch das Militär am 11. September 1973 begrüßt. 


BISCHOF FRENZ, BERICHT AN DIE GEMEINDEN 
VOM 20. SEPTEMBER 1973° 


... Die Generäle, die für die Durchführung des Putsches verantwortlich sind, haben ihren 
Entschluß ganz bestimmt nicht leichtfertig gefaßt. Sie haben drei Jahre lang treu zu dem 
legitim gewählten Präsidenten Allende gestanden. Sie haben durch ihre Mitarbeit im 
Kabinett der Regierung Allende durch viele Krisen geholfen. Sie haben sich stets aus 
allen parteipolitischen Händeln herausgehalten. Der Militärputsch in Chile wurde nicht 
von einer Clique machtbesessener Generäle durchgeführt. Die Situation in unserem Lan- 
de, wie ich sie versucht habe zu schildern, die politische Ausweglosigkeit und der mora- 
lische Verfall zwangen die verantwortlichen, verfassungstreuen Offiziere zu diesem außer- 
gewöhnlichen Schritt. Ihnen geht es nicht um die Errichtung einer Militärdiktatur, son- 
dern um die verfassungsmäßige Demokratie in Chile ... 

Wir werden unseren ganzen Einfluß dahin geltend machen, daß sobald wie möglich es 
zu Neuwahlen in Chile kommt, damit demokratische und pluralistische Verhältnisse wie- 
der hergestellt werden. Wir akzeptieren die Militärdiktatur nur als eine kurze Übergangs- 
lösung. Wir bedauern, daß das ‚„‚chilenische Experiment‘ gescheitert ist, von dem wir 
gehofft hatten, größere soziale Gerechtigkeit und einen echten sozialen Frieden zu er- 
halten. Wir mußten jedoch in den letzten Wochen mit großem Erschrecken feststellen, 
daß ein Bürgerkrieg vorbereitet wurde, und mit Gewalt unter Umgehung der demokrati- 
schen Spielregeln der chilenische Weg abgebrochen werden sollte. Wir werden uns für 
den Menschen einsetzen, dem Recht und Gerechtigkeit verwehrt werden. Wir werden 
uns für die Wahrung der Menschenrechte einsetzen. Wir werden protestieren, wenn die 
Menschenrechte in Chile mit Füßen getreten werden sollten ... 


Bischof Frenz und seine Pfarrer haben aber im gleichen Augenblick ihre Auf- 
gabe darin gesehen, für Tausende von politischen Flüchtlingen, die im Chile 
Allendes politisches Asyl gefunden hatten und durch die neue Lage rechtlos 
und schutzlos geworden waren, einzutreten, ihre Verfolgung zu verhindern 

und ihre Ausreise zu regeln. Sie boten Verfolgten und Bedrängten in den Pfarr- 
häusern Schutz und nannten öffentlich die Dinge beim Namen, die sie erfuh- 
ren: Folter und Erschießungen, Militärjustiz und Kommunistenjagd. Damit 
riskierten sie, im Ausland mißbraucht und von ihren Gemeinden mißverstan- 
den zu werden. Durch diese Mitarbeit im Flüchtlingskomitee der Kirchen ha- 
ben sie aber in Verbindung mit anderen Kirchen des Landes und in Zusammen- 
arbeit mit dem Innenminister, unterstützt vom Weltrat der Kirchen, von aus- 
ländischen Regierungen und von den Vereinten Nationen Tausenden von Men- 
schen das Leben gerettet. In einem zweiten Bericht, der im Ausland weite 
Verbreitung fand, äußerte sich Frenz zu den humanitären Aufgaben: 


BISCHOF FRENZ, BERICHT ÜBER DIE LAGE IN CHILE 
VOM 10. OKTOBER 1973° 


... Die Militärregierung hatte von Anfang an betont, daß keine ideologische Verfolgung 
beabsichtigt sei. Es sollen lediglich die verantwortlichen Führer verurteilt werden, die 


5, Erster Bericht über die Lage in Chile vom 20.9.1973, abgedruckt in epd-Dok. Nr. 44/73 


vom 16.11.1973, S. 25f., 27. 
6. Zweiter Bericht über die Lage in Chile vom 10. Oktober 1973, ebd. S. 28ff. 
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einen Bürgerkrieg in Chile passiv oder aktiv vorbereitet hatten. Daß ein Bürgerkrieg von 
der Linken her vorbereitet wurde, habe ich bereits in meinem ersten Bericht herausge- 
stellt. Wieweit diese Absicht, keine Ideologie zu verfolgen, den Tatsachen entsprechen 
wird, muß die Zukunft zeigen. Die gegenwärtigen Zustände in Chile zeigen uns ein gegen- 
teiliges Bild. Im Lande hat eine erschreckende Denunzierungskampagne eingesetzt, deren 
Folge eine Verhaftungswelle ist, die sich blind gegen alle linksgerichteten Geister richtet ... 
Von der Verhaftungswelle werden besonders hart betroffen die vielen ausländischen 
politischen Flüchtlinge, die sich in Chile aufhalten. Seit vielen Jahren ist Chile so ziem- 
lich das einzige Land, das aufgrund seiner demokratischen Tradition politischen Flücht- 
lingen Asyl geboten hat. So sollen sich bei uns zur Zeit ca. 13 000 Flüchtlinge aufhalten. 
Es handelt sich vor allen Dingen um Asylanten aus lateinamerikanischen Ländern, in 
denen Militärdiktaturen herrschen (Brasilien, Bolivien, Uruguay und Argentinien). Es 

ist bekannt, daß viele Ausländer ins Land gekommen sind, um bei der chilenischen Revo- 
lution mitzumachen. Viele jedoch haben sich auch sehr passiv verhalten im Blick auf die 
chilenische Politik. Unter den ausländischen Flüchtlingen befinden sich vor allen Dingen 
auch sehr viele Frauen und Kinder. Gegen diese Menschen richtet sich eine Welle von 
Haß und Verfolgung ... Am 19. September wurde ein kleines Committee, bestehend aus 
Katholiken und Lutheranern, vom Außenminister empfangen. Gleichzeitig war aus Buenos 
Aires der Vertreter des Hochkommissars für Flüchtlinge der Vereinten Nationen in 
Santiago eingetroffen. Er schloß sich unserer Gruppe an. Außerdem war ich vom Welt- 
kirchenrat in Genf ermächtigt worden, in seinem Namen zu sprechen. Auf diese Weise 
hatten wir einigermaßen internationales Gewicht aufzuweisen. Der Außenminister hörte 
uns sehr geduldig an und erklärte uns spontan, daß die neue Regierung selbstverständlich 
alle internationalen Abkommen respektieren würde, die von Chile unterzeichnet wur- 
den. 

... Die bisher geschilderte Arbeit bezieht sich ausschließlich auf Ausländer. Da sie unter 
dem Schutz internationaler Abkommen stehen, haben wir die Hoffnung, daß deren Pro- 
bleme gelöst werden können. Die chilenische Regierung jedenfalls hat sich eindeutig dazu 
erklärt und sogar ein Gesetz dazu erlassen, das die Kirchen in diese Arbeit miteinbezieht. 

Doch was können wir für die Chilenen tun? Auch ihnen muß dringend geholfen werden. 
Wir wären blind, wollten wir behaupten, daß in Chile im gegenwärtigen Zeitpunkt die 
Menschenrechte voll respektiert würden. Wir haben genügend Beweismaterial, das zu be- 
zweifeln. (Um unsere Arbeit nicht zu gefährden, kann ich hier keine konkreten Fälle 
nennen!) 

Die Denunzierungswelle, die über unser Volk rollt, richtet sich auch gegen viele unschul- 
dige Menschen, was sogar die Regierung zugibt. 

Was können wir tun? Wir haben auf ökumenischer Basis eine Kommission zur Vertei- 
digung der Menschenrechte gebildet. (Katholiken, Lutheraner, Methodisten, Pfingstler, 
Weltkirchenrat). Unsere Absicht ist es, eine exakte Dokumentation über die Verletzung 
der Menschenrechte in Chile vorzulegen. Wir wollen mit der Regierung verhandeln, um 
eine offizielle Anerkennung von ihnen zu erhalten. Das gäbe uns die Möglichkeit, den 
Angeklagten eine angemessene Verteidigung zur Seite zu stellen. 

Sollte die Regierung unsere Verteidigung der Menschenrechte abweisen, dann sind wir 
auch bereit, ohne die Regierung zu handeln, notfalls auch gegen sie. Wir halten es jedoch 
für effektiver, in aller Öffentlichkeit zu arbeiten als heimlich. 

Mit unserer Arbeit für die Flüchtlinge und die Menschenrechte sind viele von uns ins 
Zwielicht geraten. Von vielen Gemeindemitgliedern werden die Pastoren skeptisch und 
auch kritisch beobachtet ... Man sieht es nicht gerne, daß wir uns für verfolgte Kommunisten 
einsetzen ... Unsere kritische Stellungnahme zur Militärdiktatur wird nur von den 
wenigsten verstanden ... Die innere Konsequenz unseres Handelns und Redens ist nur 
wenigen evident. Wer gegen die marxistische Diktatur war, wird logischerweise auch gegen 
die Militärdiktatur sein. Darum werden wir uns selbstverständlich mit allen unseren Kräf- 
ten für die Wiederherstellung einer demokratischen Ordnung in Chile einsetzen ... Unsere 
Militärregierung ist nicht ein Übel, das uns irgendeine böse imperialistische Macht ge- 
schickt hat, sondern ist das Ergebnis einer langen Entwicklung. Die Demokratie haben 
wir nicht erst am 11. September 1973 verloren. Sie ist uns schon einige Monate vorher 
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abhanden gekommen; denn die Richtung, die der chilenische Weg in den letzten Monaten 
eingeschlagen hatte, hätte uns in einen schrecklichen Bürgerkrieg gestürzt, der viel mehr 
Blutvergießen gebracht hätte. Jede Diktatur ist ein Übel, doch halte ich auf kurze Sicht 
gesehen die gegenwärtige Militärregierung für das kleinere Übel. Dennoch bleibt es ein 
Übel, das abgeschafft werden muß ... 

Im Augenblick geht es gar nicht darum, die Demokratie in Chile zu retten; es geht 
darum, einige Tausend Menschen vor dem Schlimmsten zu bewahren. Unser guter Ruf 
geht dabei vielleicht verloren. Doch das ist dann der Preis, den wir für die Rettung des 
Menschenbruders zahlen müssen ... 


Gegen Jahresende 1973 kamen dann die Rückfragen aus den Gemeinden, kam 
erst langsam, dann immer heftiger der Protest gegen den Einsatz der Pfarrer 
für politische Flüchtlinge und politisch Verfolgte, eine Bewegung, die vom 
Rande her in die Gemeinden vordrang und sich zu turbulenten Versammlungen 
in Santiago steigerte. Ausgelöst wurde dies offenbar durch europäische Presse- 
berichte, in denen immer wieder Bischof Frenz in Verbindung mit Verbrechen 
der Militärregierung genannt worden war. Dadurch fühlten sich deutsch-chileni- 
sche Gemeindeglieder zu Unrecht diffamiert. Aber auch die Vorstände fragten, 
warum sie über diese Arbeit nicht voll informiert, an der Verantwortung und 
am Risiko, das ihre Pfarrer trugen, nicht beteiligt wurden. 

Die außerordentliche Synode, die am 23. und 24. März 1974 in Vitacura 
stattfand, hat diese Fragen aufgenommen. Es gelang noch einmal, den Konflikt 
zu versachlichen und auf die Frage nach der Legitimation der Kirche zu diesem 
Einsatz zurückzuführen. Nach einer offenen und lebhaften Aussprache über 
die Ursachen der Vertrauenskrise lehnten es die Synodalen mit großer Mehr- 
heit ab, ihrem Bischof die Vertrauensfrage zu stellen. Zur Frage nach dem Recht 
der Kirche, für den politischen Gegner einzutreten, stellte sie fest: 


WORT DER SYNODE IN VITACURA VOM 23./24. MÄRZ 1974’ 


Kirche leot vom Opfer und Dienst des Gottesknechtes Jesus Christus und ist ihrerseits 
in seiner Nachfolge zum Opfer und Dienst für die Menschen über alle Grenzen der Rassen, 
Konfessionen und politischen Überzeugungen hinweg gerufen. Dieser Dienst wird im be- 
sonderen der Versöhnung der Getrennten und der barmherzigen Hilfe für alle Leidenden 
gelten. 

Es wurde klargestellt, daß alle Aktivitäten während der letzten Monate — trotz aller 
Mißdeutungen und tatsächlich unterlaufenen Fehler — allein einen Dienst in diesem 
Geiste darstellen sollen. Die Synode sieht hier einen Auftrag unserer Gemeinden darin, 
den Weg dieses Dienstes weiterzugehen, wobei aus den Spannungen und Fehlern der 
vergangenen Zeit gelernt werden muß und eventuell auch Konsequenzen gezogen werden 
müssen. 


Kurz nachdem Bischof Frenz Ende April einen Urlaub in Deutschland ange- 
treten und es dort strikt abgelehnt hatte, öffentliche Äußerungen zur Situa- 
tion in Chile zu tun, begann in Chile eine Pressekampagne gegen die Arbeit 
des „Comite pro Paz“. Wieder warf man dem Komitee vor, die Regierung 

im Ausland zu diffamieren. Die Baptisten traten aus dem Komitee aus, die 
römisch-katholische Kirche schwieg. Die Kirchenleitung der lutherischen Kirche 
beschloß mit drei gegen drei Stimmen, die Pfarrer aufzufordern, die Mitarbeit 


7. Wort der außerordentlichen Synode von Vitacura vom 24.3.1974. 
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im Komitee niederzulegen. Die Pfarrkonferenz stellte fest: Wir sind an unser 
Gewissen gebunden und werden, solange Menschen in Chile leiden, ihnen 
helfen. Der Synodalrat berief eine Laienkonferenz ein, die deutschen Pfarrer 
riefen Frenz zurück. Auf einem kleinen Kirchentag, der Mitte Juli in Santiago 
zusammentrat, wurden die Ereignisse rekapituliert, die Vorwürfe der chileni- 
schen Presse gegen die Kirche und Bischof zurückgewiesen, die Indiskretionen 
bedauert und Pfarrer und Laien zur Zusammenarbeit ermahnt und aufgefor- 
dert, sich öffentlicher Stellungnahmen zu enthalten®. 

Anfang August erließ die chilenische Regierung gegen den deutschen Pastor 
Hennig Schaper und seine Familie in Puerto Montt den Ausweisungsbefehl. 
Frenz und Mitglieder des Synodalrates drangen gegenüber der Regierung mutig 
und beharrlich auf die Nennung von Gründen und die Klärung der Vorwürfe. 
Nach Wochen nahm der Innenminister, General Benavides, auf Anweisung 
von General Pinochet die Ausweisung zurück. So war am 29. August der 
drohende Konflikt zwischen der Kirche und der Militärregierung beigelegt”. 
Am gleichen Tag begann eine neue erbitterte Pressekampagne gegen Frenz. 

In ganzseitigen Zeitungsanzeigen forderten viele Hunderte namentlich zeich- 
nender Gemeindeglieder und Nichtmitglieder, Chilenen, Deutsche und Deutsch- 
Chilenen, Frenz auf, von seinem Amt als Bischof und Leiter der Kirche zurück- 
zutreten und das Land zu verlassen!°. Sein Verhalten und seine verzerrten Be- 
richte im Ausland nach dem Sturz des Präsidenten Allende hätten dem Land 
und den Gemeinden schweren Schaden zugefügt. Aus Protest gegen den Einsatz 
von Bischof Frenz und seiner Pastoren für Flüchtlinge und politisch verfolgte 
Chilenen waren viele Kirchen und Kirchenkassen leer. Frenz reiste auf dem 
Höhepunkt dieser Auseinandersetzungen Ende September erneut nach Europa, 
um weitere Hilfe für die politisch verfolgten Chilenen zu erbitten und aus der 
Hand des UN-Hochkommissars für das Flüchtlingswesen, Prinz Sadruddin 

Aga Khan, die Medaille der Vereinten Nationen für seine Verdienste um die 
Chile-Flüchtlinge entgegenzunehmen ". 

Freunde und Gegner des Bischofs hatten ihre Absicht erklärt und bekräftigt, 
die nächste ordentliche Synode der Kirchen, die vom 31.10. bis 2.11. 1974 
in die Landgemeinde Frutillar im Süden Chiles einberufen war, dazu zu nutzen, 
die Lösung der Krise zu erzwingen. Der Rat der EKD war vom zuständigen Refe- 
tenten des Kirchlichen Außenamtes über die Entwicklung fortlaufend unterrichtet 
worden; sein Vorsitzender, Landesbischof D. Helmut Claß, besprach am 9.10. 
mit Bischof Frenz in Stuttgart die Lage. Der Rat entsandte den Verfasser 
als Vertreter des Kirchlichen Außenamtes zur Synode nach Frutillar. 


8. Diese Entwicklung ist dokumentiert im Bericht an den Rat der EKD vom 20.9. und 
einer persönlich gezeichneten Information des Kirchlichen Außenamtes (KA) an die Glied- 
kirchen der EKD vom 24.9.1974, in der sie an das Vorrecht der Christen zur Fürbitte er- 
innert werden. 

9. Bericht Bischof Frenz an das KA vom 29.8.1974. 

10. El Mercurio, Santiago vom 29.8.1974; La Segunda, Santiago vom 13.9.1974 und 
El Mercurio, Santiago vom 14.9.1974. 

11. epd-ZA Nr. 196 vom 11.10.1974, $. 4 und Nr. 198 vom 15.10.1974, S. 1. 
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BERICHT AUS SANTIAGO VOM 5. OKTOBER 1974? 


Die Lage scheint heillos verfahren zu sein. Einerseits ist kaum noch vorstellbar, welche 
weiteren Schritte von den Kritikern des Propstes unternommen werden können, das er- 
strebte Ziel zu erreichen, nachdem die Regierung ... durch ihr bisheriges Verhalten klar 
zum Ausdruck gebracht hat, daß sie zu Maßnahmen keine Veranlassung sieht und sich 
auch nicht zum Vollstrecker der Absichten einer bestimmten, wenn auch ihr gegenüber 
recht positiv eingestellten Gruppe machen lassen will. Andererseits heißt es bei manchen 
Gemeindegliedern, das Vertrauen vor allem zum Propst sei nicht mehr da und man wolle 
sich daher von ihm trennen, selbst wenn man ihm Unrecht tue. Es kann daher nicht aus- 
geschlossen werden, daß manche Pfarrer gezwungen werden, außerhalb ihrer Gemeinde zu 
arbeiten, wenn Propst Frenz auf die von ihm beabsichtigte Vertrauensfrage auf der Synode 
eine Bestätigung erhält und weiter amtiert ... 

Das Hauptproblem liegt wohl darin, daß aufgrund der Umwelt, in der sie aufgewachsen 
sind, weder die Chile-Deutschen ihre aus dem Nachkriegsdeutschland entsandten Pfarrer 
richtig verstehen können, noch aus dem gleichen Grunde diese Pfarrer ‚wirklichen Zugang 
zur Mentalität der Deutsch-Chilenen haben. Das beste wäre es zweifellos, wenn der Pfarrer- 
nachwuchs für die deutsch-evangelische Kirche in Chile in Zukunft mehr und mehr aus 
dem Land kommen und in Deutschland allenfalls ausgebildet würde. Leider fühlt sich je- 
doch kaum ein Angehöriger der deutsch-chilenischen Gemeinschaft zum Beruf des Pfarrers 
hingezogen. 


Die letzte ordentliche Synode, die vom 30.10. bis 2.11.1974 in Frutillar Laien- 
delegierte und Pfarrer aus neun deutschstämmigen Gemeinden und drei spanisch- 
sprechenden Missionsgemeinden zusammenführte, hat die Versöhnung zwischen 
dem Bischof und dem Kirchenvolk nicht gebracht. Aber die Kirchenspaltung, 

die unmittelbar bevorstand, die definitive Trennung der alten deutschstämmigen 
Gemeinden auf der einen Seite, von den kleinen chilenischen Missionsgemeinden, 
der überwiegenden Mehrzahl der deutschen, amerikanischen und chilenischen 
Pfarrer mit Bischof Frenz auf der anderen Seite, die Aufspaltung der alten Ge- 
meinden in eine kleine erweckte Frenz-treue Minderheit und eine große volkskirch- 
lich orientierte Mehrheit, die das Vertrauen zum Bischof verloren hatte, wurde 
nicht vollzogen, obwohl viele das gefürchtet und einige das gehofft hatten. Viel- 
mehr ließen sich die 18 Vertreter der acht alten Gemeinden, die aus Protest die 
Synode verlassen hatten, in einem mühsamen Ringen davon überzeugen, daß 

eine Trennung ihrer Gemeinden von der Synode die Dissidenten der Hilfe und 
Unterstützung der EKD berauben und sie zu einer Ghettokirche verurteilen würde. 
Die Abschlußerklärung der Synode ist vom Willen zur Versöhnung getragen. 


WORT DER SYNODE IN FRUTILLAR VOM 2. NOVEMBER 1974? 


Es schmerzt uns, daß eine Gruppe von Delegierten sich freiwillig aus der Synode zurückge- 
zogen hat mit der Begründung, sie fühle sich nicht angemessen repräsentiert und habe 

ihre Ziele nicht erreichen können. Wir haben versucht, eine Versöhnung zu erreichen 

und stellen mit tiefer Trauer fest, daß dies auf der Synode nicht gelungen ist. Wir vertrauen 
darauf, daß dies in der nahen Zukunft geschehen wird. Unsere Hoffnung gründet in dem 
guten Willen, der von allen Beteiligten zum Ausdruck gebracht wurde. Wir stellen fest, 

daß im Verlauf der inneren Spannungen, unter denen wir gelitten haben, wir alle eine 
Mitverantwortung tragen, von der kein einziger sich ausschließen kann. 





12. Vertraulicher Bericht aus Santiago vom 5.10.1974 (in den Akten des KA). 
13. Aus: El Mercurio, Santiago, vom 9.11.1974. 
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Wir bitten den Herrn, daß er uns alle erleuchte, damit wir Wege finden, um die volle Ein- 
heit unserer Kirche in einem erneuerten Geist des Verständnisses und der Liebe wiederher- 
zustellen. Wir bitten darum, daß wir uns gegenseitig die begangenen Fehler vergeben und 
unter den Gaben und Aufgaben des Evangeliums gemeinsam an die Arbeit gehen. 


Demgegenüber klingt die Erklärung der Gegner des Bischofs aus den deutsch- 
stämmigen Gemeinden bitterer: 


BRIEF VON 18 DELEGIERTEN AN DIE SYNODE VOM 3. NOVEMBER 1974 


Wir ziehen uns von den Beratungen zurück, weil der Präsident, Herr Bischof Frenz, seinen 
Rücktritt nicht erklärt hat, obwohl zahlreiche Anträge dazu an ihn gerichtet wurden, in 
denen die Mehrheit der Glieder der Gemeinden, die wir vertreten, einzeln und gemeinsam 
erklären, daß sie das Vertrauen zu seiner Person verloren haben aufgrund verschiedener 
Aktionen des Herrn Frenz, die unseren Gemeinden, unserer Kirche und unserem Land 
Schaden getan haben. 

Wir sind der Meinung, daß das Verbleiben von Herrn Frenz in seinem Bischofsamt die 
normale Entwicklung unserer Evangelisch-Lutherischen Kirche in Chile behindert. 

Die geltenden Statuten erlauben den Gemeinden, die wir repräsentieren, lediglich, ihre 
Meinung in der Synode zu sagen, jedoch nicht, ihre Mehrheit in der Abstimmung zum 
Tragen zu bringen. Obwohl Herr Frenz diese mehrheitliche Meinung kannte, hat er auf 
unsere Bitten nicht reagiert, wie wir es zum Wohl des inneren Friedens und des künftigen 
Lebens unserer Gemeinden und unserer Kirche erhofft hatten. 

Wir werden die Vorstände und die Glieder unserer Gemeinden informieren, damit sie 
entscheiden, welchen Weg sie gehen wollen. 

Wir möchten unseren Wunsch als Christen deutlich ausdrücken, daß die gegenwärtige 
Situation überwunden werden kann und daß wir wieder eine breite Basis des Vertrauens 
und des Verständnisses finden. Das ist leider unter den gegenwärtigen Umständen nicht 
möglich. Wir werden einen Koordinationsrat der lutherischen Gemeinden in Chile ernennen, 
der uns repräsentiert und die Verbindung unter unseren Gemeinden hält. 


Sechs Wochen später erlitt die ökumenische Gemeinschaft der Kirchen in Chile 
durch die öffentliche Erklärung der evangelischen Kirchen vom 19.12.1974 
einen schweren Schlag. In dieser Erklärung sprachen 32 namentlich unterzeich- 
nende Kirchenführer aller wichtigen protestantischen Kirchen — mit Ausnahme 
der lutherischen Kirche und der Heilsarmee — der Militärjunta ihren Dank und 
ihr Vertrauen aus. Zum erstenmal in einer hundertjährigen Geschichte seien sie 
als Vertreter von 15% der Bevölkerung des Landes vom Staatschef empfangen 
und von einer Regierung ernstgenommen worden. Die Verurteilung Chiles durch 
die Vereinten Nationen sei ungerecht und beruhe auf falschen Informationen. Den 
„Heuchlern im Lande‘ und den Gegnern draußen werden Verleumdung und 
Lüge vorgeworfen. Nur die Militärjunta biete die Gewähr dafür, daß die gott- 
losen Marxisten und ihre Helfershelfer ein für allemal aus Chile vertrieben seien'?. 
Helmut Frenz hat die Erklärung, die auch die Leiter von drei dem ÖRK ange- 
hörenden Kirchen in Chile unterzeichneten, in einem Brief an den ÖRK-Gene- 
ralsekretär Philip Potter vom 23.12.1974 scharf verurteilt. Sie hat zweifellos 
auch das Verhältnis der evangelischen Kirche zur röm.-kath. Kirche belastet. 

Sie hat aber bei manchen Gemeindegliedern der lutherischen Kirche den Ver- 
dacht verstärkt, es handele sich bei dem Einsatz von Bischof und Pfarrern für 


14. Vgl. El Mercurio, Santiago, vom 19.12.1974. 
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die Chilenen, die aus politischen Gründen verfolgt, inhaftiert und um ihre 
Lebenschancen gebracht werden, nicht um eine Konkretisierung der evangelischen 
Predigt, sondern um eine politische Option ausländischer Pfarrer. 

Im Januar 1975 kündigte die Erlösergemeinde in Santiago, die größte Gemeinde 
des Landes, ihren beiden Pfarrern, weil sie sich weigerten, einen Arbeitsvertrag 
zu unterschreiben, der nach ihrer Auffassung die Freiheit der Verkündigung ein- 
schränkte und sie zu Angestellten der Gemeinde degradierte. Die Pfarrer nahmen 
die Kündigung nicht an, setzten ihre Arbeit fort und wiesen darauf hin, daß sie 
von der Kirchenleitung berufen und ihr gegenüber verantwortlich seien. Gerade 
damit aber verstärkten sie, ohne es zu wollen, den Verdacht ihres Vorstands, 
sie hielten bedingungslos zu Bischof Frenz und nähmen Weisungen nur von dem 
Mann entgegen, dem die große Mehrzahl der Gemeinden das Vertrauen entzogen 
hatte und dessen Rücktritt sie zur Vorbedingung für Verhandlungen über den 
weiteren Weg der Kirche machten. Bis dahin fühlten sich die dissentierenden 
Gemeinden durch den Koordinierungsrat vertreten, der sich nach dem demon- 
strativen Auszug der Synodalen der alten deutschstämmigen Gemeinden in 
Frutillar konstituiert hatte. Der Konflikt von Santiago war kennzeichnend für 
die Gesamtlage: Die legale Kirchenleitung war nach der Distanzierung der acht 
alten Gemeinden weitgehend handlungsunfähig geworden. Dem Koordinierungs- 
rat fehlte die kirchliche Legitimation und die Einsicht in die theologischen 
Dimensionen des Konflikts. 

Der Synodalrat und die „Gegen-Kirchenleitung‘“ der Laien haben in dieser 
Lage das Kirchliche Außenamt angerufen und um Vermittlung gebeten. Nach- 
dem dieses klargestellt hatte, daß es auf „Bedingungen“ nicht eingehen konnte, 
und den Versuch scharf zurückwies, mittels der Arbeitsverträge das Recht und 
die Pflicht der Pfarrer zu freier, schriftgemäßer Verkündigung einzuschränken, 
reisten Ende März der Präsident und der leitende Jurist des KA, Dr. Heinz- 
Joachim Held und OKR Hilmar Koch, nach Chile, um einen neuen Versuch zu 
unternehmen, die drohende Kirchenspaltung zu verhindern. Nach schwierigen 
Verhandlungen ist dieser Versuch gescheitert. Den Vertretern der EKD wurde 
der Zugang zu den Gemeinden und ihren Vorständen nicht gestattet. Einziger 
Verhandlungspartner war der Koordinationsrat, der jetzt nicht nur auf dem 
Rücktritt von Bischof Frenz, sondern dem der gesamten Kirchenleitung bestand. 
Frenz war zum Rücktritt bereit, aber die Vertreter des KA konnten nach sorg- 
fältigen Überlegungen den Rücktritt der gesamten Kirchenleitung nicht empfeh- 
len, zumal bis zuletzt nicht deutlich war, ob unter den obwaltenden Umständen 
die Neubildung eines Synodalrates rechtlich überhaupt möglich war'®. 

Am 12. April versammelten sich in Temuco die Delegierten der seit der 
letzten Synode dissentierenden Gemeinden, die sich durch den Koordinations- 
rat vertreten ließen und beschlossen, aus dem Verband der Evangelisch-Luthe- 
rischen Kirche in Chile auszutreten. Sie begründeten ihren Beschluß damit, daß 
ihre Kirche zur Zeit von der Pfarrkonferenz geführt werde, die nicht bereit sei, 
nur das geringste ihrer Machtposition aufzugeben. Nach allem habe man den 


15. Vgl. den Brief von Held und Koch an die Gemeinden in Chile von 1.4.1975 in: 
epd-Dok. Nr. 21a/75 vom SILITITHS. SL 
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Eindruck gewonnen, daß die Kirche nur das Aushängeschild sei, hinter dem sich 
politische Machenschaften abwickelten, deren Tragweite nicht mehr überblickbar 
sei. 


BESCHLUSS DER DISSENTIERENDEN GEMEINDEN VOM 12. April 1975!° 


„(Wir beschließen,) das Schicksal der Kirche und ihrer Gemeinden wieder in die eigenen 
Hände zu nehmen und vor fremden Einflüssen zu bewahren ... Gelöst aus dem Joch der 
IELCH, erhoffen die Gemeinden einen neuen Weg zum Besten unserer Evang.-Luth. Kirche 
in Chile anzutreten. Die spanischsprechenden Gemeinden sollen weiterhin in unseren Kir- 
chen den Gottesdienst halten dürfen ... Alle alten und jungen Mitglieder unserer Gemein- 
den werden aufgefordert, sich am Neubau unserer Gemeinden zu beteiligen ... Es ist 

ein schwerer Weg, der jetzt angetreten wird, doch kam man einstimmig zu dem Schluß, 
vorläufig lieber Gemeinden ohne Pfarrer als Pfarrer ohne Gemeinden zu haben.“ 


Innerhalb von 45 Tagen sollten die Gemeinden über ihre Generalversammlungen 
diesen Schritt ratifizieren. Die Pfarrer wurden aufgefordert, sich innerhalb dieser 
Frist zu entscheiden, ob sie mit den ausgetretenen Gemeinden einen Arbeitsver- 
trag schließen oder die Gemeinde verlassen wollten. Die ausgetretenen Gemein- 
den, die sich als „authentische evangelisch-lutherische Kirche in Chile“ bezeich- 
neten, wollten sich dafür einsetzen, den Frieden in der Kirche wiederherzustellen. 
Sie erachteten es als ihr Recht, das Schicksal dieser Kirche und ihrer Gemeinden 
wieder in die eigenen Hände zu nehmen und vor fremden Einflüssen zu bewah- 
ren. Das KA wandte sich am 30. April mit einem seelsorgerlichen Brief noch ein- 
mal an die Gemeinden, ihre Vorstände, Pfarrer und Mitarbeiter. Nachdem über 
den Verlauf der Verhandlungen mit dem Koordinationsrat informiert und daran 
erinnert wurde, daß die Verhandlungen nicht von seiten des KA abgebrochen 
wurden, wurde festgestellt: 


PRÄSIDENT DR. HELD AN DIE GEMEINDEN IN CHILE (30. APRIL 1975)!? 


Wir wissen, daß die Gemeinden und ihre Pastoren jetzt wirklich eine Zeit der Besinnung 
brauchen, in der die Arbeit in den Gemeinden Vorrang hat. Wir werden von uns aus 
keinen Pfarrer abberufen, der mit seiner Gemeinde weiter auf der Grundlage gemeinsamen 
Vertrauens zusammenarbeiten kann und will. Wenn aber Pfarrer um ihre Rückberufung 
bitten, weil dieses Vertrauen zerbrochen ist, werden wir dem entsprechen. 

Wir müssen dies aber klarstellen: Gemeinden, die aus der Ielch ausgetreten sind, um sich 
einer neuzubildenden Kirche anzuschließen, können von uns weder Pastoren noch andere 
Hilfen bekommen, weil unser Vertragspartner die bestehende, rechtlich anerkannte Ielch 
bleibt. Wir sehen keine Möglichkeit für Pfarrer, die aus diesen Gemeinden jetzt oder später 
nach Deutschland zurückkehren, neue auszusenden. Wir glauben, Ihnen diese klare Aus- 
kunft nochmals schuldig zu sein, nachdem sie vom Rat der EKD bestätigt worden ist. 


Trotz dieser Ermahnung traten bis Ende Mai acht der neun Gemeinden aus 
der IELCH aus. Ende Mai rief der Synodalrat die Vertreter der übriggebliebenen 
Gemeinde Concepciön und der drei Missionsgemeinden zu einer außerordent- 


16. Condor, Santiago de Chile vom 28.4.1975, vgl. epd-Dok. Nr. 21a/75 vom 5.5.1975, 
S. 3£; 


17. Vgl. epd-Dok. Nr. 21/75 vom 5.5.1975, S. 5f. 
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lichen Synode in Santiago zusammen. Dort wurde der Austritt der Gemeinden 
angenommen und Bischof Frenz mit großer Mehrheit gebeten, im Amt zu blei- 
ben. 


SCHREIBEN DER DISSENTIERENDEN GEMEINDEN AN DIE 
REGIERUNG (JUNI 1975)'® 


Der Koordinationsrat rief die Vertreter der ausgetretenen Gemeinden zur Grün- 
dungssynode einer neuen Kirche für den 21. Juni zusammen. Unmittelbar vor 
der Synode beantragte er bei der Regierung die Auflösung der IELCH und die 
Ausweisung von Bischof Frenz, von drei deutschen Pastoren und einem ameri- 
kanischen Missionar, „wegendes Schadens, den sie systematisch Chile zugefügt 
haben, der zur Folge hat die Isolierung und die ökonomische Blockade gegen 
das Land, eine Maßnahme, die sich ganz besonders gegen die Ärmsten und 
Notleidenden des Landes richtet“. In der Begründung dieser Petition heißt es: 


Wie die oberste Regierung weiß, wurde die Evangelisch-Lutherische Kirche von Chile 
(IELCH) von genau den Gemeinden gegründet, die heute den Kooridnationsrat bilden, der 
geschaffen wurde, um unseren Gemeindegliedern die Ruhe zurückzugeben und unsere 
Kirche zu entpolitisieren. 

Da aus Verfassungsgründen die Gründergemeinden der IELCH ihre Mehrheitsstimme 
innerhalb der Generaiversammlung nicht zur Geltung bringen können, konnte es ge- 
schehen, daß eine Gruppe ausländischer Pastoren mit fremden politischen Tendenzen 
sich der Leitung dieser Kirche bemächtigten. So sahen sich unsere Gemeinden dann ge- 
zwungen, sich von dieser Kirche zurückzuziehen, wodurch die Ielch jetzt ihren Stiftungs- 
zweck, nämlich die ganze evangelisch-lutherische chilenische Gemeinschaft in sich zu ver- 
einigen, nicht mehr erfüllt. 

Sichtbares Haupt der Gruppe von Pastoren, die sich der Leitung der IELCH bemächtigt 
hat, ist deı für uns unselige Bischof Helmut Frenz. Diese Gruppe, die die Komitees für 
den Frieden und die Komitees für Flüchtlinge gründete, bedient sich unserer alten Kirche, 
um politische Aktionen, vom Ausland gesteuert, zu tarnen, deren Folgen nicht allein für 
unsere Gemeinden, sondern auch für die nationale Sicherheit der Regierung zur Genüge 
bekannt sind. 


Zu einer erneuten Pressekampagne gegen das Comit& pro Paz und gegen Bischof 
Frenz nahm der Synodalrat der IELCH am 20. Juni Stellung und wies die öffent- 
lich erhobenen Verdächtigungen, die Pastoren seien von ihrem seelsorgerlichen 
Auftrag abgewichen und hätten sich politisch betätigt, kategorisch zurück. Eben- 
so wurde richtiggestellt, daß der Bischof seinen Rücktritt bei drei Gelegenheiten 
angeboten habe, um die Einheit der Kirche zu erhalten. Dieser Rücktritt sei 
durch demokratische Willensäußerung, an der auch die jetzt getrennten Gemein- 
den teilnahmen, abgelehnt worden. Die Gemeinden, deren Vertreter sich in La 
Uni6n versammeln wollten, gehörten nicht mehr zur Kirche, sondern seien ausge- 
treten. Der Rat der EKD erklärte in einem Telegramm an Bischof Frenz: 


ERKLÄRUNG DES RATES DER EKD VOM 20. JUNI 1975’? 


Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat auf seiner heutigen Sitzung in Berlin 
mit Bedauern davon Kenntnis genommen, daß in Chile öffentlich gefordert wird, Sie und 





18. Text in den Akten des KA. Meldung in epd-ZA Nr. 106 vom 6.6.1975. 
19. Vgl. epd-ZA Nr. 117 vom 23.6.1975. 
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vier weitere Pfarrer Ihrer Kirche des Landes zu verweisen. Er versichert Sie und die vier 
Amtsbrüder seiner Verbundenheit. Angesichts der vertieften Spaltung in der Evangelisch- 
Lutherischen Kirche in Chile drückt er die Hoffnung aus, daß Wege gefunden werden, das 
Vertrauen und die Gemeinschaft unter den evangelischen Christen in Chile wieder herzu- 
stellen. 


Die Laienvertreter aus acht deutschstämmigen Gemeinden, die über 20 000 
Glieder oder 90% der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Chile vertraten, ver- 
sammelten sich am 21. Juni 1975 in La Uniön, einer kleinen Stadt im Süden 
Chiles, um die ‚‚Iglesia Luterana en Chile‘ — die Lutherische Kirche in Chile — 
zu gründen. Sie wählten die Kirchenleitung, ernannten den einzigen Pfarrer, 

der sich zu ihnen bekannte, den Deutsch-Chilenen Ricardo Wagner, zum Propst 
(Bischof) und gründeten die „Fundaciön Luterana‘ (Lutherische Stiftung) „zur 
Förderung der theologischen Ausbildung bodenständiger Pfarrer und zur Wohl- 
fahrt und Altersversorgung der Pastoren.‘‘ Nach ihrer Verfassung ist die Kirche 
eine „Laienkirche, ungeteilt, ohne Klerus und Amtshierarchie, in der die Pasto- 
ren ebenso zum Volk Gottes gehören wie die übrigen Glieder. Ihre ausführen- 
den Organe sind deshalb kollegial und arbeiten aufgrund des breiten Konsensus 
ihrer Glieder. Die Pastoren sind in ihrer geistlichen Arbeit einzig und allein an 
die Heilige Schrift gebunden“ (Artikel 3). Bekenntnisgrundlage der ILC sind 

die Heilige Schrift Alten und Neuen Testaments, die drei altkirchlichen Symbole, 
die Confessio Augustana Invariata und Luthers Kleiner Katechismus (Artikel 2)?. 

Die Gründung einer zweiten, nach dem Willen ihrer Gründer „der erneuerten 
Lutherischen Kirche in Chile“ markiert das Ende des bitteren Streites, der die 
Evangelisch-Lutherische Kirche in Chile seit der Mitte des Jahres 1973 anspannte, 
erregte, belastete und schließlich zerbrach. Nach dem Austritt der acht großen 
deutschstämmigen Gemeinden bleibt die „alte Kirche“, die Iglesia Evangelica 
Luterana en Chile (ELCH) noch mit einer deutschstämmigen Gemeinde (Con- 
cepciön), drei kleinen chilenischen Missionsgemeinden in Santiago, mit Propst 
(Bischof) Helmut Frenz, sieben deutschen Pastoren, vier Missionaren der Luthe- 
ran Church in America (LCA) und einem chilenischen Pfarrer, mit dem Rechts- 
titel, den vertraglichen Beziehungen zur EKD und den ökumenischen Verbin- 
dungen. Ob der kleine Rest, der übrig bleibt, nun — befreit von der Last der 
Volkskirche — den Weg in die Freiwilligkeitskirche finden und die missionari- 
sche Chance der Stunde nutzen kann, wie ihr Bischof meint, bleibt abzuwarten. 
Zunächst ist festzustellen, daß die Bemühungen aller Beteiligten, den drohenden 
Bruch zwischen Kirchenleitung und.Kirchenvolk aufzuhalten, gescheitert sind. 
Der im Namen Jesu vollzogene Einsatz der Pfarrer für Menschen, die in Chile 
aus politischen Gründen leiden, hat die Kirche gespalten. 

Das Ende dieses Konflikts wirft eine ganze Reihe von Fragen auf. Kann die 
Laienkirche ohne Pfarrer trotz der erklärten Absicht über längere Zeit die Ver- 
kündigung, den Unterricht und die Seelsorge in den Gemeinden sicherstellen? 
Wird die Restkirche, die bei ihrem Bischof geblieben ist, allein die Verantwor- 


20. Vgl. dazu El Camino la Verdad y la Vida, Boletin de las Comunidades Luteranas de 
Chile. Jg. 1, Nr. 1 vom Juni 1975; Estatutos de la Corporaciön „Iglesia Luterana en 
Chile‘ sowie Proyecto para constituir la „Fundaciön Luterana vom 6.6.1975. 
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tung für die politisch verfolgten Chilenen und ihre Angehörigen tragen können? 
Wird sie aus dem Bruch mit der „Alten Kirche“ und den traditionell volkskirch- 
lichen Gemeinden die Kraft zu neuer missionarischer Aktivität schöpfen? Wie 
kann die EKD wieder Kontakt zu den Gemeinden gewinnen, die nicht nur das 
Vertrauen zu ihrem Bischof und der Mehrzahl ihrer Pfarrer verloren haben, son- 
dern deren Vertrauen in die EKD als einer unabhängigen Instanz erschüttert ist? 
Kann es überhaupt gelingen, noch jüngere Pfarrer zu finden, die den Erwartun- 
gen der Gemeindeglieder entsprechen und sich auf einen kirchlichen Dienst im 
engeren Sinn unter Absehung von der Situation des Landes und von den 
sozialen und politischen Implikationen der Verkündigung einlassen? Kann auf 
Dauer der Dienst in deutschstämmigen Kirchen, deren Glieder in einem anderen 
Kontinent durch eine andere Geschichte geformt sind, durch Pastoren wahrge- 
nommen werden, die durch Herkunft und Status nicht solidarisch sind mit ihren 
Gemeindegliedern, sondern als ausländische Mitarbeiter auf Zeit in diesen Kir- 
chen leben und arbeiten, oft zu kurz, um Sprache und Denkweise, Geschichte 
und Problemlage der Christen wirklich zu begreifen ?!? 


21. Zum gesamten Thema s. Reinhart Müller, Lehrstück Chile, Kassel 1974; Dieter 
Nohlen, Feuer unter der Asche. Chiles gescheiterte Revolution, Baden-Baden 1974; Fried- 
rich Tute, Die Lutherische Kirche in Südamerika zwischen Tradition und ihrer gegenwärtigen 
Aufgabe, in: Brückenschlag II. Lateinamerika, hg. vom Kirchlichen Außenamt, Stuttgart 
1968, S. 43ff. 
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11. Mission und Kirchlicher Entwicklungsdienst 


Von ‘Günter Linnenbrink 


Die Diskussion innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) um 
die biblisch-theologischen Grundlagen des missionarischen Auftrages der Kirche 
und um ihre Rolle im Entwicklungskonflikt wurde durch eine Reihe ökumeni- 
scher Konferenzen und deren Ergebnisse entscheidend beeinflußt. An erster 
Stelle ist hier die Weltmissionskonferenz des Ökumenischen Rates der Kirchen 
(ÖRK) um die Jahreswende 1972/1973 in Bangkok zu nennen. Nicht weniger 
bedeutsam waren die Auswirkungen der Dritten Vollversammlung der Gesamt- 
afrikanischen Kirchenkonferenz (AACC) im Mai 1974 in Lusaka/Sambia, das 
Ergebnis des Internationalen Kongresses für Weltevangelisation im Juli 1974 

in Lausanne/Schweiz, die Entschließungen des Zentralausschusses des ÖRK im 
August 1974 in Berlin (West) und die Empfehlungen der zweiten Konsultation 
der Kommissionen des ÖRK für Zwischenkirchliche Hilfe, Flüchtlings- und Welt- 
dienst (CICARWS) und Kirchlichen Entwicklungsdienst (CCPD) über Entwick- 
lungsfragen im Dezember 1974 in Montreux/Schweiz. Auf der dritten Tagung 
der Fünften Synode der EKD im November 1974 in Berlin-Spandau wurde der 
Versuch unternommen, diese insbesondere an den Begriffen „Moratorium“, 
„Dialog“, „Heil und soziale Gerechtigkeit‘ kontrovers geführte Diskussion zu- 
sammenzufassen. 


1. DIE MORATORIUMSDEBATTE 


In Bangkok war von der Sektion III „Kirchenerneuerung in der Mission“ in 
ihrem Bericht an die Kommission des ÖRK für Weltmission und Evangelisation 
u.a. vorgeschlagen worden: 


... hinsichtlich der Entsendung von Geldern und Personal in bestimmten Kirchen (soll) 
für eine Zeit ein Moratorium eintreten ... (Dieser Vorschlag) zielt darauf hin, daß Kir- 
chen, die ein solches Moratorium wünschen, Gelegenheit erhalten mögen, mit ihren 
eigenen Mitteln zu arbeiten, um ihre Eigenständigkeit und Identität zu finden. Kirchen, 
die nicht länger Geld und Personal senden können, würden von traditionellen, institutio- 
nalisierten Missionsunternehmen entlastet sein, um diese Mittel für neue Bemühungen 

zur Zurüstung für die Mission unter ihren eigenen Landsleuten einzusetzen ... Das Ergeb- 
nis könnte in einer bestimmten Situation die Eröffnung von neuen Arten der Beziehung, 
nämlich einer reifen Partnerschaft sein. 


Die Vollversammlung der Kommission für Weltmission und Evangelisation hat 
diesen Vorschlag in der Weise aufgenommen, daß Studienmaterial zu dem Mora- 
toriumskomplex erstellt werden soll. Ein Moratorium, also eine zeitlich begrenzte 
Einstellung der Entsendung von Personal und Geld aus den Kirchen und Missio- 


1. Vgl. K. Viehweger, Weltmissionskonferenz Bangkok, Samudhprakarn-Kilometer 31, 
Hamburg 1973, S. 184f. 
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nen des Westens in die Kirchen Afrikas, Asiens und Südamerikas, ist nicht be- 
schlossen worden. 

In der Gesamtafrikanischen Kirchenkonferenz (AACC) in Lusaka im Mai 
1974 wurde zum gleichen Komplex eine konkrete Empfehlung an die Mitglieds- 
kirchen der AACC beschlossen. 


BERICHT DER ARBEITSGRUPPE III DER GESAMTAFRIKANISCHEN 
KIRCHENKONFERENZ? 


... Die afrikanische Kirche ist als ein lebendiges Glied der afrikanischen Gesellschaft 
zum Kampf um Befreiung der afrikanischen Menschen aufgerufen. Als Mitglied der Welt- 
gemeinschaft muß die afrikanische Kirche aber auch teilhaben am Erlösungswerk Christi 
in unserer Welt. Aber unser Beitrag muß afrikanisch sein. Der Beitrag einer afrikanischen 
Kirche kann in unserer Welt jedoch nicht in angemessener Weise geleistet werden, wenn 
die Kirche nicht befreit und wirklich national geworden ist. Um diese Befreiung zu 
bewirken, wird die Kirche die finanziellen und personellen Hilfsmöglichkeiten — also 
den Empfang von Geld und Personal durch ihre auswärtigen Beziehungen in den nörd- 
lichen Kontinenten oder zu fremden Minderheiten innerhalb Afrikas zu einem Stillstand 
bringen müssen. Nur dann kann die Kirche einen festen Stand in ihrer Mission für Afrika 
und als ein Teil der ökumenischen Welt behaupten 

Als eine Grundlage der anzuwendenden Politik, als ein höchst lebensfähiges Instrument, 
durch das der afrikanischen Kirche die Kraft gegeben wird, ihre Mission im afrikanischen 
Kontext zu erfüllen, sowie um unsere Regierungen und Völker dahin zu führen, Lösungen 
aus den ökonomischen und sozialen Abhängigkeiten zu finden, muß unsere Entscheidung 
somit für ein Moratorium hinsichtlich des Empfangs von Geld und Personal getroffen 
werden ... 

Ohne Zweifel wird der Ruf nach einem Moratorium falsch interpretiert werden, und 
es wird ihm Widerstand entgegengebracht werden von vielen Kreisen sowohl innerhalb wie 
außerhalb. Wir empfehlen diese Entscheidung den Kirchen von Afrika jedoch als das einzig 
wirksame Mittel, um unsere Selbstfindung wirklich in den Griff zu bekommen und um 
ein respektiertes Mitglied der einen katholischen Kirche zu bleiben. 


In beiden Dokumenten wird der Wunsch eines großen Teiles der Kirchen in 
den Ländern Afrikas, Asiens und Lateinamerikas erkennbar, sich selbst zu fin- 
den, um so einen authentischen Beitrag für die universale ökumenische Ge- 
meinschaft der Christenheit liefern zu können. Der Emanzipationswille ist be- 
stimmt von der historisch sicherlich nicht immer unzutreffenden Überlegung, 
daß nur in einem entschlossenen, zeitlich befristeten Rückzug auf sich selbst 
und die eigenen kulturellen und sozialen Traditionen der kirchlich-missionari- 
sche Auftrag gegenüber dem jeweils eigenen Volk angemessen wahrgenommen 
werden kann. Es geht diesen Kirchen letztlich um die Authentizität der Bot- 
schaft und des Trägers. Jedenfalls steht das im Vordergrund des Verlangens nach 
Selbständigkeit. Wenn gelegentlich auch nationalistische Töne hörbar werden, 
so sind sie jedoch keineswegs das bestimmende Element dieses Emanzipations- 
prozesses. 

In den Missionen und Kirchen in der Bundesrepublik Deutschland lösten 
die Äußerungen zum Moratoriumskomplex eine zum Teil heftige Debatte aus. 
Daran änderte auch ein maßvolles Wort des Deutschen Evangelischen Missions- 
Rates zur Weltmissionskonferenz Bangkok nichts. 


2. Zitiert aus: Der Überblick, Jg. 10, 1974, S. 26f. 
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WORT DES DEUTSCHEN EVANGELISCHEN MISSIONS-RATES ZUR 
WELTMISSIONS-KONFERENZ BANGKOK? 


... 5. Zu unguten Mißverständnissen und demgemäß auch einer sachlich unbegründet 
starken Beachtung haben die vorsichtigen, abgewogenen Äußerungen über ein mögliches 
‚Moratorium‘, das heißt das zeitweilige Aussetzen finanzieller und personeller Hilfeleistung 
an bestimmte Kirchen, die dies erbitten, geführt. Hierzu ist klarzustellen: 

a) Eine Minderung des weltmissionarischen Einsatzes der Christenheit ist nicht beab- 
sichtigt. Vielmehr wird die gegenseitige Verpflichtung, an Christi Mission in der Welt mit- 
zuarbeiten, ausdrücklich festgehalten. 

b) Diese Verpflichtung zur Teilhabe an der Sendung dessen, der in Knechtsgestalt kam, 
kann nicht als Anspruch bestimmter Kirchen gegenüber anderen Kirchen behauptet werden, 
vielmehr bindet sie alle, einander zu helfen, an der Sendung Christi teilzunehmen. 

c) Das ‚Moratorium‘ wurde dabei als eine mögliche Hilfe erwogen, einer bisher empfangen- 
den Kirche, die es aus-ihrer besonderen Situation heraus erbittet, Gelegenheit zu geben, 
„ihre Identität zu entdecken, ihre Prioritäten selbst festzulegen und innerhalb ihrer eige- 
nen Gemeinschaft die zur Erfüllung ihrer authentischen Sendung nötigen Mittel ausfindig 
zu machen“ (Sektion III, Abschnitt III A. 5 und 13). 

d) Es soll also gerade die missionarische Verantwortung und die Wirksamkeit der Ver- 
kündigung einer bisher von auswärtiger Hilfe abhängigen Kirche in ihrer nicht-christlichen 
Umwelt stärken ... 

Wir meinen, daß wir die in diesen Überlegungen enthaltene Kritik an unserem Unver- 
mögen, überall mit unseren überseeischen Partnern in der Mission Beziehungen zu ent- 
wickeln, die sie nicht in der eigenen Entfaltung hemmen oder gar als von uns Abhängige 
entwürdigen, ernst nehmen müssen. 

Wir sollten auch die Frage nach unserer missionarischen Verantwortung im eigenen Land 
in der Bereitschaft zu neuem Gehorsam hören ... 

Die Erklärung endet in einer an den biblischen Grundaussagen orientierten Zusammen- 
fassung vom missionarischen Auftrag der Kirche und stellt fest: Wir sind dankbar dafür, daß 
uns Gott im Deutschen Evangelischen Missions-Tag in diesem Verständnis der Mission 
und Seines Heils sehr weitreichende Übereinstimmung geschenkt hat. Auf dieser Grund- 
lage können wir uns auch bei verschiedener Beurteilung des ÖRK und der Konferenz 
in Bangkok wie überhaupt bei unserer unterschiedlichen theologischen und kirchlichen Be- 
stimmtheit gegenseitig als Brüder unter dem einen Meister — Jesus Christus — ernstnehmen. 
Wir könrien deshalb Tendenzen, unsere Gemeinschaft zu zerreißen, nicht billigen, sondern 
wissen uns weiterhin zum Aufeinander-Hören, zu gegenseitiger Mahnung und zur Zu- 
sammenarbeit verpflichtet. 


In besonders schroffer Form distanzierten sich die in der Konferenz bekennen- 
der Gemeinschaften in den evangelischen Kirchen Deutschlands zusammenge- 
schlossenen evangelikalen Gruppen u.a. auch von den Moratoriumsvorstellungen, 
wie sie in Bangkok und Lusaka entwickelt worden waren. 


BERLINER ÖKUMENE-ERKLÄRUNG DER KONFERENZ 
BEKENNENDER GEMEINSCHAFTEN 


Vom 23. Mai 1974* 


... Die bisherige Verbindung zwischen den Kirchen des Westens und der Dritten Welt, die 
auch die notwendige überzeitliche und überregionale Einheit der universalen Kirche aus- 
drückte, wird heute durch nationalistische Gesichtspunkte gestört. Die Empfehlung einer 


3. Zur Weltmissionskonferenz Bangkok — Wort des Deutschen Evangelischen Missions- 
Rates vom 9. Mai 1973; in: Jahrbuch Evangelischer Mission 1974, S. 88-90. 

4. Endgültige Gesamtfassung vom 8. Juli 1974 in: epd-Dok. Nr. 342/74, S. 14. — Vgl. 
auch oben S. 275ff. 
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zeitweiligen Unterbrechung in der Aussendung westlicher Missionare (Moratorium) dient 
teilweise diesem Zweck. { 
Die Kirchen Asiens und Afrikas werden ermuntert, durch die Wiederbelebung des ein- 
heimischen, nichtchristlich-religiösen Erbes ihre ‚wahre Eigenständigkeit“, bzw. ihre 
„Identität“, zu entdecken und eine sog. „kontextuale“, d.h. von solchem Erbe geprägte, 
einheimische Theologie zu entwickeln. Gleichzeitig werden diese Kirchen aber geistig 
und strukturell umso fester an die regionalen und weltweiten ökumenischen Organisatio- 
nen gebunden. So ist die sogenannte ‚Eigenständigkeit‘ in Wahrheit oft die Ausformung 
der zeitgenössischen ökumenischen Ideologie in dem Gewande der traditionellen Kultur. 


Demgegenüber ist die „Lausanner Verpflichtung‘ vom 25. Juli 1974, zu der sich 
die Teilnehmer am Internationalen Kongreß für Weltevangelisation vom 16. bis 
25. Juli 1974 durch ihre Unterschrift persönlich bekannten, ein bei aller Kritik 
an gewissen überspitzten ökumenischen Äußerungen zum Wesen und Auftrag der 
Mission, zur Frage des Einsatzes für soziale Gerechtigkeit und Menschenwürde 
oder zur Rolle des Dialogs in der missionarischen Praxis um Sachlichkeit und 
Ausgleich bemühtes Dokument. Sieht man einmal von dem fundamentalisti- 
schen Bibelverständnis ab, so dürfte diese Verpflichtung nicht nur für die pietistisch- 
evangelikalen Gruppierungen in Kirche und Mission eine sachgemäße Artikulation 
ihres Verständnisses vom Wesen des christlichen Glaubens sein, sondern auch 

für weite Kreise in unseren Gemeinden. 


DIE „LAUSANNER VERPFLICHTUNG“ VOM 25. JULI 1974° 


Im 4. Kapitel „Wesen der Evangelisation‘‘ wird zur Rolle des Dialogs Stellung genommen: 
Evangelisieren heißt, die gute Nachricht zu verbreiten, daß Jesus Christus für unsere Sün- 
den starb und von den Toten auferstand nach der Schrift und daß Er jetzt die Vergebung 
der Sünden und die befreiende Gabe des Geistes allen denen anbietet, die Buße tun und 
glauben. Für Evangelisation ist unsere Präsenz als Christen in der Welt unerläßlich, ebenso 
eine Form des Dialogs, die durch einfühlsames Hören zum Verstehen des anderen führt. 
Evangelisation ist ihrem Wesen nach die Verkündigung des historischen, biblischen Christus 
als Heiland und Herrn. Ziel ist es, Menschen zu bewegen, zu Ihm persönlich zu kommen 
und so mit Gott versöhnt zu werden ... 

Im Blick auf das Verhältnis von missionarischer evangelistischer Arbeit zum Einsatz für 
soziale Gerechtigkeit und Menschenwürde heißt es im 5. Kapitel „Soziale Verantwortung 
der Christen‘: Wir bekräftigen, daß Gott zugleich Schöpfer und Richter aller Menschen ist. 
Wir müssen deshalb Seine Sorge um Gerechtigkeit und Versöhnung in der ganzen mensch- 
lichen Gesellschaft teilen. Sie zielt auf die Befreiung der Menschen von jeder Art von 
Unterdrückung. Da die Menschen nach dem Ebenbilde Gottes geschaffen sind, besitzt 
jedermann, ungeachtet seiner Rasse, Religion, Farbe, Kultur, Klasse, seines Geschlechts 
oder Alters, eine angeborene Würde. Darum soll er nicht ausgebeutet, sondern anerkannt 
und gefördert werden. Wir tun Buße für dieses unser Versäumnis und dafür, daß wir manch- 
mal Evangelisation und soziale Verantwortung als sich gegenseitig ausschließend angesehen 
haben. Versöhnung zwischen Menschen ist nicht gleichzeitig Versöhnung mit Gott, soziale 
Aktion ist nicht Evangelisation, politische Befreiung ist nicht Heil. Dennoch bekräftigen 
wir, daß Evangelisation und soziale wie politische Betätigung gleichermaßen zu unserer 
Pflicht als Christen gehören. Denn beide sind notwendige Ausdrucksformen unserer Lehre 
von Gott und dem Menschen, unserer Liebe zum Nächsten und unserem Gehorsam gegen- 
über Jesus Christus. Die Botschaft des Heils schließt eine Botschaft des Gerichts über jede 
Form der Entfremdung, Unterdrückung und Diskriminierung ein. Wir sollen uns nicht 
scheuen, Bosheit und Unrecht anzuprangern, wo immer sie existieren ... 


5. Vgl. epd-Dok. Nr. 37/74; S. 3-6. — Vollständiger Text s. oben S. 289ff. 
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‚(Zum Moratoriumskomplex heißt es — nach Aussagen über „Gemeinde und Evangelisa- 
tion“ in Kapitel 6, ‚Zusammenarbeit in der Evangelisation“ in Kapitel 7, „Gemeinden 
in evangelistischer Partnerschaft‘ in Kapitel 8 — im 9. Kapitel „‚Dringlichkeit der evan- 
gelistischen Aufgabe‘: ... In einem Land, das das Evangelium gehört hat, kann es bis- 
weilen notwendig sein, Missionare und Geld aus dem Ausland zu reduzieren, um den 
Gemeinden die Möglichkeit zum selbständigen Wachstum zu geben und um Hilfen für 
Gebiete, die das Evangelium noch nicht gehört haben, freizusetzen. Missionare sollen in 
zunehmendem Maße von allen Kontinenten in alle Kontinente im Geist demütigen Dienstes 
ungehindert gehen. Ziel soll sein, alle verfügbaren Mittel zu benutzen, so früh wie mög- 
lich jedem die Gelegenheit zu geben, die gute Nachricht zu hören, zu verstehen und an- 
zunehmen ... Im 10. Kapitel „Evangelisation und Kultur“ wird indirekt ebenso auf die 
Moratoriumsproblematik Bezug genommen.) 


In der Sitzung des Zentralausschusses des ÖRK vom 11. bis 18. August 1974 

in Berlin (West)° wurde die „Lausanner Verpflichtung“ als eine wertvolle Hilfe 
für die Überlegungen des Ökumenischen Rates zum missionarischen und evan- 
gelistischen Auftrag der Kirchen begrüßt. Die Kommission für Weltmission und 
Evangelisation des ÖRK wurde aufgefordert, die Dokumente des Lausanner Kon- 
gresses für ihre eigene Arbeit und zur Vorbereitung der 5. Vollversammlung des 
ÖRK (1975) zu berücksichtigen. 


2. DAS VERSTÄNDNIS VON WELTMISSION HEUTE 


Auf der dritten Tagung der Fünften Synode der EKD in Berlin-Spandau vom 

3. bis 8. November 1974 wurde der Versuch unternommen, Wesen und Ziel 

der Mission für die Gliedkirchen und Gemeinden verständlich und überzeugend 
zu beschreiben, um so ein neues missionarisches Bewußtsein zu erwecken. Zu 
diesem Zweck hatte ein synodaler Vorbereitungsausschuß in Aufnahme der öku- 
menischen Diskussion Thesen und Texte zu den strittigen Themen der Missions- 
debatte erarbeitet”. Zugleich konnte man z.B. auf das Ergebnis der 47. Synodal- 
tagung der Landessynode der Ev.-Lutherischen Landeskirche Schleswig-Holsteins 
am 11./12. Mai 1974 zurückgreifen. 


LANDESSYNODE SCHLESWIG-HOLSTEINS: „UNSERE KIRCHE IN DER 
ÖKUMENISCHEN BEWEGUNG“® 


... Unter fast allen Völkern auf allen Kontinenten hat Gott seine Kirche gegründet. Darum 
gibt es heute Weltmission durch einheimische, selbständige Kirchen. Für unsere weltmissio- 
narischen Aktivitäten nach der Weltmissionskonferenz in Bangkok bedeutet das: Welt- 
mission ist nicht mehr Vorrecht abendländischer Kirchen, sondern gemeinsamer Auftrag 
aller Kirchen. Wir müssen unsere Rolle in der Missionsarbeit zusammen mit überseeischen 
Kirchen neu bestimmen. 

Mission ist das Zeugnis von der einen Offenbarung und Zuwendung Gottes, die in Jesus 
Christus ein für alle Mal der ganzen Menschheit zum Heil geschah. 


6. Dazu s. S. 336f. 

7. Weltmission heute. Thesen und Texte zur 3. Tagung der 5. Synode der EKD, Berlin- 
Spandau, November 1974, hg. von der Kirchenkanzlei der EKD, Hannover 1974. 

8. Vgl. EKD-KK, Az. 0748/2 (Schreiben des LKA von Schleswig-Holstein vom 25.6.1974). 


327 


Dieses Zeugnis wird in den jeweils eigenen kulturellen und geschichtlichen Zusammen- 
hang eingebracht. j 

Mission ist notwendig unter den Menschen, die Jesus Christus noch nicht kennen und 
denen materielle Hilfe allein weder zum ewigen Heil noch zum irdischen Wohl verhilft. 

Mission ist notwendig unter den Menschen, die den Glauben an Jesus Christus verloren 
haben, auch wenn sie Mitglied einer Kirche sind. 

Mission ist notwendig unter den Menschen, die sich zu Christus bekennen, die aber 
durch ihr Verhalten den Glauben an ihn verleugnen. n 

Weltmission darf sich nicht mehr in der Einbahnstraße von uns nach Übersee vollziehen. 
Wir bitten die Christen überseeischer Kirchen, daß sie uns Christen der alten Kirchen zu 
einer Erneuerung helfen. Die gemeinsame Verantwortung in der Weltmission führt über 
die Partnerschaft hinaus zur Bruderschaft. Diese meint volles gegenseitiges Vertrauen und 
ermöglicht das Teilen von Freude und Sorgen der jeweiligen Kirchen ... 


Die Thesen des Vorbereitungsausschusses für die EKD-Synode beschäftigen sich 
mit der Frage nach dem Verhältnis von Mission und Dialog, der Partnerschaft 
zwischen den „alten“ und den „jungen“ Kirchen, sowie mit dem Problem, wie 
sich Heilsverkündigung und Einsatz für soziale Gerechtigkeit zueinander verhalten. 


WELTMISSION HEUTE. THESEN ZUR VORBEREITUNG 
DER EKD-SYNODE 1974? 


In der ersten Thesenreihe „Mission und Dialog‘ wird versucht, die unterschiedlichen 
Positionen herauszuarbeiten, wie auch gemeinsame Grundüberzeugungen festzuhalten. 
Zu dem letzteren gehört die Anerkennung, daß es zum Wesen des missionarischen 
Zeugnisses gehört, dem Partner die Freiheit der Entscheidung zu lassen. Der Dialog ist 
gleichsam die Kommunikationsstruktur der missionarischen Rede. 

Das impliziert die Offenheit zum neuen Hören und die Bereitschaft, „dem Wirken 
des Heiligen Geistes zu neuen geschichtlich geprägten Antworten des Glaubens Raum“ 
zu geben. Dadurch werden der Kirche möglicherweise bisher vernachlässigte oder gar 
nicht erkannte Dimensionen des Christusgeschehens neu erschlossen. Allerdings be- 
darf es dabei „geistlicher Urteilskraft, den jeweils neuen Durchbruch des Geistes von 
kultureil-religiös verkleideter Selbstbehauptung des Alten zu unterscheiden“!°. Unbe- 
stritten ist weiter, daß in der gegenwärtigen pluralistischen Gesellschaft die verschiede- 
nen religiösen Gemeinschaften unbeschadet ihres eigenen Selbstverständnisses gezwungen 
sind, eine Form des Zusammenlebens zu praktizieren, die als eine Art Koexistenz „reli- 
giöser Denominationen“ beschrieben werden kann. Diese Koexistenz kann Kooperation 
auf den verschiedensten Gebieten, so z.B. wo es um die Frage der Sicherung der Würde 
und Rechte des Menschen geht, einschließen. Dies wiederum setzt aber auch ein Mit- 
einander-Reden, einen Dialog, voraus: „Solche menschliche Solidarität von Christen und 
Nichtchristen wird heute, so lange sie im Raum des Gemeinsam-Vorletzten bleibt, 
christlicherseits selten mehr als problematisch empfunden.“'! 

Abgegrenzt wird dieser Dialog im Gemeinsam-Vorletzten jedoch gegen Versuche, „eine 
gemeinsame Spiritualität als religiöse Basis einer neuen Weltgemeinschaft“ anzustreben 
oder „eine gemeinsame Front der Religionen gegen die antireligiösen säkularen Kräfte“ 
zu errichten. Hier wird klar festgestellt, „daß die Bereitschaft von Christen zum Dialog 
mit Menschen anderen Glaubens nicht mit der faktischen Preisgabe der eigenen Ver- 
pflichtung gegenüber Christus erkauft werden darf“‘'2, Die eigentliche Kontroverse sieht 


9. Vgl. Anm. 7; dort S. 7-17. Abgedruckt in: Berlin-Spandau 1974. Bericht über die 
3. Tagung der 5. Synode der EKD, BSyn EKD 26, 1974, S. 527-532 

10. Ebd. S. 7. 

11. Ebd. S. 8. 

12. Ebd. S. 8. 
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diese Thesenreihe in einer unterschiedlichen Christologie begründet, die wiederum ein 
unterschiedliches Verständnis des Dialogs zur Folge hat: 

„Wer Christus universal in den Gegebenheiten der Welt als gegenwärtig und darin auch 
erkennbar glaubt, wird im Dialog der Menschen untereinander erwarten, daß Christus 
auch im Beitrag des Nichtchristen zu Wort kommt und er auf diese Weise ebenfalls den 
christlichen Gesprächspartner anspricht, bereichert und korrigiert. Der Begriff der Wech- 
selseitigkeit nimmt hier im Dialog-Konzept eine wesentlich Stelle ein. Bekehrung 
darf dann nicht ‚einseitig‘ verstanden werden. Auch der Christ muß bereit sein, seine 
ganze Existenz, ja seinen Glauben aufs Spiel zu setzen. Beide, Christen wie Nichtchristen, 
sind dann auf dem Exodus aus ihren befestigten Lagern vermeintlichen religiösen Be- 
sitztums. 

Wo man aber Jesus Christus, das eine Wort Gottes, in der Heiligen Schrift allein be- 
zeugt weiß und darum keine anderen Ereignisse und Wahrheiten als Offenbarungsquelle 
anerkennt, da haben die Christen dem Nichtchristen das Entscheidende und Bereichern- 
de erst mitzuteilen. Zwar läßt sich Bekehrung nicht „machen“; aber es gibt ein unum- 
kehrbares Gefälle: Offenbarung — Sendung — Zeugnis — Bekehrung und Glaube.‘“'? 

Die Universalität des Heils in Christus wollen beide Positionen festhalten, sehen aber 
gerade dies jeweils beim anderen, sei es aus Sorge vor einem Synkretismus oder aus 
Sorge vor einer christlichen Ghettoexistenz, entscheidend gefährdet. Die Thesenreihe 
kommt angesichts dieser Situation zu dem Ergebnis, daß trotz dieses in der Frage des 
Heilshandelns Gottes in der Welt „bisher unversöhnten Gegensatzes der beiden Positio- 
nen“ ein gemeinsames Handeln der Christen möglich und die Aufkündigung der christ- 
lichen Gemeinschaft nicht nötig ist. Es wird in diesem Zusammenhang auf die Solidari- 
tät der Christen mit den Mitmenschen wie auch auf den von beiden Seiten akzeptierten 
Zusammenhang von Dialog und Zeugnis hingewiesen. 


Die zweite Thesenreihe ‚Partnerschaft und wahre Kirche‘ stellt den Versuch dar, eine 
theologische Begründung für das partnerschaftliche Verhältnis der Kirchen untereinan- 
der zu liefern, die über die gängige Partnerschafts-Rede hinausführt. Sie setzt bei der 
von Gott in Christus ausgehenden Erwählung der Menschen zu Seinen Partnern an und 
sieht darin die Grundvoraussetzung, daß Menschen und Kirchen partnerschaftlich mit- 
einander umgehen können. Von diesem Ansatz her sehen die Thesen es als gerechtfertigt 
an, den Begriff der Partnerschaft“, wie er seit der Weltmissionskonferenz von Whitby 
1947 zur Kennzeichnung des Verhältnisses zwischen den sog. „alten“ und „jungen“ Kir- 
chen verwendet wird, beizubehalten: ‚‚Ein an der Bundespartnerschaft zwischen Gott 
und Mensch orientierter Sprachgebrauch rechtfertigt ... die analoge Verwendung des Aus- 
drucks zur Bestimmung des Verhältnisses von Kirchen und Christen untereinander.“ 

Im Blick auf die Frage, wie sich Partnerschaft in der Mission verwirklichen kann, wird 
gesagt: Partnerschaft in der Mission kann ... nicht in gegenseitiger Bevormundung be- 
stehen. Sie vollzieht sich vielmehr so, daß dem Partner die Freiheit eigener Entschei- 
dungen im Gehorsam vor Gott zugemutet wird. Dazu gehört auch, „sich Konflikten 
auszusetzen, ohne dadurch von der eigenen Verpflichtung zur Wahrheit entbunden zu 
sein'*. 

Nachdem darauf hingewiesen worden ist, daß durch eine Fülle von finanziellen, per- 
sonellen und institutionellen Beziehungen zwischen abendländischen Kirchen und 
Missionen auf der einen Seite und den überseeischen Kirchen auf der anderen Seite 
diese Partnerschaft de facto Abhängigkeitsformen annehmen kann und auch ange- 
nommen hat, wird um Verständnis für die Forderung nach einem Moratorium gewor- 
ben: In einer solchen Situation kann eine zeitweise Unterbrechung (Moratorium) der 
Entsendung von finanziellen Mitteln und von Personal einer darum bittenden Kirche 
helfen, ihre eigene Antwort auf den Ruf ihres Herrn zu finden und so missionierende 
Kirche in ihrer eigenen sozialen, politischen, kulturellen und religiösen Umwelt zu 
werden — wie umgekehrt den „alten“ Kirchen die Freiheit zuzugestehen ist, in ihrer 


13. Ebd. S. 9. 
14. Ebd. S. 12. 
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eigenen sozialen, politischen, kulturellen und religiösen bzw. atheistischen Umwelt 
Kirche zu sein.‘ — Aus dem so verstandenen Partnerschaftsverhältnis heraus wird der 
unteilbare missionarische Auftrag der Kirche hier wie dort abgeleitet: ‚Der missionari- 
sche Auftrag einer Kirche — wo immer sie sein mag — will in Partnerschaft mit ande- 
ren Kirchen jeweils an jedem Ort wahrgenommen sein . Das gilt für Europa und Nord- 
amerika ebenso wie für Afrika, Asien und Lateinamerika. Mission kennt keine Einbahn- 
straße‘ ... Wahre Partnerschaft drängt aber auch auf eine gemeinsame Haushalterschaft 
über die jedem anvertrauten Gaben, ‚‚eine Haushalterschaft, die traditionelle Geber- 
Empfänger-Beziehungen überwindet“ ">, 

Mit diesen Aussagen soll das in der Moratoriumsdebatte aufgebrochene entschiedene 
Verlangen der überseeischen Partnerkirchen nach Selbständigkeit und Authentizität 
ihres missionarischen Zeugnisses verständlich gemacht werden. Zugleich soll eine 
Hilfe zum Selbstverständnis der bisherigen Träger der Mission (Missionsgesellschaften, 
freie Werke) und eine Orientierungshilfe für ihre künftige Arbeit gegeben werden. 


Die dritte Thesenreihe „Heilsverkündigung und soziale Gerechtigkeit“ will die gerade 
in diesem Zusammenhang oft polemisch geführte Diskussion versachlichen und falsche 
Alternativen abbauen. Sie beginnt mit einem Rekurs auf die Heilsgeschichte zur Be- 
stimmung dessen, was unter ‚Heil‘ im christlichen Sinne zu verstehen ist und daß es 
zu seinem Wesen gehört, durch das missionarische Zeugnis der Gemeinde weitergegeben 
zu werden. Dabei wird eine individualistische Verengung des Heilsbegriffes abgewiesen: 
„So gewiß das Heil im Glauben persönlich angeeignet wird, so gewiß wirkt es auch 
korporativ durch die Gemeinschaft derer, in denen die „Gotteskraft“ am Werk ist 
(1.Kor. 1,18), als Angebot an alle Menschen. In Christus hat Gott Partei für die Welt 
ergriffen (Joh. 3,16) — auch für die Unfrommen, die Ausgestoßenen, die Zöllner und 
Sünder. Es ist allein das Heil der Welt, das auch den einzelnen rettet‘“'s. 

Unter Hinweis auf das biblische Heilsverständnis wird die Untrennbarkeit zwischen 
Heil und Heiligung, Versöhnung und Rettung wie auch der ganzheitliche Charakter 
des Heils hervorgehoben. Von daher verbietet sich eine Spiritualisierung des Heilsbe- 
griffes. Der eschatologische Charakter des Heils läßt aber auch keine Gleichsetzung 
mit geschichtlichen Gesellschaftsordnungen zu: „Die Freiheit, die dem Glauben geschenkt 
wird, deckt sich nicht mit politischer und sozialer Emanzipation. Auch den Befreiungs- 
bewegungen unserer Zeit wird das Zeugnis von der umfassenden Befreiung durch 
Christus geschuldet. Auch Entwicklung und Fortschritt schaffen nicht das Heil; wohl 
aber schafft das Heil die Möglichkeit und die Verpflichtung, Friede, Gerechtigkeit und 
Freiheit als den Willen Gottes für seine Menschheit zu begreifen und diesem Willen mit 
der Tat zu dienen, wo immer Unftiede, Ungerechtigkeit und Unfteiheit Gottes um- 
fassendem Heilswillen entgegenstehen.‘“ — Der Gemeinde als der „Bruderschaft der 
Glaubenden“ wie der „Bruderschaft der Armen“ wird die Aufgabe zugewiesen, sich 
ihrem Herrn gleichzugestalten, indem sie Gemeinde für andere ist. Sie läßt sich dabei 
von der in Christus gegründeten Hoffnung leiten, die vor den Realitäten der Macht der 
Sünde wie Unfriede, Ungerechtigkeit und Unfreiheit nicht resigniert: „Diese Hoffnung 
erlaubt weder schwärmerische Vorwegnahme noch untätiges Warten. Die Zukunft, 
der wir entgegengehen, ist die Zukunft des gekommenen Herrn. Auch die vorläufigen 
und begrenzten Schritte, die wir jetzt für irdische Gerechtigkeit und irdischen Frieden 
tun, stehen unter dem Gericht Gottes und haben Zukunft nur als Entsprechungen der 
kommenden Herrschaft Christi“ !7, 

Der Einsatz für soziale Gerechtigkeit wird also — ähnlich wie in der „Lausanner Ver- 
pflichtung‘‘ — als unaufgebbarer Bestandteil christlichen und gemeindlichen Lebens 
verstanden. Eindeutig wird aber der eschatologische Vorbehalt gegenüber jeglicher 
menschlicher Emanzipationsgeschichte angemeldet. 


15. Ebd. S. 13f. 
16. Ebd. S. 15. 
17. Ebd. S. 16f. 
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Von diesen Thesen wie auch von den Referaten des Vorsitzenden des Deut- 
schen Evangelischen Missions-Rates Bischof Hans-Heinrich Harms und des 
Synodalen Pfarrer Rolf Scheffbuch"? her war durchaus eine brauchbare Grund- 
lage für eine Bestimmung des missionarischen Auftrages der Kirche gegeben, 
die über die oftmals in polemischer Weise formulierten falschen Alternativen 
hinausführte. Allerdings wäre es für die EKD-Synode vielleicht besser gewesen, 
wenn die diskursive Struktur des Vorbereitungsmaterials durch eine auf einen 
Entschließungsantrag hin orientierte Form der Aussage ergänzt worden wäre. 
Dazu sah sich der Vorbereitungsausschuß jedoch wegen der in ihm vertretenen 
divergierenden Positionen nicht in der Lage. Die Synode selbst konnte daher 
nur in einer wenig befriedigenden Weise beschließen: 


ENTSCHLIESSUNG ZUM MISSIONSAUFTRAG DER KIRCHE” 


Jesus Christus hat uns die Weitergabe seines Evangeliums aufgetragen. Sie ist nicht nur 
Aufgabe der Kirchen und Missionsgesellschaften, sondern aller Gemeindeglieder. Wir 
bitten alle Gemeinden, angesichts der vielen Menschen, die nichts mehr von der Bot- 
schaft Christi wissen oder die noch nichts von ihr gehört haben, die Dringlichkeit des 
Missionsauftrages zu erkennen, und die Missionswerke und Gesellschaften, die Missionare 
und Entwicklungshelfer, die Kirchen in anderen Ländern und ihre Gemeindeglieder mit 
ihrer Fürbitte und ihrem Opfer zu unterstützen. 


Die Grundsatzdebatte über das Wesen und Ziel der Mission wurde ergänzt 
durch wichtige Vorentscheidungen des Deutschen Evangelischen Missions- 
Tages und der Synode der EKD zur organisatorischen Neugliederung der 

Arbeit der Mission. So erklärte der Deutsche Evangelische Missions-Tag (DEMT) 
in seiner Mitgliederversammlung im September 1974 in Hermannsburg seine 
grundsätzliche Zustimmung zur Gründung eines Evangelischen Missionswerkes 
e.V. Dieses Missionswerk soll die in dem Verbindungsausschuß der Evangeli- 
schen Arbeits gemeinschaft für Weltmission (EAGWM) im Jahre 1963 be- 
gründete Form der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Welmission zwischen 
der EKD und dem DEMT im Sinne einer verstärkten Integration von Kirche 
und Mission fortsetzen. Das Missionswerk soll die Gliedkirchen der EKD, Frei- 
kirchen und regionale Missionswerke und -zentren sowie andere missionarische 
Institutionen organisatorisch zusammenführen. Die EKD-Synode vom November 
1974 begrüßte in ihrem Beschluß zur Beteiligung der Evangelischen Kirche in 
Deutschland am geplanten Missionswerk die „Entwicklung zu größerer Gemein- 
samkeit bei der Wahrnehmung der missionarischen Aufgaben“, wie sie sich mit 
der Bildung eines Missionswerkes abzeichnet”®. 


18. Vgl. Berlin-Spandau 1974. Bericht über die 3. Tagung der 5. Synode der EKD, 
BSynEKD 26, 1974, S. 187-207, 212-223; ferner R. Scheffbuch, Zur Sache: Welt- 
mission, Telos-Taschenbuch 104, Stuttgart 1974. 

19. Ebd. S. 522f. 

20. Ebd. S. 522. 
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3. DER ENTWICKLUNGSDIENST DER EVANGELISCHEN KIRCHEN 


Der kirchliche Beitrag zum Entwicklungsdienst hat im Bereich der EKD nach 
den Synodalentschließungen der Bremer EKD-Synode vom Januar 1973 und 

der im Mai 1973 vom Rat der EKD herausgegebenen Entwicklungs-Denkschrift?' 
seinen festen Platz im Leben der Kirchen und Gemeinden. Dieser Beitrag reicht 
von der Bereitstellung finanzieller und personeller Hilfe für Entwicklungsprojekte 
und -programme in den Ländern und Kirchen der sogenannten Dritten Welt über 
die entwicklungsbezogene Bildungsarbeit in den eigenen Gemeinden und der 
kirchlichen Öffentlichkeit bis hin zur Beteiligung an der entwicklungspolitischen 
Diskussion in Staat und Gesellschaft. Die Letztere wird in der Regel gemeinsam 
mit der katholischen Kirche bestritten, und zwar im Rahmen der „Gemeinsamen 
Konferenz der Kirchen für Entwicklungsfragen‘ (GKKE), dem Zusammenschluß 
der Arbeitsgemeinschaft Kirchlicher Entwicklungsdienst (AG KED) und des 
Katholischen Arbeitskreises Entwicklung und Frieden (KAEF). 

Aus Anlaß des 25. Jahrestages der Verkündung der Menschenrechte hatte die 
GKKE am 10. Dezember 1973 zu einer Veranstaltung „Kirchen und Menschen- 
rechte“ eingeladen, zu der auch der damalige Bundeskanzler Willy Brandt ein 
Grußtelegramm schickte. In Erwiderung auf dieses Telegramm sandten die bei- 
den Vorsitzenden der GKKE Bischof Hermann Kunst (AG KED) und Bischof 
Heinrich Tenhumberg (KAEF) am 2. März 1974 einen Brief an Bundeskanzler 
Brandt, in dem sie einige grundsätzliche Aussagen der Kirchen zum Verhältnis 
von Menschenrechten und Entwicklungsverantwortung machten. 


BRIEF DER GEMEINSAMEN KONFERENZ DER KIRCHEN 
FÜR ENTWICKLUNGSFRAGEN AN BUNDESKANZLER WILLY BRANDT 


Vom 2. März 1974? 


... Die Gemeinsame Konferenz sieht in diesem Zusammenhang eines der wichtigsten 
Erfordernisse darin, den Schutz und die Wahrung der Menschenrechte so im Völker- 
recht und in den Verfassungen der Staaten zu verankern, daß die Menschenrechte 
immer weniger nur deklaratorische Bedeutung oder den Charakter bloßer Empfehlungen 
haben, sondern immer mehr bindende Wirkung erhalten. Bei aller gebotenen Nüchtern- 
heit ist daher jene Zielvorstellung anzustreben, wonach die internationale Rechtsordnung 
nicht nur primär auf die Souveränitätsrechte der Staaten, sondern auf die unveräußer- 
lichen und vorstaatlichen Rechte der menschlichen Person zu gründen hat. Wir erkennen 
dankbar an, daß die Bundesrepublik Deutschland durch die rechtliche Verankerung der 
Menschenrechte im Grundgesetz und in der weiteren Gesetzgebung einen wesentlichen 
Beitrag zur Erreichung dieses noch fernen Zieles geleistet hat ... 

Die zunehmende Kluft zwischen Überfluß und Armut auf unserer Welt steht einer 
Verwirklichung der Menschenrechte diametral entgegen. Diese Diskrepanz zwischen den 
Industriestaaten und der Dritten Welt hat die Tendenz, sich in zunehmendem Maße zu 
einer ernsthaften Bedrohung des Friedens auszuwachsen. Frieden jedoch und eine Ver- 


21. Der Entwicklungsdienst der Kirche — ein Beitrag für Frieden und Gerechtigkeit 
in der Welt, hg. vom Rat der EKD, Gütersloh 1973. 

22. Dokumentation der GKKE „Kirchen und Menschenrechte“, März 1974, hg. von der 
Arbeitsgemeinschaft Kirchlicher Entwicklungsdienst und dem Katholischen Arbeitskreis 
Entwicklung und Frieden, Hannover und Bonn, S. 44-46; vgl. EKD-KK, Az. 0246/9.2. 
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wirklichung der Menschenrechte sind ohne weltweite Gerechtigkeit nicht zu erreichen. 
Ein Mehr an Gerechtigkeit aber für die Menschen und Völker in der Dritten Welt verlangt 
von uns allen erhebliche Einschränkungen und bedeutet einen Verzicht auf ständig stei- 
genden Wohlstand. Wir sind der Meinung, daß Parlament und Regierung, Parteien, gesell- 
schaftliche Gruppierungen und auch die Kirchen dies vor der Bevölkerung nicht ver- 
schweigen dürfen, wenn das Engagement unseres Volkes für die Verwirklichung der 
Menschenrechte über alle Grenzen hinweg glaubhaft und wirksam werden soll ... 


An der katholischen Diskussion um den Entwicklungsauftrag der Kirche, wie 
er in der Gemeinsamen Synode der Bistümer in der Sachkommission V „Der 
Beitrag der katholischen Kirche in der Bundesrepublik Deutschland für Ent- 
wicklung und Frieden“ geführt wurde, beteiligte sich die „‚Arbeitsgemeinschaft 
Kirchlicher Entwicklungsdienste‘“ durch eine von ihr erbetene Stellungnahme 
zur Vorlage der Sachkommission. In der Stellungnahme kam zum Ausdruck, 
daß insbesondere in den theologischen Aussagen der Vorlage zur Motivation 
und Zielsetzung der kirchlichen Entwicklungsarbeit eine breite Basis der Über- 
einstimmung mit dem evangelischen Entwicklungsdienst besteht. Darüber 
hinaus wurde mit Zustimmung registriert, daß ‚‚die Bewußtseinsbildung in der 
Entwicklungsarbeit der Kirche einen so hervorragenden Platz einnimmt und 
zugleich als integraler Bestandteil der gesamten kirchlichen Arbeit angesehen 
wird“ ?°, Kritisch wurde in der Stellungnahme angemerkt, daß Überlegungen 
zur Modifikation der Struktur der Entscheidungsprozesse in der konkreten 
Hilfepolitik zugunsten einer stärkeren Berücksichtigung der Interessen der über- 
seeischen Partner nur ansatzweise angestellt werden. 

Die Glaubwürdigkeit des kirchlichen Entwicklungsengagements wird entschei- 
dend durch die Bereitschaft der Kirchen und ihrer Glieder unterstrichen, Mittel 
für den Kirchlichen Entwicklungsdienst (KED in der EKD) zur Verfügung zu 
stellen. In diesem Zusammenhang verdienen die Entscheidungen der Kirchen- 
konferenz und des Rates derEKD vom 14./15. März und 31. August 1974 
hervorgehoben zu werden. Danach wurden die Gliedkirchen gebeten, auf keinen 
Fall ihren Beitrag zum Kirchlichen Entwicklungsdienst zu verringern, sondern 
„spätestens ab 1975 mindestens 2 % ihres Kirchensteueraufkommens für die 
Gemeinschaftsaufgabe des Kirchlichen Entwicklungsdienstes zur Verfügung zu 
stellen“. Dieser Appell wurde in einem Rundschreiben des Rates der EKD Ende 
August wiederholt”, als sich wegen der Abkühlung der wirtschaftlichen Kon- 
junktur, der für 1975 geplanten Steuerreform und der gleichzeitigen Senkung 
des Kirchensteuerhebesatzes in einigen Landeskirchen eine erhebliche Minder- 
einnahme an Kirchensteuern abzuzeichnen begann. 

Im Blick auf die entwicklungsbezogene Bildungsarbeit der Kirchen beschlossen 
Rat und Kirchenkonferenz der EKD am 14./15. März 1974, den inhaltlichen 
und organisatorischen Ausbau dieses Aspektes des Kirchlichen Entwicklungs- 
dienstes in die Wege zu leiten. Damit wurden die Empfehlungen der Sechsten 


23. Stellungnahme der AG KED zur Vorlage der Sachkommission V der Gemeinsamen 
Synode der Bistümer „Der Beitrag der Katholischen Kirche in der Bundesrepublik Deutsch- 
land für Entwicklung und Frieden“, S. 2; vgl. EKD-KK, Az. 0246/9-2. 

24. Vgl. Rd.schr.d.Kirchenkanzlei vom 20.3.1974 und vom 2.9.1974; EKD-KK, Az. 


0246/9-2; Az. 1141/1. 
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Tagung der Vierten Synode der EKD vom 3. bis 6. Januar 1973 in Bremen 
aufgenommen, wo die entwicklungspolitische Bewußtseinsbildung als integraler 
Bestandteil des Kirchlichen Entwicklungsdienstes gefordert wurde *°. 

Mit diesen Beschlüssen haben die Gliedkirchen der EKD die finanzielle und 
organisatorische Basis des KED als einer Gemeinschaftsaufgabe der EKD ent- 
scheidend gefestigt. Zugleich wurden die Voraussetzungen für die Wahrnehmung 
der Entwicklungsverantwortung der Kirche erheblich verbessert. Entwicklungs- 
hilfe in Übersee und Erziehung zur Entwicklungsverantwortung in der eigenen 
Gesellschaft wurden als gleich wichtig anerkannt. 

Der Stellenwert staatlicher Entwicklungspolitik im Gesamtgefüge der Politik 
ist auch für die kirchliche Entwicklungshilfe relevant. Für die Diskussion in der 
Bundesrepublik Deutschland um Ziele und Grundsätze der Entwicklungspolitik 
bot der Rücktritt des Bundesministers für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Erhard Eppler im Juni 1974 einen wichtigen Anlaß. Die Begründung des 
Rücktritts mit dem Hinweis auf den möglichen Verlust der internationalen 
entwicklungspolitischen Glaubwürdigkeit der Bundesrepublik Deutschland we- 
gen des Nichteinhaltens von öffentlich gegebenen Zusagen in der Entwick- 
lungshilfepolitik aus Gründen eigener Haushaltsprobleme fand in den Kirchen 
einen lebhaften Widerhall. Man sah in der Weigerung der Regierung, die für 
die Entwicklungspolitik notwendigen und zugesagten Mittel in die mittelfristige 
Finanzplanung einzustellen, eine Vorentscheidung hinsichtlich des Stellenwertes, 
den die Entwicklungspolitik im Kabinett H. Schmidt/H. D. Genscher erhalten 
sollte. In einem Brief des Vorsitzenden des Rates der EKD, Landesbischof 
Helmut Claß, an Bundeskanzler Helmut Schmidt vom 14. Juni 1974 wurde 
dieser Besorgnis Ausdruck verliehen: 


... Bei einer Afrikareise bin ich mehrfach konfrontiert worden mit den Konsequenzen, 
denen die Entwicklungsländer durch die Ölverteuerung ausgesetzt sind. In wenigen Mona- 
ten und Jahren stehen offensichtlich viele von ihnen vor nahezu ausweglosen Situationen. 
In diesem Zusammenhang ist die Befürchtung geäußert worden, die Bundesrepublik könnte 
bei der Bekämpfung des Inflationstrends neben anderen Haushaltspositionen auch die 
finanziellen Ausgaben für die Entwicklungshilfe kürzen. Das hätte aller Wahrscheinlichkeit 
nach verhängnisvolle Folgen, da die Bundesrepublik in diesem Bereich für andere Industrie- 
nationen so etwas wie eine Leitfunktion hat. Wenn ... die Bundesregierung den Entwick- 
lungsetat in die Sparmaßnahmen einbeziehen würde, dann würden andere Länder diesem 
Beispiel vermutlich folgen ...2 


Die staatliche Würdigung des kirchlichen Entwicklungsdienstes kam in einer 
Rede des neuen Bundesministers für wirtschaftliche Zusammenarbeit Egon 
Bahr zum Ausdruck. 


25. Vgl. G. Linnenbrink (Hg.), EKD und Kirchlicher Entwicklungsdienst, epd-Dokumen- 
tation, Bd. 9, 1973; ferner BSyn EKD 23, 1973, S. 42-71, 168-186, 319f., 324. 
26. Vgl. EKD-KK, Az. 0246/92. 
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* REDE VON BUNDESMINISTER EGON BAHR BEI DER 
ERÖFFNUNGSVERANSTALTUNG DER AKTION „BROT FÜR DIE WELT“ 
IN HERNE/WESTFALEN 


Vom 6. Oktober 1974 (Auszug)? 


Die Frage, ob ich bereit wäre, heute hier zu sprechen, habe ich schnell und gern mit 
einem klaren ja beantwortet und dies aus zwei Gründen: 

1. Ich will bekunden, daß die Bundesregierung unverändert die Entwicklungspolitik 
der Kirchen respektiert, daß die Bundesregierung unverändert die Bemühungen der 
Kirchen unterstützen wird und daß die Bundesregierung unverändert die Kirchen bittet, 
diese Arbeit verstärkt fortzusetzen. 

Lassen Sie mich ein persönliches Wort hinzufügen. Ich möchte bei dieser Gelegenheit 
— nicht anders als mein Freund und Vorgänger, Erhard Eppler — meine Solidarität be- 
kunden mit der Arbeit und den Bemühungen der Kirche, diese Arbeit zu verbessern. 

2. Es ist an der Zeit, einige grundsätzliche Bemerkungen über die Entwicklungspolitik 
der Bundesregierung zu machen. 

Wir sind hier zusammengekommen in einer Zeit, in der sich die alarmierenden Nach- 
richten häufen und in der sie drohender klingen als früher. Während der letzten Woche 
war zu lesen, daß in den nächsten 20 Jahren rund eine Milliarde Menschen geboren wer- 
den, für die Nahrungsmittel nicht vorhanden sind. Niemand darf sich angesichts der 
Größe und der Brutalität der damit aufgeworfenen Fragen damit beruhigen, daß es sich 
hier um ein Problem von übermorgen handele; denn es geht hier um nichts anderes als 
um die Zukunft unserer Kinder, und wer will sich von der Verantwortung dafür frei- 
sprechen? Es ist außerdem sicher richtig, daß wir schon heute entscheiden, wie unsere 
Welt morgen aussehen wird. Dabei sind leider die Probleme der Gegenwart schon groß 
genug und es ist noch nicht einmal sicher, wie wir mit ihnen fertig werden. 

Dies ist eine Auswahl aus Nachrichten der letzten Woche: die Weizenvorräte haben den 
niedrigsten Stand der letzten 20 Jahre auf der Welt erreicht. Die Preise für Weizen und 
Mais haben sich in den letzten zwei Jahren verdreifacht; die Preise für Öl vervierfacht. 
Die Kindersierblichkeit liegt in den Ländern, in denen das Jahreseinkommen durch- 
schnittlich 500,— DM beträgt, um 90 % höher als bei uns. Und was 500,— DM jährliches 
Einkommen bedeuten, kann sich jeder ausrechnen, wenn er daran denkt, was er für 
sein Auto an Haftpflichtversicherung im Jahr oder für seine Urlaubsreise mehr bezahlt, 
als diese Menschen zum Leben zur Verfügung haben. Wir leben in einer Welt, in der 
sich die Geiselnahme von einem Dutzend Menschen besser verkauft und dickere Schlag- 
zeilen macht, als Tausende von Toten in Bangladesh oder Honduras oder die Zehntausend, 
die irgendwo gegen den Tod durch Hunger kämpfen. Wir alle als einzelne Menschen, als 
Mitglieder einer Kirche, einer Partei, als Teile von Organisationen, als Träger einer Gesell- 
schaft und eines Staates, sind alle einer Gefahr ausgesetzt: der Lethargie des Gewissens, 
das hellwach ist, wenn jemandem neben uns ein Unrecht geschieht, das aber erlahmt 
gegen das Unrecht, das irgendwo vielen geschieht. Gegen diese Gefahr der Lethargie 
müssen wir kämpfen. 

Wenn wir in die Welt hinaussehen, so erkennen wir, daß die Bemühungen der letzten 
Jahre nicht ohne Erfolg waren. Kirche und Staat können auf Projekte verweisen, die 
an vielen Orten, in vielen Ländern, vielen einzelnen Menschen geholfen haben, ein Stück 
Menschenwürde, ein Stück mehr Gleichberechtigung, ein Stück mehr Hoffnung zu ge- 
winnen. Gleichzeitig erkennen wir, daß die Probleme schneller wachsen als die Lösungen. 
Die Bundesregierung hat es in dieser Lage für richtig gehalten, eine Politik der Stabilität 
zu verfolgen, die uns Opfer abverlangt, die in anderen Ländern mit mehr als Respekt 
verfolgt wird, die natürlich auch anderen Ländern nützt, denn ich kenne kein anderes 
Industrieland in der Welt, in dem man heute auf ganz wesentlichen Gebieten billiger not- 
wendige Güter für die Entwicklung einkaufen kann als in der Bundesrepublik Deutschland. 


27. Vgl. Rd.schr. EKD-KK, Az. 1142/3. 
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Wir haben im Interesse dieser Stabilität die staatlichen Ausgaben auf allen Gebieten ge- 
kürzt. Die Entwicklungspolitik ist ein Gebiet, das eine überproportionale Steigerung der 
Staatsausgaben im nächsten Jahr vorsieht. Der Rang einer Aufgabe läßt sich nicht nur nach 
Ziffern bemessen; aber selbst diesen Maßstab braucht die Bundesregierung nicht zu scheuen. 
Meine Bitte hier und heute an die Kirchen ist: geht hin und tuet desgleichen; kürzt nicht, 
sondern erhöht Eure Ausgaben für die Entwicklungshilfe. Ich werde die Zuwendungen an 
die Kirchen nicht kürzen, sondern sie erhöhen und dies, weil die Bundesregierung weiß, 
wie wertvoll das ist, was die Kirchen mit ihren Möglichkeiten der direkten, der unmittel- 
baren, den Menschen erreichenden Mitteln leisten, und weil die Kirchen mehr als jede 
andere Organisation in diesem Staat durch Einsatz und Spende ihrer Mitglieder einen eige- 
nen Beitrag im Sinne unserer gemeinsamen Verantwortung geleistet und nicht nur auf 
die Hilfe des Staates gewartet haben ... 

In dieser Zeit der gewachsenen Probleme ‚erweist sich das Konzept der Entwicklungs- 
politik als richtig und tragfähig, das die Bundesregierung in jahrelanger Arbeit entwickelt 
hat und das seinem Verfasser, Erhard Eppler, so viel internationale Anerkennung gebracht 
hat ..., nämlich: die Lebensbedingungen der Menschen in den Entwicklungsländern zu ver- 
bessern und diesen Staaten einen höheren Grad von Unabhängigkeit zu ermöglichen. 

Dabei gehe ich nicht nur von dem Prinzip der Achtung der Unabhängigkeit anderer 
Staaten aus und ihrem Recht, ihren Weg zu bestimmen, sondern ich gehe auch aus von 
unserer Vorstellung, daß Gleichheit der Bürger und mehr Gerechtigkeit in einer demokra- 
tischen Gesellschaft die Grundpfeiler unserer Entwicklung sind. In der Spannung zwischen 
diesen beiden Prinzipien bestimmen die Regierungen ihren Weg. Die Kirche hat es da 
einfacher, weil sie auch anderen Gesetzen folgt und ihre Solidarität mit den Bedrückten 
Wege an Regierungen vorbeifinden kann, die anderen verschlossen sind. Sie kann sich da- 
bei der Sympathie der Bundesregierung sicher sein ... 

Ich habe zum Schluß eine Bitte, eine Anregung: Wir sprechen zu häufig von Entwick- 
lungshilfe und betonen dabei Hilfe. Das ist ein Ausdruck, der an reiche Geber und arme 
Nehmer, an Reichtum und Almosen erinnert. Laßt uns mit anderen Worten neue Inhalte 
und Überzeugung verdeutlichen. Laßt uns mehr von Partnerschaft, von Zusammenarbeit 
und von Gleichberechtigung sprechen! 

Wir leben in einer Welt, in der die Reichen reicher und die Armen ärmer werden und 
in der gleichzeitig die Abhängigkeit aller voneinander zunimmt. Wer nicht will, daß dies 
zu einer Explosion führt, muß den Weg der Partnerschaft, des Ausgleichs der Interessen, 
der gemeinsamen Verantwortung und einer weltweiten Solidarität einschlagen. Zu diesem 
Weg sind wir heute gerufen. 


4. DIE ÖKUMENISCHE ENTWICKLUNGSDEBATTE 


Auf der Sitzung des Zentralausschusses des ÖRK im August 1974 in Berlin 
(West) wurde in zwei Dokumenten auf den besonderen Ernst der Länder der 
Dritten Welt angesichts der weltweiten Verteuerung des Erdöls und der Ver- 
knappung der Nahrungsmittel nachdrücklich hingewiesen. Unter den Überschrif- 
ten „Überlebenschancen der Menschheit bedroht“ und „Die Wirtschaft — eine 
Gefahr für den Frieden“ hatten die ökumenischen Kommissionen für Kirch- 
lichen Entwicklungsdienst (CCPD) und für Internationale Angelegenheiten 
(CCIA) dem Zentralausschuß über die akute Entwicklungskrise berichtet. 

Nachdem zunächst auf die gegenwärtig besonders krisenhafte Welternährungs- 
lage, den Rückgang des Wirtschaftswachstums und die Erdölpreisexplosion 


m worden ist, kommt das CCPD-Dokument zu dem folgenden Er- 
gebnis. 
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ÖRK-KOMMISSION FÜR KIRCHLICHEN ENTWICKLUNGSDIENST: 
„ÜBERLEBENSCHANCEN DER MENSCHHEIT BEDROHT‘ 28 


„.. Ungewißheit ist heute das allgegenwärtige Merkmal des internationalen Wirtschafts- 
lebens. Gewißheit besteht, eindeutig und in ständig zunehmendem Maße, über die un- 
mittelbarste und bösartigste Bedrohung des menschlichen Lebens, die da heißt: Nah- 
rungsmittelknappheit, Hunger, Unterernährung. Gewißheit besteht eindeutig über das 
Faktum der Massenarmut in der ganzen Welt ... Auf diesem düsteren Hintergrund wer- 
den im letzten Teil des Dokumentes Überlegungen für angemessene Reaktionen der Kir- 
chen auf diese Entwicklungskrise angestellt: 

Vier Aktionsbereiche 

... Welchen konkreten Beitrag können die Kirchen in dieser Krisensituation leisten? 
Wir wollen Macht und möglichen Einfluß der Kirchen ganz sicherlich nicht überschätzen, 
doch sind wir davon überzeugt, daß sie eine wichtige Rolle spielen können, wenn es 
darum geht, eine Situation, in der unsere Überlebenschancen bedroht sind, zu bewälti- 
gen und uns den Weg zu weisen zu neuen Wertvorstellungen und Gesellschaftsstrukturen, 
in denen Menschlichkeit und Gerechtigkeit herrschen. Mit Nachdruck verweisen wir 
hier auf vier Aktionsbereiche, die aufs engste miteinander verflochten sind. 

Auf der Ebene der internationalen Strukturen müssen die Kirchen sich dafür einsetzen, 
daß in den internationalen Beziehungen ‚neue Spielregeln‘ zum Tragen kommen. Diese 
neuen Regeln, (die beispielsweise im internationalen Besteuerungssystem in neuen Handels- 
strukturen, in den Beratungen der UNO über Umweltprobleme und die Nutzung der 
Ressourcen des Meeresbodens Anwendung finden sollten) haben ein zentrales und alle 
anderen Gesichtspunkte überragendes Ziel: sie sollen den ärmeren Nationen erheblich 
mehr Macht verleihen, damit sie Politik und Arbeit der Vereinten Nationen in Zukunft 
stärker beeinflussen können. Diejenigen Empfehlungen der Sechsten Außerordentlichen 
Sitzungsperiode der UN-Generalversammlung, die auf eine Stärkung dieser Macht ab- 
zielen, halten wir in diesem Zusammenhang für ein ermutigendes Zeichen. Daneben 
müssen die Kirchen — und dies ist gleichermaßen wichtig — die Bemühungen der armen 
Nationen um eine Intensivierung ihrer Beziehungen untereinander und eine Konsolidie- 
rung ihrer Verhandlungsposition in der Welt unterstützen und diesen Bemühungen Ver- 
ständnis entgegenbringen. Die reichen Länder müssen begreifen, daß eine solche Zu- 
sammenarbeit und Einheit Mittel sind, die eine gerechtere Neuverteilung der Weltressour- 
cen ermöglichen und neben anderen Faktoren Lebensfähigkeit und Lebensdauer der 
Weltwirtschaft insgesamt gesehen stärken. 

Eine Weigerung der reichen Nationen, der Forderung nach einer Neustrukturierung 
der internationalen politischen und wirtschaftlichen Beziehungen nachzugeben, würde 
katastrophale Folgen nach sich ziehen. Eine Politik, die nur die eigenen Interessen be- 
rücksichtigt und darauf abgestellt ist, die Hegemonie und Macht der Reichen zu bewah- 
ren, kann die Spannungen, Konflikte und die Konfrontation zwischen arm und reich 
nur noch verschärfen. 


Nothilfe und grundlegende Veränderungen 


Während man mit Nachdruck und Energie auf diese fundamentalen Veränderungen in 
der Weltordnung hinzuwirken sucht, wird es weiterhin zu Notsituationen kommen, zum 
Teil verursacht durch die mit diesen Veränderungen einhergehenden Spannungen und 
Diskontinuitäten; und hier ist ein aktives Eingreifen der Kirchen erforderlich. Als wich- 
tigstes Beispiel wäre hier die Verpflichtung zu nennen, jede nur mögliche Anstrengung 
zu unternehmen, um wenigstens den Mindestnahrungsmittelbedarf der Weltbevölkerung 
zu decken. Ein weiteres Beispiel wäre die Einleitung von Programmen zur Neufest- 
setzung des Zeitplans für Hilfeleistungen und Schuldendienste, um auf diese Weise die 


28. Überlebenschancen der Menschheit bedroht, in: epd-Dok. Nr. 39/74 (I), 1974, 
S. 77-93. 
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unerträglichen Verzerrungen in den Wirtschaftssystemen der ärmeren Nationen zu 
korrigieren ... 

Eine neue gerechte Ordnung unter den Völkern der Welt stellt an die Erneuerung, 
zu der Christen aufgerufen sind, noch andere Anforderungen. Wenn die Tatsache erwie- 
sen ist, daß eine Beibehaltung der Konsumgewohnheiten und des Lebensstandards der 
reichen Nationen untragbar ist, dann läßt sich dieses Problem nicht damit lösen, daß 
man von den armen Nationen verlangt, sie sollten auf das für die Verwirklichung ihrer 
legitimen nationalen Bestrebungen erforderliche Wirtschaftswachstum verzichten; im 
Gegenteil, es sind die wohlhabenden und insbesondere die reichen Nationen, von denen 
man eine Änderung ihres Lebensstils und eine Wiedereinsetzung von Einfachheit, Spar- 
samkeit und Miteinanderteilen, die dem Christen geboten sind, verlangen muß. 


Den Unterdrückten Macht übertragen 


Die Beschäftigung mit den Problemen der Entwicklung und der sozialen Gerechtigkeit 
sollte uns nicht den Blick dafür verstellen, daß einem Wandel auf lokaler und regionaler 
Ebene außerordentliche Bedeutung zukommt. Ein Wandel auf diesen Ebenen kann in 
strategischer Hinsicht bedeutsam sein und langfristige Auswirkungen haben. Es ist nicht 
mehr möglich, echte Entwicklung losgelöst zu sehen von einer Bewegung für Freiheit 
und soziale Gerechtigkeit, an der das ganze Volk teilhaben muß. Soziale Gerechtigkeit, 
Eigenständigkeit und partizipatorische Entwicklungsmodelle werden mehr und mehr zu 
den wahren Fundamenten des Entwicklungsprozesses und müssen daher im Einsatz der 
Kirchen für einen sozialen Wandel eine grundlegende und wesentliche Rolle spielen. 
Durch die Dialektik von Experiment und Reflexion müssen wir lernen, mit den Unter- 
drückten zu arbeiten und ihnen Macht zu übertragen, ohne sie dadurch abhängig zu 
machen von Vermittlern, die eigene Interessen verfolgen, die den Interessen der Armen 
entgegengesetzt sind. Die Kirchen müssen sich davor hüten, der Faszination durch die 
sichtbare Macht der Mächtigen zu unterliegen, denn damit würden sie Gefahr laufen, 
die Unnachgiebigkeit und Kompromißlosigkeit der Mächtigen in der Verteidigung ihrer 
angestammten Interessen zu unterschätzen. 

Indem sie Menschen, die an den Rand der Gesellschaft verdrängt worden sind, dabei 
hilft, sich der Ausbeutung, deren Opfer sie sind, auf kritische Weise bewußt zu werden, 
indem sie den Unterdrückten dabei hilft, einen politischen und wirtschaftlichen Wandel 
auf lokaler Ebene zu bewirken, setzt die Kirche einen kumulativen Prozeß in Gang, der 
schließlich zu einer totalen Umwandlung des Systems führen kann. Wie man diese Men- 
schen erreichen, wie man mit ihnen arbeiten und wie man von ihnen lernen kann — 
das sind die Fragen, die sich die Kirchen in erster Linie vorlegen müssen, wenn sie die 
Entwicklung auf lokaler Ebene fördern wollen. 


Bedrohung durch das Weltwirtschaftssystem 


Schließlich müssen sich die Kirchen, was ihre eigene Mitgliedschaft betrifft, einer erziehe- 
tischen Aufgabe unterziehen, müssen sie sich den großen potentiellen Einfluß ihrer Glieder 
zunutzemachen. Die bestehenden Gesellschaftsordnungen und -systeme müssen eingehend 
analysiert werden, damit man erkennt, wie es kommt, daß die Systeme, die bewirken, daß 
die Reichen immer reicher werden, häufig gerade die Systeme sind, die die Armen noch 
ärmer machen. Verschwenderische Konsumgewohnheiten, Umweltverschmutzung, ver- 
fehlte Nutzung der natürlichen Ressourcen, Rüstungstechnik und ein Wirtschaftssystem, 

in dem bereits bestehenden Machtzentren immer noch mehr finanzielle Mittel zugeführt 
werden, verschärfen die fundamentalen Widersprüche zwischen arm und reich. Die Glie- 
der: der Kirche müssen erkennen, daß unser heutiges Weltwirtschaftssystem die Gerechtig- 
keit und die Überlebenschancen der Menschheit ebenso sehr bedroht wie die immer und 
überall erwähnte Bevölkerungsexplosion und der Hunger — so real diese Gefahren auch 
sein mögen. Das heißt also, daß nicht nur den Armen und Unterdrückten ein politisches 
Bewußtsein vermittelt und ihnen die Möglichkeit der Teilhabe an der Macht geboten 
werden muß; gleichzeitig und in gleichem Maße muß auch bei den Reichen ein neues Be- 
wußtsein geweckt werden ... 
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Die gegenwärtige Entwicklungskrise ist nach Meinung der ökumenischen Ex- 
perten und auch nach dem Urteil internationaler Entwicklungssachverständiger 
in der Weltbank und bei den Vereinten Nationen durch das bestehende inter- 
nationale Wirtschaftssystem entscheidend mitbedingt. Sie begünstigt in beson- 
derer Weise die Industriestaaten zu Lasten der Entwicklungsländer. Die Aus- 
tauschrelationen (Terms of Trade) zwischen den Industriegütern und den Roh- 
stoffen bzw. Halbfertigfabrikaten, die von den Entwicklungsländern exportiert 
werden, haben sich für die Entwicklungsländer verschlechtert. Die Verschul- 
dung der Entwicklungsländer hat dadurch ein bedrohlich hohes Maß ange- 
nommen, so daß für eine Reihe von Entwicklungsländern demnächst mit Zah- 
lungsunfähigkeit zu rechnen ist, wenn keine Umschuldungen oder ähnliche 
Maßnahmen durchgeführt werden. 

Auf diesem Hintergrund ist die Forderung nach einer neuen internationalen 
Wirtschaftsordnung zu verstehen, die in dem Dokument der ÖRK-Kommission 
für Internationale Angelegenheiten (CCJA) ‚Die Wirtschaft — eine Gefahr für 
den Frieden‘ in Übereinstimmung mit der Mehrheit der Mitglieder der Verein- 
ten Nationen erhoben wird. 


Nachdem eine Reihe von Maßnahmen genannt worden sind, die eingeleitet werden 
müssen, wird klargestellt, daß ‚‚diese Veränderung über eine bloße Modifizierung der 
bestehenden internationalen Wirtschaftsstrukturen, die die Unterentwicklung verewigen 
und den Frieden in zunehmendem Maße bedrohen, hinaus(geht); denn gefordert ist 

die Schaffung einer neuen, gerechten Wirtschaftsordnung, die eine echte Alternative 
ist.‘“ Die ÖRK-Mitgliedskirchen und alle verantwortlichen Kräfte in den Staaten und 
Gesellschaften werden sodann aufgefordert, ‚ihre Regierung(en) zur Unterstützung 

von Initiativen zu bewegen, durch die die bestehenden internationalen Wirtschaftsstruk- 
turen so verändert werden, daß den Interessen der Armen Vorrang eingeräumt wird‘. 


In diesem Zusammenhang beschloß der Zentralausschuß des ÖRK die Bildung 
einer Ökumenischen Entwicklungsgenossenschaft (Ecumenical Development 
Cooperative Society/EDCS). Diese Genossenschaftsbank soll aus Mitteln, die 
von den Kirchen der ökumenischen Gemeinschaft aufgebracht werden, zins- 
günstige Kredite für Entwicklungsvorhaben der ärmsten Bevölkerungsgruppen 
in den Entwicklungsländern vergeben. 

Die Kammer der EKD für Kirchlichen Entwicklungsdienst hatte dazu ein Gut- 
achten erstellt°®, in dem sie sich für eine Beteiligung der kirchlichen Entwick- 
lungsdienste der EKD nach dem Maße ihrer Möglichkeiten ausspricht. Diese 
Stellungnahme hat sich der Rat der EKD zu eigen gemacht ®'. 

Vom 1. bis 7. Dezember 1974 trafen sich in Montreux/Schweiz mehr als 
110 Delegierte aus 52 Mitgliedskirchen des ÖRK zur gemeinsamen Konsul- 


29. Die Wirtschaft — eine Gefahr für den Frieden. CCIA Dokument 29X, S. 5. Voll- 
ständiger Wortlaut in: The Ecumenical Review. XXVII, 1975, No. 1. Vgl. auch die 
Cocoyoc-Erklärung vom Oktober 1974; in: epd-Entwicklungspolitik Nr. 1/75, S. 3-6. 

30. Stellungnahme der Kammer der EKD für Kirchlichen Entwicklungsdienst zum 
Projekt einer Ökumenischen Entwicklungsgenossenschaft (EKCS); vgl. EKD-KK, Az. 
0232/2. 

ee der Kirchenkanzlei der EKD vom 2. September 1974 zu den Ergebnissen 
der Sitzung des Zentralausschusses des ÖRK vom August 1974 in Berlin (West); vgl. EKD- 
KK, Az. 5110/5. 
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tation der Kommissionen für Kirchlichen Entwicklungsdienst (CCPD) und 
Zwischenkirchliche Hilfe, Flüchtlings- und Weltdienst (CICARWS)””. In dieser 
Konferenz ging es neben Fragen der organisatorischen Straffung der ökumeni- 
schen Entwicklungsdienste um die Auswertung der zurückliegenden Erfahrun- 
gen im Lichte des durch die Energiekrise und drohenden Hungerkatastrophen 
zugespitzten Entwicklungskonfliktes und den spezifischen Auftrag der Kirchen 
in diesem Kontext. Dabei wurde noch einmal das in Montreux (IT) 1970 for- 
mulierte Entwicklungsziel des sich wechselseitig bedingenden wirtschaftlichen 
Wachstums, sozialer Gerechtigkeit und Selbstverantwortung (self reliance) be- 
stätigt, zugleich aber mit allem Nachdruck die Frage nach dem eigentlichen 
Subjekt des Entwicklungsprozesses gestellt. Dabei wurde die These vertreten, 
daß nur dann wirklich ein Entwicklungsprozeß in Gang kommt, wenn die Ar- 
men in den jeweiligen Ländern sich selbst organisieren und für ihre soziale, 
wirtschaftliche und politische Befreiung kämpfen. Für den Entwicklungsbeitrag 
der Kirche stellt sich die Frage, ob er nicht in erster Linie die Förderung dieses 
Prozesses der Selbstorganisation und wirtschaftlichen, sozialen und politischen 
Emanzipation der Armen dienen soll. 

In diesem Zusammenhang wurde ein ekklesiologisch bedeutsames Problem 
aufgeworfen, wie weit nämlich wirklich ökumenische Gemeinschaft zwischen 
armen und reichen Kirchen bestehen kann und ob die eigene Armut nicht 
Voraussetzung für eine echte Solidarität der Kirche mit den Armen ist, da sich 
eine reiche Kirche sonst aus ihrer Interessengebundenheit nicht lösen könne 
und so ihr Kirchesein verfehle. 


In dem Bericht der Arbeitsgruppe I „Strukturen der Gefangenschaft und Muster der 
Befreiung‘“ heißt es dazu: ‚,... Jesus Christus offenbart die Gerechtigkeit Gottes ebenfalls 
in dieser Parteinahme für die Armen, und wir müssen die ekklesiologische Frage stellen, 
ob die Kirche überhaupt Kirche sein kann, wenn sie sich nicht mit den Armen identifi- 
ziert. Einige von uns würden sogar weiter gehen und darauf bestehen, daß die Kirche 
arm zu sein hat, um mit den Armen identifiziert werden zu können, und daß in einer 
Kirche, die wohlhabend und mächtig ist, das Wort Gottes gebunden sein kann ...““* 


Sollte die materielle Armut zu einer entscheidenden ‚nota ecclesiae‘ werden, 
würde das für die ökumenische Bewegung und das Verhältnis zwischen den 
Kirchen aus den Industriestaaten und den Entwicklungsländern zusätzliche 
und schwere Konflikte schaffen. Es liegt hier eine theologische Herausforde- 
rung vor, die angenommen werden muß. Die Botschaft des Evangeliums ist 
gewiß nicht auf die Armut der Kirche und ihre Solidarität mit den Armen 
zu reduzieren. Arme und Reiche sind gleichermaßen der Gnade bedürftig. 
Aber es wäre verhängnisvoll für eine Kirche, wenn die Armen Christus nicht 
in ihr erkennen könnten ®. 


32. Vgl. epd-Entwicklungspolitik Nr. 2/75, S. 23-25, und epd-Dok. Nr. 35/75 (Die 
„reichen“ Kirchen — und die Solidarität mit den Armen der Welt) vom 11.8.1975. 

33. Vgl. den offiziellen Bericht des ÖRK „Ungerechte Fesseln öffnen“, hg. von P. 
Gruber, Genf 1970; ferner H. Krüger in KJ 100, 1973, S. 377-379. 

34. Vgl. epd-Dok. Nr. 35/75, S. 33. 

35. Vgl. G. Linnenbrink, Muß die Kirche arm werden?, EvK 8, 1975, 8. 474-477. 
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5. ZUR FRAGE WIRTSCHAFTLICHER INVESTITIONEN 
IN SÜDAFRIKA 


Im Rahmen des Ökumenischen Programms zur Bekämpfung des Rassismus 
hatte die EKD im Unterschied zu der Mehrheit der Mitgliedskirchen des ÖRK 
eine andere Position in der Frage des Rückzugs von Investitionen aus Süd- 
afrika eingenommen. Diese Position war mit dem Christlichen Institut in Süd- 
afrika und dem Südafrikanischen Kirchenrat abgesprochen. Danach wollte die 
EKD in Gesprächen mit Vertretern deutscher Firmen, die in Südafrika über 
Zweigstellen oder Niederlassungen verfügen, auf eine Besserung der sozialen, 
wirtschaftlichen und arbeitsrechtlichen Bedingungen der in diesen Betrieben 
beschäftigten schwarzen Arbeiter hinwirken. Desgleichen sollten in Gesprächen 
mit Vertretern des Deutschen Gewerkschaftsbundes und seiner Einzelgewerk- 
schaften Möglichkeiten erkundet werden, wie von gewerkschaftlicher Seite 

auf die Investitionsentscheidungen der Unternehmen und insbesondere bei 
der Frage der Anerkennung schwarzer gewerkschaftlicher Organisationen als 
Tarifpartner Einfluß genommen werden könnte. 


Dialog mit den Firmen 


Eingeleitet wurden diese Gespräche durch einen Brief des damaligen Vorsitzen- 
den des Rates der EKD Landesbischof Hermann Dietzfelbinger vom 21. August 
1972 an über 80 Firmen, die in der einen oder anderen Weise in Südafrika 
tätig waren°®. 

Aufgrund der eingegangenen Antworten, die teils abweisend waren, zum Teil 
aber auch Gesprächsbereitschaft erkennen ließen, wurde eine Studiengruppe 
Südliches Afrika bei der Kirchenkanzlei der EKD eingerichtet mit dem Auf- 
trag, ein Memorandum zur Vorbereitung des Gespräches der EKD mit Vertre- 
tern deutscher Firmen zu erarbeiten. Am 17./18. Mai 1973 fand in Bad Boll das 
erste Gespräch zwischen Vertretern des Rates der EKD und Unternehmensver- 
tretern unter dem Vorsitz von Bischof Dietzfelbinger statt. Grundlage für das 
Gespräch war das von der genannten Studiengruppe erarbeitete Memorandum 
„Die Lage der schwarzen Bevölkerung Südafrikas‘‘?”. Nach einer Einführung, 
in der die Gründe für das EKD-Engagement dargelegt wurden, folgten ausführ- 
liche Beschreibungen der arbeitsrechtlichen Situation, der Löhne und Ein- 
kommen, zu den Möglichkeiten der Interessenvertretung der schwarzen Arbeit- 
nehmer sowie den inner- und außerbetrieblichen Sozialleistungen. Das Memoran- 
dum schließt mit einem Katalog von Fragen: 


36. Vgl. K. Kremkau (Hg.), EKD und Kirchen im südlichen Afrika, epd-Dokumenta- 
tion, Bd. 12, 1974, S. 304-305. 
37. Abgedruckt epd, S. 206-315. 
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MEMORANDUM DER EKD 
„DIE LAGE DER SCHWARZEN BEVÖLKERUNG SÜDAFRIKAS“ 


Vom Mai 1973?” 


1. Die Job-Reservation ist wegen des akuten Arbeitskräftemangels an vielen Stellen 
durchbrochen. Es gibt kein südafrikanisches Gesetz, das gleiche Bezahlung für gleiche 
Arbeit verbietet. Könnten deutsche Unternehmer diesen Grundsatz in ihren Betrieben 
befolgen? Ist es möglich, einen Konflikt mit den weißen Gewerkschaften durch die 
Einführung der Arbeitsplatzbewertung zu umgehen? 

2. Die Forderung nach einer selbständigen Interessenvertretung der schwarzen Arbeit- 
nehmer ist ohne jeden Zweifel berechtigt. Unüberwindliche gesetzliche Hindernisse gibt 
es nicht, jedenfalls nicht, was die Situation im jeweiligen Betrieb angeht. Wäre es nicht 
ein überzeugendes Beispiel humanen Handelns, wenn deutsche Unternehmer die Versuche 
zur selbständigen Interessenvertretung der schwarzen Arbeitnehmer, sei es in Works- 
Committees, bei der Einsetzung von Shop-Stewards oder in schwarzen Industriegewerk- 
schaften förderten? 

3. Eine planmäßige Förderung des Ausbildungswesens für schwarze Schüler, Studenten 
und Facharbeiter ist aus humanen und wirtschaftlichen Gründen dringend erforderlich. 
Das wird auch von der südafrikanischen Regierung betont. Könnten deutsche Unternehmer 
dazu einen wirksamen Beitrag leisten, indem sie die inner- und außerbetriebliche Weiter- 
bildung ihrer schwarzen und farbigen Arbeitnehmer systematisch fördern? 

4. Investitionspolitik in Südafrika vollzieht sich in einem rassen-politischen Kontext. 

Ist es möglich, durch ein abgestimmtes Vorgehen der ausländischen Investoren wenigstens 
die informellen Rassenschranken abzubauen? Können Unternehmer durch Investitionen 

in den Homelands dazu beitragen, daß die Politik für die Homelands den in ihnen leben- 
den Schwarzen mehr Chancen zur Erreichung wirtschaftlicher Unabhängigkeit und sozialen 
Fortschritts gibt? 

5. Ist es möglich, dem Beispiel anglo-amerikanischer Unternehmer zu folgen und aus 
dem Unternehmensgewinn Projekte zu fördern, die den Schwarzen zu annähernd gleichen 
Startchancen helfen sollen, wie z.B. Genossenschaften u.a. m. 

6. Innerbetriebliche Sozialleistungen gehören zum festen Bestand eines jeden modernen, 
fortschrittlich geführten Unternehmens. In der Situation Südafrikas und der Benachteili- 
gung des schwarzen Bevölkerungsteiles bedarf der ohnehin sozial und wirtschaftlich Schwa- 
che der besonderen Förderung. Wäre es nicht ein bedeutsamer Beitrag zum Abbau der 
sozialen, wirtschaftlichen und rassischen Schranken, wenn deutsche Unternehmer in ihren 
innerbetrieblichen Sozialleistungen die schwarzen (und farbigen) Arbeitnehmer völlig 
gleich behandelten wie die weißen? ... 


Nach dieser ersten Begegnung wurde eine Fortsetzung des Gespräches sowie 

die Bildung einer Arbeitsgruppe für Frühjahr 1974 vereinbart. Parallel zu den 
multilateralen Gesprächen wurden Gespräche mit Einzelfirmen wie der Bayer AG 
geführt ®. Dieser Dialog EKD — Firmen fand in der kirchlichen und außerkirch- 
lichen Öffentlichkeit ein lebhaftes Echo°®. Zum Teil stieß er auf Unverständnis 
und heftige Kritik. Ein Beispiel dafür ist der offene Briefwechsel zwischen dem 
Unternehmer Paul Pakleppa und dem Ratsvorsitzenden Landesbischof Helmut 
Claß vom Januar bzw. 19. Februar 1974®, 


38. Vgl. die Dokumentation „Zur Frage der Investitionen in Südafrika“, hg. von der 


Studiengruppe Südliches Afrika bei der Kirchenkanzlei der EKD, Hannover 1974, 
S. 41-71. 


39. Ebd. S. 114-131. 
40. Ebd. S. 72-85. 
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Dialog mit den Gewerkschaften 


Die Gespräche mit Vertretern der Gewerkschaften wurden am 19. November 
1973 in einer Begegnung von Vertretern des Bundesvorstandes des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes (DGB) unter Leitung des DGB-Vorsitzenden Heinz Oskar 
Vetter und einer Ratsdelegation unter Vorsitz von Landesbischof Helmut Claß 
eröffnet. Vorbereitet war diese Gesprächsrunde durch ein Memorandum der 
Studiengruppe Südliches Afrika bei der Kirchenkanzlei der EKD mit 11 Fragen 
zum Thema ‚Was können deutsche Gewerkschaften zur Besserung der Lage 
der schwarzen Bevölkerung in Südafrika beitragen? “*! 

In einem gemeinsamen Kommunique über dieses Gespräch®? kamen DGB und 
EKD überein, auf die negativen Auswirkungen der Emigration weißer Fach- 
kräfte für die Aufstiegschancen der schwarzen Arbeitnehmer in der Öffentlich- 
keit hinzuweisen. Außerdem wurde die Bildung einer Arbeitsgruppe beschlossen, 
die Vorschläge für weitere gemeinsame Schritte erarbeiten sollte. 

Als erstes Ergebnis der Arbeit der gemeinsamen Arbeitsgruppe wurde am 
20./21. Mai 1974 vom DGB-Bundesvorstand in Verbindung mit der Studien- 
gruppe Südliches Afrika bei der Kirchenkanzlei der EKD eine Arbeitstagung 
über Südafrika mit Betriebsräten solcher Firmen, die in Südafrika tätig sind, 
veranstaltet*°. Die Tagungsteilnehmer forderten zur Unterstützung ihrer 
schwarz-afrikanischen Kollegen in Südafrika in ihrem Kampf um gewerkschaft- 
liche Anerkennung auf. Außerdem bekannten sie sich nachdrücklich zur Auf- 
hebung jeglicher diskriminierenden Lohn- und Arbeitsbedingungen infolge 
unterschiedlicher Hautfarbe und bekräftigten ihre Absicht, diese Forderungen 
in ihren eigenen Betrieben gegenüber der Unternehmensleitung geltend zu 
machen. 

Auf der Dritten Tagung der Fünften Synode der EKD vom 3.—8. November 
1974 in Berlin-Spandau wurde das Vorgehen der EKD bestätigt und der Rat 
aufgefordert, die Gespräche mit Firmen und Gewerkschaften fortzusetzen. Zu- 
gleich wurde der Wunsch nach konkreten Ergebnissen in der Frage der Ver- 
besserung der wirtschaftlichen, sozialen und arbeitsrechtlichen Situation der 
schwarzen Arbeiter ausgesprochen *. 


41. Ebd. S. 86-94. 

42. Vgl. K. Kremkau (Hg.), EKD und Kirchen im südlichen Afrika, epd-Dok., Bd. 12, 
S.1318f. 

43. Dokumentation „Zur Frage der Investitionen in Südafrika“, S. 100-104. 

44. Berlin-Spandau 1974. Bericht über die 3. Tagung der 3. Synode der EKD, BSyn 
EKD 26, 1974, S. 524-526. 
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12. Kirchliche Statistik *) 
Von Dieter Rohde 


1. Äußerungen des kirchlichen Lebens 
in den Gliedkirchen der EKD im Jahre 1973 


Die Statistik über Äußerungen des kirchlichen Lebens wird in den Gliedkirchen 
der EKD jährlich erhoben. Als statistisches Grundmaterial dienen die von jeder 
Kirchengemeinde ausgefüllten Erhebungsbogen. 

Die Ergebnisse der Statistik über Äußerungen des kirchlichen Lebens vermitteln 
einen zahlenmäßigen Überblick über weite Bereiche des kirchlichen Lebens und 
seine Entwicklung. Über die innere religiöse Einstellung der Menschen und ihr 
Zugehörigkeitsgefühl zur Kirche kann die Statistik jedoch nichts oder nur sehr 
wenig aussagen; sie kann nur zähl- und meßbare Merkmale erfassen. Hier liegen 
die Grenzen der Statistik, die es bei der Erfassung, Aufbereitung und Interpreta- 
tion kirchlicher Daten zu beachten gilt. 

Die Ergebnisse der Statistik über Äußerungen des kirchlichen Lebens in den 
einzelnen Gliedkirchen der EKD im Jahre 1973 sind aus den im Anschluß an 
diese Ausführungen abgedruckten Tabellen 1 bis 9 ersichtlich. Eine Analyse 
des umfangreichen Zahlenmaterials führt im einzelnen zu folgenden Ergebnissen: 


1. Taufen und Taufziffern 


Im Jahre 1973 wurden in den 20 Gliedkirchen der EKD 244524 Kinder im 
Alter bis zu 14 Jahren evangelisch getauft. Der hier zu verzeichnende Rück- 
gang ist — wie ein Vergleich mit der Entwicklung der Geburten ergibt — nicht 
auf ein nachlassendes Taufbegehren der Eltern zurückzuführen, sondern auf 
die seit 1967 zu beobachtende Geburtenabnahme in der Bundesrepublik 
Deutschland. Aus den folgenden Zahlen ist ersichtlich, daß die seit 1967 rück- 


*) Allgemeine Vorbemerkungen zu den Tabellen: 
Wenn in den einzelnen Tabellenfeldern keine Zahlen eingetragen sind, so bedeutet: 

— der Zahlenwert ist genau gleich Null, 

0 der Zahlenwert ist von Null verschieden, aber kleiner als die Hälfte der verwendeten 
Zahleneinheit und daher nicht ausdrückbar, 

. der Zahlenwert ist unbekannt bzw. aus technischen Gründen nicht feststellbar, 

x eine Angabe kann aus sachlichen Gründen nicht gemacht werden, 

0) die eingeklammerten Zahlen geben nur Teilergebnisse an; bei Prozentzahlen isi die 
Ausgangszahl kleiner als 100. 

Abweichungen in den Summen (bei Prozentziffern) entstehen durch das Runden der ein- 

zelnen Zahlen. 

Bei Untergliederungen bedeutet: 

davon — Summe der Einzelpositionen ergibt Gesamtsumme, 

darunter — nur ausgewählte Einzelpositionen, die nicht Gesamtsumme ergeben. 
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läufige Entwicklung der Zahl der Taufen parallel zu der entsprechenden Ent- 
wicklung der Geburten verlaufen ist: 





Geburten Taufen 


von Kindern evangelischer Eltern und von Kindern 


mit einem evangelischen Elternteil 
Jahr 


Veränderung Veränderung 
Anzahl gegenüber Anzahl gegenüber 
1966 in % 1966 in % 

ma u u PIPSBBRIPZEIIe FOREN FE ERS RRE ETT 
1966 609092 ; 474228 ı 
1967 593 569 — 2,6 461339 — 2,7 
1968 563992 — "14 440 165 — 7,2 
1969 520032 —14,6 397812 —16,1 
1970 454201 —25,4 344 736 —27,3 
1971 421798 —30,8 316438 —33,3 
1972 365533 —40,0 281931 —40,6 
1973 319422 47,6 243 133 —48,7 





Auch in der Gliederung nach der Konfession der Eltern zeigt sich, daß die 
Zahl der Taufen fast im gleichen Verhältnis abgenommen hat wie die der Ge- 
burten. So wurden im Jahre 1973 insgesamt 181737 Kinder evangelischer 
Ehepaare getauft, das waren 190553 oder 51,2% weniger als im Jahr 1966. 
Im gleichen Zeitraum ist die Zahl der Geburten von Kindern evangelischer 
Ehepaare um 52,6% zurückgegangen. Geburten und Taufen von Kindern 
evangelischer Eltern haben sich also in den vergangenen acht Jahren jeweils 
um über die Hälfte vermindert. Wie in den Vorjahren ist festzustellen, daß im 
Gesamtdurchschnitt der 20 Gliedkirchen, abgesehen von den Großstadt-Kir- 
chen Berlin, Hamburg und Bremen, trotz des aufgeführten Rückgangs nahe- 
zu alle Kinder aus evangelischen Ehen evangelisch getauft werden. 

Die Zahl der Taufen von Kindern evangelisch-katholischer Ehepaare belief 
sich 1973 auf 45104 und lag damit um 39,9% unter der im Jahre 1966. Für 
die entsprechende Zahl der Geburten errechnet sich ein Rückgang um 43,7%. 
Die Abnahme der Geburts- und Taufzahlen ist also bei den Kindern aus evan- 
gelisch-katholischen Ehen nicht so stark ausgeprägt wie bei den Kindern, de- 
ren Eltern evangelisch sind. Diese Entwicklung dürfte u.a. durch den anhalten- 
den Zustrom ausländischer Arbeitnehmer in das Bundesgebiet bedingt sein; 
er führte in den vergangenen Jahren zu einem Anstieg der Eheschließungen 
zwischen evangelischen Deutschen und katholischen Ausländern. Von 100 le- 
bend geborenen Kindern aus evangelisch-katholischen Ehen wurden im Berichts- 
jahr 44 evangelisch getauft, 1966 waren es 41. 

Ein wesentlich geringerer Rückgang errechnet sich daneben für die Taufen 
von Kindern evangelisch-anders christlicher (Angehörige der orthodoxen Kir- 
chen, der altkatholischen Kirche und verwandter Gruppen sowie der christlich 
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orientierten Sondergemeinschaften) Eltern. Ihre Zahl belief sich im Berichts- 
jahr auf 1971, das waren nur 32,4% weniger als 1966. 

Die Zahl der Taufen von Kindern evangelisch-sonstiger Eltern ist dagegen 
weiterhin erheblich zurückgegangen, nämlich von 9582 im Jahre 1966 auf 6660 
im Berichtsjahr. Bei der Gruppe der „sonstigen Ehepartner‘ handelt es sich 
zum großen Teil um Gemeinschaftslose. Die Taufziffer (Taufen in Prozent der 
Geburten von Kindern evangelisch-sonstiger Eltern) verminderte sich im glei- 
chen Zeitraum von 71% auf 54%. Evangelisch-gemeinschaftslose Eltern lassen 
also heute ihre Kinder weitaus seltener taufen als in früheren Jahren. 

Abgenommen hat auch wieder die Zahl der Taufen von nichtehelich gebore- 
nen Kindern evangelischer Mütter (1966: 14342; 1973: 7639). Von 100 nicht- 
ehelich geborenen Kindern evangelischer Mütter wurden 1966 noch 60 getauft, 
1973 hingegen 43. 

Auf Grund der unterschiedlichen Entwicklung hat sich die Zusammensetzung 
der Gesamtzahl der Kindertaufen nach der Konfession der Eltern leicht geän- 
dert. Von den Kindertaufen entfielen 


1966 1973 
auf Taufen von Kindern evangelischer Eltern 78,2% 74,3% 
auf Taufen von Kindern evang.-kath. Eltern 15,8% 18,4% 
auf Taufen von Kindern evang.-anders christlicher Eltern 0,6% 0,8% 
auf Taufen von Kindern evang.-sonstiger Eltern 2,0% 2,7% 
auf Taufen von nichtehelichen Kindern evang. Mütter 3,0% 3,1% 
auf Taufen von Kindern sonstiger Eltern 0,3% 0,6% 


Die Unterteilung nach dem Zeitpunkt der Taufe zeigt, daß die Spättaufen (Tau- 
fen, die erst nach vollendetem ersten bis zum vollendeten 14. Lebensjahr voll- 
zogen worden sind) in den letzten Jahren in ihrer Größenordnung etwas an 
Bedeutung gewonnen haben. So belief sich der Anteil der Spättaufen an der 
Gesamtzahl der Taufen von Kindern im Alter bis zu 14 Jahren 1973 auf 10,3% 
gegenüber 8,0% im Jahre 1966. 

Die Zahl der Erwachsenentaufen (Taufen von Religionsmündigen im Alter 
von 14 und mehr Jahren) erreichte im Jahre 1967 mit 6583 ihren Höhepunkt; 
sie ist in den folgenden Jahren ständig zurückgegangen und lag 1973 bei 3368. 
Im Vergleich zu den Kindertaufen fallen also die Erwachsenentaufen zahlenmä- 
ßig kaum ins Gewicht. 

In der Aufteilung der Kindertaufen nach dem Ort der Taufe ergibt sich bei 
unterschiedlichen Verhältnissen in den einzelnen Gliedkirchen für den Gesamt- 
bereich der EKD ein gegenüber den Vorjahren fast unverändertes Bild: Wie 
bisher werden nicht ganz drei Fünftel aller Kinder (56,5%) im Haupt- bzw. 
Kindergottesdienst und zwei Fünftel (41,1%) in selbständigen Taufgottesdien- 
sten getauft. Haustaufen werden heute nur noch verhältnismäßig selten vollzo- 


gen. 
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2. Konfirmationen 


Die Zahl der Konfirmierten hat sich im Berichtsjahr wesentlich erhöht. Im 
Bereich der EKD wurden 1973 insgesamt 416966 Jungen und Mädchen kon- 
firmiert; 1972 waren es 396932. Der zahlenmäßige Anstieg der Konfirmierten 
erklärt sich aus dem Geburtenanstieg Ende der 50er Jahre. 

Auf Grund eingehender Berechnungen kann ähnlich wie bei den Taufen da- 
von ausgegangen werden, daß wie bisher fast alle 14jährigen evangelischen 
Kinder konfirmiert werden. 


3. Trauungen und Trauziffern 


Während die Taufe und Konfirmation ihrer Kinder noch von fast allen Kir- 
chengliedern gewünscht wird, wird bei der Eheschließung nicht immer eine 
kirchliche Trauung begehrt. Das gilt in Großstädten mehr als in überwiegend 
ländlichen Bezirken. 

In den 20 Gliedkirchen der EKD wurden im Jahre 1973 insgesamt 118125 
Paare getraut. Die Zahl der Trauungen, die bereits seit 1965 eine rückläufige 
Entwicklung aufweist, hat sich damit im Berichtsjahr erneut vermindert. Ähn- 
lich wie bei den Taufen darf aber auch hier nicht übersehen werden, daß in 
der Bundesrepublik Deutschland die Zahl der Eheschließungen ebenfalls stän- 
dig zurückgeht. Dieser Rückgang ist jedoch bei den Eheschließungen verhält- 
nismäßig geringer als bei den Trauungen. Während die Zahl der Eheschließun- 
gen von evangelischen Paaren und von Paaren mit einem evangelischen Ehe- 
partner im Berichtsjahr um 26,3% unter der des Jahres 1964 (dem letzten Jahr 
vor dem Rückgang der Eheschließungen) lag, errechnet sich für die entsprechen- 
de Zahl der Trauungen eine Abnahme um 41,7%. Im Rahmen des Vergleiches 
zwischen diesen beiden Entwicklungen ist allerdings zu beachten, daß in den 
Zahlen der Eheschließungen auch die der Wiedervermählungen geschiedener 
Ehepartner enthalten sind. Der Anteil der Geschiedenen, die erneut eine Ehe 
eingehen, an der Gesamtzahl der eheschließenden evangelischen Männer und 
Frauen ist in den vergangenen Jahren laufend gestiegen (1964: 9,0%; 1973: 
13,3%). Von diesem Personenkreis wird eine kirchliche Trauung relativ selte- 
ner erbeten als von Partnern, die erstmals eine Ehe eingehen. 

Aus der Unterteilung nach der Konfession der Ehepartner ergibt sich, daß im 
Berichtsjahr 84596 evangelische Paare getraut wurden; im Vergleich zum Aus- 
gangsjahr 1964 bedeutet das eine Verminderung um 48,3%. Im gleichen Zeit- 
raum ist die Zahl der Eheschließungen evangelischer Paare um 38,1% zurück- 
gegangen. Die unterschiedliche Entwicklung zwischen Eheschließungen und 
Trauungen zeigt sich besonders deutlich bei einem Vergleich der Trauziffern: 
Von 100 standesamtlich getrauten evangelischen Ehepaaren wurden 1964 noch 
85, 1973 dagegen 71 evangelisch getraut. Für Ballungsräume mit überwiegend 
evangelischer Bevölkerung, wie z.B. vor allem in Berlin und daneben auch in 
Hamburg und Bremen, ergeben sich verhältnismäßig niedrigere Trauziffern. 

Unter den übrigen Trauungen sind zahlenmäßig nur die Trauungen evangelisch- 
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Eheschließungen Trauungen 


von evangelischen Paaren und von Paaren 
mit einem evangelischen Ehepartner 


Jahr A 
Veränderung Veränderung 
Anzahl gegenüber Anzahl gegenüber 
1964 in % 1964 in % 

1964 325717 k 202295 i 
1965 318465 — 2,2 195499 — 3,4 
1966 312971 — 3,9 190 731 — 5,7 
1967 309236 — 5,1 183607 — 92 
1968 292499 —10,2 174599 —13,7 
1969 288328 —11,5 165857 —18,0 
1970 282996 —13,1 156 196 —22,8 
1971 270126 —17,1 144902 —28,4 
1972 256441 —21,3 133656 —33,9 
1973 240 200 —26,3 117893 —41,7 





katholischer Ehepaare von Bedeutung. Ihre Zahl belief sich im Jahre 1973 auf 
30751; das waren nur 15% weniger als im Jahre 1964. Daß sich hier ein we- 
sentlich geringerer Rückgang ergibt als bei den Trauungen evangelischer Ehepaa- 
re, erklärt sich zum Teil aus der seit 1964 gestiegenen Zahl der Heiraten zwi- 
schen evangelischen deutschen und ausländischen katholischen Ehepartnern. 
Nach wie vor ließen sich auch 1973 — gegenüber den Vorjahren nur wenig ver- 
ändert — von 100 evangelisch-katholischen Ehepaaren etwas weniger als ein 
Drittel evangelisch trauen. 

Die Zahl der Trauungen evangelisch-sonstiger Paare hat sich von 892 im Jah- 
re 1964 auf 1213 im Berichtsjahr erhöht (bei den „sonstigen Ehepartnern“ 
handelt es sich mit überwiegender Mehrheit um Gemeinschaftslose). Dieser An- 
stieg ergibt sich zumindest teilweise aus der Zunahme der Kirchenaustritte seit 
Ende der 60er Jahre. Die Trauziffer, d.h. die Zahl der evangelischen Trauun- 
gen in Prozent der Eheschließungen evangelisch-sonstiger Ehegatten, belief sich 
1973 — ähnlich wie in den vorangegangenen Jahren — auf 7. 

Entsprechend den aufgezeigten Entwicklungen hat sich die anteilsmäßige Zu- 
sammensetzung der Trauungen nach der Konfessions- bzw. Religionszugehörig- 
keit der Ehegatten bemerkenswert verändert. Im einzelnen entfielen von der 
Gesamtzahl der Trauungen in den 20 Gliedkirchen der EKD 


1964 1973 
auf Trauungen evangelischer Ehepaare 80,8% 71,6% 
auf Trauungen evangelisch-katholischer Ehepaare 17,8% 26,0% 
auf Trauungen evangelisch-anders christlicher Ehepaare 0,9% 1,1% 
auf Trauungen evangelisch-sonstiger Ehepaare 0,4% 1,0% 
auf Trauungen sonstiger Ehepaare 0,1% 0,2% 
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Evangelisch-katholische Paare 


Evangelische Paare 


Trauziffern (Evangelische Trauungen’in Prozent der Eheschließungen) in den Gliedkirchen der EKD 1963 bis 1973 
% 
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4. Bestattungen und Bestattungsziffern 


In den 20 Gliedkirchen der EKD wurden im Jahre 1973 insgesamt 357937 Ver- 
storbene, darunter 351641 evangelische Kirchenglieder, evangelisch bestattet. 
Im Zeitraum der Jahre von 1963 — dem ersten Jahr, für das vergleichbare Zah- 
len vorliegen — bis 1973 ist die Bestattungsziffer, d.h. die Zahl der evangeli- 
schen Bestatteten in Prozent der verstorbenen evangelischen Personen, mit 94% 
bzw. 95% nahezu unverändert geblieben. Nach wie vor werden also die verstor- 
benen evangelischen Gemeindeglieder fast ausschließlich evangelisch bestattet. 

Die Art der Bestattungen ist in den vergangenen Jahren fast konstant geblie- 
ben: ıd. 85% der Verstorbenen wurden beerdigt und rd. 15% eingeäschert. Ver- 
hältnismäßig höhere Anteile der Einäscherungen an der Gesamtzahl der Bestat- 
tungen errechnen sich vor allem für Großstädte, wie z. B. Berlin, Hamburg und 
Bremen. 


5. Gottesdienstbesuch und Gottesdienstbesuchsziffern 


Wie im Vorjahr wurde die sonntägliche Gottesdienstbesuchsziffer auch für das 
Jahr 1973 auf repräsentativer Basis an vier „Normalsonntagen“ ermittelt. Auf 
Grund der Zählung der Gottesdienstbesucher an den Sonntagen Invocavit (11. 
März), Cantate (20. Mai), 17. Sonntag nach Trinitatis (14. Oktober) und 1. Ad- 
vent (2. Dezember) kann davon ausgegangen werden, daß im Gesamtdurch- 
schnitt der Gliedkirchen der EKD (ohne Gliedkirchen Bayern und Württem- 
berg, für die keine vergleichbaren Zahlen vorliegen) jeden Sonntag rd. 800000 
Personen an den Hauptgottesdiensten und rd. 268000 Kinder an den Kinder- 
gottesdiensten, zusammen also rd. 1068000 Personen an den Haupt- und Kin- 
dergoitesdiensten teilgenommen haben, das sind zusammen 4,6% der Kirchen- 
glieder. In überwiegend ländlichen Gebieten sowie in Klein- und Mittelstädten 
ist der Gottesdienstbesuch wesentlich höher, in Großstädten und deren Ein- 
zugsbereichen dagegen erheblich niedriger. 

Soweit in Kirchengemeinden am Sonntag Cantate eine Konfirmation, eine 
Konfirmandenprüfung bzw. -vorstellung innerhalb des Hauptgottesdienstes oder 
ein Konfirmierten-Abendmahlsgottesdienst stattgefunden hat, wurden die Zähl- 
ergebnisse des folgenden Sonntags zugrunde gelegt. An Feiertagen, wie Weih- 
nachten, Karfreitag, Ostern, Pfingsten, Erntedankfest, Volkstrauertag und Ewig- 
keitssonntag, sowie an Konfirmationssonntagen war der Gottesdienstbesuch 
wesentlich höher als an „Normalsonntagen“. 

Im Vergleich zum Vorjahr war der Haupt- und Kindergottesdienstbesuch im 
sonntäglichen Durchschnitt um 102322 Personen oder 8,7% niedriger. Die seit 
mehreren Jahren zu beobachtende Abnahme des Gottesdienstbesuches hat 
sich damit 1973 zwar fortgesetzt, sie hat sich aber im Berichtsjahr deutlich 
abgeschwächt. Bei einem Vergleich mit dem Vorjahr muß außerdem berücksich- 
tigt werden, daß der Gottesdienstbesuch am 4. Zählsonntag des Jahres 1973 
(1. Advent) durch das Kraftfahrzeug-Fahrverbot besonders stark beeinträch- 
tigt wurde. So war der Gottesdienstbesuch am 1. Advent 1973 um 15,4% ge- 
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tinger als am 1. Advent 1972; für den Durchschnitt der übrigen drei Zählsonn- 
tage ergibt sich demgegenüber nur ein Rückgang um 5,9%. 

Aus der für den sonntäglichen Durchschnitt errechneten Gottesdienstbesuchs- 
zahl darf nicht geschlossen werden, daß im Jahre 1973 insgesamt nur 1068000 
Personen oder 4,6% der Kirchenglieder an den Gottesdiensten teilgenommen 
haben. Da die Personen, aus denen sich diese sonntägliche Durchschnittszahl 
zusammensetzt, nicht immer die gleichen sind, ist die Jahres-Gesamtzahl der 
Gottesdienstbesucher wesentlich höher. Eine genaue statistische Aussage, wie 
oft das einzelne Gemeindeglied zur Kirche geht oder wie viele Gemeindeglieder 
überhaupt nicht und wie viele ein-, ‘zwei-, dreimal usw. jährlich den Gottesdienst 
besuchen, ist nicht möglich. Über die Häufigkeit des Gottesdienstbesuches liegt 
für das Jahr 1974 das Ergebnis einer Untersuchung des Instituts für angewandte 
Sozialwissenschaft (infas), Bonn-Bad Godesberg, vor. Danach nehmen gegen- 
wärtig rd. 15% der befragten Evangelischen mehr oder weniger regelmäßig an 
den sonntäglichen Gottesdiensten teil. Darüber hinaus hat eine im Sommer 1972 
durchgeführte repräsentative Umfrage (‚Wie stabil ist die Kirche?“ Gelnhausen— 
Berlin 1974) ergeben, daß 13% der befragten Evangelischen regelmäßig bzw. 
ziemlich häufig und weitere 22% gelegentlich Gottesdienstübertragungen im 
Rundfunk hören; 15% der Befragten sehen regelmäßig bzw. ziemlich häufig 
und 35% gelegentlich Fernsehsendungen, in denen Fragen zu Religion und 
Kirche behandelt werden. 


6. Teilnehmer am Heiligen Abendmahl 


Im Gegensatz zu dem auf repräsentativer Basis errechneten Gottesdienstbesuch 
je „Normalsonntag‘“ beruht die Ermittlung der Teilnahme am Heiligen Abend- 
mahl auf der Zählung der Teilnehmer an sämtlichen Abendmahlsfeiern inner- 
halb eines Jahres. Dabei werden allerdings Personen, die mehrere Male am Hei- 
ligen Abendmahl teilnehmen, entsprechend oft gezählt. 

Im Bereich der EKD wurden im Jahre 1973 insgesamt 6922401 Beteiligun- 
gen evangelischer Kirchenglieder an den Abendmahlsfeiern gezählt. Die Abend- 
mahlsziffer (Beteiligungen in Prozent der Zahl der Kirchenglieder) belief sich 
damit auf 25%. Wie in den Vorjahren entfielen von den Abendmahlsgästen nicht 
ganz zwei Drittel auf Frauen und über ein Drittel auf Männer. 

Im zeitlichen Vergleich zeigt sich, daß die Abendmahlsbeteiligung nach einem 
Rückgang in den Jahren 1968 bis 1971 nunmehr wieder zunimmt. Ähnlich wie 
bereits für den Gottesdienstbesuch festgestellt, ist auch die Abendmahlsbeteili- 
gung in vorwiegend ländlichen Bereichen wesentlich höher als in städtischen 
oder am Rand von Großstädten gelegenen Gebieten. 


355 


GLET <LE6L TL6T 6961 


AuBf +rtt ++ + Ser 5 















PSanbansnae + e 
00T E He 00T 
002 002 
ap fErlessece ren ‚af: van ga Tagdate seküskrensanse HEHE 
00% 2 = Bestese: EHE Er Hr ee Her fr 006 
Peeds fppsassre: Sala Artehrte ara jene: bet 
SHSEhSHEE 5 SEHE BEHEHLENS HEHEEREN 
oo Bee Hit: »eBB ? oor 











SH ISUSTPS9I40FLSPUTY 
Iunası Posen 
































005 je3ce sopguuhegassnrnnusap InntangeegnegeteRe E 006 
= = Et ee: E = + 
207 : elassa; Bedcn tee 099 
H \ HrHrmkttn tt 
001 EHE 4 SEEHEEHERTETEEFELFEF f 00, 
7 “ + En + 
208 Erste Bat sgdsssgestesen: 28 
Bess sssasse; Hr 20. (ORRSNBERTBenBangennTBeR; HE 
Br Bas sgsss basssuusufte, ie 
006 Er 2 i renSagggsschenacanadsee: 006 
BEE 4sueTpso4709 EEE HH 
 . BEP be 
000T aungseb EEFERErES HERS-ETE OHEHTHERH SE EH 000T 
= EEE t ek HEREHEHRHH - EHRT } 
ooIl F& ıgabt 2 gesesaes HEHE =: =: 2 pas SEHHReE H = = == Be: oOOTI 
Seag ass mega gene zesohtenn + Bannde IE, 





0021 ger HEHE HRS He 0021 
pussneL pusasne]. 


— uofyezsyluyssysing ayaıejyuuos — 
(3ıaquoymy pun ursAeg uSy9INPOI) suyo) 
ELGT SIQ E96T ANA !op uaysırypaly uap ur Zeruuog af Ioyansaggsustpsa}}031apury pun -IsuaIps2}}09 


356 


ayer 


6 


USUoTTımTrh 


SLET 





<L61 


TL6T 6961 L9I6T GY6L <96L 



































































































































a 
ji Fe G 

s2 an ja3 Ft 

+4 

EHRE 
9 

HT 

r r 

4 + 

ru 
33 S= FR BER ) 

FE tr 

f TECHeH 

> ana a - übe: ER 
HH 9 

PEEF HE FERFFRE REF E HEEHer RE 

r ZEN TIEFESPITERR 

FH HEHEERER FREE FRECFREEFERREFEFFEFFE 
EIHERFER RE HERR HH HEHE E 
€ TA 
USUOTTTTM 


— uofyezssiyer — 
EL6T SQ E961 ANZ TOP USYSNYPONH) uap ur usdungıajogspyeuupusgy 


834 


7. Aufnahmen und Kirchenaustritte 


Die Zahl der Aufnahmen bzw. Wiederaufnahmen von Personen in die Glied- 
kirchen der EKD lag im Jahre 1973 mit 16151 um 1243 oder 7,1% unter der 
des Vorjahres. Die seit dem Jahre 1965 rückläufige Entwicklung der Auf- bzw. 
Wiederaufnahmen (1964: 36684) hat sich damit im Berichtsjahr weiter fort- 
gesetzt. 

Demgegenüber ist die Zahl der Kirchenaustritte, die im Jahre 1970 mit 
202823 ihren Höhepunkt erreicht hatte und bis 1972 auf 141256 zurückge- 
gangen war, im Berichtsjahr wieder gestiegen. Im Bereich der EKD sind im Jah- 
re 1973 insgesamt 182444 Personen aus der Kirche ausgetreten, das sind 
0,65% der evangelischen Wohnbevölkerung in den Gliedkirchen der EKD. 

Weitere Auswertungen der statistischen Daten haben ergeben, daß zwischen 
den Austrittszahlen, der Siedlungsdichte und der konfessionellen Zusammen- 
setzung der Bevölkerung ein enger Zusammenhang besteht. So errechnen sich 
für Ballungsräume mit großen evangelischen Bevölkerungsanteilen relativ hohe 
Austrittsziffern. Demgegenüber liegen die Austrittsquoten in mehr ländlich 
strukturierten Gebieten sowie in Bereichen mit konfessionell gemischter Bevöl- 
kerung unter dem Durchschnitt im Gesamtbereich der EKD. 

Die Untergliederung nach dem Geschlecht zeigt, daß von den Ausgetretenen 
rund zwei Drittel auf Männer und ein Drittel auf Frauen entfallen. Die Auf- 
teilung der Ausgetretenen nach dem Alter ergibt Schwerpunkte für die 18 bis 
unter 30 und daneben für die 30 bis unter 40 Jahre alten Personen. In der 
wirtschaftlichen und sozialen Gliederung der Ausgetretenen errechnet sich der 
weitaus höchste Anteil für die Berufsgruppe der Angestellten. 
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Aufnahmen in die und Austritte aus den Gliedkirchen der EKD 
1963 bis 1973 
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Tabelle 1 Taufen im Jahre 1973 


Getaufte Kinder 












4 : Kinder 

arunter 

insge- evang. 
v ausevang.-| Mütter 


kath.Ehen 


nichtehe- 












darunter 
nach- 


Gliedkirche träglich 






Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 6848 2125 74,1 19,3 10,5 Ss 
Westfalen 28960 2968 72,6 23:8 21,2 31 
Rheinland 28265 3710 60,2 35,6 31,4 3,3 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 19288 1488 71,1 25.2213 2,8 
Kurhessen-Waldeck 10970 476 82,7 14,6 12,6 2,4 
Baden 11859 571 60,8 34,7 31,4 42 
Pfalz 6348 323 67,3 28,5 26,1 353 
Bremen 3331 327 MIET. 17,16 #90 3,4 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 38846 3547 86,2 106 83 2,8 
Bayern 22874 1138 64,0 31222872 4,1 
Schleswig-Holstein 20618 3712, 87,1 972 506 2,6 
Hamburg 2843 876 80,1 1521 MR 4,0 
Braunschweig 5738 643 80,4 156 11,9 3,5 
Lübeck 1420 2232.0,5 244 75 4,7 
Schaumburg-Lippe 658 395892 917764 1,7 
Eutin 9227221877 288,5 89: 8 2,6 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg 24100..1512:. 71,3 25,8 22,4 US 
Oldenburg 5871 783 84,3 I32 84 2=1 
Reformierte Landeskirchen 

Lippe 2419 152 874 10,1 86 22 


Nordwestdeutschland 2346 714 91,6 71 6,4 1,3 
Zusammen 244524 25134 74,3 220 18,4 3,1 


1) Taufen von Kindern im Alter von 1 bis unter 14 Jahren 
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davon (in % von Spalte 1) 


1,9 
0,5 
0,8 


0,8 
0,3 
0,4 
0,7 
1,2 


0,3 
0,7 
0,7 
0,8 
0,5 
0,4 


0,3 
0,3 


0,2 
0,1 


0,6 


22 


PD 


SS 


2 


(86) 


Getaufte 
Erwachsene 


520 
210 
333 


272 
74 
744 
519 
12 
74 


156 
60 


3368 


Tabelle 2 Konfirmationen im Jahre 1973 











Zulassung 
zum Konfir- 







darunter 
später als 
üblich Kon- 


richt versagt 
oder auf- 
geschoben 


Gliedkirche 









Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 25271 5735 11006 42 15 
Westfalen 25119 24928 50047 56 40 
Rheinland 26 126 26 066 52192 41 90 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 17546 17021 34567 17 62 
Kurhessen-Waldeck 9143 8755 17898 25 8 
Baden : : 20424 : Ä 

Pfalz 6352 6012 12364 1 13 
Bremen 2992 3072 6064 8 2 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 34 562 33249 67811 67 105 
Bayern 18056 17634 35690 18 61 
Schleswig-Holstein 16598 16840 33438 122 33 
Hamburg 2778 2988 5766 39 
Braunschweig 5054 4903 9957 18 6 
Lübeck 1251 1289 2540 7 _ 
Schaumburg-Lippe 567 632 1199 1 5 
Eutin 599 603 1202 2 _ 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg : : 39118 40 
Oldenburg 4482 4339 8821 11 7 


Reformierte Landeskirchen 


Lippe 1889 1855 3744 2 
Nordwestdeutschland 1584 1534 3118 8 2 
Zusammen (179969) (177455) 416966 (525) (453) 


1) Einschl. Konfirmanden-Unterricht versagt. 
2) Darunter 18 aufgeschoben. 


mandenunter- 
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68!) 


10 


56 
25 
39 


832) 


14 


(456) 
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Tabelle 3 Trauungen im Jahre 1973 


davon (in % von Spalte 1) 




























konfessionell gemischte ea 
darunter Ehepaare 3 
t versagun- 
Gliedkirche nachträg- |evangelische a = 
lich Ehepaare darunter are 
insgesamt |evang.-kath. p 


Ehepaare 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 2195 72 82,6 17,2 14,2 0,2 5 
Westfalen 15576 842 68,8 31,0 29,2 0,2 31 
Rheinland 14864 524 56,0 43,6 42,0 0,4 40 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 10295 169 69,3 30,4 27,1 0,3 23 
Kurhessen-Waldeck 5794 86 79,5 20,3 18,6 0,2 6 
Baden 6343 £ 55,6 44,4 42,0 _ ; 
Pfalz 4005 40 64,1 35,4 33.2 0,5 2 
Bremen 1237 30 80,4 18,3 11,1 1,3 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 17265 529 87,1 12,7 11,4 0,1 25 
Bayern 117175 137 59,8 40,1 38,1 0,1 65 
Schleswig-Holstein 17724 127 90,3 9,6 81 0,2 15 
Hamburg 1191 : 87,7 12,0 9,6 0,3 : 

Braunschweig 2631 106 82,5 178 15,5 0,3 9 
Lübeck 650 13 69,7 30,3 6,5 = = 
Schaumburg-Lippe 350 9 85,1 14,9 14,6 = _ 
Eutin 382 17 88,0 12,0 10,7 = _ 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg 121 76 672 32,8 29,5 # 14 
Oldenburg 2334 53 854 14,6 12,9 0,0 2 


Reformierte Landeskirchen 


Lippe 1195 40 84,3 15,6 14,2 0,1 5 

Nordwestdeutschland 1098 31 87,8 12:1 10,1 0,1 2 
m 007 Su ee er 

Zusammen 118125 (3591) 71,6 28,2 26,0 0,2 (245) 
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Tabelle 4 Kirchliche Bestattungen im Jahre 1973 


Bestattete davon 


















Einge- evangelische Bestattete sonstige Bestattete 
äscherte 
Gliedkirche und in ins- ' : 
Inmen RER in % aller in % aller 
Bei- Anzahl Bestatteten Bestatteten 
(Spalte 3) (Spalte 3) 


gesetzte 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 13357 9629 22986 22069 96,0 917 4,0 

Westfalen 41675 1897 43572 43034 98,8 538 12 

Rheinland 44007 2461 46468 45435 97,8 1033 27 

Übrige unierte Landeskirchen 

Hessen und Nassau 23408 5141 28549 27946 979 603 2.1 
Kurhessen-Waldeck 12755 1140 13895 13798 99,3 97 0,7 
Baden 136357 3455 16790 16442 97,9 348 2,1 
Pfalz 8359 642 9001 8825 98,0 176 2,0 
Bremen 3711. 2001 51127 5988 97,8 124 DR 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 





Hannover 46496 3671 50167 49799 99,3 368 0,7 
Bayern 23717 8469 32186 31653 98,3 533 17 
Schleswig-Holstein 24539 3768 28307 27949 98,7 358 1,3 
Hamburg 4178 2483 6661 6546 98,3 115 1,7 
Braunschweig 6150 1794 7944 7891 99,3 53 0,7 
Lübeck 1954 577 2531 2529 99,9 2 0,1 
Schaumburg-Lippe 962 39 1001 999 99,8 2 0,2 
Eutin 1227 95 1322 1260 95,3 62 4,7 
Übrige lutherische Landeskirchen 

Württemberg 24614 4055 28669 28007 97,7 662 23 
Oldenburg 5892 861 6753 6503 96,3 250 3,7 
Reformierte Landeskirchen 

Lippe 3140 108 3248 3219 99,1 29 0,9 
Nordwestdeutschland 2086 89 2175 2149 98,8 26 152 
Zusammen 305862 52075 357937 351641 982 6296 1,8 
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Tabelle 7 Gottesdienstbesuch!) im Jahre 1973 







Anzahl der Besucher im Durchschnitt 
der vier Zählsonntage ’) 







in % der 

Glieder der 
Landes- 

kirche 


Gliedkirche 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 18666 4395 23061 1,8 
Westfalen 143340 56024 199 364 39 
Rheinland 121765 46640 168405 4,5 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 106632 34372 135004 59 
Kurhessen-Waldeck 55506 20448 75954 6,9 
Baden 95839 23116 118955 8,6 
Pfalz 37901 7365 45266 6,3 
Bremen 7420 2108 9528 2,0 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 110360 37630 147990 3,8 
Bayern i 33657 ( 33657) 

Schleswig-Holstein 37806 12029 49835 2,1 
Hamburg 8602 1797 10399 19 
Braunschweig 16684 5444 22128 3,6 
Lübeck 3476 508 3984 2,0 
Schaumburg-Lippe 3359 1062 4421 5,8 
Eutin 1855 453 2308 2,6 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg 88341 (838341) 


Oldenburg 11319 4141 15460 2,9 


Reformierte Landeskirchen 


Lippe 11835 3987 15822 6,3 
Nordwestdeutschland 14058 6356 20414 10,1 
Zusammen (ohne Bayern und Württemberg) 800423 267875 1068298 4,6 


1) Einschl. Kindergottesdienstbesuch 
2) Die 4 festgesetzten Zählsonntage sind: Invocavit, Cantate, 17. bzw. 16. S. n. Trinitatis und 1. Advent 
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Tabelle 8 Aufnahmen in die Landeskirchen im Jahre 1973 






Aufgenommene 


ins t 
Anzahl in%vonSpaltel 
Beeren 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 





Gliedkirche Religions- 


unmündige ?) 





Wieder- 
eingetretene') 










Berlin (West) 1230 579 47,1 353 1 
Westfalen 1942 958 49,3 569 164 
Rheinland 2188 1112 50,8 818 135 
Übrige unierte Landeskirchen 

Hessen und Nassau 1149 516 44,9 369 112 
Kurhessen-Waldeck 438 216 49,3 173 47 
Baden 587 247 42,1 186 162 
Pfalz 306 152 49,7 80 70 
Bremen 341 168 49,3 106 35 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 1539 731 47,5 580 148 
Bayern 1048 456 43,5 247 286 
Schleswig-Holstein 1426 701 49,2 562 53 
Hamburg 737 346 46,9 177 5 
Braunschweig 304 155 51,0 115 8 
Lübeck 131 84 64,1 42 2 
Schaumburg-Lippe 20 11 55,0 5 er 
Eutin 23 8 34,8 6 3 
Übrige lutherische Landeskirchen 
Württernberg 826 ; ; 248 180 
Oldenburg 314 159 50,6 118 19 
Reformierte Landeskirchen 
Lippe 8 33 40,7 31 
Nordwestdeutschland 77 38 49,4 12 
Zusammen 14707 (6670) (48,1) 4797 1444 
1) Einschließlich Rücktritte. 


2) Nur Kinder, die getauft waren. 
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Tabelle 9 Kirchenaustritte im Jahre 1973 









Ausgetretene 


darunter Männer 


insgesamt 
BEE a Er ee Er BE 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 







Religionsun- 
mündige') 


Gliedkirche 





Berlin (West) 24.220 13571 56,0 80 
Westfalen 15220 10495 69,0 242 
Rheinland 27363 17790 65,0 355 
Übrige unierte Landeskirchen 

Hessen und Nassau 14959 8827 59,0 104 
Kurhessen-Waldeck 3289 1966 59,8 55 
Baden 5207 3000 57,6 201 
Pfalz 2403 1535 63,9 83 
Bremen 6075 4098 67,5 34 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 20105 13345 66,4 169 
Bayern 9-2 5586 57,5 388 
Schleswig-Holstein 21998 14281 64,9 105 
Hamburg 10035 5784 57,6 21 
Braunschweig 4293 2936 68,4 32 
Lübeck 1135 751 66,2 17 
Schaumburg-Lippe 155 100 64,5 - 
Eutin 346 249 72,0 2. 
Übrige lutherische Landeskirchen 

Württemberg 9145 & 300 
Oldenburg 3707 2621 70,7 15 
Reformierte Landeskirchen 

Lippe 485 348 71,8 3 
Nordwestdeutschland 375 253 67,5 11 
Zusammen 180227 (107536) (62,9) 2217 


1) Nur Kinder, die getauft waren. 
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2. Ergebnisse der Statistik über Mitarbeiter 
im kirchlichen und diakonischen Dienst 
- Stichtag: 15. Februar 1973 - 


1. Vorbemerkungen 


Im Bereich der EKD wurde zum Stichtag 15. Februar 1973 erstmals eine Er- 
hebung über die haupt- und nebenberuflichen Mitarbeiter im kirchlichen und 
diakonischen Dienst durchgeführt. Als statistisches Grundmaterial dienten die 
für die Mitarbeiter auszufüllenden Erhebungsbogen. Ziel der Erhebung war es, 
Zahlen der in den verschiedenen Berufssparten tätigen Mitarbeiter, unterglie- 
dert nach Anstellungsträgern, Geschlecht, Altersgruppen, Familienstand, Rechts- 
verhältnis, Arbeitsstätte und Art der Tätigkeit als Grundlagen für eine Gesamt- 
stellenplanung, eine Planung der Aus- und Fortbildung und eine wirksame Öf- 
fentlichkeitsarbeit zu erhalten. 

Um die Erfassung der Mitarbeiter in allen Gliedkirchen nach einheitlichen 
Gesichtspunkten durchführen zu können, hatte eine Arbeitsgruppe einen abloch- 
fähigen Erhebungsbogen vorbereitet. Auf der Grundlage dieses Fragebogens 
wurde im Sommer 1972 eine Probeerhebung durchgeführt, die sich auf 543 
Mitarbeiter (knapp 0,5% der Mitarbeiter im kirchlichen Dienst) erstreckte. Ent- 
sprechend den aus der Probeerhebung gewonnenen Erfahrungen wurde der Erhe- 
bungsbogen umgearbeitet, den Gliedkirchen zur Stellungnahme vorgelegt und En- 
de 1972 in Druck gegeben. Nach Abschluß des Versandes der Erhebungsbogen 
wurden Ende Januar/Anfang Februar 1973 die mit der Durchführung der Mitar- 
beiterstatistik betrauten Stellen (z.B. Kirchenkreise, Dekanate, Kirchenkreisäm- 
ter) über den Ablauf der Erhebung informiert. Als Abschlußtermin der Erhe- 
bung wurde der 31. Mai 1973 in Aussicht genommen. Nachdem die letzten aus- 
gefüllten Erhebungsbogen mit fast neunmonatiger Verzögerung — nicht zu- 
letzt durch sehr verspätete Rückgabe von Erhebungsbogen aus dem Bereich 
der Diakonie — eingegangen waren, mußten auf Grund einer maschinellen Voll- 
ständigkeits- und Plausibilitätskontrolle 8844 unvollständig oder falsch ausgefüll- 
te Erhebungsbogen (4,1% der erfaßten Mitarbeiter) zur Berichtigung an die 
Gliedkirchen und gliedkirchlich-diakonischen Werke zurückgesandt werden. Da 
die berichtigten bzw. vervollständigten Erhebungsbogen trotz intensivster Be- 
mühungen erst nach mehreren Wochen wieder vorlagen, verzögerte sich der Vor- 
lauf auf Ende April und die maschinelle Aufbereitung auf Mitte Juli 1974. 

Die Erhebung erstreckte sich auf insgesamt 215472 Mitarbeiter. Von ihnen 
entfallen 120436 auf Mitarbeiter, deren Anstellungsträger (Dienstherr, Arbeit- 
geber) Kirchengemeinden, Gemeindeverbände, Kirchenkreise (Dekanate usw.), 
Landeskirchen, gesamtkirchliche Zusammenschlüsse und sonstige Institutionen 
im Bereich der verfaßten Kirche sind; sie wurden total erfaßt. 

Nach Angaben der Hauptgeschäftsstelle des Diakonischen Werkes der EKD 
haben sich im Bereich der Diakonie — legt man die von der Berufsgenossen- 
schaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege registrierte Anzahl der Dia- 
konie-Mitarbeiter zu Grunde — Einrichtungen mit ca. 30000 Mitarbeitern an der 
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Erhebung nicht beteiligt. Aus den aufgeführten Zahlen ergibt sich, daß im Ge- 
samtbereich der EKD am 15. Februar 1973 rund 245000 haupt- und nebenbe- 
rufliche Mitarbeiter im kirchlichen und diakonischen Dienst tätig waren (rd. 
0,9% der Erwerbstätigen im Bundesgebiet). In dieser Zahl sind nicht enthalten: 

Ehrenamtliche bzw. freiwillige Mitarbeiter, auch wenn sie Aufwandsentschädi- 
gung, Auslagenersatz oder Einzelhonorar erhalten, 

Studierende und Schüler (einschl. Krankenpflegeschüler) in evangelischen Aus- 
bildungsstätten, Vorpraktikanten, Vorschülerinnen, 

Zivildienstleistende, 

mitarbeitende Betreute, 3 

hauptberufliche Mitarbeiter, deren Anstellungsträger Bund, Länder, politische 
Gemeinden oder privatwirtschaftliche Unternehmen sind, 

Mitarbeiter, deren Beschäftigungsort außerhalb der Bundesrepublik Deutsch- 
land einschl. Berlin (West) liegt. 

Die durch die Erhebung erfaßten 215472 Mitarbeiter verteilen sichauf die ein- 
zelnen Gliedkirchen wie folgt: 











Mitarbeiter im kirch- Mitarbeiter im 
Gliedkirche lichen und diako- kirchlichen 
nischen Dienst Dienst 

Baden 12858 6 800 
Bayern 19592 10814 
Berlin-Brandenburg (West) 11909 5583 
Braunschweig 4231 2226 
Bremen 2669 1261 
Eutin 206 204 
Hamburg 5390 2517 
Hannover 23068 13427 
Hessen und Nassau 15 740 9482 
Kurhessen-Waldeck 9077 4951 
Lippe 1667 753 
Lübeck 687 543 
Oldenburg 2621 1550 
Nordwestdeutschland, ref. 993 724 
Rheinland 30366 16080 
Pfalz 4522 2973 
Schaumburg-Lippe 430 217 
Schleswig-Holstein 9982 7703 
Westfalen 32524 18027 
Württemberg 25281 13992 
Gliedkirchen zusammen 213813 119827 
Gesamtkirchliche 

Zusammenschlüsse 1659 609 
Insgesamt 215472 120436 
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Aus der Fülle des Zahlenmaterials werden nachfolgend für den Gesamtbereich 
der EKD die wichtigsten Ergebnisse analysiert. 


2. Mitarbeiter nach Rechtsverhältnissen und Altersgruppen 
(Tabelle 1) 


Wie bereits in den Vorbemerkungen ausgeführt wurde, waren am 15. Februar 
1973 im Bereich der EKD rd. 245 000 Mitarbeiter im kirchlichen und diako- 
nischen Dienst tätig; von ihnen wurden 215472 oder rd. 88% durch die Mitar- 
beiterstatistik erfaßt. Die Erfassungsquote belief sich im Bereich der verfaßten 
Kirche auf nahezu 100% und im Diakoniebereich auf rd. 76%. 


Von den 215472 erfaßten Mitarbeitern entfallen auf 


Pfarrer, Pastorinnen 13913 oder 6,5% 
Kirchenbeamte 3661 oder 1,7% 
Angestellte 97783 oder 45,4% 
Arbeiter 44271 oder 20,5% 
Schwestern (soweit nicht im Angestelltenverhältnis) 8353 oder 3,9% 
Hauptberufliche Mitarbeiter zusammen 167981 oder 78,0% 
Mitarbeiter in einem Ausbildungsverhältnis 

zum Dienst als Pfarrer, Pastorin 812 oder 0,4% 
zum Kirchenverwaltungsdienst 290 oder 0,1% 
zu anderen Berufen 2809 oder 1,3% 


Mitarbeiter in einem Ausbildungsverhältnis zusammen 3911 oder 1,8% 


Nebenberufliche Mitarbeiter mit Entgelt 43580 oder 20,2% 
Haupt- und nebenberufliche Mitarbeiter insgesamt 215472 oder 100,0% 


In der Untergliederung nach dem Alter zeigt sich vor allem für die Schwestern 
(Diakonissen, Diakonieschwestern, Verbandsschwestern mit Gestellungsvertrag 
oder in mutterhauseigenen Einrichtungen) und daneben für die Pfarrer ein im 
Verhältnis zu den Erwerbstätigen im Bundesgebiet und auch zu den übrigen 
im kirchlichen und diakonischen Dienst stehenden Mitarbeitern ungünstiger Al- 
tersaufbau. So waren am Erhebungsstichtag 38,8% aller Schwestern und 24,7% 
aller Pfarrer und der in einem ähnlichen Rechtsverhältnis stehenden Personen 
60 Jahre und älter. Zum Vergleich sei darauf hingewiesen, daß im Bundesge- 
biet nur rd. 7% aller erwerbstätigen Frauen und rd. 9% aller erwerbstätigen 
Männer im Alter von 60 und mehr Jahren stehen. Die entsprechenden Anteile 
betrugen bei den Kirchenbeamten 12,1% und bei den Angestellten lediglich 
9,0%. 

Die Aufteilung der Mitarbeiter in den einzelnen Rechtsverhältnissen nach An- 
stellungsträgern zeigt erwartungsgemäß erhebliche Unterschiede. So ist die Zahl 


373 


der in den freien Trägern der Diakonie (z.B. Eingetragener Verein, Stiftung, 
GmbH) tätigen Angestellten und Arbeiter wesentlich höher als im Bereich der 
verfaßten Kirche. Für die Gruppe der nebenberuflichen Mitarbeiter mit Entgelt 
liegt der Schwerpunkt hingegen eindeutig bei den Kirchengemeinden. Von den 
insgesamt erfaßten 43580 nebenberuflichen Mitarbeitern sind allein 36339 
oder 83,4% bei Kirchengemeinden angestellt; bei ihnen handelt es sich zu ei- 
nem erheblichen Teil um nebenberufliche Kirchenmusiker, Pfarramtssekretärin- 
nen und Küster. 


3. Mitarbeiter nach der Art der Tätigkeit, dem Geschlecht 
und nach den Rechtsverhältnissen (Tabellen 2 und 3) 


a) Die Gliederung der Mitarbeiter nach dem Geschlecht 


Nach den Ergebnissen der Mitarbeitererhebung vom 15. Februar 1973 entfallen 
von den 215472 erfaßten Mitarbeitern im kirchlichen und diakonischen Dienst 
auf Männer 65048 oder 30,2% und 
auf Frauen 150424 oder 69,8%. 
Im gesamten kirchlichen und diakonischen Dienst sind also mehr als doppelt so 
viele Frauen tätig wie Männer. Demgegenüber ergibt sich im Bundesgebiet für 
die Zusammensetzung der Erwerbstätigen nach dem Geschlecht das umgekehrte 
Bild: rd. 63% der Erwerbstätigen sind Männer und rd. 37% Frauen. 


b) Die Gliederung der Mitarbeiter nach der Art der Tätigkeit 


Aus der Untergliederung der durch die Erhebung erfaßten Mitarbeiter nach den 
von ihnen ausgeübten Tätigkeiten (Art der Tätigkeit) ist ersichtlich, daß in dem 
Bereich „Verkündigung und Seelsorge“ 13 799 Personen (6,4% der Gesamtzahl 
der erfaßten Mitarbeiter im kirchlichen und diakonischen Dienst) tätig sind. Bei 
diesem Personenkreis handelt es sich mit überwiegender Mehrheit um Gemeinde- 
pfarrer. Für die Kirchenmusiker, Küster, Gemeindehelfer(innen) und Diakone 
sowie die im Friedhofsdienst beschäftigten Personen — auch sie stehen zum 
größten Teil im Gemeindedienst — errechnen sich im einzelnen folgende Zah- 
len: 


in % der erfaßten 





Anzahl Mitarbeiter 
Kirchenmusiker 12588 5,8% 
Küster 12087 5,6% 
im Friedhofsdienst tätige Personen 2307 1,2% 
Gemeindehelfer(innen), Diakone 2114 1,0% 





Bei diesen Zahlen muß allerdings berücksichtigt werden, daß es sich bei den 
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Kirchenmusikern, Küstern und den im Friedhofsdienst stehenden Personen zum 
großen Teil um nebenberufliche Mitarbeiter handelt. 

In einigen Arbeitsgebieten mit relativ hohen Beschäftigtenzahlen gehört der 
eine Teil der dort tätigen Mitarbeiter zu Anstellungsträgern im Bereich der ver- 
faßten Kirche und der andere zu solchen im Diakonie-Bereich. So entfallen 
von den 30967 im „Sozialpädagogischen Dienst, Erziehungsdienst‘‘ ermittel- 
ten Mitarbeitern (14,4% der erfaßten Mitarbeiter in verfaßter Kirche und Dia- 
konie) rd. zwei Drittel auf den Bereich der verfaßten Kirche; bei ihnen handelt 
es sich vor allem um die von Kirchengemeinden angestellten Kindergärtnerin- 
nen, Kinderpflegerinnen und Kindergartenhelferinnen. Für die 56532 im „Haus- 
und Wirtschaftsdienst“ tätigen Mitarbeiter (26,2% der Mitarbeiter im kirchli- 
chen und diakonischen Dienst) ergibt sich dagegen das umgekehrte Verhältnis: 
Hier zählen rd. zwei Drittel der Mitarbeiter zu Anstellungsträgern im Bereich 
der Diakonie und rd. ein Drittel zu Dienstherren im Bereich der verfaßten Kir- 
che.. Eine ähnliche Aufteilung errechnet sich für die 6504 Mitarbeiter im Be- 
reich „‚Sozialpflegerischer Dienst“ (3,0% der Gesamtzahl der erfaßten Mitarbei- 
ter); dieser Bereich umfaßt auch die in der Haus- und Altenpflege tätigen Per- 
sonen. 

Zum weit überwiegenden Teil (zwischen 80% und 90%) im Dienst von An- 
stellungsträgern der Diakonie stehen die Mitarbeiter folgender Tätigkeitsberei- 
che: 


in % der erfaßten 





Anzahl Mitarbeiter 
Pflegerischer Dienst (Krankenpflege) 26644 12,4% 
Ärztlicher Dienst 2967 1,4% 
Medizinisch-technischer Dienst 2323 1,1% 
Fachdienst in Ausbildungs- 
und Anlernbetrieben 1102 0,5% 





Auf den Verwaltungs- und Bürodienst entfallen 30290 oder 14,1% der insge- 
samt erfaßten Mitarbeiter. Der Anteil der im Verwaltungs- und Bürodienst 
Beschäftigten an der Gesamtzahl der Mitarbeiter in verfaßter Kirche und Dia- 
konie ist damit etwas niedriger als der entsprechende Anteil an der Gesamt- 
zahl der im öffentlichen Dienst (Bund, Länder, Gemeinden) Beschäftigten; er 
belief sich am Stichtag 2. Oktober 1972 auf 18,6%. 


c) Die Gliederung der Mitarbeiter nach der Art der Tätigkeit und dem 
Geschlecht 


In der Untergliederung der Mitarbeiter nach dem Geschlecht und den von ih- 
nen ausgeübten Tätigkeiten zeigen sich erhebliche Unterschiede. 
Im einzelnen überwiegen die Männer vor allem in folgenden Tätigkeitsberei- 


chen: 
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Verkündigung und Seelsorge 94,8% von 13799 


Kirchenmusik 64,8% von 12588 
Ärztlicher Dienst 74,4% von 2967 
Friedhofsdienst 86,5% von 2577 
Fachdienst in Ausbildungs- und Anlernbetrieben 60,2% von 1102 
Technischer Dienst, Bauwesen 96,6% von 846 
Öffentlichkeitsarbeit 62,0% von 345 
Volksmissionarischer Dienst 76,4% von 233 


Relativ hohe Anteile für die Frauen errechnen sich demgegenüber für die mei- 
sten diakonischen Tätigkeitsbereiche und für den Verwaltungsdienst: 

Haus- und Wirtschaftsdienst (einschl. Garten-, 

Landwirtschafts-, Werkstätten- und Raumpflegedienst) 85,0% von 56532 
Sozialpädagogischer Dienst, Erziehungsdienst 


(einschl. Heilpädagogischer Dienst) 90,8% von 30967 
Verwaltungs- und Bürodienst 66,4% von 30290 
Pflegerischer Dienst (Krankenpflege) 88,6% von 26644 
Sozialpflegerischer Dienst 

(z.B. Haus-, Altenpflege) 94,5% von 6504 
Tätigkeit in der Sozialarbeit (z.B. Beratung, 

spezielle Fürsorge, Anleitung) 60,2% von 2576 
Medizinisch-technischer Dienst 87.1% von 72303 
Tätigkeit als Gemeindehelfer(in), Diakon im allge- 

meinen Gemeindedienst 623%. von: 2112 
Medizinisch-pädagogischer Dienst 85,3% von 877 
Archiv- und Bibliotheksdienst 67,1% von 429 
Pharmazeutischer Dienst 89,8% von 205 


In den Bereichen „Lehr- und Vortragstätigkeit, Kirchliche Unterweisung“, 
„Männer-, Frauen-, Jugendarbeit einschl. Erwachsenenbildung“ und ‚‚Küster- 
dienst“ sind — überschläglich berechnet — jeweils zur Hälfte Männer und 
Frauen tätig. 


d) Die Gliederung der Mitarbeiter nach der Art der Tätigkeit und nach den 
Rechtsverhältnissen 


Die Aufbereitung der erhobenen Daten nach den Rechtsverhältnissen der Mit- 
arbeiter, untergliedert nach den von ihnen ausgeübten Tätigkeiten, führte zu 
folgenden Ergebnissen: 

Von den im Abschnitt 2 ausgewiesenen 13913 Pfarrern, Pastorinnen und 
in einem ähnlichen Rechtsverhältnis stehenden Personen ist erwartungsgemäß 
der weitaus größte Teil in dem Bereich „Verkündigung und Seelsorge“ tätig. 
Nennenswerte Zahlen errechnen sich daneben nur noch für die in den Berei- 
chen „Lehr- und Vortragstätigkeit, Kirchliche Unterweisung“, „‚Männer-, Frauen-, 
Jugendarbeit einschl. Erwachsenenbildung“ und „Verwaltungsdienst‘ beschäftig- 
ten Pfarrer. Im einzelnen entfallen auf die Bereiche 
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Anzahl der in % der erfaßten 


Pfarrer Pfarrer 
Verkündigung und Seelsorge 12529 90,1% 
Lehr- und Vortragstätigkeit an Hochschu- 
len, Schulen, Akademien und dgl., Kirch- 
liche Unterweisung einschl. Dienst als 
Schulpastor 873 6,3% 
Verwaltungsdienst 168 1,2% 
Männer-, Frauen-, Jugendarbeit 
einschl. Erwachsenenbildung 147 1,1% 
4 Bereiche zusammen 13717 98,7% 


Die 3661 Kirchenbeamten verteilen sich vor allem auf folgende Tätigkeitsbe- 
reiche: 


Anzahl der in % der erfaßten 
Kirchenbeamten Kirchenbeamten 





Verwaltungs- und Bürodienst | 1745 47,7% 
Lehr- und Vortragstätigkeit an 
Hochschulen, Schulen, Akademien 





und dgl. 1372 36,1% 
Dienst als Gemeindehelfer(in), Dia- 

kon im allgem. Gemeindedienst 112 3,1% 
Kirchenmusik 70 1,9% 
Technischer Dienst, Bauweisen 69 1,9% 
Tätigkeit in der Sozialarbeit (z.B. Be- 

ratung, spezielle Fürsorge, Anleitung) 67 1,8% 
6 Bereiche zusammen 3385 92,5% 


Der überwiegende Teil der 97783 Angestellten ist in folgenden Aufgabenberei- 
chen tätig: 


Anzahl der in % der erfaßten 





Angestellten Angestellten 

Sozialpädagogischer Dienst, Erziehungs- 

dienst (einschl. Heilpädagogischer Dienst) 25613 26,2% 
Verwaltungs- und Bürodienst 21081 21,6% 
Pflegerischer Dienst (Krankenpflege) 19103 19,5% 
Haus- und Wirtschaftsdienst 7419 7,6% 

a a 1 a nn 
4 Bereiche zusammen 73216 74,9% 
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Von den 44271 Arbeitern sind beschäftigt im 
Anzahl der in % der erfaßten 


Arbeiter Arbeiter 
Haus- und Wirtschaftsdienst (einschl. 
Garten-, Landwirtschafts-, Werkstätten- 
dienst, Dienst als Kraftfahrer, Hausmei- 
ster, Raumpflegerin) 36022 81,4% 
Pflegerischen Dienst (Krankenpflege) 2447 5,5% 
2 Bereiche zusammen 38469 86,9% 


Die Mehrheit der 8353 Schwestern (ohne Schwestern im Angestelltenverhält- 
nis; sie sind in den Zahlen der Angestellten enthalten) arbeitet in folgenden 
Tätigkeitsbereichen: 


Anzahl der in % der erfaßten 





Schwestern Schwestern 

Pflegerischer Dienst (Krankenpflege) 4133 49,5% 
Haus- und Wirtschaftsdienst 1112 13,3% 
Sozialpflegerischer Dienst 

(z.B. Haus-, Altenpflege) 905 10,8% 
Verwaltungs- und Bürodienst 756 9,1% 
Sozialpädagogischer Dienst, Erziehungs- 

dienst (einschl. Heilpädagogischer Dienst) 728 8,7% 

5 Bereiche zusammen 7634 91,4% 


Die 812 Mitarbeiter in einem Ausbildungsverhältnis zum Dienst als Pfarrer 
(Pastorin) sind erwartungsgemäß vor allem in dem Bereich „Verkündigung und 
Seelsorge“ tätig. Für sie ergibt sich im einzelnen folgendes: 


Anzahl der in % der 
Mitarbeiter in einem 
Ausbildungsverhältnis 
zum Dienst 

als Pfarrer (Pastorin) 








Verkündigung und Seelsorge 581 71,6% 
Sozialpädagogischer Dienst, Erziehungsdienst 

(einschl. Heilpädagogischer Dienst) 125 15,4% 
2 Bereiche zusammen 706 87,0% 
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Wie ebenfalls zu erwarten war, sind die 289 Mitarbeiter in einem Ausbildungs- 
verhältnis zum Kirchenverwaltungsdienst fast ausschließlich (97,2%) im Tätig- 
keitsbereich ‚„Verwaltungs- und Bürodienst“ eingesetzt. 

Für die Tätigkeit der 2809 Mitarbeiter in einem Ausbildungsverhältnis zu an- 
deren Berufen sind folgende Schwerpunkte festzustellen: 


Anzahl der in % der 
Mitarbeiter in einem 
Ausbildungsverhältnis 

zu anderen Berufen 


Sozialpädagogischer Dienst, Erziehungsdienst 





(einschl. Heilpädagogischer Dienst) 1633 58,1% 
Haus- und Wirtschaftsdienst 401 14,3% 
Pflegerischer Dienst (Krankenpflege) 382 13,6% 
Ärztlicher Dienst 100 3,6% 
4 Bereiche zusammen 2516 89,6% 


Die Tätigkeit der 43581 nebenberuflichen Mitarbeiter mit Entgelt erstreckt 
sich vornehmlich auf folgende Aufgabenbereiche: 


Anzahl der in % der 
nebenberuflichen 
Mitarbeiter 


mit Entgelt 





Haus- und Wirtschaftsdienst 


(einschl. Raumpflegedienst) 11546 26,5% 
Kirchenmusik 10963 25,2% 
Küsterdienst 8889 20,4% 
Verwaltungs- und Bürodienst 6037 13,9% 


Sozialpädagogischer Dienst, 

Erziehungsdienst (einschl. Heilpädago- 

gischer Dienst) 1578 3,6% 
Lehr- und Vortragstätigkeit an Hochschu- 

len, Schulen, Akademien und dgl., Kirch- 


liche Unterweisung 1266 2,9% 
6 Bereiche zusammen 40279 92,5% 
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4. Mitarbeiter nach der Art der Tätigkeit 
und dem Arbeitsfeld (Tabelle 4) 


Im Rahmen der maschinellen Aufbereitung wurden die Daten der erfaßten 
Mitarbeiter auch nach den Arbeitsstätten, in denen sie tätig sind, ausgewertet. 
Hier zeigen sich folgende Ergebnisse: 

Von den 215472 erfaßten Mitarbeitern sind allein 57357 oder über ein Vier- 
tel im Bereich von Kirchengemeinden tätig. Bei ihnen handelt es sich, wie be- 
reits im Abschnitt 3 ausgeführt wurde, zum größten Teil um Pfarrer, neben- 
berufliche Kirchenmusiker, Küster sowie Pfarramtssekretärinnen. 

Von den in Kirchengemeinden tätigen Mitarbeitern entfallen auf: 


Pfarrer, Pastorinnen oder in einem ähnlichen 


Rechtsverhältnis stehende Personen 10619 oder 18,5% 
Kirchenmusiker 12219 oder 21,3% 
Küster 11909 oder 20,8% 
in der Gemeindeverwaltung tätige Personen 8857 oder 15,4% 
im Haus- und Wirtschaftsdienst stehende Mitarbeiter 7686 oder 13,4% 
Friedhofsarbeiter 2083 oder 3,6% 
Gemeindehelferinnen, Diakone 1827 oder 3,2% 
Zusammen 55200 oder 96,2% 


Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, daß es sich bei den Kirchenmusikern, 
Küstern, den in der Gemeindeverwaltung tätigen Personen, den im Haus- und 
Wirtschaftsdienst stehenden Mitarbeitern und bei den Friedhofsarbeitern zum 
großen Teil um nebenberufliche Mitarbeiter handelt. 

In Kindertagesstätten (Kindertagesheimen, Kindergärten, Kinderhorten, Krip- 
pen, Kinderspielkreisen) waren am 15. Februar 1973 insgesamt 26 129 Perso- 
nen (12,1% der erfaßten Mitarbeiter) tätig. Von ihnen ist die überwiegende 
Anzahl noch den Mitarbeitern im Bereich von Kirchengemeinden zuzurechnen, 
da die Kindertagesstätten vor allem von Kirchengemeinden getragen werden. 
In den Kindertagesstätten sind neben den nicht ganz 21000 Kindergärtnerin- 
nen, Kinderpflegerinnen und Kindergartenhelferinnen noch 4985 Personen im 
Haus- und Wirtschaftsdienst (einschl. Raumpflege) beschäftigt. 

Insgesamt 38378 Personen arbeiteten am Erhebungsstichtag in Krankenhäu- 
sern, Heilstätten und Kurkliniken, das sind 17,8% der erfaßten Mitarbeiter im 
kirchlichen und diakonischen Dienst. Sie gliedern sich wie folgt auf: 





Pflegerischer Dienst (Krankenpflege) 15271 oder 39,8% 
Haus- und Wirtschaftsdienst 12860 oder 33,5% 
Verwaltungs- und Bürodienst 3677 oder 9,6% 
Ärztlicher Dienst 2788 oder 7,3% 
Medizinisch-technischer Dienst 2172 oder 5,7% 
Zusammen 36768 oder 95,9% 
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Relativ hohe Zahlen errechnen sich daneben für die in Behindertenheimen, 
Heil- und Pflegeanstalten, Heimen der Altenhilfe, Jugendlichen-, Kinder- und 
Säuglingsheimen (einschl. Fürsorgeerziehung, Freiwillige Erziehungshilfe, Heil- 
pädagogik) Beschäftigten. Auf die genannten Heime und Anstalten entfallen 
zusammen 43306 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (20,1% der durch die Er- 
hebung erfaßten Mitarbeiter), die sich vor allem auf die folgenden Aufgaben- 
bereiche verteilen: 


Haus- und Wirtschaftsdienst 19726 oder 45,6% 
Pflegerischer Dienst (Krankenpflege) 7609 oder 17,6% 
Sozialpädagogischer Dienst, Erziehungsdienst 

(einschl. Heilpädagogischer Dienst) 7363 oder 17,0% 
Sozialpflegerischer Dienst 

(Haus- und Altenpflege u.ä.) 3568 oder 8,2% 
Verwaltungs- und Bürodienst 3092 oder 7,1% 
Zusammen 41358 oder 95,5% 


Insgesamt gesehen ergibt sich, daß von den 215472 erfaßten Mitarbeitern allein 
165170 oder über drei Viertel in Kirchengemeinden, Kindertagesstätten, Kran- 
kenhäusern, Heilstätten und Kurkliniken sowie in Heimen für Behinderte, 

Heil- und Pflegeanstalten, Heimen der Altenhilfe und in Heimen für Jugendli- 
che, Kinder und Säuglinge tätig sind. 


381 


EIBEIT tvrSEr HO6E 08T 887 cIı8 SIEY9T ILT8 6Irr 165 96 EISE OI8EI USUIUIESNZ 








695 TI 1E79 8 3 $ T 0€€£9 00S I 8E07 886 1 SL 6LL Zyaur pun S9 
cos IT TEIS 8 9 T E E9e9T = LOLI ce6r 8.99 123 L697 s9 1ayun stq 09 
ISYLE 8LSL IT II L © LS86T  TEBI 9576 css gl 009 LIT 09 Iajun stq 05 
ITIrr 6816 09 9 € II LLESE -. Y8ST 9901 86€ 81 vLOl ssIrv 05 Iaun sIq Op 
89E6r 06 0Sr L8l el 057 YLEGE  L86 7968 LZEVT 0szI srEer Or Iayun sıq OE 
T6T8r ELEI LSEt. DISST 857 8rS TI9sgE 199 ZLL8 6987 91T RX 0E Tayun sıq 
uaysıTyparfy) 

























“- Joyun sıq 
juesa3 mo3yug POjargı| aapeaeng | 9 uirong uswuıes | ajwesq | (‚usuulsorseg Ga 
uaIapue | -[Jemrsausyp | “Iorseyg sie uIs}samysS | Iofaqıy | ayfeısaduy Das >® 
-suI yuı Isloqse -Nz -USYUONY 1011eJd 
nz -1y unz jsusiq unz 
zsyogre | -NM yon 
-AMW ‚janroquagaN sTUEUTOA 






sTUyeyIsAsdunpfIgsny Waurs ur Iolaqreyw IoNagqreiM Syarnıagydney 





-sIy0aA 





EL6T enigag SI :3eIyans 
usddnsısyjy pun uosstugjeyrsas>7y9>y ydeu Jsuaig] uSy9stuoyerp pun usyonysary un sapoqzeiiw I 2TloqgeL 


382 


"PNOqTeNM USPuSysJs STUEYUTSASIUISY usyanuye waus ur I9p 'Tyosurg (I 








wLvsIe I8Ser OI6E 6087 687 cIı8 186L91 ESE8 ILzvr €8LL6 199€ El6El uaururesnz 
Tsy9zı 8E79 8 € 5 = 9079 vIsı 607 L7OT t8 vEel Iyauı pun s9 
18917 6EIS 8 9 T = vEesgı szLl Syr6r 1629 19€ 60L7T sy ıayun stq 09 
06LLE 6LSL IT TI L € 0610€E 8r8l 6876 80891 LI9 8Tzg1 09 Jayun sıq 05 
vIosr 9616 09 9% € II SSLSE 6651 10701 LSIY8I voll L6lr 05 J9yun stq Op 
ITE Er SS06 0Sr L8I el 057 ITE0Or 666 v868 6L9PT 0871 6LEr Or Iayun stq QE 
605 84 vLE9 EIEE  9SST 657 123 dLLgE 59 £088 17887 LIT IX 0€ Iunsıq 
Sssn[yPsuswuresnZ Ayamy>IPWes>3 pun uaysarjpans) 
6591 LE 9 S I 7 9191 78 wi I6T I 86 eo uaururesnz 
€8 L = 5; 5 Fri 9L 12 II 6€ r S Iyauı pun <g 
6Ll 8 = Ze wi FF IL IT [a1 eil el au s9 ı2jun sıq 09 
vEE I z = = = 1333 91 ee 957 LI II 09 Ioyun stq 05 
88E L ” z = = 18€ SI Se 657 0€ [a7 05 Jun sıq Op 
85r El = = = = Str [ai 07 Ts€ 0€ TE Or oyun sıq 0E 
LIT I 9 5 I Pr OIT v le ul I T 0E Isyunsıq 


Sssaydsuswuuresn?z Jydny>IDyyureseg 


383 


Tabelle 2 Mitarbeiter im kirchlichen und diakonischen Dienst 


nach der Art der Tätigkeit und dem Geschlecht 
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3. Aufkommen an Kirchensteuern im Rechnungsjahr 1974 


Im Jahre 1974 betrug das Istaufkommen an Kirchensteuern und Kirchgeld 
(nach Abzug der Erhebungskosten) in den Gliedkirchen der Evangelischen Kir- 
che in Deutschland (EKD) und in den katholischen Bistümern des Bundesge- 
bietes insgesamt rd. 7,5 Milliarden DM, das waren rd. 0,8 Milliarden DM oder 
11,3% mehr als im Vorjahr. Zum Vergleich der Größenordnungen sei darauf 
hingewiesen, daß die Einnahmen des Bundes an Tabaksteuern im Berichtsjahr 
mit über 8,9 Milliarden DM das Gesamtaufkommen an Kirchensteuern und 
Kirchgeld um rd. 1,5 Milliarden DM oder 19,4% übertrafen. 

Das Istaufkommen an Kirchensteuern und Kirchgeld im Bereich der EKD be- 
lief sich im Jahre 1974 auf insgesamt 4,01 Milliarden DM und lag damit um 
0,35 Milliarden DM oder 9,7% über dem des Jahres 1973. Dieser Betrag setzt sich 
fast ausschließlich aus dem Aufkommen an Kirchenlohn- und -einkommen- 
steuer zusammen; es betrug im Berichtsjahr 4,00 Milliarden DM. Gegenüber 
dem vorangegangenen Jahr sind die Einnahmen aus der Kirchenlohn- und -ein- 
kommensteuer um 0,36 Milliarden DM oder 9,9% gestiegen. Die Zuwachsrate 
der Kirchenlohn- und -einkommensteuer hat sich somit gegenüber den voran- 
gegangenen Jahren — ähnlich der Entwicklung der Zuwachsraten des Aufkom- 
mens an Lohn- und veranlagter Einkommensteuer im Bundesgebiet — erheblich 
abgeschwächt. 





Einnahmen 
aus der veranlagten Einkommen- und Lohnsteuer im Bundesgebiet und 
aus der Kirchenlohn- und -einkommensteuer im Bereich der EKD 
in den Jahren 1966 bis 1974 








Bundesgebiet 









Zunahme gegenüber Zunahme gegenüber 





Jahr 





1966 35,1 1,6 


1967 353 0,6 0,6 1,6 0,0 0,0 
1968 38,4 8,5 9,2 17 Te 1,3 
1969 44,0 14,8 25,4 1,9 13,3 21,6 
1970 S14 16,0 45,4 2 12,7 32 
1971 61,1 19,7 74,0 24 22,0 67,2 
1972 m, 192 107,5 3,1 17,1 952 
1973 87,7 20,3 149,7 3,6 15,4 126,1 
1974 98,8 12,6 181,1 4,0 39 149,9 


1) Differenzen in den prozentualen Zunahmen ergeben sich durch Auf- bzw. Abrunden 
der DM-Beträge. 
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Die Verminderung der Zuwachsraten der Gesamtaufkommen an Lohn- und ver- 
anlagter Einkommensteuer sowie an Kirchenlohn- und -einkommensteuer ist vor 
allem auf die im Frühsommer 1974 einsetzende und sich bald darauf voll aus- 
wirkende wirtschaftliche Rezession zurückzuführen. Dabei kann davon ausge- 
gangen werden, daß die Zuwachsraten des Berichtsjahres nur infolge der im 
Winter und Frühjahr 1974 in Kraft getretenen relativ hohen Lohn- und Gehalts- 
steigerungen nicht noch mehr zurückgegangen sind. Die Arbeitnehmer sind auf 
Grund dieser Lohn- und Gehaltserhöhungen immer stärker in die Progression 
der Lohn- und Einkommensteuer geraten. Die Progression ist bis Ende 1974 
den inflationär bedingten Einkommenssteigerungen nicht angepaßt worden 

und setzte daher noch immer bei jenen Einkommensgrenzen an, die in der 
Vergangenheit als angemessen angesehen wurden. 

Die Einnahmen aus der Kirchenlohn- und -einkommensteuer sind im Jahre 
1974 in allen Gliedkirchen der EKD gestiegen. Dabei errechnen sich allerdings 
für die überwiegende Mehrheit der Gliedkirchen rückläufige Zuwachsquoten. 

Im einzelnen ist festzustellen, daß die Erträge aus der Kirchenlohn- und 
einkommensteuer in den Gliedkirchen Eutin (23,4%), Schaumburg-Lippe 
(21,9%), Lübeck (21,2%), Baden (14,5%) und Bremen (14,2%) prozentual 
stärker und in den Gliedkirchen Braunschweig (3,1%) und Hamburg (6,3%) 
verhältnismäßig schwächer zugenommen haben als der entsprechende Betrag 
im EKD-Durchschnitt, der um 9,9% höher war als im Vorjahr. 

Rechnet man das Aufkommen aus der Kirchenlohn- und -einkommensteuer 
auf die Zahl der Kirchenglieder um, so ergibt sich für den Gesamtbereich der 
EKD ein pro-Kopf-Betrag von 141,80 DM. Die höchsten Aufkommen je Kir- 
chenglied ergeben sich mit 173,96 DM bzw. 168,39 DM für die Gliedkirchen 
Rheinland sowie Hessen und Nassau. Demgegenüber liegen die pro-Kopf-Beträ- 
ge in den Gliedkirchen Oldenburg und Schleswig-Holstein mit 93,28 DM bzw. 
94,01 DM weit unter dem Gesamtdurchschnitt im EKD-Bereich. 
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4. Bauaufwendungen in den Kirchengemeinden 
der Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland 
in den Rechnungsjahren 1972 und 1973 


Die Baufaufwendungen in den Kirchengemeinden der Gliedkirchen der Evan- 
gelischen Kirche in Deutschland (EKD) im Rechnungsjahr 1973 wurden ähnlich 
wie in den vergangenen Jahren auf Grund einer Umfrage ermittelt. Die Ergeb- 
nisse der Erhebung sind aus den im Anschluß an diese Ausführungen abgedruck- 
ten Tabellen ersichtlich. 

Nach den nunmehr vorliegenden Ergebnissen betrugen die Bauausgaben der 
Kirchengemeinden in den Gliedkirchen der EKD (ohne Gliedkirche Hessen und 
Nassau) im Rechnungsjahr 1973 insgesamt 699,5 Millionen DM; das waren 
21,9% mehr als 1971 (für das Jahr 1972 liegen keine voll vergleichbaren Zah- 
len vor). Bei der Beurteilung dieser Entwicklung muß aber berücksichtigt wer- 
den, daß die Baupreise in der Bundesrepublik Deutschland von 1971 bis 1973 
bei anhaltender Hochkonjunktur und Vollbeschäftigung um 15,0% gestiegen 
sind. Werden die Bauausgaben rechnerisch um die Erhöhung der Baupreise be- 
reinigt, so zeigt sich, daß die Bauaufwendungen der Kirchengemeinden im Jah- 
re 1973 nur um 6,0% höher waren als 1971. 

Von dem Gesamtbetrag in Höhe von 699,5 Millionen DM entfielen 477,0 Mil- 
lionen DM oder 68,2% auf Ausgaben für Neubauten und 222,5 Millionen DM 
oder 31,8% auf solche für Instandsetzungen. Den Ausgaben für Instandsetzun- 
gen und laufende Bauunterhaltung kommt eine ständig wachsende Bedeutung 
zu. So stiegen die Aufwendungen für Instandsetzungen und für laufende Unter- 
haltung der Bauwerke von 1971 auf 1973 um 27,8%, während die Ausgaben 
für Neubauten nur um 19,5% zunahmen. Entsprechend dieser Entwicklung hat 
sich der Anteil der Ausgaben für Instandsetzungen an den gesamten Bauaufwen- 
dungen von 29,8% im Jahre 1971 auf 31,8% im Berichtsjahr erhöht; der ent- 
sprechende Anteil der Ausgaben für Neubauten ging im gleichen Zeitraum von 
70,2% auf 68,2% zurück. 

In der Aufteilung der Bauausgaben nach Gebäudearten ergibt sich ein im gro- 
ßen und ganzen ähnliches Bild wie im Jahre 1971.So lagen im Berichtsjahr die 
Schwerpunkte der Neubautätigkeit nach wie vor bei den Gemeindezentren, 
Gemeindehäusern und Kindergärten. Im einzelnen entfielen 1973 von den Ge- 
samtausgaben für Neubauten 

99,7 Millionen DM oder 20,9% auf Gemeindezentren, 

98,8 Millionen DM oder 20,7% auf Kindergärten und 

90,0 Millionen DM oder 18,9% auf Gemeindehäuser. 

Die Ausgaben für die drei genannten Bauwerksarten beliefen sich auf zusam- 
men 208,5 Millionen DM, das waren über drei Fünftel der Gesamtaufwendun- 
gen für Neubauten. 

Bei den Aufwendungen für Instandsetzungen und laufende Bauunterhaltung 
handelt es sich zu drei Vierteln um solche für Kirchen und Kapellen, für Pfarr- 
häuser sowie für Gemeindehäuser. Für sie errechnen sich folgende Anteile an den 
Gesamtaufwendungen für Instandsetzen und laufende Bauunterhaltung: 


401 


97,3 Millionen DM oder 43,7% für Kirchen und Kapellen, 
42,8 Millionen DM oder 19,2% für Pfarrhäuser und 
28,9 Millionen DM oder 13,0% für Gemeindehäuser. 


Ausgaben für 


Neubauten laufende Bauunterhaltung 
im Rechnungsjahr 1973 









- 
Han 


N 


IDEE 











Pfarrhäuser 





















i Kirchen, Kapellen 
Sonstige Wohnhä 
I Gemeinsezenren BET erlag 
BEER Gemeindehäuser = Sonstige Gebäude 


Im langfristigen Vergleich zeigt sich, daß die Bauaufwendungen im Jahre 
1973 — legt man die 14 Gliedkirchen zu Grunde, für die vergleichbare Anga- 
ben vorliegen — nominal, d.h. ohne Berücksichtigung der Preissteigerungen, 
um 89,7% über den Ausgaben im Jahre 1962 lagen. Demgegenüber waren die 
realen, auf der Preisbasis des Jahres 1962 errechneten Ausgaben im Jahre 
1973 nur um 1,4% höher als 1962. Während dieses Zeitraumes sind vor allem 
die Ausgaben für Neubauten von Gemeindezentren, Gemeindehäusern, Kinder- 
gärten und Heimen gestiegen. Demgegenüber sind die Aufwendungen für Neu- 
bauten von Kirchen und Kapellen von Jahr zu Jahr weiter zurückgegangen. Der 
dargestellte Vergleich bezieht sich auf die 14 Gliedkirchen Baden, Braunschweig, 
Bremen, Hamburg, Hannover, Kurhessen-Waldeck, Lübeck, Nordwestdeutsch- 
land ref., Oldenburg, Pfalz, Schaumburg-Lippe, Schleswig-Holstein, Westfalen 
und Württemberg. Die Bauaufwendungen in diesen Gliedkirchen machten im 
Jahre 1973 rd. drei Viertel der gesamten Bauausgaben im Bereich der Evange- 
lischen Kirche in Deutschland (ohne Gliedkirche Hessen und Nassau) aus. Die 
Entwicklung der Bauausgaben im Gesamtbereich der 14 genannten Gliedkirchen 
kann daher als repräsentativ für die Entwicklung im Raum der Evangelischen 
Kirche in Deutschland angesehen werden. 
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Tabelle 2a Bauaufwendungen nach Bauwerksarten im 
Jahre 1972 in 1000 DM 
(ohne Gliedkirchen Hessen und Nassau und Westfalen) 






Von den Bauaufwendungen 


Bauaufwendungen (Spalte 1) entfielen auf 






a) 1000 DM 
b)in% 





Gliedkirche 





Berlin (West) a) 23986 1373 8616°) 
b) 100 34 35,9 2 
Rheinland a) 101435 15199 20312 16549 
b) 100 15,0 20,0 16,3 
Kurhessen-Waldeck a) 26456 8976 - 8618 
b) 100 33,9 = 32,6 
Baden a) 59832 5487 9536 8114 
b) 100 92 15,9 13,6 
Pfalz a) 18216 8074 213 2698 
b) 100 44,3 1,2 14,8 
Bremen a) 9450 610 4772 1144 
b) 100 6,5 50,5 12,1 
Hannover a) 59605 16574 1727 13750 
b) 100 27,8 2,9 23,1 
Bayern a) 50450 9612 15023 5383 
b) 100 19,1 29,8 10,7 
Schleswig-Holstein a) 62261 7670 16821 6411 
b) 100 12,3 27,0 10,3 
Hamburg a) 15095 1108 - 1565 
b) 100 Ta = 10,4 
Braunschweig a) 13364 5196 952 2093 
b) 100 38,9 Tel 15,7 
Lübeck a) 3242 - 1343 243 601 
b) 100 41,4 755 18,5 
Schaumburg-Lippe a) 2164 316 — 1186 
b) 100 14,6 = 54,8 
Eutin a) 1651 333 - 188 
b) 100 20,2 = 11,4 
Württemberg a) 76110 20910 16378 12504 
b) 100 PS 285 16,4 
Oldenburg a) 7556 1312 537 1475 
b) 100 17,4 71 19,5 
Lippe a) 5554 1042 1006 2138 
b) 100 18,8 18,1 38,5 
Nordwestdeutschland, ref. a) 4791 946 = 1926 
b) 100 19:7 _ 40,2 
re U a u a FE We 
Summen) a) 541218 106081 96.136 86343 
b) 100 19,6 17,8 16,0 


1) Einschl. Altenheime.- 
2) Einschl. sonstige Ausbildungsstätten und Akademien. 
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Von den Bauaufwendungen 
(Spalte 1) entfielen auf 


Sonstige Friedhofs- { oA Kranken- 
ee 








Sonstige 
Gebäude 












1798 409 486 4241 3 2726 4337 
7,5 1,7 2,0 17,7 a 11,4 18,1 
11574 5729 736 21216 4116 1083 4921 
11,4 5,6 0,7 20,9 4,1 1,1 4,9 
6480 478 42 1613 % 9 239 
24,5 1,8 0,2 6,1 “ 0,0 0,9 
5449 6965 £ 4617 13655 4615 1394 
9,1 11,6 x 77 22,8 = 2,3 
2997 514 22 3184 25 = 489 
16,5 2,8 0,1 17,5 0,1 a 2,7 
1005 1119 Pi 800 > a = 
10,6 11,8 8 8,5 & = er 
11052 2696 1451 8439 0 39 3876 
18,5 4,5 2,4 14,2 0,0 0,1 6,5 
7702 1789 & 10941 = = 2 
15,3 3,5 Ei 21,7 & = 4 
8407 4144 1739 10470 4243 1 2356 
13,5 6,7 2,8 16,8 6,8 0,0 3,8 
1017 389 = 1177 370 = 9470 
6,7 2,6 £ 7,8 2,5 4 62,7 
2443 442 83 1113 5 860 181 
18,3 3,3 0,6 8,3 & 6,4 1,4 
545 192 £ 310 9 = - 
16,8 59 & 9,6 0,3 e 2 
402 6 184 18 x = 50 
18,6 0,3 8,5 0,8 24 2 2,3 
68 430 596 32 x 1 3 
4,1 26,0 36,1 19 & 0,1 0,2 
9593 65 # 9074 x 499 7086 
12,6 0,1 iS 11,9 ws 0,7 9,3 
1510 140 285 1887 £ 2 409 
20,0 1,9 3,8 25,0 = 2 5,4 
285 190 111 654 £ - 126 
5,1 3,4 2,0 11,8 = 2 2,3 
717 550 20 402 & 230 2 
15,0 11,5 0,4 8,4 en 4,8 x 
73044 26247 5755 80188 22418 10063 34937 
13,5 4,8 1,1 14,8 4,1 1,9 6,5 


3) Gemeindezentren einschl. Gemeindehäuser. 
4) Differenzen in den Summen ergeben sich durch Auf- und Abrunden der Zahlen. 
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Tabelle 2b Ausgaben für Neubauten nach Bauwerksarten im Jahre 1972 in 1000 DM 
(ohne Gliedkirchen Hessen und Nassau und Westfalen) 












Von den Ausgaben für Neubauten 
(Spalte 1) entfielen auf 


Anteil der Aus- 
gaben für Neubau- 
ten an den Bau- 
aufwendungenins- 
gesamt in % 







Gliedkirche 














Berlin (West) a) 19301 80,5 354 6983?) 
b) 100 » 1,8 36,2 ? 
Rheinland a) 75796 74,7 8275 18401 11048 
b) 100 10,9 24,3 14,6 
KurhessenWaldeck a) 21507 81,3 6 749 = 7954 
b) 100 31,4 z 37,0 
Baden a) 43391 12,5 757 8771 7163 
b) 100 7 20,2 16,5 
Pfalz a) 12636 69,4 5037 65 2330 
b) 100 39,9 0,5 18,4 
Bremen a) 6585 69,7 64 4317 583 
b) 100 1,0 65,6 8,9 
Hannover #)222 227738 38,1 1494 999 71572 
b) 100 6,6 4,4 33,3 
Bayern a) 30800 61,1 550 12000 3500 
b) 100 1,8 39,0 11,4 
Schleswig-Holstein a) 50305 80,8 4141 16384 4438 
b) 100 8,2 32,6 8,8 
Hamburg a) 13340 88,4 437 = 1231 
b) 100 3,3 = 9,2 
Braunschweig a) 6880 51,5 891 952 2007 
b) 100 13,0 13,8 29,2 
Lübeck a) 2011 62,0 990 216 537 
b) 100 49,2 10,7 26,7 
Schaumburg-Lippe a) 1565 723 65 - 1167 
b) 100 4,2 = 74,6 
Eutin a) 1487 90,1 282 - 173 
b) 100 19,0 - 11,6 
Württemberg a) 48105 63,2 3622 16087 9846 
b) 100 %5 33,4 20,5 
Oldenburg a) 5389 71,3 202 477 1254 
b) 100 3,7 8,9 233 
Lippe a) 4114 74,1 202 734 2059 
b) 100 4,9 17,8 50,0 
Nordwest- a) 3060 63,9 > - 1460 
deutschland, ref. b) 100 = = 47,7 
Summen *) a) 369010 68,2 34112 86386 64322 
b) 100 92 23,4 17,4 


1) Einschl. Altenheime. 
2) Einschl. sonstige Ausbildungsstätten und Akademien. 
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Von den Ausgaben für Neubauten 
(Spalte 1) entfielen auf 


Sonstige Friedhofs- Kinder- Kranken- 
Wohnhäuser kapellen gärten häuser!) Schulen?) 
u nn 











Sonstige 
Gebäude 





1376 139 387 3995 - 2388 3679 
71 0,7 2,0 20,7 — 12,4 19,1 
6808 2950 574 19096 3663 993 3990 
9,0 3,9 0,8 252 4,8 1,3 3 
4827 357 32 1422 _ = 166 
22,4 17 0,1 6,6 _ > 0,8 
3200 5280 - 3990 8980 4022 1228 
7,4 122 _ 9,2 20,7 9,3 2,8 
1626 315 = 2916 - _ 348 
12,9 2,5 = 23;1 _ _ 2,8 
338 635 _ 647 = = = 
Sl 9,6 _ 9,8 - — . 
2800 542 563 6778 _ 33 1954 
12,3 2,4 2,5 29,8 _ 0,1 8,6 
3200 1350 = 10200 — > = 
10,4 4,4 _ 83.1 = = Fr 
5319 3015 1455 9901 3988 — 1666 
10,6 6,0 2,9 19,7 7,9 _ 3,3 
505 389 _ 954 370 e 9455 
3,8 2,9 _ da2 2,8 _ 70,9 
920 6 41 1084 _ 860 120 
13,4 0,1 0,6 15,8 _ 12,5 17, 
147 — _ 112 9 _ _ 
73 = _ 5,6 0,4 = — 
127 2 156 _ _ — 50 
8,1 — 10,0 _ _ - 3,2 
7 415 590 18 _ _ _ 
0,5 27,9 39,7 152 - _ _ 
6303 24 _ 7604 _ 206 4414 
13,1 0,0 —_ 15,8 _ 0,4 9,2 
997 69 245 1786 _ en 358 
18,5 1,3 4,5 33,1 = ne 6,6 
137 153 1 616 _ = 103 
33 3,7 21 15,0 _ = 2,5 
500 500 20 350 _ 230 - 
16,3 16,3 0,7 11,4 _ 7,5 _ 
39137 16139 4174 71469 17010 8732 27531 
10,6 4,4 1,1 19,4 4,6 2,4 7,5 


3) Gemeindezentren einschl. Gemeindehäuser. 
4) Differenzen in den Summen ergeben sich durch Auf- und Abrunden der Zahlen. 
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Tabelle 2c Ausgaben für Instandsetzung und laufende Bauunterhaltung 
nach Bauwerksarten im Jahre 1972 in 1000 DM 
(ohne Gliedkirchen Hessen und Nassau und Westfalen) 













Von den Ausgaben für Instandsetzung 
und Bauunterhaltung (Spalte 1) 
entfielen auf 


Kirchen, Gemeinde- 
Kapellen zentren 


Anteil der Ausgaben 
für Instandsetzung 
und Bauunterhal- 

tung an den 
Bauaufwendungen 
insgesamt in % 














Ausgaben für Instand- 

setzung und Bauunter- 
haltung 

a) 1000 DM 








Gliedkirche Gemeinde- 


häuser 









Berlin (West) a) 4685 "19,5 1019 1632?) 
b) 100 21,8 34,8 2 
Rheinland a) 25639 25,3 6925 1912 5501 
b) 100 27,0 7,5 21,5 
Kurhessen-Waldeck a) 4948 18,7 2227) _ 664 
b) 100 45,0 _ 13,4 
Baden a) 16441 27,5 4730 765 951 
b) 100 28,8 4,7 5,8 
Pfalz a) 5580 30,6 3037 148 368 
b) 100 54,4 27 6,6 
Bremen a) 2866 30,3 546 455 561 
b) 100 19,1 15,9 19,6 
Hannover a) 36 868 61,9 15080 728 6177 
b) 100 40,9 2,0 16,8 
Bayern a) 19650 38,9 9062 3023 1883 
b) 100 46,1 15,4 9,6 
Schleswig-Holstein a) 11956 19,2 3530 438 1973 
b) 100 29,5 3 16,5 
Hamburg a) 1755 11,6 671 _ 334 
b) 100 38,2 _ 19,0 
Braurischweig a) 6484 48,5 4305 _ 88 
b) 100 66,4 - 1,4 
Lübeck a) 1231 38,0 354 27 64 
b) 100 28,8 2 2 
Schaumburg-Lippe a) 599 2160 251 _ 19 
b) 100 41,9 - 32 
Eutin a) 164 99 51 _ 14 
b) 100 31,0 = 8,5 
Württemberg a) 28005 36,8 17288 292 2658 
b) 100 61,7 1,0 9,5 
Oldenburg a) 2168 287 1110 60 222 
b) 100 51.2 2,8 10,2 
Lippe j a) 1440 25,9 840 273 79 
b) 100 58,3 19,0 855 
Nordwest: a) 1731 36,1 946 _ 466 
deutschland, ref. b) 100 DA — 26,9 
Summen®) a) 172209 31,8 71972 9753 22022 
b) 100 41,8 5,7 12,8 





1) Einschl. Altenheime. 
2) Einschl. sonstige Ausbildungsstätten und Akademien. 


412 





Von den Ausgaben für Instandsetzung 
und Bauunterhaltung (Spalte 1) 
entfielen auf 









Pfarr- Sonstige Friedhofs- Kinder- Kranken- Schulen?) Sonstige 
häuser Wohnhäuser kapellen gärten häuser ') = Gebäude 


Be en ee Te we] 


422 270 100 246 en 338 658 
9,0 5,8 2,1 5,3 - I 14,0 
4766 2779 162 2120 453 90 931 
18,6 10,8 0,6 8,3 1,8 0,4 3,6 
1652 121 10 191 u 9 73 
33,4 2,4 02 3,9 = 0,2 135 
2249 1685 = 627 4675 593 166 
13,7 10,2 = 3,8 28,4 3,6 1,0 
1370 199 22 268 25 = 141 
24,6 3,6 0,4 4,8 0,4 = 25 
667 484 m 153 > — - 
23,3 16,9 ae: 5,3 = — _ 
8252 2154 888 1661 0 6 1922 
22,4 5,8 2,4 4,5 0,0 0,0 52 
4502 439 = 741 = = = 
22,9 22 ai 3,8 = - _ 
3088 1129 284 569 254 1 690 
25,8 9,4 2,4 4,8 2 0,0 5,8 
512 = er 223 x - 15 
29,2 + a 12,7 = - 0,9 
1524 436 42 29 - = 61 
23,5 6,7 0,6 0,4 = — 0,9 
398 192 = 198 ” = E= 
32,3 15,6 gu 16,1 = _ = 
276 6 29 18 = _ = 
46,1 1,0 4,8 3,0 = - = 
61 15 6 14 = 1 3 
36,9 8,9 3,5 8,5 = 0,8 1,8 
3296 42 = 1470 = 293 2671 
11,7 0,1 . 52 = 1,0 9,5 
513 71 40 101 2 _ 51 
23,7 3,3 1,8 4,7 _ = 2,4 
149 38 0 38 _— - 23 
10,3 2,6 0,0 2,6 = _ 1,6 
217 50 e 52 = - = 
12,5 2,9 & 3,0 - _ = 
ee Sa EN en ey a eh; 
33908 10110 1583 8719 5407 1331 7405 
19,7 5,9 0,9 5,1 3,1 0,8 4,3 


3) Gemeindezentren einschl. Gemeindehäuser. 
4) Differenzen in den Summen ergeben sich durch Auf- und Abrunden der Zahlen. 
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Tabelle 3a Bauaufwendungen nach Bauwerksarten im Jahre 1973 in 1000 DM 
(ohne Gliedkirche Hessen und Nassau) 









Von den Bauaufwendungen (Spalte 1) 
entfielen auf 





Bauaufwendungen 


Gliedkirche 










Kirchen, 
Kapellen 


a) 1000 DM 
b) in% 





Berlin (West) a) 20831 2465 8019?) 
b) 100 11,8 38,5 : 
Westfalen a) 119626 22358 10295 19510 
b) 100 18,7 8,6 16,3 
Rheinland a) 109321 15761 27185 16391 
b) 100 14,4 24,9 15,0 
Kurhessen-Waldeck a) 31383 11195 - 9933 
b) 100 35,7 = 59,7 
Baden a) 68307 5315 6875 3925 
b) 100 7,8 10,1 5,7 
Pfalz a) 18779 5010 2279 1400 
b) 100 26,7 12,1 5 
Bremen a) 8384 2011 3074 945 
b) 100 24,0 36,7 11,3 
Hannover a) 67452 19803 3742 15 706 
b) 100 29,3 5,5 23,3 
Bayern a) 55102 13897 15211 9386 
b) 100 250 27,6 17,0 
Schleswig-Holstein a) 63937 8398 12788 13493 
b) 100 1351 20,0 21,1 
Hamburg a) 6171 728 1500 684 
b) 100 11,8 24,3 11,1 
Braunschweig a) 17415 5330 1180 3378 
b) 100 30,6 6,8 19,4 
Lübeck a) 3209 1280 zul 354 
b) 100 39,9 2,4 11,0 
Schaumburg-Lippe a) 2302 383 = 1556 
b) 100 16,6 = 67,6 
Eutin a) 1993 167 421 117 
b) 100 8,4 20,1 5,9 
Württemberg a) 85290 18937 17798 17022 
b) 100 222 20,9 20,0 
Oldenburg a) 8505 2630 605 2473 
b) 100 30,9 Fl 29,1 
Lippe a) 7599 1145 1335 1645 
b) 100 15,1 17,6 21,6 
Nordwestdeutschland, ref. a) 3850 1300 800 970 
b) 100 33,8 20,8 25,2 
Sms msn a nn ea aka re 
Summen®) a) 699456 138115 113185 118887 
b) 100 19,7 16,2 17,0 


1) Einschl. Altenheime. 
2) Einschl. sonstige Ausbildungsstätten und Akademien. 
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Von den Bauaufwendungen (Spalte 1) 


entfielen auf 
Sonstige Friedhofs- Kranken- 
ee ee | | 

















Pfarr- 
häuser 






Kinder- 
gärten 


Sonstige 
Gebäude 









578 406 203 2074 0 4565 2521 
2,8 1,9 1,0 10,0 0,0 21,9 12,1 
14878 9209 2023 34119 1685 5548 
12,4 %7 1,7 28,5 1,4 4,6 
13824 7811 762 20 179 4013 199 3197 
12,6 7,1 0,7 18,5 39 0,2 2,9 
7565 272 35 1796 219 23 345 
24,1 0,9 0,1 5,7 0,7 0,1 1,1 
4204 3841 = 8266 8698 4883 22300 
6,2 5,6 - 12,1 12,7 24 32,6 
2662 387 16 6859 52 - 114 
14,2 2,1 0,1 36,5 0,3 = 0,6 
1326 728 - 300 - - - 
15,8 8,7 - 3,6 - - - 
13244 5053 1368 sau 9 5 2752 
19,6 7,5 2,0 8,6 0,0 0,0 4,1 
10762 846 - 5000 - - - 
19,5 1,5 = 9,1 - - - 
6815 3414 1894 10014 4228 7 2885 
10,7 5,3 3,0 15,7 6,6 0,0 4,5 
570 _ - 2688 - - - 
9,2 - - 43,6 - - - 
2399 571 218 878 - 3400 61 
13,8 53 1,3 5,0 - 19,5 0,4 
949 336 - 86 - - 128 
29,6 10,5 = 27 _ - 4,0 
165 18 105 21 - - 55 
7,2 0,8 4,6 0,9 = - 2,4 
260 88 312 591 37 - 0 
13,0 4,4 15,7 29,7 1,9 - 0,0 
12390 103 - 11127 - 2961 4951 
14,5 0,1 - 13,0 - 3,5 5,8 
1556 241 256 389 - - 355 
18,3 2,8 3,0 4,6 _ = 4,2 
440 172 18 2572 19 - 253 
5,8 2,3 0,2 33,8 0,3 - 3,3 
650 _ _ 30 = BR 100 
16,9 - - 0,8 = © 2,6 
95237 33493 7210 112759 18961 16043 45566 
13,6 4,8 1,0 16,1 2,7 2,3 6,5 


3) Gemeindezentren einschl. Gemeindehäuser. 
4) Differenzen in den Summen ergeben sich durch Auf- und Abrunden der Zahlen. 
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Tabelle 3b Ausgaben für Neubauten nach Bauwerksarten 
im Jahre 1973 in 1000 DM 
(ohne Gliedkirche Hessen und Nassau) 






















Von den Ausgaben für Neubauten 
(Spalte 1) entfielen auf 


Anteil der Ausgaben 
für Neubauten an den 


Ausgaben für 
Neubauten 





























Bauaufwendungen 
Gliedkirche a) 1000 DM insgesamt Kirchen, | Gemeinde- | Gemeinde- 
in % Kapellen zentren häuser 
2 5 
Berlin (West) a) 15182 72,9 849 6155?) 
b) 100 > 5,6 40,5 ; 
Westfalen a) 92710 77,5 15238 8922 14332 
b) 100 16,4 9,6 15,5 
Rheinland a) 76023 69,5 6274 24810 9121 
b) 100 8,3 32,6 12,0 
Kurhessen-Waldeck a) 25004 79,7 7997 _ 8957 
b) 100 32,0 _ 35,8 
Baden a) 54301 71955 _ 5985 2885 
b) 100 _ 11,0 33 
Pfalz a) 12744 67,9 1261 2219 1162 
b) 100 9,9 17,4 9,1 
Bremen a) 3555 42,4 53 2243 315 
b) 100 15 63,1 8,9 
Hannover a) 30725 45,6 1063 3017 11679 
b) 100 38 9,8 38,0 
Bayern a) 29550 53,6 250 11900 6800 
b) 100 0,8 40,3 23,0 
Schleswig-Holstein a) 50164 78,5 3222 12082 11205 
b) 100 6,4 24,1 22,3 
Hamburg a) 3982 64,5 _ 1500 150 
f b) 100 = 37.7 3,8 
Braunschweig a) 10296 59,1 415 1180 3312 
b) 100 4,0 11;5 32,2 
Lübeck a) 1424 44,4 810 gr 170 
b) 100 56,9 3,1 11,9 
Schaumburg-Lippe a) 1643 71,4 _ — 1448 
b) 100 - _ 88,1 
Eutin a) 1649 82,7 32 403 105 
b) 100 19 24,4 6,4 
Württemberg a) 55420 65,0 2191 17116 14151 
b) 100 4,0 30,9 2555 
Oldenburg a) 5400 63,5 1038 327 2187 
b) 100 19,2 6,1 40,5 
Lippe a) 5674 74,7 132 1023 1528 
b) 100 2,3 18,0 26,9 
Nordwestdeutsch- a) 1550 40,3 - 800 500 
land, ref. b) 100 x 51,6 323 
Summen®) a) 476996 68,2 40825 99726 90007 
b) 100 8,6 20,9 18,9 


1) Einschl. Altenheime. 
2) Einschl. sonstige Ausbildungsstätten und Akademien. 
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Von den Ausgaben für Neubauten (Spalte 1) 
entfielen auf 


































Pfarr- 
häuser 


Friedhofs- 
kapellen 


Sonstige 
Wohnhäuser 


Sonstige 
Gebäude 


Kranken- 


Schulen?) 
häuser!) 









103 33 - 1730 0 4335 1977 
0,7 0,2 _ 11,4 0,0 28,6 13,0 
9683 7292 1729 30885 363 _ 4266 
10,4 1,9 1,9 33,3 0,4 — 4,6 
7954 4776 534 17051 3280 31 2193 
10,5 6,3 0,7 22,4 4,3 0,0 2,9 
5943 145 25 1509 219 _ 209 
23,8 0,6 0,1 6,0 0,9 - 0,8 
1187 1779 = 7205 8698 4373 22189 
2,2 3,3 — 13,3 16,0 8,1 40,9 
1166 248 - 6605 - — 84 
9,1 19 = 51,8 _ - 0,7 
529 372 _ 43 _ _ - 
14,9 10,5 _ 1,2 = _ = 
6114 2732 513 4164 2 - 1442 
19,9 8,9 17 13,5 0,0 - 4,7 
5000 700 - 4900 — = 
16,9 2,4 - 16,6 = = z 
4231 2270 1680 9278 4028 — 2168 
8,4 4,5 3,3 18,5 8,0 _ 4,3 
— _ = 2332 = — = 
— = - 58,6 = z = 
1027 _ 143 818 - 3400 — 
10,0 _ 1,4 19 _ 33,0 _ 
396 2 - 2 = = g= 
27,8 0,1 - 0,1 - — e 
90 _ 79 — — - 25 
555 — 4,8 _ _ _ 1,5 
197 36 308 568 = = = 
11,9 2,2 18,7 34,4 z = = 
7426 49 - 9001 — 2659 2826 
13,4 0,1 - 16,2 = 4,8 551 
1096 129 201 212 — _ 208 
20,3 2,4 3.7 3,9 - - 3,9 
128 150 _ 2506 = = 208 
2,3 2,6 = 44,2 _ - el 
150 _ — = = = 100 
9,7 _ _ _ — — 6,5 
52420 20713 5212 98809 16590 14798 37895 
11,0 4,3 11 20,7 3,5 ER! 1:9 


3) Gemeindezentren einschl. Gemeindehäuser. 
4) Differenzen in den Summen ergeben sich durch Auf- und Abrunden der Zahlen. 
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Tabelle 3c Ausgaben für Instandsetzung und laufende Bauunterhaltung 
nach Bauwerksarten im Jahre 1973 in 1000 DM 
(ohne Gliedkirche Hessen und Nassau) 











Ausgaben für Instand- | Anteil der Ausgaben | Von den Ausgaben für Instandsetzung 







setzung und Bau- für Instandsetzung und Bauunterhaltung (Spalte 1) 
unterhaltung und Bauunterhaltung entfielen auf 
Äh. an den Bauauf- 
Gliedkirche a) 1000 DM wendungen Kirchen, Gemeinde- | Gemeinde- 
b) in % insgesamt in % Kapellen zentren häuser 











ı 2 3 4 
Berlin (West) a) 5649 21 1616 1864?) 
b) 100 28,6 33,0 ; 
Westfalen a) 26916 22,5 7120 1373 5178 
b) 100 26,9 5,1 19,2 
Rheinland a) 33298 30,5 9487 2375 7269 
b) 100 28,5 2.3 21,8 
Kurhessen-Waldeck a) 6379 20,3 3198 — 976 
b) 100 50,1 _ 15,3 
Baden a) 14006 20,5 5315 890 1040 
b) 100 319 6,4 7,4 
Pfalz a) 6035 32,1 3749 61 238 
b) 100 62,1 1,0 3,9 
Bremen a) 4829 57,6 1959 831 630 
b) 100 40,6 17,2 13,0 
Hannover a) 36727 54,4 18740 725 4027 
b) 100 51,0 2,0 11,0 
Bayern a) 25552 46,4 13647 3311 2586 
b) 100 53,4 13,0 10,1 
Schleswig-Holstein a) 13773 21,5 5176 707 2288 
b) 100 37,6 5,1 16,6 
Hamburg a) 2189 35,9 728 = 534 
b) 100 33,3 _ 24,4 
Braunschweig a) 7119 40,9 4915 _ 66 
b) 100 69,0 - 0,9 
Lübeck a) 1785 55,6 470 32 184 
b) 100 26,3 1,8 10,3 
Schaumburg-Lippe a) 660 28,7 383 _ 108 
b) 100 58,0 - 16,4 
Eutin a) 344 113 136 18 11 
b) 100 39,5 352 3,2 
Württemberg a) 29870 35,0 16 746 682 2871 
b) 100 56,1 2,3 9,6 
Oldenburg a) 3106 36,5 1592 278 286 
b) 100 sis 9,0 9.2 
Lippe a) 1926 25,3 1014 313 117 
b) 100 52,6 16,3 6,1 
Nordwestdeutschland, a) 2300 59,7 1300 _ 470 
ref. b) 100 56,5 _ 20,4 
Summen®) a) 222461 31,8 97291 13460 28879 
b) 100 43,7 6,0 13,0 


1) Einschl. Altenheime. 
2) Einschl. sonstige Ausbildungsstätten und Akademien. 
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Von den Ausgaben für Instandsetzung 
und Bauunterhaltung (Spalte 1) 
entfielen auf 

















Pfarr- Sonstige Friedhofs- Kinder- Kranken- Schulen?) Sonstige 
häuser Wohnhäuser kapellen gärten häuser!) Gebäude 
6 les 8 9 10 11 12 

474 373 203 345 _ 231 543 
8,4 6,6 3,6 6,1 _ 4,1 9,6 
5195 1917 293 3235 1322 _ 1282 
19,3 7,1 151 12,0 4,9 _ 4,8 
5870 3035 228 3128 733 169 1004 
17,6 9 0,7 9,4 252 0,5 3,0 
1622 127 10 287 _ 23 136 
25,4 2,0 0,2 4,5 _ 0,4 21 
3017 2062 _ 1061 _ 510 111 
21,5 14,7 — 7,6 _ 3,6 0,8 
1496 139 16 254 52 _ 30 
24,8 2,3 0,3 4,2 0,9 _ 0,5 
797 356 _ 297. _ _ _ 
16,5 7,4 _ 5,3 _ _ = 
7130 2320 855 1607 8 5 1310 
19,4 6,3 2,3 4,4 0,0 0,0 3,6 
5762 146 _ 100 _ _ = 
22,6 0,6 _ 0,4 _ — = 
2584 1144 214 736 200 7 717 
18,8 8,3 1,6 3,3 155 0,1 2 
570 _ _ 356 — — = 
26,0 _ _ 16,3 _ _ = 
1372 571 74 60 _ _ 61 
19,3 8,0 1,0 0,8 _ _ 0,9 
554 334 _ 84 _ _ 128 
31,0 18,7 - 4,7 _ _ 7,2 
75 18 26 21 _ _ 30 
11,4 2,7 3,9 3,2 _ _ 4,5 
63 52 4 23 37 _ 0 
18,3 1551 1,2 6,7 10,8 _ 0,0 
4964 54 _ 2127 _ 302 2125 
16,6 0,2 _ 7.3 — 1,0 7,1 
460 111 55 107, _ _ 147 
14,8 3,6 1,8 5,7 _ _ 4,7 
312 22 18 66 19 _ 45 
16,2 151 0,9 3,4 1,0 _ 23 
500 _ — 30 en = = 
23,7 = Z 1,3 or u 7 
42817 12781 1996 13954 2371 1247 7669 
192) Sl 0,9 6,3 1,1 0,6 3,4 


3) Gemeindezentren einschl. Gemeindehäuser. 
4) Differenzen in den Summen ergeben sich durch Auf- und Abrunden der Zahlen. 
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Anhang 


Die Evangelischen Kirchen 
in der Deutschen Demokratischen Republik 


Von Olaf Lingner 


EINLEITUNG: DIE DDR — DAS „BEZUGSFELD“ 
KIRCHLICHER ARBEIT 


Der Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR (BEKDDR) versteht sich als 

Kirche in der sozialistischen Gesellschaft der DDR. Der kirchliche Auftrag in 

Zeugnis und Dienst soll dieser besonderen Situation gerecht werden. Für die 

Verkündigung und den Dienst der Kirchen in der DDR hat die gesellschafts- 

politische Realität als „Bezugsfeld“ ihre Bedeutung. Eine Darstellung des kirch- 

lichen Handelns muß jedenfalls skizzenhaft auf dieses Bezugsfeld eingehen und 
eine Übersicht der politischen Ereignisse 1974, soweit sie reflexhaft auf das 
kirchliche Handeln Auswirkungen hatten, bringen. 

a) Die außenpolitischen Hauptthemen für die DDR können mit wenigen Stich- 
worten genannt werden: 

— Die friedliche Koexistenz zwischen Staaten mit unterschiedlicher Gesellschafts- 
ordnung; in Zusammenhang mit dieser politischen Thematik steht das Inter- 
esse an der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) 
und an der Menschenrechtsdiskussion, die u.a. im Oktober 1973 auf dem 
Weltfriedenskongreß in Moskau eine Rolle gespielt hat!. 

— Die Unterstützung der nationalen Befreiungsbewegungen (in diesem Zusammen- 
hang spielt Chile aber auch das Nah-Ost-Problem eine besondere Rolle, weiter 
die Befreiungskämpfe in Afrika und die weltweite moralische und materielle 
Unterstützung des Antirassismus). 

— Die Verschärfung des ideologisch zu führenden antiimperialistischen Kampfes 
(die nationalen Befreiungskämpfe sind ein Teil des internationalen antiimperia- 
listischen Kampfes gegen die Hauptfeinde USA und BRD). 

— Die Stärkung des „Bruderbundes‘ mit der Sowjetunion und die Stärkung der 
sozialistischen Staatengemeinschaft (wirtschaftlich, kulturell und ideologisch 
wird die „Integration“ der DDR in den „Bruderbund“ und in die sozialistische 
Staatengemeinschaft zu einem der außenpolitischen Hauptthemen). 

— In demselben Maße, wie die Anlehnung an die sozialistischen Staaten vor allem 
an die Sowjetunion propagiert wird, wird die Abgrenzung zur imperialisti- 
schen BRD zum politischen Programm (je mehr im Gefolge der „‚Normali- 
sierung‘ der Beziehungen zur BRD in nicht wenig Bereichen eine begrenzte 
Zusammenarbeit praktiziert wird, desto stärker wird der Antagonismus bei- 
der Gesellschaftsordnungen betont. Dieser darf nicht verwischt werden). 


1. Vgl. dazu KJ 100,1973, S. 191ff. und epd-Dok. Nr. 2/1974, S. 21ff. 
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b) Innenpolitisch geht es um den weiteren Aufbau der entwickelten sozialisti- 
schen Gesellschaft. Diesem Ziel, der „Hauptaufgabe“ sind alle anderen politi- 
schen Themen untergeordnet. Die wirtschaftlichen Anstrengungen sollen die 
materielle Basis für .die Verwirklichung der Hauptaufgabe schaffen; die Straffung 
der Führung durch die Partei (die Führungsrolle der Partei wird stärker; die ideo- 
logische Arbeit gewinnt an Bedeutung; Leitung steht vor Planung) dient dem 
gleichen Ziel. 

c) Die außen- und innenpolitischen Hauptthemen haben in der Verfassungs- 
änderung (Gesetz zur Ergänzung und Änderung der Verfassung der DDR vom 
7. Oktober 1974 GBl I S. 425) ihren Niederschlag gefunden, deren Bedeutung 
hoch veranschlagt werden muß. Müller Römer? bezeichnet die Verfassungsände- 
rung als eine Totalrevision. Siegfried Mampel nennt als die drei Grundideen 
der Novellierung’: a) Die verfassungsrechtliche Verankerung der Endgültigkeit 
und Unwiderruflichkeit des Sieges des Sozialismus in der DDR, — b) die Fixie- 
rung der Unwiderruflichkeit des Bündnisses der DDR mit der UdSSR, — c) die 
Festlegung der Verfassung, daß die weitere Erhöhung des materiellen und kultu- 
rellen Lebensniveaus des Volkes die entscheidende Aufgabe der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft ist. 

Gottfried Zieger* hat darauf hingewiesen, daß der erste Satz in Artikel 1 in 
der Neufassung dem Eingangssatz der sowjetischen Verfassung von 1936 ent- 
spricht. Er macht weiter darauf aufmerksam, daß die entscheidenden Ände- 
rungen in Artikel 6, Absatz 2 auch in den sozialistischen Ländern eine Ein- 
maligkeit darstellen. Keine Verfassung der anderen sozialistischen Ländern ent- 
hält eine annähernd vergleichbare Formulierung. Das besondere Verhältnis zur 
UdSSR wird in der Verfassung 1974 als Bündnis beschrieben. Der Begriff wird 
inhaltlich nicht näher definiert. Er zeigt aber an, daß die DDR in Beziehung 
zur Sowjetunion ein verfassungsrechtlich festgeschriebenes Abhängigkeitsver- 
hältnis anerkennt. Man kann von einem „Protektorat neuer und besonderer 
Art“ (Siegfried Mampel) sprechen. 

Die Verfassungsänderung wurde im Westen besonders im Blick auf das poli- 
tische und verfassungsrechtliche Ziel der Bundesrepublik auf Wiedervereinigung 
geprüft. Aus der „Zwei-Staaten-Theorie‘“ der DDR wurde die „Zwei-Nationen- 
Theorie“. Welche Konsequenzen ergeben sich daraus für den Wiedervereinigungs- 
anspruch des deutschen Volkes, der aus dem Selbstbestimmungsrecht der Völker 
abgeleitet wird, und der zur Voraussetzung hat, daß völkerrechtlich die DDR 
und die BRD als ein Volk anzusehen sind und ihnen insgesamt und zusammen 
und nicht je für sich Selbstbestimmungsrecht zusteht? Auf dieses Problem ver- 
weisen besonders die Materialien zum Bericht zur Lage der Nation 1974°. In 
der deutschlandpolitischen Debatte des Deutschen Bundestages (Januar 1975) 


hat der Bundestagsabgeordnete Hans-Günter Hoppe zur Frage wie folgt Stellung 
genommen: 


2. D. Müller-Römer, Die neue Verfassung der DDR, 1974. 
3. In: Recht in Ost und West 1975, H. 4, S. 137ff. 
4. In: Neue Juristische Wochenschrift 1975, S. 143ff. 


5. Hg. vom Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen, S. 81, Nr. 199. 
6. Ebd. S. 54. 
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Welche Bedeutung die DDR dem Gedanken von der Einheit der Nation beimißt, ist ihrer 
Verfassungsänderung aus Anlaß des 25. Jahrestages der Gründung der DDR zu entnehmen. 
Diese Anderung stellt den innen- wie außenpolitisch angesetzten Versuch dar, die Eigen- 
staatlichkeit rechtlich zu untermauern und besonders spektakulär herauszustreichen. Die 
Verfassungsänderung ist ein Mittel, das Staatsbewußtsein zu stärken, internationales 
Renommee zu erlangen sowie ideologische und politische Unabhängigkeiten zu demon- 
strieren. Der andere deutsche Staat will aus dem Schatten der Bundesrepublik heraustreten. 
Es geht ihm um mehr, als sich nur eigenes Profil zu geben; er will die Eigenstaatlichkeit 
auf Dauer absichern. Offensichtlich unternimmt die DDR dazu den Versuch, sich in einer 
Großnation der sozialistischen Gesellschaftsordnung anzusiedeln und sich damit von den 
Kriterien des überkommenen Nationenbegriffs wie gemeinsame Sprache, gemeinsame Kul- 
tur und Geschichte zu lösen. 

Es kann daher auf unserer Seite eigentlich niemanden überrascht haben, daß die DDR 
ihren Auftritt in der UNO dazu benutzt hat, für die Anerkennung ihrer These von der 
sozialistischen Nation in einem Weltsystem zu werben. Im ersten Zugriff hat sie die Aner- 
kennung dafür nicht erlangen können. Der Bundesaußenminister ist den vor der Vollver- 
sammlung vorgeschlagenen Konstruktionen der Herren Winzer und Norden mit Nachdruck 
entgegengetreten. Dem rein ideologisch konstruierten Nationalitätenbegriff der Kommu- 
nisten hat er die Auffassung von einem Selbstbestimmungsrecht entgegengestellt, das auf die 
Wiedererlangung der staatlichen Einheit in freier Selbstbestimmung abzielt. Dennoch wird 
die DDR mit Unterstützung der internationalen Solidarität des kommunistischen Lagers 
ihr Ziel weiterhin verfolgen und versuchen, in einem auf Zeit angelegten Gewöhnungs- 
und Ermüdungsprozeß langsam an Boden zu gewinnen. 


Es wäre nicht sachgerecht, die politische und verfassungsrechtliche Orientierung 
der DDR zur Sowjetunion und den sozialistischen Staaten zu beurteilen, ohne 
zu erwähnen, daß für die Bundesrepublik politisch Vergleichbares in bezug auf 
die europäische Gemeinschaft gilt. In den Materialien zum Bericht zur Lage der 
Nation heißt es dazu ’”:. 


Die Bundesrepublik ist ihren Verbündeten dadurch ähnlicher und gleicher geworden, daß 
sie deren Entspannungspolitik nach Osten bilaterial wie multilaterial voll mitvollziehen 
kann ... Die Bundesrepublik hat sich unlösbar mit der Europäischen Gemeinschaft verbun- 
den: 

„Die Bundesrepublik Deutschland wird ein isoliertes Schicksal haben ... Wir in der Bundes- 
republik Deutschland haben uns für die Europäische Union als bleibende Heimat entschie- 
den. In ihr sehen wir unsere Zukunft (Bundeskanzler Willy Brandt, Bulletin vom 11. Sep- 
tember 1973, S. 1058f).“ 

Die Bundesregierung setzt sich demgemäß für eine verstärkte Funktionsfähigkeit der euro- 
päischen Gemeinschaft und der politischen Zusammenarbeit zwischen den Regierungen ein. 
Das Ziel ist eine europäische Regierung, die auf den Gebieten der gemeinsamen Politik ver- 
antwortlich entscheidet und parlamentarisch kontrolliert wird. 

„Einer solchen europäischen Regierung werden die Gemeinschaft der Wirtschaft und 
Währung, die Sozialgemeinschaft, vielleicht auch die Bildungsgemeinschaft, doch ganz gewiß 
die Gemeinschaft der Außenpolitik und — mit zwingender Logik eines Tages auch — die 
Gemeinschaft der in europäischer Souveränität verwalteten Sicherheit zugeordnet werden“ 
(Bundeskanzler Willy Brandt, Ansprache vor dem Europäischen Parlament am 13. Novem- 
ber 1973 in Straßburg, Bulletin vom 15. November 1973, S. 1459).““ 


Die folgende Dokumentation geht besonders auf den Bund der Evangelischen 
Kirchen in der DDR (BEKDDR) ein; sie bezieht aber auch die Arbeit der Evan- 
gelischen Kirche der Union — Bereich DDR (EKU) und der Vereinigten Evan- 


7. Ebd. S. 24f. Nr. 79/80. 
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gelisch-Lutherischen Kirche in der DDR (VELK) sowie der Gliedkirchen ein. 

Die Kirchen in der DDR stehen in einer schicksalhaften Gemeinschaft; diese zeigt 
sich u.a. darin, daß in allen Kirchen besondere Themen, wenn auch mit unter- 
schiedlicher Dringlichkeit und verschiedenem Gewicht, die Verhandlungen auf 
Synoden geprägt haben. Dies rechtfertigt eine Dokumentation nach Themen- 
bereichen, zumal zusammenhängende Dokumentationen von Synoden des Bun- 
des, der EKU und der VELK und einzelne Gliedkirchen in den „Texten aus der 
DDR“ der epd-Dokumentation publiziert worden sind®. 


1. DIE ARBEIT DES BUNDES DER EVANGELISCHEN KIRCHEN 
IN DER DDR 


a) Organe des Bundes 


Eine ‚Information‘ im Mitteilungsblatt des Bundes der Evangelischen Kirchen 
in der DDR (MBl) gibt eine Übersicht nach dem Stand vom 1. Januar 1974 
über die Mitglieder der Organe des Bundes und über die zum Bund zählenden 
Gliedkirchen mit wichtigen Adressen”. 


I. BUND DER EVANGELISCHEN KIRCHEN IN DER 
DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 
Synode: 
50 von den Gliedkirchen gewählte und 10 von der Konferenz der Evangelischen Kirchen- 
leitungen berufene Synodale 
Präses: Otto Schröder, Landessuperintendent des Kirchenkreises Parchim/Meckl. 
Vizepräses: Johannes Cieslak, Präsident der Synode der Evangelisch-Lutherischen Landes- 
kirche Sachsens 
Vizepräses: Siegfried Wahrmann, Präses der Synode der Evangelisch-Lutherischen Landes- 
kirche Mecklenburgs 
Beisitzer: Ehrenfried Fuhrmann, Landeswart für Jugendarbeit in der Evangelischen Landes- 
kirche Greifswald 
Beisitzer: Ursula Radke, Pastorin der Evangelischen Kirche des Görlitzer Kirchengebietes 


Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen: 

24 Mitglieder, darunter 8 leitende Geistliche, 8 weitere Vertreter der Leitungen der Glied- 
kirchen und 8 Synodale 

Vorstand: 

Bischof D. Albrecht Schönherr (Vorsitzender) 

112 Berlin-Weißensee, Parkstraße 21 

Landesbischof D. Ingo Braecklein (stellv. Vorsitzender) 
59 Eisenach, Pflugensberg 

Landesbischof Dr. Johannes Hempel (stellv. Vorsitzender) 
8032 Dresden, Lukasstr. 6 

Landessuperintendent Otto Schröder (Präses der Synode) 
285 Parchim, Straße des Friedens 50 

Pfarrer Martin Kramer (Mitglied der Synode) 

301 Magdeburg, Greifenhagener Straße 3 


8. Texte aus der DDR wurden 1974 in epd-Dok. Nr. 2, 27, 29, 36, 52 publiziert. 
9. MBl. 1974, S. 31. 
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Synodale Mitglieder der Konferenz 
Dr. Irene Blumenthal, Medizinalrätin, Berlin 
Dr. Wolfgang König, Architekt, Erfurt 
Martin Kramer, Pfarrer, Magedeburg 
Ursula Radke, Pastorin, Görlitz 
Christina Schultheiß, Straßenbaumeisterin, Stadtroda 
Lothar Teichmann, Bauingenieur, Karl-Marx-Stadt 
Martin Uhle-Wettler, Studentenpfarrer, Magdeburg 
Stellvertreter: Reinhold Fritz, Superintendent, Karl-Marx-Stadt 
Sekretariat: 104 Berlin, Auguststraße 80, Telefon: 4 22 51 86 
Oberkonsistorialrat Manfred Stolpe 
(Leiter des Sekretariats) 
Oberkirchenrat Walter Pabst 
(Stellvertreter des Leiters und Referent für ökumenische Beziehungen) 


Gliedkirchen des Bundes, die gleichzeitig Gliedkirchen der E: vangelischen Kirche der Union 
(EKU) in der DDR sind: 

1. Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg (in Berlin und vor allem in den Bezirken 
Potsdam, Cottbus und Frankfurt/Oder) 

Leitende Dienststelle: Evangelisches Konsistorium, 1025 Berlin, Neue Grünstraße 19 
Leitender Geistlicher: Bischof D. Albrecht Schönherr, 

Etwa 1,5 Millionen Kirchenglieder, etwa 860 Pfarrer. 

Im Bereich dieser Kirche die Sektion Theologie der Humboldt-Universität mit etwa 
80 Studenten; das kircheneigene Evangelische Sprachenkonvikt, 104 Berlin, Borsig- 
straße 5, mit etwa 80 Studierenden; die kircheneigene Predigerschule Paulinum, 
1017 Berlin, Georgenkirchenstraße 70, mit etwa 40 Studierenden. 

2. Evangelische Kirche der Kitchenprovinz Sachsen (vor allem in den Bezirken Halle, 
Magdeburg, Erfurt) 

Leitende Dienststelle: Evangelisches Konsistorium, 301 Magdeburg, Am Dom 2 
Leitender Geistlicher: Bischof Dr. Werner Krusche 

Etwa 1,6 Millionen Kirchenglieder, etwa 930 Pfarrer. 

Im Bereich dieser Kirche die Sektion Theologie der Martin-Luther-Universität in Halle 
mit etwa 80 Studenten; das kircheneigene Katechetische Oberseminar in 48 Naumburg, 
Domplatz 8, mit etwa 100 Studenten; die kircheneigene Predigerschule in 50 Erfurt, 
Comthurgasse 8, mit etwa 30 Studenten. 

3. Evangelische Landeskirche Greifswald 
(in Teilen der Bezirke Rostock und Neubrandenburg) 

Leitende Dienststelle: Evangelisches Konsistorium, 22 Greifswald, Bahnhofstraße 35/36 
Leitender Geistlicher: Bischof Horst Gienke 

Etwa 400.000 Kirchenglieder, etwa 190 Pfarrer. 

In Greifswald die Sektion Theologie der Ernst-Moritz-Arndt-Universität mit etwa 60 
Studenten. 

4. Evangelische Landeskirche Anhalts (in Teilen der Bezirke Halle und Magdeburg) 
Leitende Dienststelle: Evangelischer Landeskirchenrat 45 Dessau, Otto-Grotewohl- 
Straße 22 
Leitender Geistlicher: Kirchenpräsident Eberhard Natho 
Etwa 270000 Kirchenglieder, etwa 100 Pfarrer. 

5. Evangelische Kirche des Görlitzer Kirchengebietes (in Teilen der Bezirke Dresden und 
Cottbus) 

Leitende Dienststelle: Evangelisches Konsistorium, 89 Görlitz, Berliner Straße 62 
Leitender Geistlicher: Bischof D. Hans-Joachim Fränkel 
Etwa 150000 Kirchenglieder, etwa 95 Pfarrer. 


Gliedkirchen des Bundes, die gleichzeitig Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch- 
Lutherischen Kirche in der Deutschen Demokratischen Republik (VELK) sind: 
6. Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens (vor allem in den Bezirken Dresden, 
Leipzig und Karl-Marx-Stadt) 
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Leitende Dienststelle: Evangelisch-Lutherisches Landeskirchenamt, 8032 Dresden, 
Lukasstraße 6 
Leitender Geistlicher: Landesbischof Dr. Joh. Hempel 
Etwa 2,6 Millionen Kirchenglieder, etwa 1100 Pfarrer. 
Im .Bereich dieser Kirche die Sektion Theologie der Karl-Marx-Universität in Leipzig 
mit etwa 110 Studenten und das kircheneigene Theologische Seminar in 701 Leipzig, 
Paul-List-Straße 17/19, mit etwa 150 Studenten. 
7. Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen (vor allem in den Bezirken Erfurt, Gera 
und Suhl) 
Leitende Dienststelle: Landeskirchenamt der Ev.-Luth. Kirche in Thüringen, 59 Eisenach, 
Pflugensberg 
Leitender Geistlicher: Landesbischof D. Ingo Braecklein 
Etwa 1 Million Kirchenglieder, etwa 620 Pfarrer. 
Im Bereich dieser Kirche die Sektion Theologie der Friedrich-Schiller-Universität in 
Jena mit etwa 95 Studenten. 
8. Evangelisch-Lutherische Landeskirche Mecklenburgs (vor allem in den Bezirken 
Schwerin, Rostock und Neubrandenburg) 
Leitende Dienststelle: Evangelisch-Lutherischer Oberkirchenrat, 27 Schwerin, Münz- 
straße 8 
Leitender Geistlicher: Landesbischof Dr. Heinrich Rathke 
Etwa 800 000 Kirchenglieder, etwa 340 Pfarrer. 
Im Bereich dieser Kirche die Sektion Theologie der Universität Rostock mit etwa 
50 Studenten. 
Außer.den genannten Ausbildungsstätten unterhalten die Gliedkirchen des Bundes 
gegenwärtig vier Vorbereitungsanstalten für das Theologiestudium, sieben Predigersemi- 
nare, zwei Predigerschulen, neun katechetische, sechs kirchenmusikalische und 65 diako- 
nische Ausbildungsstätten. 
9. Evangelische Brüder-Unität (Distrikt Herrnhut) 
(Dem Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR angeschlossen) 
Zehn Gemeinden mit zusammen etwa 3200 Gliedern und 20 Pfarrer. 
Leitende Dienststelle: Unitätsdirektion in 8709 Herrnhut, Vogtshof 
Leitender Geistlicher: Unitätsdirektor Helmut Hickel 


IL. ARBEITSGEMEINSCHAFT CHRISTLICHER KIRCHEN IN DER 
DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 


Vorsitzender: Superintendent Berthold Tröger 
Evangelisch-methodistische Kirche 
96 Zwickau, Lessingstraße 6 

Stellv. Vorsitzender: Superintendent Kurt Nasdala 
Evangelische Kirche des Görlitzer Kirchengebietes 
89 Görlitz, Dr.-Külz-Straße 30 

Geschäftsführer: Oberkirchenrat Walter Pabst 
104 Berlin, Auguststraße 80 

Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in der DDR sind: 

1.-9. Die vorstehend genannten Gliedkirchen des Bundes der Evangelischen Kirchen in 
der DDR (einschließlich der Evangelischen Brüder-Unität). 

10. Evangelisch-methodistische Kirche in der Deutschen Demokratischen Republik 
Etwa 37000 Glieder und 143 Pastoren 
Leitender Geistlicher: Bischof Armin Härtel, 8020 Dresden, Wiener Straße 56 
Ausbildungsstätte: Theologisches Seminar in 6532 Bad Klosterlausnitz, Bezirk Gera, 
mit 12 Studierenden. 

11. Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden in der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik (Baptisten) 
Etwa 30000 Glieder und 125 Pastoren 
Leitender Geistlicher: Präsident Herbert Moret, 1034 Berlin, Gubener Straße 10 
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Geschäftsstelle: Generalsekretär Rolf Dammann, 1034 Berlin, Gubener Straße 10 
Ausbildungsstätte: Theologisches Seminar, 1276 Buckow, Märkische Schweiz, 
Clara-Zetkin-Straße 65, mit etwa 16 Studierenden. 
12. Evangelisch-Lutherische (altlutherische) Kirche in der Deutschen Demokratischen 
Republik 
Etwa 11000 Glieder und 25 Pfarrer 
Leitender Geistlicher: Kirchenrat Heinrich Schröter, 102 Berlin, Annenstraße 53 
13. Kirchenbund Evangelisch-reformierter Gemeinden in der Deutschen Demokratischen 
Republik 
Etwa 8100 Glieder und 5 Pfarrer 
Leitender Geistlicher: Pfarrer Fritz Galle 
262 Bützow, Pfaffenstraße 11 
14. Bund Freier evangelischer Gemeinden in der Deutschen Demokratischen Republik 
Etwa 1350 Glieder und 13 Prediger 
Leitender Geistlicher: Bundesvorsteher Armin Röger, 154 Falkensee, Bandelowstr. 42 
15. Gemeindeverband der Altkatholischen Kirche in der Deutschen Demokratischen 
Republik 
Etwa 1200 Glieder, 3 Pfarrer und 2 Diakone 
Leitender Geistlicher: Dekan Franz Buschlüter, 372 Blankenburg, Georgstraße 7 
16. Mennonitengemeinde in der Deutschen Demokratischen Republik 
Etwa 350 Glieder, 1 Prediger 
Leitung: Walter Jantzen, 1054 Berlin, Schwedter Straße 262 
Im Gaststatus bei der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen: 
Religiöse Gesellschaft der Freunde (Quäker) in der Deutschen Demokratischen Republik 
Etwa 50 Glieder, außerdem größerer Freundeskreis 
Leitung: Helga Brückner 
12 Frankfurt (Oder), Georg-Friedrich-Händel-Straße 11 
Im Beobachtungsstatus bei der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen: 
Römisch-Katholische Kirche in der Deutschen Demokratischen Republik 


Etwa 1,3 Mill. Kirchenglieder mit etwa 1450 Pfarrern 
Leitender Geistlicher: Erzbischof Alfred Kardinal Bengsch 
108 Berlin, Französische Straße 34 


b) Kommissionen und Ausschüsse 


Die Arbeit der Kommissionen und Ausschüsse bedurfte mancher Klarstellung 
bzw. anderen Regelung. Die Synode des Bundes hat auf ihrer Tagung 1974 
vom 27. September bis 1. Oktober in Potsdam-Hermannswerder entsprechende 
Beschlüsse gefaßt (MBl 1974, S. 73ff). Besondere Bedeutung kommt dem Be- 
schlußteil zu, der die Arbeit der Kommissionen, die von der Synode eingesetzt 
werden, von der Arbeit der Ausschüsse, die von der Konferenz eingesetzt wer- 
den, abgrenzt'°: 


1. Als Unterscheidungsmerkmale für die Kommissionen und Ausschüsse werden festgelegt: 
1. Kommissionen werden von der Synode für bestimmte Sachgebiete eingesetzt, auf 

denen langfristige Gemeinschaftsaufgaben bearbeitet werden. Sie dienen den Organen des 

Bundes, sie beraten Synode und Konferenz bei der Behandlung dieser Gemeinschaftsauf- 
ben. 

Be, Ausschüsse werden von der Konferenz zur Beratung besonderer Aufgaben für die 

laufende Arbeit gebildet. Sie bereiten Entscheidungen der Konferenz vor. (...) 





10. MBl. 1974, S. 73ff. 
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Folgende Kommissionen des BEK arbeiten zur Zeit!": 


1. Kommission für theologische Grundsatzfragen (Theologische Kommission) 
Die Kommission soll alle mit dem Problemkreis Kirchengemeinschaft zusammenhängenden 
Fragen bearbeiten. Der gemeinsame Ausschuß Kirchengemeinschaft ist ihr zugeordnet. Sie 
soll die theologische Gesamtentwicklung innerhalb des Kirchenbundes beobachten, sich 
mit dem Verständnis der Kirche in der Diaspora-Situation befassen und die Koordinierung 
mit den europäischen lutherisch-reformierten Gesprächen vornehmen. Sie soll Konferenz 
und Synode bei theologischen Grundsatzfragen in Glaube und Lehre unter Berücksichti- 
gung des ökumenischen Kontextes beraten, u.a. bezüglich der Taufe, der Ordination, der 
Frage von Amt, Ämtern und Diensten. 

In Verbindung mit der Theologischen Kommission arbeiten folgende Gremien: 

Gemeinsamer Ausschuß Kirchengemeinschaft, gemeinsamer Ausschuß Lebensordnung, 
FAK Konfirmation und FAK Tauffragen. Die Arbeitsgemeinschaften Thomas Müntzer und 
Glaubensbuch, die ihre Ergebnisse inzwischen vorgelegt haben, waren ebenfalls der Kom- 
mission zugeordnet. 


2. Kommission Zeugnis und Gestalt der Gemeinde 

Das Schwergewicht der Arbeit dieser Kommission soll in den kommenden Jahren sein, die 
vorhandene Gemeinde auf die Zukunft vorzubereiten. Dazu gehören Überlegungen zur sach- 
gerechten und zeitgemäßen Gestaltung von Gemeindeversammlungen, zu Dienstfunktionen 
der Gemeinde, zu Gemeindeseminaren, Neustadtkursen und anderen Formen der Zurüstung 
sowie zu Struktur- und Mitarbeiterfragen. Die Kommission hat auch die Aufgabe der Koordi- 
nierung der kirchlichen Werke und Sonderdienste. 

Der Kommission zugeordnet sind die Arbeitsgemeinschaft Kirchbau und die Arbeitsgemein- 
schaft Kirchenmusik sowie die Kooperationsgruppe Werke. Der zentrale Vorbereitungsaus- 
schuß Gemeindeseminare, der Gemeindeseminare für alle Kirchen des Bundes für den Winter 
1976/77 vorbereiten soll, ist ebenfalls der Gemeindekommission zugeordnet. 


3. Ausschuß Kirche und Gesellschaft 
Der Ausschuß berät die Konferenz in Fragen seines Sachgebietes. Insbesondere soll er Fra- 
gen des christlichen Zeugnisses in einer sozialistischen Gesellschaft und des gegenwärtigen 
Auftrages der Kirche in der DDR untersuchen. Er soll den innerkirchlichen Lernprozeß 
durch Informationen anregen und fördern. 

Dem Ausschuß sind zugeordnet der FAK Friedensfragen und der FAK Zusammenarbeit 
von Mann und Frau in Kirche, Staat und Gesellschaft. 


4. Ausschuß kirchliche Informationsarbeit 
Der Ausschuß soll die Bundesgremien in Presse- und Informationsfragen beraten, die Tätig- 
keit der kirchlichen Presse und der gliedkirchlichen Informationsstellen koordinieren und 
Informationsmittel erarbeiten und anbieten. 

In dem Ausschuß für kirchliche Informationsarbeit arbeiten die vier Facharbeitskreise 
Kirchliche Presse, Information, Verlage und Buchhandel sowie Buchgewerbe zusammen. 


5. Kommission kirchliche Kinder- und Konfirmandenarbeit 

Die Kommission hat die Aufgabe, die Konferenz auf ihrem Sachgebiet zu beraten und Ent- 
wicklungen zum Thema „Kirchliche Arbeit mit Kindern und Konfirmanden“ in den Glied- 
kirchen sowie Entwicklungen im säkularen Erziehungs- und Bildungsbereich zu beobachten, 
auszuwerten und entsprechende Konsequenzen für die praktische Arbeit in den Kirchen zu 
entwickeln. Sie soll für die Koordinierung der kirchlichen Arbeit mit Kindern und Konfir- 
manden in den Gliedkirchen Sorge tragen und zusammen mit der Ausbildungskommission 
die für ihr Sachgebiet wichtigen Ausbildungs- und Weiterbildungsgänge einrichten und för- 


11. Nach KiS Nr. 4/1975, S. 19-23. 
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dern. Weiter soll sie theologisch-pädagogische Grundfragen in Kommunikation mit den 

Kommissionen kirchliche Jugendarbeit und Zeugnis und Gestalt der Gemeinde behandeln. 
Der Kommission sind zugeordnet der FAK Kindergottesdienst, der FAK Kinderpflege, 

die AG kirchliche Arbeit mit den Jüngsten, die AG Publikationen und die AG Modellplan. 


6. Kommission kirchliche Jugendarbeit 
Die Kommission berät die Organe des Bundes auf ihrem Sachgebiet und hat die Aufgabe, 
einschlägige Entwicklungen in den Gliedkirchen und im Gesamtbereich der Jugendarbeit 
in der DDR zu beobachten, auszuwerten und Konsequenzen für die Arbeit in den Glied- 
kirchen zu entwickeln. Sie soll die Koordinierung der kirchlichen Jugendarbeit in ihren 
unterschiedlichen Gliederungen betreiben, aufgrund von Studienergebnissen inhaltliche und 
methodische Anregungen für die kirchliche Jugendarbeit veranlassen, Richtlinien und Hilfen 
für die Aus- und Weiterbildung von Mitarbeitern für die kirchliche Jugendarbeit erarbeiten, 
ökumenische Kontakte in der Jugendarbeit fördern und in Kommunikation mit anderen 
Kommissionen theologisch-pädagogische Grundfragen erarbeiten. Die Kommission ist außer- 
dem verantwortlich für die Arbeitszweige Schülerarbeit, Arbeit auf dem Lande, Mittelstelle 
für Werk und Feier und ökumenischer Jugenddienst. 

Zur Kommission kirchliche Jugendarbeit gehören die Arbeitsgemeinschaften Weiterbil- 
dung, Finanzen, Studienaufgaben und ‚Die Christenlehre“. 


7. Kommission für Ausbildung 
Aufgaben sind die Beratung der Konferenz und der Synode sowie der Gliedkirchen und 
ihrer Ausbildungsinstitutionen. Dabei ist als wichtigste Aufgabe von der Konferenz festge- 
stellt worden, die von der Bundessynode Ende September 1975 zu beschließende Grund- 
konzeption einer Ausbildung für alle hauptamtlichen kirchlichen Mitarbeiter zu verwirk- 
lichen (Ausbildungsplan, Ausbildungsordnung). Sie soll die Weiterbildung und Qualifizierung 
sowie die Ausbildung von nebenamtlichen kirchlichen Mitarbeitern koordinieren und för- 
dern. 

Zu der Ausbildungskommission gehören der FAK Pfarrerweiterbildung, die AG Prediger- 
frage und die AG Seminaristische Ausbildung. 


8. Ökumenische Kommission 

Zu der Ökumenischen Kommission gehören die ökumenischen Referenten der acht Glied- 
kirchen des Kirchenbundes, der Brüderunität, der Leiter des Lutherischen Kirchenamtes, 
der Präsident der Kanzlei der EKU sowie drei Laienmitglieder und der Sekretär. An den 
Sitzungen nehmen außerdem als Mitarbeiter Repräsentanten der ökumenisch arbeitenden 
Werke, Zusammenschlüsse und Dienste teil. 

Die Ökumenische Kommission hat die Aufgabe, sachgerechte Entscheidungen der Or- 
gane des Bundes in ökumenischen Angelegenheiten vorzubereiten. Sie soll insbesondere die 
Teilnahme am ökumenischen Gespräch vermitteln, die Gliedkirchen und die verschiedenen 
kirchlichen Aktivitäten in Fragen der ökumenischen Beziehungen unterstützen, die Verbin- 
dung zu den Arbeitsabteilungen des Ökumenischen Rates der Kirchen, der Konferenz 
Europäischer Kirchen und den Christlichen Weltbünden, besonders dem Lutherischen 
Weltbund und dem Reformierten Weltbund, sowie die Verbindung zur Arbeitsgemeinschaft 
christlicher Kirchen in der DDR, zur Römisch-Katholischen Kirche und zu einzelnen anderen 
Kirchen, insbesondere in Europa, koordinieren. Sie bereitet ökumenische Delegationsreisen 
vor. Die Studienarbeit auf dem ökumenischen Gebiet, die ökumenische Informations- und 
Dokumentationsarbeit und die wissenschaftliche Vor- und Nacharbeit ökumenischer Konfe- 
renzen geschehen in enger Zusammenarbeit mit der Theologischen Studienarbeit des Bundes. 

Zur Ökumenischen Kommission gehören der FAK Glauben und Kirchenverfassung, Katho- 
lika und Orthodoxie und der FAK Ökumenische Diakonie. 


9. Ökumenisch-missionarischer Verbindungsausschuß 
In Ergänzung zur Ökumenischen Kommission hat die Konferenz der Kirchenleitungen bereits 
im Juli 1974 die Einsetzung eines Ökumenisch-missionarischen Verbindungsausschusses be- 
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schlossen. Dabei wurde davon ausgegangen, daß der Kirchenbund eine Koordinierung der 
überlandeskirchlichen ökumenisch-missionarischen Aktivitäten mit dem Ziel erstrebt, sie in 
die Arbeit des Kirchenbundes zu integrieren. Es geht dabei um die Missionsgesellschaften, 
das Ökumenisch-Missionarische Zentrum, die Arbeitsgemeinschaft Missionarische Dienste 
und ähnliche Arbeitszweige. Der Verbindungsausschuß soll zu einer verbindlichen Koopera- 
tion und zur Intensivierung der Ökumenisch-missionarischen Arbeit der Kirchen und missio- 
narischen Einrichtungen in der DDR helfen, gemeinsame Arbeitsvorhaben des Besuchs- und 
Vortragsdienstes und der Zurüstung kirchlicher Mitarbeiter durchführen, ebenso soll er im 
Auftrage der Gliedkirchen und der selbständigen ökumenisch-missionarischen Aktivitäten 
ökumenische Aufgaben missionarischer Art wahrnehmen, missionstheologische Fragen be- 
handeln und sich an der Vor- und Nacharbeit der missionarischen Thematik ökumenischer 
Konferenzen beteiligen. Dabei ist ein enges Zusammenwirken mit der Theologischen Studien- 
abteilung des Kirchenbundes vorgesehen. 


10. Ausschuß für Organisations-, Verwaltungs- und Rechtsfragen (Rechtsausschuß) 
Er hat die Aufgabe, die Organe des Kirchenbundes zu beraten, insbesondere in Grundsatz- 
fragen des Kirchenrechts, der Organisation und Verwaltung und des Dienstrechtes. Es wird 
Vereinheitlichung des kirchlichen Rechtes angestrebt. Probleme der Raumordnung, kirch- 
liche Strukturfragen, Möglichkeiten der Verwaltungsvereinfachung und Rationalisierung ge- 
hören ebenfalls dazu. Der Ausschuß bereitet in Rechtsfragen Entscheidungen der Organe 
des Kirchenbundes vor. 

Dem Rechtsausschuß sind zugeordnet der FAK Pfarrerdienstrecht, die AG Raumordnung, 
die AG Ausbildung und Weiterbildung für die Verwaltung und die AG Grundsatzfragen, 
Arbeitsvertragsrecht, Besondungsrecht. 


11. Ausschuß für Finanzen und Vermögen (Finanzausschuß) 
Der Ausschuß ist zuständig für die Fragen der kirchlichen Finanzen, der Kirchensteuern, 
Kollekten, Grundstücksangelegenheiten, Probleme der kirchlichen Land- und Forstwirtschaft 
und des Bauwesens. 

Zum Finanzausschuß gehört der FAK Kirchensteuer. 


Neben den genannten Kommissionen und Ausschüssen des Bundes spielen soge- 
nannte Gemeinsame Ausschüsse bzw. Kommissionen von EKU und VELK, für 
den BEK eine zunehmend wichtige Rolle'?. Es handelt sich um folgende Aus- 
schüsse: Gemeinsamer Ausschuß Kirchengemeinschaft; Gemeinsamer Ausschuß 
Ordination; Gemeinsamer Ausschuß Lebensordnung; Gemeinsamer liturgischer 
Ausschuß. a 

In diesem Zusammenhang müssen auch die „Gemeinsame Vorbereitungsgruppe“ 
und die „Kommission für das Lehrgespräch“ genannt werden. Die Gemeinsame 
Vorbereitungsgruppe ist mit je vier Beauftragten der Konferenz, des Rates der 
EKU und der Kirchenleitung der VELK besetzt und sucht nach Möglichkeiten 
einer verstärkten Zusammenarbeit der gesamtkirchlichen Dienststellen. Die 
Kommission für das Lehrgespräch ist eine Einrichtung der EKU und der VELK, 
die nicht „unter der Federführung des Bundes‘ ihre Arbeit ausrichtet. Für die 
Gemeinschaft der Kirchen im Bund hat sie dennoch eine Bedeutung, weil sie 
das Instrument für laufende Lehrgespräche zwischen den Kirchen in der DDR 
darstellt. 


12. Vgl. dazu die Tätigkeitsberichte der EKU und der VELK in epd-Dok. Nr. 29-30/1974. 
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2. DAS ZUSAMMENWACHSEN DER KIRCHEN IM BUND 
(KIRCHENGEMEINSCHAFT) 


a) Gelebte Gemeinschaft 


Die Bestrebungen der Gliedkirchen des Bundes, ihre Gemeinschaft und Zu- 
sammenarbeit als „gelebte Gemeinschaft“ zu vertiefen und in der Wahrneh- 
mung von Zeugnis und Dienst zusammenzuwachsen, sind in der Bundesordnung 
als „Ziel des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR“ (Art. 1 Abs. 1 und 
Abs. 2) gegeben'?. Der Prozeß der wachsenden Gemeinschaft kann besonders an 
den Arbeitsergebnissen der Kommissionen, Ausschüsse, Facharbeitskreisen und 
selbstverständlich auch der Gemeinsamen Ausschüsse und Kommissionen abge- 
lesen werden. 


TÄTIGKEITSBERICHT DER KONFERENZ DER EVANGELISCHEN 
KIRCHENLEITUNGEN VOR DER SYNODE DES BUNDES 
DER EVANGELISCHEN KIRCHEN 


Vom 27.9. bis 1.10.1974 


Das Bemühen des Bundes, ‚in der Einheit und Gemeinsamkeit des christlichen Zeugnisses 
gemäß dem Auftrag des Herrn Christus zusammenzuwachsen“ (BO Art. 1,2), wird in der 
Arbeit der Kommission für Theologie und ihrer Facharbeitskreise vielleicht am deutlichsten 
sichtbar. Von ihrer Arbeit sei darum zunächst berichtet. 

Mit den Fragen der „Kirchwerdung des Bundes“ hatte sich der Ausschuß Kirchengemein- 
schaft zu befassen. Das Arbeitsergebnis ist der Synode zugegangen. Die Konferenz der 
Kirchenleitungen beschäftigte sich auf ihrer Klausurtagung vom 8. bis 10. März 1974 
an Hand von Zwischenberichten aus dem Ausschuß ebenfalls eingehend mit der Proble- 
matik und bekräftigte ihre Verantwortung für diese Arbeit. Der Ausschuß behandelte 
seinem Auftrag entsprechend vor allem die theologischen Fragen, die sich im Zusammen- 
hang mit der Kirchwerdung des Bundes ergeben. Er stellte den reformatorischen Gedan- 
ken der ecclesia als creatura verbi — der Kirche als Schöpfung des Wortes Gottes — beson- 
ders heraus. Die Tatsache gelebter Gemeinschaft im Bund und der gemeinsamen Zustim- 
mung aller Gliedkirchen zur Leuenberger Konkordie muß zu Konsequenzen führen. Die 
Konferenz hat den Arbeitsbericht des Ausschusses entgegengenommen und wird sich in 
einer ihrer kommenden Sitzungen ausführlich mit ihm beschäftigen. Eine abschließende 
Wertung kann deshalb heute noch nicht gegeben werden. 

1.2. Die Ausarbeitung der Kommission für Theologie „Immer noch Predigt“ liegt bei 
der Evangelischen Verlagsanstalt zum Druck vor. Wir hoffen, daß sie demnächst als 
Broschüre erscheinen kann!°. Die Arbeit wurde durch die unverkennbare Predigtnot 
in unseren Kirchen veranlaßt. Sie versucht deutlich zu machen, daß wir als Kirchen refor- 
matorischen Ursprungs auf die Verkündigung des Wortes Gottes keinesfalls verzichten 
können, aber eben deshalb verpflichtet sind, dieses Wort immer neu in unsere Situation 
zu übertragen und auch für andere Formen der Zeugnisrede offen zu sein. 

1.3. Der Facharbeitskreis Tauffragen, der von der Konferenz im März 1972 den Auf- 
trag erhielt, ‚ein gemeinsames Verständnis und eine gemeinsam verantwortete Praxis der 
Taufe für die Gemeinschaft innerhalb des Bundes“ zu erarbeiten, steht vor dem Ab- 
schluß seiner Arbeit. Es zeigte sich, daß es noch nicht möglich war, tiefgreifende theo- 
logische Differenzen zu überwinden. Alle Beteiligten haben jedoch erklärt, daß diese 


13. Vgl. KJ 96, 1969, S. 255ff, 
14. epd-Dok. Nr. 52, 1974, S. 5-11. 
152820278. 4390122: 
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Differenzen nicht als kirchentrennend anzusehen sind und daß das theologische Ge- 
spräch weitergehen muß. 3 i 

1.4. Der Facharbeitskreis Konfirmation beendete seine Arbeit und wird demnächst 
drei Papiere vorlegen: eine Rahmenordnung „Das konfirmierende Handeln der Gemeinde 
an Jugendlichen im Konfirmandenalter (12-15 Jahre)‘, eine Positionsbeschreibung 
„Das konfirmierende Handeln der Gemeinde an Jugendlichen im Konfirmandenalter“ 
und eine Ausarbeitung „Das konfirmierende Handeln der Gemeinde innerhalb der sozia- 
listischen Gesellschaft der DDR“. ; 

Der Facharbeitskreis bemühte sich um eine Rückbesinnung auf das Verhältnis von 
Taufe, Unterweisung und Abendmahl. Er versteht konfirmierendes Handeln als Zuwen- 
dung zum ganzen Menschen, das neben dem Intellekt das Gefühls- und Willensleben der 
Kinder und Jugendlichen einbezieht. Er betont zugleich die Verantwortung der gesamten 
Gemeinde für junge Menschen im Konfirmandenalter. Mit diesen Überlegungen hofft 
der Facharbeitskreis, die Debatte über die Konfirmation aus ihrer derzeitigen Stagnation 
herauszuführen. 

1.5. Der von der Evangelischen Kirche der Union im Bereich der DDR und der Ver- 
einigten Evangelisch-Lutherischen Kirche in der DDR gebildete Gemeinsame Ausschuß 
Ordination legte bereits im Februar 1973 sein Arbeitsergebnis — einen Arbeitsbericht, 
eine Thesenreihe zum Ministerium verbi divini und zwei Modelle eines Ordinations- 
formulars — den Kirchen zur Stellungnahme vor. Dieser erste Versuch, zu einem ge- 
meinsamen Ordinationsformular in allen Gliedkirchen des Bundes zu kommen, ist noch 
nicht abgeschlossen. Es zeigte sich, daß in den Grundfragen der Ordination eine teil- 
weise Übereinstimmung besteht, die noch weiter vertieft werden muß. Die bisherige 
Umsetzung des erarbeiteten Ordinationsverständnisses in das vorgelegte liturgische For- 
mular hat bei einigen Kirchen keine Zustimmung gefunden. 

Die Konferenz der Kirchenleitungen hat am 11./12. Januar 1974 den Bischofskonvent 
gebeten, sich um eine Überwindung der Gegensätze zu bemühen und den Weg freizu- 
machen für ein oder mehrere von allen Kirchen gebilligte Ordinationsformulare. Sie 
appellierte an EKU und VELK, bis dahin keine eigenen Regelungen zu treffen. 

1.6. Eine Reihe von Gedenktagen waren unmittelbarer Gegenstand der Beratungen 
der Konferenz. Es sei auf die wichtigsten hingewiesen: 

1.6.1. Des 40. Jahrestages der Barmer Theologischen Erklärung gedachten einige Kir- 
chen des Bundes in besonderer Weise. Als ein Beispiel sei die Synode der Evangelischen 
Kirche der Union im Bereich der DDR genannt. Im Bericht des Ratsvorsitzenden gab 
sie sich anhand der Barmer Thesen über das gegenwärtige Handeln der Kirche Rechen- 
schaft und unterstrich die bleibende Aktualität dieser theologischen Erklärung für das 
Zeugnis und den Dienst der Kirche heute. 

1.6.2. Anläßlich der 35. Jahrestages des Märtyrertodes von Paul Schneider, des Predi- 
gers von Buchenwald, veranstaltete der Bund am 17. Juli in Brandenburg einen Gedenk- 
tag für alle Opfer des antifaschistischen Widerstandes. Bischof D. Schönherr legte im 
Ehrenhain der Stadt einen Kranz nieder. Zuvor hatte Professor Dr. Heinrich Vogel auf 
u. Gedächtnisveranstaltung gesprochen. Mit einem Abendgottesdienst im Dom schloß 

er Tag. 

Am 18. Juli, dem Todestage Paul Schneiders, ehrte die Evangelisch-Lutherische Kirche 
in Thüringen den Ermordeten durch eine Kranzniederlegung in der Todeszelle in Buchen- 
wald. In der nahegelegenen Schöndorfer Stephanuskirche fand anschließend ein Abend- 
re statt. Die Witwe Paul Schneiders konnte an den Veranstaltungen teil- 
nehmen. 

1 .6.3. Das Jahr 1975 wird der Erinnerung an den Bauernkrieg und den Tod Thomas 
Müntzers vor 450 Jahren gewidmet sein. Die evangelischen Kirchen haben gelernt, Thomas 
Müntzer als einen eigenen Denker und Theologen zu würdigen. Eine Arbeitsgruppe der 
Kommission für Theologie bereitet Material zur Orientierung der Pfarrer und Gemeinden 
vor. Die Konferenz stimmte auf ihrer Sitzung am 13./14. September dem Plan zu, im 
Frühjahr 1975 drei zentrale theologische Arbeitstagungen zu veranstalten, die sich mit 


Müntzers Bibelverständnis, seinem Geschichtsbild und seinem Verhältnis zu Luther be- 
fassen werden. 
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Von den zahlreichen zentralen und lokalen staatlichen und gesellschaftlichen Veran- 
staltungen, die dem Thomas-Müntzer-Jubiläum gewidmet sein werden, erhoffen sich 
die Kirchen fruchtbare Anregungen. 

2. Das Hauptthema dieser Synodaltagung wird deutlich zu machen suchen, daß Zeug- 
nis- und Dienstgemeinschaft immer auch Lerngemeinschaft bedeutet. Wie stark der Ge- 
danke der Lerngemeinschaft die Arbeit des Bundes im Berichtszeitraum prägte, sei an 
weiteren Beispielen erläutert. Im übrigen verweisen wir auf den Arbeitsbericht des 
Bundes, der im Mitteilungsblatt Nr. 3/1974 abgedruckt ist. 

2.1. Die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen ist gekennzeichnet durch die Entwick- 
lung altersspezifischer und situationsgerechter Arbeitsformen und die wachsende Ein- 
sicht der Gesamtgemeinde in die Verantwortung für die jungen Menschen. Die Konfe- 
renz beobachtete diesen Prozeß und empfahl den Gliedkirchen zwei Projekte zur Er- 
probung in den Gemeinden: 

1. Die „Rahmenordnung für die Ausbildung von Gemeindegliedern für kirchliche Arbeit 
mit Kindern“. Ihr Ziel ist es, willige Gemeindeglieder für die Mitarbeit in der Christen- 
lehre zuzurüsten und damit den Mitarbeitermangel in der Kinderarbeit auszugleichen. 

2. „Kurs V“, ein didaktischer Lehrplan für die Arbeit mit Jugendlichen zwischen 12 
und 15 Jahren (Konfirmanden). Dieses Lehr- und Lernprogramm will den Jugendlichen 
helfen, ‚als Glieder der christlichen Gemeinde in der sozialistischen Gesellschaft der 
DDR verantwortlich vor Gott zu leben“. 

2.2. Im letzten Jahr wurden in fast allen Gliedkirchen Gemeindeseminare zum Thema 
„Heil heute‘ durchgeführt. Der von der Konferenz im Jahre 1971 eingesetzte zentrale 
Vorbereitungsausschuß vermittelte den Gemeinden das dazu nötige Vorbereitungsma- 
terial. Der Ausschuß hat der Konferenz am 13./14. September seinen Abschlußbericht 
vorgelegt und erläutert. Er liegt auch der Synode vor. Auf Grund der positiven Erfah- 
rungen, die mit den Gemeindeseminaren gemacht wurden, hat die Konferenz die Ge- 
meindekommission beauftragt, Überlegungen für ein weiteres Gemeindeseminar auf Bun- 
desebene anzustellen und der Konferenz zu gegebener Zeit entsprechende Vorschläge 
zu unterbreiten, 

2.3. Die Konferenz sieht in der Herausgabe des ‚„Glaubensbuches‘“ auch einen Ausdruck 
der Lerngemeinschaft. Der Synode wird ein zweiter Sachstandsbericht der Arbeitsgruppe 
Glaubensbuch vorgelegt werden, aus dem sie sich vom Fortgang der Arbeiten überzeugen 
kann. 

2.4. Auf Beschluß der Synode in Elbingerode soll die Ausbildung Hauptthema der 
Synodaltagung 1975 sein. Die mit der Vorbereitung beauftragten Kommissionen für Aus- 
bildung und Gemeinde haben ihre Arbeit an der Thematik begonnen. Es zeigt sich, daß 
Nachwuchsmangel einige wichtige kirchliche Berufe und ihre Ausbildungsstätten in eine 
kritische Lage gebracht hat. Tiefgreifende Überlegungen zur Ordnung der Aufgaben in 
der Kirche und zur Lösung der Mitarbeiterfrage sind notwendig, weil auf längere Sicht 
nur von einer solchen Grundlage her die Ausbildung neugestaltet werden kann. Heute 
schon notwendige Teillösungen, wie die Ordnung der Predigerausbildung und eine ge- 
meinsame Ordnung für Gemeindehelferinnen, sollen möglichst so gestaltet werden, daß sie 
einer umfassenderen Neuordnung nicht im Wege stehen. 

Auf dem Gebiet der Weiterbildung gab der Bund verschiedene Anregungen in die 
Kirchen. 1975 wird er einen fünften Weiterbildungskursus unter dem Thema „Qualifi- 
zierung von kirchlichen Mitarbeitern in Neubaugebieten“ durchführen, an dem sich 
Pfarrer, kirchliche Mitarbeiter und Gemeindeglieder beteiligen sollen. Erinnert sei an 
zwei Seminare der letzten Zeit: das Seelsorge-Seminar in Eisenach und das Sexual- 
ethische Seminar in Krummenhennersdorf. Wir müssen jedoch feststellen, daß zwar die 
Notwendigkeit der Weiterbildung von allen grundsätzlich bejaht wird, daß aber die 
Freistellung der Pfarrer für solche Seminare erhebliche Schwierigkeiten bereitet. 

2.5. Die bereits in früheren Berichten angekündigte Theologische Studienabteilung 
nahm entsprechend dem Beschluß der Konferenz vom 10. November 1973 im Herbst 
1974 ihre Arbeit auf. Die Konferenz berief Pfarrer Christof Ziemer zum Leiter. Es be- 
stehen gute Voraussetzungen dafür, daß die Arbeit der Studienabteilung, gerade weil sie 
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Studienaufgaben für den ganzen Bund übernehmen wird, zum Zusammenwachsen der 
Kirchen beitragen wird. 

3, Die Konferenz mußte sich im Berichtszeitraum mit verschiedenen kirchenrechtlichen 
Bestimmungen befassen. Der Bund hat sich damit verschiedentlich dem Vorwurf ausge- 
setzt, statt solide Grundlagentheologie zu betreiben einem Rechtspragmatismus zu hul- 
digen oder gar uniformistische und zentralistische Tendenzen zu fördern. Die Auffassun- 
gen der Gliedkirchen hierzu sind verschieden. Auch der Bedarf an rechtlichen Neuord- 
nungen in den Kirchen ist unterschiedlich. In einigen besteht die Notwendigkeit, solche 
Neuregelungen vorzunehmen, z.B. im Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen sowie im 
kirchlichen Arbeitsvertragsrecht. Diese Kirchen sind an einer gemeinsamen Erarbeitung 
entsprechender Bestimmungen und ihrer Verabschiedung durch den Bund interessiert. 
Andere verfügen über ausreichende Regelungen dieser Sachbereiche und sind an einer 
Bundesregelung nicht interessiert. Die Ordnung des Bundes sieht vor, daß bei Recht- 
setzung durch die Konferenz der Kirchenleitungen keine Einstimmigkeit vorhanden sein 
muß. Es können Regelungen mit Wirkung für die zustimmenden Gliedkirchen erlassen 
werden, ohne daß sich alle Kirchen beteiligen. 

Die Konferenz hat mit der Rechtsform der Anregung nach Art. 5 (2) der Ordnung des 
Bundes gearbeitet und den interessierten Gliedkirchen empfohlen, Beschlüsse für ihren 
Bereich selbst in Kraft zu setzen. Die Konferenz hält diesen Weg gerade auch im Inter- 
esse der Kirchwerdung des Bundes für richtig; denn Kirchwerdung ist nicht durch Ge- 
setzesmacherei zu erreichen. 

3.1. Im Berichtszeitraum hat die Konferenz u.a. folgende Regelungen getroffen: Sie 
beschloß eine Ordnung für die theologisch-wissenschaftliche Qualifikationsprüfung und 
berief im November 1973 das Prüfungsamt. 

Im Januar 1974 verabschiedete sie Richtlinien für die Aus- und Weiterbildung von 
Mitarbeitern im kirchlichen Verwaltungsdienst und beschloß im Mai 1974 eine Ord- 
nung für die Vermögens- und Finanzverwaltung, die nach Art. 5 (2) der Ordnung des 
Bundes den Gliedkirchen und kirchlichen Zusammenschlüssen als Anregung zugeleitet 
wurde. 

Auf ihrer Tagung am 12./13. Juli 1974 beschloß die Konferenz eine gemeinsame 
Arbeitsvertragsordnung einschließlich einer neuen Vergütungsordnung für Arbeiter und 
Angestellte im kirchlichen Dienst. Sie hat sie nach Art. 5 (2) der Ordnung des Bundes 
erlassen. Die Konferenz sprach dabei die Bitte aus, daß die Kirchen, die die neue Arbeits- 
vertragsordnung zu übernehmen bereit sind, sie in der vorliegenden Form übernehmen 
mögen. 

3.2. Nach intensiver Arbeit konnte der Facharbeitskreis Pfarrerdienstrecht den Glied- 
kirchen eine Problemskizze und als Anhaltspunkt einen ersten Rohentwurf eines Pfarrer- 
dienstgesetzes zuleiten. Die Synode wird auf dieser Tagung einen Bericht über den Stand 
der Arbeiten an dem neuen Pfarterdienstrecht erhalten. Wir wissen, daß es hier noch 
eine Fülle grundsätzlicher theologischer und rechtlicher Fragen gibt, die einer eingehen- 
den Behandlung bedürfen. Die Kirchen sind um eine erste Stellungnahme zum grundsätz- 
lichen Weg des Facharbeitskreises und seinen Problemen, die in der Problemskizze darge- 
legt sind, bis zum 15. Januar 1975 gebeten werden. Erst danach kann das eigentliche Ge- 
setzgebungsverfahren beginnen. An ihm werden auch die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse 
zu beteiligen sein, da deren Pfarrerdienstrecht bzw. Pfarrerrecht zur Zeit in Kraft ist und 
es nun gilt, daraus ein gemeinsames Recht zu schaffen. 

3.3. Die Konferenz hatte sich auch mit einer Änderung der Ordnung des Werkes Innere 
Mission und Hilfswerk der Evangelischen Kirchen in der DDR zu beschäftigen. Sie stimmte 
der Anderung auf ihrer Mai-Tagung zu. Im Hinblick auf die Arbeit von Innerer Mission 
und Hilfswerk wird auf den besonderen Bericht verwiesen, der der Synode vorliegt. 


b) Arbeitsergebnisse der Kommissionen und Ausschüsse 


Abgesehen von den im Bericht der Konferenz genannten Rechtsvorschriften, 
die natürlich auch Ausdruck einer wachsenden Gemeinsamkeit sind, müssen 
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besonders die theologischen Bemühungen, im Zeugnis der Kirchen zu überein- 
stimmenden Aussagen zu kommen, und die Anstrengungen, in Ausbildungs- 
fragen nach gemeinsamen Konzepten zu suchen, hervorgehoben werden. Wich- 
tige Ergebnisse in diesem Zusammenhang seien im folgenden genannt '*: 

1. Arbeitsergebnis der Facharbeitskreise (FAK) Tauffragen vom 10./11. Januar 
1975 (s.u.). — 2. Die Studienarbeit der Theologischen Kommission „Immer 
noch Predigt“ !”. — (H. Zeddies, Hg., Evangelische Verlagsanstalt, Berlin/DDR 
1975). — 3. Die Bemühungen des Gemeinsamen Ausschusses Ordination (sie 
werden 1975 zu dokumentieren sein; 1974 lagen vorläufige Ergebnisse vor, die 
noch umstritten waren). — 4. Das von der Arbeitsgruppe „Glaubensbuch“ vor- 
gelegte Buch mit gleichem Titel liegt in der Evangelischen Verlagsanstalt zum 
Druck vor. Der Auftrag für diese Arbeit wurde von der KKL im Jahre 1971 er- 
teilt (vgl. MBl 1971, S. 29). — 5. Der FAK Konfirmation hat die im Bericht der 
Konferenz genannten drei Papiere (Rahmenordnung, Positionsbeschreibung und 
Ausarbeitung) im Jahr 1975 fertiggestellt. Sie werden im Jahrbuch 1975 zu do- 
kumentieren sein !®. — 6. Eine Rahmenordnung für die Ausbildung von Gemeinde- 
gliedern für kirchliche Arbeit mit Kindern wurde von der Kommission für kirch- 
liche Arbeit mit Kindern und Konfirmanden (bis zur Synode 1974 „Unterweisungs- 
ausschuß‘“) erarbeitet (MBl 1974, S.40.). — 7. Modell eines katechetischen Periko- 
pen- und Themenplanes Kurs V (nicht veröffentlicht). — 8. Eine Handreichung für 
Neufassung von gottesdienstlichen Bekenntnissen, die der Gemeinsame Liturgi- 
sche Ausschuß vorgelegt hat (s.u.). — 9. Die Gemeindekommission hat ihre Aus- 
arbeitungen über die Diakonie und die Seelsorge fertiggestellt: „Diakonie der 
Gemeinde“ (MBl 1974, S. 26f.) und „Erwägungen zur Seelsorge im Blick auf 
die uns zukommende Herausforderung in der Stadt- und Landgemeinde“ (s.u.). — 
10. Die „Rahmenordnung für die Ausbildung von Gemeindegliedern für kirch- 
liche Arbeit mit Kindern“ (MBl 1974, S. 40) und 11. die „Vorläufige Ordnung 
des Dienstes der Gemeindehelferin“ vom 9.11.1974 (noch nicht veröffentlicht). 
— 12. „Darstellung der Predigerfrage und Möglichkeiten ihrer Lösung“ (nicht 
veröffentlicht). — 13. Der FAK Zusammenarbeit von Mann und Frau in Kirche 
und Gesellschaft erarbeitete zwei Orientierungen zu Fragen der Sexualethik'”. 

Die Arbeitsergebnisse bzw. Problemanalysen zeigen eine vorhandene Bereit- 
schaft, nach gemeinsamen Formen und Inhalten des Zeugnisses und Dienstes 
in den Gliedkirchen zu suchen. — So hat die Synode der EKU 1974 z.B. mit 
Nachdruck ihre Gliedkirchen und die Gliedkirchen der VELK gebeten, sich 
für gemeinsame Lösungen in der Predigerfrage aufgeschlossen zu halten ?®. (Be- 
schluß der EKU-Synode hierzu: MBl 1974, S. 63). 

Ob das Bemühen des Bundes gelungen ist, in zentralen Fragen der Ethik u.a. 
durch die Orientierungen zu Fragen der Sexualethik die Gemeinsamkeit des 


16. Die nachstehend aufgeführten Texte, die zum großen Teil nicht veröffentlicht sind, 
sind in der Kirchenkanzlei der EKD - Berliner Stelle vorhanden. 

17. Hg. von H. Zeddies, Ev. Verlangsanstalt, Berlin/DDR 1975. 

18. Vgl. die Darstellung der Arbeit des FAK Konfirmation und die Stellungnahme des 
theologischen Ausschusses in KJ 100, 1973, S. 247. 

19. Text der beiden Orientierungen abgedruckt in epd-Dok. Nr. 27/1974. 

20. Beschluß der EKU-Synode in MBl 1974, S. 63. 
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Zeugnisses zu stärken, kann nur schwer beurteilt werden. Sicher ist es für die: 
Kirchen sehr wichtig, z.B. in der Sache des Schwangerschaftsabbruches, mög- 
lichst zu einer Einmütigkeit in der Beurteilung zu kommen. Die Orientierungen 
müssen aber Gliedkirchen und Gemeinden erreichen und überzeugen, wenn es 

zu der erwünschten Gemeinsamkeit kommen soll. Besondere Beachtung ver- 
dient, daß der Bund und seine Gliedkirchen vor den Schwierigkeiten, sich in 

der Frage der Orientierung zu einigen, nicht kapitulierten. Immer wieder wur- 
den neue Anläufe unternommen, um fehlende Übereinstimmung und auftauchen- 
de Probleme zu bewältigen. 

Das Ergebnis des FAK Tauffragen zeigt in gewisser Hinsicht ein Scheitern an. 
Auch konnten die Konfirmationsfragen nicht so bewältigt werden, daß mit einer 
Gemeinsamkeit in dieser Sache in allen Gliedkirchen zu rechnen ist. Stehen in 
der Tauffrage mehr die theologischen Unterschiede gegeneinander, sind in der 
Konfirmationsfrage die unterschiedlichen Bedingungen in den Gliedkirchen wohl 
der Hauptgrund, es bei verschiedenen Verfahren zu belassen. 


ARBEITSERGEBNIS DES FACHARBEITSKREISES TAUFFRAGEN 
Vom 10./11. Januar 1975 


1. Einleitung 


Die Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen in der DDR hat am 11. März 1972 
einen Facharbeitskreis für Tauffragen eingesetzt, da sie ‚ein gemeinsames Verständnis 

und eine gemeinsam verantwortete Praxis der Taufe für die Gemeinschaft des Bundes für 
notwendig‘ hält (Beschluß der KKL vom 7./8. Januar 1972). Der Facharbeitskreis sollte 
die Arbeit des bisherigen „Wissenschaftlich-theologischen Arbeitskreises für die Frage der 
Taufe“ wieder aufnehmen und unter Berücksichtigung des Gesprächsergebnisses des Tauf- 
ausschusses der Kirchenprovinz Sachsen von 1971 zu einem möglichst baldigen Abschluß 
bringen. Er sollte damit zugleich die Beantwortung der Eingabe einer Gruppe von Pfarrern 
an die Synode des Bundes vom September 1969 auf Freigabe der Katechumenatstaufe 
ermöglichen. Die Dringlichkeit der Arbeit des Facharbeitskreises wurde unmittelbar nach 
seiner ersten Sitzung noch durch einen Beschluß der Synode der Kirchenprovinz Sachsen 
vom November 1972 unterstrichen, der sich bezüglich der Frage der Gemeinschaft mit 
Vertretern der Katechumenatstaufe in der Kirchenprovinz in Erwartung einer von den 
Gliedkirchen des Bundes gemeinsam verantworteten Entscheidung auf eine nur vorläufige 
Regelung beschränkt und auf eine Änderung der Ordnung des kirchlichen Lebens verzichtet 
hat. In diesem Beschluß wurde an der Taufe von Kindern christlicher Eltern im Säuglings- 
alter festgehalten, die Möglichkeit der Katechumenatstaufe gegeben, der Pfarrdienst aber 
an die Bereitschaft zur Mitverantwortung der Kindertaufe gebunden. 

Der sachliche Ansatz für die Arbeit des FAK ist eine zunehmende Infragestellung der in 
unseren Kirchen durch Jahrhunderte hindurch selbstverständlichen allgemeinen Kinder- 
taufpraxis von verschiedenen Seiten her. Eine Reihe von Pfarrern läßt heute aus theolo- 
gischen Gründen die eigenen Kinder erst nach erfolgtem Katechumenat zur Taufe gehen. 
Eine darüber hinausgehende Zahl von Gemeindegliedern und Pfarrern vollzieht die Kinder- 
taufe nur noch mit Bedenken. Dabei ist vielen besonders beschwerlich, daß trotz aller 
gemeindlichen Bemühungen eine wachsende Anzahl von getauften Kindern nicht mehr 
mit der Kirche in Verbindung kommen. Für einzelne Pfarrer besteht die Frage, ob sie die 
Kindertaufe noch weiter mitzuverantworten vermögen. Manchen Pfarrern und Gemeinde- 
gliedern ist der Sinn der Taufe überhaupt fraglich geworden. Andererseits steht die 


21. S. dazu die Orientierung (1) [Anm. 19]. 


436 


Kindertaufpraxis in den Gemeinden überwiegend weiter im Gebrauch. Viele fühlen sich 
durch die Lehre und Praxis derjenigen, die die Katechumenatstaufe vertreten, beschwert; 
manche sehen darin geradezu eine Mißachtung der Taufe. Einzelne Gliedkirchen des 
Bundes verweigern jungen Theologen, die ihre eigenen Kinder bewußt nicht haben taufen 
lassen, unter Hinweis auf die bestehende Ordnung des kirchlichen Lebens die Übernahme 
in den kirchlichen Dienst. So sind die Spannungen in der Frage der Kindertaufe nicht 
gering. Zur Beurteilung dieser Lage sind verschiedene Gesichtspunkte und Zusammenhänge 
ins Auge zu fassen. 

1.1. Mit der zunehmenden Auflösung der Volkskirche und der Säkularisierung ist auch 
der Zusammenhang des Katechumenats mit dem gesellschaftlichen Leben (Religionsunter- 
richt in der Schule, christliche Sitte) dahingeschwunden, der eine Voraussetzung für die 
allgemeine Kindertaufpraxis war. Heute wissen viele Eltern, zumal wenn sie in gelockerten 
christlichen Traditionen leben, nicht mehr, wie sie für die nachfolgende christliche Unter- 
weisung aufkommen sollen, die durch die Kindertaufe gefordert wird. Sie sind in dieser 
Frage besonders unsicher angesichts der gesellschaftlichen Bildungsziele mit den Elemen- 
ten einer a-christlichen Erziehung in der Schule. 

Viele scheuen sich auch, ihre Kinder bereits durch elterliche Entscheidungen für die 
Taufe auf einen Weg festzulegen, der die Heranwachsenden später — womöglich gegen 
ihren eigenen Wunsch und Willen — in Konflikte bringen oder ihnen Beschränkungen in 
der Berufsausbildung eintragen kann. 

Jedenfalls gehen aus diesen und anderen Gründen die Zahlen der erbetenen Kindertaufen 
erheblich zurück und stehen in keinem Verhältnis zur Zahl der Gemeindeglieder und ihrer 
Kinder. 

1.2. Zu bedenken ist weiter das theologische Streitgespräch um die Taufe, das seit über 
30 Jahren in Exegese und Systematik hin und her geht. Es wurde selber durch neues Fragen 
in der Kirche hervorgerufen und wirkt durch Jahrzehnte auf das theologische Denken 
innerhalb unserer Kirche zurück. Da das Neue Testament die Kindertaufe nicht ausdrück- 
lich anspricht, bleiben die exegetischen Ermittlungen auf indirekte Schlüsse angewiesen 
und konnten die Streitfrage nicht für beide Seiten befriedigend entscheiden. Die systema- 
tischen Arbeiten führen nicht zu einhelligen Ergebnissen und wirken sich praktisch so aus, 
daß sie in der einen oder anderen Weise die traditionelle Ordnung des Taufhandelns stär- 
ken oder zur Veränderung ermutigen. So ist auch hier ein Ausgleich der theologischen 
Standpunkte gegenwärtig noch nicht sichtbar. 

1.3. Schließlich ist die Taufproblematik auch in ihrem ökumenischen Horizont zu sehen. 
Die Informationen über andere Kirchen, welche traditionell eine Erwachsenen-Taufe ver- 
treten oder neben der Kindertaufe die Katechumenatstaufe freigegeben haben, sind 
nicht ohne Rückwirkung auf das Bewußtsein in unserer Kirche geblieben. 

In dieser Lage können auch die Vertreter der Kindertaufordnung sich nicht einfach auf 
die Tradition zurückziehen, sondern müssen sich mit der Anfrage der Vertreter der Kate- 
chumenatstaufe auseinandersetzen. Zudem ist gegenüber denen, die grundsätzlich im 
Taufhandeln unsicher geworden sind, eine Bestimmung der Taufe neu notwendig, welche 
ihr Wesen und ihren Sinn aufzeigt ... 


2. Systematische Besinnung über die Taufe 


2.1. Die Taufe, die die Gemeinde des Gekreuzigten und Auferstandenen im Gehorsam 
gegen ihren Herrn vollzieht, geschieht mit Wasser auf den Namen des Dreieinigen Gottes. 
In, mit und unter dem Taufakt ist Gott selbst am Werk, der will, daß die Gabe der Taufe 
im Glauben empfangen wird. Diese Gabe umschließt die Zueignung des Christusheils und 
die Eingliederung in die Gemeinde als den Leib Christi. 

2.2.1. In der Taufe proklamiert die Gemeinde den Namen Christi über dem Täufling. 
Sie bekennt sich zusammen mit dem Täufling zu Christus und stellt sich zu ihm als ihrem 
Glied, für das da zu sein und es zu begleiten sie sich in der Taufhandlung verpflichtet. In 
diesem Sinn ist das Taufgeschehen ein einmaliger und grundlegender Akt von seiten der 
Gemeinde, durch den der Täufling als zu Christus gehörig und als Glied dieser Gemeinde 
kenntlich wird. 


437 


2.2.2. In der Taufe bekennt sich der Täufling mit der Gemeinde zu Christus, dem Haupt 
der Gemeinde, und er bekennt sich als Glied dieser Gemeinde, der er fortan zugehört. 

In diesem Sinn ist das Taufgeschehen auch ein einmaliger und grundlegender Akt von 
seiten des Täuflings, durch den er sich als zu Christus gehörig und als Glied der Gemeinde 
kenntlich macht. 

2.3. Indem die Gemeinde die Taufe als solches Proklamations-Bekenntnis- und Ver- 
pflichtungsgeschehen vollzieht, darf sie auf Grund der Zusage des Wortes Gottes der 
heilbringenden Wirksamkeit Christi in der Taufe gewiß sein. 

2.3.1. Wo im Vollzug des Taufgeschehens der Täufling inmitten der Gemeinde Christus 
übereignet wird, verbindet sich Jesus Christus selbst mit dem Täufling, nimmt ihn hinein 
in sein Sterben und in die Kraft seiner Auferstehung zu einem neuen Leben. 

2.3.2. Wo im Vollzug des Taufgeschehens die Gemeinde Verantwortung für ihr neues 
Glied übernimmt und der Täufling seinerseits sich als Glied in diese Gemeinde stellt, nimmt 
Christus selbst den Täufling als Glied seines Leibes an und schafft sich so seine Heils- 
Gemeinde in dieser Welt. 

2.3.3. Wo im Vollzug des Taufgeschehens der Täufling in die Gemeinde als Zeugnis- 
und Dienstgemeinschaft eingegliedert wird, beauftragt und sendet ihn Jesus Christus selbst 
zu Zeugnis und Dienst in die Gemeinde und in die Welt. 

2.4.1. Als solche grundlegende Handlung, wie sie in den vorangehenden Thesen beschrieben 
ist, unterscheidet sich die Taufe in spezifischer Weise von der Verkündigung in der Predigt 
und von der Feier des Herrenmahles und ist unwiederholbar. 

2.4.2. Der durch den Heiligen Geist gewirkte Glaube führt zum Begehren der Taufe. 

Er entfaltet sich sodann von der Taufe her, empfängt immer neu, was in der Taufe ein 
für allemal geschenkt wurde, und ist als solcher Antwort auf Gottes Handeln in der Taufe. 

2.5. Wenn die Gemeinde Jesu Christi ein Kind christlicher Eltern tauft, wird es Christus 
übereignet und in die Gemeinde aufgenommen in dem zuvor skizzierten Sinn. Taufbegehren 
und Bekenntnis des Täuflings werden dabei stellvertretend durch Eltern, Paten und die 
ganze Gemeinde wahrgenommen. Solche Stellvertretung ist aber nur sinnvoll, wenn sie mit 
der Bereitschaft von Eltern, Paten und Gemeinde verbunden ist, für die christliche Unter- 
weisung der im Säuglingsalter Getauften und ihre Einführung in das Leben der Gemeinde 
Sorge zu tragen. Die Taufe geschieht dann in der Hoffnung, daß der Täufling seinerseits Zu- 
sage und Gabe der Taufe annimmt und sein Leben an Jesus Christus bindet. 

Anmerkung: Einige Mitglieder des Facharbeitskreises verstehen unter der Übereignung an 
Christus das, was in 2.3.1. gesagt ist, nämlich, daß Jesus Christus sich selbst mit dem Täuf- 
ling verbindet und ihn hineinnimmt in sein Sterben und die Kraft seiner Auferstehung zu 
einem neuen Leben. 

Andere Mitglieder des Facharbeitskreises verstehen die Übereignung an Christus bei der 
Kindertaufe so, daß sie sich in der Taufe und im nachfolgenden Geschehen von Verkündi- 


gung und Glaube vollzieht und nur von diesem Gesamtgeschehen ausgesagt werden kann 
(s.u. 3.2.) 


3. Lehrdifferenzen 


Nach der geltenden Lehre und Ordnung wird die Taufe bei Kindern christlicher Eltern 
als Kindertaufe vollzogen. In ihrer Beurteilung konnte keine Einmütigkeit erzielt werden. 
Dabei ergaben sich im Facharbeitskreis mehrere verschiedene Gruppierungen. Im folgen- 
den werden nur die Positionen gekennzeichnet, die die größte Spannungsweite markieren. 

3.1. Die einen sind der Ansicht, daß die Kindertaufe das Sachgemäße und deshalb beizu- 
behalten sei. Sie gehen davon aus, daß die Taufe ihre Kraft allein dem Wirken des drei- 
einigen Gottes und seinem das Heil verheißenden, zusagenden und zuwendenden Wort 
verdankt, das unter dem Zeichen der Handlung wirksam wird. Gottes Heil in Christus 
soll jedem Menschen durch die Taufe zugeeignet werden. 

3.11. Sie meinen, daß die Zusage Gottes in Jesus Christus auch den Unmündigen gilt, 
die in besonderem Maß der tragenden und geleitenden Gnade Gottes bedürfen. Zwar ge- 
schieht die Taufe auf Glauben hin, der empfängt, was in der Taufe gegeben wird. Grund- 
sätzlich aber steht die Taufe als Zusage und Zuwendung des Heils dem empfangenden 
Glauben voran. Sie kann deshalb auch Unmündigen gespendet werden. 
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3.1.2. Sie meinen, daß in der Kindertaufe die jeder menschlichen Entscheidung voraus- 
gehende gnädige Zuwendung Gottes ihren deutlichsten Ausdruck findet. Wenn das Ent- 
scheidende in Gottes gnädiger Zuwendung liegt, ist es sachgemäß, die Taufe auch solchen 
zu spenden, die sie aus Gründen ihres Lebensalter noch nicht in bewußtem Glauben anneh- 
men können, so unerläßlich es auch ist, daß sie später im persönlichen Glauben Aufnahme 
findet. Der von der Taufe her sich entfaltende, durch den Heiligen Geist gewirkte Glaube 
empfängt immer neu, was in der Taufe ein für allemal geschenkt wurde. Er ist als solcher 
Antwort auf Gottes Handeln in der Taufe. In der Anfechtung ist der Glaube immer wieder 
auf den Zuspruch zurückgeworfen, der darin liegt, daß die Taufe dem Menschen das Heil 
voraussetzungslos zu eigen gegeben hat. 

3.1.3. Sie meinen, daß Kinder christlicher Eltern ohnehin am Glauben, Leben und Be- 
kennen ihrer Elten teilhaben und dabei vom Glauben der Gemeinde stellvertretend mit- 
getragen sind. Diese Beteiligung an der Wirklichkeit der Gemeinde in der Hoffnung und 
Anfechtung macht möglich, aber auch nötig, die persönliche Heilszuwendung auch den 
Kindern zuteil werden zu lassen. Die Gemeinde, die so handelt, steht in Mitverantwortung 
für das Wachstum der getauften Kinder im Glauben. 

3.2. Die anderen sind der Ansicht, daß die bisherige Säuglingstaufpraxis als generelle 
kirchliche Taufordnung heute nicht mehr zu verantworten ist. Sie gehen davon aus, daß 
im Zeugnis des Neuen Testaments die Verkündigung des Evangeliums, der Glaube und 
die Taufe als ein zusammengehörendes Geschehen verstanden werden und daß nur inner- 
halb dieses Geschehens-Zusammenhangs von der rettenden Kraft der Taufe gesprochen 
wird. Sie sind der Auffassung, daß die für die Heilzueignung konstitutive Beziehung von 
Wortverkündigung und Glaube, wie sie überall im Neuen Testament vorausgesetzt ist, durch 
die Säuglingstaufe nicht deutlich genug wird und daß an vielen im Säuglingsalter Getauften, 
die heute aufwachsen, ohne je von der Verkündigung des Evangeliums erreicht zu werden, 
die Taufe unbedacht vollzogen worden ist. Sie halten darum die Katechumenatstaufe für 
die bessere Praxis. 

3.2.1. Sie meinen, daß Kinder, die an dem christlichen Glauben, Leben und Bekennen 
ihrer Eltern teilhaben, als unmündige Glieder der Gemeinde anzusehen sind, die in der Ge- 
meinschaft einer christlichen Familie der Verheißungen Christi auch ohne Taufe teilhaftig 
werden. 

3.2.2. Sie meinen, daß diese noch nicht getauften Kinder genauso wie die Getauften von 
der Fürsorge und Fürbitte der Gemeinde zu begleiten sind. 

3.2.3. Sie meinen, daß es gerade unter unseren heutigen Lebensbedingungen sinnvoll und 
sachgemäß ist, auch Kinder christlicher Eltern erst nach erfolgter christlicher Unterweisung 
und entsprechender Einführung in das Gemeindeleben auf ihr eigenes Begehren hin zur 
Taufe gehen zu lassen. 


4. Gründe für das Festhalten an der Gemeinschaft in einer Kirche 


4.1. Die Vertreter der beiden Auffassungen sehen sich in ihrem Taufverständnis Differen- 
zen gegenüber, in denen weitreichende theologische Unterschiede zum Ausdruck kommen, 
die sie von ihrer theologischen Einsicht her gegenwärtig zu überwinden nicht in der Lage 
sind. Sie vermögen aber einen kirchentrennenden Schritt nicht zu verantworten, zumal 
sie zugleich die spannungsreiche Situation in Kirche und Theologie insgesamt im Auge haben. 
Durch das Folgende werden sie dazu ermutigt, in einer Kirche zusammenzubleiben. 

4.1.1. Beide Auffassungen gehen davon aus, 

daß das Heilswerk Gottes in Christus allen gilt, bevor sie zum Glauben kommen; 

daß es den Glauben allererst begründet; 

daß Gott selbst es ist, der auch den das Heil empfangenden Glauben wirkt; 

daß dieser Glaube eine Antwort ist, bei der auf jedes eigenmächtige Werk verzichtet 
wird. 

4.1.2. Beide Auffassungen sehen die Taufe als ein wirksames Zeichen des Bundes Gottes 
mit dem einzelnen Menschen; d.h. als wirksames Zeichen der rechtfertigenden Gnade an, 
die vom Täufling im Glauben angeeignet werden will. 

4.1.3. Beide Auffassungen grenzen sich demnach ab einerseits von einem synergistischen 
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Verständnis des Glaubens, demzufolge eine Taufe ungültig wäre, bei deren Vollzug die 
Glaubensantwort fehlt, und welches den Glaubenden als einen in eigener Kraft mitwirken- 
den Partner Gottes verstünde, andererseits von einem Verständnis der Taufe, wonach deren 
Heilswirksamkeit in ihrem bloßen Vollzug (ex opere operato) beschlossen läge. 

4.2. Die theologischen Unterschiede, die zu unterschiedlicher Praxis führen, betreffen be- 
sonders den Bezug der Taufe zum Anfang des rechtfertigenden Handeln Gottes am Men- 
schen und zu dem auf dieses Handeln antwortenden Glaubens, nicht jedoch den Charak- 
ter der Taufe als wirksamen Zeichens der Eingliederung in die Gemeinde Christi und der 
grundlegenden Zueignung des Christusheils. 2; 

4.2.1. Die Vertreter der Kindertaufe halten es unbeschadet ihrer eigenen Überzeugung in 
der gegenwärtigen Situation für vertretbar, daß die Ordnungen des kirchlichen Lebens auch 
die Möglichkeit der anderen Taufpraxis offen lassen, weil die seelsorgerliche Rücksichtnahme 
es gebietet, die Entscheidung derer zu respektieren, die den Zusammenhang von Taufe und 
Glaube in der Katechumenatstaufe besser ausgedrückt finden. So werden sie auf die Eltern, 
die der Taufe ihrer Kinder die christliche Unterweisung vorausgehen lassen wollen, keinen 
Druck ausüben. Es wird ihnen darum gehen, im Gespräch mit den Eltern die gemeinsame 
Grundlage und Zielsetzung der Verantwortung für ihre Kinder vor dem Evangelium deutlich 
zu machen, die Motive zu klären und die Familie bei der Hinführung der Kinder helfend 
zu begleiten. Sie werden auch darauf achten, daß in der christlichen Unterweisung so über 
die Taufe gesprochen wird, daß die noch ungetauften Kinder nicht die Offenheit für die 
Unterweisung verlieren. 

4.2.2. Die Vertreter der Katechumenatstaufe bestreiten unbeschadet ihrer eigenen Über- 
zeugung nicht die Gültigkeit der Kindertaufe (s.o. 2.5.), sie fordern nicht ihre Abschaffung, 
sind vielmehr bereit, sie mitzuverantworten und mitzuvollziehen. Dabei wird es ihnen darum 
gehen, daß die Eltern, die ihre Kinder taufen lassen, ihr Vertrauen auf das Werk Christi 
und das glaubenschaffende Wirken seines Geistes richten, und daß sie ihre Verantwortung 
für die christliche Unterweisung wahrnehmen und sich dabei von der Gemeinde helfend 
begleiten lassen. Sie werden darauf achten, daß die in der Gemeinde geübte Kindertaufe 
nicht gleichgültig und verächtlich gemacht wird. 


5. Weitergehende Fragen 


Durch die Tatsache, daß die Befürworter der Kindertaufe und die Vertreter der Katechu- 
menatstaufe sich gegenseitig die Gemeinschaft in derselben Kirche nicht aufkündigen, wer- 
den die zwischen den beiden Gruppen kontroversen Fragen nicht nivelliert und gegenstands- 
los. Sie sind vielmehr in weitergehenden Gesprächen aufzunehmen in der Hoffnung, die 
Wahrheit der Taufe eindeutig und einmütiger erkennen und bekennen zu können. 

5.1. Als offene Fragen geben die Befürworter der Kindertaufe den Vertretern der 
Katechumenatstaufe zu bedenken: 

5.1.1. Kann man die ungetauften Kinder als Glieder der Kirche und Glieder am Leibe 
Christi ansprechen, wenn die Taufe Eingliederung in den Leib Christi ist? 

5.1.2. Wird in der Katechumenatstaufe der Kinder christlicher Eltern nicht das in der 
Taufe gesetzte neue Leben, zu dem sich der Glaube bekennt, so mit dem Bewußtsein des 
Täuflings verknüpft, daß es zu einem Glaubensbegriff kommen kann, der primär durch Be- 
wußtsein, Erkennen und Wollen des Täuflings definiert ist? Muß es dabei nicht zu einer 
persönlichen Mitwirkung beim Heilsempfang kommen, die Mißverständnissen ausgesetzt 
bleibt? Wird nicht eine Reflexion auf das im Menschen nachweisbare Glauben-Können ein- 
geleitet, die dem Wesen des Glaubens widerspricht? 

5.2. Die Vertreter der Katechumenatstaufe geben den Befürwortern der Kindertaufe um- 
gekehrt zu bedenken: 

5.2.1. Kann man den ungetauften Kindern christlicher Eltern die Gemeinschaft mit der 
Kirche und dem Heil Christi absprechen, wenn der fürbittende und stellvertretende Glaube 
der Eltern die noch Unmündigen in die Gemeinschaft mit dem Heilswerk Christi hinein- 
zieht? Ist damit nicht der Anfang eines Lebens aus dem Heil Christi für Kinder christlicher 
Eltern bereits vor der Taufe gegeben? Kann die Taufe etwas anderes sein als die ‚„‚Versiege- 
lung“ eines schon von Christus erreichten Lebens unter sein Heil, die als ein für allemal 
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gültiges Bundeszeichen den Glaubenden immer wieder von neuem an den Herrn erinnert, 
der sich ihm im Wort der Verkündigung erschließt? 

5.2.2. Wird mit der Meinung, ‚daß in der Kindertaufe die jeder menschlichen Entschei- 
dung vorangehende gnädige Zuwendung Gottes ihren deutlichsten Ausdruck findet“ (3.1.2.), 
nicht dem Mißverständnis Vorschub geleistet, als sei die Verkündigung der in Christus offen- 
barten Liebe Gottes und der darauf vertrauende Glaube für den einzelnen dem Taufhandeln 
der Kirche gegenüber sekundär? Ist die zum Glauben und zu einem neuen Leben befreiende 
Kraft des Evangeliums abhängig von der zuvor empfangenen Taufe? 

5.3. Unabhängig von den genannten Kontroversfragen konnten in den Gesprächen des 
Facharbeitskreises folgende Fragen nicht mehr geklärt werden und gehen darum ebenfalls 
in das weitergehende Gespräch über die Taufe ein: 

5.3.1. Worin ist das Gebot der Taufe begründet (vgl. 2.1.), und wie ist diese Begründung zu 
entfalten? 

5.3.2. Inwiefern ist die Taufe ein Sakrament und wie ist der Begriff des Sakraments dabei 
zu verstehen? 

5.3.3. Inwiefern ist das Verhältnis von Taufe und kirchlichen Rechten heute neuzube- 
stimmen? Können z.B. ungetaufte Glieder der Jungen Gemeinde in Ausnahmefällen schon 
am Abendmahl teilnehmen? 

Obwohl in dieser Frage keine Übereinstimmung erzielt werden konnte, war der Fach- 
arbeitskreis jedoch einmütig der Ansicht, daß ungetauften Kindern christlicher Eltern im 
Fall ihres Todes die kirchliche Bestattung nicht verweigert werden sollte. 


6. Folgerungen und Empfehlungen für die kirchliche Praxis 


Für Ordnung und Vollzug der Taufe heute erscheint folgendes geboten: 

6.1. Aus dem Wesen der Taufe folgt nicht die verbindliche Festlegung eines bestimmten 
Taufalters. Das gilt unbeschadet der Tatsache, daß unsere Kirchen in der bekenntnismäßigen 
Überlieferung der Kindertaufe stehen und daß die Eltern in ihnen ihr Kind zumeist bald 
nach seiner Geburt zur Taufe bringen. Die Entscheidung christlicher Eltern, die ihr Kind 
erst nach erfolgtem Katechumenat zur Taufe gehen lassen wollen, ist jedoch zu achten; 
ihr sollen auch die Bestimmungen in den kirchlichen Lebensordnungen Raum geben. 

6.2. Mit allen, die die Taufe für sich oder ihre Kinder begehren, wird ein Taufgespräch 
geführt, das den Sinn der Taufhandlung bezeugt und soweit wie möglich verständlich macht. 

6.2.1. Eltern, die die Taufe ihres Kindes erbitten, soll das Taufgespräch ihre Verantwor- 
tung aufzeigen. Sie sollen sich bereit erklären, für die christliche Erziehung ihres Kindes 
in Verbindung mit der Gemeinde Sorge zu tragen und es einer späteren kirchlichen Unter- 
weisung zuzuführen. 

6.2.2. Können die Eltern eine entsprechende Erklärung nicht abgeben und erscheint es 
ausgeschlossen, daß ein Kind, für das die Taufe begehrt wird, von den Eltern oder ande- 
ren Gemeindegliedern später in die Unterweisung der Kirche gebracht oder auf andere 
Weise vom Verkündigungswort erreicht wird, ist die Taufe zurückzustellen. 

6.2.3. Die Taufe Erwachsener oder Jugendlicher erfolgt auf Begehren des Täuflings 
hin und nach einer Taufunterweisung. 

6.3.1. Wenn ein Pfarrer, der zur Mitverantwortung und Vollzug der Kindertaufe bereit 
ist, seine eigenen Kinder erst nach vollzogener Unterweisung zur Taufe führen will, soll 
er dem Gemeindekirchenrat (Kirchenvorstand) seiner Gemeinde davon Mitteilung machen 
und die Gründe für seine Entscheidung darlegen. 

Kommt es wegen des Taufverständnisses des Pastors zu einem Zerwürfnis mit der Ge- 
meinde, das eine weitere Zusammenarbeit hindert, und gelingt es den zuständigen kirch- 
lichen Organen nicht, dieses Zerwürfnis zu beseitigen, kann der Pastor den Dienst in dieser 
Gemeinde nicht fortsetzen. Die kirchenleitenden Organe sollen seine Entscheidung respek- 
tieren und ihm die Wege zu einem anderen Dienst ebnen. Entsprechendes gilt für andere 
Mitarbeiter im Verkündigungsdienst. 

6.3.2. Lehnt jemand die Mitverantwortung und den Vollzug der Kindertaufe überhaupt 
ab, kann er nicht Pfarrer in einer Gliedkirche des Bundes sein. Seine anderweitige Ver- 
wendung im kirchlichen Dienst sollte ernsthaft geprüft werden. 
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GEMEINSAMER LITURGISCHER AUSSCHUSS EKU-VELK: 
HANDREICHUNG FÜR NEUFASSUNG VON GOTTESDIENSTLICHEN 
BEKENNTNISSEN 


Vom 10. Mai 1974 


l. Bekennen und Bekenntnisse 


1.1. Gott bekennt sich zur Welt. Alles Bekennen im Sinn unseres christlichen Glaubens 
hat darin seinen Ursprung. Gottes Bekenntnis zur Welt erfahren wir in der Schöpfung und 
Erhaltung der Welt, in Seinem richtenden und erbarmenden Handeln, durch Jesu Wort 
und Tat, durch Sein Sterben am Kreuz und durch Seine Auferweckung. Dieses Bekenntnis 
Gottes zur Welt überwindet Menschen, öffnet ihnen den Weg in ein neues Leben und be- 
gründet damit den Glauben. Unser Bekennen ist also Antwort auf Gottes Bekenntnis zur 
Welt und geschieht in Zusage und Absage, in Wort und Tat. 

1.2. Gottesdienst und Dienst am Menschen sind eine Einheit. So sind auch Glaubens- 
bekenntnis und Aktion nicht voneinander zu trennen. Das Bekennen mit Taten geschieht 
in Nachfolge und Gehorsam. Das Bekennen mit Worten geschieht in Verkündigung und 
Mission, im Lobgesang und im Glaubensbekenntnis, im Gottesdienst. Dabei spiegelt der 
vielfältige Inhalt unseres Bekennens die Vielfalt des göttlichen Handelns, außerdem die 
Mannigfaltigkeit geschichtlicher Situationen. Dabei bekennt der eine Geist aus dem einen 
Glauben den einen Herrn. So lassen auch vielfältige Formen und Aussagen rechten Be- 
kennens diese Einheit erkennen ... 

1.3. Die Vielheit der Bekennenden und die Vielfalt der Bekenntnissituationen führte 
zu einer Vielfalt von Bekenntnisformulierungen. Das beginnt bereits in den Bekenntnisaus- 
sagen der Schrift und setzt sich fort in den verschiedenen Bekenntnissen der Kirchenge- 
schichte. Frühchristliche Bekenntnisaussagen lassen verschiedene Funktionen, Aspekte 
und Zusammenhänge erkennen: 

1. Bekenntnis ist das lobpreisende Ja zu Gottes Sein und Handeln (Doxologie). 

2. Bekenntnis ist Absage an die vergehende Welt und ihre uns bindenden Mächte 
(Eschatologie). 

3. Bekenntnis ist Absage an die Gottlosigkeit und Eingeständnis der Schuld im Ver- 
trauen auf Gottes Erbarmen (Rechtfertigung). 

4. Bekenntnis ist Bereitschaft zum Handeln in Gehorsam und Nachfolge (Ethik). 

5. Bekenntnis ist Einladung zum Glauben (Mission). 

6. Bekenntnis ist lehrende Entfaltung und Zusammenfassung der Offenbarung 
(Dogmatik und Katechetik). 

7. Bekenntnis ist Ausdruck gemeinsamen Glaubens (Ökumenische Einheit). 

Dabei war es dem lebendigen Glauben allezeit bewußt: Gottes Sein und Gottes Handeln 
übersteigt unser menschliches Begreifen und unsere sprachlichen Möglichkeiten. Darum 
tangen die Väter in Demut um möglichst angemessene Bekenntnisformulierungen. So 
waren die vielfältigen Bekenntnisse Zeichen lebendigen Glaubens ... Die Vielfalt der Be- 
kenntnisformulierungen steht nicht im Gegensatz zur Einheit des Bekennens; verschiedene 
Bekenntnisse können einander positiv ergänzen. 

1.4. Die „urkundlichen Bekenntnisse“ verbinden als Ausdruck gemeinsamen Glaubens 
weite Teile der Ökumene (Nizaeno-Konstantinopolitanum), Kirchenfamilien (z.B. das 
Apostolikum die abendländische Christenheit) und Kirchen (z.B. Reformatorische Be- 
kenntnisschriften). Sie wollen zusammenfassende Aussage der Schrift sein. Doch sie sind 
nicht mathematische „Quersumme“ der Schrift, sondern Hinweis auf deren Mitte, auf 
das Ausschlaggebende für Glauben und Heil. Schrift und Bekenntnis wollen miteinander 
gelesen werden .... 

1.5. Die Geschichte der frühen Kirche beweist, daß sich Einheit der Kirche und Vielheit 
von Bekenntnis-Formulierungen vereinbaren lassen. Die Geschichte des Kirchenkampfes 
beweist, daß Treue zum historischen Bekenntnis und aktuelles Bekennen einander nicht 
ausschließen (Barmer Theologische Erklärung 1934). 
ale iu entbinden die Kirchen nicht von der ‚Aufgabe, selbst in Wort 

n. Darum haben „alle, die Verantwortung für Bekenntnis und Lehre 
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haben ..., an einer neuen Formulierung des Bekenntnisses der Kirche intensiv zu arbei- 
ten“ (Lutherische Bischofskonferenz 1968). 


2. Bekenntnis im Gottesdienst 


2.1. Schon das Zusammenkommen einer Gemeinde zum Gottesdienst und dessen 
zuchtvoller, gesammelter Vollzug sind Bekenntnisakte, die im Alltagsleben Fortsetzung 
und Bewährung finden wollen. Ein Gottesdienst umfaßt Lieder, Gebete und andere 
liturgische Stücke, die bekenntnishaften Charakter haben (vgl. besonders die altkirchlichen 
und ökumenischen Abendmahlsgebete). Darum kann es Gottesdienst ohne ein besonderes 
Glaubensbekenntnis geben. Das beweist die Geschichte des Gottesdienstes (Einfügung des 
Glaubensbekenntnisses in den Sonntagsgottesdienst erst in der Zeit vom 6.—11. Jahr- 
hundert). Das beweist auch die gottesdienstliche Praxis verschiedener Kirchen. 

Die Funktion des (fast überall ursprünglich als Taufbekenntnis formulierten) Glaubens- 
bekenntnisses und damit seine Stellung im Gottesdienst ist sehr verschieden: 

„Lobopfer des Glaubens‘, daher Stellung im Dankopferteil des Gottesdienstes zwischen 
Verkündigung und Mahlfeier (Ostkirchen, Mailand), 

„Gedächtnis des Heilswerkes‘‘ im Herrenmahl, darum Stellung zwischen Einsetzungswor- 
ten und Vaterunser (Westgoten, Altspanisch-,‚mozarabische‘“ Liturgie), 

„Lobgesang als Antwort auf das Evangelium‘‘, daher Stellung nach den Lesungen (rö- 

‘ mische Messe und von ihr abstammende Ordnungen). Mit diesem Verständnis des Glau- 
bensbekenntnisses ist es durchaus vereinbar, es auf die gesamte Wortverkündigung (ein- 
schließlich Auslegung in der Predigt) folgen zu lassen. 

In jedem Fall ist das Glaubensbekenntnis ein Teil der Antwort der Gemeinde auf Gottes 
Anrede und Tat. Jede Bekenntnisaussage unterstreicht dabei bestimmte Gesichtspunkte, 
keine ist wirklich umfassend. Darum sollte sich das Bekennen im Gottesdienst nicht 
auf das Glaubensbekenntnis beschränken. Außerdem sollte ein gewisser regelmäßiger 
Wechsel der Bekenntnisformen im Gottesdienst stattfinden. 

2.2. Für einen solchen Wechsel spricht auch die Geschichte des evangelischen Gottes- 
dienstes ... 

2.3. Das Glaubensbekenntnis ist im Gottesdienst die Antwort der Gemeinde auf Gottes 
Wort und Tat. Das hatten die Väter im Kirchenkampf richtig verstanden: Als bekennende 
Absage an die Irrlehren der Zeit kam der Brauch auf, das Glaubensbekenntnis gemeinsam 
zu sprechen, seltener, es gemeinsam zu singen. Dieser Brauch unterstreicht in guter Weise, 
daß das Glaubensbekenntnis der Kirche Sache der ganzen Gemeinde ist ... 

2.4. Wo das Glaubensbekenntnis Antwort der Gemeinde auf die Verkündigung ist, 
sollte die Antwort dem vorangegangenen Wort entsprechen. Antwort auf die objektive 
Gestalt der Verkündigung in der Form der Schriftlesung ist die objektive Gestalt des 
Glaubensbekenntnisses in der Form der „urkundlichen“, ökumenischen Glaubensbekennt- 
nisse. 

Antwort auf die situationsbezogene Gestalt der Verkündigung in der Predigt kann ein 
Glaubensbekenntnis in neuer Gestalt oder eine Interpretation eines alten Glaubensbekennt- 
nisses sein, möglichst auf diese Predigt und auf die Situation bezogen. Man kann auch 
beide Möglichkeiten miteinander kombinieren. Dann ist in einem Gottesdienst Konti- 
nuität und Aktualität des Bekennens vereint. 

Als Lobopfer der Gemeinde kann das Glaubensbekenntnis auch unmittelbar vor dem 
Abendmahlsteil des Gottesdienstes seine Stelle finden. Dafür sprechen nicht nur die 
meisten altkirchlichen Ordnungen, sondern auch die Vorschläge der reformierten Väter. 
Der Gebrauch der ökumenischen Glaubensbekenntnisse unterstreicht hier die Gemein- 
schaft des Glaubens mit Vätern und Brüdern. 


3. Weitere Motive für die Neufassung von Bekenntnissen 


3.1. „Ich glaube, darum rede ich“ (Ps. 116,10/2.Kor. 4,13). Christlicher Glaube drängt 
zur Tat und zur Aussage, zum Bekennen und zum Bekenntnis. Neues Hören auf das 
Wort der Schrift drängt damit zu neuen Bekenntnissen ... 
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3.2. Das ständig gemeinsam gesprochene und ‚‚apostolisch‘ genannte Glaubensbekenntnis 
kann mißverstanden werden als ein ‚‚Soll des richtigen Glaubens‘‘. Gute Interpretation 
oder Bekenntnisneuformulierungen können dazu helfen, Außenstehenden das Einstimmen 
in das Bekenntnis der Gemeinde zu erleichtern. Dabei muß jedoch das Bekenntnis der 
Gemeinde immer Bekenntnis der Kirche sein. Ein einfaches Ausiassen als schwierig emp- 
fundener Aussagen des Glaubensbekenntnisses ist kein zulässiges Mittel missionarischer 
Einladung. 

3.3. Jedes Bekenntnis ist geschichtsbezogen. Mit seiner Zusage enthält es auch die Ab- 
sage an Irrlehren und Irrwege seiner Zeit. Die geschichtsbezogenen Bekenntnisse waren 
in den Frontstellungen ihrer Zeit eine Ailfe für die Gemeinde, ihrer Umwelt Rede und 
Antwort zu stehen. Unsere Zeit hat nicht immer Verständnis für diese historisch beding- 
ten Abgrenzungen, zumal der Verzicht darauf die einenden ökumenischen Gesichtspunkte 
stärker hervortreten läßt. Aber unsere heutigen Gemeinden verlangen nach Hilfen für eine 
kritische Auseinandersetzung mit den Problemen der Gegenwart. 

3.4. Unsere Zeit stellt die Gemeinden vor Probleme, die die Väter noch nicht kannten. 
Eine sachgemäße Ergänzung der Bekenntnisse früherer Generationen soll die Fragen der 
Menschen unserer Zeit vom Evangelium her beantworten. So nimmt die Gemeinde ihre 
Lehrverantwortung wahr und bekennt ihren Glauben vor den Menschen von heute. 


4. Kriterien neuer Bekenntnisse (vgl. dazu auch 1.3.) 


4.1. Bekenntnisse haben einende Funktion. Das neutestamentliche Wort für „bekennen“ 
bedeutet u.a. „in einer Aussage übereinstimmen‘. Auch ein neues Glaubensbekenntnis 
bedarf daher der ‚Übereinstimmung in der Aussage‘: 

a) mit der Schrift, deren inhaltliche Mitte die Botschaft von Jesus Christus ist (4.2.), 

b) mit der Kirche vor uns und neben uns: 

— in der Gruppe, die das neue Bekenntnis formuliert (4.3.), 

— in der Gemeinde, in deren gottesdienstlicher Versammlung das Bekenntnis laut 

werden soll (4.4.), 

— in der Kirche, in der diese Gemeinde lebt (4.5.), 

— mit den Vätern der Kirche und den Brüdern der Ökumene (4.6. und 7.), 
eh mit den Aussagen des Gottesdienstcs, die nicht „neues Glaubensbekenntnis“ sind 
(4.8.), 

d) mit der Situation der Hörenden, Glaubenden, Bekennenden (4.9.), 

e) mit der Tat des Gehorsams (4.10.). 

4.2. Das Bekenntnis muß schriftgemäß sein ... 

4.3. Praktisch erarbeitet man eine solche Neuformulierung in einer Gemeindegruppe, 
wenn sie für einen bestimmten Gottesdienst gebraucht wird. Möchte man einen Text für 
mehrere Gottesdienste haben, so ist eine längere Vorbereitung in Gemeindeseminaren 
und vielen Gemeindekreisen erforderlich. Auch hierfür gibt es eine Kombinationsmög- 
lichkeit: Man kann ein Modellbekenntnis schaffen mit konstanten Bekenntnisaussagen 
und situationsbezogenen, wechselnden Teilen (Thema des Gottesdienstes, Weltprobleme, 
Gemeindeprobleme), ähnlich wie das bei Fürbittgebeten geübt wird. 

44. Neue Glaubensbekenntnisse bedürfen als gemeinsame Aussage einer Gemeinde 
einer dafür geeigneten Sprachgestalt. Die Formulierung muß die Übersetzung der biblischen 
Botschaft in die Sprache unserer Zeit wagen ... Der Text muß annehmbar sein für die ver- 
schiedenen Generationen und für verschiedene Gruppen in der Gemeinde, daneben auch 
für andere Gemeinden ... 

EN Außerdem ist zu erwägen, daß jedes überlieferte Glaubensbekenntnis vom Tauf- 
bekenntnis herkommt, also Bekenntnis zu Christus als dem Herrn ist. Neue Glaubensbe- 
kenntnisse dürfen in der Aussage nicht hinter diesem Kern des Taufbekenntnisses zurück- 
bleiben, ebensowenig hinter der Ökumenischen Basisformel (New Delhi 1961). 

4.7. Das Schöpfen aus der Überlieferung der Kirche erscheint vielen von uns fremd. 
Aber es hält das Gespräch mit den Vätern der Kirche und den Brüdern der Ökumene 
offen. Die Beschränkung auf die eigene Glaubenserfahrung birgt in sich die Gefahr der 
Verkürzung und der Selbstisolierung ... Auf der anderen Seite muß nicht jede Neuformu- 
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lierung den herkömmlichen trinitarischen Aufbau oder den vollen Umfang der gewohnten 
Bekenntnisaussagen enthalten. Aber sie darf auch nicht als deren Verneinung verstanden 
werden können. Der Zusammenhang mit den überlieferten Bekenntnissen erweist sich 
nicht an der Vollständigkeit, sondern an der Evangeliumsgemäßheit der Aussagen ... 

4.9. Vielleicht ist es hilfreich, zu unterscheiden zwischen „Glaubensbekenntnis‘“ (ur- 
kundlich, ökumenisch) und ‚„Glaubenszeugnis‘“ (Neuformulierung). Dann ergänzen beide 
Formen einander. Sie können auch miteinander im gleichen Gottesdienst gebraucht wer- 
den. Das Glaubenszeugnis gibt dann mit seinem Situationsbezug dem Glaubensbekenntnis 
den aktuellen Akzent. Die urkundlichen Glaubensbekenntnisse bedürfen der Interpreta- 
tion, um den Situationsbezug herzustellen. In den neuen Glaubenszeugnissen stellt sich 
durch die Formulierung der Situationsbezug unmittelbar ein ... 


5. Besonderheiten neuer Bekenntnisformulierungen 


Trotz der Vielfalt neuer Entwürfe kann man gemeinsame Tendenzen feststellen, die für 

das Erstellen und die Beurteilung von Glaubenszeugnissen gewisse Hinweise geben können. 
5.1. Häufig ist die Gliederung nach den drei Artikeln aufgegeben. Es wird begonnen 

mit dem Bekenntnis zu Jesus Christus ... Das Aufgeben der bisherigen Dreigliederung 

darf jedoch nicht zum Verlust des Bekenntnisses zum Dreifaltigen Gott führen. 

5.2. Neue Glaubenszeugnisse betonen den irdischen Lebensweg Christi. Die Auffüllung 
dieser empfindlichen Lücke in den altkirchlichen Bekenntnissen ist theologisch berechtigt ... 
5.3. Die Ausweitung der naturwissenschaftlichen Erkenntnisse hat das alte Weltbild 
durch neue Vorstellungen abgelöst. Daß neue Glaubenszeugnisse dem Rechnung tragen, 

ist theologisch berechtigt ... 

5.4. Im dritten Artikel ist die Einbeziehung der neuentdeckten ökumenischen, ja ge- 
samtmenschheitlichen Weite und der Zukunftsperspektive des Glaubens theologisch be- 
rechtigt ... 


6. Der Stellenwert der neuen und der ökumenischen Glaubensbekenntnisse 


6.1. Die neuen Glaubensbekenntnisse wollen keine Richtschnur des Glaubens sein, 
verbindlich für alle Zeiten und für alle Christen. Sie entstehen aus bestimmtem Anlaß 
in konkreter Situation. Ihr Wortlaut ist nicht zeitlos, sondern kann verändert werden. 
Daher kam der Vorschlag, sie „‚Glaubenszeugnisse“ zu nennen. Weitergegebene und 
veröffentlichte neue Glaubensbekenntnisse sind Beispiel und Anregung für weitere 
solche Glaubenszeugnisse. 

6.2. Die ökumenischen Glaubensbekenntnisse sind nicht nur mit dem Anspruch auf- 
getreten, zu bekennen, was der gemeinsame Glaube der Christenheit in einer bestimmten 
geschichtlichen Situation sagen mußte; die Kirche hat diesen Anspruch bis heute bestätigt 
und hat sie zur Norm gemacht für Glauben und Leben der Kirche. Sie haben sich als 
geistgewirkt und bleibend erwiesen. So werden sie auch in Zukunft Richtschnur des 
Glaubens sein. 

6.3. Die Schaffung von neuen, für die Kirchen der Ökumene verpflichtenden Bekennt- 
nissen ist bis heute eine unerledigte Aufgabe. Sie kann sicher nicht bewältigt werden 
ohne die vielen neuen Glaubenszeugnisse in den Gemeinden. Vielleicht werden die besten 
von ihnen einmal zu Bausteinen eines Glaubensbekenntnisses von übermorgen. Das wird 
ein langer Weg sein. Aber ohne Experimente mit ihren möglichen F ehlern und Gefahren 
kann dieser Prozeß nicht in Gang kommen und reifen. 


Schließlich konnten auch die Versuche einer organisatorischen Zusammen- 
fassung von missionarischen Aktivitäten der EKU und der VELK beim Bund 
nicht bzw. nur sehr begrenzt verwirklicht werden. Zwar gelang in einer Ver- 
einbarung zwischen dem Bund einerseits und der EKU und der Evangelischen 
Brüder-Unität andererseits die Integration des Ökumenischen Instituts des 
Ökumenischen Amtes in die Theologische Studienabteilung des Bundes. Wei- 
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tergehende Vorstellungen — besonders der EKU — nach einer Verzahnung der 
ökumenischen Aktivitäten der EKU und der VELK und einer Begründung 

der Zuständigkeit des Bundes in dieser Sache scheiterten. Für die VELK ist 
die Eigenständigkeit der ökumenischen Arbeit jedenfalls im gegenwärtigen 
Zeitpunkt unaufgebbar??. Der Bund hat versucht, mit einem vorsichtig gehal- 
tenen Beschluß die Voraussetzungen für eine bessere Koordination und 
Kooperation der missionarischen Aktivitäten innerhalb des Bundes zu 
schaffen *°. 


c) Gemeindeseminare 


Die gelebte Gemeinschaft der Kirchen in der DDR wird auch in den in allen 
Gliedkirchen durchgeführten ‚„Gemeindeseminaren“ sichtbar. Diese wurden 
vom Bund geplant und vorbereitet und in den Winterhalbjahren 1973/74 und 
1974/75 in den Gemeinden durchgeführt. Für die Vorbereitung und Durchfüh- 
rung wurde durch Beschluß der Konferenz vom 15. Mai 1971 ein „Zentraler 
Vorbereitungsausschuß‘“ (ZVA) eingesetzt (s. MBl 1973, S. 72). Die Gemein- 
den wurden durch ein Anschreiben vom Mai 1972 (MBl a.a.O.) auf die Planung 
hingewiesen. Die Einrichtung der Gemeindeseminare hat sich bewährt. Über 
500 Gemeinden in der DDR haben in der vorgeschlagenen Zeit Seminare durch- 
geführt und das Thema ‚Heil heute“ besprochen. Der ZVA faßte in einem aus- 
führlichen „Arbeitsbericht“ seine Erfahrungen zusammen und wertete Infor- 
mationen aus. 


ARBEITSBERICHT DES ZENTRALEN VORBEREITUNGSAUSSCHUSSES 
GEMEINDESEMINARE DES BUNDES DER EVANGELISCHEN KIRCHEN 
IN DER DDR 


Vom 26. August 1974 (Auszug) ”* 


Erfahrungen mit der empfohlenen Arbeitsform „Gemeindeseminar“ 


Nach den uns zugänglichen Informationen haben in den Gliedkirchen des Bundes 1973/74 
(also ohne die Testseminare!) mindestens 416 Gemeindeseminare zum Thema ‚Heil heute“ 
stattgefunden. Weitere etwa 100 Seminare sind für 1974/75 bereits fest geplant. In Gegen- 
den, in denen es bereits Seminarerfahrungen gab, war die Anzahl der Seminare höher 

als dort, wo zu diesem Thema zum ersten Mal Gemeindeseminare stattfanden. 

Nach den ausgefüllten Fragebogen zu urteilen, haben 38% der Seminare unter Beteili- 
gung mehrerer Gemeinden stattgefunden. 49 % aller Gemeindeseminare haben in Landge- 
meinden stattgefunden. Bei 65 % der Seminare lag die durchschnittliche Teilnehmerzahl 
zwischen 10 und 20, bei 35 % zum Teil erheblich darüber. Ebenfalls 65 % aller Seminare 
bestanden aus drei oder vier Zusammenkünften, 30 % hatten 5 oder mehr Zusammenkünfte 
(die höchste angegebene Zahl ist 14). 


22. Vgl. die Tätigkeitsberichte der EKU epd-Dok. Nr. 29/1974, S. 24, und der VELK 
epd-Dok. Nr. 38/1975, S. 16. a i 


23, Beschluß der KKL über die Wahrnehmung ökumenischer Beziehungen der Evange- 
lischen Kirchen in der DDR vom 4.5.1974; MBL 1974, S. 49ff. 


24. Berichtszeitraum: 24.9.1971 bis 26.8.1974. Text: Anla Schrei _ 
SER OBER Ah age zum Schreiben 2239-1172 
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Im Blick auf die Teilnehmer ist gefragt worden: ‚Wie groß war die Anzahl derer, die 
sonst vom kirchlichen Veranstaltungsangebot kaum Gebrauch machen?‘ Dazu gaben 
27% an = 0, 22% an = bis zu 10%, 26% an = 10-30 %, 25 % an = über 30 % (davon 
haben einige Gemeinden 80 oder 90 % angegeben!). Während einige darüber klagen, daß 
ihnen der Vorstoß über die Grenzen der bisherigen Kerngemeinde nicht gelungen sei, 
gibt die Mehrzahl an, daß ‚„Außenstehende‘ beteiligt werden konnten, ja von manchen 
wird das Gemeindeseminar als die missionarische Möglichkeit der Gegenwart hervorge- 
hoben. Allerdings sind solche Ergebnisse mit großen Vorbereitungsmühen verbunden: 
Die meisten Vorbereitungsgruppen haben viel Sorgfalt auf die Abfassung von Einladungs- 
briefen verwandt und sie zum großen Teil auch noch persönlich überbracht ... 


Die Konferenz hat aufgrund der positiven Erfahrungen im Januar 1975 einen 
neuen ZVA eingesetzt und beschlossen, für 1976/77 wieder Gemeindeseminare 
auf der Bundesebene anzubieten. In dem Beschluß heißt es, daß ‚‚das Modell 
arbeitsteiliger Zusammenarbeit zwischen Bund und Gliedkirchen“ ... praktiziert 
„werden“ soll. Dieser Beschluß enthält also einen deutlichen Hinweis, daß es in 
der Einrichtung der Gemeindeseminare und ihrer zentralen Vorbereitung durch 
einen ZVA um eine Form der Zusammenarbeit der Gliedkirchen unter Feder- 
führung des Bundes geht. 


d) Kirchentage 


Die Kirchentage 1974 in der DDR (Stralsund, Magdeburg, Frankfurt/Oder) 
sind auch eine Darstellung der gelebten Gemeinschaft. Über diese Arbeit in 
der DDR liegt ein ausführlicher Gesamtbericht vor”°: 


SIBYLLE HELTAU: KIRCHENTAGSARBEIT IN DER DDR 


(...) Es zeigte sich, daß die Kirche in der DDR tätige und verantwortungsbewußte Laien 
brauchte. Zu mannigfach waren die Aufgaben, zu groß der Nachholbedarf auf allen kirch- 
lichen Ebenen, zu notwendig die Herauslösung der Laien aus ihrer Isolierung. Große 
Kirchentage waren nicht möglich, also warum dann nicht kleine Veranstaltungen? Am 
leichtesten taten sich in dieser Zeit die kleinen Landeskirchen. Sie ergriffen die Initiative, 
setzten sich kühn über das Wehklagen der Veteranen hinweg, die den Namen Kirchentag 
nicht mißbraucht sehen wollten, und luden zunächst zu regionalen Landeskirchentagen 
ein. Schon 1959 hatte Pommern damit einen Anfang gemacht, Görlitz und Mecklenburg 
folgten nun. Ein neuer Anfang war gemacht. Viele hatten vor diesen „Erinnerungsver- 
anstaltungen‘“ und ihren emotionalen Auswirkungen gewarnt. Aber es zeigte sich, daß 
diejenigen, die sich da versammelten, und das waren viele, ihre Illusionen längst beiseite- 
gelegt hatten und zu neuer tätiger Arbeit bereit waren. Das gab Mut. 

Es zeigte sich aber auch, daß in der Dezentralisation die Gefahr der Einengung lag. 
Deshalb wurde nach den ersten Erfahrungen der föderative, auf die einzelnen Landeskir- 
chen bezogene Veranstaltungsmodus zugunsten des Regionalprinzips aufgegeben. An der 
Regionalisierung wird bis zum heutige Tage festgehalten, auch wenn die Regionen immer 
größer und die streng- landeskirchlichen Gesichtspunkte immer geringer werden. Aber 
bis zur Stunde hat noch nirgends in der DDR ein Kirchentag stattgefunden, der den An- 
spruch für sich erheben könnte, ein Kirchentag von Gesamt-DDR-Bedeutung gewesen zu 
sein. 1963 wurde zu kleineren Kirchentagstreffen nach Erfurt, Zwickau und Brandenburg 
eingeladen. Zwar war damit der Begriff Kirchentag auch ohne enge Koppelung an eine 
Landeskirche wieder gesellschaftsfähig geworden, aber es zeigte sich zugleich, daß an 





25. Auszug aus dem Bericht in KiS Nr. 5/1975, S. 24-30; bzw. S. 26-28. 
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allen drei Stellen zu kleindimensional geplant wurde, als daß diese Veranstaltungen als 
Ausgangspunkt für eine tragfähige Entwicklung betrachtet werden könnten. 

Es folgten die Kirchentagstreffen in Wittenberg und Frankfurt an der Oder 1965. 
Frankfurt/Oder gilt heute als entscheidende Wegmarke für die Kirchentagsarbeit in der 
DDR. Damals gelang es zum ersten Mal, staatliches Mißtrauen abzubauen, ohne Eigenes 
aufgeben zu müssen. Das Ergebnis war — und ist bis heute — zwar keine große Liebe 
zueinander, aber es wuchs das Verständnis füreinander, daraus resultierte freundliche 
Duldung, und manche unfreundlichen Erlebnisse blieben Ausnahmen. Kirchentag war 
in der DDR nun kein Reizwort mehr. Er war großjährig und erwachsen geworden. Neues 
wurde versucht, junge Menschen begannen sich für die Arbeit aufs neue zu interessieren 
und drängten zur Mitverantwortung. Kirchentag war Sammelpunkt für eigene Ideen und 
Notwendigkeiten, war Themen- und Mitarbeiterbörse, war öffentliches Forum für brennen- 
de Fragen, war zwar traditionsverbunden, aber nicht mehr traditionsgebunden. Nach den 
Kirchentagstreffen des Jahres 1965 wuchs die Bereitschaft, ähnliche Veranstaltungen 
auch in anderen Teilen der DDR durchzuführen. 

1968 kam es zum ersten Mal zu einer gemeinsamen thematischen Vorbereitung für die 
drei Kirchentagstreffen, die in Dessau, Stendal und Berlin geplant waren, aber nur in 
Dessau und Stendal veranstaltet werden konnten. Berlin war immer noch zu sehr mit 
gesamtdeutschen Hypotheken belastet. Nun soll erst im März 1976 der Versuch gemacht 
werden, einen kleinen Kirchentagskongreß in Berlin zu veranstalten. So schwer wiegt 
trotz aller scheinbaren Entspannung immer noch die Vergangenheit. 

Von 1968 an wurde dann wieder systematischer geplant und vorbereitet. Die Regiona- 
lisierung blieb zwar weiter das Prinzip, aber das schloß eine Zentralisierung in gewissen 
Bereichen nicht aus: Termine wurden miteinander abgestimmt. Themen gemeinsam be- 
taten, fast immer eine einheitliche Losung für alle Kirchentagsvorhaben desselben Jahres 
gefunden. Es wurden Programme und Plakate gleichgestaltet, sofern eine Druckerlaubnis 
vorlag; es wurden Redner ausgetauscht, die Präsidiumsmitglieder wurden um Grußworte 
gebeten, und es wurde nicht zuletzt auf die Beibehaltung einheitlicher Elemente im Kir- 
chentagsprogramm Wert gelegt: Bibelarbeiten und Hauptversammlungen erwiesen sich da- 
für besonders geeignet. 1970 folgten unter diesen Voraussetzungen Kirchentagstreffen 
in Greifswald, Erfurt, Havelberg und Cottbus, zum ersten Mal unter einer einenden 
Losung, die für diese Kirchentagstreffen „‚Wie Gott mir, so ich dir‘ hieß. Immerhin kamen 
an den Sonntagen insgesamt rund 30 000 Menschen zusammen — eine gewiß stolze Zahl. 
Aber es zeigte sich zugleich, daß diese Menschen konkrete Anliegen hatten, daß sie vor- 
informiert waren, sachliches Interesse zeigten, gesprächsfähig waren und sich von den 
Kirchentagsbegegnungen mehr erhofften als bloßes Zusammensein unter dem Wort. 

Die leitenden Gremien des Kirchentages verfügten eine schöpferische Pause. In dieser 
Zeit fanden an verschiedenen Orten in der DDR Kirchentagskongresse statt, je unter 
einem bestimmten Sachthema, jeweils mit von vornherein begrenzter Teilnehmerzahl 
und mit dem ausdrücklichen Ziel, neue Mitarbeiter zu entdecken, Diskussionsleiter 
auszubilden, die Basis der Verantwortlichen zu verbreitern. Diese Arbeit erwies sich als 
äußerst sinnvoll. Es wurden neue Kontakte hergestellt auch zu Freikirchen und zur ka- 
tholischen Kirche; es fanden sich viele junge Menschen, die zur Mitarbeit bereit waren, 
und es entstand erstaunlicherweise kein „Loch“, wie es manche vorausgesagt hatten. 

1974 präsentierte sich ein neuer Kirchentag in Stralsund, Magdeburg und in Frank- 
furt/Oder. Die Losung hieß „Und ihr sollt auch leben“. Sie erwies sich als so tragfähig 
wie im Westen vielleicht lediglich die Losung des diesjährigen Frankfurter Kirchentages 
„In Angsten — und siehe wir leben“. Der Kirchentag war nicht mehr eine Begleiterschei- 
nung; er hatte sich aufs neue mitten im Leben angesiedelt, unbekümmert, mutig in den 
Fragestellungen, offen in den Diskussionen, bewußt der Kirche verbunden, aber gleicher- 
maßen der Welt verpflichtet. Das Durchschnittsalter der Teilnehmer lag nicht höher als 
40 Jahre. Auffallend war das starke Interesse bei all jenen, die beruflich nichts mit Kirche 
zu tun hatten. Lange Jahre war die „heile Welt“ der DDR geschildert worden. Nun zeigte 
es sich, daß Menschen in der DDR kaum andere Probleme haben als Menschen bei uns. 
Leistungszwang und Profilneurosen, Anerkennungsstreben und Vereinsamung, Angst vor 
der Zukunft und vor dem Sterben und Suche nach Gott, die Frage nach dem Sinn des 
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Lebens und das Verlangen nach ein bißchen mehr Menschlichkeit — hier wir dort viele 
Parallelerscheinungen, wenn auch zum Teil mit anderem Vokabular umschrieben. Dazu 
die wachsende Erkenntnis auch in der DDR, daß Leben heute nur im Weltverbund mög- 
lich ist, daß Mitverantwortung nötig ist für Menschen in der Dritten Welt, für die Hun- 
gernden und Armen, für die Hilfslosen und Entrechteten. Neue Probleme kommen damit 
auf ein Land zu, das sich selbst abgrenzt und andererseits nicht umhin kann, sich für 

die Zukunft zu öffnen. 

Und die Menschen, die kamen, zuhörten und mitsprachen, wollten informiert werden, 
wollten konkrete Antwort auf ihre konkreten Fragen, kamen nicht kritiklos, aber zugleich 
voller Vertrauen, daß im Raum der Kirche auch für sie Platz sein könnte, für eine wache 
Generation, die aktives Christentum als Lebensnotwendigkeit anerkennt. Diese Menschen 
haben aber auch eine Sehnsucht nach Beieinandersein, nach Gemeinsamkeit, nach kommu- 
nikativem Erleben. Sie wollen einmal nicht dem Wettbewerbsdenken ausgesetzt sein, sie 
wollten sich miteinander freuen, miteinander feiern können. Die Kirchentage des Jahres 
1974, die sich bewußt nicht mehr Kirchentagstreffen nannten, waren ein erster Schritt 
auf diesem neuen Weg. 1976 soll es wieder etwas weitergehen. Außer dem Berliner Kir- 
chentagskongreß, der sozusagen den längst fälligen Nachhilfeunterricht für Berlin anbietet 
(26.—-28. März 1976), sind zwei Kirchentage geplant: für die Nordregion in Rostock vom 
11. bis 13. Juni 1976 und für den Süden in Halle vom 17. bis 19. September 1976. Für 
alle drei Kirchentage heißt die Losung ‚Gottes Wege führen weiter‘. Das beschloß ein 
gemeinsamer Themenkonvent im Januar dieses Jahres in Hirschluch. 

Zunächst fühlte sich der Kirchentag in der DDR als Appendix der westlichen Gremien. 
Das Rumpfpräsidium, das durch die Zeitereignisse von dem übrigen Präsidium getrennt 
worden war, verwaltete unter der Leitung von Reimer Mager die Geschäfte. Das erwies 
sich aber auf Dauer als unzulänglich. So wurden bald erste personelle Ergänzungen be- 
schlossen. Nach dem Tode von Reimer Mager übernahm Landessuperintendent Otto 
Schröder aus Mecklenburg 1967 den Vorsitz im Präsidium, dem gegenwärtig außer 
Schröder sechs Mitglieder angehören (Annemarie Schönherr, Johannes Cieslak, Dr. 
Christian Geissler, Wolfgang Schnur, Hans Schulz und Erwin Walter). Außerdem nehmen 
an Präsidiumssitzungen teil Horst Krüger-Haye, der die Funktionen eines Geschäftsführers 
oder Generalsekretärs (ohne daß es je zu einer genauen Definition seiner Tätigkeit ge- 
kommen wäre) wahrnimmt, und Klaus Meyer als Vertreter bzw. 2. Vorsitzender der 
Konferenz der Landesausschüsse. Im Jahre 1972 gab sich der Evangelische Kirchentag in 
der DDR (der Begriff ‚Deutsch‘ wurde getilgt) eine neue Ordnung. Er hielt darin an der 
Präambel der alten Ordnung des Deutschen Evangelischen Kirchentages fest, in der es 
heißt: „Der Evangelische Kirchentag will evangelische Christen sammeln, sie im Glauben 
stärken, sie für die Verantwortung in ihrer Kirche rüsten, sie zum Zeugnis und zum Dienst 
in der Gesellschaft ermutigen und mit ihnen in der Gemeinschaft weltweiter Christenheit 
bleiben.‘ Weiter wird folgendes bestimmt: ‚Diesem Ziele dienen Kirchentage, Kirchen- 
tagskongresse und andere Veranstaltungen, in denen auch über landeskirchliche, kon- 
fessionelle und theologische Grenzen hinweg Gemeinde unter dem Wort Gottes sich 
versammelt, durch Diskussion von Sachfragen Qualifizierung zum Laienapostolat ge- 
schieht, nötige Aktionen angeregt und unterstützt werden und zukünftige Lösungen in 
den Fragen der Weltverantwortung, der Kirchengemeinschaft und der Kirchenreform 
gesucht werden.“ 

Als Gremien des Kirchentages werden bestimmt das Präsidium, das sich aus dem 
Vorsitzenden und vier bis sechs Mitgliedern zusammensetzt, von denen möglichst drei 
Laien sein sollten. Der Vorsitzende und die Mitglieder des Präsidiums werden nach 
Anfrage bei den Landesausschüssen auf Vorschlag des Präsidiums von der Konferenz 
der Landesausschüsse auf sechs Jahre gewählt. Wiederwahl ist möglich. Neben dem 
Präsidium und eng mit ihm verbunden existiert die Konferenz der Landesausschüsse. 
Jede Gliedkirche im Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR hat einen Landes- 
ausschuß und entsendet je nach Größe bis zu drei Delegierte in die Konferenz. Die Kon- 
ferenz der Landesausschüsse hat die Aufgabe, über Erfordernisse und Möglichkeiten der 
Kirchentagsarbeit in der DDR zu beraten, Gelegenheit zum Erfahrungsaustausch der 
Landesausschüsse untereinander zu geben und Kirchentagsvorhaben, die über den Rah- 
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men landeskirchlicher Arbeit hinausgehen, durchzuführen. Die Konferenz setzt sich zu- 
sammen aus den Vorsitzenden, Geschäftsführern und je einem Delegierten der Landes- 
ausschüsse, sowie den Mitgliedern des Präsidiums. Die Konferenz wählt sich ihren Vor- 
sitzenden, der zugleich Vorsitzender des Präsidiums ist. Ein kleiner Leitungskreis, dem ' 
Vertreter dieser Gremien angehören, führt die Geschäfte, zugleich in engem Kontakt mit 
den Regionen, in deren Bereich Kirchentagsveranstaltungen geplant oder abgehalten wer- 
den. 

Von einem Strang der Kirchentagsarbeit in der DDR ist bislang überhaupt oder, besser 
gesagt, fast gar nicht die Rede gewesen: der Kongreßarbeit. Ursprungsland der Kongreß- 
arbeit ist Sachsen, die sächsische Landeskirche. Böse Zungen sagen, was im Westen die 
Bayern, seien im Osten die Sachsen: eigenwillige, kritische, aber auch zum eigenen Han- 
deln bereite Menschen, die um der Sache willen zu äußersten Anstrengungen bereit und 
nicht immer bequem sind. Zweifellos spielt in Sachsen und zugleich auch in der Kirchen- 
tagsarbeit dieser Prägung Johannes Cieslak die entscheidende Rolle. Ursprünglich Ofen- 
setzermeister in Seifhennersdorf, mittlerweile Berufslaie in kirchlichen Diensten, Präses 
der sächsischen Synode und stellvertretender Präses der Bundessynode, eine der eigen- 
willigsten und zugleich profiliertesten Persönlichkeiten des kirchlichen Lebens in der 
DDR. Cieslak hatte so seine Vorahnungen. Er sah bereits zu einer Zeit wiedererwachen- 
des Interesse an Theologie und Kirche voraus, als das noch gar nicht so sicher zu 
sein schien. Er lud 1969 zum ersten Kirchentagskongreß ein unter der Losung „Kirche 
der Zukunft — Kirche für die anderen“. 1970, 1971 und so weiter wurde diese Arbeit 
bis ins Jahr 1975 systematisch fortgesetzt. Als Zielsetzungen gelten: Minderheiten sollen 
befähigt werden, Kirche zu sein. Möglichkeiten sollen angeboten werden, damit Christen 
heute leben können. Es soll in regionalen Grenzen gearbeitet und in missionarischen 
Dimensionen gedacht werden. Verschiedene Aktivitäten sollen zur Kooperation ermun- 
tert werden. Neue Mitarbeiter lassen sich entdecken. 

Die Kongreßarbeit (für ein Wochenende werden gezielt und limitiert Menschen verschie- 
denster Herkunft eingeladen, in der Regel machen die bis zu 40jährigen 60 Prozent aus) 
wurde zunächst von der Konferenz der Landesausschüsse etwas mißtrauisch beargwöhnt. 
Man witterte eine sächsische Konkurrenz zur gerade sich entproblematisierenden Kirchen- 
tagsarbeit und sah die eigene Arbeit gefährdet. Der Phase der Abkapselung folgte aber 
bald wache Aufmerksamkeit. Denn was sich in Sachsen tat, schien des Nachdenkens wert 
zu sein. Neue Kontakte entstanden, Mitarbeiter und Diskussionsleiter wurden systematisch 
geschult, ein theologisches Fernstudium angeboten, und das alles mit recht unorthodoxen 
Methoden. So wurde die Basis verbreitert, ökumenische Kontakte entstanden. In einem 
Protokoll heißt es: „Aus einer geschlossenen Kaderarbeit erwachsen neue Gruppierungen 
der Gemeinde zum Zeugnis und Dienst.“ So fand die sächsische Kongreßarbeit Nachahmer, 
zunächst in Görlitz und dann auch anderswo. Aber zugleich zeigte sich, daß es sich bei 
Kirchentagen und Kirchentagskongressen keineswegs um ein Entweder—-Oder handelte. Denn 
in Sachsen wuchs trotz perfekter Kongreßarbeit der Wunsch nach einer großen Kirchen- 
tagsbegegnung ebenso, wie anderswo zusätzlich zu Kirchentagsvorbereitungen Kirchentags- 
kongresse eingeplant wurden. Im Sommer dieses Jahres wurden in Dresden und in Görlitz 
als Folge dieser Entwicklung Kirchentage veranstaltet, denen jeweils zweitätige Kirchen- 
tagskongresse unmittelbar vorausgingen. Das Thema hieß „Unterwegs zur Gemeinde von 
morgen“, und es kamen fast 20.000 Teilnehmer. Sie wollten beieinander sein, sich um- 
fassend informieren vor allem über neue Möglichkeiten der kirchlichen Arbeit; sie verlangten 
nach Selbstbestätigung durch Zugehörigkeit zu einer großen Gemeinde; sie wollten gemein- 
sam beten, feiern, singen und sich freuen. 

Sicherlich wird die Kirchentagskongreßarbeit fortgesetzt werden. Sie hat viele neue und 
wertvolle Akzente gesetzt. Aber es ist ebenso deutlich geworden, daß Gemeinde beisammen 
sein will, sich kennenlernen will, endlich Grenzen überschreiten will. Man will kritisch ver- 
gleichen, sich informieren, nachfragen. Auch die Menschen in der DDR verlangen als Folge 
ihrer Vereinzelung und der Vereinsamung in Wohnsilos, Trabantenstädten und in der 
Anonymität der Großstädte nach Kommunikation und ein bißchen mehr Menschlichkeit, 
nach Geborgenheit und suchen nach neuen Wegen zum Glauben ... 
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3. BEMÜHUNGEN UM GEMEINSCHAFT IN DER LEHRE 


Seit der Gründung des Bundes ging es dem Bund und seinen Kirchen nicht 
nur um eine „gelebte“, sondern auch um eine ‚„gelehrte‘‘ Gemeinschaft. 


a) Kommission für das Lehrgespräch 


Die Arbeit der Kommission für das Lehrgespräch?® war der erste Versuch, die 
Gemeinschaft der Kirchen in der DDR auch theologisch zu profilieren. Das Vor- 
haben, für den Bund mit einer „Basiserklärung“ eine „„Lehrgrundlage“ für die 
Gemeinschaft zu schaffen, wurde zunächst zurückgestellt. Vorab soll von den 
Gliedkirchen die Frage geprüft und entschieden werden, ob nach der Zustim- 
mung der Gliedkirchen zur Leuenberger Konkordie (LK) mit ihr eine ausreichen- 
de Kirchengemeinschaft in der DDR begründende Lehrgrundlage gegeben ist. 
Die Kommission hat sich anderen Aufgaben zugewandt. Sie will das Instrument 
für Lehrgespräche zwischen den Kirchen in der DDR sein. Aus einem Brief vom 
17.12.1974 an den Rat der EKU und die Kirchenleitung der VELK ergibt sich 
die Neuorientierung der Kommissionsarbeit: 


(...) Die Kommission ist nach ausführlicher. Erörterung zu folgenden Vorschlägen gekommen: 

1. Die Kommission nimmt ihre früheren Vorarbeiten an einer ‚„Basiserklärung‘“ nicht 
wieder auf. Die Annahme der Leuenberger Konkordie hat diese als Grundlage für Kirchen- 
gemeinschaft der evangelischen Kirchen in der DDR bestätigt. Nach dem Ergebnis des 
Ausschusses „Kirchengemeinschaft‘“ ist offenzuhalten, ob und in welcher Form zu einer 
„Kirchwerdung“ des Bundes, die über die Konkordie hinausführt, noch eine weitere, die 
Konkordie ergänzende und konkretisierende Erklärung erforderlich wird. Die Kommission 
hat nicht die Aufgabe, dem vorzugreifen. 

2. Die Kommission hat aufs Ganze gesehen nur ein relativ geringes Echo auf ihre Werk- 
stattberichte erfahren. Trotzdem bleibt die mit dieser Arbeit verfolgte Absicht bestehen, 
theologische Hilfen für eine zeitbezogene Verkündigung der Rechtfertigung zu geben. 

Diese Aufgabe ist auch innerhalb der inzwischen erklärten Kirchengemeinschaft weiter- 
zuführen. Die Weiterarbeit ist jedoch von der bisherigen Lehrgesprächskommission ablös- 
bar, deren Kräfte nach jahrelanger intensiver Arbeit erschöpft sind. 

3. Um die Weiterarbeit zu eröffnen, sollten die Werkstattberichte zusammen mit einem 
kommentierenden Bericht veröffentlicht werden. Dabei wären die Stellungnahmen zu den 
Werkstattberichten, das methodische und sachliche Vorgehen der Kommission sowie 
ihre Mitarbeit an der Leuenberger Konkordie zu berücksichtigen ... 

4. Unabhängig davon sieht die Kommission die Klärung folgender Probleme als vordring- 
lich für die Intensivierung der Kirchengemeinschaft in der DDR an: 

(1) — Amt-Ämter-Dienste-Ordination 

(2) — Zwei-Reiche-Lehre und Lehre von der Königsherrschaft Jesu Christi im Kontext 
der Problematik von Gesetz und Evangelium. 

(Einbringen der Klassenkampfproblematik und der Thematik „Rechtfertigung und 
Recht“) (...) 


b) Leuenberger Konkordie 


Für die Kirchen in der DDR bedeuten die Zustimmungserklärungen aller Glied- 
kirchen zur LK einen wichtigen Vorgang. Das gilt um so mehr, als der von 





26. Vgl. die Darstellung KJ 100, 1973, S. 224ff. 
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dem Bischofskonvent in Abstimmung mit der Kommission für das Lehrgespräch 
vorgeschlagene Wortlaut für die Zustimmungserklärung von allen gliedkirchlichen 
Synoden akzeptiert und die Erklärungen über den Bund dem Ökumenischen 
Rat zugestellt worden sind. Die Kirchen stellen sich die Frage, welche Auswir- 
kungen die LK für ihre spezifische Gemeinschaft in der DDR hat. Fragen dieser 
Art klingen in dem Bericht der Konferenz vor der Synode 1974 an. 


BERICHT DER KONFERENZ DER EVANGELISCHEN KIRCHENLEITUNGEN 
VOR DER SYNODE DES BUNDES 


Vom 27.9. bis 1.10.1974 (Auszug) ”?’ 


Die Leuenberger Konkordie ist von den Synoden aller acht Gliedkirchen des Bundes an- 
genommen worden. Das Sekretariat hat die Zustimmungserklärungen vereinbarungsgemäß 
dem Ökumenischen Rat der Kirchen zur Hinterlegung übersandt. Für die reformatori- 
schen Kirchen in Europa, die der Konkordie bis zum 1. Oktober 1974 ihre Zustimmung 
gegeben haben, wird von diesem Tage an die damit erklärte Kirchengemeinschaft wirk- 
sam. Für die Gemeinschaft des Bundes möge es mehr als ein Zufall sein, daß dieses 
Datum in die Tagung dieser Synode fällt. 

Angesichts der bereits vielfältig praktizierten Geıneinschaft innerhalb des Bundes ist 
mehrfach die Befürchtung ausgesprochen worden, daß die Konkordie für unsere Glied- 
kirchen zu einer Art „kalter Kirchengemeinschaft‘“ führen könnte. Diese Sorge sollte 
jedoch nicht dazu führen, daß wir die Übereinstimmung im Verständnis des Evangeliums 
gering achten, die in der Konkordie erreicht wurde. Um des Evangeliums willen haben 
sich die reformatorischen Väter einst getrennt. Über dem Evangelium haben die Kirchen 
der Reformation wieder zusammengefunden. Das ist nicht der geringste gemeinsame Nenner, 
sondern der unbestechlichste aller Maßstäbe, dem sie sich mit ihrer Gemeinschaft unter- 
stellt haben. Nach dem Augsburgischen Bekenntnis ist es das Evangelium, das Kirche zur 
Kirche macht. 

Es ist auch für die Gemeinschaft bekenntnisbestimmter Kirchen das fundamentale und 
darum ausreichende Kriterium. Eine Gemeinschaft von Lernenden sind wir auch in dem 
Sinne, daß wir miteinander auf die Schrift und das Zeugnis der Brüder hören. Das gemein- 
same Bemühen um die Erkenntnis des Wortes Gottes wird unsere Gemeinschaft stärken 
und der Glaubwürdigkeit des Zeugnisses, das uns aufgegeben, dienen. So bedeutet Kir- 
chengemeinschaft auftragsbezogene Gemeinschaft in Zeugnis und Dienst. 

Übereinstimmung im Verständnis des Evangeliums bedeutet nicht, daß alle Differen- 
zen in den Fragen des Glaubens und der Lehre in und zwischen unseren Kirchen über- 
wunden wären. Aber sie bedeutet, daß die verbleibenden Unterschiede nicht mehr als 
kirchentrennend angesehen werden können. Sie sind deswegen nicht belanglos. Es ver- 
stärkt sich vielmehr der Eindruck, daß die Gemeinschaft des Bundes mit wachsender 
Intensität zugleich zunehmend durch nicht aufgearbeitete theologische Kontroversfragen 
belastet wird. Auch darin drückt sich die Wechselbeziehung von gelehrter und gelebter 
Gemeinschaft aus. Sofern durch diese Fragen die Einmütigkeit des Zeugnisses oder 
gar die Identität des Evangeliums in Frage gestellt wird und damit die Tragfähigkeit 
unserer Gemeinschaft in Zweifel gezogen ist, bedürfen sie gemeinsamer Klärung. Durch 
das gehorsame Hören und Antworten auf das Wort Gottes immer neu Kirche zu wer- 
den, ist eine dem Bund wie den Gliedkirchen gleichermaßen gestellte Aufgabe. 


Auch die EKU ging auf ihrer Synode vom 10. bis 12. Mai 1974 auf das Ereig- 
nis der Zustimmung der Gliedkirchen zur LK ein. Aus dem Beschluß in dieser 
Sache wird ein Sonderproblem der kirchlichen Zusammenschlüsse in der DDR 


27. epd-Dok. Nr. 52/1974, S. 4f. Vgl. auch oben S. 431ff. 
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erkennbar. Es ging um die Frage, ob auch die Zusammenschlüsse neben der 
Gliedkirche formell der LK zustimmen sollten oder nicht. Allerdings wird man 
dieses Problem nur als Randproblem ansehen dürfen. 


BESCHLUSS DER SYNODE DER EKU - BEREICH DDR - ZUR 
LEUENBERGER KONKORDIE 


Vom 12. Mai 1974 ® 


Die Synode bejaht die Leuenberger Konkordie. Sie begrüßt, daß ihre Gliedkirchen und 
die anderen Gliedkirchen des Bundes der Konkordie beigetreten sind. Sie wäre mit Rück- 
sicht auf die Bedenken der Brüder in der VELK in der DDR bereit, auf einen formellen 
Beitritt zu verzichten, bittet aber diese Brüder, ihre Bedenken zu überprüfen. 

Sie hofft zusammen mit dem Bereichsrat auf eine gemeinsame Klärung dieser Frage 
mit den Brüdern aus der VELK und ermächtigt den Rat — Bereich DDR -, gegebenen- 
falls den Beitritt der EKU zur Konkordie zu erklären. 


Die Synode der VELK befaßte sich vom 26. bis 30. Juni 1974 besonders 
mit der Frage der Kirchengemeinschaft im Bund und nahm dabei — natür- 
lich — auch zur LK Stellung. Das Hauptreferat hatte der Leiter der Lutheri- 
schen Kirchenamtes, OKR Fritz Heidler, zum Thema „Der Beitrag der Luthe- 
rischen Kirchen zur Gemeinschaft der evangelischen Kirchen in der DDR“ 
gehalten. Im Blick auf die LK führte er aus: 


BERICHT VON OKR HEIDLER VOR DER VELK-SYNODE ZUR 
LEUENBERGER KONKORDIE” 


Mit der Anerkennung der Leuenberger Konkordie ist zwischen den 8 evangelischen Kir- 
chen in der DDR Kirchengemeinschaft als Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft herge- 
stellt. Damit haben die Beziehungen dieser Kirchen zueinander eine neue Qualität er- 
halten. Sie erkennen sich gegenseitig als Kirchen im Vollsinne, im Sinne von CA VII 
an. Aber damit ist aus dem Bund, zu dem sie gehören, noch nicht Kirche geworden. 
Zwar sind dafür die fundamentalen Voraussetzungen geschaffen, aber es fehlen noch 
die Konsequenzen, die die Kirchwerdung des Bundes ermöglichen: die Lösung der von 
der Konkordie selbst geforderten theologischen Aufgaben als wichtigster Nacharbeit 

zu Leuenberg und aber auch die Konsequenzen auf organisatorisch-institutionellem 
Gebiet. Beide Konsequenzen sind noch nicht gezogen, aber beide sind erforderlich ... 


Die Synode der VELK verabschiedete eine Entschließung und eine Stellung- 
nahme, die u.a. auf die LK Bezug nahmen: 


ENTSCHLIESSUNG DER SYNODE DER VELK 
Vom 26.-30. Juni 1974 °° 


1. Die Zustimmung zur Leuenberger Konkordie gibt den acht Gliedkirchen des Bundes 
den Weg frei, Kirchengemeinschaft zu praktizieren. Den Gemeinden sollte die Bedeutung 
dieses Schrittes — etwa auch durch ein Wort der Bischofskonferenz — ins Bewußtsein 


28. epd-Dok. Nr. 29/1974, S. 86. 
29. Abgedruckt in epd-Dok. Nr. 36/1974, S. 25ff. 
"30. epd-Dok. Nr. 36/1974, S. 3 und S. 4. 
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gerückt werden. Das Zusammenwachsen der Kirchen sollte gefördert werden, indem die 
durch die Konkordie gegebenen Möglichkeiten ausgeschöpft werden. 

2. Die in der Leuenberger Konkordie vorgesehenen Lehrgespräche sollten als Vorberei- 
tung, Begründung und Begleitung der Praxis fortgesetzt werden mit dem Ziel, die be- 
stehende Übereinstimmung zu verbreitern und zu vertiefen. Eine Basiserklärung, die den 
Charakter eines neuen Bekenntnisses für die acht Gliedkirchen trägt, sollte nicht angestrebt 
werden. 

Es wird angeregt, die Werkstattberichte der Lehrgesprächskommission auf verschiedenen 
Ebenen kirchlichen Lebens durchzuarbeiten und die Ergebnisse der Lehrgesprächskom- 
mission zuzuleiten. Hilfen und Zielvorstellungen dazu müßten von der Kirchenleitung ge- 
geben werden. 

3. Im Bund sind die Beziehungen der Gliedkirchen zueinander zu intensivieren und aus- 
zugestalten. Dabei wird man gemeinsame Lösungen vor allem dort suchen, wo konkreten 
Schwierigkeiten abzuhelfen ist und wo bestehende Unterschiede zwischen den Gliedkir- 
chen beschwerlich sind. Formalistische, perfektionistische oder zentralistische Tendenzen 
sollten bei der gemeinsamen Arbeit im Bund vermieden werden. Die Generalsynode der 
VELK DDR und die Synode der EKU - Bereich DDR — möchten bemüht sein, bei der 
Behandlung von Fragen, die beide berühren, zusammenzuwirken. 

Die Generalsynode der VELK DDR hat sich auf ihrer Tagung vom 26.6. bis 30.6.1974 
in Güstrow mit dem Referat von Oberkirchenrat Fritz Heidler ‚Der Beitrag der lutheri- 
schen Kirche zur Gemeinschaft der evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokrati- 
schen Republik“ in Arbeitsgruppen eingehend befaßt und ist zu folgender Entschließung 
gekommen: 

1. Die Generalsynode hält es für notwendig, daß im Prozeß des Zusammenwachsens 
der evangelischen Kirchen in der DDR alle Beteiligten auf Einigung in den theologischen 
Grundfragen Wert legen. Zugleich ist bei der Klärung der anstehenden Probleme den 
nichttheologischen Faktoren Rechnung zu tragen. 

2. Die Generalsynode begrüßt, daß alle Gliedkirchen des Bundes der Evangelischen Kir- 
chen in der DDR die Leuenberger Konkordie angenommen haben; sie sieht darin einen 
wichtigen Schritt auf dem Weg zur engeren Gemeinschaft. 

Sie hält die von der Kirchenleitung vorgetragenen Argumente gegen eine zusätzliche 
Unterzeichnung der Leuenberger Konkordie durch die EKU - Bereich DDR — und die 
VELK DDR für überzeugend. Sie teilt die Sorge, daß anderenfalls VELK DDR und EKU 
— Bereich DDR - sich als Zusammenschlüsse verfestigen. 


c) Der Beitrag der Lutherischen Kirche zur Gemeinschaft 


Das genannte Referat von OKR Fritz Heidler vor der VELK-Synode verdient 
besonders herausgestellt zu werden ®!. 


Die besondere Situation der Christen in der DDR sieht Heidler darin, daß sie „als Diener 
Gottes zugleich Diener der sozialistisch-atheistischen Gesellschaft‘ sind (S. 27). Die damit 
gegebene Spannung ist von der Lehre des gerechtfertigten Sünders auszuhalten, Zugleich 
werden Christen und Kirchen in dieser Situation in eine „schicksalhafte Solidarität‘ ge- 
stellt (S. 40), die ein äußerliches und innerliches Zusammenstehen nötig machen. Heid- 
ler erinnert zu Recht daran, daß viele Initiativen für eine Stärkung der Kirchengemein- 
schaft im Raum der DDR von den lutherischen Kirchen (seit 1969) ausgingen. ‚Die Vision, 
alle 8 Landeskirchen in der DDR in einem als Kirche im echten Sinn zu bezeichnenden 
Zusammenschluß vereinigt zu sehen, der nicht nur ein Bund ist und in dem es VELK 
und EKU nicht mehr gibt — diese Vision ist erstmals von der VELK im Sommer 1969 

„.. formuliert und alsbald in Angriff genommen worden“ (S. 27). Zwei Probleme galt es 


31. F. Heidler, Der Beitrag der lutherischen Kirche zur Gemeinschaft der evangelischen 


Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik; abgedruckt in epd-Dok. Nr. 36/1974, 
S. 25-44. Die im folgenden angegebenen Seitenzahlen beziehen sich auf diesen Abdruck. 
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nach der lutherischen „Vision“ zu bewältigen. Kirchengemeinschaft als im wesentlichen 
Verkündigungsgemeinschaft bedurfte der Übereinstimmung in den Grundlagen der Ver- 
kündigung. Darüber hinaus mußte auch auf dem ‚,institutionell-organisatorischen Gebiet 

... einiges geschehen“. Auf dem Weg zur größeren Gemeinschaft hat „das, was nicht unbe- 
dingt noch getrennt getan werden muß, gemeinsam zu geschehen“ (S. 28). Lehre und 
Ordnung des Bundes mußten also auf dem Weg zur Gemeinschaft einer Revision unter- 
zogen werden. Dies konnte und mußte in einem zugleich in Angriff genommen werden. 
Allerdings „darf (man) in Ordnungsfragen nie so weit voraus sein, daß der erreichte 
Entwicklungsgrad von den gemeinsamen theologischen Erkenntnissen nicht mehr oder 
noch nicht gedeckt ist‘ (S. 30). Mit der LK hat der notwendige Prozeß einer lehr- 
mäßigen Übereinstimmung für die mögliche und notwendige ‚„dichtere‘, „intensive“ Kir- 
chengemeinschaft in der DDR noch kein ausreichendes Ergebnis vorliegen. Die praktizierte 
Gemeinschaft und die in der Ordnung des Bundes festgelegte Struktur reichen noch nicht 
aus, um von einer „Kirchenstruktur“ sprechen zu können. Lehrmäßig und organisatorisch 
sind also auch nach Leuenberg weitere Schritte nötig. 

Heidler beschreibt dann verschiedene Formen von Kirchengemeinschaft, die möglich 
sind: 1. Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft ohne institutionelle Beziehungen; 

2. Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft mit Aufnahme von institutionellen Beziehungen. 
Diese Beziehungen können: a) lockere Vereinbarungen sein; oder b) föderative Beziehun- 
gen schaffen; oder c) zur „Bundeskirche“ führen; oder d) eine ‚‚Einheitskirche‘‘ begründen. 
Der Fall 2. c) ist für Heidler das für die Kirchen in der DDR anzustrebende Modell. Er 
beschreibt die Bundeskirche wie folgt: 

„Eine Bundeskirche: damit ist das Stadium gemeint, in dem EKU und VELK nicht 
mehr bestehen und alle 8 Kirchen sich in nur einer Kirche zusammengeschlossen haben. 
Der Name könnte lauten: Vereinigte Evangelische Kirche in der DDR. Voraussetzung ist 
ein gewisser Abschluß der Lehrgespräche mit dem Ergebnis einer theologischen Basiser- 
klärung mit Bekenntnischarakter. Es bestehen stärkere Einheitsbeziehungen als im Bund. 
Es gibt eine gemeinsame Kirchenleitung, aber weiter bestehende Landeskirchenleitungen 
mit rechtlicher Selbständigkeit. Die Bundeskirche hat eine einheitliche Liturgie und ver- 
fügt über das übergreifende Gesetzgebungstecht“ (S. 37). 


Heidler spricht sich damit für eine Weiterverfolgung des ursprünglichen Ziels 
der Lehrgesprächskommission, eine „Basiserklärung‘ als „‚Lehrgrundlage“ für 
die Gemeinschaft der Kirchen in der DDR zu schaffen, aus. Er tritt für eine 
Auflösung der kirchlichen Zusammenschlüsse EKU und VELK in eine neu zu 
gründende Kirche ein und erwartet für diese besondere Kirchenstrukturen. Ihm 
ist dabei klar, daß eine solche Zielsetzung nicht in kurzer Zeit zu verwirklichen 
ist. 

Die Synode der VELK hat sich den Grundgedanken von Heidler offenbar 
nicht angeschlossen. Der Satz in der Entschließung: ‚Eine Basiserklärung, die 
den Charakter eines neuen Bekenntnisses für die acht Gliedkirchen trägt, sollte 
nicht angestrebt werden‘, muß als eine Absage an das von Heidler vorgetragene 
Modell angesehen werden. Dabei wird nicht klar, ob sich die Synode gegen 
die in Aussicht genommene Auflösung von VELK und EKU in eine neue Bundes- 
kirche oder gegen den Versuch, eine Basiserklärung zu formulieren, gewandt hat. 


d) Zwischen Konkordie und Kirche 


Die Arbeitsergebnisse der Lehrgesprächskommission, die LK, die Praxis der 
größeren Gemeinsamkeit und die Entschließungen von VELK und EKU ermu- 
tigten die Synode des Bundes 1973, einen Gemeinsamen Ausschuß Kirchenge- 
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meinschaft zu berufen und diesen zu beauftragen, die „kirchlichen Elemente“ 
der Gemeinschaft der Kirchen in der DDR, die ‚über das Leuenberger Modell 
hinausreichen“, darzustellen und modellhafte Konsequenzen daraus zu ziehen. 
Die Synode machte sich dabei eine von der Konferenz beschriebene Zielvor- 
stellung für die künftige Gemeinschaft der Kirchen in der DDR zu eigen: „Das 
Ziel kann nur eine Gemeinschaft sein, die ihrem theologischen Verständnis nach 
als Kirche in vollem Sinne zu beschreiben ist, während sie sich in ihrer ge- 
schichtlichen Gestalt als Gemeinschaft gewachsener Kirchengebilde darstellen 
dürfte“. Der eingesetzte Ausschuß erfüllt seinen Auftrag in der ihm gegebenen 
Jahresfrist. Das war sicher nur möglich, weil er an die Ergebnisse der ökumeni- 
schen Diskussionen um Einheit und Kirchengemeinschaft und die Gesprächslage 
der DDR-Kirchen (Lehrgesprächskommission u.a.) anknüpfen konnte. Der 
Bundes-Synode 1974 wurde das „Arbeitsergebnis‘‘ vorgelegt: 


ZWISCHEN KONKORDIE UND KIRCHE 


Arbeitsergebnis des Ausschusses Kirchengemeinschaft 
zur Frage der Kirchwerdung des Bundes’? 


Die Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen hat in ihrer Sitzung am 9./10. März 
1973 der Kommission für Theologie des Bundes, die durch vom Rat der EKU - Bereich 
DDR - und der Kirchenleitung der VELK entsandte Mitglieder zum Ausschuß für Kirchen- 
gemeinschaft erweitert wurde, den Auftrag erteilt, möglichst in Jahresfrist über die theo- 
logischen Elemente des weiteren Zusammenwachsens der evangelischen Kirchen in der 
DDR zu arbeiten. Verschiedene Fragen der Kirchengemeinschaft, der Kirchwerdung und 
der Bedeutung der Bekenntnisbindung bedürften dringend der Klärung. 


1. Ausgangspunkte 
1.1. Der Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR 


Ausgangspunkt der Überlegungen hat zunächst die Tatsache des Bundes der Evangeli- 
schen Kirchen in der DDR und seine Situation nach fünf Jahren gemeinsamer Arbeit 
zu sein. 

„Die Organe, Kommissionen und Ausschüsse des Bundes haben eine Fülle von gemein- 
samen Aufgaben in Angriff genommen. Arbeitsgemeinschaft hat wachsende Kirchenge- 
meinschaft mit sich gebracht, und Kirchengemeinschaft hat zu engerer Arbeitsgemein- 
schaft geführt ... Wir wollen in dem Bemühen nicht nachlassen, unser Einssein in Christus 
in dem Einigwerden unserer Kirchen auszudrücken. ... 

Ein weiterer bedeutsamer Schritt wäre es, wenn die im Bund vereinigten Kirchen die- 
jenigen kirchlichen Elemente ihrer Gemeinschaft, die über das Leuenberger Modell hin- 
ausreichen, genauer verstehen und konkreter entwickeln könnten. Das wird vor allem 
Aufgabe eines möglichst ineinandergreifenden Wirkens des ‚Gemeinsamen Ausschusses 
Kirchengemeinschaft‘ und der Lehrgesprächskommission sein. Die Synode erwartet mit 
Ungeduld die Ergebnisse. In diesem Zusammenhang bejaht die Synode die im Konfe- 
renzbericht enthaltene Feststellung: ‚Das Ziel kann nur eine Gemeinschaft sein, die ihrem 
theologischen Verständnis nach als Kirche in vollem Sinne zu beschreiben ist, während sie 
sich in ihrer geschichtlichen Gestalt als Gemeinschaft gewachsener Kirchengebilde dar- 
stellen dürfte.‘“ 

Diese Stellungnahme der 1. Synode des Bundes, auf der Schweriner Tagung am 29. Mai 
1973 beschlossen, ist bedeutsam für das Verständnis der Ordnung des Bundes Artikel 1. 
Die Vertiefung der Zusammenarbeit der Gliedkirchen (Abs. 1), das Zusammenwachsen 


32. epd-Dok. Nr. 52/1974, S. 30-78. 
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der bekenntnisbestimmten und rechtlich selbständigen Gliedkirchen „in der Einheit und 
Gemeinsamkeit des christlichen Zeugnisses und Dienstes gemäß dem Auftrag des Herrn 
Christus“ (Abs. 2) sind praktische Tatsachen geworden. 

In’ die Überlegungen ist ferner die Existenz der beiden anderen kirchlichen Zusammen- 
schlüsse einzubeziehen, die wiederholt ihre Bereitschaft erklärt haben, zu einer Inten- 
sivierung der gesamtkirchlichen Gemeinschaft beizutragen. Die Generalsynode der VELK 
in der DDR ist der Auffassung, daß mit der Leuenberger Konkordie „die Endphase 
kirchlicher Gemeinschaft in der DDR noch nicht erreicht ist. Sie hält es für wünschens- 
wert, auf dem Wege zu einer durch Intensität und Konkretion geprägten größeren Ge- 
meinschaft noch weiter voranzukommen.‘‘ Der Rat der EKU - Bereich DDR — bewertet 
mit ausdrücklicher Billigung der Synode den erreichten Stand der Gemeinsamkeit so 
hoch, daß er auf das gemeinsame theologische Verständnis dieser Gemeinsamkeit als einer 
Kirche hofft. 


1.2. Die Leuenberger Konkordie 


Ein weiterer Ausgangspunkt für die Arbeit des Ausschusses waren der Abschluß der 
„Konkordie reformatorischer Kirchen in Europa“ und die Zustimmung aller Gliedkirchen 
des Bundes zu dieser Konkordie. 

Mit der Unterzeichnung gilt auch für die Kirchen in der DDR, daß sie sich als „Kirchen 
verschiedenen Bekenntnisstandes auf Grund der gewonnenen Übereinstimmung im Ver- 
ständnis des Evangeliums einander Gemeinschaft an Wort und Sakrament gewähren und 
eine möglichst große Gemeinsamkeit in Zeugnis und Dienst an der Welt erstreben“ (Ziffer 
29). Gleichzeitig haben die Kirchen in der DDR auch damit für ihre Gemeinschaft unter- 
strichen, daß sich „die Kirchengemeinschaft im Leben der Kirchen und Gemeinden ver- 
wirklicht. Im Glauben an die einigende Kraft des Heiligen Geistes richten sie ihr Zeugnis 
und ihren Dienst gemeinsam aus und bemühen sich um die Stärkung und Vertiefung der 
gewonnenen Gemeinschaft“ (Z. 35). Damit ist ein Arbeitsprogramm vorgezeichnet, das 
in der Konkordie unter den Stichworten „Zeugnis und Dienst‘, „Theologische Weiter- 
arbeit‘, „Organisatorische Folgerungen‘ und „Ökumenische Aspekte“ entfaltet wird. 


1.3. Der ökumenische Kontext 


Schließlich muß als Ausgangspunkt der Überlegungen zur Frage der Kirchengemeinschaft 
innerhalb der DDR-Kirchen der ökumenische Kontext genannt werden. Die gegenwärtige 
ökumenische Diskussion um Vorstellungen und Modelle der Einigung der Kirchen gibt 
insofern Hilfen für eine Antwort, als sie deutlich macht, daß seine pragmatische Engfüh- 
rung der Kompliziertheit der Traditionen, der Situation und der Aufgaben nicht gerecht 
werden kann. Es geht um den konstitutiven Wechselbezug von Lebens- und Lehrgemein- 
schaft, von Identitätswahrung und gemeinsamer neuer Identitätsfindung. In der Studie 
des Lutherischen Weltbundes über „Ökumenische Methodologie‘ wird auf die durch die 
interkonfessionellen Gespräche gemachte Erfahrung hingewiesen, „daß einer wie auch 
immer strukturell oder institutionell gestalteten kirchlichen Gemeinschaft theologische 
Gründe in einem weit geringeren Umfang als bisher angenommen im Wege stehen“. Auch 
wo Kirchengemeinschaft durch einen theologischen Konsensus vorbereitet wurde, gebe 
es häufig nichtdogmatische Faktoren, „die trotz der bestehenden dogmatischen Konver- 
genz die Verwirklichung jener Gemeinschaft verhindern“. 

Außerdem hat die Kommission für Glauben und Kirchenverfassung in ihrem vorläufi- 
gen Studiendokument „Vorstellungen der Einheit und Modelle der Einigung‘ unter der 
Frage nach dem „gemeinsamen Ziel“ angesichts bisheriger „Modelle der Einigung‘ und 
diese versuchsweise überschreitend — das Konzept einer „konziliaren Gemeinschaft“ ange- 
boten und es durch folgende Hinweise verdeutlicht: 

„Konziliare Gemeinschaft‘ sei zu verstehen als 

a) „völlige gegenseitige Verpflichtung“ im ständigen Vollzug der Einheit; als 

b) „Einheit in der Vielfalt“, bei der die Verschiedenheiten, für die Raum bleibt, sich 
als Einheit erweisen, indem sie in der Wahrheit des Evangeliums aufeinander bezogen 


bleiben; als 
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c) „Einheit auf allen Ebenen zugleich‘; und als es 
d) „Gemeinschaft des gemeinsamen Suchens“, in einer Zeit, die durch den raschen 
Wandel der Verhältnisse und der Fragen gekennzeichnet ist. 


1.4. Zusammenfassung 


Im Sinne des Auftrags, den der Ausschuß hatte, haben sich für ihn folgende Leitfragen 
ergeben: 

: 1.1.) Wie kann die vertiefte Gemeinschaft, die im Bund schon praktisch Tatsache ge- 
worden ist, theologisch gemeinsam ausgesagt werden und wie kann sie sachgemäß eine 
dichtere Gestaltung finden? 

(zu 1.2.) Was ergibt sich aus den Zustimmungen zur Leuenberger Konkordie für die 
Gliedkirchen des Bundes, für den Bund selbst sowie für die EKU - Bereich DDR - und 
die VELK in der DDR auf dem Weg zu größerer Gemeinschaft theologisch und organi- 
satorisch? Wie sehen von diesem Ausgangspunkt her die nächsten Schritte aus? ' 

(zu 1.3.) Was trägt die gegenwärtige ökumenische Diskussion für unsere Frage nach 
den theologischen Elementen des weiteren Zusammenwachsens und der Bedeutung der 
nichtdogmatischen Faktoren aus? Inwieweit kann uns das Konzept ‚„konziliarer Gemein- 
schaft‘ helfen oder ist für uns eines der bisherigen Einigungsmodelle angemessener? Welches 
Modell haben wir unter Berücksichtigung der ökumenischen Diskussion zu entwickeln? 

Da die drei Ausgangspunkte, obwohl sie jeweils besondere Bedeutung haben, in unserer 
Situation ganz dicht beieinander liegen, haben sich für den Ausschuß die genannten Leit- 
fragen auch immer wieder untereinander verschränkt. 

Das Ergebnis seiner so orientierten Arbeit legt er mit den folgenden theologischen und 
praktischen Darlegungen und Anwendungen zum Gespräch in den Kirchen und Leitungs- 
gremien vor. 


2. Theologische Grundsatzfragen 


2.1. Kirchengemeinschaft und Einheit der Kirche 


Leuenberger Konkordie (LK) und Artikel VII der Augsburgischen Konfession (Confessio 
Augustana/CA) 

2.1.1. Kirchengemeinschaft im Sinne der Konkordie. 

Kirchengemeinschaft im Sinne der Konkordie ist ermöglicht durch ein gemeinsames 
Verständnis des Evangeliums. Von ihm her erweist sich, daß die Lehrverurteilungen in 
den reformatorischen Bekenntnissen den gegenwärtigen Stand der Lehre der beteiligten 
Kirchen nicht mehr betreffen. 

Die so ermöglichte Kirchengemeinschaft wäre falsch interpretiert, wenn in kurzschlüssi- 
ger Weise aufgrund der „im Zentralen gewonnenen Übereinstimmung“ (LK Z. 37) auch 
eine organisatorische Vereinheitlichung im Sinne einer zentralistischen Einheitskirche ge- 
fordert würde. 

Ebenso falsch wäre es aber auch, wenn die beteiligten Kirchen es bei der erklärten 
„Überzeugung, daß sie gemeinsam an der einen Kirche Jesu Christi teilhaben‘ (Z. 34), 
genug sein ließen, d.h. wenn in ihrem strukturellen Verhältnis zueinander einfach alles 
beim alten bliebe („kalte Kirchengemeinschaft“). Vielmehr soll die ermöglichte Kirchen- 
gemeinschaft auch bis in das Gestalthafte hinein verwirklicht werden. Dabei kann es auch 
zu einer organisatorischen Einheit der Kirche kommen. Das kann geschehen, ohne daß 
diese durch Einheit des Bekenntnisstandes bestimmt und darin begründet ist. 

2.1.2. Der Kirchenbegriff der Konkordie im Vergleich zu dem der CA. 

Der Begriff der Kirche, mit dem die Leuenberger Konkordie arbeitet, ist umfassender als 
der in CA VII verwendete. Beide zielen auf den dogmatischen Grund der Kirche, der im 
Evangelium selbst liegt. Deutlicher aber als der von CA VII und in den Konkretionen über 
diesen hinausgehend bezieht sich der Kirchenbegriff der Konkordie auch auf die historischen 
Gestaltungen, in denen Kirche sich darstellt. Im Kirchenbegriff der Konkordie sind die Be- 
deutung überlieferter Frömmigkeitsstrukturen (implizite Konfessionalität, Spiritualität) so- 
wie die nichtdogmatischen Faktoren soziologischer, politischer und struktureller Herkunft 
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(siehe Beilage 1 ‚Die Bedeutung nichtdogmatischer Faktoren‘) berücksichtigt. Darum spricht 
die Konkordie von ‚„Kirchengemeinschaft‘‘ und meint damit Gemeinschaft von mehreren 
unterschiedlichen Kirchen. 

2.1.3. Zum ‚„satis est“ in CA VII. 

Die LK vermeidet mit ihrem Kirchenbegriff die Gefahr eines ekklesiologischen Doketis- 
mus, des Mißverständnisses ‘der nämlich, als sei die Kirche nur eine ideelle Größe und nicht 
auch geschichtliche Wirklichkeit. Aus dem Wortlaut von CA VII könnte ein solches Miß- 
verständnis der Kirche (,,‚civitas platonica‘“) herausgelesen werden. Allerdings geschähe das 
dann gegen den Sinn dieses Artikels. Denn mit dem dortigen ‚‚satis est‘ („dies ist genug 
...“‘) wird nicht mehr, freilich auch nicht weniger als die schlechterdings notwendige Be- 
dingung für die wahre Einheit der Kirche im theologisch begründenden Sinn ausgesagt. Das 
„satis est‘‘ ist exklusiv im Blick auf den Grund der Kirche und ihrer Einheit: „‚consentire 
de doctrina evangelii et de administratione sacramentorum“ (‚daß da einträchtiglich nach 
reinem Verstand das Evangelium gepredigt und die Sakramente dem göttlichen Wort gemäß 
gereicht werden“). Das „‚satis est‘ ist aber nicht exklusiv im Sinne konkret geschichtlicher 
Existenz von Kirchen. Kirchen haben ihren einzigen, ein für allemal gelegten Grund im 
Evangelium von Jesus Christus. Die konkrete Gestalt der Kirchen aber realisiert sich im 
Zusammenwirken auch mancher weiterer Faktoren. Diese sind zwar sekundär, aber weder 
ihr Daß noch ihr Was ist beliebig. Das ‚„‚nec necesse est“ („und ist nicht not‘) von CA VII, 
das dem „‚satis est‘‘ folgt, widerspricht dieser Vorstellung nicht, ist vielmehr für sie offen, 
und darauf kann die Konkordie in ihrem Ansatz rückbezogen werden. 

2.1.4. Zur Verwirklichung der Kirchengemeinschaft nach der Konkordie. 

Das „gemeinsame Verständnis des Evangeliums“ (LK Z. 6; 29), die „im Zentralen ge- 
wonnene Übereinstimmung‘ (Z. 37) wird die Führungsgröße, unter deren Anleitung die 
LK Schritte der Verwirklichung der Kirchengemeinschaft (Z. 35ff.) erwartet. Dabei sind 
drei Arten von Folgerungen und Maßnahmen zu unterscheiden (vgl. unten zu 3.). Diese 
Unterscheidung ist aus folgenden Gründen wichtig: 

(1) Die Konkordie selbst spricht von „organisatorischen Folgerungen‘ in einer Weise, 
die generalisierendes Drängen auf Konsequenzen im Ordnungsbereich ausdrücklich verwehrt 
(Z. 42, 43, 45). Sie setzt die Frage der Verwirklichung in dieser Hinsicht — so deutlich 
dieses Bezugsfeld mitgemeint ist — bei den jeweiligen konkreten Situationen (Z. 44 und 
45) an. 

(2) Die Konkordie regelt nicht nur deswegen so, weil die Situationen verschieden sind. 
Es entspricht auch ihrer Verhältnissetzung zwischen dem Verständnis des Evangeliums, wie 
es in den Teilen II und III Ausdruck gefunden hat (Z. 31), einerseits und der Verpflich- 
tung zu theologischer Weiterarbeit (Z. 37) andererseits. Da die theologische Weiterarbeit 
(Z. 37-41) wesentlicher Bestandteil der Verwirklichung der Kirchengemeinschaft (Z. 35ff.) 
ist, darf bei den von uns zu planenden nächsten Schritten diese Weiterarbeit nicht nur ein 
Schritt unter anderen sein. Vielmehr gehört dann zur Situation, in der wie organisatorische 
Folgerungen aus der Zustimmung zur Konkordie zu prüfen haben, in jedem Fall auch 
der Stand unserer theologischen Weiterarbeit im Prozeß des Zusammenwachsens hinzu. 

(3) Unter dem Stichwort „Situation“ ist von uns festzuhalten, daß wir für Verwirk- 
lichungen der Kirchengemeinschaft im ordnungsmäßig-strukturellen Bereich mehrere Aus- 
gangspunkte haben (vgl. oben 1.1.-1.3.) Die Frage nach den Maßnahmen, die wir in 
diesem Bereich zu verfolgen haben, ist uns nicht nur unter dem Gesichtspunkt „Folge- 
rungen aus der Konkordie‘, sondern auch aus der zur praktischen Tatsache gewordenen 
Vertiefung der Zusammenarbeit im Bund aufgegeben. Zwar können wir uns nicht Folge- 
rungen und Maßnahmen vornehmen, die der Konkordie widersprechen würden, wohl aber 
haben wir auch solche zu bedenken, die hinsichtlich der Gestalthaftigkeit der Kirchenge- 
meinschaft über die Konkordie hinausgehen. 

2.1.5. Kirchengemeinschaft und Bekenntnisstand. 

Kirchengemeinschaft nach der LK läßt ausdrücklich die tradierten Bekenntnisse in den 
einzelnen Kirchen in Geltung (Z. 30, 37). Die jeweilige Bekenntnisbestimmtheit gehört 
zu den bleibenden Faktoren dieser Kirchengemeinschaft. Die beteiligten Kirchen sind 
„Kirchen verschiedenen Bekenntnisstandes‘ (Z. 29). 

Freilich besagt das nicht dasselbe wie, wenn es hieße: bekenntnisverschiedene Kirchen. 
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Denn die Verschiedenheit ihrer Bekenntnisstände ist nur eine Verschiedenheit innerhalb 
der „Gemeinschaft“, in der die „Trennungen“, die ihr „seit dem 16. Jahrhundert“ ent- 
gegenstanden, „aufgehoben“ sind (Z. 34). Die Bekenntnisverschiedenheit schließt nicht 
mehr aus, sich gemeinsames Teilhaben an der einen Kirche Jesu Christi und Befreiung 
und Verpflichtung zu gemeinsamem Dienst (Z. 35) zuzusprechen. Vielmehr ist Kirchenge- 
meinschaft gerade Gemeinschaft der Kirchen mit ihren verschiedenen Bekenntnisständen. 

Nach Auffassung des Ausschusses wird diese Erklärung der Kirchengemeinschaft (vgl. 
Z. 34 im Kontext mit Z. 30ff.) dadurch gestützt, daß man überhaupt die Bekennntnis- 
schriften nicht einfach mit der in CA VII gemeinten pura doctrina evangelii (reinen Ver- 
kündigung des Evangeliums) gleichsetzen kann. Die Rolle der Bekenntnisschriften ist nicht 
die von Kirche konstituierenden Dokumenten. Nur irrtümlicherweise wurden sie oft so 
angesehen. Die Bekenntnisschriften wollten’ nach ihrem Selbstverständnis immer schon 
geschichtliche Bezeugung des einen Evangeliums sein (siehe unten 2.4. sowie Beilage 2: 
„Zur Funktion der Bekenntnisse für die Kirche‘‘)?, 

2.1.6. Kirchwerdung des Bundes? 

In Synodalverhandlungen, in kirchenamtlichen Verlautbarungen und in der kirchlichen 
Presse und im allgemeinen Prozeß der Meinungsbildung wird die Zielvorstellung für die 
größere Gemeinschaft der Evangelischen Kirchen in der DDR oft mit dem Stichwort 
„Kirchwerdung des Bundes“ zum Ausdruck gebracht. Aufgrund der bisherigen Darlegun- 
gen ist dazu zu sagen: 

1. Indem alle Gliedkirchen des Bundes der LK zugestimmt haben, ist der Bund selbst 
als Zusammenschluß auf dieser Grundlage in einem bestimmten Sinn bereits „Kirche“. 
Die nach CA VII notwendige Bedingung für die wahre Einheit der Kirche (vgl. oben zu 
2.1.3.) ist erfüllt. Dem entspricht die wechselseitige Gewährung der Kanzel - und Abend- 
mahlsgemeinschaft (LK Z. 33). Sie ist ihrerseits Ausdruck der neuen Qualität des Zu- 
sammenschlusses als Kirche im theologischen Sinn. Damit ist unseren Kirchen als Kir- 
chen verschiedener Bekenntnisstände eine entscheidende Vorgabe zuteil geworden, die 
nunmehr bei der Zielvorstellung „Kirchwerdung des Bundes‘ und beim Streben nach 
deren Verwirklichung entsprechend in Ansatz gebracht und festgehalten werden muß. 

2. Kirche im theologischen Sinn ist immer auch Kirche im Werden. Das ist eine geist- 
liche Bestimmtheit ihres Seins selbst. 

Von „Kirchwerdung“ des Bundes zu sprechen, kann darum nicht heißen, eine höhere 
Qualität von Gemeinschaft ins Auge zu fassen, in der Kirche-Sein unter Absehen vom 
bleibenden Angewiesensein darauf, je neu Kirche zu werden feststellbar wäre. Anderen- 
falls wäre auch schon das Kirche-Sein der Gliedkirchen je für sich falsch verstanden. 

3. Dieses der Kirche zu allen Zeiten und an allen Orten mit auf den Weg gegebene 
In- und Zueinander von Sein und Werden konkretisiert sich in der Frage nach ihrer Ge- 
stalt. In diesem Bezugsfeld liegen jetzt unsere besonderen Probleme. Hier müssen wir 
zu einer Übereinstimmung darüber gelangen, was „Kirchwerdung“ des Bundes heißen 
kann und heißen soll. Klar ist, daß wir nach Leuenberg nun nicht nur grundsätzlich die 
Freiheit haben, sondern in unserer Situation auch dazu verpflichtet sind, der Frage nach- 
zugehen, wie eine Entsprechung des Bundes zu seinem Kirche-Sein im theologischen Sinn 
aussehen und gefunden werden könnte, Klar ist ebenfalls, daß das Fragen danach nicht 
im Theoretischen und Unverbindlichen stecken bleiben darf, aber auch, daß im Prozeß 
des Zusammenwachsens kein Vorwegnehmen noch nicht vollziehbarer künftiger Entwick- 
lungen Platz greifen darf. 

‚Klar ist schließlich auch, daß die „Kirchwerdung des Bundes“ nicht nur im organisato- 
rischen Bereich, sondern auch in der Intensivierung theologischer Gemeinsamkeit und 
gelebter Gemeinschaft Gestalt gewinnen muß. In dieser Hinsicht wird man die „Kirch- 
werdung“ zunächst nur in ersten Schritten anzeigen können, zugleich aber auch konse- 
quent weiterverfolgen müssen, was die Chance unserer geschichtlichen Situation ist: sich 
in einer theologisch verbindlichen und praktisch opferbereiten Begegnung der Gliedkir- 


es auf die in Christus gegebene Einheit der Kirche hin zu fördern und fördern zu 
assen. 





33. Die Beilage 2 wird im folgenden nicht mitabgedruckt; vgl. den Text in epd-Dok. 
Nr. 52/1974, S. 72-78. 
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2.2. Kirche aus dem Wort Gottes 


2.2.1. Wachsende Gemeinschaft durch gemeinsame Erkenntnis des Evangeliums. 

2.2.1.1. Das Verhältnis von Evangelium oder Wort Gottes und Kirche hat aber noch 
eine über das Bisherige hinausgehende ekklesiologische Relevanz, jedenfalls für Kirchen 
reformatorischer Tradition. Diese Tradition ist die kirchliche Wirklichkeit in Aufnahme 
der biblischen Überlieferung als Volk Gottes, Leib Christi, und besonders als Geschöpf 
des Wortes Gottes. Hier vor allem liegt die eigentliche Wurzel reformatorischer Kon- 
fessionalität. Wort Gottes ist hier als viva vox, als lebendige Verkündigung verstanden. 
Damit ist das Element genannt, das im Mittelpunkt aller ekklesiologischen Selbstbe- 
stimmung und Selbstbesinnung stehen muß. Dabei kommt es darauf an, daß dieses 
Prinzip nicht in Gesetzlichkeit erstarrt, sondern als Glaubens- und Lebenshilfe für den 
Einzelnen und die Gemeinschaft erfahren wird. 

2.2.1.2. Menschen in der Kirche wollen nicht die Kirche, sondern Gott ihren Herrn 
sein lassen, indem sie sein Volk sind und bleiben. Gott aber ist ihr Herr durch sein Wort. 
Insofern ist die Erkenntnis und der Gehorsam im Blick auf das Wort Gottes der wichtig- 
ste Vorgang im Leben der Kirche, daß Maß ihrer Einheit und der Grad ihrer Lebendig- 
keit. Gemeinsame Fortschritte in der Erkenntnis des Wortes Gottes sind Fortschritte 
auf dem Wege der Gemeinschaft, denn sie zeigen den Gehorsam gegenüber dem Herrn 
der Kirche und die Liebe untereinander. Wenn gegliederte Kirchen diese Erfahrung mit- 
einander machen, wächst das Maß ihrer Gemeinschaft und vermindert sich die Notwen- 
digkeit von Abgrenzung bzw. Unterscheidung. 

2.2.2. Das Wort Gottes als Motor der Kirchwerdung. 

2.2.2.1. Die eben genannten Merkmale treffen auch auf den Lernprozeß zu, in dem sich 
die Gliedkirchen des Bundes befinden (Lehrgespräche, Leuenberg). Sie sind daher auch 
unter diesem Aspekt zur theologischen und ekklesiologischen Bilanz herausgefordert, 
ebenso zur historischen und soziologischen Analyse. Sie müssen, was die verwendete Be- 
grifflichkeit angeht, ihre neuen Erfahrungen nicht unbedingt in herkömmlichen Schemata 
artikulieren, doch muß in jedem Fall die Normierung durch das Wort Gottes maßgebend 
bleiben. 

Damit wird der reformatorische Grundsatz von der Kirche als dem Geschöpf des 
Wortes Gottes zum eigentlichen „Beweger‘ der Kirchwerdung des Bundes. Der Gesichts- 
punkt der Normierung durch das Wort Gottes ist dabei ganz streng zu fassen; es muß 
deutlich bleiben, daß das Wort Gottes auch unsere kirchliche Wirklichkeit in keiner 
Phase (auch der fortgeschrittensten nicht) einfach bestätigt, sondern zugleich in Frage 
stellt und erneuert. 

Gewiß gibt es keine theoretisch befriedigende Lösung für diesen Prozeß, für diese Er- 
ziehung der Kirche durch das Wort Gottes. Aktivismus auf der einen Seite, Quietismus 
auf der anderen sind Fehlhaltungen, die selbst wieder nur durch das Wort Gottes über- 
wunden werden können. Denn dieses befreit von beidem, wie überhaupt seine befreiende 
Kraft immer neu in den Mittelpunkt aller Überlegungen und Aktionen gehört. 

2.2.2.2. Kirchen, die mit und durch Gottes Wort auf neue Weise verbunden den Weg 
in die Zukunft wagen, lassen einiges zurück. Sie dürfen wohl Bräuche und Institutionen, 
Grenzen und Unterschiede zurücklassen, nicht aber Menschen. Sie sollen sich den Weg 
auch nicht bequem machen, indem sie Unbewältigtes beiseite lassen. Auch in diesem 
Zusammenhang ist nochmals die Bekenntnisfrage zu erwähnen: die geschichtliche Be- 
lastung durch unterschiedliche Bekenntnisse in der Vergangenheit und die gegenwärtige 
zum Teil vorhandene Unklarheit in dieser Frage im Zusammenhang mit der LK. Während 
diese Problematik bei den Gemeinden kaum eine Rolle spielt, ist eine andere, wiewohl 
unterschwellig mit der Bekenntnisfrage verknüpft, nicht ohne Belang auf der Gemeinde- 
ebene. Gemeint ist das weithin historisch bedingte Landeskirchentum, das für viele bis 
heute die einzig anschauliche Form ausmacht, in der Kirche „oberhalb‘‘ der Ortsgemeinde 
begegnet. Genau in dieser Funktion (zu der noch weitere kommen werden) ist aber 
das Landeskirchentum auch im Prozeß der Kirchwerdung des Bundes nicht nur möglich, 
sondern geradezu notwendig, wenn es um ihre Vereinigung und nicht um Vereinheit- 
lichung zu ihren Lasten gehen soll. Die Landeskirchen sind Träger theologischer und nicht- 
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theologischer Traditionen. Sofern solche Traditionen ernsthafte Anliegen von einzelnen 
bzw. Gruppen in der Kirche sind, sollen sie mit diesen auf dem Weg in die Zukunft mit- 
genommen werden. Wo Unterschiede erhalten bleiben, sollen sie positiv-profilierend, nicht 
negativ-trennend wirken. Das sollte ein Grundsatz auf dem Wege zu größerer Gemeinschaft 
überhaupt sein und zugleich ein Beitrag zur ökumenischen Diskussion. 


2.3. Kirche in der Begegnung mit anderen Kirchen 


2.3.1. Der Tatbestand, daß nach der Zustimmung zur Leuenberger Konkordie die Landes- 
kirchen der DDR gemeinsam zugleich Kirche sind und Kirche werden, verwirklicht sich 
überhaupt im Horizont ökumenischer Theologie und Bewegung und ist selbst ein ökume- 
nisches Faktum sui generis. 

Die Entdeckung der Kirche als von Gott geschenkte ökumenische Realität verpflichtet 
die Einzelkirchen zum gegenseitigen Aufeinander-Hören als zu einem Akt des Gehorsams 
gegenüber dem Herrn der Kirche. 

Die in der Ökumene zur Zeit diskutierten Modelle kirchlicher Einheit sind nach Meinung 
des Ausschusses nicht ohne weiteres zu übernehmen. 

Jedoch scheinen aus der ökumenischen Diskussion heraus, bei der die römisch-katholi- 
schen Vorstellungen und Lehräußerungen nicht übersehen werden dürfen, für die Kirchwer- 
dung des Bundes der evangelischen Kirchen in der DDR Elemente aus dem Gedanken der 
„konziliaren Gemeinschaft“ und der Vorstellung des unabdingbar Aufeinander-Bezogenseins 
von Partikularkirche und Universalkirche fruchtbar und weiterführend zu sein. 

2.3.2. Der Gedanke der „konziliaren Gemeinschaft“ scheint förderlich, weil er dazu 
nötigt, Einheit als eine Sache ständigen Vollzuges und Verschiedenheit als ein wesentliches 
Element von Einheit zu denken. So kann dem Rechnung getragen werden, was zum Begriff 
der Kirchwerdung gesagt wurde. 

Der Gedanke der ‚„Partikularität‘‘ scheint förderlich, weil er konkrete Orts- oder Teil- 
kirchen (Landeskirchen usw.) als die Subjekte solcher konziliaren Gemeinschaft in das 
Blickfeld rückt. Kirche lebt und verwirklicht sich auf verschiedenen Ebenen. Auf allen 
Ebenen besteht sie aus Teilkirchen und ist ihrerseits Teilkirche. (Nur für Ortsgemeinde 
und Universalkirche trifft das nicht in beiderlei Betracht zu.) Auch diese Sicht kann zum 
Verständnis der Landeskirchen und des Bundes im Blick auf Kirchwerdung hilfreich sein. 

2.3.3. Als weitere Frucht ökumenischer Erkenntnisse ist die Bedeutung nichtdogmatischer 
Faktoren beim Zusammenwachsen von Kirchen anzusehen, und zwar in ihrer Ambivalenz, 
nach welcher sie sowohl fördernde als auch hemmende Funktionen haben. Als Ausdruck der 
Leiblichkeit des Heils und in Abwehr alles Doketismus kommt diesen Faktoren theologi- 
sche Relevanz zu. 

2.3.4. Der spezifische Beitrag der Reformationskirchen für die Ökumene ist ihre unein- 
geschränkte, freiwillige Bindung an das Wort Gottes. Die Überzeugungskraft und Wirkung 
dieser Bindung wächst, je offenkundiger sie innerhalb der Reformationskirchen selbst zur 
Gemeinsamkeit führt. 


2.4. „Bekenntniskirche“ und Ökumene 


2.4.1. Die falsche Alternative von Konfession und Ökumene. 

2.4.1.1. Die ökumenische Diskussion der Kircheneinheit nimmt ihren Ausgang noch immer 
zumeist entweder bei der Konfessionalität oder der Ökumenität der Kirche. Diese unter- 
schiedlichen Ansätze wirken sich oft zu einem Gegensatz von Bekenntnisbildung und 
ökumenischem Einheitswillen aus. Beide Aspekte gehören jedoch zusammen. Dies läßt sich 
an der Beziehung zweier Grundeigenschaften der Kirche verdeutlichen. Sie ist apostolisch 
und katholisch, d.h. in unserem Blickwinkel: Die Art, wie eine Kirche die apostolische 
Botschaft und Ordnung in Lehre und Leben entfaltet, muß auf der einen Seite dem ge- 
schichtlich einmaligen Ort, an den sie gestellt ist, entsprechen. Das ist im Zusammenspiel 
von Tradition und Situation ihre konfessionelle Prägung. Ebenso muß aber ihr Zeugnis 
dem Zusammenhang mit der Gesamtkirche (Katholizität) entsprechen. Darin zeigt sich 
ihre Okumenizität. 
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2.4.1.2. Gerade dieser Zusammenhang von Konfession und Ökumene ist durch die 
Kirchenspaltungen der der Reformation folgenden Jahrhunderte verlorengegangen. Die 
Okumenizität zerreißt. Aus Konfession wird Konfessionalismus. Die Bekenntnisse führen 
zur konfessionellen Vereinheitlichung in ihrem Geltungsbereich, in dem sie nun zum ab- 
grenzenden und durchgehenden Gestaltungsprinzip für Lehre und Leben der Kirche wer- 
den. Aber erst absolutistisches Staatsinteresse, vereinsrechtliches Kirchenverständnis, ro- 
mantisches Organismusdenken, antirationalistische Erweckung und grundsätzlicher Konser- 
vativismus haben in einer späten und verflochtenen Wirkungsgeschichte jenen Gehalt von 
„Bekenntniskirche“ ermöglicht, wie er durch Neuluthertum, Unionsgegnerschaft und 
auch durch den Kirchenkampf geprägt wurde. Der ökumenische Horizont ist nicht einfach 
mit der Überwindung national bestimmter Kirchlichkeit wiedergewonnen. Es entsteht 
nur eine innerkonfessionelle Ökumenik, die die landeskirchliche Einheitlichkeit auf ihre 
Kirchenfamilie überträgt. Die Kirchenfamilie selbst wird vom Prinzip der „‚Bekenntniskirche“ 
geprägt. 

2.4.1.3. Die Geschichte dieser Erstarrung ist aber zugleich die Geschichte einer Be- 
wahrung. Zwar hat gerade die historische Bekenntnisbindung erneute Bekenntnisbildung 
unmöglich gemacht, aber in den Zeiten fast völliger konfessioneller und territorialer 
Isolierung hat sich die Bekenntnisbindung um die Aufrechterhaltung des Konsenses bemüht 
und die Auflösung der Katholizität in sektiererische Sonderbildungen verhindert. Diese 
Periode der Kirchengeschichte ist zu Ende gegangen, seitdem in unserem Jahrhundert der 
ökumenische Aufbruch erfolgt ist. In einem zunehmenden Maße kann keine Kirche mehr 
nur aus ihren eigenen Traditionen leben. 

2.4.2. Bekenntnis in der Wechselbeziehung von Tradition und Situation. 

2.4.2.1. Außerdem zwingen die moderne Entwicklung und das geschichtliche Denken 
dazu, auch innerhalb derselben Konfession verschiedene sendungsgetreue Ausprägungen 
von Zeugnis und Dienst anzuerkennen. Jede Konfessionskirche steht vor dem Problem, 
entweder Einheitlichkeit durch Bekenntnisdurchsetzung zu erzwingen oder Bekenntnis- 
geltung durch Duldung zentrifugaler Entwicklungen zur bloßen Behauptung zu verdünnen. 
Diese Verlegenheit wird nur überwunden, wenn Bekenntnis nicht mehr als unveränder - 
bare Gründungsurkunde einer Kirche verstanden wird, sondern als zwischenkirchlich ver- 
antwortete (prozessuale) Abfolge von Entscheidungsakten in der Wechselbeziehung von 
Tradition und Situation — und dies auf allen Gebieten des kirchlichen Lebens, nicht nur 
auf dem der Lehre. Erst Kirchen, die ökumenisch miteinander leben, können ihre über- 
kommene konfessionelle Prägung konkret erneuern. Erst Kirchen, die sich solcher Art 
bekennend erneuert haben und sich so voneinander unterscheiden, können sowohl inner- 
halb einer Konfession wie zwischen Konfessionen ökumenisch miteinander leben. 

2.4.2.2. Die ekklesiologische Problematik des Bundes kann nach dem Gesagten nicht 
aus den noch fortwirkenden Kräften der zu Ende gehenden Epoche des Konfessionalismus 
und der durch sie geformten Geschichte evangelischer Einigungsbemühungen ihre Lösung 
finden, sondern nur vom Anbruch ökumenischer Wiederbegegnung her. Um Kirche zu 
sein, muß der Bund weder den Anforderungen einer Bekenntniskirche entsprechen noch 
darf er Bekenntnis verneinen. Er braucht also weder durch eine Lehrerklärung konstituiert 
zu werden noch auf Lehrerklärungen zu verzichten. Sein Kirchencharakter muß verstan- 
den werden als Teilverwirklichung eines verpflichtenden Zusammenlebens von Kirchen, 
das allein auch sonst regional und global Kirchen in die Lage versetzt, ihre überkommene 
konfessionelle Prägung zu wahren und zu wandeln und diese Wandlungen miteinander 
zu verantworten, d.h. zugleich ökumenisch und konfessionell zu leben. 


2.5. Die Landeskirchen und der Bund 


2.5.1. Die geschichtlichen Bedingungen der Landeskirchen. 

2.5.1.1. Die Erörterung der theologischen Grundfragen auf dem Wege zur Kirchwer- 
dung des Bundes unter dem Gesichtspunkt von Konfessionalität und Ökumenizität be- 
darf einer Ergänzung nach der kirchenrechtlichen Seite. Wir bleiben zu sehr oberhalb 
der Frage nach der Kirche in ihrer realen Gestalt, wenn wir diese Seite ausklammern. 
Wir versuchen, diesen Aspekt auf dem Hintergrund ökumenischer und kirchenrechtlicher 
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Erörterungen in den Begriffen von „Partikularität‘‘ und „Universalität‘ der Kirche zu er- 
fassen. 

Ohne dieses Problem grundsätzlich behandeln zu können, fragen wir hier nach den 
Auswirkungen, die das dialektische Miteinander von Partikularität und Universalität 
der Kirche auf das Verhältnis von Gliedkirchen und Bund hat. 

2.5.1.2. Der unbestrittene Ausgangspunkt alles kirchenrechtlichen Handelns war bisher 
die sogenannte „Souveränität“ der einzelnen Landes- (Provinzial-) Kirchen, die in allen 
kirchlichen Belangen prinzipiell sich selbst leiteten und in rechtlicher Selbständigkeit 
handelten. Soweit es um größere Gemeinsamkeiten oder Zusammenschlüsse ging, hing 
deren Einheit von der Bereitschaft dieser Landeskirchen ab, etwas von ihren Rechten ab- 
zugeben. Selbst wo das geschah, wurde aber darauf geachtet und notfalls durch Einbau 
eines Vetorechtes sichergestellt, daß die primäre Handlungsfreiheit bei den Landeskirchen 
blieb. 

2.5.1.3. Unsere Landeskirchen sind geschichtlich gewachsene Gebilde, deren Souveränität 
ursprünglich vom staatlichen Verband, in dem sie lebten, entliehen war, und deren geist- 
liche und rechtliche Selbständigkeit sich erst im 19. und 20. Jahrhundert endgültig aus- 
formte. Das Jahrhundert der Reformation hat solche kirchenrechtliche Souveränität 
der Landeskirchen noch nicht gekannt. Das überterritoriale Kirchenrecht blieb bis zum 
Ende des alten Reiches gesamtkirchlich. Der Ansatz bei der ekklesialen Isolation von Terri- 
torialkirchen hat die rechtlich verselbständigten Landeskirchen bis heute mitbestimmt 
und hat die Einigungsbemühungen bis heute am Antagonismus von nationalkirchlicher 
Einheit und landeskirchlichen Partikularismus scheitern lassen. 

2.5.2. Die Spiritualität der Landeskirchen. 

2.5.2.1. Gleichwohl hat sich in der Geschichte in enger Verbindung von Konfessionalität 
und Legalität eine ganz bestimmt geprägte Struktur in den verschiedenen Landeskirchen 
herausgebildet, die auch das Gefäß für das geistliche und kirchliche Leben in diesen Kir- 
chen abgab. Es wäre töricht, unter Umständen für das kirchliche Leben sogar tödlich, 
dies zu mißachten. Die großen Unterschiede in den Verfassungsstrukturen der einzelnen 
Landeskirchen mögen von manchen als Last der Tradition empfunden werden, sie können 
aber weder gedanklich übersprungen noch durch Rechtsakte einfach beseitigt werden. 

2.5.2.2. Man kann die gewachsenen gliedkirchlichen Strukturen auch nicht dadurch ver- 
dächtigen, daß man darauf hinweist, daß an ihrem Zustandekommen nicht nur Fragen 
des Bekenntnisses, sondern auch nichtdogmatische Faktoren, Einflüsse der jeweiligen ge- 
schichtlichen und gesellschaftlichen Umwelt, eine mitbestimmende Rolle gespielt haben 
(vgl. Beilage 1 — Bedeutung der nichttheologischen Faktoren). Diese nichtdogmatischen 
Faktoren, die einst die Landeskirchen bilden halfen, haben sich inzwischen mehrfach 
verändert. Die Fluktuation in der Gesellschaft macht deutlich, daß die durch die Taufe 
begründete Mitgliedschaft in der Kirche nicht mehr als Mitgliedschaft in einer Landes- 
kirche allein verstanden werden kann. Die in der sozialistischen Gesellschaft gestellten 
Fragen fordern auch gemeinsame Antworten und Lösungen der Kirchen heraus. 

2.5.2.3. Im Blick auf die der Kirche gestellten Aufgaben kann man dennoch geistliche 
Gründe für die bleibend legitime Existenz von Partikularkirchen anführen: Für die Lei- 
tung einer Kirche ist ihre Überschaubarkeit und Erreichbarkeit eine unabdingbare Not- 
wendigkeit. Für das geistliche Leben einer Kirche ist die Möglichkeit regelmäßiger und 
umfassender Visitation fundamental. Für die Verkündigung des Evangeliums ist die ge- 
ordnete Berufung von Mitarbeitern der Kirche durch Ausbildung und Ordination unent- 
behrlich, Däs Zusammengehörigkeitsgefühl der Christen braucht einen sichtbaren Ausdruck 
in der Möglichkeit gemeinsamen Zusammenkommens. Damit sind zwar nicht die derzei- 
tigen Größen unserer Landeskirchen und schon gar nicht ihre Abgrenzungen einfach ge- 
rechtfertigt. Aber damit erscheint uns die Sinnhaftigkeit des Fortbestandes handlungs- 
fähiger Gliederungen geschichtlich, geistlich und theologisch für die evangelische Christen- 
heit in der DDR erwiesen zu sein, die im westlichen auch an die Gestalt der bisherigen 
Landeskirchen anknüpfen sollten. 

2.5.3. Die Dialektik von Partikularität und Universalität. 

2.5.3.1. Freilich muß nun gerade die „Souveränität“ dieser Landeskirchen einer grund- 
sätzlichen Relätivierung unterzogen werden. Nur die Dialektik von Partikularität und 
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Universalität kann die bislang unlösbare Aufgabe meistern, Partikularität zugleich anzuer- 
kennen und zu begrenzen, und die Universalität zugleich anzuerkennen, ohne Partiku- 
larität auszuschließen. Das hat seinen Grund nicht nur darin, daß jede Kirche erkennen 
muß, daß neben ihr auch noch andere Kirchen da sind, an deren Existenz sie nicht vorbei- 
kommt. Es ist vor allem darin begründet, daß die eine Kirche Jesu Christi grundsätzlich 
in und aus solchen Ortskirchen (Partikularkirchen) besteht und ihre Einheit sich immer 
auch als Gemeinschaft von Kirchen darstellt. In diesem Sinne kann man sagen: keine 
Kirche ist Kirche ohne die andere Kirche. 

2.5.3.2. Weder darf Partikularität durch Isolierung verabsolutiert werden (Partikularis- 
mus) noch prinzipiell aufgehoben werden (Universalismus). Partikularität und Univer- 
salität der Kirche können als Ausdruck desselben ekklesialen Grundverhältnisse erkannt 
werden wie Konfessionalität und Ökumenizität. Die partikularkirchliche Verpflichtung 
zu universalkirchlicher Verbundenheit ist durch die neuere ökumenische Theologie zum 
Ausdruck gekommen. Sie ist für unseren Teil der Christenheit mit dem Abschluß der 
Leuenberger Konkordie markiert, und sie charakterisiert das durch Austausch, Besuch 
und Beratung gewachsene geistliche Leben im Bund. Hier zeichnet sich kein beliebiges, 
nur auf subjektiver Bereitwilligkeit beruhendes Geschehen ab, sondern hier wirken sich 
geistliche Faktoren aus, die in der Universalität der Kirche begründet sind und daher 
nicht mißachtet werden dürfen. 

2.5.4. Folgerungen für das Verhältnis von Bund und Gliedkirchen. 

2.5.4.1. Wenn so Partikularität und Universalität zugleich das Miteinander der Kirchen 
im Bund bestimmen, muß nach einer Ordnung gesucht werden, die ebenso sehr die 
Eigenständigkeit der Gliedkirchen achtet wie ihre Gemeinsamkeit verpflichtend zum 
Ausdruck bringt. 

Es wird zu fragen sein, welche Organe solches „konziliar‘‘ verstandene Miteinander sich 
geben muß und welche Aufgaben und Kompetenzen ihnen zuzuweisen sind. In jedem 
Fall muß der Bund in solchem Miteinander als Kirche im Namen von Kirchen handeln 
können. Es erscheint uns gewiß, daß sich die hier beschriebene konkrete Teilverwirk- 
lichung der Universalität der Gliedkirchen im Bund in der Konferenz der Kirchenleitun- 
gen selbst abbilden muß, daß andererseits die Bundessynode die Darstellung der relativen 
Einheit der durch sie repräsentierten Kirche sein muß. Beide Größen müssen in Weg- 
findung und Beschlußfassung einander unaufhebbar zugeordnet sein. Die einzelnen 
Gliedkirchen behalten für ihren Bereich und nach Maßgabe der Gemeinschaft Hand- 
lungsfreiheit und Verantwortung, sind aber zugleich so aneinander gebunden, daß sie 
sich mit ihrem Handeln, auch mit ihrem Ordnen, den anderen Kirchen im Bund ver- 
pflichtet wissen. Sie müssen solches Handeln und Ordnen jederzeit vor den anderen 
Kirchen begründen können und sollen sich darin auch durch sie bestätigen oder korri- 
gieren lassen. 

2.5.4.2. Weil die aus kirchlichen Partikularitäten bestehende Gesamtkirche in der DDR 
ihrerseits ein Teil der Universalkirche ist, muß sie sich als Teil der ökumenischen Ge- 
meinschaft verstehen und bewähren. Der Bund, der sich als Kirche versteht, kann sich 
nicht gegenüber anderen Kirchen in der DDR verschließen. Er weiß sich verpflichtet, 
der ökumenischen Gemeinschaft mit ihnen wie mit allen Kirchen in der Welt zu dienen. 
Er muß zur Begegnung und Zusammenarbeit nach dem Maß des Möglichen beitragen. 

2.5.4.3. Wenn man von diesen Grundüberlegungen her nach einer Zielvorstellung für 
die Gemeinschaft unserer Kirchen in der DDR fragt, wird man von der spezifischen Ge- 
meinschaft einer förderativ gegliederten evangelischen Kirche in der DDR sprechen können, 
in der die Gemeinsamkeit der Landeskirchen eine einander verpflichtete und füreinander 
dienst- und opferbereite Gestalt findet. 


3. Nächste Schritte 


3.1. Unmittelbare Folgerungen aus der Konkordie 


In diesem Abschnitt geht es darum, aufgrund der Erörterungen von Teil 2 konkret zu über- 
legen, was in nächster Zeit geschehen kann und muß, um die Gemeinschaft der Kirchen in 
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der DDR verbindlicher zu gestalten und zu vertiefen. Solche praktischen Schritte dürfen 
nicht nur rein pragmatischer Natur sein, sondern bedürfen der ständigen theologischen Re- 
flektion. Die Zustimmung der Gliedkirchen des Bundes zur LK ist ein wesentlicher Schritt 
in dem dem Bund aufgegebenen Zusammenwachsen ‚‚in der Einheit und Gemeinsamkeit 
des christlichen Zeugnisses und Dienstes gemäß dem Auftrag des Herrn Christus“ (Artikel 1, 
Abs. 2 BO). Mit diesem Schritt erhält die bereits unter den Gliedkirchen im Bund prakti- 
zierte Gemeinschaft eine neue Qualität. Es ist daher zu fragen, welche Folgerungen sich aus 
der LK ergeben. Dabei ist zu unterscheiden zwischen 

1. Folgerungen, die sich aus der Zustimmung zwingend ergeben, 

2. Folgerungen, die die LK selbst als möglich bezeichnet, aber nicht festlegt, und 

3. Folgerungen, die sich in der konkreten Situation der Gliedkirchen des Bundes aus der 
neuen Qualität der Kirchengemeinschaft ergeben, die die bereits praktizierte Gemeinschaft 
weiterführen, dem Kirche-Sein des Bundes Rechnung tragen und dabei auch über die LK 
hinausgehen können. 

Zu den nächsten Schritten wird daher auch die Weiterführung des theologischen Gesprächs 
gehören müssen. 

3.1.1. Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft. 

3.1.1.1. Die unmittelbarste praktische Folge der Kirchengemeinschaft nach der LK ist 
die Gewährung der Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft, und zwar auch kirchenrechtlich 
gesehen. Die LK läßt diese Folge unmittelbar mit der Zustimmung zu ihr eintreten. Eines 
weiteren Rechtsaktes bedarf es daher für die Herstellung dieser Kanzel- und Abendmahls- 
gemeinschaft nicht. Es ist nur zu prüfen, ob in den geltenden Rechtssätzen dieser Zustand 
angemessen beschrieben ist oder ob gar geltendes Recht der Praktizierung der Kanzel- und 
Abendmahlsgemeinschaft entgegensteht und deshalb aufgehoben werden müßte, 

Die Kanzelgemeinschaft ist unter den Gliedkirchen des Bundes gegeben und durch 
Artikel 2 Abs. 2 BO festgelegt. 

3.1.1.2. Abendmahlsgemeinschaft bedeutet zwingend Interkommunion (gegenseitige Zu- 
lassung). Für die Gliedkirchen des Bundes wird diese nicht erst durch die Zustimmung zur 
LK eingeführt, sondern sie besteht bereits (Artikel 2 Abs. 4 BO), bisher allerdings nur durch 
(jeweils einseitige) Festlegungen der einzelnen Gliedkirchen. Hinter diese F estlegungen kann 
aber jedenfalls nach der Zustimmung zur LK nicht mehr zurückgegangen werden, da es 
sich nun nicht mehr um einseitige Erklärungen, sondern um eine gegenseitige Erklärung 
handelt. Mit der Zustimmung zur LK ist der Rechtsgrund für die Interkommunion 
nicht mehr die Festlegung der einzelnen Gliedkirche, sondern die Vereinbarung in der 
LK. Insofern trifft die Beschreibung des Artikels 2 Abs. 4 BO die Rechtslage nicht mehr 
voll. Sie steht ihr aber auch nicht in der Weise entgegen, daß sie unbedingt sofort ge- 
ändert werden müßte. 

3.1.1.3. Zur vollen Abendmahlsgemeinschaft gehört ferner die Interzelebration. 

Der Ausdruck „Ermöglichung der Interzelebration“ in LK, Z. 33 kann mit verschiede- 
nen Akzentuierungen ausgelegt werden. 

(1.) Die Gewährung der Abendmahlsgemeinschaft, welche die Ermöglichung der Inter- 
zelebration einschließt, läßt sich durchaus so verstehen, daß mit der Zustimmung zur LK 
die Interzelebration ermöglicht ist und weitere Rechtsakte dafür nicht erforderlich sind. 
Diese Auslegung wird aber nicht einhellig vertreten. 

(2.) Die Verwendung des Ausdrucks „Ermöglichung‘“ kann auch so verstanden werden, 
als müsse durch nachfolgende Rechtsakte unter den betreffenden Kirchen erst die Inter- 
zelebration vereinbart werden. Dabei ergibt sich dann die Frage 

a) sind sie dazu durch die Zustimmung zur LK verpflichtet oder 
En soll „Ermöglichung“ nur bedeuten, die Möglichkeit, die Interzelebration zu verein- 

aren. 

Auch die letztgenannte Auffassung wird vertreten, allerdings mit der Einschränkung, daß 
entsprechend der Gesamtintention der LK in den konkreten Fällen nicht Vereinbarung 
von Interzelebration einer Begründung bedürfe, sondern umgekehrt der Verzicht darauf 
bzw. eine vorläufige Zurückstellung solcher Rechtsakte. 

Angesichts dieser unterschiedlichen Auffassungen wird man kaum davon ausgehen 
können, daß die weitestgehende Auslegung (1.) allgemein anerkannt wird. Das wird man 
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nur bei der am wenigsten weitgehenden Auslegung (2b) erwarten können. Von dieser 
soll deshalb hier ausgegangen werden. 

Die bisherige Situation bei uns ist durch folgendes gekennzeichnet: 

a) Innerhalb der EKU, ihren Gliedkirchen und den zu ihnen gehörenden Gemeinden 
einerseits und innerhalb der VELK andererseits besteht bereits Interzelebration. 

b) Zwischen der EKU und der VELK, ihren Gliedkirchen und den Gemeinden im 
ganzen besteht dagegen Interzelebration bisher noch nicht. Vielmehr ist der dort bisher 
gegebene Zustand am ehesten mit Interkommunion bis hin zur Konzelebration zu be- 
zeichnen, 

c) Die BO regelt die Frage der Interzelebration nicht. Der Ausschuß ist der Überzeu- 
gung, daß mit der Zustimmung aller Gliedkirchen des Bundes zur Konkordie jedenfalls 
hinsichtlich ihres eigenen Verhältnisses zueinander die bisherigen Hindernisse für Inter- 
zelebration überwunden sind. Der Ausschuß stützt sich dabei insbesondere auf die Syno- 
dalbeschlüsse in diesem Sinn, die von mehreren Gliedkirchen bereits im Zusammenhang 
ihrer Zustimmung zur Konkordie gefaßt worden sind. 

Nach Ansicht des Ausschusses sollte auf diesem Gebiet nunmehr folgendermaßen vor- 
gegangen werden: 

(1.) Rechtsverbindliche Erklärungen der Gliedkirchen, daß auf Grund der Zustimmung 
zu LK zwischen ihnen Interzelebration besteht. 

(2.) Beschreibung und damit Festschreibung dieses dann erreichten Zustandes in der BO. 

(3.) Soweit erforderlich Angleichung des gliedkirchlichen Rechtes wie auch desjenigen 
der EKU und VELK an diesen Zustand. 

(4.) Gemeinsame Prüfung und Entscheidung der Frage, ob von der Ermöglichung der 
Interzelebration auch gegenüber allen anderen der Konkordie zustimmenden Kirchen bzw. 
gegenüber einzelnen von diesen (welchen?) Gebrauch gemacht werden soll. 

3.1.2. Anerkennung der Ordination. 

3.1.2.1. Die Zustimmung zur LK schließt die gegenseitige Anerkennung der Ordination 
ein (LK, Z. 33). 

Dies ist unter den Gliedkirchen des Bundes bereits Praxis. Es ergibt sich indirekt auch 
aus Artikel 2, Abs. 2 BO, wird aber in der Bundesordnung nicht direkt angesprochen. Eine 
entsprechende Veränderung der BO liegt nahe, ist aber keine vordringliche Aufgabe, da 
eine entsprechende Formulierung nur deklaratorischer Natur wäre. Die rechtliche Folge 
der gegenseitigen Anerkennung der Ordination ergibt sich unmittelbar aus der Zustim- 
mung zur LK ohne weiteren Rechtsakt. 

3.1.2.2. Andererseits wird in der LK die gegenseitige Anerkennung der Ordination 
ohne formulierten Konsensus zu Amt und Ordination ausgesprochen. „Amt und Ordi- 
nation‘ steht im Katalog der Lehrunterschiede (LK Z. 39), an denen in den kontinuier- 
lichen Lehrgesprächen weitergearbeitet werden muß. Es sollte daher von den Gliedkirchen 
des Bundes in Konsequenz der mit der Konkordie erfolgten gegenseitigen Anerkennung 
der Ordination folgendes gewährleistet werden: 

(1.) Weiterarbeit an den Fragen Amt, Ämter, Dienste, Ordination; vorrangige Behand- 
lung — wenn nicht in den kontinuierlichen Lehrgesprächen auf europäischer Ebene, dann 
in eigener, regionaler Verantwortung --; Einbeziehung der Ergebnisse des gemeinsamen 
Ausschusses Ordination mit der Zielstellung einer ausgeführten Grundübereinstimmung im 
Verständnis der Ordination. 

(2.) Im Hinblick auf LK, Z. 43 ist ein gemeinsames Ordinationsformular nicht erforder- 
lich. Für ein Zusammenwachsen der Gliedkirchen im Bund ist die Erarbeitung gemeinsam 
gebilligter Ordinationsformulare jedoch dringend anzustreben. 

3.1.3. Kontinuierliche Lehrgespräche. 

In der LK übernehmen die Kirchen die Verpflichtung zu kontinuierlichen Lehrgesprächen 
und theologischer Weiterarbeit (Z. 37-40). Zur Ausführung nennt der Ausschuß methodi- 
sche Gesichtspunkte und vordringliche Aufgaben. 

3.1.3.1. Methodische Gesichtspunkte. 

(1.) Gelehrte und gelebte Gemeinschaft fordern und fördern sich gegenseitig. So dienen 
die vorgesehenen Lehrgespräche und die theologische Weiterarbeit der Verifizierung der 
den Kirchen geschenkten Gemeinschaft, ihrer Vertiefung und Sicherung. 
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(2.) Durch die Arbeit der Lehrgesprächskommissionen, teilweise auch der Kommissionen 
und Ausschüsse des Bundes und ihrer Facharbeitskreise können die Kirchen des Bundes 
von einer über Leuenberg hinausgehenden Gemeinschaft theologischer Arbeit und theolo- 
gischen Verständnisses ausgehen, die verpflichtend ist. 

(3.) So gewiß der bekenntnisbestimmte Ausgangspunkt immer möglich sein muß, braucht 
es jedoch keine prinzipielle Aufgliederung der theologischen Arbeit nach konfessionellen 
Gesichtspunkten mehr zu geben. 

(4.) Für die Weiterarbeit ist die Aufgabenverteilung zwischen Bund und Landeskirchen 
immer neu zu prüfen. 

3.1.3.2. Aufgaben. 

Der Ausschuß hat im Blick auf die im Bund von der VELK und der EKU geleistete 
Arbeit und den bestehenden Aktivitäten die Aufgaben überprüft, die sich aus LK, Z. 37-40 
einerseits und der im Bund erfahrenen und angestrebten Gemeinschaft andererseits ergeben. 
Er hält die Weiterarbeit an bzw. Aufnahme von folgenden Aufgaben für vordringlich: 

(1.) Amt, Ämter, Dienste, Ordination. 

(2.) Zwei-Reiche-Lehre und Lehre von der Königsherrschaft Jesu Christi. 

(3.) Das Verhältnis von Gesetz und Evangelium. 

(4.) Der theologische Ansatz der Ethik. 

(5.) Im Blick auf LK, Z. 40 wäre vor allem die Lehre von Gott (vgl. Werkstattbericht II) 
und die Lehre vom Gebet in Angriff zu nehmen. 


3.2. Spezifische Folgerungen für die Kirchwerdung des Bundes 


Wenn mit der Zustimmung der Gliedkirchen zur LK die Hemmnisse weggefallen sind, die 
den Bund hinderten, Kirche zu sein, dann liegt darin eine besondere Verpflichtung, die 
neue Qualität der Gemeinschaft im Bund als Kirche auch reale Gestalt gewinnen zu lassen. 

3.2.1. Methodischer Ansatz. 

Die Gestalt dieser Kirche mit ihren Strukturen und Institutionen muß man wachsen 
lassen und fördern, d.h. praktisch, die Frage nach einer verbindlicheren Gemeinschaft 
konkretisiert sich in der Frage nach den Aufgaben ihrer einzelnen Teile. Die Aufgaben- 
verteilung zwischen Bund und Gliedkirchen kann dabei nicht statisch ein für allemal fest- 
gelegt werden. 

Regelungen dazu müssen offen sein für Veränderungen, die sich aus der weiteren Ent- 
wicklung und der jeweiligen Situation ergeben. Es läßt sich deshalb auch kein abgeschlosse- 
ner perfektionistischer Aufgabenkatalog schaffen mit einer detaillierten Aufgabenverteilung 
zwischen Gliedkirchen und Bund. Es erscheint zweckmäßig, Aufgabenschwerpunkte des 
Bundes festzulegen, die bei Bedarf ergänzt werden können. Was dabei nicht genannt ist, 
fällt dann zunächst ohne weiteres unter die Aufgaben der Gliedkirchen. Daß die Gliedkir- 
chen weiter Aufgaben dann an den Bund übertragen, müßte ebenso möglich sein wie die 
Übernahme von Aufgaben durch einzelne Gliedkirchen für die Gesamtheit der Gemeinschaft, 
wenn bei ihnen bessere Voraussetzungen zu ihrer Erfüllung gegeben sind. Die verpflichtende 
Verbindlichkeit der Gemeinschaft im Bund läßt Alleingänge von Gliedkirchen nicht zu, es 
sei denn, es handle sich um Fragen, die die Gesamtkirche nicht betreffen oder um Dring- 
lichkeitsfälle, für die die nachträgliche Billigung der anderen Gliedkirchen einzuholen ist. 

3.2.2. Strukturelle Aspekte. 

3.2.2.1. Die neue Gemeinschaft soll eine föderative Struktur haben. Eine zentralistische, 
mit Superstrukturen ausgestattete Einheitskirche wird abgelehnt, d.h. eine Auflösung der 
Gliedkirchen in eine zentralistische Superkirche wird nicht erwogen. Für den Bund können 
auch nicht einfach landeskirchliche Strukturen übernommen werden. Seine Besonderheit 
besteht darin, eine Gemeinschaft von Gliedkirchen verschiedenen Bekenntnisstandes und 
verschiedener Tradition zu sein, die aufeinander hören und voneinander lernen. Dies muß 
in seinen Funktionen und Strukturen deutlich werden. 

Eine Auflösung der Gliedkirchen wird auch nicht zugunsten einer radikalen Neugliederung 
des Gesamtgebietes erwogen. Jedoch sind unter Berücksichtigung von 2.5. einzelne territoriale 
Veränderungen, die zu sinnvolleren, größenmäßig ausgeglicheneren und jeweils auch 
finanziell lebensfähigeren Gliedkirchen führen, anzustreben. 
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3.2.2.2. Die synodale Struktur des Bundes müßte verbessert werden. Hierzu werden z.B. 
die Beschreibung der Aufgaben der Synode und der Konferenz in Artikel 9 Abs. 1 und 
Art. 13 Abs. 1 BO auf ihre Sachgemäßheit zu überprüfen sein. Bei der Zusammensetzung 
der Konferenz (Artikel 14 Abs. 1 BO) könnte die synodale Seite gestärkt werden, wenn 
z.B. die weiteren Vertreter der Gliedkirchen gemäß Artikel 14, Abs. 1 Buchstabe b, nur 
beratende. Stimme hätten. Im Stimmenverhältnis bestände dann Gleichheit zwischen glied- 
kirchlichen Vertretern und synodalen Vertretern. Die Wahl des weiteren Vorstandsmit- 
gliedes nach Artikel 15 Abs. 1 könnte z.B. der Synode übertragen werden. Ferner ist 
auch die Repräsentanz der Gemeinden in der synodalen Struktur des Bundes verstärkt 
zu berücksichtigen. 

3.2.2.3. Wieweit der Bund als verbindlicher werdende Gemeinschaft im Leben der Ge- 
meindeglieder eine Rolle spielt, wird wesentlich davon abhängen, wie sich die Kontakte 
der Gemeinden über die gliedkirchlichen Grenzen hinaus entwickeln. Dabei wird es nicht 
nur darauf ankommen, zentrale Großveranstaltungen wie etwa Kirchentage durchzuführen, 
sondern vor allem ständige Beziehungen zwischen Kirchengemeinden und Kirchenkreisen 
verschiedener Gliedkirchen zu schaffen. Das Modell von Partnerschaftsgemeinden und 
Partnerschaftskirchenkreisen könnte hier eine wesentliche Hilfe sein. 

3.2.3. Aufgaben. 

3.2.3.1. Von Bedeutung für die Wirksamkeit eines Zusammenschlusses sind auch dessen 
Kompetenzen. Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes nach Artikel 5 und 6 BO er- 
scheint sehr schwach. Ohne die kirchliche Gesetzgebung in ihrer Wirkung für eine leben- 
dige Gemeinschaft zu überschätzen, wird wohl doch eine Kompetenz des Bundes, die 
nicht in jedem Fall völlig an die Entscheidungen der Gliedkirchen gebunden ist, zu 
wünschen sein. Die Ausgestaltung der Gesetzgebungskompetenz könnte z.B durch eine 
enumerativ aufgezählte Zuständigkeit erfolgen. Dabei würde auch teilweise eine Rahmen- 
gesetzgebungskompetenz ausreichend sein. Koordinierungsaufgaben des Bundes könnten 
auch durch Richtlinienkompetenzen des Bundes mit Wirkung für die Gliedkirchen erfüllt 
werden. 

3.2.3.2. Für den Bund zeichnen sich folgende Aufgabenschwerpunkte ab: 

Vertretungsfunktion für alle die Gesamtheit der Gliedkirchen berührenden Fragen gegen- 
über der Ökumene sowie gegenüber Staat und Gesellschaft. 

Koordinationsfunktionen für Aufgaben und Aktivitäten, die schwerpunktmäßig in den 
Gliedkirchen wahrgenommen werden, aber von gesamtkirchlicher Bedeutung sind, und 
deshalb aus Effektivitätsgründen dem Bund zur Koordinierung zugewiesen werden. Dazu 
gehören z.B. Fragen der Ausbildung und des kirchlichen Nachwuchses, der Erziehung 
und Unterweisung, der kirchlichen Jugendarbeit, Leitungsfunktionen für gesamtkirchliche 
Aktivitäten und Aufgaben. 

Rechtsetzungsfunktionen für Angelegenheiten, in denen einheitliche Regelungen oder 
Rahmenregelungen zweckdienlich sind, z. B. Pfarrerdienstrecht, kirchliches Mitarbeiter- 
recht, kirchliche Ausbildung, kirchliches Finanzrecht. 

Studien- und Beratungsfunktionen zur Bereitstellung von Materialien und Erarbeitung 
von Arbeitshilfen für den Dienst in den Gliedkirchen, Kirchkreisen und Gemeinden. 

3.2.4. Offene Fragen. 

3.2.4.1. Visitationsaufgaben. 

Die Zuständigkeit für die Visitationen liegt sachgemäß bei gliedkirchlichen Instanzen. 
Eine Mitwirkung des Bundes sollte aber durch Besuche und Beratungen in Gemeinden 
und Kirchengebieten die gewachsene Gemeinschaft verdeutlichen, so daß erkennbar wird, 
daß Kirchengrenzen keine abgrenzende Funktion mehr haben. Dabei würde dem Gesichts- 
punkt der Überschaubarkeit von Strukturen und Regionen ebenso Rechnung getragen 
werden, wie der Gefahr einer Basisfremdheit der gesamtkirchlichen Organe gewehrt werden 
könnte. 

3.2.4.2. Mitgliedschaftsrecht. 

Zu prüfen ist die Frage nach einem Mitgliedschaftsrecht der Gemeindeglieder zum Bund 
als Kirche. Wird der Bund im theologisch-rechtlichen Sinne als Kirche verstanden, können 
getaufte evangelische Christen Glieder ihrer Ortsgemeinde und zugleich dieser Kirche sein. 
Einige Kirchen kennen jedoch nur die Mitgliedschaft in der Gemeinde, nicht in der 
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Landeskirche. Es ist von daher zu klären, ob eine rechtlich formulierte Mitgliedschaft des 
einzelnen Gemeindegliedes zum Bund sachgemäß und erforderlich ist. 

3.2.4.3. Bezugnahme auf LK in Rechtsurkunden. 

Zu prüfen ist ferner, ob nach der Zustimmung zur LK in der Bundesordnung (Präambel 
oder Grundartikel) und entsprechend in den gliedkirchlichen Grundordnungen oder 
Verfassungen darauf Bezug genommen werden muß. 

3.2.5. Die Zukunft der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse. 

3.2.5.1. Unter den strukturellen Aspekten — aber auch nicht nur unter diesen!— haben 
die Fragen der Zukunft der EKU (Bereich DDR) und der VELK besonderes Gewicht. 

Oft werden beide als „gliedkirchliche Zusammenschlüsse“ bezeichnet. Diese überein- 
stimmende Bezeichnung trifft jedoch nur insofern zu, als beide eine gruppenformierende 
Zwischenstellung zwischen den Landeskirchen und dem Bund innehaben. Abgesehen davon 
gibt es zwischen ihnen Unterschiede in mehrfacher Hinsicht (Entstehung, Geschichte, 
Selbstverständnis, Organisationsform, faktische Dichte der gliedkirchlichen Zusammenarbeit, 
Neuordnung angesichts der gesellschaftlichen Entwicklung.) Diese Unterschiede hängen 
nicht nur mit der Bekenntnisfrage zusammen bzw. die Bekenntnisfrage stellt sich mit 
ihnen in je besonderer Weise. Trotzdem haben beide zum Prozeß eines umfassenden Zu- 
sammenwachsens der Landeskirchen in der DDR bereits wesentliches beigetragen und 
durch Synodalbeschlüsse verbindlich erklärt, daß sie bereit sind, zur weiteren Förderung 
dieses Prozesses sich selber Stück um Stück zurückzunehmen. 

3.2.5.2. Weithin besteht Unruhe darüber, daß dieses letzte nicht schneller geschieht. 

Es kann sich aber nicht einfach um Auflösung der EKU und der VELK in den Bund 
hinein handeln. Vielmehr ist die sachgemäße Zielvorstellung die, daß bei Abschluß der 
Entwicklung sowohl die EKU und die VELK als auch der Bund in die neue, sich als 
Kirche verstehende und als Gesamtkirche strukturierte Gemeinschaft übergehen. Auch 

muß dabei jedenfalls für zwei Aufgabenbereiche Kontinuität gewährleistet werden, nämlich 
für die jeweils speziellen ökumenischen Verbindungen und für die jeweils bestehenden 
rechtlichen Festschreibungen (personelle und sachliche Verpflichtungen, Eigentumsver- 
hältnisse u. dgl.). 

3.2.5.3. Das Hauptproblem besteht in der Überschneidung dreier Leitlinien. Einerseits 
kommt es nicht nur auf Überführungsbereitwilligkeit der EKU und der VELK, sondern 
ebenso auf Aufnahmefähigkeit der neuen Gemeinschaft an. Andererseits muß vermieden 
werden, daß die bisherige EKU und die bisherige VELK in der neuen Gemeinschaft zu 
zwei „Traditionsverbänden‘ im Sinne von Störfaktoren werden. Drittens bedürfen bei 
der Frage nach der Strukturierung des Verhältnisses zwischen der künftigen einen Ge- 
samtkirche und den fortbestehenden acht Landeskirchen die obengenannten Unterschiede 
der EKU und der VELK auch insofern einer besonderen Beachtung, als von beiden nicht 
gefordert werden kann, ihr Maß an Einheit der Gliedkirchen für ein möglicherweise ge- 
ringeres Maß an Gemeinsamkeit dranzugeben. 

3.2.5.4. In der sich so darstellenden Problemlage ist festzuhalten: 

(1.) EKU, VELK und Bund haben, ihrer deklarierten Absicht entsprechend, von der 
Möglichkeit rechtlicher Zusammenschlüsse (LK Z. 45) in wechselseitiger konkreter Ab- 
stimmung fortschreitend Gebrauch zu machen. 

(2.) Die untere Grenze gemeinsamen Handelns und gemeinsamer Organisationsformen 
ist schon jetzt dadurch markiert, daß die Bekenntnisverschiedenheit nicht mehr als prinzi- 
pieller Hinderungsgrund für solche Gemeinsamkeit angeführt werden kann. 

(3.) EKU und VELK sollten in dem Maße ihre bisherigen Eigenexistenzen drangeben, 
wie es sich in gemeinsamer Prüfung als sinnvoll und realisierbar erweist, die Wahrnehmung 
von Aufgaben, die sie bisher jeweils selbständig verantworten, der neuen Gesamtkirche zu 
übertragen. 

(4.) Gleichgeschaltet damit und also auch prozessual müssen Formen dafür gefunden wer- 
den, daß in der neuen, einen Gesamtkirche lebendig bleibt, was die EKU und was die VELK 
jeweils als ihre spezifischen Beiträge in diese einzubringen haben und wodurch die größere 
Gemeinschaft auch künftig weiter profiliert werden kann. 

(5.) Dabei sind insbesondere die Unterschiede, die zwischen der EKU und der VELK auf 
dem sehr komplexen Gebiet der „Konfessionalität“ bestehen, im Prozeß einer zu organisie- 
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renden theologischen Weiterarbeit auf gemeinsames Bekennen in der gemeinsamen Situation 
hin fruchtbar zu machen. 

3.2.5.5. Im einzelnen hält der Ausschuß kurzfristig folgendes für angebracht: 

(1.) Intensivierung der Kontakte zwischen dem Rat der EKU (Bereich DDR) und der 
Kirchenleitung der VELK sowie zwischenkirchliche Besuche auch auf der Gemeindeebene. 

(2.) Weitere Reduzierung jeweils selbständiger Ausschüsse der EKU und der VELK zu- 
gunsten additiver Ausschüsse bzw. vermehrte Zusammenarbeit in den Kommissionen, Aus- 
schüssen und Facharbeitskreisen des Bundes. 

(3.) Ausdehnung der Zusammenarbeit der Kirchenkanzlei der EKU, des Lutherischen 
Kirchenamtes und des Sekretariats des Bundes. 

3.2.5.6. Auf längere Sicht, aber mit bestimmtem Zeitplan sollten weiter verfolgt werden: 

(1.) Volle Bürogemeinschaft der EKU, der VELK und des Bundes. 

(2.) Übernahme von Werken und Instituten, die bisher von der EKU oder von der VELK 
getragen werden, in gemeinsame Verantwortung, soweit dies unter Beachtung bestehender 
Rechtsformen und -verbindlichkeiten möglich ist. 

3.2.6. Willenserklärung der Gliedkirchen. 

In der Erkenntnis, daß der Bund nur Kirche werden kann, wenn die Gliedkirchen dies aus- 
drücklich wollen, muß der Ausgangspunkt aller weiteren Bemühungen eine von ihnen abzu- 
gebende Willenserklärung sein, an der die Bundessynode zu beteiligen wäre. Im weiteren 
Verlauf des Intensivierungsprozesses der Gemeinschaft in Zeugnis, Lehre, Leben und Dienst 
ist die Bundesordnung auf den föderativen Zusammenschluß einer evangelischen Kirche in 
der DDR hin zu überarbeiten, wobei ihr ekklesiologisches Selbstverständnis in Form von 
Grundartikeln oder einer entsprechenden Erklärung zu entfalten ist. 


Die Synode nahm das Arbeitsergebnis entgegen und diskutierte es. Die Beratungs- 
ergebnisse eines synodalen Ausschusses sind in einem besonderen Bericht festge- 
halten, der u.a. folgendes feststellte. 


Der synodale Ausschuß stellte u.a. fest: „Die Frage nach der kirchlichen Gemeinschaft der 
Gliedkirchen des Bundes ist nach ihrem Beitritt zur LK neu zu stellen. Das Dokument zwi- 
schen Konkordie und Kirche stellt mit Recht fest: Indem alle Gliedkirchen des Bundes der 
Leuenberger Konkordie zugestimmt haben, ist der Bund selbst als Zusammenschluß auf 
dieser Grundlage bereits Kirche.‘‘’* 


Einem Vorschlag des Ausschusses entsprechend beschloß die Synode, das Arbeits- 
ergebnis den Gliedkirchen zuzuleiten mit der Bitte, die folgenden Fragen zu be- 
denken: 


— Ist die vorgenommene Beschreibung des durch die Unterschrift der Gliedkirchen zu 
Leuenberg erreichten ekklesiologischen Status des Bundes richtig? Ist es insbesondere 
zutreffend, daß, obwohl der Bund in einem grundlegenden theologischen Sinne seit 
und durch Leuenberg eine Kirche ist, er dennoch in einem anderen (aber in welchem?) 
Sinne noch zu einer Kirche werden muß? 

— Ist die Beschreibung des Zieles der Kirchenwerdung des Bundes als einer „‚föderativ 
gegliederten evangelischen Kirche in der DDR“ angemessen, und wird dieses Ziel von 
den Gliedkirchen bejaht? 

— Sind die nächsten Schritte in Teil III der Ausarbeitung richtig und vollständig beschrie- 
ben, und sind die Gliedkirchen willens, diese Schritte zu vollziehen bzw. sich an ihrem 
Vollzug zu beteiligen? 

_ -Sind die Gliedkirchen bereit, eine dem Vorschlag in Ziff. 3.2.6. der Ausarbeitung des 
Ausschusses Kirchengemeinschaft entsprechende Willenserklärung abzugeben? °° 


34. epd-Dok. Nr. 52/1974, S. 123. 
35. MBl 1974, S. 73. 
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e) Aus der Diskussion zum Thema „Kirchengemeinschaft‘“ 


Die Arbeit des Gemeinsamen Ausschusses konnte 1974 vor Fertigstellung des 
„Arbeitsergebnisses“ (AE) natürlich nicht diskutiert werden. Dennoch finden 
sich eine Reihe von Stellungnahmen, die zur Sache selbst gesprochen haben. 
Auf die Verhandlungen der Synode der VELK 1974 mit dem Hauptreferat und 
den Beschlüssen der Synode ist bereits hingewiesen worden. Beispielhaft sollen 
im folgenden einige Überlegungen von kirchenleitenden Personen zur Sache der 
Kirchengemeinschaft dargestellt werden. Aus ihnen spricht eine stärkere Zurück- 
haltung in der Bewertung der Chancen, den Bund zu einer Kirche zu profilieren, 
als es das AE des Gemeinsamen Ausschusses erwarten läßt. 


Bischof Schönherr verkennt nicht Schwierigkeiten des Zusammenwachsens der Kir- 
chen in der DDR; für ihn liegen sie allerdings eher in den nicht-dogmatischen Fakto- 
ren als im Theologischen. In einem Vortrag im November 1973 zum Thema „Was be- 
wegt uns in der ökumenischen Bewegung?“ #6 sieht er in der LK eine gewisse Analogie 
zur friedlichen Koexistenz. Auch in bezug auf Leuenberg läßt sich die Frage stellen, ob 
die Kirchen eine „kalte“ oder eine „warme“ Kirchengemeinschaft wollen. Im Rahmen des 
Bundes stellt sich das Problem der Kirchengemeinschaft ‚in seiner ganzen Schärfe“. Auf 
dem spannungsreichen Weg zur Gemeinschaft „machen wir (dabei) die Erfahrung, daß 
die Hemmungen der Gemeinschaft nicht so sehr theologischer Natur, sondern sehr 
komplexer Art sind. Es sind eher die Sekundärfaktoren, die das Zusammenwachsen er- 
schweren.“ Ähnlich heißt es in dem von ihm verfaßten Bericht der Kirchenleitung vor 
der Synode der Kirche in Berlin-Brandenburg vom 27. April 1974: „Der Überschwang 
von Erwartungen, der in der Anfangszeit des neu entstandenen Bundes laut wurde, ist 
einer gewissen Ernüchterung gewichen ... Es hat sich gezeigt, daß es weniger die kon- 
fessionellen Gegensätze sind, die es erschweren, gemeinsam zu handeln und gemeinsam 
Ordnungen zu erstellen.‘‘?” Vor der Synode des Bundes 1974 hielt er ein Referat 

über „Kirche als Lerngemeinschaft‘‘°®. „Die Gemeinschaft der Kirchen gelingt nur als 
Lerngemeinschaft‘‘ — heißt die Überschrift eines Unterabschnittes. Er setzt mit den 
„nichttheologischen Faktoren“ ein und meint, ein rechter Umgang mit ihnen könnte 
Vorurteile, Empfindlichkeiten, Ängste und Agressionen überwinden. Schwerer sei es, die 
„Ungleichzeitigkeit‘ in den Kirchen der DDR zu bewältigen. Die zum Teil sehr unter- 
schiedliche Situation in den Gliedkirchen fordert eine Pluralität im Zeugnis und eine 
Pluralität der ‚„‚Verhaltensmuster‘. Diese Ungleichzeitigkeit macht es auch schwer — 
wenn nicht unmöglich — den Glauben für alle in „gültigen Sätzen‘ auszusprechen. Wie 
breit aber „darf das Spektrum der Glaubensaussagen sein, ohne die Wahrheit zu ver- 
letzen, ohne die Identität der Kirche aufs Spiel zu setzen?“ 

Auch Bischof Hempel hat verhältnismäßig früh zur Sache der Gemeinschaft der Kir- 
chen im Bund das Wort genommen (,,Das Selbstverständnis der VELK in der DDR und 
ihr Beitrag zur Kirchwerdung des Bundes“, in: LR 24, 1974, S. 10ff.). In einem ersten 
Teil beschreibt er die Situation „unter dem Gesichtspunkt der schicksalhaften Soli- 
darität der lutherischen Kirchen mit allen anderen Kirchen in der DDR“. Diese ‚„‚schick- 
salhafte Gemeinsamkeit aller Kirchen in der DDR ist eine erheblich zusammenführende 
Kraft für die Kirchen. Sie ist der eigentliche und theologisch qualifizierte Grund für 
den Zusammenschluß der evangelischen Kirchen in der DDR zum Bund.‘ Im zweiten 
Teil nennt er vier Fragen, die er aus lutherischer Sicht anhand von Beobachtungen stellt. 
Erste Beobachtung und Frage: Die Lutheraner treten bei der Mitarbeit im Bund bewußt 
„für den Primat der Schrift‘ ein. Lutheraner zeigen sich „‚mißtrauisch gegen den mög- 


36. Abgedruckt in MBl 1974, S. 2ff. 
37. Abdruck des Berichts in epd-Dok. Nr. 27/1974, S. 24-49; Zitat ebd. S. 24. 
38. S. epd-Dok. Nr. 52/1974, S. 79-106. 
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lichen Vorrang christlichen Handelns vor dem christlichen Zeugnis“. Sie wollen die 
kirchliche Arbeit von der Schrift her begründet sehen. Das ist spezifisch lutherisch und 
muß für die Gemeinschaft nicht hemmend sein, hierin kann ein positiver Beitrag zur 
Kirchwerdung des Bundes liegen. Zweite Beobachtung und Frage: Die Lutheraner denken, 
fühlen und urteilen offenbar stärker als ihre nichtlutherischen Brüder von der Recht- 
fertigungslehre her. Von daher erklärt sich eine deutliche Vorrangstellung bei den Luthe- 
ranern für die Arbeit am Gottesdienst u.a. Gegenüber gesellschaftspolitischen Aktivitäten 
halten sich Lutheraner stärker zurück. Eine dritte Beobachtung und Frage: Auch in der 
Zuordnung von Gesetz und Evangelium werden in der theologischen Arbeit des Bundes 
Unterschiede zwischen Unierten und Lutheranern spürbar. Die Theologie des Bundes 
gewinnt langsam Konturen; sie wird von den Begriffen „Hoffnung“ und „Freiheit“ stärker 
geprägt als von den Begriffen „Gesetz“ und „Gehorsam“. Die Lutheraner fühlen sich von 
ihrem Denken her aber auch dem Gesetz und dem Gehorsam verpflichtet. Eine vierte 
Beobachtung und Frage: Auch das „Verhältnis von Kirche und Welt“ läßt lutherische 
Besonderheiten gegenüber den unierten Brüdern deutlich werden. In der gemeinsamen 
Arbeit entsteht der Eindruck, daß die Lutheraner leichter dazu neigen, auf gesellschaft- 
liche Mitwirkung der Kirchen zu verzichten. Das mag u.a. daran liegen, daß das Luther- 
tum auch im Bereich der gesellschaftlichen Diakonie immer das christliche Proprium 
sucht und ausdrücken möchte. Die Lutheraner sind brennend an der Frage nach der 
geistlichen Legitimation der gesellschaftlichen Diakonie interessiert. 

OKR Stolpe, der Leiter des Sekretariats des BEKDDR, spricht in einem Interview 
mit dem Gemeindeblatt der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens°? von einer ‚tiefen und 
wohl auch existenznotwendigen Gemeinschaft“, die im Bund im Werden ist. Er hebt 
die Bereitschaft von Pfarrer, Laien und kirchenleitenden Personen, für Arbeiten des 
Bundes zur Verfügung zu stehen, hervor. Natürlich vollzieht sich der Prozeß des Zusammen- 
wachsens nicht ohne Spannungen. Der Bund ist für „landeskirchliche Selbstgenügsamkeit“ 
ein „Unruhefaktor“. Und ‚nicht jedem gefallen die Erklärungen des Bundes etwa zum 
Antirassismus-Programm und zur gesellschaftlichen Verantwortung‘. Auch für die Zukunft 
bleiben die Landeskirchen in ihrem Bekenntnisstand, ihren Traditionen und ihrer einge- 
spielten Organisation „das strukturelle Rückgrat (der) kirchlichen Arbeit‘. Für die Arbeit 
des Bundes kommt es darauf an, ‚das Bewußtsein von der Notwendigkeit der Gemein- 
schaft weiter zu vertiefen“. 

Bischof Braecklein hat seinen Vortrag „Auf dem Wege zu größerer Gemeinschaft 
vor der Synode der Ev.-Luth. Kirche in Thüringen im April 1974 im Rahmen von „Drei 
Vorbemerkungen“, die er unter persönlicher Verantwortung vorgetragen hat, wiederholt. 
Besonders dieser Vortrag enthält kritische Anfragen an den Bund. 


«40 


4. ÖKUMENISCHE BEZIEHUNGEN 
a) Bilanz 


Landesbischof Ingo Braecklein hat vor der Synode der Ev.-Luth. Kirche in 
Thüringen im April 1974 im Blick auf die Ökumene festgestellt: „Seitdem 

der Bund der Evangelischen Kirchen besteht, haben sich die ökumenischen Be- 
ziehungen der Gliedkirchen des Bundes in einer erstaunlichen Weise vermehrt 
und vertieft.“ Der Bericht der KKL vor der Synode des Bundes hebt in seinem 
2. Teil die wachsende Bedeutung der ökumenischen Beziehungen hervor, be- 


39. Überschrift: „Fünf Jahre Kirchenbund — 500 Jahre Landeskirchen“; abgedruckt 
in epd-Dok. Nr. 36/1974, S. 45-48. 
40. Vgl. KJ 100, 1973, S. 199£. 
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wertet ihren Stellenwert und gibt einen Überblick über die ökumenischen Ak- 
tivitäten des Bundes: 


BERICHT DER KONFERENZ DER EVANGELISCHEN KIRCHENLEITUNGEN 
VOR DER SYNODE DES BEK 


Vom 27. September 1974*' 


1. Die ökumenische Zusammenarbeit ist ein wichtiger und unverzichtbarer Teil unserer 
kirchlichen Tätigkeit. Aus der Begegnung mit Christen verschiedener Traditionen und 
Situationen ergibt sich für uns eine Doppelwirkung: Wenn wir es lernen, unsere Probleme 
im Weltmaßstab zu bedenken, werden manche Gestaltungen unseres eigenen Kirchentums 
und manche Praktiken unserer eigenen Arbeit in Frage gestellt, doch zugleich werden wir 
des Erbes neu vergewissert, das uns durch die Reformation und durch die Erfahrungen 
des Kirchenkampfes 1933-1945 anvertraut ist. Der Sinn und die Chance der ökumeni- 
schen Reisen liegt letztlich in der Vergewisserung des eigenen Weges hier. Indem wir uns 
— durch zeitweises Mitleben — mit anderen vergleichen können, gewinnen wir die Mög- 
lichkeit, uns freiwillig zu korrigieren oder bestärken zu lassen. Indem wir — durch zeit- 
weises Mitleben — von anderen beobachtet und befragt werden können, entsteht für diese 
anderen die Möglichkeit, freiwillig Impulse von uns anzunehmen oder abzuwehren. Persön- 
liche Kontakte erweisen sich als eine besonders intensive und anhaltend wirksame Form 
ganzheitlichen Lernens. 

In den ersten Jahren nach der Konstituierung des Bundes standen die Aufnahme direkter 
Beziehungen zum Ökumenischen Rat der Kirchen und zur Konferenz Europäischer Kirchen 
im Vordergrund, daneben der Austausch von Besuchsdelegationen von und zu Nachbarkir- 
chen. Da es uns um eine echte Repräsentation unserer Kirchen geht, waren wir bemüht, 
auch Gemeindepfarrer, Laien, Frauen und Jugendliche in diese Besuchsreisen einzubeziehen. 
Wenn diese ökumenischen Kontakte auch nur von einem kleinen Bruchteil unserer haupt- 
und nebenamtlichen kirchlichen Mitarbeiter wahrgenommen werden können, so ergibt sich 
doch die Chance und die Aufgabe, daß die Mitglieder unserer Delegationen als Multipli- 
katoren in den Gliedkirchen wirken. 

In zunehmendem Maße finden ökumenische Tagungen auch im Bereich unserer Kirchen 
statt. Dabei bemühen wir uns, möglichst vielen Ortsgemeinden durch Besuche von Ta- 
gungsteilnehmern Anteil am Geschehen dieser Konferenzen zu geben, so zuletzt im An- 
schluß an die Tagung des Exekutivkomitees des Ökumenischen Rates der Kirchen in 
Bad Saarow. Über den Rahmen der ökumenischen Arbeit des Bundes hinaus konnte das 
Sekretariat auch im Berichtsjahr einer Reihe von gesamtkirchlichen Aktivitäten und ein- 
zelnen kirchlichen Mitarbeitern ökumenische Beziehungen vermitteln. 

Das Interesse an Arbeitskontakten zu unserem Kirchenbund ist in den ökumenischen 
Zusammenschlüssen und in den einzelnen Kirchen in den sozialistischen Ländern, in 
west- und nordeuropäischen Ländern, in Nordamerika, auch in Ländern Asiens und 
Afrikas spürbar gestiegen. Von uns werden Sachbeiträge zum ökumenischen Gespräch 
in einem solchen Ausmaß erwartet, daß wir oftmals überfordert sind. Unsere bisherigen 
Arbeitsinstrumente reichten weder für die theologisch-theoretische noch für die prakti- 
sche Aufarbeitung der anstehenden Fragen aus. So kam es auch, daß die in der ökume- 
nischen Arbeit gewonnenen Erkenntnisse bisher nur ungenügend auf der Gemeindeebene 
ausgewertet wurden. Hier erhoffen wir uns Hilfe von der in der Konstituierung begriffe- 
nen Theologischen Studien-Abteilung. Da wir andererseits auch mit den vorhandenen 
Kräften und Mitteln haushalten müssen, wird die Setzung von Prioritäten in der ökume- 
nischen Arbeit nötig sein. 

2. Der Bund sieht in der Zusammenarbeit mit dem Ökumenischen Rat der Kirchen, der 
Konferenz Europäischer Kirchen sowie den anderen Ökumenischen Zusammenschlüssen 
eine Vorrangaufgabe. Diese ökumenischen Gremien sind wichtige Mittler ökumenischer 


41. epd-Dok. Nr. 52/1974, S. 12-22. Teil 1 des Berichts s. o. S. 431ff. 
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Zusammenarbeit auf Weltebene und auf europäischer Ebene. Sie haben sich zur Artiku- 
lierung der christlichen Verantwortung in der heutigen Weltsituation, aber auch als Impuls- 
geber gegenüber den Mitgliedskirchen vielfach bewährt. So stand ihre Förderung und 
weitmöglichste Unterstützung im Mittelpunkt unseres Bemühens. 

2.1. Hervorzuheben aus dem Berichtszeitraum ist die weitere Festigung der Zusammen- 
arbeit mit der Genfer Zentrale des Ökumenischen Rates der Kirchen. Im Februar tagte in 
Bad Saarow das Exekutivkomitee des ÖRK. Fünf offizielle Beobachter unserer Kirchen 
nahmen teil. Es war dies die erste Tagung eines Leitungsgremiums des ÖRK in der Deut- 
schen Demokratischen Republik. Durch die Aufnahme des Exekutivkomitees in einem 
kirchlichen Tagungsheim in der Deutschen Demokratischen Republik und durch die teil- 
weise Übernahme der Reisekosten der Teilnehmer, konnten unsere Kirchen auch einen 
zusätzlichen finanziellen Beitrag zur Arbeit des ÖRK leisten. Der Vorsitzende des Minister- 
rats empfing die Leitungsgruppe des Exekutivkomitees zu einem Gespräch. Im zeitlichen 
Zusammenhang mit dieser Tagung fanden in Berlin mehrere Arbeitsbesprechungen mit Mit- 
arbeitern des Genfer-ÖRK-Stabes statt. Die Leiterin der Arbeits-Einheit III des ÖRK be- 
suchte Dienststellen der evangelischen Frauenarbeit in den Gliedkirchen. 

Drei Vertreter unserer Kirchen arbeiteten mit bei der Tagung des Zentralausschusses 
des ORK im August 1974 in Westberlin, außerdem konnten zwei Vertreter unserer kirch- 
lichen Presse teilnehmen. 

Die thematische Vorbereitung für die im November/Dezember 1975 in Nairobi/Kenia 
bevorstehende Fünfte Vollversammlung des ÖRK hat begonnen. Bisher wurden dreizehn 
Delegierte (einschließlich eines Delegierten der Evangelischen Brüder-Unität) nominiert. 
Die Teilnahme weiterer Vertreter unserer Kirchen an dieser Vollversammlung ist noch im 
Stadium der Verhandlungen. Pastorin Grengel ist Mitglied der ÖRK-Vorbereitungs- 
Kommission für die Fünfte Vollversammlung. An der Tätigkeit der Arbeitseinheiten des 
ÖRK nahmen unsere Kirchen lebhaften Anteil, u.a. in den Kommissionen für Glauben 
und Kirchenverfassung, für zwischenkirchliche Hilfe und für Internationale Angelegenheiten. 
Vom Juli 1973 bis Januar 1974 arbeitete Akademieleiterin Adler/Berlin im Genfer Stab 
des ÖRK und stellte ein Berichtsheft über die bisherige Arbeit am Antirassismusprogramm 
zusammen. Die ÖRK-Abteilung für Erneuerung veranstaltete im Juni 1974 in Westberlin 
eine Tagung über die Diskriminierung der Frau (,‚Sexismus“) unter aktiver Mitwirkung 
von zwei Vertreterinnen des Bundes. Die angestrebte Beteiligung unserer Kirchen an der 
Arbeit des Ökumenischen Instituts Bossey ließ sich noch nicht verwirklichen. 

2.2. Auch die Mitarbeit unserer Kirchen in der Konferenz Europäischer Kirchen (KEK) 
ist weiterhin intensiv. Im November 1973 tagten die Friedensarbeitsgruppe und die 
ekklesiologische Arbeitsgruppe der KEK gemeinsam in Buckow. Damit wurde zugleich 
ein finanzieller Beitrag für diesen ökumenischen Zusammenschluß geleistet, dem fast alle 
Kirchen unseres Erdteils angehören. Vor wenigen Tagen kehrten Vertreter der DDR-Kir- 
chen von der Siebenten Vollversammlung der KEK aus der Schweiz zurück. Die Tagung 
stand unter dem Thema ‚‚Seid Täter des Worts! Einheit der Christen und Frieden in der 
Welt“. 

2.3. Die Verbindung zum Lutherischen und zum Reformierten Weltbund liegt nicht 
in der Zuständigkeit des Bundes, doch leistete das Sekretariat mannigfache technische 
Hilfe bei der Beschaffung der nötigen Ein- und Ausreisegenehmigungen. Auch andere 
kirchliche Aktivitäten wurden bei der Wahrnehmung ihrer ökumenischen Beziehungen 
vom Bund aktiv unterstützt, unter ihnen die gesamtkirchlichen Zusammenschlüsse in 
der Deutschen Demokratischen Republik, daneben vor allem die für die diakonische 
Arbeit verantwortlichen Gremien, der Weltbund der Bibelgesellschaften, der Christliche 
Studentenweltbund, die Arbeitsgemeinschaften für ökumenisches Liedgut und für Kon- 
fessionskunde sowie die Luther-Akademie. 

3. Unserer Verbindung zu den Kirchen in den anderen sozialistischen Ländern kommt 
wachsende Bedeutung zu. Nach einer ersten Phase des Kennenlernens hat jetzt ein inten- 
siver Erfahrungsaustausch begonnen, der gute Möglichkeiten theologischer Zusammenarbeit 
erkennen läßt. Das Thema „Zeugnis und Dienst der Kirchen und Christen in einer sozia- 
listischen Gesellschaft‘ wird vorrangig zu bedenken sein. Arbeitskontakte bestehen zu 
den Kirchen in allen sozialistischen Staaten Europas. 
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3.1. Wir stehen noch unter dem unmittelbaren Eindruck des ersten theologischen Gesprächs 
mit der Russischen Orthodoxen Kirche, das vom 8, bis 11. Juli in Sagorsk geführt wurde. 
Unter Leitung von Bischof Dr. Krusche behandelten Generalsuperintendent i.R. D. Jacob, 
Landesbischof Dr. Rathke, Professor Dr. Günter Haufe und die Dozenten Dr. Schulz 
und Dr. Ullmann mit einer Delegation der Russischen Orthodoxen Kirche unter Leitung von 
Metropolit Juwenaly eine Reihe von Themen, vor allem aus den Bereichen des Predigt- 
dienstes und der Situationsbedingtheit der kirchlichen Arbeit. Die Gesprächsteilnehmer 
beider Seiten waren sich darin einig, daß die Kirche dazu da ist, um der Welt das Heil 
bekanntzumachen, das allein in dem Namen Jesus Christus beschlossen ist und in der Er- 
lösung und Vollendung der ganzen Schöpfung besteht. 

Im offenen und freimütigen Dialog wuchs gegenseitiges Vertrauen, und die Gewißheit 
wurde gestärkt, daß aus der gemeinsamen Zugehörigkeit zur sozialistischen Gesellschaft 
spezifische Aufgaben erwachsen. Auf unsere Delegierten machte es einen starken Eindruck, 
mit welcher Liebe die Gläubigen der Russischen Orthodoxen Kirche die Treue halten. In- 
zwischen beschloß die Konferenz die Fortsetzung dieser theologischen Gespräche. 

3.2. Ein wichtiges ökumenisches Ereignis war auch der Beusch einer Delegation des 
Ökumenischen Rates der Kirchen von Ungarn unter Leitung von Bischof Dr. Bartha, 
Bischof D. Kaldy und Präsident Palotay vom 6.-14. Mai 1974. Bei dieser Reise fanden 
Begegnungen auf den verschiedensten Ebenen des kirchlichen Dienstes statt: mit Kirchen- 
leitungen, kirchlichen Ausbildungsstätten, diakonischen Einrichtungen, Gemeinden und 
Jugendgruppen. Die Gespräche führten auf beiden Seiten zu der Erkenntnis, daß in Tra- 
dition und Gegenwart eine enge Verbundenheit zwischen diesen Kirchen besteht, zugleich 
aber unterschiedliche Situationen auch zu Unterschieden in der Ausgestaltung des 
Dienstes führen können, die zu respektieren sind. Die Gesprächspartner stellten fest, 
daß die in den ungarischen Kirchen lebendige „Theologie des Dienstes“ und die Be- 
mühungen innerhalb des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR, „Kirche für 
Andere‘ zu sein, manche Gemeinsamkeiten aufweisen und ein Gedankenaustausch für 
die Ausrichtung des kirchlichen Dienstes in der sozialistischen Gesellschaft sich als frucht- 
bar erweisen könnte. Über die Zusammenarbeit in Grundfragen hinaus soll es nach Auf- 
fassung des Ökumenischen Rates der Kirchen in Ungarn und des Bundes der Evangeli- 
schen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik zu einem breiten Kennen- 
lernen und Erfahrungsaustausch auf allen Ebenen des kirchlichen Dienstes kommen. 

4. Bedeutsam ist auch die Verbindung zu einigen Kirchen in West- und Nordeuropa 
sowie in Nordamerika. Der weltweite Säkularisierungsprozeß und gemeinsame reformato- 
tische Traditionen lassen von beiden Seiten einen intensiven Gedankenaustausch als not- 
wendig erscheinen. Den Beziehungen zum Britischen Kirchenrat, zum Protestantischen 
Kirchenbund Frankreichs, zum Ökumenischen Rat der Kirchen in Finnland, zur Schwe- 
dischen Kirche und zu Kirchen in den USA wurde deshalb besondere Aufmerksamkeit 
geschenkt. 

4.1. Einer der Höhepunkte der ökumenischen Arbeit im Berichtsjahr war der Besuch des 
Erzbischofs von Canterbury im Mai 1974. Bei dieser Besuchsreise begegnete das Ober- 
haupt der anglikanischen Weltfamilie nicht nur den Leitungsgremien des Bundes und 
mehreren Gliedkirchen, sondern auch leitenden Persönlichkeiten der Römisch-Katholi- 
schen Kirche und der evangelischen Freikirchen. In stark besuchten ökumenischen Gottes- 
diensten predigte der Erzbischof in Berlin, Leipzig und Erfurt. Auch von staatlicher Seite 
wurde dem Gast hohe Aufmerksamkeit geschenkt; der Vorsitzende des Staatsrats empfing 
ihn zu einem Gespräch. 

4.2. Im März/April 1974 stattete eine Delegation der Zutherischen Kirche Finnlands 
dem Bund der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik einen 
Besuch ab. Nach Arbeitsbesprechungen in Berlin reisten die finnischen Gäste in zwei 
Gruppen zu den Gliedkirchen des Bundes. 

Die Besuchsreise führte zu einer Vertiefung unserer Beziehungen zu dieser nordeuro- 
päischen Kirche. Eine Fortsetzung der Kontakte wurde verabredet. 

4.3. Im Juni 1974 fand eine Konsultation mit Vertretern des Protestantischen Kirchen- 
bundes Frankreichs über die französische Studie „Die Kirche und die Mächte“ statt. 
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4.4. Der Präsident des Nationalen Christenrates der Vereinigten Staaten von Amerika 
hat sein Interesse an einem Besuch bei uns angemeldet. 

5. Die Möglichkeiten unseres Kirchenbundes, dem starken Interesse einiger Kirchen in 
Afrika und Asien an unserer Arbeit zu entsprechen, müssen geprüft werden. Bestehende 
Kontakte zu den Kirchen in Indien und Tanzania wurden weiter ausgebaut. Sie zeigen 
auch, welche großen Möglichkeiten sich dabei für uns ergeben könnten, von der unmittel- 
bar auftragsbezogenen und stark missionarisch orientierten Arbeitsweise dieser Kirchen zu 
lernen. Landessuperintendent Pentz aus Wismar nahm als offizieller Vertreter des Bundes 
im Mai 1974 an der Generalversammlung der Allafrikanischen Kirchenkonferenz teil. 

6. Mit Dankbarkeit kann festgestellt werden, daß die Normalisierung des Verhältnisses 
zwischen den deutschen Staaten in zunehmendem Maße auch normale bilaterale Kontakte 
zwischen dem Bund der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik und der Evangelischen Kirche in Deutschland ermöglichte. Wir freuen uns, daß Vize- 
präses Wahrmann an der Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland im Februar 
dieses Jahres“? teilnehmen konnte und daß Präses von Heyl jetzt unter uns ist. Der Vor- 
stand der Konferenz hatte im August einen ausführlichen Gedankenaustausch zu ökumeni- 
schen Fragen mit dem Ratsvorsitzenden und dem Präsidenten der Kirchenkanzlei. Eine 
Fortsetzung des Meinungsaustauschs mit dem Bemühen, die theologischen Standorte zu 
klären, ist notwendig. 

7. Erfreulich ist die weitere Verstärkung der ökumenischen Zusammenarbeit innerhalb 
der Deutschen Demokratischen Republik. Hier hat sich ökumenische Bereitschaft in der 
täglichen Arbeit auch auf Ortsebene zu bewähren, und diesem Aufgabengebiet ist durch 
die Arbeitsgremien des Bundes besondere Aufmerksamkeit gewidmet worden. Durch ver- 
schiedene Maßnahmen wurde zu einer Verbesserung der Arbeitsmöglichkeiten der Arbeits- 
gemeinschaft Christlicher Kirchen beigetragen, in die Bischof Gienke als einer der Ver- 
treter des Bundes entsandt wurde. Die Leitenden Geistlichen der Mitgliedskirchen der 
Arbeitsgemeinschaft treffen sich alljährlich zu einem ausführlichen Gedankenaustausch. 

Auch die Römisch-Katholische Kirche hat ihre Mitarbeit in diesem Gremium verstärkt. 
Unsere Kirchen und Gemeinden sollten die Gedanken der Pastoralsynode zur ökumeni- 
schen Arbeit in der Ortsgemeinde als hoffnungsvolles Zeichen ansehen. 

8. Im Bereich der ökumenischen Arbeit kam es zu mannigfacher Kooperation mit 
staatlichen Stellen. Die Mitglieder aus- und einreisender ökumenischer Delegatioren 
wurden vom Staatssekretär für Kirchenfragen zu Unterredungen empfangen. Seine 
Dienststelle, aber auch das Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten, das Ministerium 
für Kultur und das Ministerium für Gesundheitswesen leisteten wichtige Hilfe bei Ein- 
und Ausreiseanträgen sowie bei Einfuhr-Anträgen für ökumenisches Arbeitsmaterial. 

9. Die vielfältigen ökumenischen Aufgaben, die in solchem Umfange bei der Konsti- 
tuierung der Gremien des Bundes noch nicht vorauszusehen waren, machen einige Ver- 
änderungen in der Gestaltung des Arbeitsinstrumentariums erforderlich. Die entsprechen- 
den Neuregelungen sollen vor allem eine Konzentration der Kräfte und eine stärkere 
Einbeziehung gliedkirchlicher Potenzen in die ökumenische Arbeit ermöglichen. 

9.1. In ihrer Mai-Sitzung 1974 verabschiedete die Konferenz einen Beschluß über die 
Wahrnehmung ökumenischer Beziehungen der Evangelischen Kirchen in der Deutschen 
Demokratischen Republik. 

9.2. Größere Schwierigkeiten waren zu überwinden, bis im Juli 1974 ein Beschluß über 
die Durchführung ökumenisch-missionarischer Aufgaben der Evangelischen Kirchen in der 
Deutschen Demokratischen Republik von der Konferenz im Juli 1974 verabschiedet wer- 
den konnte. Damit will der Bund den ökumenisch-missionarischen Aktivitäten unbeschadet 
ihrer Rechtsträgerschaft und unter Wahrung ihrer Selbstverantwortung eine Kooperation 
ihres Dienstes vermitteln und das dafür erforderliche Instrumentarium zur Verfügung 
stellen. Die verantwortliche Mitarbeit von Freikirchen in freier Partnerschaft wird gewähr- 
leistet. Die praktischen Aufgaben der Kooperation und Koordination werden einem neu 
zu bildenden ökumenisch-missionarischen Verbindungs-Ausschuß übertragen, der an die 
Stelle des bisherigen Facharbeitskreises für Weltmission tritt. Mit der Evangelischen Kirche 


42. Es handelt sich um die Synode in Kassel vom 13. bis 17. Januar 1974. 
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der Union — Bereich DDR — und mit der Evangelischen Brüder-Unität (Distrikt Herrnhut) 
wurde eine Vereinbarung über die Mitarbeit des ökumenisch-missionarischen Zentrums bei 
der Durchführung der ökumenisch-missionarischen Aufgaben im Bereich des Bundes be- 
schlossen. 

10. Für die künftige Bewältigung der ökumenischen Arbeit wird die weitere Konzentra- 
tion der Kräfte auf die Schwerpunktaufgaben erforderlich. Die Synode wird gebeten, sich 
an diesen Überlegungen zu beteiligen. Folgende Gedanken legen sich nahe: 

10.1. Künftig wird noch stärker versucht werden müssen, einen eigenständigen Beitrag 
unserer Kirchen in die Arbeit der ökumenischen Gremien einzubringen. Unserer Erkenntnis 
über den notwendigen Zusammenhang von Zeugnis und Dienst, von Gebet und Aktion 
wird dabei Bedeutung zukommen. Aber auch unsere spezifischen Erfahrungen bei der 
kirchlichen Arbeit in einer sozialistischen Gesellschaft werden wichtig sein. 

10.2. Die Mitarbeit von kirchlichen Vertretern aus der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik in den ökumenischen Gremien auf Weltebene und auf europäischer Ebene ist zu fördern. 
Hierbei ist eine Prioritätenliste aufzustellen entsprechend den ökumenischen Arbeitsgebie- 
ten, die für die Kirchen in der Deutschen Demokratischen Repbulik besonders relevant 
sind. Die langfristige Mitarbeit eines Vertreters der DDR-Kirchen im Genfer Stab des 
Ökumenischen Rates der Kirchen ist. anzustreben. 

10.3. Die Anzahl und der zeitliche Abstand ökumenischer Delegationsreisen ist sorg- 
fältig zu planen. Offizielle Kontakte zu anderen Kirchen haben nur dann einen Sinn, wenn 
sie eingehend vorbereitet sind und nachträglich inhaltlich ausgewertet werden können. Es 
darf nicht bei Begegnungen der beiderseitigen Leitungsgremien bleiben, sondern es müssen 
Sachkontakte auf einzelnen kirchlichen Arbeitsgebieten folgen. Die Mitglieder unserer 
Delegationen sollten nach Rückkehr zu Konsultationen mit kirchlichen Mitarbeitern zu- 
sammengeführt werden, aber auch für Berichte in Kirchengemeinden zur Verfügung stehen. 

10.4. Die Ökumenische Kommission sollte eingehend prüfen, wie auch darüber hinaus 
die Einbeziehung der Ortsgemeinden in die ökumenische Arbeit verstärkt werden kann. 
Auch unsere Teilnehmer an Tagungen ökumenischer Gremien sollten in möglichst breitem 
Umfang Vortragsdienste in Ortsgemeinden übernehmen; ökumenische Besucher, die in die 
Deutsche Demokratische Republik kommen, sollten weiterhin zu Predigten und Berichten 
in Kirchgemeinden eingeladen werden. 

10.5. Die Arbeit der örtlichen und regionalen ökumenischen Studienkreise in der Deut- 
schen Demokratischen Republik ist planmäßig zu fördern. Sie sollten mit Arbeitsmaterial 
versehen werden, um Sachbeiträge zu den Themen der ökumenischen Zusammenkünfte 
auf Weltebene und auf europäischer Ebene zu erarbeiten. Hierbei ist die in der Konstituie- 
rung begriffene Theologische Studien-Abteilung des Bundes einzuschalten. 

10.6. Die Tätigkeit der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in der Deutschen Demo- 
kratischen Republik sollte ausgebaut werden. Die Zusammenarbeit mit den evangelischen 
Freikirchen und mit der Römisch-Katholischen Kirche ist auf allen Ebenen zu verstärken. 


b) Der politische Aspekt der ökumenischen Bewegung 


Die ökumenische Bewegung hat sich im letzten Jahrzehnt zunehmend politi- 
schen Themen zugewandt. Auch 1974 standen eine Reihe von politischen Fragen 
auf der Tagesordnung der ökumenischen Arbeit. Die Kirchen in der DDR haben 
die Themen aufgegriffen und in Aufrufen, Stellungnahmen, Ausarbeitungen u.a. 
die Gliedkirchen und Gemeinden informiert und sich mit besonderen Beiträgen 
an der Erarbeitung von Ergebnissen auf ökumenischen Tagungen beteiligt. 

l. An erster Stelle ist das Eintreten für das Antirassismus-Programm des ÖRK 
zu nennen. Die westliche Öffentlichkeit sah in dem uneingeschränkten Ja der 
DDR-Kirchen einen Gegensatz zu der eingeschränkten Zustimmung der Kirchen 
der EKD zu diesem Programm. Man muß jedoch sehen, daß sich für die Kirchen 
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in der DDR das Problem der EKD-Kirchen gar nicht stellt. Die DDR-Kirchen 
unterstützen den umstrittenen Sonderfonds des Antirassismus-Programms nicht. 
Sie sind lediglich in der Lage, für das Antirassismus-Programm medizinisches 
oder anderes Material bereitzustellen. Die Möglichkeit, daß Befreiungsbewegun- 
gen von den Kirchen gespendetes Geld für Waffenkäufe verwenden, war in der 
DDR überhaupt nicht Gegenstand der Diskussion. 


VOTUM DER KONFERENZ DER EVANGELISCHEN KIRCHENLEITUNGEN 
IN DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK ZUR ERNEUERUNG DES 
MANDATS FÜR DAS PROGRAMM DES ÖKUMENISCHEN RATES DER KIRCHEN 

ZUR BEKÄMPFUNG DES RASSISMUS 


Vom 12./13. Juni 1974*? 


Der Zentralausschuß des Ökumenischen Rates der Kirchen (ÖRK) wird sich auf seiner 
Sitzung im August 1974 mit der Frage der Erneuerung des Mandats für das Programm 
zur Bekämpfung des Rassismus (PBR) befassen. Die im Bund der Evangelischen Kirchen 
in der DDR zusammengeschlossenen Kirchen setzen sich mit allem Nachdruck für eine 
Fortsetzung des Programms ein: 

1. Der Rassismus ist eine der gefährlichsten und törichtsten Erscheinungen der Mensch- 
heitsgeschichte. Er beraubt Menschen ihrer Würde und Rechte, er ist ein Mittel zu ihrer 
Unterdrückung und Ausbeutung, er bedroht den Frieden. Die Kirchen müssen das ihnen 
von ihrem Glauben Gebotene und mit ihren Mitteln Mögliche tun, um ihn zu bekämpfen. 

2. Im Programm zur Bekämpfung des Rassismus haben die im ÖRK zusammengeschlosse- 
nen Kirchen eine konkrete Form ihrer Beteiligung am Kampf gegen den Rassismus ge- 
funden. Nicht nur mit Worten, sondern mit Aktionen haben sie sich auf die Seite der 
Unterdrückten gestellt und Strukturen, die den Rassismus ermöglichen und verfestigen, 
aufgedeckt und angegriffen. Mit diesem Programm gelang es endlich, der in vielen ökume- 
nischen Erklärungen ausgesprochenen Überzeugung, daß Rassismus eine krasse Leugnung 
des christlichen Glaubens sei, durch Aktionen Nachdruck zu verleihen. Die Beschlüsse 
des ÖRK Zentralausschusses zum PBR von Canterbury, Addis Abeba und Utrecht und 
ihre Verwirklichung waren Meilensteine auf diesem Weg. Was bisher im Rahmen dieses 
Programms geschehen ist, kann aber nur als ein kleiner Anfang eines ernsthaften Engage- 
ments angesehen werden. Ohne eine Fortsetzung des Programms in der bisher eingeschlage- 
nen Richtung wären die bisherigen Bemühungen unglaubwürdig. 

3. Der Rassismus ist heute nicht weniger gefährlich als vor fünf Jahren, als das PBR 
ins Leben gerufen wurde. Überall in der Welt sind Unzufriedenheit und Unruhe der 
rassisch Unterdrückten gewachsen und an vielen Stellen auch die Kräfte der Befreiung, 
aber gerade deswegen verhärtet sich der Widerstand derer, die von ihrer Unterdrückung 
profitieren. Wenn der ÖRK für eine Weltgemeinschaft, in der Partnerschaft und Gerechtig- 
keit herrschen, eintritt, kann er gerade jetzt nicht nachlassen in der Bekämpfung des 
Rassismus. 

4. Der ÖRK hat sich mit dem Programm zur Bekämpfung des Rassismus zum ersten 
Mal eindeutig auf die Seite der unterdrückten Farbigen gegen die Interessen der reichen 
weißen Welt gestellt; gerade darum ist auch die Kritik an dem Programm in den Kirchen 
dieser Länder am schärfsten gewesen. Er hat auf die Stimmen derer in seinen Reihen ge- 
hört, die selbst zu den rassisch Unterdrückten gehören. Das war eine kirchengeschichtliche 
Weichenstellung, ein Prüfstein für die ökumenische Gemeinschaft und ihre Treue zum 
Evangelium. An der Entscheidung über die Frage der Fortsetzung des PBR wird sich er- 
weisen, ob der ÖRK ein wirklicher Welt-Rat ist, in dem die Stimmen der Ohnmächtigen 
nicht von den Stimmen der Mächtigen übertönt werden, und ob es die Kirchen mit der 
Nachfolge Jesu und dem Zeugnis für ihn als dem Herrn aller Menschen ernst meinen. 
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5. Die Mitgliedskirchen des ÖRK haben durch das PBR einen Lernprozeß begonnen, 
in dem sie immer mehr die Mitschuld der Kirchen an vielen Erscheinungsformen des 
Rassismus erkannt haben und ihre Verantwortung für eine tatkräftige Beteiligung an dessen 
Beseitigung. Sie haben zu lernen begonnen, daß Aktionen der Solidarität mit den Unter- 
drückten ein heute geforderter Dienst und ein heute verständliches Zeugnis der Christen 
in der Welt darstellen. Das Programm muß weitergehen, denn aus einer erkannten Schuld 
kann man sich nicht herausstehlen, eine auferlegte Verantwortung kann man nicht ab- 
schütteln; Dienst und Zeugnis der Kirche muß in der Welt von heute relevant und glaub- 
würdig sein. 

6. Der Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR hat im Januar 1971 beschlossen, 
das PBR des ÖRK voll zu unterstützen. Es wurden intensive Anstrengungen gemacht, die 
Situation der rassisch Unterdrückten und die Probleme des Rassismus in das Bewußtsein 
der Gemeinde zu rücken. Es wurden Sammlungen durchgeführt, die bis heute etwa 
1,5 Millionen Mark erbrachten und in Zusammenarbeit mit dem Solidaritätskomitee der 
DDR zur Unterstützung humanitärer Programme afrikanischer Befreiungsbewegungen 
verwandt wurden. 


Der Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR hat bei der Mitarbeit am Antirassismus- 
programm sehr positive Erfahrungen gemacht. Die aktive Beteiligung an einem zentralen 
Programm des Ökumenischen Rates der Kirchen ha* die Gemeinden in der DDR zu be- 
wußteren Partnern in der ökumenischen Gemeinschaft werden lassen. Innerhalb der Kirchen 
des Bundes, unter den Verantwortlichen, den kirchlichen Mitarbeitern und Laien hatte 
das Programm eine hilfreiche und klärende Funktion im Blick auf die politische Verant- 
wortung der Christen in der Welt heute. Themen, wie der verantwortliche Gebrauch der 
Macht, die Bedeutung struktureller Gewalt, die Frage der Gerechtigkeit und der Versöh- 
nung und Solidarität als Ausdruck von Nächstenliebe, wurden in diesem Zusammenhang 
theologisch reflektiert und diskutiert. An kritischen Stimmen und Auseinandersetzungen 
hat es nicht gefehlt. Manchen schien das Engagement für die fernen Nächsten angesichts 
eigener Probleme oder eine Solidaritätsaktion, die im eigenen Lande opportun ist, frag- 
würdig. Dadurch wurden die Kirchen in der DDR immer wieder vor die Frage gestellt, wie 
sie zugleich in der eigenen Situation und in der ökumenischen Gemeinschaft Christus als 
den Herrn aller bezeugen können. 

Der Bund der Evangelischen Kirchen hat im Rahmen des ökumenischen Programms zur 
Bekämpfung des Rassismus die ungerechte Situation der anderen als Ausgangspunkt seiner 
Entscheidung und seines Handelns genommen. Vertreter von Befreiungsbewegungen und 
Gruppen rassisch Unterdrückter haben immer wieder bezeugt, daß sie diese Handlungs- 
weise von den Christen in der DDR erwarteten. Das Antirassismusprogramm des ÖRK hat 
Christen und Kirchen in der DDR zu diesem Handeln herausgefordert und aktiviert. 

Der Zentralausschuß des ÖRK sollte aus den genannten Gründen die Erneuerung, Stär- 
kung und Erweiterung des Mandats für das Programm zur Bekämpfung des Rassismus 
beschließen, denn er darf nicht aufhören, Christen überall in der Welt herauszufordern, 
gerade auch in den kritischen Situationen ihrem Glauben gemäß zu leben und zu han- 
deln. 


Kurzfassung des Votums 


Die Konferenz der Kirchenleitungen als leitendes Gremium des Bundes der Evangelischen 
Kirchen in der DDR hat sich eingehend mit dem Vorschlag zur Erneuerung des Mandats 
für das Programm zur Bekämpfung des Rassismus beschäftigt. Sie ist einmütig der Mei- 
nung, daß der Kampf gegen die Sünde des Rassismus unbeirrt weitergeführt werden muß, 
und setzt sich nachdrücklich mit folgenden Gründen für die Fortsetzung des Programms 
ein: 

1. Im PBR haben die Kirchen eine konkrete Form gefunden, sich nicht nur mit Worten, 
sondern mit Taten an der Bekämpfung des Rassismus zu beteiligen. Was bisher geschehen 
ist, ist nur ein kleiner Anfang gewesen. Die Beschlüsse von Canterbury, Addis Abeba und 
Utrecht werden unglaubwürdig, wenn das Programm jetzt nicht fortgesetzt wird. 
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2. Der Rassismus ist heute nicht weniger gefährlich als vor fünf Jahren; mit den Kräften 
der Befreiung wächst auch der Widerstand gegen eine Veränderung bei denen, die von der 
Unterdrückung profitieren. Wenn der ÖRK für Gerechtigkeit und Partnerschaft eintritt, 
kann er gerade jetzt nicht nachlassen in der Bekämpfung des Rassismus. 

3. Nicht auf die Stimmen der Mächtigen, sondern auf die Stimmen der Unterdrückten 
zu hören und sich an ihre Seite zu stellen, war eine kirchengeschichtliche Wende im Leben 
des ÖRK. Es kommt jetzt darauf an zu zeigen, daß Kirchen nicht nur gelegentlich, sondern 
in der Nachfolge ihres Herrn grundsätzlich auf der Seite der Unterdrückten stehen. 

4. Die Kirchen haben ihre eigene Mitschuld am Rassismus erkannt, weitere Schritte 
aktiver Buße sind nötig um eines glaubwürdigen Zeugnisses der Kirchen willen. 


Die im Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR zusammengeschlossenen Kirchen stehen 
zu ihrem Beschluß vom Januar 1971, das PBR voll zu unterstützen. Sie treten ein für die 
Erneuerung des Mandats, die Fortführung des Sonderfonds und ein der heutigen Heraus- 
forderung des Rassismus entsprechendes weltweites ökumenisches Aktionsprogramm. 


Die Gemeinden wurden zu einer „Dritten Sonderspende für das Programm zur 
Bekämpfung des Rassismus“ aufgerufen (MBl 1975, S. 1). Der FAK III (Ökue- 
menische Diakonie) der Ökumenischen Kommission gab zur gleichen Zeit eine 
Information Nr. 7 zum Antirassismus-Programm für die Gliedkirchen des Bundes 
und ihre Superintendenten heraus. Sowohl die drei Sonderspenden für das Pro- 
gramm als auch die sieben Informationen machen deutlich, wie stark die DDR- 
Kirchen auf dieses ökumenische Thema eingestiegen sind. 

2. Ein anderes Thema, das die Kirchen in der DDR 1974 zur Stellungnahme 
herausforderte, war Chile. Im Bericht der Konferenz vor der Synode 1974 
heißt es dazu: ‚In der September-Sitzung 1974 befaßte sich die Konferenz der 
Kirchenleitungen mit der Entwicklung in Chile und beschloß einen Brief an 
den Generalsekretär des Ökumenischen Rates der Kirchen. Sie versicherte Kir- 
chen und Christen in Chile, die unter dem Terror der Militärjunta leiden, und 
jene, die sich unerschrocken für die Wiederherstellung menschenwürdiger Ver- 
hältnisse in Chile einsetzen, ihrer Fürbitte und Solidarität. Den Ökumenischen 
Rat der Kirchen bat sie, den evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokra- 
tischen Republik als seinen Mitgliedskirchen Möglichkeiten zu wirksamer Hilfe 
zu vermitteln.“ Auch zu diesem Thema legte der FAK III der Ökumenischen 
Kommission eine Orientierung für die Gliedkirchen des Bundes vor: „Chile“ *. 
Ein Jahr vorher hatte der FAK III eine Information „Vietnam und wir‘ an 
die Gliedkirchen verschickt (nicht veröffentlicht). 

3. Ein weiteres Thema war die Weltfriedenskonferenz in Moskau, an der sich 
1973 der Bund mit einer Delegation beteiligt hatte“. Hier handelte es sich 1974 
im wesentlichen um eine Nacharbeit. Die Delegierten des Bundes hielten vor 
Pfarrern und Gemeinden Vorträge. In einem thematischen Zusammenhang mit 
der Weltfriedenskonferenz stehen Stellungnahmen von kirchenleitenden Personen 
zur Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, der Friedensfrage 
überhaupt und der Koexistenz zwischen Staaten mit unterschiedlicher Gesell- 
schaftsordnung. 


44. Abgedruckt in epd-Dok. Nr. 44/1973. 
45. Vgl. KJ 100, 1973, S. 191ff. 
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c) Innerkirchliche Kritik 


Die Stellungnahmen, Aufrufe, Ausarbeitungen u.a. zu politischen Fragen der 
Welt bringen für die Kirchen in der DDR Probleme mit sich. Es gibt eine inner- 
kirchliche Kritik: Gelegentlich wird der Verdacht ausgesprochen, daß die ökume- 
nischen Auslandsreisen die Privilegierung einer kleinen Expertengruppe bedeuten 
und der kirchlichen Arbeit im eigentlichen Sinn keinen Gewinn bringen. Auch 
wird gefragt, ob in den kirchlichen Worten zu den weltpolitischen Problemen die 
christliche Botschaft ausreichend zum Tragen kommt. Schließlich steht die Glaub- 
würdigkeit der kirchlichen Verkündigung auf dem Spiel, wenn der Eindruck ent- 
steht, daß die Kirchen zwar stark genug sind, um Mißstände in anderen Ländern 
beim Namen zu nennen, sich aber nicht in der Lage sehen, in gleicher Weise auch 
Mißstände im eigenen Lande aufzuzeigen. 


Bischof Braecklein teilt in gewisser Weise die Sorge derer, die nach der Kirchlichkeit der Worte 
zum politischen Geschehen fragen. In seinem Vortrag vor der thüringischen Synode im April 
1974 sagte er zum Thema Ökumene: „Ich meine, daß das Gewicht der christlichen Kirchen 
nicht dadurch besonders stark zum Ausdruck kommt, daß es die Parolen und Stellungnahmen 
der nichtkirchlichen Welt wiedergibt, sondern daß die Kirche auf ihre Weise und von ihrem 
Auftrag her in der ihr gemäßen Art versucht, sich in diese großen Probleme einzuschalten“; 

er meint weiter, daß den DDR-Kirchen eben dies in einigen Fällen gelungen ist (z.B. im 

Fall Namibia). Den Kritikern, die in den ökumenischen Beziehungen der Kirchen in der DDR 
zu anderen Kirchen in der Welt keinen Sinn erblicken, hält er die „ganz tiefe und große Be- 
deutung‘ der ökumenischen Begegnungen entgegen. 

Ein Synodaler des Bundes geht in einem „Erfahrungsbericht über die Arbeit des DDR- 
Kirchenbundes““*, den er vor der Synode der Kirche in Berlin-Brandenburg 1974 gehalten 
hat, auf die Frage der gesellschaftspolitischen Kritik im eigenen Lande ein. Er meint, daß 
es diese durchaus gibt, allerdings andersartig, wenig aufwendiger aber der. Situation entspre- 
chend. Die Studie „Sorge um eine menschliche Welt“ (s. u. S. 486ff.) spricht das Problem auch 
an: „Die Solidarität mit den ‚Fernen‘ enthebt uns nicht der Solidarität mit den ‚Nächsten‘. 
Ohne die bewiesene Solidarität mit den Menschen in der DDR wäre die Propagierung des 
Antirassismus-Programms lediglich eine Flucht aus der eigenen Situation und eine Art Er- 
satzhandlung; denn das Feld der Bewährung liegt für die Christen in der DDR zuerst in ihrer 
Gesellschaft. Christliche Solidarität kann sich von den Nächsten nicht distanzieren, und unsere 
Nächsten leben in der DDR“ (aus dem Abschnitt: 3.2.3.3. Christliche Solidarität — Solidari- 
tät im Zeichen des Kreuzes). 


d) Ökumenische Beziehungen der Kirchen und Außenpolitik 
der DDR 


Eine Problematik ganz anderer Art für die ökumenische Arbeit des Bundes und 
der Gliedkirchen ergibt sich aus möglichen Spannungen zur Außenpolitik des 
DDR-Staates. Die ökumenischen Themen der Kirchen sind in vielen Fällen zu- 
gleich Themen der Außenpolitik ihrer Länder. Das gilt im besonderen Maße auch 
für die DDR. Der DDR-Staat duldet nicht, daß kirchliche Äußerungen zu außen- 
politischen Fragen im harten Widerspruch zur Haltung der DDR-Regierung und 
ihrer Außenpolitik stehen. Darüber hinaus liegt der DDR-Regierung daran, daß 


46. Vgl. epd-Dok. Nr. 27/1974, S. 20. 
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die Grundsätze ihrer Außenpolitik von den Kirchen der DDR in der Ökumene 
vertreten werden. 

Die Erwartungen des Staates an die kirchlich-ökumenische Arbeit lassen sich 
durch einige Zitate belegen: 


1. In der Zeitschrift „Standpunkt“ (1974, S. 182ff.) ist ein Interview Brigitte Kahls mit 
Dr. Johannes Althausen, dem früheren Leiter des Ökumenischen Instituts Berlin, abgedruckt: 
. Es bleibt für mich die Frage eines spezifischen Beitrags der Christen in der DDR zur 
ökumenischen Bewegung ... In der Ökumene hat man weithin noch nicht genügend zur 
Kenntnis genommen, was die sozialistischen Staaten für die Welt heute bedeuten, und ich 
meine daher, daß wir Christen in der DDR eine ganz wichtige Funktion zu erfüllen haben 
und zur Problemerhellung beitragen können ... Eine sehr wichtige ökumenische Aufgabe für 
die Kirchen in der DDR ist die Friedensarbeit ... In den westlichen Ländern ist immer noch 
von dem ‚Dialog‘ zwischen Christen und Marxisten die Rede. Es war hiermit zweifellos 
ein Vorstoß von philosophisch-theoretischen Überlegungen aus intendiert, dessen Charakter 
revisionistisch war und ist ... Ich habe das Gefühl, daß man im Westen überhaupt noch nicht 
zur Kenntnis genommen hat, was der reale Sozialismus für das Wohl der Menschen leistet, 
und auch im Hinblick auf die Kirchen in der Dritten Welt haben wir eine Art Übersetzungs- 
aufgabe ...““ 

2. Auf einer Tagung des Ökumenischen Arbeitskreises für Information in Europa in Dri- 
bergen/Holland im Oktober 1974 äußerte sich J. Althausen in ähnlicher Weise: 

„Auf dem Hintergrund dieser Erkenntnisse bekommen die folgenden ökumenischen 
Aktivitäten der Christen in der DDR Bedeutung: 

Das Antirassismus-Programm darf als Aktion der Solidarität keine halbe oder geteilte Unter- 
stützung sein, wenn es nicht unglaubwürdig werden soll. 

Menschenrechte sind nicht nur als soziale und individuelle zu diskutieren, sondern auch 
unter dem Gesichtspunkt, wie sie heute optimal zu verwirklichen sind. Hier setzt der Sozia- 
lismus Maßstäbe. 

Eine sogenannte ‚Weltgemeinschaft‘ wird nur auf dem Wege einer Politik der friedlichen 
Koexistenz erreichbar sein. Christen können dafür aktiv werden im Sinne der Utopie, die in 
dem Papier über die ‚Überlebenschancen‘ geschildert wird. 

Befreiung wird als evangelische Botschaft im Kontext der gesellschaftlichen Existenz der 
Kirche in der DDR als Offenheit, als Gemeinschaft in Zeugnis und Dienst und als Friedens- 
dienst zu leben sein. Das ist ein Beitrag für die 5. Vollversammlung des ÖRK. Er hat 
seinen Niederschlag in allen Arbeitsgebieten der Vollversammlung. 

Die Kirchen in den sozialistischen Ländern brauchen eine besser angemessene Repräsen- 
tanz in den Gremien des ÖRK und in anderen ökumenischen Einrichtungen.“ 

3. Pfarrer Günter Krusche — jetzt Dozent am Sprachenkonvikt in Berlin — führte ein Ge- 
spräch mit Günter Wirth*’. Auf die Frage von G. Wirth, woran man die Ergebnisse des 
Lernprozesses der Gemeinden und Kirchen erkennen könne, antwortete G. Krusche u.a.: 
„.. Schließlich verdient die offizielle Mitarbeit des Bundes der Evangelischen Kirchen in 
der DDR beim Weltkongreß der Friedenskräfte in Moskau Erwähnung. Noch vor wenigen 
Jahren hätte eine Mitarbeit in diesem Rahmen außerhalb der Möglichkeiten der Kirche ge- 
legen. Daß es jetzt möglich war, zeigt, daß der Lernprozeß im Gange ist. Auch im ökume- 
nischen Gespräch vertreten die Kirchen in der DDR immer bewußter eine eigene Position 
und unterstützen die Initiativen der Friedenskräfte und Befreiungsbewegungen ... All das 
nenne ich Ergebnisse eines Lernprozesses ...““ 

4. In der Zeit vom 12. bis 16. November 1974 hat in „Arbeitsverbindung‘ mit dem 
Ökumenischen Rat der Kirchen das ökumenisch-missionarische Zentrum Berlin/DDR (ÖMZ) 
mit 19 Vertretern aus Kirchen in sozialistischen Staaten eine zweite ökumenische Konsul- 
tation zum Thema ‚Das Friedensgebet der christlichen Gemeinde in der sozialistischen 
Stadt“ durchgeführt. Teilnehmer aus Polen, Ungarn, CSSR und der DDR waren zusammen- 
gekommen; Erzbischof Philaret und Kirchenpräsident Natho haben die Teilnehmer begrüßt. 
In einem Kommunique der Tagung heißt es u.a.: 


47. Zu Fragen des kirchlichen Lernprozesses, in: Standpunkt 2, 1974, S. 70. 
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„Beten ist nicht ablösbar von der Mitarbeit in der Gesellschaft. Die großen Weltprobleme 
sind auch die Probleme aller Christen und Kirchen. Imperialismus und Sozialismus sind auf 
der Welt da, und Christen nehmen teil am Kampf für Frieden und Sozialismus. 

Alle Teilnehmer waren sich einig darin — nicht zuletzt durch die biblischen Meditatio- 
nen, die Gespräche mit Kirchenpräsident Natho und Erzbischof Philaret und die Berichte 
aus den Kirchen in aller Welt ... —, daß es heute für jedermann geboten ist, für den Frie- 
den in der Welt zu arbeiten und gegen Friedensfeinde wachsam zu bleiben.“ 

Das Kommunique soll allen Kirchen in den sozialistischen Ländern zugeleitet werden. 
Aus dem Bericht der Arbeitsgruppe II können folgende Gedanken hervorgehoben werden: 
Das Friedensgebet enthält als notwendiges Element den Dank für die Errungenschaften in 
der sozialistischen Gesellschaft ... Das Friedensgebet leitet auch als Dankgebet an zur Soli- 
darität mit den Völkern, die heute keine friedlichen Verhältnisse kennen (Das Friedens- 
gebet wird Chile und Vietnam nicht vergessen, Ausbeutung und Imperialismus beim Na- 
men nennen ...). — Zu den Auswirkungen des Friedensgebetes gehört es auch, wenn in 
der CFK die Christen sich mit den Friedenskräften der Welt verbinden ... 

Auf der Tagung hielt ein Pfarrer aus Ostberlin ein Referat. In ihm heißt es u.a.: 

„Die Welt ist heute in zwei Lager gespalten. Dem Imperialismus steht der Sozialismus 
entgegen. Der Kampf geht weiter ... Wir sind eingespannt in diesen Kampf, ob wir wollen 
oder nicht. Wer abseits steht ..., macht sich mitschuldig, was an Ungerechtigkeit, an Unter- 
drückung geschieht ... Der Ernst der geschichtlichen Situation ist an den Beispielen Viet- 
nams und zuletzt besonders Chiles deutlich geworden ... Daran muß gemessen werden ... 
Die Priorität dieses Kampfes ... wird noch zu wenig zrnst genommen in unseren Gemein- 
den ... Heute ist die Frage gestellt, ob der einzelne Christ ... zur aktiven Kraft im imperia- 
listischen Kampf zu werden vermag. 

Das Vorwort zu dem Arbeitsbericht der Tagung verfaßte Bruno Schottstädt (Auszug): 
„Wenn wir in die ökumenische Bewegung schauen, dann sehen wir in den Städten der 
kapitalistischen Länder Armut und Elend, Ungerechtigkeit und Unterdrückung. Wir sehen 
die vielen Analphabeten, die noch keine Entwicklung kennen. Schlimme Bilder sind uns 
und unseren Freunden in Kalkutta, Osaka, Bueno Aires, Chikago und in anderen Orten vor 
Augen gekommen.“ 

Über den Stellenwert der Tagung und des Arbeitsberichtes, der für die Kirchen in den 
sozialistischen Ländern bestimmt ist, läßt sich nichts aussagen. 


e) Ein ökumenisches Konzept der Kirchen in der DDR? 


Angesichts der vielfältigen Probleme fragt sich, ob es ein Konzept für eine kirch- 
lich verantwortete ökumenische Arbeit des Bundes und seiner Gliedkirchen gibt. 
Die Frage läßt sich nur schwer und nicht eindeutig beantworten. Grundsätzlich 
gilt für die ökumenische Arbeit des Bundes, daß sich die Kirchen nicht in einen 
Gegensatz zum Staat stellen; sie fühlen sich zur Loyalität ihrem DDR-Staat gegen- 
über verpflichtet. Sie billigen bewußt, daß sie damit dazu beitragen, die DDR 
international und in der Ökumene politisch aufzuwerten. Sie wissen, daß gerade 
um dieser politischen Wirkung willen vom DDR-Staat die ökumenische Arbeit 
der Kirchen begrüßt wird. In der Studie „Sorge um eine menschliche Welt“ heißt 
es dazu im Abschnitt 3.2.2. (1): „Die Kirchen in der DDR nehmen ihre ökumeni- 
sche Verpflichtung bewußt als Kirchen in einem sozialistischen Land wahr. Damit 
ist in der Regel eine Stärkung des politischen Ansehens der DDR in der Welt ver- 
bunden. Diese Chance wird seitens des Staates begrüßt und gefördert.“ 

Diese gewollte Loyalität darf nicht mit Anpassung verwechselt werden. Bloße 
Anpassung will keiner, der in kirchenleitender Position Verantwortung trägt. Sie 
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würde auch sehr schnell das kirchliche Wort in der Welt und in den Gemeinden 
im Lande unglaubwürdig machen. Die Kirchen wissen auch, daß gerade eine recht 
verstandene Loyalität Spannungen und Konflikte zwischen den christlichen Kir- 
chen und dem atheistischen Staat im Einzelfall nicht ausschließt. Das Verhältnis 
der Ökumene zum Staat, seiner Außenpolitik und seinen Erwartungen an die 
Kirche (s.u. Kap. 5) ist ein wichtiger Teilaspekt, aber nicht das Konzept der öku- 
menischen Arbeit der Kirchen in der DDR. Als Beispiel für ein umfassendes 
Konzept ökumenischer Arbeit können die folgenden Ausführungen von Bischof 
Schönherr herangezogen werden: 


BISCHOF SCHÖNHERR ÜBER DIE ÖKUMENISCHE ARBEIT 
(November 1973)** 


1..Die Frage, was die ökumenische Bewegung bewegt (Ernst Lange), schließt die Frage 
ein, was uns in der ökumenischen Bewegung bewegt. Was in der Gesamtbewegung ge- 
schieht, ist nur soweit real, wie es von den einzelnen Christen, Gemeinden und Kirchen 
realisiert wird. 

2.1. Die Kirchen in der DDR bewegt der Wille zur ökumenischen Offenheit. In Zeiten 
des Umbruchs von einer Mehrheits- in eine Minderheitssituation — die Situation der 
DDR-Kirchen — besteht die Gefahr, sich in falscher Weise abzuschließen oder anzupassen. 
Beides würde bedeuten, den Glauben an die Überlegenheit des Herrn zu verleugnen. 

2.2. Die Kirchen gewinnen oder bewahren sich Offenheit, indem sie ihre Existenz als 
Zeugnis und Dienst im Auftrag ihres Herrn verstehen. 

2.3. Ist es ihnen wirklich um Zeugnis und Dienst zu tun, werden sie auf eine größtmög- 
liche Gemeinschaft mit anderen Kirchen aus sein. Sie werden auch die Kooperation mit 
anderen Gruppen und Kräften suchen, an denen sie erkennen, daß diese gleiche Verant- 
wortung faktisch wahrnehmen, ohne daß in den Motiven und Zielvorstellungen Überein- 
stimmung vorhanden sein muß. 

3.1. Die Kirchen in der DDR bewegt der Wille zu gefüllter, ökumenischer Gemeinschaft, 
analog der friedlichen Koexistenz der Staaten. 

3.2. Dieser Wille legt sich im europäischen Raum besonders nahe. In Europa sind die 
Weltprobleme auf engstem Raum beisammen. Europa soll und muß darum auch beispiel- 
haft für friedliche Koexistenz werden. 

3.3. Friedliche Koexistenz besteht nicht nur im Verzicht auf Gewalt zwischen Völkern 
und Staaten, sondern nach weitgehender Übereinstimmung auch in Kooperation. 

3.4. Dem Gedanken der friedlichen Koexistenz entspricht auf kirchlichem Gebiet die 
Konzeption der Leuenberger Konkordie. Die entscheidende Frage an die Leuenberger 
Konkordie ist, ob sie nur zu einer ‚kalten‘ Koexistenz oder zu einer kreativen Gemein- 
schaft führt. 

3.5. Demgemäß versucht der Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR ein neues 
Verständnis von Kirchengemeinschaft herauszuarbeiten: zu Kanzel- und Abendmahlsge- 
meinschaft aufgrund eines Lehrkonsensus im Verständnis des Evangeliums (so das luthe- 
rische Kennzeichen von Kirchengemeinschaft) tritt die Gemeinschaft des Zeugnisses und 
Dienstes. 

3.6. Zu solcher Kirchengemeinschaft, auf welcher Ebene sie auch verwirklicht wird, 
gehört das verbindliche Gespräch, in dem die Kirchen einander korrigieren und ermutigen. 
So können sie die Hemmnisse für wirkliche Kirchengemeinschaft, die meist nicht in den 
speziell theologischen Unterschieden liegen, miteinander überwinden. 

4.1. Die Kirchen in der DDR bewegt der Wille, das rechtfertigende Handeln Gottes als 
Befreiung anzunehmen und zu verstehen. Das scheint ihnen im Blick auf ihre eigene Mit- 
verantwortung für die Weltsituation von besonderer Bedeutung zu sein. 


48. Aus dem Vortrag ‚Was bewegt uns in der ökumenischen Bewegung?“ (vgl. oben 
bei Anm. 36), MBl 1974, S. 4f. 
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4.2. Weil Rechtfertigung Befreiung ist, haben die Kirchen die Möglichkeit und die Ver- 
pflichtung, in dem heutigen Ringen der Welt um Freiheit ihr Verständnis von Freiheit 
einzubringen. 

4.3. Die Kirchen in der DDR haben sich zuerst selbst zu fragen, ob sie in ihrer eigenen 
Situation die Freiheit, die ihnen das Evangelium gibt, praktizieren. 

4.4. Der befreite Mensch in einer befreiten Gemeinde ist Vorzeichen einer neuen Mensch- 
heit. Ökumene meint nicht nur Vereinigung der getrennten Christenheit, sondern die eine 
Menschheit in der einen Welt, die Gott gehört. 

4.5. Die Kirchen in der DDR haben erkannt, daß sich die Christenheit in Deutschland, 
besonders im 19. Jahrhundert, am Industrieproletariat schuldig gemacht hat. Darum be- 
deutet es für sie auch Aufarbeitung ihrer eigenen Vergangenheit, daß sie sich intensiv an 
dem Programm des Ökumenischen Rates zur Bekämpfung des Rassismus beteiligen. 

4.6. Die Kirchen in der DDR begrüßen es, daß die Formulierung der Menschenrechte 
in den Mittelpunkt der Weltdiskussion getreten ist. Sie möchten dazu beitragen, ein dem 
biblischen Evangelium und der Situation gemäßes Verständnis der Menschenrechte zu 
erarbeiten. 


f) Die Menschenrechtsdiskussion 


Die von der Kommission der Kirchen für internationale Angelegenheiten 
(CCIA bzw. KKIA) des Weltkirchenrates veranstaltete Konsultation vom 

21. bis 26. Oktober in St. Pölten über Menschenrechte und christliche Ver- 
antwortung hat die Kirchen in der DDR in der Vorbereitungsphase, aber auch 
in der Nacharbeit stark beschäftigt. 

Vorbereitend erarbeitete der Theologische Studienausschuß des National- 
komitees in der DDR die schon erwähnte Studie zum Thema „Sorge um eine 
menschliche Welt — Normativität und Relativität der Menschenrechte“ (fertig- 
gestellt im Oktober 1973). Auf der Synode der VELK im Jahre 1975 konnte 
die Kirchenleitung bekanntgeben, daß diese Arbeit „an vielen Stellen ein posi- 
tives Echo gefunden, aber auch zu kritischen Anfragen geführt“ hat. Über die 
Studie ist ein Gespräch in Aussicht genommen, das Einsendern von Stellung- 
nahmen Gelegenheit geben soll, mit den Verfassern der Arbeit die Probleme 
zu diskutieren*”. Im folgenden wird der 2. Abschnitt der Studie abgedruckt, 
der — nachdem im 1. Abschnitt über die verschiedenen Menschenrechtstheorien 
informiert wurde — die theologische Reflexion bietet. Aus dem 3. Abschnitt, 
der Konkretionen im Blick auf das Leben in der DDR bringt und zeigen will, 
wie die Christen dort für die Verwirklichung der Menschenrechte wirken können, 
wird nur ein Auszug (3.3.1.3.) über die Familie abgedruckt. 


STUDIE DES THEOLOGISCHEN STUDIENAUSSCHUSSES DES 
NATIONALKOMITEES DES LUTHERISCHEN WELTBUNDES IN DER DDR 
„SORGE UM EINE MENSCHLICHE WELT“ (AUSZUG) 


Vom Oktober 1973 


2.1. Theologische Überlegungen zur Bedeutung der Menschenrechte 


Vorbemerkung. 
Theologische Überlegungen zur Bedeutung der Menschenrechte stehen von vornherein unter 
einer gewissen Spannung: Ein doch wohl entscheidend vom Naturrechtsdenken der Aufklä- 


49. Vgl. epd-Dok. Nr. 38/1975, S. 19. 
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rungszeit geprägter Begriff soll neu für eine Erkenntnisbemühung Bedeutung gewinnen, die sich 
ihm gewiß nicht grundsätzlich verschließt, aber unweigerlich eine gewisse Umwertung dessen 
bewirkt, was so in sie einbezogen wird: das an der Rechtfertigung orientierte Denken. Auf 
eine kurze Formel gebracht: Der Mensch der Menschenrechte bedarf (seinem Selbstverständnis 
nach) keiner Rechtfertigung; der Mensch der Rechtfertigung tritt aus dem Bereich der auto- 
nomen Selbstgenügsamkeit und der damit verbundenen Ansprüche in den einer theonomen Be- 
dürftigkeit. Nach der Bedeutung der Menschenrechte theologisch zu fragen hat folglich nur 
Sinn, wenn der Schritt von der Autonomie zur Theonomie als sachgemäß anerkannt wird. 

2.1.1. Die Menschenrechtsproblematik im Kraftfeld der Rechtfertigungsbotschaft. 

2.1.1.1. Zur Gesprächssituation. 

Die Geschichte der Rechtfertigungsdiskussion im vergangenen Jahrzehnt zeigt eine deutliche 
Akzentverlagerung vom Heilsindividualismus zum sozialethischen Aspekt: H. E. Tödt hat 
auf der 5. Vollversammlung des LWB die Bewegung fortgesetzt, die von G. Gloege in Hel- 
sinki begonnen worden war. Schien es bisher charakteristisch für lutherische Theologie, 
vom einzelnen Menschen her nach Gott zu fragen, kommt jetzt in den Blick: Gott fragt 
nach seinen Menschen und ihrer Verantwortung für die Mitmenschen. So kann es zu einer 
unerzwungenen Berührung mit dem Fragenkreis der Menschenrechtsproblematik kommen. 
Ist aber damit schon ein sachgemäßer Bezug erreicht? Die neue Fragestellung könnte in dem 
Sinne mißverstanden werden, daß die Rechtfertigung, als Menschheits- und Weltereignis er- 
kannt, in ihrer primären Kennzeichnung als Gottesereignis kein Interesse mehr verdiene. 
Wäre dies der Fall, dann gäbe es keine Möglichkeit mehr, über Rechtfertigung angemessen 
zu reden, und darüber hinaus wäre es unmöglich, das Problem der Menschenrechte im eigent- 
lichen Sinn des Wortes theologisch zu erwägen. 

2.1.1.2. Die Bedeutung des Evangeliums von der Rechtfertigung für die Frage nach dem 
Recht des Menschen. 

Es muß beachtet werden, daß sich eine im Sinne Luthers berechtigte Korrektur der Frage 
„Wie bekomme ich einen gnädigen Gott?“ nur auf ihren individualistisch-anthropologischen 
Charakter, nicht aber auf ihre theologische und soteriologische Orientierung beziehen darf. 
Die Antwort, die auf alle alten und neuen Fragen nach dem Heil durch Gott in Christus 
schon gegeben ist, darf auch durch die veränderte Problemstellung nicht als aufgehoben er- 
scheinen: ‚„‚Nun aber ist ohne Zutun des Gesetzes die Gerechtigkeit, die vor Gott gilt, offen- 
bart‘‘ (Röm. 3,21). Der Mensch ist nicht mehr ausgeschlossen, sondern neu in die Gerech- 
tigkeit Gottes gestellt. Unter der Vorgabe dieses Gottesereignisses bekommen Recht und 
Gesetz theologische Relevanz. Das Gerichtsurteil, das die Existenz des Menschen in der 
Verschlossenheit gegen Gott summarisch traf, gewinnt nun konkrete Aussagekraft in allen 
individuellen und sozialen Entscheidungsfragen menschlichen Handelns. Erst der durch das 
Evangelium befreite Mensch kann die gewissenschärfende Dynamik des Gesetzes erfahren, 
ohne dabei in ausweglose Verzweiflung zurückzufallen. Denn die Rechtfertigung ist als 
Versöhnung eine göttliche Tat schöpferischer Verwandlung, durch die Gott und Mensch 
— freilich in je verschiedener Weise — zu ihrem Recht kommen: Gott, indem er seinen 
Anspruch auf den Menschen wirksam geltend macht; der Mensch, indem er den neu er- 
schlossenen Zugang zu Gott findet, damit eigentlich erst zu sich selbst kommt und nun- 
mehr mit Hoffnung in den Kampf gegen alle Dunkelheit in sich und in der Welt eintreten 
kann. 

2.1.2. Die Würde des Menschen und die Menschenrechte. 

2.1.2.1. Die Menschenwürde in evangelischer Sicht. 

Die Würde des Menschen ist darin begründet, daß er Geschöpf des Schöpfers ist. Damit 
ist ihm sein Rechtstitel und seine personale Gottesbeziehung zugewiesen. Die gebrochene, 
verzeıtte und verleugnete Würde des Menschen ist in Christus wiederhergestellt und hat 
in ihm konkrete und endgültige Gestalt gewonnen: Ihm gilt das „axios‘‘-Prädikat (Apk. 
5,12), das ihn an die Seite Gottes stellt. Damit sind in ihm Rechtstitel und personale 
Beziehung des Menschen wieder anschaubar geworden. Zwischen der Würde des Menschen 
und der Würde des erhöhten Christus besteht so weitreichende Analogie. (Die anthropolo- 
gischen Aussagen des AT wurden in der kirchlichen Schriftauslegung von alters her typo- 
logisch auf Christus gedeutet, vgl. z. Augustins Auslegung zu Psalm 8, vgl. aber auch Röm. 
5,12ff.). 
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Die Schöpfungswürde des Menschen wird nicht oder nur in pervertierter Weise realisiert, 
wenn sie lediglich im Behaupten des Rechtstitels unter Absehen von der Gottesbeziehung 
wahrgenommen werden möchte. In der Abkehr von Gott, ebenso aber in allen Formen 
einer entpersonalisierten, institutionalisierten Verdinglichung der Gottesbeziehung (Paga- 
nismus, Legalismus, einseitiger Sakramentalismus) ist daher die Schöpfungswürde ständig 
aktiv und passiv bedroht. Andererseits befreit die in der Rechtfertigung vollzogene Neu- 
schöpfung zu neuer Verantwortlichkeit für die Wahrung der Menschenrechte in dieser Welt. 

2.1.2.2. Menschenwürde und Menschenrechte. 

Dieses Verständnis der Würde des Menschen hat für eine theologische Erörterung der 
Menschenrechtsproblematik deshalb Bedeutung, weil von ihr aus die Verantwortung 
des Menschen für den Menschen im Angesicht Gottes.besonders eindrucksvoll in den 
Blick kommt: Die Partnerschaft des Menschen mit Gott ist nur dort verwirklicht, wo der 
Mensch jeden Mitmenschen zu dieser Partnerschaft berufen weiß und ihm in diesem 
Sinn in seinem Handeln gerecht wird. Dieses Handeln entspricht der Würde des Menschen, 
wenn es sie als eschatologische Realität respektiert, d.h. wenn der jeweils Handelnde 
nicht meint, sie selbst begründen zu müssen, sondern bereit ist, ihr zu dienen — auch 
und gerade dort, wo das Verhalten seines Partners ihr scheinbar nicht entspricht. Das 
Wirken für die Menschenrechte des anderen ist daher eine spezifische Konkretion der 
Entschlossenheit zur Nächstenliebe. Zu den Besonderheiten eines Kampfes für die Rechte 
des Menschen im evangelischen Sinn gehört es, den Rechtstitel nie von der personalen 
Gottesbeziehung zu isolieren; der durch das Wort vom Kreuz wieder eröffnete Zugang 
zu Gott (der zugleich der Zugang zur Nachfolge Jesu ist) ist fundamentalstes Menschen- 
recht und zugleich Bewährung der wahren Menschenwürde. In der Verantwortung derer, 
die als Botschafter an Christi Statt in der Welt für den Menschen und sein Recht wirken 
wollen, muß diesem Element der vollen Menschenwürde besondere Aufmerksamkeit 
gelten. 

2.1.2.3. Die bleibende Spannung von Gesetz und Evangelium. 

Die Frage Tödts und Gloeges ‚‚Wie kriegt Gott seine Kreatur zurück? “ hat als gültige 
Aktualisierung des Rechtfertigungsglaubens in unserer Situation ihre bleibende Bedeutung. 
Ein zuwenig gründliches Weiterdenken könnte aber dem Mißverständnis verfallen, es gelte 
nun, das Evangelium, die Gabe, die die Würde des Menschen zur eschatologischen Rea- 
lität gemacht hat, pragmatisch in eine ethische (und dann gesetzliche) Doktrin umzu- 
münzen. Damit würde aber — theologisch gesehen — dem Evangelium umgekehrt die 
Funktion des Gesetzes zuerkannt. Kann der durch das Evangelium befreite Mensch in 
Alleinverantwortung Gott seine Kreatur verschaffen? Hier wäre doch sehr sorgfältig 
zu differenzieren, damit nicht eine maßlose und zugleich unevangelische Überforderung 
stattfindet. Allerdings bleibt das Wissen um die eschatologische Wirklichkeit der Ver- 
söhnung und Erlösung immer auch ein Stachel für die Christenheit, der eine Beruhigung 
bei wohlausgewogenen sozialethischen Programmen nicht ansteht. 

2.1.3. Individual- und Sozialaspekt in theologischer Perspektive. 

2.1.3.1. Menschenrecht als Recht des andern. 

Gerechtfertigt sein heißt nach evangelischem Verständnis: Freigemacht sein für das 
Recht des andern. So tritt also das Menschenrecht primär als Recht dieses andern in 
den Blick. Darum tritt die christliche Freiheit historisch in der Gestalt einer soziologi- 
schen Größe, der ekklesia, in Sicht. Sie ist nicht „Anstalt‘ individueller Heilsbeschaffung, 
sondern Ort exemplarisch-missionarischen Zusammenlebens im Leibe Christi. In diesen 
Lebensprozeß eingefügt erfährt auch jeder einzelne seine Befreiung zu personaler Würde; 
in ihm wird das Bewußtsein für Würde und Recht jedes einzelnen als Glied des Leibes 
Christi geweckt und lebendig erhalten. 

3.1.3.2. Das Problem der Macht. 

Nach neutestamentlichem und reformatorischem Verständnis liegt die spezifische Auf- 
gabe der Christengemeinde darin, als communio sanctorum vor der Welt zu existieren, 
Gottes Gerichts- und Gnadenwillen, die Verlorenheit und die Würde des Menschen zu 
proklamieren und die erfahrene Befreiung durch Taten der Liebe zu bezeugen. Die Liebe 
ist zwar selbst in der Lage, auf Menschen und Verhältnisse eine verwandelnde Macht- 
wirkung auszuüben. Da aber die Pervertierung der menschlichen Schöpfungswürde 
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(vgl. 2.1.2.1.) Kräfte des Chaos und des Terrors cntfesselt, deren Wirkungsmöglichkeit 
noch nicht endgültig gebrochen ist, bedeuten die Rechtsordnungen der Staaten und ihre 
Gewaltausübung einen notwendigen Schutz menschlichen Lebens vor Entstellung, 
Mißbrauch und Vernichtung. Sie nehmen damit die ordnende Funktion des göttlichen 
Gesetzes wahr und sind von der Christenheit zu respektieren, ja mitzutragen. 

2.1.3.3. Die Verantwortung der Theologie. 

Die theologische Erkenntnisaufgabe angesichts der Menschenrechtsproblematik kann 
nicht in der Fixierung eines neuen, vielleicht zeitgemäßeren Menschenrechtskataloges 
liegen, sondern im Artikulieren der christlichen Mitverantwortung im Kampf um eine ver- 
nünftige Gesellschaftsordnung. Zu nennen wären etwa die Probleme des Imperialismus, 
des Rassismus, des Klassenkampfes, der Toleranz und die Verantwortung für den Frieden. 

Inhaltlich wird die Sorge der Theologie hinsichtlich einer Konkretion der christlichen 
Mitverantwortung der Frage zu gelten haben, wie weit die Ordnungen gesellschaftlichen 
Zusammenlebens Raum geben für die Entwicklung und Entfaltung gemeinschaftsbezogenen 
personalen Lebens, für Selbsterkenntnis des Menschen im Angesicht des fordernden und 
tichtenden Gottes und für den Zugang des Menschen zur Würde der neuen Kreatur im 
Namen Christi. 

2.1.4. Communio sanctorum und Menschenrechte. 

2.1.4.1. Geistliche und politische Existenz. 

Die geistliche Existenz der Christenheit erweist sich als das Kernstück ihrer politischen 
Existenz. Indem sie das Wort von der Versöhnung proklamierend vollstreckt, das Mahl 
der Bundeserneuerung feiert und damit in der Gemeinschaft mit dem erhöhten Herrn 
den Anbruch der neuen Schöpfung erfährt, vollzieht sie die Grundgegebenheit des 
Menschseins, im geschöpflichen Gegenüber zu Gott zu leben. Wo sie dies tut, setzt sie 
vor aller artikulierten Menschenrechtsforderung auf eine nichtintendierte, indirekte Weise 
das Menschentrecht in Kraft. f ; 

2.1.4.2. Gottesdienst und Recht. 

Die Grundgegebenheit des Menschseins, einen Gottes-Dienst zu vollziehen, hat ihre 
Eigenart darin, daß sie ein Recht darstellt, das von der weltlichen Macht weder verliehen 
wird noch, falis es verweigert wird, von der christlichen Gemeinde eingeklagt werden 
kann. Die Nichtableitbarkeit der Hinwendung des Menschen zu Gott aus einem positiven 
Recht hat seinen Grund darin, daß sich die christliche Gemeinde vor Gott aus innerer, 
vom Heiligen Geist gewirkter Notwendigkeit versammelt. Gegenüber dieser Grundgegeben- 
heit ist die in einer staatlichen Verfassung gewährte Glaubens- und Kultfreiheit sekundär. 

2.1.4.3. Die Menschenrechte in der communio sanctorum. 

Indem die christliche Gemeinde als communio sanctorum existiert, setzt sie auf latente 
Weise innerhalb der Erhaltungsordnung einen säkularen Erkenntnis- und Verwirklichungs- 
vorgang in Bewegung. Auf ihn hinzuweisen, hat nicht den Sinn einer Legitimation vor 
der Welt aus den Werken, sondern den der Ermutigung, dasjenige unbekümmert zu tun, 
was nicht alsbaldige spektakuläre Weltwirkung verspricht (Act. 2,46b). Indem so die 
christliche Gemeinde Freiheit als Befreitsein von falscher Hörigkeit (Joh. 8,31—36), 
Gleichheit als die Solidarität der gerechtfertigten Sünder, Brüderlichkeit als die Zusammen- 
gehörigkeit derer, die einen Herrn und Vater haben (vgl. Philemonbrief), als pneumatisch- 
eschatologische Wirklichkeit lebt und erfährt, macht sie deren säkulare Äquivalente möglich. 
Dabei korrespondiert im Positiven wie im Negativen ihr Leben aus den Gaben des Heiligen 
Geistes ihrer Weltwirkung. Gerade wenn dies deutlich ist, wird es sinnvoll und notwendig, 
über die politische Durchsetzung von Menschenrechten nachzudenken. 


2.2. Theologische Überlegungen zur Durchsetzung der Menschenrechte 


Wenn die Allgemeinen Menschenrechte zuerst auch nur in Form einer Deklaration prokla- 
miert werden konnten, die die Staaten im Sinn eines einklagbaren Rechtes nicht bindet; 
so impliziert diese von der UNO anerkannte Deklaration doch auch das Ziel, Mittel und 
Wege zu suchen, um die verbindliche Geltung der Menschenrechte durchsetzen zu können. 
Das ist bisher in Konventionen geschehen, durch die einzelne Staaten sich in ihrer Souver- 
änität freiwillig begrenzen. Angesichts der sehr verschiedenen Gesellschaftsformen und der 
Vielfalt einander widersprechender Interessen bedingt das Prinzip der Freiwilligkeit einen 
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Demokratisierungsprozeß auf internationaler Ebene, der mit langen Zeiträumen rechnen 
muß. Dabei stellt sich die Frage nach den Mitteln und Methoden zur Durchsetzung der 
Menschenrechte, die im folgenden in theologischer Perspektive angegangen wird. 

2.2.1. Macht und Gewalt als Mittel zur Durchsetzung der Menschenrechte. 

Da die Menschenrechte stets ‚noch nicht‘ voll verwirklicht sind (auch sie unterliegen 
dem ‚eschatologischen Vorbehalt‘ und haben ‚geschichtlichen Charakter‘), erhebt sich die 
Frage, wie sie zu allgemeiner Geltung gebracht werden können. In diesem Zusammenhang 
kommen wir an der Machtfrage bzw. an der Frage der Gewaltanwendung nicht vorbei. 

Denn bestehende Machtverhältnisse sind, gerade wenn sie Unrechtsverhältnisse sind, ohne 

Anwendung von Gewalt nicht zu verändern. 

Dennoch werden Macht und Gewalt in zunehmendem Maße problematisch: 

— Die Lokalisierung der Macht wird komplizierter: Herrschaftsfunktionen werden aufge- 
splittert, delegiert, so daß die bestehenden Systeme sehr komplex sind und verschiedenste 
gesellschaftliche Bereiche bestimmend prägen: Politik, Wirtschaft, Ideologie, Bildung, 
Informationssysteme. 

— Die Anwendung von Gewalt wird immer problematischer: 

Es erhebt sich die Frage, ob Gewalt unter den gegebenen Umständen überhaupt noch als 
geeignetes Mittel zur Humanisierung bestehender Machtverhältnisse gelten kann. Sowohl 
im internationalen Bereich als auch im innerstaatlichen hat die zunehmende Verflech- 
tung aller gesellschaftlichen Bereiche und auch die zunehmende Störanfälligkeit einer 
hochindustrialisierten Gesellschaft die gewaltsamen Mittel zur Veränderung des Bestehen- 
den (Krieg, Revolution) problematisiert. 

Aus diesem Grunde gewinnt die Methode des Gewaltverzichts höchste Aufmerksamkeit 
als politisches Mittel zur Veränderung der Gesellschaft. Verzicht auf Gewalt bedeutet freilich 
nicht Verzicht auf Veränderung der Gesellschaft, so daß auch die Verfechter der Gewaltlosig- 
keit selbst mit Gewalt bekämpft werden. Dies zeigt den graduellen, aber nicht grundsätz- 
lichen Unterschied zwischen beiden Wegen. Auch Gewaltlosigkeit kann zur Macht werden. 
Oft sahen sich Verfechter der Gewaltlosigkeit (z.B. Mondlane) später zur Gewaltanwendung 
genötigt. Anwendung von Gewalt kann aber immer nur ultima ratio, letztes Mittel sein. 

Es geht aber nicht an, Gewaltanwendung nur den Vertretern des Bestehenden zuzuerkennen. 
„Wer in der Frage der Revolution pazifistisch argumentiert, in der Frage des Militärs aber 
nicht, enthüllt seine Argumentation als Ideologie der herrschenden Klasse“ (Helmut Goll- 
witzer). 

Deshalb ist die Frage nach den politischen Zielen einer Bewegung stets zu stellen. Es besteht 
eine Zweck-Mittel-Relation, d.h.: Es ist jeweils nach dem Zweck, aber auch nach der Zweck- 
dienlichkeit der angewandten Mittel zu fragen. Gewaltanwendung ohne solche Verantwor- 
tung pervertiert, wird unmenschlich und kann auch nicht der Durchsetzung der Menschen- 
rechte dienen. 

Gewalt als Mittel zu einem Zweck kann nur verantwortet werden, wenn sie als Mittel im 
Rahmen einer politischen Strategie eingesetzt wird. Die Rationalität des eingesetzten Mittels 
ist dabei kritisch zu erweisen. Ohne Einbindung in solch ein System muß Gewalt notwendig 
eskalieren. Gerade Gewalt darf nicht bloß ‚gebraucht‘ werden. 

In die permanente Zweck-Mittel-Diskussion gehört auch die Rückfrage nach den gesell- 
schaftlichen Umständen. Denn oft ist die Rechtfertigung revolutionärer Veränderungen in 
dem Unrecht, dem sie entgegentreten, zu finden. Die flagrante Verletzung von Menschen- 
rechten kann eine Situation schaffen, die Gewaltanwendung zum Zweck der Veränderung 
der Gesellschaft als das ‚kleinere Übel‘ erscheinen läßt. 

Schlußfolgerung: Da die Unterscheidung von Macht und Gewalt geschichtlicher Natur ist, 
vermögen beide weder bestehende Herrschaftsverhältnisse einfach zu rechtfertigen noch 
letztgültige, unüberholbare herbeizuführen. Sie bedürfen beide kritischer Rückfrage. Als 
Mittel im Dienst einer ‚besseren Gesellschaftsordnung‘ (der Begriff unterliegt freilich selbst 
ständiger Rückfrage) kann Gewaltanwendung nicht völlig ausgeschlossen werden. Sie ist 
aber nur als ‚letztes Mittel‘ einzusetzen, sie kann stets nur unter Vorbehalt und mit schlech- 
tem Gewissen (Bonhoeffer) verantwortet werden. Verminderung von Gewalt auf der einen, 
Machtbegrenzung auf der anderen Seite ergeben sich daraus als Konsequenz. 


(39) 


490 


2.2.2. Die Unterscheidung von Legalität und Legitimität. 

Legalität ist eine notwendige Kategorie für das Funktionieren eines rechtlich geordneten 
Herrschaftssystems. Sie setzt das Vorhandensein einer für alle verbindlichen Rechtsordnung 
voraus. Seit Kant und Fichte bezeichnet Legalität die Übereinstimmung einer menschlichen 
Handlung mit dem kodifizierten Recht im Unterschied zur Moralität (Sittlichkeit). 

Legitimität dagegen ist eine bereits dem Mittelalter geläufige, gegen die Tyrannei gerichte- 
te Kategorie. Im Gegensatz dazu wurde sie in der Zeit der „Heiligen Allianz‘ in den Dienst 
reaktionärer Geschichtsinterpretation gestellt, indem mit ihrer Hilfe den fortschrittlichen 
Bewegungen das moralische Recht streitig gemacht wurde. Immer ist aber Legitimität einer 
das positive Recht transzendierenden Autorität verpflichtet (göttliches Recht, ‚Sittengesetz‘, 
Einsicht in die Notwendigkeit, auch Menschenrecht). Nach marxistischem Verständnis 
lautet dies: „Die Legitimität der DDR als demokratischer deutscher Rechtsstaat ergibt sich 
aus ihrem Charakter als Arbeiter- und Bauern-Staat, der mit den objektiven gesellschaftlichen 
Entwicklungsgesetzen und dem geltenden Völkerrecht ... übereinstimmt.‘ 

Die Unterscheidung von Legalität und Legitimität ist besonders wichtig: Da Machtverhält- 
nisse in der Regel ihre Aufrechterhaltung erst einer bestimmten Rechtsauffassung und be- 
stimmten Rechtsordnungen verdanken, kann von der Legalität einer bestehenden Ordnung 
her nicht ohne weiteres auf deren Legitimität geschlossen werden. Diese Unterscheidung 
wird auch von der marxistischen Rechtsauffassung beachtet: „Während z.B. die west- 
deutsche Regierung mittels der Notstandsverfassung die Errichtung der autoritären Herr- 
schaft des Monopolkapitals betreibt und damit Verfassungsbruch begeht, befindet sich die 
gesamte Politik der illegalen KPD in Übereinstimmung mit dem Grundgesetz der Bundes- 
republik.“ 

Maßstab für Legitimität nach christlichem Verständnis ist das Menschenbild, wie es sich 
vom Evangelium her darstellt. Es kann diesen Dienst leisten, weil es gegenüber den Rechts- 
ansprüchen der verschiedenen Traditionen die übergeordnete Frage nach dem Willen Gottes 
wachhält und seinen Anspruch nicht allein aus menschlichen Interessen ableitet. Dadurch 
wird es möglich, die Menschenrechte, die sich nicht in jedem Falle mit dem einklagbaren 
Recht des Menschen decken, im Sinne des Liebesgebots (Luk. 10,27) zu qualifizieren. 

Schlußfolgerung: Im Eintreten für den Menschen und die Menschenrechte gewinnt unser 
Handeln seine Legitimität. Doch kann dabei nicht in jedem Falle auch Legalität innerhalb 
eines Herrschaftssystems vorausgesetzt werden. Gerade um der Durchsetzung der Menschen- 
rechte willen kann Illegalität unumgänglich sein. Aber auch in diesem Falle kann die Ent- 
scheidung nur auf Grund kritischer Reflexion (Situation — Mittel — Zweck) gefunden wer- 
den. Selbst wenn die Menschenrechte der Menschenrechtsdeklaration der UNO einklagbares 
Recht (für den einzelnen) und durchsetzbare Rechtswirklichkeit (für die Staaten) wären, muß 
davon ausgegangen werden, daß diese anzustrebende Legalität in Richtung auf ‚mehr Mensch- 
lichkeit‘ zu transzendieren sei. 

2.2.3. Die Menschenrechte als Kriterium für Machtausübung und Gewaltanwendung. 

Mit der Kodifizierung der Menschenrechte (wir sehen in ihnen einen überholbaren und 
ausbaufähigen Katalog) ist eine neue Phase in der Ausformung der Menschenrechte erreicht. 
Die Kodifizierung überträgt ‚die unveräußerlichen Menschenrechte aus der erhabenen, aber 
unsicheren und umstrittenen Sphäre des Naturrechts und der einfachen Erklärungen auf die 
Ebene des wirklichen Rechts und sichert ihnen die Sanktionen der internationalen Gemein- 
schaft‘, formulierte H. Lauterpacht ganz am Anfang (1947) der Entwicklung. Inzwischen 
hat es sich herausgestellt, daß die Durchsetzung der Menschenrechte in konkreten Fällen 
recht schwierig ist. Sie scheitert zumeist an der Ohnmacht und Unverbindlichkeit der UN- 
Organe, deren Sanktionen von den betroffenen Herrschaftssystemen unter Hinweis auf den 
‚inneren‘ Charakter des Problems abgewiesen werden können. Solange es keine international 
anerkannten Machtorgane gibt, die auf die Verhältnisse in den Staaten und Systemen tat- 
sächlich einwirken können, werden die Menschenrechte allenfalls zitiert, aber nicht durch- 
gesetzt werden können. Trotzdem haben sie eine Zeigefunktion. Sie ermöglichen Kritik an 
bestehenden Unrechtsverhältnissen, verschaffen u. U. auch Revolutionären in ihrem Kampf 
die moralische Legitimation, aber sie limitieren auch die Gewaltanwendung, indem sie im 
Feind den Menschen sehen und dessen Grundrechte anerkennen lehren. Gerade ihre Bewäh- 
rung im Kampf für sozialen Wandel, mehr Gerechtigkeit und Frieden könnte dazu führen, 


491 


daß die historisch bedingte Begrenztheit der Menschenrechte (aufklärerisches Menschenbild, 
individualistische Engführung, westlicher Kontext usf.) überwunden wird. 

2.2.4. Das Problem der „strukturellen Gewalt“ und die Menschenrechte. 

Es bedeutet zweifellos eine Verkürzung der Problematik, wenn man in die Reflexion der 
Mittel-Zweck-Relation nur den Einsatz von physischer Gewalt einbezöge. Nicht allein der 
Einsatz von Militär und Polizei und die Anwendung von gewaltsamen Methoden im Straf- 
vollzug und im Zuge der Aufrechterhaltung einer bestehenden Ordnung verstoßen gegen die 
Integrität der menschlichen Person im Sinne von Art. 3 der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte. In der ökumenischen Sozialethik spielt deshalb der Begriff der ‚strukturellen 
Gewalt‘ eine große Rolle d.h. auch die Unterwerfung der Menschen unter bestimmte system- 
immanente politische oder gesellschaftliche Strukturen kann sein „Recht auf Leben, Freiheit 
und Sicherheit der Person“ antasten. Rechtliche, politische oder ökonomische Benachteili- 
gung bestimmter sozialer, nationaler, rassischer oder religiöser Gruppen (Minderheiten) be- 
deutet die Fortsetzung der Anwendung von nackter Gewalt mit ‚friedlichen‘ Mitteln. 

Schon aus diesem Grund kann Gewaltverzicht nur Verzicht auf die Anwendung von physi- 
scher Gewalt bedeuten, nicht aber Verzicht auf Veränderung der Gesellschaft und ihrer 
Strukturen. 

Ebenso wichtig für die Durchsetzung der Menschenrechte ist die Verfügungsgewalt über 
die Information. Information bedeutet in immer stärkerem Maße Macht und Entscheidungs- 
fähigkeit. Teilhabe an Informationen führt zu Kompetenz im gesellschaftlichen Leben, Aus- 
schluß von Informationen dagegen begründet Inkompetenz. Der unterschiedliche Zugang zu 
Informationen und Informationsmedien bringt eine Hierarchie hervor, in der die Mehrwissen- 
den über die Wenigerwissenden herrschen. Zwar kann es nicht unsere Aufgabe sein, be- 
stehende Abhängigkeiten aufzuheben (sie sind ja u.U. gesellschaftlich notwendig) oder un- 
kritisch zu leugnen. Ein vollkommenes Reich der Freiheit kann es in der Geschichte nicht 
geben. Freiheit existiert nur in den jeweils gegebenen Spielräumen. Deshalb gibt es auch 
schrankenlose Freiheit nicht, zumal das Recht des anderen die Grenze der eigenen Freiheit 
setzt (s. Art. 29[2]). Freiheit bedeutet konkret jeweils: Offenhalten von Spielräumen inner- 
halb des Gegebenen. 

Wenn unter den gegenwärtigen Bedingungen Information ein Schlüssel zur Macht ist, 
wird verantwortlicher Umgang mit Informationen Grundbedingung menschlicher Freiheit. 
Dazu genügt nicht freies Angebot und freier Konsum von Informationen. Es ist vielmehr 
nötig, bestehende Abhängigkeiten durchschaubar und bewußt zu machen und ein Wertsystem 
zur Einschätzung von Informationen zu entwickeln. 

Nicht der Gebrauch neuer Techniken allein und auch nicht die Anonymität moderner 
Kommunikationsmittel als soiche bergen die Gefahr der Deformierung des Menschen in sich, 
sondern der verantwortungslose und unreflektierte Gebrauch dieser Mittel. Deshalb müssen 
auch die Informationsmittel als Elemente struktureller Gewalt kritisch nach ihren Zielen bei 
der Beeinflussung der Menschen befragt werden. 

Manipulation hat dort ihre Grenze, wo solche bestehenden Abhängigkeiten bewußt und 
durchschaubar gemacht werden können. Auch hier ist die Transzendierung des Gegebenen 
in Richtung auf ‚mehr Menschlichkeit‘ unsere Aufgabe, die eine Strategie der Veränderung 
nötig macht. 

Das Problem der Gewalt kommt noch einmal im Erziehungsbereich auf uns zu. Auch hier 
handelt es sich ja um die Beeinflussung von Menschen durch Menschen: „Bildung als Praxis 
der Herrschaft‘ (Paulo Freire). Hier werden Bewußtseinsinhalte vermittelt, die von einer 
bestimmten Ideologie (in der DDR: Marxismus-Leninismus) abgeleitet und bestimmten 
gesellschaftlichen Strukturen verpflichtet sind (in der DDR: die entwickelte sozialistische 
Gesellschaft). Die Aufgabe besteht darin, im gegebenen Spielraum, und d.h. auf dem Boden 
dieser Gesellschaftsordnung, ein Mehr an Menschlichkeit zu erkunden und herbeizuführen zu 
helfen. Auch dabei werden die Menschenrechte (bes. Art. 26[1]: „Jeder Mensch hat das 
Recht auf Bildung“) nicht als einklagbares Recht, aber im Sinne einer Zeigefunktion bedeut- 
sam sein. Auch im Bereich von Erziehung und Bildung werden Mittel und Zweck aufeinan- 
der bezogen werden müssen; denn Bildung ist nicht nur um der Bildung willen ein Recht 
des Menschen. Sie ist nicht Selbstzweck, sondern sie muß dem Menschen (Individuum und 
Gesellschaft) dienen. 
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2.2.5. Gewissensbildung als Mittel zur langfristigen Verwirklichung der Menschenrechte. 

Die kodifizierten Menschenrechte ermöglichen einen Lernprozeß. Die Herausbildung eines 
Weltgewissens geschieht nicht von heute auf morgen. Deshalb ist es nötig, die Menschen- 
rechte zu zitieren und zu propagieren, auch wenn sich gewisse Grundrechte nie völlig und 
an manchen Stellen der Welt noch gar nicht verwirklichen lassen. Weil auch das Bewußtsein 
auf das Sein zurückwirkt, sind Bewußtseins- und Gewissensbildung eine wichtige Aufgabe 
für die Zukunft der Menschheit. Die Dynamik der gesellschaftlichen Entwicklung verlangt 
zwar rasches Handeln und baldige Veränderung der Machtstrukturen. Wenn aber gewonnene 
Positionen nicht schon bald wieder verloren und erkämpfte Rechte nicht in der nächsten 
Generation schon wieder verspielt sein sollen, ist es erforderlich, die Gewissen der Menschen 
zu prägen, sie zu sensibilisieren. Daß ein schlechtes Gewissen besser als ein ‚salviertes‘ sein 
kann, hat Dietrich Bonhoeffer bereits erkannt und ausgesprochen. 

Zu solcher Bewußtseinsbildung wird auch gehören, daß die Menschen erkennen, daß die 
Kodifizierung bestimmter Menschenrechte nicht genügt, sondern daß es gilt, den ‚Geist‘ sol- 
cher Formulierungen, Deklarationen und Konventionen zu bewähren. Auch darf das Vor- 
handensein solcher Kodifizierungen nicht zu einem neuen Legalismus verführen. Die Unabge- 
schlossenheit und Überholbarkeit aller Ordnungen verlangt nach kritischer Weiterentwicklung 
des Rechts und auch der Menschenrechte. Das christliche Menschenbild könnte zum Stimulans 
für eine dynamische Weiterentwicklung der Menschenrechte werden. 

2.2.6. Die Notwendigkeit der Institutionalisierung der Menschenrechte. 

Auf die Kodifizierung der Menschenrechte wurde bereits hingewiesen. Diese kann aber nur 
der erste Schritt auf dem Wege zu einer Institutionalisierung der Menschenrechte sein. Denn 
wirkliche Verbindlichkeiten erlangen sie erst, wenn es möglich ist, ihre Verletzung mittels 
Sanktionen zu ahnden bzw. ihre Durchsetzung zu erzwingen. Dies setzt jedoch eine aner- 
kannte Verbindlichkeit der Menschenrechte in allen Staaten voraus. Ohne Vollzugsorgane der 
UNO (bzw. deren mächtigerer Nachfolgeorganisation) dürfte es wohl kaum eine internationale 
Durchsetzung der Menschenrechte geben. Auf dem Wege dahin kann es institutionalisierte 
Zwischenlösungen geben: Konventionen, Verträge, Abkommen. Ohne den Versuch einer 
Institutionalisierung müssen die Menschenrechte Lippenbekenntnisse bleiben. Alle solche 
Versuche werden jeweils offengehalten werden müssen für sachlich notwendige Ergänzungen 
und Korrekturen. Insofern ist der Kampf für die Verwirklichung der Menschenrechte nie abge- 
schlossen. Dieser Kampf führt uns auf die politische Ebene, weil er mit politischen Mitteln 
ausgetragen werden muß. 

Daß dabei das Recht des Menschen nicht vergessen werde, könnte Inhalt und Auftrag kon- 
kreten christlichen Zeugnisses in dieser Phase des Kampfes für die Durchsetzung der Menschen- 
rechte sein. 


2.3. Ergebnis: Normativität und Relativität der Menschenrechte 


2.3.1. Die in der Uno-Deklaration kodifizierten Menschenrechte sind das Ergebnis einer 
geschichtlichen Entwicklung, in deren Verlauf sie sich additiv herausgebildet haben (vgl. 
1.1.). Die Menschenrechte erweisen sich als sachlich und zeitlich unabgeschlossen. Sie sind 
nicht gottgegeben. 

2.3.2. Infolge des individualistisch bestimmten Menschenbildes der Deklaration wird der 
Verflochtenheit des einzelnen in soziale Gruppen und übergreifende gesellschaftliche Zu- 
sammenhänge kaum Rechnung getragen. Daraus ergab sich die Frage nach dem Verhältnis 
von Individuai- und Sozialaspekt (vgl. 2.1.3.) und nach der Bedeutung der Macht (2.2.1.) 
und den Kriterien für ihre Ausübung (2.2.3.). 

2.3.3. Es gibt daher kein allgemein verbindliches Verständnis der Menschenrechte. Ihre 
Interpretation und ihre Gestaltung ergeben sich jeweils aus der gesellschaftlichen Situation. 
Ihrer Geschichtlichkeit korrespondiert ihre Relativität. 

2.3.4. Trotz ihrer unterschiedlichen Interpretation ist das Faktum kodifizierter Menschen- 
rechte von Gewicht. Entscheidend ist dabei weniger, wie sich die Deklaration zu ihrem Histo- 
rischen Ursprung bzw. zu ihrem gegenwärtigen Verständnis verhält. Entscheidend ist vielmehr, 
welche Relevanz dieses Faktum trotz aller Relativität und Überholbarkeit der Menschen- 
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rechte hat. In ihrer weltweiten Respektierung ist nicht nur eine formale Gemeinsamkeit 
zu sehen, sondern die Übernahme von Verantwortung für alle Menschen. 

2.3.5. Ein pluralistisches Verständnis der Menschenrechte muß ebenso abgelehnt werden 
wie ein ungeschichtlich-normatives. Dennoch existiert in den kodifizierten Menschentechten 
ein gemeinsamer Nenner für das Verständnis von Menschsein trotz aller unterschiedlichen 
Interpretation. Denn hinsichtlich der Intention besteht Übereinstimmung: Es geht um die 
Bewahrung des Menschen in seiner Menschlichkeit und Menschenwürde. — Die Konkretion 
wird jedoch in jedem Falle situationsspezifische Züge tragen müssen. Das soll im folgenden 
für die Situation in der DDR ausgearbeitet werden. 

Ge) 

3.2.1.3. Förderung der Familie. 

Die sozialistische Gesellschaft mißt der Entwicklung guter und tragfähiger Familienbe- 
ziehungen große Bedeutung bei. Sie geht davon aus, daß im Sozialismus durch die Beseiti- 
gung der gesellschaftlichen Ursachen für entfremdete F amilienbeziehungen ein Ehe- und 
Familientypus neuer Art entstanden ist, der gesetzlich geschützt werden muß. Das Recht 
der Bürger auf staatlichen Schutz ihrer Ehe und Familie, auf Achtung der ehelichen und 
familiären Bindungen ist verfassungsmäßig verankertes Grundrecht. Mit dem Familiengesetz 
vom 20. Dezember 1965 haben sich Staat und Gesellschaft darüberhinaus verpflichtet, die 
Familie in jeder geeigneten Weise zu fördern. In der Präambel des Familiengesetzes wird 
auf die „große persönliche und gesellschaftliche Bedeutung von Ehe und Familie und auf 
die Aufgabe jedes einzelnen und der gesamten Gesellschaft, zum Schutz und zur Entwick- 
lung jeder Familie beizutragen‘‘ hingewiesen. 

Die besondere Verantwortung der Eltern für die Erziehung ihrer Kinder im Rahmen der 
Familie wird ausdrücklich hervorgehoben. Die Gesellschaft nimmt an der Kindererziehung 
dadurch teil, daß sie die Eltern durch entsprechende Maßnahmen, Einrichtungen und 
Organe darin unterstützt, „ihre Rechte und Pflichten bei der Erziehung der Kinder ausüben 
(zu) können“ ($ 3 Abs. 2). Diese Unterstützung kommt besonders im materiellen und so- 
zialen Bereich zur Geltung, z.B. durch die Gewährung von Krediten, Kindergeldern und 
anderen finanziellen Vergünstigungen sowie durch den weiteren Ausbau kommunaler oder 
betrieblicher Einrichtungen wie Kinderkrippen, Kindergärten, Schulhorten, Dienstleistungs- 
betrieben usw. Angesichts der in der sozialistischen Gesellschaft weithin geübten und staat- 
lich geförderten Praxis, daß beide Eltern in einem festen Arbeitsverhältnis stehen, sind auf 
diesem Gebiet echte Voraussetzungen dafür geschaffen worden, daß die Eltern von den An- 
forderungen der materiellen Existenzsicherung ihrer Familie weitgehend entlastet werden 
und sich den spezifischen Aufgaben in Familie und Erziehung besser widmen können. Die 
Notwendigkeit der Vorbereitung Junger Menschen auf Ehe, Familie und Kindererziehung 
wird in diesem Zusammenhang betont. 

Hinsichtlich der materiellen Sicherung von Ehe und Familie und der Unterstützung bei 
der Erziehung der Kinder ist in der DDR Art. 16 Abs. 3 der Deklaration der Menschen- 
rechte weitgehend verwirklicht. Dort heißt es: „Die Familie ist die natürliche und grund- 
legende Einheit der Gesellschaft und hat Anspruch auf Schutz durch Gesellschaft und 
Staat.“ Im „Entwurf einer Konvention über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte“ 
von 1966 ist dieses Recht durch die Aussage ergänzt, daß der Familie, ‚die die natürliche 
und grundlegende Einheit der Gesellschaft ist, ... größtmöglicher Schutz und Hilfe gewährt 
werden (soll), insbesondere zu ihrer Gründung und solange sie für die Betreuung und 
Erziehung minderjähriger Kinder verantwortlich ist ...“ 

Die starke Betonung materieller und sozialpolitischer Maßnahmen zur F örderung der 
Familie macht aber auch die Grenzen deutlich, die den Bemühungen um die Entwicklung 
tragfähiger Familienbeziehungen in der DDR gesetzt sind. Die staatliche und gesellschaft- 
liche Förderung der Familie beschränkt sich weitgehend darauf, die Konflikte und Be- 
lastungen abzufangen, die sich aus der Trennung von Berufswelt und Familie ergeben, vor 
allem hinsichtlich der damit verbundenen Doppelrolle der Frau als Berufstätige und als 
Mutter und Erzieherin ihrer Kinder. Trotz der postulierten und vom Staat mit seinen 
Förderungsmaßnahmen demonstrierten prinzipiellen Übereinstimmung von gesellschaft- 
lichen und familiären Interessen sind viele dieser Maßnahmen in erster Linie unter dem 
Gesichtspunkt der Notwendigkeit der vollen Aufrechterhaltung der Produktion konzipiert. 
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Wie die familiären Beziehungen unter diesen Bedingungen zu aktivieren und qualitativ 

zu verbessern sind, läßt die Familiengesetzgebung weitgehend offen. Zwischen beiden 
Erfordernissen bleibt trotz aller gesellschaftlichen Bemühungen eine nicht zu überwinden- 
de Differenz bestehen. Das Bemühen, die volle Arbeitsfähigkeit der werktätigen Frau und 
Mutter zu sichern, kollidiert zwangsläufig mit dem Bemühen, ihre Aufgabe als Mutter 
und erste Erzieherin ihrer Kinder im Rahmen der Familie zu betonen. Aus diesem Grund 
scheint es fraglich, ob viele der getroffenen sozialpolitischen Maßnahmen überhaupt ihrem 
Ziel, der Förderung der Familie, zugute kommen können. 


Eine gemeinsame Arbeitsgruppe des Ausschusses „Kirche und Gesellschaft‘ und 
des Sekretariats des BEK hat zum Thema Menschenrechte als Vorbereitung für 
die ÖRK-Konsultation in St. Pölten eine Ausarbeitung vorgelegt. Einer Übersicht 
über die Verwirklichung der Menschenrechte in den Rechtsordnungen der DDR 
und einer Auswertung der DDR-Literatur zum Thema ist die folgende theologi- 
sche Zusammenfassung vorangestellt: 


AUSARBEITUNG DER GEMEINSAMEN ARBEITSGRUPPE DES 
AUSSCHUSSES „KIRCHE UND GESELLSCHAFT“ UND DES 
SEKRETARIATS ZUM THEMA MENSCHENRECHT (1. Teil) 


Vom Juni 1974°° 


Zur theologischen Relevanz der Menschenrechte 


1. Als Ansatz für eine theologische Begründung christlichen Handelns für den Menschen 
und die Menschenrechte soll vor allen konfessionellen Ausprägungen des christlichen Glau- 
bens die folgende Aussage zugrunde gelegt werden: 

Gott hat den Menschen und seine Welt in seinem Sohn Jesus Christus endgültig und 
unwiderruflich angenommen und bejaht. Diese zentrale, im Ereignis der Inkarnation be- 
gründete Grundtatsache des christlichen Glaubens wird in der Tradition mit verschiedenen 
Begriffen ausgesagt und verkündigt: Rechtfertigung, Erlösung, Versöhnung, Befreiung u. a. 

2. Die endgültige Annahme des Menschen und seiner Welt durch Gott besagt, daß Gott 
den Menschen gerade als von sich verschieden annimmt. Dabei werden Mensch und Welt 
nicht von Gott usurpiert, also weder vergottet noch versklavt. 

Vielmehr werden sie wirklich angenommen und damit in ihr Eigenes und Eigentliches 
hinein freigesetzt. Das bedeutet: der Mensch wird menschlich, die Welt wird weltlich. Deshalb 
bejaht der christliche Glaube die Menschlichkeit des Menschen und die Weltlichkeit der 
Welt. In der Annahme durch Jesus Christus wird der Mensch zu wahrer Menschlichkeit 
befreit und damit befähigt, die Welt in ihrer radikalen Weltlichkeit zu belassen. 

3, Menschlichkeit des Menschen und Weltlichkeit der Welt sind im Glauben an die an- 
nehmende und freisetzende Liebe Gottes zu verstehen als „ursprünglich“ christiche Phäno- 
mene. 

Von daher können Christen den mit Beginn der Neuzeit zutage tretenden universalen 
Verweltlichungsprozeß, in dessen Vorlauf der Mensch in den Mittelpunkt der Weltbetrach- 
tung rückte und es zur Ausbildung der Menschenrechte kam, positiv würdigen. Dieser Prozeß 
ist in seinem Grundzug, wenn auch nicht in seinen einzelnen historischen Ausprägungen, 
für den Christen nichts Fremdes, weil er im Horizont der endgültigen, freisetzenden An- 
nahme alles Menschlichen und Weltlichen durch Gott in Jesus Christus geschieht. Natur- 
rechtsdenken, Individualismus, Rationalismus und schließlich dialektischer Materialismus 
können als historische Ausprägungen dieses Verweltlichungsprozesses angesehen werden. 
Christen können in ihnen einen Beitrag sehen, die Welt immer deutlicher in das einzu- 
setzen, was sie durch das Kommen Jesu Christi bereits geworden ist: weltliche und mensch- 
liche, weil befreite Welt. 


50. Dieser Teil der Ausarbeitung ist abgedruckt in epd-Dok. Nr. 5/1975, S. 75f. 
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Das Menschenrechtsdenken, der Prozeß der immer weiteren Ausgestaltung der kodifizier- 
ten Menschenrechte sowie der Kampf um ihre umfassende Verwirklichung müssen als Höhe- 
punkte in diesem Prozeß gesehen und bejaht werden. 

4. Weil christliche Verantwortung für den Menschen und für sein Recht in der endgültigen 
Annahme des Menschen durch Gott begründet ist, ist sie wesenhaft gläubiger Nachvollzug 
dieser befreienden Annahme. In der Frage des Einsatzes für die Menschenrechte bedeutet 
das, daß Christen die Menschenrechte bei aller Einsicht in ihre historische Bedingtheit, 
Unabgeschlossenheit und Relativität als Ausdruck einer deutlich zu Wort gekommenen Sorge 
um den Menschen verstehen. Die Menschenrechte sind darauf gerichtet, den Menschen immer 
mehr Mensch werden und darin zu sich selbst kommen zu lassen. Darum können Christen 
die Auseinandersetzung um ihre weitere Ausgestaltung als ein konkretes Handlungsfeld an- 
sehen, in dem sie selbst die befreiende Annahme der Welt durch Gott zu bezeugen haben. 
Dabei hat christliche Verantwortung besonders darauf zu achten, daß die Menschenrechte 
als Rechte des anderen gestaltet und durchgesetzt werden, den Gott ebenfalls geschaffen, 
befreit und zum Dienst berufen hat. 

5. Der Sozialismus begegnet uns als die gegenwärtig radikalste Ausprägung des neuzeit- 
lichen Säkularisierungsprozesses. Nach Individualismus und Rationalismus bringt er die 
soziale Bedingtheit des menschlichen Lebens zum ersten Mal in einem umfassenden System 
zum Ausdruck. 

In dem Maße, wie im Sozialismus der Mensch als Mensch und die ihn umgebende Welt 
als weltlich ernstgenommen wird, erscheint auch der Sozialismus in seinen’ Grundanliegen 
im Horizont der freisetzenden Annahme der Welt und des Menschen durch Gott in Jesus 
Christus. Von hier aus ergeben sich Rückfragen nach der Stellung der Christen zum sozia- 
listischen Verständnis der Menschenrechte. In seinem Eintreten für die Menschenrechte 
wird der Sozialismus unter den gegebenen ökonomisch-sozialen Verhältnissen im Weltmaß- 
stab zu einer Anfrage und Herausforderung an die Christen, die in ihrem Eintreten für das 
Recht des Menschen in der Vergangenheit der gegenseitigen Bezogenheit von Individuum 
und Gesellschaft oft nicht genügend Beachtung geschenkt, vielmehr den Individualaspekt 
einseitig betont haben. 


Die Studiengruppe UNO der Christlichen Friedenskonferenz in der DDR hat aus 
ihrer Sicht eine Arbeit „Zur Bedeutung und Problematik der Menschenrechte“ 
vorgelegt. In einem Vortrag vor der Synode des Görlitzer Kirchengebietes 

nahm Bischof Fränkel das Thema auf, wobei er die Menschenrechte von der 
lutherischen Rechtfertigungslehre her theologisch begründete und auch auf die 
Situation in der DDR einging. 


VORTRAG VON BISCHOF FRÄNKEL VOR DER PROVINZIALSYNODE 
DER EVANGELISCHEN KIRCHE DES GÖRLITZER KIRCHENGEBIETES 
VOM 4. BIS 7. APRIL 1975 (AUSZUG) 


Das Zeugnis der Bibel in seiner Bedeutung für die Menschenrechte 


(...) Wenn wir unserem Thema gerecht werden wollen, dann müssen wir nach dem rechten 
Verständnis des Gesamtzeugnisses der Bibel fragen. Wir verstehen das Zeugnis der Bibel nur 
dann recht, wenn wir den Artikel evangelischer Lehre beachten, mit dem nach den Worten 
Martin Luthers die Kirche steht und fällt, den Artikel von der Rechtfertigung des Sünders 
allein aus Gnaden, allein durch den Glauben. Dieser Artikel sagt uns, daß wir Menschen 
und unsere Welt nach dem Zeugnis der Bibel durch die Sünde so blind für Gott, so gottent- 
fremdet sind, daß wir nur dann Zugang zu Gott haben und vor ihm bestehen können, wenn 
wir seine Gnade, wie sie uns in Christi Kreuz und Auferstehung begegnet, im Glauben an- 
nehmen. Das aber bedeutet, wir vermögen nicht aus der Welt als Schöpfung Gottes eine 
Ordnung ewiger Werte und Normen zu erkennen, aus der wir eine für alle Zeiten verbindliche 
Ordnung der Menschenrechte ableiten könnten. Denn im Zeugnis der Bibel ist die Sünde in 
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ihrer Radikalität offenbar. Der Mensch ist ganz von der Sünde durchdrungen. Die Welt ist 
gefallene Welt, die vergeht, und kann darum nicht mehr als Widerspiegelung göttlichen 
Seins und Trägerin schöpfungsmäßiger Ordnung verstanden werden. Jede menschliche 
Rechtsordnung, auch der idealste Menschentechtskatalog, ist nicht als ein dem Sündenfall 
entrückter Bereich anzusehen, sondern trägt die Struktur einer gefallenen Welt. Es gibt 
keinen Wirklichkeitsbereich, an dem die klare Scheidung von Schöpfung und Sünde vorge- 
nommen werden könnte, weil die Sünde alles durchdringt. 

Bei allem Respekt vor der schon erwähnten, von den Vereinten Nationen verkündeten 
„Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte‘ muß doch klar gesagt werden, daß die hier 
vollzogene Ableitung von Rechten und Ansprüchen aus der Natur des Menschen vor dem 
Artikel der Rechtfertigung nicht bestehen kann. Die Frage nach den natürlichen Rechten 
und Ansprüchen wird eben nicht im Urteil des Menschen, sondern im Urteil Gottes ent- 
schieden, und dieses Urteil kann in Auslegung der Rechtfertigung nur so lauten: Jeder 
Mensch hat durch den.Fall sein Recht vor Gott und Menschen verwirkt. Im Kreuz Jesu 
Christi wird dieses Urteil offenbar. Es geht hier um den Totalverlust des Menschenrechtes, 
nicht um irgendwelche, in einer bestimmten Rechtsgemeinschaft festgelegten Rechte, die 
den Gliedern dieser Gemeinschaft durch Gesetz zustehen. Darum ist es unmöglich zu sagen, 
daß der Mensch aus seiner Natur zwar kein Grundrecht vor Gott ableiten könne, wohl 
aber vor den Menschen. Jeder solche Versuch würde den Ernst des im Kreuz Christi 
ergehenden Urteils antasten. Daß dem natürlichen Menschen keine andere Begründung 
bleibt, ändert nichts daran, wie andererseits eine solche Begründung das Bemühen um 
den Schutz des Menschen vor Unrecht nicht einfach illusorisch macht. Aber: Wie kann 
es angesichts dieses Tatbestandes noch ein Eintreten der Kirche für die Menschenrechte 
als Wahrung kirchlicher Verantwortung für das irdische Recht geben? Scheint nicht jeder 
Versuch, dem Zeugnis der Bibel einen hilfreichen, positiven Beitrag für die Frage nach 
den Menschenrechten zu entnehmen, unmöglich zu sein? Aber es scheint nur so. Was wir 
zu erweisen suchten ist, daß es jedenfalls kein evangelisches Rechtszeugnis und darum 
auch keine Verantwortung der Kirche für die Menschenrechte unter Umgehung des Artikels 
von der Rechtfertigung gibt. Aber wir haben bisher nur eine Seite betrachtet und müssen 
uns nun der anderen entscheidender zuwenden. 

Bisher sprachen wir von der Rechtfertigung des Sünders. Nun aber müssen wir von der 
Rechtfertigung des Sünders sprechen. In Jesu Christi Kreuz und Auferstehung wird das 
Geheimnis der Gerechtigkeit Gottes als Einheit von Gericht und Gnade offenbar, Gericht 
insofern, als in Jesu Christi Tod Gottes Gericht wirklich vollstreckt wird, Gnade insofern, 
als wir um seinetwillen die im Urteil:Freigesprochenen, die Gerechtfertigten sind, denen 
Gott in schöpferischem Urteil in Christi Auferstehung das ewige Leben schenkt. In der 
Rechtfertigung spricht Gott sein entscheidendes Ja zum Menschen. In seinem Ja bekennt 
sich Gott zu seinem Geschöpf so, daß er ihm ein neues Menschsein schenkt. Dieses neue 
Menschsein ist in dieser Zeit verborgen im Glauben und geht seiner Vollendung im Reich 
Gottes entgegen. Auf unser Thema zugespitzt haben wir der in der Rechtfertigung offen- 
bar werdenden Entscheidung Gottes folgendes zu entnehmen: In dieser Entscheidung 
macht Gott sein Recht auf sein Geschöpf offenbar und enthüllt den Menschen als den, 
der dieses Recht Gottes verneint und gerade damit sein Menschenrecht verloren hat. In 
dieser Entscheidung richtet Gott um Jesu Christi willen, der den Schuldspruch Gottes 
über des Menschen Rechtsbruch trägt, sein Recht wieder auf und schenkt damit dem Men- 
schen sein Menschenrecht wieder. In dieser Entscheidung wird der Mensch auf seine Voll- 
endung hin bewahrt. So erweist sich gerade der Grundartikel evangelischer Lehre als 
Schlüssel zur Begründung des Rechtes im Offenbarungshandeln des Dreieinigen Gottes ... 

Nachdem wir durch den Artikel von der Rechtfertigung die theologische Ortsbestimmung 
jeder Charta der Menschenrechte gewonnen haben, ist danach zu fragen, was das Zeugnis 
der Bibel für eine inhaltliche Fassung der Menschenrechte austrägt ... 

Die Bedeutung des biblischen Zeugnisses für die Menschenrechte erschöpft sich nicht 
in einer theologischen Ortsbestimmung und Motivation für das Engagement. Gewiß läßt 
sich ihm keine für alle Zeiten allgemein gültige Charta der Menschenrechte entnehmen; es 
bietet aber sehr wohl Richtpunkte und Kriterien für eine inhaltliche Ausformung der 
Menschenrechte. 
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Die Bibel sagt uns, daß wir alle Gottes Geschöpfe sind, daß wir alle Sünder sind, daß 
Christus für alle gestorben ist und allen das Heil gilt. Vor Gott sind wir alle gleich, un- 
beschadet unserer Ungleichheit nach Herkunft, Geschlecht, Alter, Begabung usw. Gleichheit 
vor Gott läßt genügend Raum für die Entfaltung individueller Verschiedenheit. „Der 
Orientierungspunkt Gott hat gleichsam den genügenden Abstand gegenüber jenen Diffe- 
renzierungen, um sie sich frei auswirken und nicht über einen Leisten schlagen zu lassen“ 
(Thielicke: Theologische Ethik, a.a.O. II. 1,2244£.). Wird dagegen die Gleichheit durch 
die Gemeinschaft selbst normiert, droht das Gefälle zur völligen Gleichmacherei und 
Schablone sowie der Verlust der Freiheit des einzelnen, sofern die Freiheit zu einer kollek- 
tiven Größe wird, sei es als Freiheit des Volkes oder als Freiheit der „Gruppe“. Dabei kann 
sich der widersprüchliche Zustand ergeben, daß ‚„‚die Summanden geknechtet werden und 
daß die Summe frei ist‘ (a.a.0. 2246). Indem die Bibel die Gleichheit aller vor Gott be- 
zeugt, geschieht eine wichtige Hilfe für die rechte Verhältnisbestimmung von Gemeinschaft 
und einzelnen. Keinesfalls aber darf der Hinweis auf die Gleichheit aller vor Gott dahin 
mißverstanden werden, als richte er sich gegen das Gleichheitspostulat in den Menschen- 
rechtserklärungen überhaupt. Vielmehr ist hier positiv zu sagen, gerade das biblische Zeug- 
nis von der Rechtfertigung ist der Erkenntnisgrund der Rechtsgleichheit, so gewiß alle 
im Urteil Gottes offenbar werden und so gewiß allen das in Christi Tod und Auferstehung 
erworbene Heil gilt. „Ihr seid allzumal einer in Christo“ ist nicht etwas, was die christliche 
Gemeinde für sich hat, sondern wozu sie alle ruft. Von hier aus ist das Eintreten für die 
Gleichheit aller vor dem Gesetz legitim und der Vorrang vor aller um der Verschiedenheit 
der Funktionen im irdischen Rechtsbereich notwendigen Ungleichheiten gesichert. In der 
Rechtfertigung hat Gott sein Recht auf den Menschen zur Geltung gebracht. Der Mensch ge- 
hört Gott. Damit ist allen irdischen Ansprüchen an den Menschen eine Grenze gesetzt. Es ist 
der tiefe Irrtum jedes totalen Staates, daß ihm der Mensch mit Leib und Seele gehöre. Darum 
muß sich jede Konvention der Menschenrechte daran messen lassen, ob sie den Menschen 
vor diesem illegitimen Anspruch schützt. 

Nach dem Zeugnis der Bibel hat Gott den Menschen zur Gemeinschaft mit sich in der Liebe 
durch den Glauben und damit zur Freiheit berufen. Diese Freiheit des Glaubens kann die 
Welt weder geben noch nehmen. Auch in Ketten ist der Mensch frei für Gott. Von dieser 
Freiheit ist die Freiheit der Glaubensausübung oder Religionsfreiheit zu unterscheiden. So 
gewiß kein Staat die Freiheit, zu glauben, geben oder nehmen kann, kann doch die Frei- 
heit der Glaubensausübung gehindert werden (vgl. Brunner, a.a.O. [Gerechtigkeit, 1943], 

S. 67). Wo immer das geschieht, geschieht Sünde. Darum ist Religionsfreiheit ein grundle- 
gendes Freiheitsrecht, das in keinem Katalog der Menschenrechte fehlen darf ... 

Aus Schöpfung und Erlösung — wie sie sich im Lichte der Rechtfertigung darstellt — ist 
die Respektierung der Personwürde des Menschen auch im irdischen Recht zu begründen 
und zu fordern. Der Mensch als Geschöpf Gottes, den Gott der Anrede durch sein Wort 
gewürdigt hat, den er so wert achtete, daß er seinen Sohn für ihn dahin gab, ist in dieser 
durch Gottes Wort ihn auszeichnenden Würde auch im irdischen Recht zu respektieren. Auch 
die richterliche Bestrafung des Menschen muß in dieser Achtung vor dem Menschen ge- 
schehen. Zu den flagrantesten Verletzungen der von Gott geschenkten Würde des Menschen 
gehört der Rassismus. Daher ist die Ausschließung dieser Diskriminierung ganzer Gruppen 
von Menschen nicht nur ein humanistisches Gebot, sondern eine Forderung Gottes für jede 
Konvention von Menschenrechten. 

In der Rechtfertigung hat Gott dem Menschen das Recht zum Sein zugesprochen. In den 
Ordnungen irdischen Rechtes will Gott den Menschen auf das Heil hin erhalten. Darum ge- 
hört das Recht auf Leben zu den unverzichtbaren Menschenrechten. Der Nationalsozialismus 
war schon deshalb, weil er bestimmten Menschengruppen dieses Recht absprach, als eine 
mögliche Gesellschaftsordnung zu verneinen. Mit dem Recht auf Leben, das die Frage nach 
dem Überleben und der Lebensqualität einschließt, sind die sozialen Rechte angesprochen, 
auf die grundsätzlich keine Konvention der Menschenrechte verzichten kann. Hierher gehört 
das Recht auf Arbeit. Die Tatsache, daß es Verhältnisse geben kann, unter denen dieses 
Recht nicht realisierbar erscheint, ist kein Einwand, sondern ein ständiger Aufruf dazu, auf 
gerechtere Verhältnisse hinzuwirken. Wenn die Weltchristenheit am Ringen um gerechtere 
ökonomische Strukturen teilnimmt, die ganzen Gruppen von Menschen die im Recht auf 
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Leben gründenden sozialen Rechte gewähren sollen, so ist das durch das biblische Zeugnis 
legitimiert. 

Zu den sozialen Rechten gehört auch das Recht auf Bildung, ohne dessen Anerkennung 
eine Beeinträchtigung des unverzichtbaren Rechtes auf Leben eintreten würde. Das Recht 
auf Bildung schließt die prinzipielle Beachtung der entscheidenden Freiheitsrechte, vor 
allem der Glaubens- und Gewissensfreiheit wie auch des Elternrechtes bei der Kinderer- 
ziehung ein. Hier ist an das zu erinnern, was die Kirchen des Bundes der Evangelischen Kir- 
chen in der DDR einmütig immer wieder geltend gemacht haben. 

Damit ist bereits auf eine Spannung hingewiesen, die sehr tiefe Gründe hat. Es stellt näm- 
lich das Verhältnis der klassischen Freiheitsrechte zu den sozialen Rechten ein ernstes 
Problem dar ... Jede Betonung der Freiheitsrechte verschiebt den Akzent auf den einzelnen, 
während die Hervorhebung der sozialen Rechte das Gewicht der Gemeinschaft erhöht. 
Insofern meldet sich in der Frage nach der Verhältnisbestimmung der Freiheitsrechte zu 
den sozialen Rechten die Frage nach dem Verhältnis des einzelnen zur Gemeinschaft. Nach 
dem Zeugnis der Bibel ist der Mensch auf Gemeinschaft hin geschaffen und zum Sein in 
der Liebe bestimmt. Die in Christus geschehende Befreiung des Menschen ist immer zu- 
gleich seine Freiheit für Gott und den Nächsten. Die gottgeschenkte Personwürde des ein- 
zelnen ist mit der Inpflichtnahme zum Dienst in der Gemeinschaft verbunden. So gewiß 
alle Ansprüche menschlicher Gemeinschaft an Gottes Anspruch ihre Grenze finden, kann 
doch die Gemeinschaft nicht als etwas verstanden werden, was erst nachträglich zum Leben 
des Menschen hinzukommt. „Die christliche Sicht des Verhältnisses von Individuum und 
Gemeinschaft kann in die Formel gefaßt werden: ‚Gemeinschaft in Freiheit, Freiheit in Ge- 
meinschaft‘ “, so Brunner, a.a.O. S. 99. Von daher kann weder das Recht des einzelnen im 
Recht der Gemeinschaft aufgehen, noch das Recht der Gemeinschaft durch das des einzelnen 
verdrängt werden. Bei der schon erwähnten Konsultation in St. Pölten wurde der gegen- 
seitige Bezug von individuellen und sozialen Rechten gegenüber einem alternativ bestimmten 
Verhältnis zu Recht betont. Weder sind die Rechte des einzelnen ohne umfassende Ver- 
wirklichung der sozialen Rechte für alle durchzuhalten, noch sichern die sozialen Rechte 
automatisch die Rechte des einzelnen. Nun wird hier freilich eine Spannung bleiben, die 
auch durch die Behauptung von der Identität der Interessen des einzelnen und der Ge- 
meinschaft nicht aufzulösen ist, denn diese Behauptung hält der Wirklichkeit nicht stand. 
Wir können den Ort nicht finden, an dem wir den Dingen, den Menschen und Gott zu- 
gleich gerecht werden, weil wir in einer gefallenen Welt leben, in der auch die besten Ord- 
nungen im Zwielicht von Schöpfung und Sünde stehen, das erst im Reiche Gottes aufge- 
hoben sein wird. Daher können in keiner Gesellschaft alle Menschenrechte uneingeschränkt 
verwirklicht werden. So gewiß sich darum auch dem biblischen Zeugnis wohl entscheidende 
Kriterien, aber keine für alle Zeiten gültige ideale Ordnung der Menschenrechte entnehmen 
lassen, so gewiß gebietet es uns, für das gottgeschenkte Menschentecht konkret einzutreten, 
wo heute und hier der Rechtsschutz des einzelnen oder ganzer Gruppen von Menschen be- 
droht ist und wo die menschliche Gemeinschaft in ihrer Rechtsvoraussetzung gefährdet 
ist. In diesem Zusammenhang hat die Predigt der Gebote Gottes ihre Bedeutung. Weil die 
gebote aber keine normativen Rechtssätze im Sinne einer Naturrechtslehre sind, bedürfen 
sie je neuer Aufnahme durch die Gemeinde im Hören auf das Wort Gottes. In dieser gehor- 
samen Aufnahme sind sie in konkreter Situation zu interpretieren. Wo immer zum Beispiel 
die in der Befreiung durch Christus gründende Glaubensfreiheit durch totale ideologische 
Ansprüche bedroht ist, ist das erste Gebot zu bezeugen. Gegenüber einer rücksichtslosen 
Ausbeutung des einzelnen oder ganzer Völker ist das siebente Gebot geltend zu machen. 
Gegenüber einem den anderen diffamierenden Freund-Feind-Denken und hemmungsloser 
Propaganda ist an das achte Gebot zu erinnern. Indem die Kirche die Gebote Gottes kon- 
kret nicht als Ansprüche der Kirche, sondern als Forderungen Gottes zum Schutz des 
Menschen verkündigt, tritt sie für das Menschenrecht ein. Wenn sie in dieser Weise Gottes 
Forderung zugunsten seiner Geschöpfe proklamiert, so muß sie das im Gesamtzusammen- 
hang des biblischen Zeugnisses tun. Es muß für alle vernehmlich sein, daß dieses Eintreten 
für die Menschenrechte anders gemeint ist als entsprechende Forderungen politischer 
Gruppen oder Weltanschauungen, sonst würde die Kirche zur Werkgerechtigkeit verleiten. 

Das Zeugnis der Bibel verlangt konkrete Verkündigung, die niemals von der Situation ab- 
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sehen darf. Wenn sich der Ökumenische Rat der Kirchen nachdrücklich für eine Änderung 
ökonomischer Strukturen einsetzt überall dort, wo in den heutigen Gesellschaften durch 
solche Strukturen die Menschlichkeit verletzt wird, bringt er das allen Menschen von ‚Gott 
geschenkte Recht auf Leben zur Geltung und handelt im Gehorsam gegen das Zeugnis 

der Bibel. Wo immer durch eine einseitige Betonung der Freiheitsrechte die sozialen Rechte 
gefährdet werden, verlangt die in Christus geschenkte Befreiung zum Dienst an Gottes Ge- 
schöpfen einen Einsatz für die bedrohten Rechte. Ganz anders steht es in unserer Gesell- 
schaft und der Gemeinschaft der sozialistischen Staaten. Hier haben unter dem Einfluß der 
marxistisch-leninistischen Weltanschauung, die die Gesellschaft prägen soll, die sozialen 
Rechte den Vorrang und ist die Sicherheit der wirtschaftlichen Existenz des Menschen ein 
entscheidendes Anliegen. Sollen die erreichten sozialen Errungenschaften festgehalten wer- 
den, so ist damit notwendig eine bestimmte Einschränkung persönlicher Freiheiten verbun- 
den. Nicht diese Tatsache als solche ist das Problem, sondern die Frage der Grenze solcher 
Einschränkung. Es geht um jene Grenze, die auch unter Berufung auf revolutionäre Gesell- 
schaftsprozesse nicht überschritten werden darf, wenn das von Gott geschenkte und damit 
vorgegebene Menschenrecht gewahrt werden soll. Wir werden im Gehorsam gegenüber dem 
biblischen Zeugnis daran zu erinnern haben, daß der Mensch Gott gehört und von daher 
alle irdischen Ansprüche ihre Begrenzung erfahren. Die Glaubens- und Gewissensfreiheit 
und die untrennbar mit ihr verbundene Meinungsfreiheit gehören ebenso wie das Recht auf 
Leben zu den Menschenrechten, die von jeder Gesellschaftsordnung, wie immer sie auch 
gestaltet sein mag, als vorgegeben zu respektieren sind. Das ist auf der Konsultation des 
Ökumenischen Rates in St. Pölten mit Recht hervorgehoben worden. 

Wenn die Christenheit in der Welt sich für das gottgeschenkte Menschenrecht einsetzt, 
dann darf sie in ihrem Zeugnis und Dienst der Zusagen ihres Herrn gewiß sein. Er wird sie 
nicht ohne seine Hilfe und seinen Segen lassen. Je entschlossener die Christenheit auf ihren 
Herrn schaut und auf sein Wort hört, um so deutlicher wird sie auch mitten in den An- 
fechtungen der Welt die ermutigenden Zeichen der Zeit erkennen. An solchen Zeichen 
fehlt es nicht. Die eherne Notwendigkeit des Weltfriedens nötigt zu Koexistenz und Koope- 
ration sowie zur Achtung der Lebens- und Freiheitsrechte der Völker wie der einzelnen Men- 
schen. Die öffentliche Meinung in der Welt reagiert immer empfindlicher auf jede Verletzung 
der Menschenrechte. Die Schärfung der Gewissen wird es schwerer machen, mit einem 
scheinbar guten Gewissen solche Rechte zu verletzen. Die Signale Gottes sind auf Frieden, 
Recht und Freiheit gesetzt. 

In dem allen bleiben wir ebenso getrost wie nüchtern. Die Christenheit wird in dieser 
Welt auch immer wieder damit rechnen müssen, daß ihr ihre Verantwortung für das Recht 
nicht abgenommen wird. Ihr Zeugnis für die Menschenrechte kann entweder nicht gehört 
oder auch abgelehnt, ja vielleicht verboten werden. Eine gehorsame Kirche wird auch dann 
nicht schweigen, wenn ihr Dienst sie ins Leiden führt. „im Reiche dieses Königs hat man 
das Recht lieb‘ wird ihr Zeugnis sein und bleiben müssen. So gewiß es zum Auftrag der 
Kirche gehört, dieses Zeugnis vor den Mächtigen dieser Welt nicht verstummen zu lassen, 
so gewiß gehört es auch zu ihrem Auftrag, ihre Glieder zu mahnen, lieber Unrecht zu 
leiden als Unrecht zu tun. Wir können ja nicht übersehen, daß das Neue Testament den 
Christen in diese Richtung weist, dem Unrecht in willigem Erleiden zu begegnen. Das hat 
mit knechtsseliger Passivität aus Schwäche nicht das geringste zu tun, sondern ist im 
Lichte des Kreuzes ein kraftvolles Zeugnis für das Recht, denn im Erleiden des Unrechts 
sind wir Zeugen dafür, daß der gefallene Mensch sein Recht verloren hat und es nicht als 
Anspruch vor Gott geltend machen kann. So machen wir das Recht Gottes groß. Indem 
wir aber das Unrecht als Unrecht erleiden und nicht durch eigenmächtigen Widerstand aus- 
löschen, halten wir es als Unrecht fest und machen es darin reif zum Gericht. 

In der Freiheit, Unrecht zu leiden und das Recht des Nächsten zu verteidigen, stehen 
wir unter der Zusage unseres Herrn: „Selig sind, die um Gerechtigkeit willen verfolgt wer- 
den, denn das Himmelreich ist ihr!“ 

Aber nur eine Christenheit, die die Forderungen Gottes für das irdische Recht klar be- 
zeugt und an die Seite der in die Welt Leidenden und Unterdrückten tritt, hat die Voll- 
macht, ihre Glieder zu ermahnen, im Erleiden des Unrechts Zeugen des Rechts zu sein. 
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Fast alle Synode der Kirchen in der DDR und die meisten leitenden Geist- 
lichen haben sich zum Thema Menschenrechte geäußert. Diese Tatsache sowie 
die hier gebotene Dokumentation zeigen das Maß an intensiver Mitarbeit der 
DDR-Kirchen in dieser Frage. Staatlicherseits zeigte man sich an der Arbeit der 
Kirchen interessiert. Es ist durchaus kein Zufall, daß Carl Ordnung einen Bei- 
trag zur ökumenischen Diskussion über die Menschenrechte gegeben hat°!. Dem 
DDR-Staat liegt daran, daß die Verwirklichung der Menschenrechte in der DDR 
international anerkannt wird. Die Kirchen können das Ihre dazu beitragen. 
Darüber hinaus erwartet der Staat, daß die Kirchen in der Ökumene die von 
den sozialistischen Staaten vertretene Meinung in der Menschenrechtsdiskussion 
einbringen. 

Über die Tagung in St. Pölten haben die Teilnehmer aus der DDR, Frau OKR 
Lewek und OKR Zeddies, der KKL einen Bericht vorgelegt, den sie mit folgender 
„Einschätzung der Konsultation“ abschließen. 


OKR LEWEK/OKR ZEDDIES ÜBER DIE KONSULTATION DES ÖRK 
IN ST. PÖLTEN 


6.1. Schon das Faktum der Konsultation ist als bedeutsam anzusehen. Die Aktivitäten 
von KKIA auf dem Gebiet der Menschenrechte haben eine in dieser Weise bisher nicht 
versuchte Rückkopplung erfahren. Daraus ergaben sich zahlreiche Impulse, sowohl für 
die Kirchen wie für den Ökumenischen Rat, vermutlich auch für die Menschenrechts- 
problematik auf der Ebene der Regierungen, der nichtstaatlichen Organisationen und der 
Vereinten Nationen. KKIA kann mit einem starken Rückhalt bei den Kirchen für die 
gezielte Fortsetzung seiner Arbeit rechnen. Die Menschenrechte sind zu einem gesprächs- 
fähigen Thema auch für solche Regionen geworden, wo dies nicht von vornherein als 
selbstverständlich erschien. Daß Vertreter von Kirchen aus solchen Gebieten sich an der 
Konsultation beteiligen konnten, darf als Hinweis darauf angesehen werden. 

6.2. Im Verständnis der Menschenrechte haben sich neue Ansatzpunkte ergeben bzw. 
schon angefangen, sich durchzusetzen. Dazu gehört das Bemühen um die Überwindung 
der Alternative von individuellen und sozialen Rechten sowie der Versuch einer Priori- 
tätensetzung in der Form von Basisrechten. Hier liegen freilich auch noch Fragen, die 
der Klärung bedürfen, z.B.: Wie ist die Dialektik von Interdependenz und Prioritäten- 
setzung zu bewältigen? Wie sind die Basisrechte substantiell und umfassend zu beschrei- 
ben? Welche Kriterien sind dafür maßgebend? Wie verhalten sich die (enumerativ) genannten 
Basisrechte untereinander? Unter welchen Voraussetzungen sind andere Menschenrechte 
zwar unaufgebbar, aber zeitweilig zu dispensieren? 

6.3. Unbefriedigend blieb sowohl sachlich wie methodisch die Behandlung der theolo- 
gischen Fragestellungen. Soweit sie überhaupt aufgenommen wurden, waren sie zumeist 
an einer dogmatischen Integration der Menschenrechte orientiert. Demgegenüber dürfte 
es mehr darauf ankommen, eine theologisch begründete Motivation für die Beteiligung 
von Christen und Kirchen bei der Verwirklichung der Menschenrechte zu entwickeln. 

6.4. Das Problem der Religionsfreiheit war für das Programm der Konsultation nicht 
ausdrücklich vorgesehen. Gleichwohl haben einige Teilnehmer die Frage ins Gespräch 
gebracht. Dabei zeigte sich auch hier die Notwendigkeit eines differenzierteren Ver- 
ständnisses. Religionsfreiheit kann nicht mehr vorwiegend zum Schutz des christlichen 
Glaubens und kirchlicher Aktivitäten proklamiert werden. Sie muß auch von Andersgläu- 
bigen und solchen, die sich zu keiner Religion bekennen, in Anspruch genommen werden 
können. Religionsfreiheit dürfte daher sehr verschiedene Aspekte haben, je nachdem ob sie 
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in einer säkularisierten religiös pluriformen oder staatskirchlich geprägten Gesellschaft zur 
Geltung gebracht werden soll. 


5. STANDORT DER KIRCHE IN DER SOZIALISTISCHEN 
GESELLSCHAFT DER DDR 


„Die Frage nach dem Christen im sozialistischen Staat bleibt unser Thema“, 
hatte Bischof Braecklein auf einer Pressekonferenz 1973 gesagt. Mit dieser 
Frage kennzeichnete er die Notwendigkeit für die Kirchen, nach einem mög- 
lichen und legitimen Standort in der DDR-Gesellschaft zu suchen. Eine Ant- 
wort auf Fragen dieser Art läßt sich nur schwer in einem Dialog zwischen Kir- 
che und Staat finden. Einen solchen Dialog gibt es nicht; er wird besonders 
vom Staat wegen seiner revisionistischen Tendenz zurückgewiesen. So wird die 
Antwort in erster Linie im praktischen Vollzug des Lebens der Kirche in der 
Gesellschaft und in der Begegnung mit dem Staat zu suchen sein. Die Berüh- 
rung von Kirche und Staat im Alltag gibt Aufschluß über den Stellenwert der 
Kirche in der Gesellschaft, läßt ihren Standort erkennen. 


a) Partnerschaft von Kirche und Staat 


Im folgenden werden Teile des Berichtes der Konferenz vor der Synode des 
Bundes 1974 und der Kirchenleitung vor der Synode der Kirche in Berlin- 
Brandenburg 1974, soweit sie auf das Verhältnis von Staat und Kirche eingehen, 
abgedruckt. Beide Berichtsteile sind von Bischof Schönherr konzipiert und vor- 
getragen. 


BERICHT DER KONFERENZ DER EVANGELISCHEN KIRCHENLEITUNGEN 
VOR DER SYNODE DES BEK VOM 27.9. BIS 1.10.1974 (AUSZUG) °? 


Nach der Gründung der Deutschen Demokratischen Republik im Jahre 1949 ist es bei 
verschiedenen Gelegenheiten und aus unterschiedlichen Anlässen zu grundlegenden Aus- 
sagen über Stellung, Aufgabe und Verständnis von Kirche und Christen in der Gesellschaft 
gekommen. Im Laufe oft spannungsreicher Jahre ist der Wille zur Übernahme gesellschaft- 
licher Mitverantwortung in den evangelischen Kirchen gewachsen. Es handelt sich dabei 
um einen — auch innerkirchlich — nicht ohne Konflikte verlaufenden Prozeß. Wir sollten 
die Tatsache von Mißverständnissen und Vorverständnissen, die uns immer wieder be- 
gegnen, als eine Herausforderung ansehen, uns um eine Sprache zu bemühen, mit der es 
gelingt, tieferes Verstehen zu erreichen. Dies wird uns wahrscheinlich um so mehr gelingen, 
je konkreter wir sprechen. Denn wir stehen nicht in einem theoretischen Dialog. Wir 
haben bestimmte Sachverhalte anzusprechen; das sollte so durchsichtig, so selbstverständ- 
lich und so unbefangen geschehen, daß wir damit und darin die Wirklichkeit der Gegen- 
wart unseres Herrn in dieser Welt bezeugen. 

Für den Berichtszeitraum seien hier einige Vorgänge aus dem Bereich von Kirche und 
Gesellschaft besonders hervorgehoben: 

Die Konferenz der Kirchenleitungen nahm in ihrer Novembersitzung 1973 einen Bericht 
der drei von ihr beauftragten Teilnehmer am Weltkongreß der Friedenskräfte entgegen, 
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in dem diese die durch den Kongreß eröffnete umfassendere und vielschichtigere Sicht der 
Friedensproblematik darstellten. 

Sie dankte den Teilnehmern für ihre Mitarbeit am Kongreß sowie für ihre Berichter- 
stattung und regte an, daß in den Gemeinden und in entsprechenden kirchlichen Arbeits- 
gremien mit den Ergebnissen des Kongresses weitergearbeitet werde. Entsprechendes 
Material wurde vom Sekretariat bereitgestellt. 

In ihrer Julisitzung 1974 beschloß die Konferenz, die Erneuerung des Mandats für das 
Programm des Ökumenischen Rates der Kirchen zur Bekämpfung des Rassismus zu unter- 
stützen. Sie bekräftigte damit ihren Beschluß vom Januar 1971. Dabei bekundete sie die 
Überzeugung, daß der Rassismus eine der gefährlichsten Erscheinungen der Menschheits- 
geschichte ist und die Kirche das von ihrem Glauben Gebotene und mit ihren Mitteln 
Mögliche tun müsse, um ihn zu bekämpfen. 

In der Septembersitzung 1974 befaßte sich die Konferenz der Kirchenleitungen mit der 
Entwicklung in Chile und beschloß einen Brief an den Generalsekretär des Ökumenischen 
Rates der Kirchen. Sie versicherte Kirchen und Christen in Chile, die unter dem Terror 
der Militärjunta leiden, und jene, die sich unerschrocken für die Wiederherstellung men- 
schenwürdiger Verhältnisse in Chile einsetzen, ihrer Fürbitte und Solidarität. Den Ökume- 
nischen Rat der Kirchen bat sie, den Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokra- 
tischen Republik als seinen Mitgliedskirchen Möglichkeiten zu wirksamer Hilfe zu ver- 
mitteln. 

Im Januar 1974 ist es erneut zu einer Begegnung des Vorstands mit dem Staatssekretär 
für Kirchenfragen gekommen, bei der in erster Linie Grundsatzfragen des Verhälnisses 
von Staat und Kirche angesprochen wurden. Wir stellen dankbar fest, daß dieses Gespräch 
im Januar 1974 wiederum freimütig geführt werden konnte und daß es möglich war, 
darin zu einem tieferen Verstehen der angesprochenen Problemkreise vorzudringen. Nach 
wie vor besteht Einmütigkeit, daß es keine Vermischung von dialektischem Materialismus 
und christlichem Glauben und keine Verwischung der Grenzen zwischen beiden geben 
kann. Diese Aussage ist um der gegenseitigen Respektierung der Überzeugung willen von 
Wichtigkeit, auch wenn der christliche Glaube uns Offenheit über weltanschauliche Gren- 
zen hinweg ermöglicht. Deutlich wurde — auch bei verschiedenen anderen Anlässen — zum 
Ausdruck gebracht, daß es aus marxistischer Sicht unter den Bedingungen einer sozialisti- 
schen Gesellschaft keinen grundlegenden gesellschaftlichen Antagonismus zwischen diesen 
beiden Weltanschauungen gebe, der die Mitarbeit der Christen in der Deutschen Demokra- 
tischen Republik an der Entwicklung des realen Sozialismus verhindere. Gemeinsamer 
Widerstand in der Vergangenheit und zuverlässige Arbeit christlicher Bürger in der Gegen- 
wart habe eine Atmosphäre von Achtung und Wertschätzung erzeugt, die eine tragfähige 
Basis für eine gute Zusammenarbeit von Marxisten und Christen zum Wohle der Gesell- 
schaft darstellen könnte. 

In dem Gespräch mit dem Staatssekretär wurden insbesondere Fragen des Bildungs- 
wesens als eine ernste Sorge, mit der sich die Konferenz im Berichtszeitraum immer wie- 
der zu beschäftigen hatte, eindringlich vorgetragen. Diese Sorge ist durch die neueste Ent- 
wicklung nicht behoben. Fragen des Bildungswesens wurden in den letzten Berichten 
der Konferenz, vor allem 1973 in Schwerin, ausführlich behandelt und die Antworten, die 
die Synode darauf gegeben hat, sind von uns aufgenommen worden. Bei dem Gespräch 
am 23. Januar 1974 und in vielen Einzelgesprächen haben wir deutlich zu machen versucht, 
daß es nicht nur um die Bereinigung von Einzelfällen geht, sondern daß gerade auch auf 
dem Gebiet des Bildungswesens eine Atmosphäre des vertrauensvollen Miteinander ge- 
schaffen werden müßte. 

Im Ergebnis des Gesprächs mit dem Vorstand empfing der Staatssekretär für Kirchen- 
fragen im April Vertreter des Bundes zu einem Sachgespräch über Erhaltung und Nutzung 
von Kirchengebäuden sowie über Neubauten für kirchliche Zwecke. Zur Vorbereitung 
konkreter Schritte auf diesem Gebiet hat die Regierung inzwischen von den Gliedkirchen 
zusammengestelltes Material erhalten. Die Verpflichtung beider Seiten zur Erhaltung 
denkmalwertes kirchlicher Gebäude wurde in dem Gespräch staatlicherseits mehrfach 
zum Ausdruck gebracht. 

Im September 1974 fand auf Einladung des Staatssekretärs für Kirchenfragen ein Ge- 
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spräch des Ministers für Kultur mit leitenden Vertretern der evangelischen und katholi- 
schen Kirchen sowie des Verbandes jüdischer Gemeinden in der Deutschen Demokrati- 
schen Republik statt. Gegenstand dieser Beratung waren Fragen des Schutzes, der Er- j 
haltung und der Pflege des in kirchlichem Besitz befindlichen Kulturgutes. Die auch hier 
bestehende gemeinsame Verantwortung von Staat und Kirche bestimmte Art und Ver- 
lauf dieses Gesprächs. 

Wir stehen wenige Tage vor dem Datum, an dem die Deutsche Demokratische Republik 
ihren 25. Jahrestag festlich begehen wird. Umfangreiche Vorarbeiten, diesen Tag würdig 
und als einen Höhepunkt des politischen und gesellschaftlichen Lebens zu gestalten, sind 
seit Monaten im Gange. 

Auch für die Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik ist dieser Tag Anlaß 
zur Besinnung, zu Rückblick und Ausblick. Er stellt einen Anstoß dar, unseren Standort 
in einer sozialistischen Gesellschaft erneut zu reflektieren. Wir sehen in unserem Staat 
den Ort, an dem wir als Zeugnis- und Dienstgemeinschaft arbeiten wollen und unsere 
christliche Existenz zu bewähren haben. Wir sind der Überzeugung, daß eine Gemeinde, 
die sich für das Wagnis des Glaubens einläßt, zu neuen Erkenntnissen vorstößt. Eine 
Hilfe hierzu kann uns der ökumenische Kontakt mit den Kirchen aus anderen sozialisti- 
schen Ländern sein, die sich — auf verschiedenen Traditionen fußend — der gleichen Auf- 
gabe gegenübergestellt sehen wie wir. 

Im Rückblick vergegenwärtigen wir uns die schweren Jahre des Neuanfanges und des 
Aufbaus. Viel ist in den vergangenen 25 Jahren dank der Arbeit aller Bürger erreicht 
worden. Die Deutsche Demokratische Republik ist ein international anerkannter Staat. 
Große Bemühungen galten und gelten den Menschen: Eine umfassende Gesundheits- 
fürsorge wurde aufgebaut. Gesicherte Arbeitsplätze für alle wurden geschaffen. Ein weit- 
gespanntes Wohnungsbauprogramm wird verwirklicht. Die Fürsorge für Kinder und alte 
Menschen ist besonders im Blick. Der Grundsatz der Gleichberechtigung der Frau wurde 
konsequent durchgesetzt. Vielfältige sozialpolitische Maßnahmen sind ergriffen worden, 
das Leben der Bürger von sozialer Unsicherheit und Ungerechtigkeit zu befreien. Für 
solche Ziele sich einzusetzen, die darauf gerichteten Bemühungen zu unterstützen, ist 
auch das Anliegen der Christen und Kirchen. Menschen zu Helfern von Menschen zu 
machen, ist ein Grundzug christlicher Ethik. 

Unsere Welt braucht im Zeitalter des unvorstellbar gespeicherten Vernichtungspotentials 
nichts so nötig wie den Frieden. Wir stellen dankbar fest, daß die 25 Jahre des Bestehens 
der Deutschen Demokratischen Republik für uns zugleich ein Vierteljahrhundert im 
Frieden waren und daß es gelungen ist, diesen nicht immer ungefährdeten Frieden durch- 
zuhalten. Friede auf Erden ist nächst dem Lobpreis Gottes ein Grundanliegen der Kirche 
Christi. 

Wir begrüßen als Kirchen eine Außenpolitik, die auf Frieden, Verständigung, Ent- 
spannung und Abrüstung zielt, und bleiben bemüht, mit unseren Mitteln und Möglich- 
keiten zu helfen, daß der Frieden sicherer wird und der Prozeß der Entspannung voran- 
schreitet. Darum war es konsequent, daß der Bund der Evangelischen Kirchen die Ent- 
scheidung traf, zum Weltkongreß der Friedenskräfte im Oktober 1973 eine repräsentative 
Delegation zu entsenden. Aus dem gleichen Grunde haben wir uns für das Zustande- 
kommen einer europäischen Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit im In- und 
Ausland nachhaltig eingesetzt. Darum sind Vertreter des Bundes bei zahlreichen ökume- 
nischen Begegnungen im Interesse des Weltfriedens für die diplomatische Anerkennung 
der Deutschen Demokratischen Republik und deren Aufnahme in die Vereinten Nationen 
eingetreten. 

In der Parteinahme für Frieden und Gerechtigkeit verurteilen die Evangelischen Kirchen 
in der Deutschen Demokratischen Republik Rassismus und Kolonialismus. Sie haben sich 
an dem Programm des Ökumenischen Rates der Kirchen zur Bekämpfung des Rassismus 
als Beispiel eines konkreten Eintretens für die Menschenrechte aktiv beteiligt. 

Die Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Repbulik sind sich dessen 
bewußt, daß Hunger, Mangel, Analphabetismus in Teilen der Welt Faktoren sind, die nicht 
nur gegenwärtig menschenunwürdige Verhältnisse schaffen, sondern zugleich eine Be- 
drohung der Zukunft der ganzen Welt bedeuten. Die kirchliche Aktion „Brot für die 
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Welt‘ bemüht sich, gegenwärtige Not zu lindern und im Blick auf die Zukunft wirksame 
Hilfe zur Selbsthilfe anzubieten. Aktuelle Hilfe im Einzelfall und eine langfristige Strate- 
gie der Entwicklungsförderung sind notwendige Bestandteile der Friedenssicherung. Zur 
konkreten Wahrnehmung von Weltverantwortung in diesem Sinne gilt es, die Gewissen 
der Christen zu schärfen. Der Bund der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demo- 
kratischen Republik hat diese Aufgabe der Bewußtseinsbildung mit dem Ziel der Sicherung 
des Friedens, der Beseitigung von Hunger und Ausbeutung, der Nutzung der Ressourcen 
der Welt zum Wohle aller und der Erhaltung einer bewohnbaren Erde erkannt und ver- 
sucht, sie auch im Zusammenwirken mit den gesellschaftlichen Kräften in unserem Staat, 
anzugehen. 

Für den Nächsten einzutreten und nach dem Frieden zu suchen und für ihn zu wirken, 
ist bleibende Aufgabe der Kirche und aller ihrer Glieder. Wir hoffen zuversichtlich, daß 
die Kirchen und Christen in der Deutschen Demokratischen Republik für solche Dienste 
ohne Mißtrauen und Vorbehalte in Anspruch genommen werden. 


BERICHT DER KIRCHENLEITUNG DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN 
BERLIN-BRANDENBURG (OST) VOR DER LANDESSYNODE (AUSZUG) 


Vom 27. April 1974°° 


(...) Die Kirchenleitung glaubt, der Begegnung vom 7.12.1973 besondere Bedeutung bei- 
messen zu sollen. Der Magistrat von Groß-Berlin hatte die Kirchenleitung vollzählig zu 
einem ersten offiziellen Gespräch in das Gästehaus der Stadt Berlin, Unter den Linden, 
eingeladen. Der 1. Stellvertreter des Oberbürgermeisters, Stadtrat Helbig, begrüßte als 
weitere Teilnehmer von staatlicher Seite den Staatsskretär für Kirchenfragen, die Stell- 
vertreter für Inneres der Räte der Bezirke Cottbus, Frankfurt/Oder und Potsdam mit 
ihren Mitarbeitern und den Vorsitzenden des Bezirksverbandes Groß-Berlin der CDU. 

Der Direktor der Sektion Theologie an der Humboldt-Universität, Prof. Dr. Bernhardt, 
berichtete eingangs über den Moskauer Weltkongreß der Friedenskräfte. Daran schloß 
sich ein offenes Gespräch über die Bedeutung dieses Kongresses, besonders über die Frage 
der Menschenrechte, die dort eine zentrale Rolle gespielt hatte. Von beiden Seiten wurde 
an die Weltjugendfestspiele erinnert, bei denen der Berlin-Brandenburger Kirche ja auch 
eine gastgebende Rolle zugefallen war. Die Kirchenleitung konnte mit Befriedigung fest- 
stellen, daß es seit längerer Zeit in der Frage der Aufenthaltsgenehmigung von Pfarrern 
und kirchlichen Mitarbeitern für Berlin keine unbehebbaren Schwierigkeiten gegeben 
hatte. Angesprochen wurden Fragen des Wehrdienstes, insbesondere der Bausoldaten, 
und die Erhöhung der Umtauschquoten für Besucher der DDR aus der Bundesrepublik. 

Die Bereitschaft auch unserer Kirche, mit den von ihr bereits gesammelten Mitteln 
und unter Einsatz der ihr zur Verfügung stehenden Kräfte zur Notlage der Chileflücht- 
linge beizutragen, wurde noch einmal ausdrücklich bekräftigt. Dabei konnte auf die Aus- 
sagen hingewiesen werden, die bei der Synode des Bundes Evangelischer Kirchen in der 
DDR in Elbingerode in dieser Sache gemacht worden waren. 

Es konnte nicht ausbleiben, daß auch die Probleme zwischen Staat und Kirche auf 
dem Bildungssektor zur Sprache kamen. Im Gebiet der Berlin-Brandenburger Kirche war 
es besonders zu bemerken, daß Pfarrer oder Pfarrfrauen aus Elternaktiven ausscheiden 
mußten, denen sie zum Teil lange Zeit angehört und in denen sie sich bewährt hatten. 
Als Begründung wurde angegeben, daß diese Eltern ja nicht für die Jugendweihe werben 
könnten. Die Mitglieder der Elternaktive höherer Schulklassen seien dazu verpflichtet. 
Das ist eine bemerkenswerte Feststellung. Natürlich ist die Jugendweihe einstmals nicht 
als „‚atheistische Bekenntnishandlung‘“ wieder eingeführt worden. Aber sie kann nicht, 
wie die staatliche Gesetzgebung zeigt, außerhalb, gleichsam ideologie-neutral, neben der 
staatlichen Erziehung zur sozialistischen Persönlichkeit gesehen werden. Junge Christen 
leben in ihrem sozialistischen Staat und bejahen viele seiner Ziele. Aber sie möchten 


53. Abdruck des gesamten Berichts in epd-Dok. Nr. 27/1974, S. 24-49 (Auszug = 
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Christen sein und bleiben. Viele scheuen sich darum, ein globales Gelöbnis abzulegen. 
Tatsächlich wird das Jugendweihegelöbnis weithin nicht weltanschaulich neutral ausge- 
legt. Das zeigt die Tatsache, daß Jugendlichen, die sich nach der J ugendweihe noch kon- 
firmieren lassen wollen, gelegentlich Inkonsequenz in ihrer Überzeugung vorgeworfen wird; 
Jugendweihe und Konfirmation vertrügen sich nicht miteinander ... 

In diesem Zusammenhang ist der Besuch des neugewählten Vorstandes der Konferenz 
der Kirchenleitungen bei dem Staatssekretär für Kirchenfragen am 23. Januar 1974 zu er- 
wähnen. Dort wurde eindringlich darauf hingewiesen, daß zwar die Zahl der „Fälle“ von 
Diskriminierung christlicher Kinder oder von unmittelbarer Beeinträchtigung des christ- 
lichen Unterrichts abgenommen habe. (Dazu hatte die Kirchenleitung am 23. Februar 
1973 einen Brief an die Superintendenten gerichtet). Aber immer deutlicher werde, daß 
ein lückenloses System der Erziehung zur sozialistischen Persönlichkeit, die selbstverständ- 
lich die Weltanschauung des Marxismus-Leninismus in ungeteilter Ganzheit vertrete, das 
Ziel sei. Dabei wird die atheistische Komponente zwar nicht immer genannt, aber sie 
muß als ständig anwesend betrachtet werden. Von höchst autorisierter staatlicher Seite 
ist das Wort „sozialistischer Staatsbürger christlichen Glaubens“ ins Spiel gebracht wor- 
den. Wir haben an diesen Begriff die Frage, ob er das normale Nebeneinander von Bür- 
gern verschiedener Grundüberzeugungen in einem Staat umschreiben oder lediglich ein 
zwar noch vorhandenes, aber zu überwindendes Relikt bezeichnen soll. Das wird sich 
daran zeigen, ob die Möglichkeit, auch zu einem solchen Staatsbürger zu erziehen, offen- 
gehalten wird. (...) 


b) Kirchliche Reflexionen über den Standort 
der Kirche in der Gesellschaft 


Die Ablehnung des Dialogs zwischen Christen und Marxisten — von seiten des 
Staates — enthebt die Kirchen und Christen nicht, die Frage ihres Standortes 
in der sozialistischen Gesellschaft zu reflektieren. Fast bei allen Gelegenheiten, 
wo führende Personen der Kirche das Wort nehmen, geht es immer auch jeden- 
falls am Rande um diese Frage. Auch der Staat geht seinerseits im Nachdenken 
dieser Frage nach und weiß die Ergebnisse seiner Überlegungen bzw. Entschei- 
dungen auch der Kirche gegenüber zu artikulieren. Im folgenden (Abschnitt b 
und c) soll anhand von Beispielen gezeigt werden, wie Kirche und Staat jeder für 
sich und doch letztlich auf diese Weise in einem gewissen Gespräch miteinander 
die Frage nach dem Standort der Kirche in der Gesellschaft diskutieren. Die 
grundsätzliche Frage wird dabei in der Regel im Zusammenhang mit einzelnen 
Problemen abgehandelt. 

1. Auf den Landesmusiktagen in Halle/Saale — September 1974 — hielt 
Propst Dr. Heino Falcke, der durch sein Referat vor der Synode des Bundes 
1972 auch in der westlichen Welt bekannt geworden ist°*, ein Referat zum 
Thema ‚Was soll die Kirchenmusik in unserer Kirche auf dem Weg in die 
Diaspora-Situation? “5 


Falcke legte das Referat sehr grundsätzlich an und fragte nach einem geeigneten Leitbild 
von Kirche in der besonderen Situation der DDR, die u.a. durch die Diaspora-Situation, 
der damit verbundenen gesellschaftlichen Randexistenz der Gemeinden und dem ideolo- 





54. Vgl. das Referat „Christus befreit — darum Kirche für andere“ in KJ 99, 1972, 
S. 242-255. 
55. Vgl. epd-Dok. Nr. 38/1975. 
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gischen Gegensatz von Atheismus und Christentum geprägt ist. Zwei Möglichkeiten kirch- 
licher Existenz stellt er gegenüber, die er durch die Stichworte ‚Identität und Relevanz“ 
kennzeichnet: 

„Alles Nachdenken über die heutige Kirche und ihren Dienst bewegt sich in einem 
Spannungsfeld. Es läßt sich durch die beiden Stichworte Identität und Relevanz kenn- 
zeichnen. 

Das Bemühen um Identität spricht sich etwa in der Losung aus: ‚Kirche muß Kirche 
bleiben!‘ Sie muß in ihrem Reden und Tun als Kirche Christi kenntlich, für andere als 
Gemeinde ihres Herrn identifizierbar sein. Sie selbst muß ihrem Ursprung, Auftrag und 
Wesen treu sein. Sie hat überlieferungsgetreu das spezifisch Christliche darzustellen und 
zu tun. 

Das Bemühen um Relevanz spricht sich in der Losung aus: ‚Kirche für die Welt!‘ Die 
Kirche ist um der Menschen willen da. Die Menschen müssen merken: In der Kirche geht 
es um unsere Sache! Die Kirche muß zeitgenössisch existieren. Die Bedeutsamkeit ihrer 
Sache muß für Mensch und Gesellschaft einleuchtend werden. 

Das Bemühen um Relevanz und Identität gehören zusammen, denn .sie sind im Auftrag 
der Kirche zusammengebunden. Die Losung: ‚Kirche muß Kirche bleiben‘ führt ins 
Ghetto, wenn die Kirche ihrem Herrn nicht eben darin treu sein will, daß sie für andere da 
ist. Die Bemühung um Relevanz in zeitgenössischer Existenz führt zur Überanpassung, 
wenn sie nicht zugleich darum bemüht ist, den Zeitgenossen das eine identische Evange- 
Hum zu bringen.“ 

Falcke ist es sehr darum zu tun, die Zusammengehörigkeit der beiden Seiten kirchlicher 
Existenz zu betonen. Allerdings bringt es die jeweils geschichtliche Situation, in denen 
Kirchen stehen, mit sich, daß sie das eine Mal mehr um ihre Relevanz, das andere Mal 
mehr um ihre Identität besorgt sein müssen. Und dann stellt er die Frage, welcher Schwer- 
punkt kirchlicher Existenz durch die gesellschaftlichen Bedingungen in der DDR bedroht 
ist und darum von der Kirche festgehalten und verteidigt werden muß: 

„Anders stellt es sich in unserer Diaspora-Situation, zumal der ideologischen Diaspora 
dar. Kirche und Staat sind getrennt. Die Verflechtung von Gemeinde und Gesellschaft löst 
sich auf bis in die Amtshandlungen hinein. Neben Taufe, Konfirmation, Trauung und 
Beerdigung treten säkulare Weihehandlungen, „Kirche soll Kirche bleiben!‘ — das ist nun 
Zuruf des Staates an die Kirche, die sich auf ihr Proprium beschränken soll, also auf Kul- 
tus und Gottesdienst nach Agende mit den ‚„ehrwürdigen Chorälen“ und die private 
Religiosität im Freizeitraum. Eine Kirche, die sich in dieser Situation auf die Wahrung 
ihrer Identität konzentrieren wollte, würde sich selbst das Ghetto bauen und ihrem 
missionarischen und diakonischen Auftrag untreu werden. Die Diasporagemeinde hat vor 
allem nach der Relevanz des Evangeliums für die Zeitgenossen zu fragen und dem Rele- 
vantwerden der Botschaft für sie zu dienen. Die Verantwortung für ihre Identität hat 
die Kirche im Zuge dieser Relevanzbemühungen wahrzunehmen. Andernfalls müßte ge- 
fragt werden, ob die Kirche das biblische Wort Diaspora nicht nur benutzt, um ihren Rück- 
zug aus der Welt auf die Insel privater Frömmigkeit zu decken.“ 


2. Die Frage nach der Zusammenarbeit von Christen und Marxisten, ihren 
Möglichkeiten und Grenzen, ist ein Dauerthema, das in der Kirche aber auch 

im Staat immer wieder erörtert wird. Ein Beispiel für eine Darstellung dieser 
Frage gibt die Studie „Sorge um eine menschliche Welt“ (s.o. S. 486ff.) in ihrem 
3. Abschnitt: 


Möglichkeiten der Zusammenarbeit trotz ideologischer Unterschiede 


Auf Grund von Art. 39 Abs. 1 der Verfassung der DDR hat jeder Bürger das Recht, sich 

zu einem religiösen Glauben zu bekennen und religiöse Handlungen auszuüben. Das Tole- 
ranzprinzip der Glaubens- und Gewissensfreiheit, das auch die Menschenrechts-Deklaration 
geprägt hat (Art. 3, 7, 18, 19 u.a.) ist damit verfassungsmäßig verankert (vgl. Art. 20 Abs. 1 
Verf.). Es wird durch Art. 6 Abs. 5 der Verfassung und $ 133 des Strafgesetzbuches ge- 
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schützt. Unter Berücksichtigung der Trennung von Staat und Kirche sind insoweit die er- | 
forderlichen rechtlichen Voraussetzungen für das Leben der Christen in der DDR geschaffen. 

Diese sind als Bürger ihres sozialistischen Staates sozialistische Staatsbürger. Diese Bürger 
schaft ist aber nicht im Sinne ideologischer Konvergenz zu verstehen: „Ohne Bekenner 
der dialektisch-materialistischen Weltanschauung zu sein‘, sind sie bestrebt, „ihr Leben 
und ihre Arbeit in Übereinstimmung mit den Prinzipien sozialistischer Persönlichkeits- 
und Gemeinschaftsbildung zu gestalten‘, sie sind „sozialistische Staatsbürger christlichen 
Glaubens“. „Christliche und staatsbürgerliche Verantwortung“ treten also hier in eine 
produktive Beziehung; es ergibt sich so gewiß nicht ein spannungsfreier Zustand, aber ein | 
„dynamischer Prozeß‘. | 

Es handelt sich um eine Partnerschaft zwischen Christen und Marxisten, die gerade | 
dann zu Hoffnungen berechtigt, wenn einerseits von vornherein die Grenzen deutlich 
sichtbar sind, die im Bereich des Ideologischen gezogen sind, auf der andern Seite aber 
die Bereitschaft zum Ausdruck kommt, wechselseitig den Beitrag zu respektieren, den der 
jeweils andere von seinen Voraussetzungen her im Felde der gemeinsamen Aufgaben in 
loyaler Zusammenarbeit zu leisten in der Lage ist. Die christliche Gemeinde wird sich da- 
bei der Herausforderung zu stellen haben, die nicht nur von den allgemeinen Menschen- 
rechtserklärungen, sondern gerade auch von dem sozialistischen Einsatz für Gerechtigkeit 
unter den Menschen an sie seit über hundert Jahren ergangen ist und bis heute ergeht. Sie 
hat das ihr anvertraute Wissen von der Bedeutung der Nächstenliebe und des Friedens im 
Zusammenleben der Menschen einzubringen und wird die Verantwortung nicht ernst genug 
nehmen können, die ihr für die Glaubwürdigkeit inres diesbezüglichen Wort- und Tatzeug- 
nisses auferlegt ist. Diese Glaubwürdigkeit wird gemessen werden an dem Grad der Selbst- 
losigkeit ihrer Mitarbeit, ebenso aber auch an der Rückhaltlosigkeit im Bekennen der 
Glaubenswahrheit und der Offenheit im Eingeständnis eigener Schuld und in der Bereit- 
schaft, neue Erkenntnisse anzunehmen. Nicht der Widerhall, den die Christen bei ihren 
nichtchristlichen Partnern finden, sondern ihre Bereitschaft, sich in ihrer Situation zu 
bewähren und die Kraft dafür von ihrem Herrn zu erbitten und zu empfangen, entscheidet 
über die Tragfähigkeit ihrer Haltung. 

Bei den Möglichkeiten der Zusammenarbeit wird zu differenzieren sein zwischen Auf- 
gaben, die die Kirchen als Institution wahrnehmen sollen, und denen, die dem einzelnen 
Christen sich stellen. 

(1) Die Kirchen in der DDR nehmen ihre ökumenische Verpflichtung bewußt als Kir- 
chen in einem sozialistischen Lande wahr. Damit ist in der Regel eine Stärkung des poli- 
tischen Ansehens der DDR in der Welt verbunden. Diese Chance wird seitens des Staates 
begrüßt und gefördert. Für die Kirchen führt die ökumenische Zusammenarbeit zum 
wechselseitigen Austausch von Erfahrungen in Zeugnis und Dienst, die in gleichen oder 
unterschiedlichen gesellschaftlichen Situationen gewonnen werden. Eine Fülle von infor- 
matorischen Besuchen und Sachgesprächen auf allen Ebenen wird dazu helfen, den Weg 
der Kirchen in ihren jeweiligen Umwelt glaubwürdiger und überzeugender zu gestalten. 

Ebenso wird der Einsatz der Diakonie auch staatlicherseits als ein Beitrag für das Wohl 
des Menschen gewertet. Die vielfältigen Möglichkeiten diakonischen Dienstes weisen auf 
das Gewicht der Zusammenarbeit trotz ideologischer Unterschiede hin, das diesem Einsatz 
beigemessen wird. Das gilt für die Arbeit in konfessionellen Krankenhäusern ebenso wie 
etwa für die Behmdertenfürsorge in ihrer Ausrichtung auf die Berufsausbildung von 
Jugendlichen. Bei der Teilnahme an Berufswettbewerben erhielten solche Jugendliche oft 
erste Preise, ein sichtbares Zeichen dafür, „welch große Bedeutung diesem Dienst bei der 
Eingliederung Behinderter als vollwertige Glieder unserer Gesellschaft in die Arbeitswelt 
zukommt“. Ein weites Feld von Möglichkeiten liegt auch auf dem Gebiet der Fürsorge 


existenzen und solche, die ihren Platz in der Gesellschaft nicht behaupten können, sei es 
aus Schwachheit oder aus Angst. Jesus stellt sich auf die Seite der Mühseligen und Be- 
ladenen und ruft bei dieser Parteinahme seine Kirche in seine Nachfolge, „die nicht nur 
im privaten Bereich, sondern auch in den vorfindlichen Verhältnissen und Gruppierungen, 
in denen sich das Leben abspielt, geschieht und die gekennzeichnet ist von der Verbor- 
genheit und Unscheinbarkeit, in der der Herr gelebt und gewirkt hat“ 
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(2) Zu den Aufgaben der einzelnen Christen wird es gehören, bei Möglichkeiten der Zu- 
sammenarbeit trotz ideologischer Unterschiede die Gebiete zu suchen und die Möglichkeiten 
zu nutzen, die ihnen offenstehen. Dabei wird keine allgemeine Entscheidung für alle zu 
fällen sein. Mancherorts sind gute Erfahrungen zu verzeichnen, wo Christen im öffentlichen 
Leben bewußt ihres Glaubens leben und dies in Elternaktivs, in Konfliktkommissionen, in 
der Nationalen Front oder wo auch immer praktizieren. Andere haben entgegengesetzte 
Erfahrungen machen müssen. Nicht überall ist Christen eine konstruktive Mitarbeit möglich, 
obwohl sie immer wieder dazu eingeladen werden und das Recht auf eine solche Mitarbeit 
gesetzlich verankert ist. Zu den Aufgaben der Kirchen wird es gehören, immer wieder in 
sachlichen Gesprächen und bei allen sich bietenden Gelegenheiten solchen Behinderungen 
dadurch entgegenzuwirken, daß sie beim Namen genannt werden und um Abhilfe gebeten 
wird. Für den Christen wird sich in solchen Situationen entscheiden, ‚‚ob wir es Jesus Christus 
zutrauen, daß er uns die Kraft gibt, in solchen Anfechtungen die Freude des Glaubens zu 
behalten“. Wo Christen bereit sind, „ihrem Herrn in den Ordnungen des Sozialismus nach- 
zufolgen‘“, werden sich immer wieder neue Wege öffnen und neue Möglichkeiten erschlossen 
werden. Darum resignieren Christen nicht, wenn sie Ablehnung erfahren und in ihrer Be- 
reitschaft zur Mitarbeit kein Echo finden bzw. ihre Mitarbeit nicht gewünscht wird. Wesent- 
lich wird sein, nicht dem Alten und Vergangenen nachzutrauern und dabei neue Möglich- 
keiten zu übersehen oder zu unterschätzen, nur weil sie ungewohnt sind. Ohne Schwierig- 
keiten wird es auf diesem Wege nicht abgehen, aber es ist ein Weg, der uns in der Nachfolge 
unseres Herrn aufgetragen ist. 


3. Günter Krusche hat auf verschiedene Phasen in dem Miteinander von Kirche 
und Staat in den letzten Jahren hingewiesen *: 


„Die Bejahung der Realitäten und die Zuwendung zu den spezifischen Aufgaben einer 
Kirche im Sozialismus‘ prägten die erste Phase dieses „Lernprozesses‘. In einer zweiten 
Phase „setzte eine kritische Ernüchterung ein, die ihre Wurzel in vielen scheinbar ent- 
täuschenden und entmutigenden Erfahrungen mit der sozialistischen Gesellschaft hatte. 
Die ideologischen Schwierigkeiten, denen junge Christen in Schule und Ausbildung oft 
begegnen, die Zurückweisung eines spezifisch christlichen Beitrags zum Aufbau der Gesell- 
schaft, die häufig restriktive Handhabung gesetzlicher Bestimmungen gegenüber der Kirche 
und die ... Ablehnung der ideologischen Koexistenz zwischen christlichem Glauben und 
Marxismus-Leninismus ließen viele Christen fragen, ob ihr Beitrag zur Gestaltung der ent- 
wickelten sozialistischen Gesellschaft wirklich erwünscht sei.‘ Mit der Synode des Bun- 
des 1973 setzt eine weitere Phase ein; die Synode hat Bilanz gezogen. ‚Sie bleibt bei 
ihrem Ja zu Zeugnis und Dienst in der sozialistischen Gesellschaft, ohne aufgetretene 
Spannungen und Probleme zu verharmlosen.“ 


4. Auch die Diskussionen um die Bezeichnung ‚Kirche im Sozialismus“ lassen 
den Prozeß des Nachdenkens der Kirchen über ihren Standort erkennen. Aus 
den Berichten über die Verhandlungen der Synode 1974 der Kirche in Berlin- 
Brandenburg wird deutlich, daß schon die Bezeichnung ‚Kirche im Sozialis- 
mus“ innerkirchlich auf Widerstand stoßen kann°”: 


Die Synode hat mit Dankbarkeit von dem Teil des Berichtes der Kirchenleitung Kenntnis 
genommen, der sich mit dem ‚„‚Zurechtfinden in unserer Gesellschaft‘ befaßt. 

Die Synode hat auch mit Aufmerksamkeit auf die Diskussionsbeiträge gehört, die sich 
mit diesem Teil des Berichtes beschäftigen. Sie hat die Antworten der Kirchenleitung zu 
diesen Diskussionsbeiträgen vernommen. 


56. Kirche und Gesellschaft in der DDR, LR 24, 1974, S. 3ff.; vgl. auch in den in 
Anm. 47 genannten Text. 
57. Beschluß der Synode zum Terminus „Kirche im Sozialismus‘ in epd-Dok. Nr. 27/ 


1974, S. 51. 
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Die Synode dankt allen, die das Wort ergriffen haben. Sie anerkennt das ernste und ehr- 
liche Bemühen aller Beteiligten, den Weg unserer Kirche als „Kirche im Sozialismus‘ zu 
suchen. 

Die Synode erkennt als Aufgabe, den Begriff „Kirche im Sozialismus“ — den sie auf- 
nimmt und bejaht — so eindeutig zu klären, daß damit allen Christen zu einem dem 
Herrn Jesus Christus gehorsamen Leben geholfen ist. 


5. Es sieht so aus, als ob die Kirchen in der DDR auch ihre Position zu der 
vom Staat propagierten internationalen Klassenkampfsituation reflektieren 
müssen. Dabei kann es sein, daß die Gemeinden ebenso auf ein Wort der Kir- 
che in dieser Sache warten wie die staatlichen Stellen. An dieser Frage ent- 
scheidet sich besonders Möglichkeit und Grenze des kirchlichen Eintretens für 
politische Programme und für die Solidarität der Kirche zum Staat im Sinne 
der vom Staat geforderten Parteilichkeit. Die Kommission für das Lehrgespräch 
hat das Thema für ihre Arbeit mit vorgesehen. Ein Arbeitskreis der Kirche in 
Berlin-Brandenburg hat eine Ausarbeitung „Überlegungen zu Theorie und 
Praxis des Klassenkampfes als Herausforderung an die Christen in der DDR“ 
vorgelegt°®. In einem Interview greift Prof. Hanfried Müller das Thema auf 
und fordert synodale Entscheidungen in dieser Sache >: 


Es ist erfreulich, daß ein politisch-ethischer Arbeitskreis in der Berlin-Brandenburgischen 
Kirche gerade diese Frage aufgenommen und in vier Denkmodellen zum Teil theologisch 
eindeutig und politisch kenntnisreich dargestellt hat, ein Zeichen, daß partiell — nicht 

nur hier — eine Konzentration auf brennende theologische Probleme politischer Verant- 
wortung schon stattfindet. Es wäre gut, wenn kommende Synoden das, was heute objektiv 
Thema der Theologie und Gemeinde ist, mit dem Ziel, zu Entscheidungen zu kommen, 
auch einmal formell zu ihrem Thema machten. 


c) Staatliche Erwartungen an die Kirchen 


Es ist bereits gesagt worden, daß nicht nur die Kirche, sondern auch der Staat 
Überlegungen zum Standort der Kirche in der Gesellschaft anstellt und diese 
auf seine Weise der Öffentlichkeit und der Kirche gegenüber artikuliert. Insofern 
findet also doch eine Art „Dialog“ zwischen den Partnern Staat und Kirche 
über diese und andere Fragen statt, auch wenn der Dialog mehr den Charakter 
von einseitigen Forderungen, Erwartungen und Positionsbeschreibungen hat. 
Einige Beispiele sollen dies verdeutlichen. 

1. Die Ostberliner Auslandspresseagentur „Panorama/DDR“ ist in einem 1974 
erschienenen Buch „100 Fragen — 100 Antworten“ auch auf die Situation der 
Kirche und des kirchlichen Lebens.in der DDR unter der Überschrift „Christen 
und Kirche“ eingegangen. 


Frage 36 lautet: Sind die Christen gleichberechtigte Staatsbürger? Die Antwort fällt so aus: 
„In der DDR trägt jeder Bürger Verantwortung für das Ganze. Jeder ist aufgefordert, mit- 

zuarbeiten, mitzuplanen und mitzuregieren (Artikel 3 und 21 der Verfassung). Gemäß 

Artikel 20 der Verfassung hat jeder Bürger die gleichen Rechte und Pflichten, ‚unabhängig 


58. Vgl. epd-Dok. Nr. 27/1974, S. 95-104. 
59. Auszug aus einem Beitrag in: Standpunkt 2, 1974 (H. 7), S. 170. 
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von seiner Nationalität, seiner Rasse, seinem weltanschaulichen oder religiösen Bekenntnis, 
seiner sozialen Herkunft und Stellung. Alle Bürger sind vor dem Gesetz gleich‘. 

Die volle Gleichberechtigung und Verpflichtung der Bürger christlichen Glaubens war 
und ist in der DDR gesellschaftliche Realität, die in allen Bereichen des öffentlichen Le- 
bens Ausdruck findet. Zahlreiche dieser Bürger sind als gewählte Volksvertreter tätig, unter 
ihnen etwa 15000 Mitglieder der Christlich-Demokratischen Union, davon rund 100 
Pfarrer und Universitätstheologen. Als Mitglieder der CDU und anderer Parteien des 
Demokratischen Blocks sowie als parteilose Bürger christlichen Glaubens ieistert Christen 
auf allen Gebieten des gesellschaftlichen Lebens, in der Wirtschaft, der Kultur, der Bil- 
dung, dem Gesundheits- und Sozialwesen eine anerkannte Arbeit. Mitglieder der CDU üben 
im Staatsrat, in der Regierung, in den Räten der Bezirke, Kreise, Städte und Gemeinden 
sowie in der Verwaltung verantwortliche staatliche Funktionen aus. Der Präsident der 
Volkskammer und der Präsident des Obersten Gerichts der DDR sind Mitglieder der CDU. 

Auf der Grundlage vertrauensvollen Zusammenwirkens von Marxisten und Christen ist 
eine feste Gemeinsamkeit entstanden, die sich im Ringen um den Frieden und die Gestal- 
tung der sozialistischen Gesellschaft bewährt. Christen verwirklichen in der DDR, die ein 
Staat der Freiheit und Menschenwürde für alle ist, die ethischen Anliegen ihres Glaubens 
in voller Übereinstimmung mit der ganzen Gesellchaft. So finden sie ihren Platz als sozia- 
listische Staatsbürger christlichen Glaubens. In der Gemeinschaft der in der Nationalen 
Front der DDR vereinten gesellschaftlichen Kräfte haben sie im Gegensatz zu den formal- 
demokratischen Strukturen des bürgerlichen Parlamentarismus die Möglichkeit zu voller, 
unmittelbarer und wirksamer Mitverantwortung an der Gestaltung aller gesellschaftlichen 
Bereiche. 

Ohne Bekenner der marxistisch-leninistischen Weltanschauung zu sein, bejahen sie den 
Sozialismus und leisten von den Aussagen ihres Glaubens und ihrer Ethik her einen schöpfe- 
rischen Beitrag zur Festigung der sozialistischen Ordnung. Die sozialistische Gesellschaft 
achtet diese Entscheidung und respektiert ihre Motive. Sozialistische Staatsbürger christ- 
lichen Glaubens sind voll einbezogen in die politisch-moralische Einheit des Volkes der 
DDR.“ 

Frage 37 lautet: ‚Wie ist die Situation der Kirchen in der DDR?“ Die Antwort wird 
so gegeben (Auszug): 

„»... Im Zentrum kirchlichen Lebens stehen der sonntägliche Gottesdienst und die reli- 
giöse Gemeindearbeit. Daneben gibt es zahlreiche kirchliche Tagungen und Veranstaltun- 
gen (Synoden, Kirchentage, Wallfahrten, Rüstzeiten und andere). Die Kirchen arbeiten 
durch ihre Vertreter intensiv in internationalen kirchlichen Zusammenschlüssen mit (Öku- 
menischer Rat der Kirchen, Lutherischer Weltbund, II. Vatikanisches Konzil). 

Der Ausbildung dienen die Sektionen für evangelische Theologie der staatlichen Univer- 
sitäten beziehungsweise kirchliche Seminare. 

Alle Kirchen haben eine umfangreiche caritative Arbeit entwickelt. So unterhalten bei- 
spielsweise die evangelischen Kirchen 2200 diakonische Anstalten und Einrichtungen, dar- 
unter 60 Krankenhäuser und Heilstätten mit 17 500 Betten sowie Sozialhilfeeinrichtungen 
(Alters- und Sozialheime) mit 13 500 Plätzen ... 

An staatlichen Mitteln werden für die Unterstützung der caritativen Arbeit jährlich 
60 Millionen Mark, für Zuschüsse zur Pfarrerbesoldung und kirchlicher Verwaltung jähr- 
lich mehr als 12 Millionen Mark, für die Erhaltung und Restaurierung historisch wert- 
voller kirchlicher Bauwerke jährlich 1,2 Millionen Mark aufgewandt ...“ 


2. Einen guten Überblick über die staatlichen Erwartungen an die Kirche und 
seine Auffassung vom kirchlichen Standort in der sozialistischen Gesellschaft 
gibt OKR Dr. Burgsmüller von der EKU (Bereich Bundesrepublik und Berlin- 
West) in seiner Analyse des ersten Jahrgangs der Zeitschrift „Standpunkt“ 
(1973) unter dem Titel „Porträt Standpunkt“. 


60. Vgl. KiS Nr. 1/1975, S. 5-19. 
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In seiner Schlußbemerkung stellt Burgsmüller fest: „Was in STANDPUNKT als Meinung 
einer kirchlichen, politisch-gebundenen Minderheit zu lesen ist, gibt letztlich die Erwartun- 
gen des Staates und seiner tragenden Kräfte an die Christen wieder. Diese Erwartung 
findet Mittel und Wege, sich zu artikulieren — auch außerhalb von CFK, CDU und Pfarrer- 
bund und ihrer Zeitschrift.“ 

Die folgenden Zitate aus dem „Porträt Standpunkt“ beschreiben also die staatlichen 
Positionen in dem nicht stattfindenden Dialog zwischen Kirche und Staat über den Stand- 
ort der Kirche in der sozialistischen Gesellschaft: 

Georg Schäfer: ‚,... Die Kirchen in der DDR können als Zeugnis- und Dienstgemein- 
schaft von Kirchen in einer sozialistischen Gesellschaft nicht in kritischer Distanz zu 
dieser Gesellschaft leben; sie können gesellschaftlich nicht zwischen den Zeiten und 
Fronten nach einem ‚dritten Ort‘ des ‚Pluralismus‘ suchen. Und in ihren Konsequenzen 
ergibt sich: Kirchen, die in der DDR ihr Zeugnis geben und die in unserer sozialistischen 
Ordnung ihren Dienst leisten — sie tun dies, indem sie in ihren gesellschaftlichen Schluß- 
folgerungen die auf Fortschritt und Frieden gerichtete Politik der Deutschen Demokrati- 
schen Republik unterstützen und indem sie zum Besten unseres Volkes wirken“, °' 

Ilse Bertinetti: „ ... Das jedem Staatsbürger im Sozialismus zustehende Recht auf kon- 
struktive Kritik, ohne die es selbstverständlich keine fortschreitende gesellschaftliche Ent- 
wicklung geben würde, ist etwas völlig anderes als eine die objektiven Realitäten und 
die Gesetzmäßigkeiten, nach denen der Sozialismus aufgebaut und weiter vervollkommnet 
wird, negierende Besserwisserei. Konstruktive Kritik richtet sich nämlich nicht gegen den 
Sozialismus in der DDR und seine weltanschaulichen Grundlagen, sondern gegen alle Fak- 
toren, Argumentationen und Verhaltensweisen, die seine Verwirklichung behindern ... Sie 
erwächst ... aus staatsverbundener, sozialistischer Parteilichkeit. Parteilichkeit in diesem 
Sinne ist aber den Kirchen in der DDR schon deshalb als die einzig mögliche Alternative 
zu empfehlen.‘‘6? 

Carl Ordnung: „Der Christ kann die sozialistische Ideologie allerdings nicht voll über- 
nehmen. Daran hindern ihn der atheistische Charakter dieser Ideologie und die Tatsache, 
daß er selbst im Letzten an das Evangelium (und nicht an eine Ideologie) gebunden 
bleibt. Deshalb kann er sich der sozialistischen Ideologie nur annähern. Das mindert 
nicht seine entschiedene Parteilichkeit im Kampf gegen Imperialismus und Krieg. Dabei 
wird er der Versuchung einer falschen Wersöhnung widerstehen müssen, weil die Ver- 
weigerung der Parteinahme für den Sozialismus einer Option für das spätkapitalistische 
System gleichkommt. Wer meint, man könne [nun zitiert Carl Ordnung Honecker] ‚die 
unüberbrückbaren ideologischen Gegensätze bei etwas gutem Willen aus der Welt schaffen‘ 
... tut so, als seien die gegensätzlichen Ideen nur eine Sache der Denkungsart. In Wirklich- 
keit aber drücken sich in den unterschiedlichen Ideen unterschiedliche sozial-ökonomi- 
sche Interessen aus.‘ 6? 

Günter Wirth: „Immer dann, wenn sie (die Kirchen in der DDR) die Zeugnis- und 
Dienstgemeinschaft der Kirchen in der DDR in eine Klammer stellen, als deren Vor- 
zeichen Artikel 4 Abs. 4 erschien, mit der Betonung der ‚geistigen Einheit‘ also nicht 
nur die theologische Neuorientierung in Frage stellten, sondern sogar die bereits gefäll- 
ten juristisch-organisatorischen Schritte zu lediglich formal gegangenen degradierten, 
waren sie schlecht beraten, gerieten sie in die Gefahr der Zweigleisigkeit, der Doppel- 
bödigkeit ...‘“* 

Georg Schäfer: zählt zu den seit 1968/69 anstehenden und nunmehr zu lösenden Auf- 
gaben, „Die geistige Trennung von den Kirchen in der imperialistischen BRD zu Ende 
zu führen‘‘®, 


61. Ebd. S. 8. 

62. Ebd. S. 8f. 
63. Ebd. S. 15. 
64. Ebd. S. 18. 
65. Ebd. S. 18. 
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3. Für die atheistische Propaganda stellt sich das Problem Kirche (Religiosität) 
und Staat in besonderer Weise. Dazu gehört u.a. die Frage, wie sich die atheisti- 
sche Propaganda auf die Zusammenarbeit zwischen Marxisten und Christen 
einstellen soll, die auch vom Staat gefordert wird. Ein aufschlußreicher Vor- 
trag zeigt diese Probleme der atheistischen Propaganda besonders gut. Olof 
Klohr hielt den Vortrag auf einer Tagung für Lehrkräfte der Universitäten und 
Hochschulen u.a. in der DDR für das F achgebiet Grundlagen des Marxismus- 
Leninismus. Die Tagung fand im Juni 1973 in Leipzig statt. Er sprach zum 
Thema „Tendenzen des Absterbens von Religion und Kirche in der DDR“. 
Der Vortrag wurde erst 1974 (und zunächst nur in russischer Sprache in der 
Zeitschrift Woprossi filosofii) veröffentlicht ®®. 


Klohr formuliert eine Reihe von Fragen, um die es in der atheistischen Propaganda zur 
Zeit geht: „Wie muß der Zustand und die Tendenzen der Entwicklung des atheistischen 
und religiösen Bewußtseins (besonders unter der Jugend) beurteilt werden?... Welche Ur- 
sachen hat die Erhaltung der Religiosität? ... Wie steht es nun mit der Beziehung der 
Zusammenarbeit von Marxisten und Christen einerseits und der atheistischen Propaganda 
andererseits?“ 

In einer folgenden Analyse der Situation stellt Klohr (als Erfolg gegenüber der Entwick- 
lung in der BRD) fest, daß in der DDR nach Schätzungen nur noch 25 bis 30 % der Be- 
völkerung religiös ist. Religiosität unter den Jugendlichen wird mit 10 bis 20 % angegeben. 

Der Analyse läßt er eine Prognose folgen. Diese sieht so aus, daß nicht damit gerechnet 
werden kann, daß das religiöse Bewußtsein unter der Jugend in den nächsten 10 bis 20 
Jahren vollständig verschwindet. ‚„‚Natürlich nimmt die Zahl der Gläubigen unter den 
Jugendlichen ab. Jedoch wächst mit der Abnahme der religiösen Gruppen ihre Stabili- 
tät.“ 

Nach Analyse und Prognose stellt er die Frage nach den Ursachen für den langsamer 
werdenden Prozeß des Absterbens von Religiosität in der DDR. Unter anderem nennt er 
die religiöse Familie als ‚eine Hauptquelle der Wiederherstellung des religiösen Bewußt- 
seins‘“. Er weist auf die Stabilität von kirchlichen Sitten und Lebensformen hin und 
meint, solche Traditionen halten sich um so länger, je fester kirchliche Organisationen 
ideologisch und organisatorisch zusammengeschlossen sind. Er unterstreicht die Bedeu- 
tung der vielfachen Unterstützung, die den Kirchen in der DDR durch die Kirchen in 
der BRD.und durch die Ökumene insgesamt zukommt: 

„Außerdem ermöglicht die einflußreiche und gesellschaftliche Stellung der Kirche in der 
BRD (mit allen ihren materiellen, ideologischen und organisatorischen Möglichkeiten) 
über verschiedene Kanäle die Erhaltung der Rolle der Religion in der DDR. Internationale 
Organisationen (römischer Katholizismus, ökumenische Bewegung, Weltkirchenrat usw.) 
unterstützen die Kirche in der DDR ebenfalls.“ 

Eine besondere Wirkung spricht Klohr der aktiven „Tätigkeit der kirchlichen Organisatio- 
nen in der DDR selbst“ zu. 


d) Konfliktfelder im Miteinander von Staat und Kirche 


Das spannungsreiche Miteinander von Kirche und Staat ist auch 1974 auf be- 
sonderen Konfliktfeldern sichtbar geworden. Sie sind zum Teil in den o.a. 
Berichtsteilen der Konferenz des Bundes und der Kirchenleitung der Kirche 
in Berlin-Brandenburg genannt. Im wesentlichen war es der Bildungssektor, 
der die Kirchen veranlaßt hat, immer neu bei staatlichen Stellen vorstellig zu 
werden, um auf eine Gleichbehandlung von Christen und Nichtchristen zu 


2: Dt. Übersetzung des Vortrags in KiS Nr. 3/1974, S. 147ff. 
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drängen. Die Jahre 1974 und 1975 können zusammen gesehen werden; sie 
brachten Spannungen und am Ende, wie es scheint, gewisse Entspannungen. 
Eine zum Teil sehr deutliche Sprache in öffentlichen Erklärungen an die Ge- 
meinden (auch der katholischen Kirche) und in Ausführungen vor Synoden, 
die jeweils auch der westlichen Welt zur Kenntnis kamen, mögen dazu geführt 
haben, daß der Staat seinen propagandistischen Druck etwas zurückgenommen 
hat. Die Einzelheiten werden im Zusammenhang mit den Ereignissen aus dem 
Jahre 1975 im nächsten Jahrbuch darzustellen sein. Dazu gehört auch das 
kirchlicherseits nicht bewältigte Problem der Konfirmation, das in den Glied- 
kirchen des Bundes wegen der unterschiedlichen Verhältnisse auch sehr ver- 
schieden gehandhabt wird. 

In welchen Formen Konflikte zwischen Staat und Kirche ausgetragen werden 
können, zeigt die staatliche Reaktion und die kirchliche Gegenreaktion auf 
den Vortrag von Bischof Fränkel vom November 1973 zum Thema ‚Was haben 
wir aus dem Kirchenkampf gelernt?“ Aufgrund öffentlicher Angriffe gegen 
Bischof Fränkel setzte die Kirchenleitung einen besonderen Ausschuß ein, der 
die erhobenen Vorwürfe prüfen und der Synode 1974 über die Prüfung Bericht 
erstatten sollte. Der Bericht zeigt, wie kirchlicherseits ungerechtfertigte Angriffe 
von seiten des Staates zurückgewiesen werden. 


BERICHT DES VON DER KIRCHENLEITUNG DER EVANG. KIRCHE DES 
GÖRLITZER KIRCHENGEBIETES EINGESETZTEN AUSSCHUSSES ZUR 
PROVINZIALSYNODE 1974 


0.1 Zur Information der Provinzialsynode berichten wir kurz, daß Bischof D. Fränkel 
seitens des Landesbruderrates der Bekennenden Ev.-Luth. Kirche Sachsens aufgefordert 
war, am 8. November 1973 einen Vortrag in der Annenkirche in Dresden zu halten unter 
dem Thema ‚Was haben wir aus dem Kirchenkampf gelernt? ““. Nach diesem Vortrag 
wurde Bischof Fränkel vom Vorsitzenden des Rates des Bezirkes Dresden, Herrn Scheler, 
zum 27. November 1973 geladen. Bei dieser Gelegenheit bezeichnete Herr Scheler die 
Reden des Bischofs als provokatorisch und erhob u.a. folgende Vorwürfe: Es sei eine 
Parallelisierung mit der Zeit des Nationalsozialismus erfolgt, Bischof Fränkel arbeite den 
Feinden der Entspannung in die Hände, die Kirche werde von ihm für Zwecke der Kon- 
frontation mißbraucht. 

0.2 Die Kirchenleitung hat daraufhin in ihrer turnusmäßigen Sitzung am 28. November 
1973 einen Ausschuß eingesetzt mit dem Auftrag, die gegen Bischof Fränkel erhobenen 
Vorwürfe zu untersuchen und der Provinzialsynode 1974 Bericht zu erstatten. 

0.3 Der Ausschuß begrüßt es, daß die Kirchenleitung sich umgehend vor Bischof Fränkel 
gestellt und die gröbsten Vorwürfe, wie Beleidigung der Arbeiterklasse, Entgegenwirken 
gegen die Entspannungspolitik, Rede im Auftrag reaktionärer Kreise in der Bundesrepu- 
blik Deutschland, zurückgewiesen hat. Er begrüßt es, daß es in dem Schreiben der Kir- 
chenleitung vom 29. November 1973 an den Rat des Bezirkes Dresden u.a. heißt: „Die 
Kirchenleitung erklärt ihr Bedauern darüber, daß es nicht möglich war, die Ausführun- 
gen des Vorsitzenden des Rates des Bezirkes schriftlich zu erhalten bzw. die Appirobie- 
rung der handschriftlichen Aufzeichnungen des Unterzeichneten zu erreichen. Die Kirchen- 
leitung verwahrt sich dagegen, daß ihrem Vorsitzenden das Recht versagt wurde, sich zu 
der vorgetragenen Interpretation seiner Reden zu äußern.“ 

0.4 Der Ausschuß hat die Vorträge von Bischof Fränkel, die als provokatorisch bezeich- 
net worden sind, untersucht und legt hiermit das Ergebnis seiner Arbeit vor. 


67. Vgl. KJ 100, 1973, S. 161-167. 
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1.1 Die Vorträge von Bischof Fränkel auf den Synoden unserer Kirche wie auch seine 
Berichte als Ratsvorsitzender der Evangelischen Kirche der Union sind im Zusammenhang 
einer Gesamtkonzeption zu sehen. Dies läßt sich aus folgenden Zitaten feststellen. 

1.1.1 Vortrag vor der Provinzialsynode in Görlitz im März 1969: In dem Lehniner Schreiben 
der Bischöfe zum Verfassungsentwurf ‚, ... wurde positiv von der Aufgabe gesprochen, ‚den 
Sozialismus als eine Gestalt gerechteren Zusammenlebens zu verwirklichen‘. Von verschiede- 
nen Seiten ist dieser Satz beanstandet worden als eine für Männer der Kirche unzulässige 
politische Akklamation oder gar Kapitulation vor einem Sozialismus, dessen Ideologie ein- 
deutig im Widerspruch zum Evangelium stehe. 

Ich halte solche Beanstandungen für unzutreffend. Worum es geht, ist doch dies: Die 
Christen, die Bürger unseres Staates sind, nehmen die Ordnung, in der sie leben, an als den 
Raum der Bewährung ihres Dienstes und Zeugnisses. Die Kirche erkennt die Aufgabe, 
auf der Basis einer sozialistischen Wirtschaftsstruktur das Zusammenleben der Bürger zu 
gestalten, als eine legitime Aufgabe an. Allen Versuchen, diese Basis zu zerstören, versagt 
sie sich und läßt sich nicht politisch mißbrauchen. Indem die Bischöfe den Sozialismus 
als eine Gestalt gerechteren Zusammenlebens angesprochen haben, haben sie keine kritik- 
lose, die Eigenverantwortung preisgebende Akklamation vollzogen, sondern den Sozialismus 
der Zielsetzung eines gerechteren Zusammenlebens der Menschen unterstellt, auf die hin 
der Sozialismus sich befragen lassen muß. 

Darin liegt ein Angebot des Dialoges zwischen Christen und Marxisten.“ 

1.1.2 Diese Position wird ferner verdeutlicht durch das folgende Zitat aus der Magde- 
burger Rede des Ratsvorsitzenden der Evangelischen Kirche der Union von 1972: 

„Die Kirche stellt die für die sozialistische Gesellschaftsordnung grundlegende Verge- 
sellschaftung der Produktionsmittel nicht in Frage. Wo hier Fragen bestehen, sind es 
positive Fragen, wie die mit der Sozialisierung gegebenen Probleme noch besser zu lösen 
sind als bisher. Die Kirche — und das zeigt der Brief der sieben leitenden Geistlichen zum 
Verfassungsentwurf — stellt den für das sozialistische Verständnis von Demokratie charak- 
teristischen Führungsanspruch der SED nicht in Frage. Wo hier Fragen bestehen, sind es 
wiederum positive Fragen nach Präzisierung in Rechten und Pflichten sowie nach wirksamer 
Ausübung im Horizont det uns alle verpflichtenden Aufgabe, dem Frieden in der Welt zu 
dienen. Die Kirche widersteht denen, die bei äußerlich unwahrhaftiger Anpassung eine 
innere Emigration vollziehen. Die Kirche sucht ihre Glieder als Menschen, die durch das 
Evangelium zu nüchterner Sachlichkeit befreit sind, zu einem vor Gott verantwortlichen 
Engagement in unserer Gesellschaft anzuleiten. Darum begrüßt sie alles, was dieses Engage- 
ment erleichtert, wie sie alles bedauert, was solchen in der Freiheit des Urteilens und Prü- 
fens geschehenden Dienst erschwert.‘ 

1.1.3 Weiter vor der Bundessynode in Schwerin 1973: Es gibt „keinen letzten Grund, 
sich nicht — auch bei Ablehnung eines sich als absolut verstehenden Selbstverständnisses 
dieser Gesellschaft — in ihr zu engagieren“. 

1.1.4 Schließlich in der Annenkirche: „Es wäre undankbar gegen Gott, wenn wir über- 
sehen wollten, wieviel seit 1945 zum Wohle der Menschen in unserer Gesellschaft geschehen 
ist.“ 

1.2 Aus diesen wörtlich angeführten Äußerungen geht hervor, daß Bischof Fränkel, 
ebenso wie es auf den anderen Synoden und durch die anderen Bischöfe geschieht, um 
einen positiven Beitrag der Kirche im Sozialismus bemüht ist und eine Stellung bezieht, 
die sich nicht außerhalb, sondern innerhalb der sozialistischen Gesellschaft gemäß der 
Verfassung der DDR befindet. 

2.1 In allem Engagement sind sich die Kirche und der einzelne Christ dessen bewußt, 
daß die Freiheit zu solchem Wirken im Evangelium begründet ist. 

2.1.1 Hierzu hat Bischof Fränkel in der Annenkirche gesagt: „Als die durch Christus 
von den gottlosen Bindungen dieser Welt Befreiten nehmen wir uns die Freiheit, in unse- 
rer Gesellschaft zwischen dem gebotenen Dienst an der Erhaltung des Lebens und der ge- 
botenen Verweigerung der atheistischen Bindung zu unterscheiden.“ 

2.1.2 „So wenig wie die Botschaft von der freien Gnade Gottes eine Begrenzung ihrer 
Reichweite erträgt, so wenig duldet sie eine Verkürzung ihres Inhaltes.“ 

2.1.3 Für ihre Existenz in der Gesellschaft bedeutet das: „Wir haben ... auch über unserer 
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Gesellschaft, in welcher der dialektische Materialismus als die sogenannte wissenschaftliche 
Weltanschauung für alle bindend durchgesetzt werden soll, die Macht des Schöpfers und 
Erlösers zu glauben. Durch diese überlegene Macht unseres Gottes wird jeder ideologische 
Absolutheitsanspruch begrenzt.“ , 

2.1.4. Aus diesen Ausführungen wird deutlich: der Vorwurf einer Antiposition ist unge- 
rechtfertigt. Vielmehr liegt eine im Evangelium begründete Position vor. Wird der Vorwurf 
erhoben, daß in die Öffentlichkeit weisende Äußerungen eine Überschreitung des bischöf- 
lichen Verantwortungsbereichs darstellen, so muß gesagt werden, daß es im Raum der evan- 
gelischen Kirche keine einheitliche und alleinverbindliche Meinung darüber gibt, wie weit 
die Verantwortung der Kirche und ihre Stellungnahmen zu öffentlichen Problemen gehen 
können. Daß aber eine solche Verantwortung besteht, ist über die Bekennende Kirche 
hinaus heute in der Ökumene so gut wie unbestritten. 

2.1.5 Wenn jemand wie Bischof Fränkel auf diesem Gebiet ein starkes Engagement zeigt, 
dann muß man es auch darum besonders achten, weil hier ein Moment der Stellvertretung 
liegt. 

2.1.6 Dazu aus dem Magdeburger Ratsbericht 1972: „In der Nachfolge ihres Herrn hat 
die Kirche für die Armen und Verachteten, die Leidenden und Benachteiligten, für alle, die 
im Schatten stehen, Partei zu ergreifen. Wird diese in der Liebe Christi gründende Parteilich- 
keit verkannt, so müssen wir das in Geduld tragen. Wir können nur eine Kirche für die 
Welt sein, wenn wir immer auch bedenken, daß Christus gelitten hat draußen vor dem Tor 
und wir in konkreter Situation bereit sein müssen, aus dem Lager zu gehen und seine 
Schmach zu tragen.“ 

3.1 In seiner Gedankenführung zu den Problemen der Koexistenz und Toleranz geht der 
Bischof von der allgemein anerkannten Tatsache aus, daß der Weltfriede heute zu einer 
ehernen Notwendigkeit geworden ist, da die gesamte Existenz der Welt und der Mensch- 
heit unter den Bedrohungen des Atomzeitalters auf dem Spiel steht. 

3.1.1 Daher unterstützt er die von der Sowjetunion ins Gespräch gebrachte Forderung 
nach friedlicher Koexistenz und darüber hinaus Kooperation der Mächte. Die friedliche 
Koexistenz der Mächte ist zu einer Frage der Existenz überhaupt geworden. 

3.1.2 Diese Erkenntnisse sind heute in einer ernstzunehmenden, gutwilligen und ent- 
spannungsbereiten Politik international unbestritten. 

3.2 In diesem Zusammenhang muß der gegen Bischof Fränkel erhobene Vorwurf zu- 
rückgewiesen werden, er stelle die Vorbedingung, daß es erst zu einer Koexistenz-zwischen 
Menschen in der Gesellschaft kommen müsse und dann erst die Koexistenz zwischen 
Staaten möglich sei. Vielmehr folgert er umgekehrt: Die Koexistenz der Mächte schließt 
die Koexistenz der Menschen ein. In die gleiche Richtung weist ein im Vortrag in der 
Annenkirche angezogenes und zur Beachtung empfohlenes Zitat aus der Rede Breschnews 
am 26. Oktober 1973 auf dem Weltkongreß der Friedenskräfte in Moskau: „Die langen 
Jahre des kalten Krieges haben ihre Spuren im Bewußtsein der Menschen, und zwar nicht 
nur der Berufspolitiker, hinterlassen. Es sind dies Vorurteile, Argwohn, ungenügende Kennt- 
nis der wirklichen Standpunkte und Möglichkeiten der anderen, ja mangelnder Wille, diese 
kennen zu lernen. Und die Umstellung ist gewiß nicht leicht ..., man muß lernen, zu- 
sammenzuarbeiten.“ 

3.2.1 Die Koexistenz der Menschen ist dabei für die Christen keine reaktionäre Forde- 
rung, sondern sie hat ihre eigentliche Tiefendimension in der Botschaft von der Versöh- 
nung, in der der Mensch zur Liebe Gottes und zur Liebe des Nächsten eingeladen wird, 
wobei beides eine unscheidbare Einheit bildet. 

3.2.2 Koexistenz der Mächte und der Menschen ist jedoch nur möglich bei Wahrung 
echter Toleranz und bei Anerkennung des Vorgegebenseins der Menschenrechte, die 
nicht unter das Soll einer bestimmten Gesinnung gebeugt und auf Grund erfüllter Be- 
dingungen nachträglich zugesprochen werden dürfen. Anderenfalls werden die in Gottes 
Schöpfung und Erlösung begründete Menschenwürde sowie die mit ihr verbundenen Frei- 
heiten wie Grundrechte in ihrem Wesen verkannt. Auf diese Notwendigkeit echter Toleranz 
sowie die Durchsetzung der vollen Geltung der vorgegebenen Menschenrechte, die auch in 
den amtlichen Verlautbarungen der DDR immer wieder eine bedeutende Rolle spielen, wird 
der Bischof nicht müde hinzuweisen. 
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3.3 Nun wird man freilich auch darin Bischof Fränkel Recht geben müssen, daß wir in 
einer Gesellschaft leben, in der der Marxismus-Leninismus als einzig wissenschaftliche Welt- 
anschauung gilt, zum allgemeinen Erziehungsziel erklärt wird und alle Bürger unter dem 
ideologischen Führungsanspruch der Partei zu sozialistischen Staatsbürgern erzogen werden 
sollen. Dadurch ergibt sich eine Spannung für die Christen, die die atheistische Kompo- 
nente des Marxismus-Leninismus nicht übernehmen können. Die christliche Gemeinde kann 
nicht umhin, an unsere Gesellschaft die Zumutung zu stellen, diese Spannung in echter 
Toleranz zu tragen. 

3.3.1 Wo das nicht geschieht, kommt es zu den von Bischof Fränkel wie auch von den 
anderen Bischöfen mehrfach zur Sprache gebrachten ernsten Beschwernissen auf dem 
Bildungssektor. In diesem Zusammenhang verweisen wir auf den letzten Abschnitt des 
Aide — m&moire vom 17. Mai 1973 an Staatssekretär Seigewasser, wo es heißt: „Wenn 
die ernsten Beschwernisse, besonders auf dem Bildungssektor, zur Sprache gebracht wurden, 
so vermögen wir darin keine böswillige Entstellung der Lage zu sehen, sondern stützt sich 
das auf bittere Erfahrungen, wie sie in allen Gliedkirchen des Bundes gemacht wurden 
und auch von deren Synoden (einschließlich der Bundessynoden! — d. Vf.) offen mit dem 
Wunsch nach Änderung des belastenden Zustandes ausgesprochen wurden. Wir halten es für 
richtig, daß der Bischof das allen Beschwernissen zugrunde liegende, noch nicht völlig be- 
friedigend gelöste Kernproblem genannt hat, nämlich: wie bei Wahrung der Identität unse- 
res Staates die Koexistenz der Menschen verschiedener Überzeugungen in Wahrhaftigkeit 
und gegenseitiger Achtung ermöglicht werden kann. Der Hinweis, daß gerade durch die neue 
Qualität, die unser Staat durch die weltweite Anerkennung und die mit Sicherheit zu er- 
wartende (und inzwischen erfolgte — d. Vf.) Aufnahme in die Vereinten Nationen erhält, 
sich damit unter der uns alle verpflichtenden Verantwortung für den Frieden eine Möglich- 
keit der Lösung dieses Grundproblems anbietet, erscheint uns hilfreich.“ 

3.4 Wenn außerdem von staatlicher Seite erklärt wird, man könne eine Weltanschauung 
durch administrative Mittel nicht erzwingen, so nehmen wir das gern zur Kenntnis und 
hoffen, daß das allgemein beachtet wird. 

3.5 Das durch die Forderung der Toleranz und des Vorgegebenseins der Menschenrechte 
hervorgerufene Mißverständnis, als spreche Bischof Fränkel einer in die Unverbindlichkeit 
führenden Liberalisierung das Wort, wird von ihm selbst wiederholt abgewehrt (s. Vor- 
träge in der Frauenkirche zu Görlitz und in der Annenkirche zu Dresden). 

3.5.1 Nach seinen eigenen Ausführungen liegt ihm nichts an einer Verschleierung be- 
stehender Gegensätze in unwahrhaftigem Versöhnlertum. Er stellt ausdrücklich fest, daß 
der vertassungsmäßig verankerte Führungsanspruch der SED nicht geleugnet und keines- 
wegs der Versuch einer prinzipiellen Infragestellung der sozialistischen Ordnung unter- 
nommen werden soll. Es liegt ihm lediglich daran, daß bei Wahrung der vollen Identität 
unseres Staates die Glaubens- und Gewissensfreiheit als vorgegebenes Grundrecht anerkannt 
wird. 

4. Nach diesen grundsätzlichen Darlegungen gehen wir noch auf einige Einzelheiten ein. 

4.1.1 Nach dem Vortrag in der Annenkirche machte Bischof Fränkel in einem kleinen 
Kreis in der Sakristei die spontane Bemerkung, daß 2000 Versammlungen dieser Art wün- 
schenswert seien. Diese Bemerkung sollte nicht im Sinne einer planmäßigen Propaganda 
ausgelegt werden. Ihr Wahrheitsmoment wird sichtbar, wenn man sie in einen Zusammen- 
hang mit den eingeschränkten Informations- und Publikationsmöglichkeiten der Kirche 
stellt. Auch Bischof Fränkel weiß, daß die Bekennende Kirche nicht durch eine kirchliche 
Propagandawelle, durch Organisierung von Massenveranstaltungen und dergleichen, sondern 
durch das Aufbrechen der Wahrheitsfrage entstanden ist. Daß das geschieht, kann weder 
ein Einzelner, noch die Kirche in ihrer Gesamtheit ‚„‚machen“. Es ist zu allen Zeiten Wir- 
kung des Heiligen Geistes. 

4.1.2 Anstoß hat auch die Formulierung „Terrorbrecher Christus“ erregt. 

In der Tat wird Christus im Johannes-Evangelium als Überwinder der Angst bezeichnet 
(‚In der Welt habt ihr Angst, aber seid getrost, ich habe die Welt überwunden“, Joh. 
16,33). Durch die Jahrhunderte der Kirchengeschichte bestätigt die Christenheit dies als 
ihre Erfahrung. 

4.1.3 Freilich wird das Wort Terror auch andere Assoziationen wachrufen, wie die an 
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das nationalsozialistische Regime mit seinen Terrormethoden, den Konzentrationslagern 
und der Vernichtung von Millionen Menschen. Gegen den Vorwurf, Bischof Fränkel habe 
mit der Formulierung „Terrorbrecher Christus“ die gegenwärtige Gesellschaftsordnung 
mit der Zeit des Nationalsozialismus in Parallele gesetzt, muß er entschieden in Schutz 
genommen werden. Der bereits zitierte Satz „Es wäre undankbar gegen Gott, wenn wir 
übersehen wollten, wieviel seit 1945 zum Wohle der Menschen in unserer Gesellschaft ge- 
schehen ist“ ist im Blick auf die Zeit von 1933-1945 im Mund des Bischofs undenkbar. 

Immerhin gehörte Bischof Fränkel zu den wenigen, die 1943 die Abkündigung der Be- 
kennenden Kirche gegen den Mord an den Juden im Gottesdienst öffentlich verlesen haben. 

4.2 Bei Würdigung des gesamten Sachverhaltes wird man Widerspruch gegen den Begriff 
„Terrorbrecher Christus“ gern zugestehen, wo Vorgänge, wie sie sich 1958 anläßlich der 
Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland in Weißensee und anschließend in Gör- 
litz abgespielt haben, für immer der Vergangenheit angehören. Daß sie sich seit 15 Jahren 
nicht wiederholt haben, ist ein Zeichen der Hoffnung. Freilich muß erwartet werden, daß 
dann auch alles beseitigt wird, was zu einer Atmosphäre der Angst führen kann. Von 
allen Synoden in der DDR und von allen Bischöfen ist immer wieder auf die Beschwernisse 
auf dem ideologischen Sektor hingewiesen worden. Bischof Fränkel hat es in seinem Synoden- 
vortrag von 1973 so gesagt: 

4.2.1 „Es geht um ein Klima, in dem der christliche Glaube unserer Kinder zerstört wird. 
Eltern werden durch Lehrerbesuch gedrängt, ihre Kinder nicht mehr zur Christenlehre zu 
schicken; Kinder melden sich vom kirchlichen Unterricht ab unter dem Druck von Kollek- 
tivbeschlüssen ihrer Klasse. Konfirmanden sagen ihrem Bischof unter vier Augen: ‚Ich meine 
auch, daß die Jugendweihe gegen das erste Gebot ist, aber ich hätte es in der Schule nicht 
ausgehalten, wenn ich nicht teilgenommen hätte.‘ 

4.2.2 Es geht um eine Atmosphäre der Angst, in welcher Kinder uns ihre Nöte oft nur 
unter dem Siegel der Verschwiegenheit anvertrauen. Es geht im ganzen auch dort, wo es 
nicht zu irgendwelchen spektakulären Fällen kommt, um einen Prozeß mit dem deutlich 
erkennbaren Ziel, christliche Unterweisung und Erziehung unserer Kinder unwirksam, wenn 
nicht überhaupt unmöglich zu machen.“ 

4.3. Zu den Vorwürfen hinsichtlich der Störung des Entspannungsprozesses verweisen 
wir auf den Synodenvortrag in Görlitz 1973. Aus ihm geht eindeutig hervor, daß Bischof 
Fränkel keineswegs den Grundlagenvertrag in sein Gegenteil verkehrt, sondern daß dieser 
für ihn ein notwendiges Element einer europäischen Friedensordnung ist. Bischof Fränkel 
stellt sich dem Entspannungsprozeß nicht entgegen, sondern er befürwortet ihn und ist 
davon überzeugt, daß die Kirche dazu einen Beitrag zu leisten habe. Die durch die Regie- 
zung der DDR abgeschlossenen Verträge werden bejaht. Die Existenz zweier deutscher 
Staaten ist eine Realität. Der Weltfrieden hat absoluten Vorrang vor der nationalen Frage, 
die ‚,... einer europäischen Friedensordnung ein- und unterzuordnen“ ist. 

5. Wir hoffen, daß wir mit unseren Darlegungen der Wahrheit gedient und einen Beitrag 
zur besseren Verständigung geleistet haben. 


6. AUS DEM LEBEN DER KIRCHEN IN DER DDR 


a) Gottesdienst und Seelsorge 


Zwei Referate auf der Synode der EKU — Bereich DDR — vom 10. Mai 1974 
zeigen beispielhaft die Chancen und Schwierigkeiten des kirchlichen Lebens in 
den Gemeinden. 
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M. Kuske: Gottesdienst heute — in einer Neubaugemeinde‘® 


Pfarrer M. Kuske leitet sein Referat wie folgt ein: „Von den gewöhnlichen Gottesdiensten 
der Südstadtgemeinde in Rostock will ich berichten, und zwar unter dem Gesichtspunkt, 
wie sich die Situation der Gemeinde auf die Gestaltung ihrer Gottesdienste auswirkt. Da 

es an manchen Stellen eine armselige Situation ist, sind es auch ihre Gottesdienste. 

Und trotzdem entdeckten wir in diesen gewöhnlichen und armseligen Gottesdiensten Neues, 
wurden uns neue Erfahrungen in bezug auf Jesus von Nazareth, seine Gemeinde und Leben 
in der Welt zuteil. Begründet ist das vor allem darin, daß die Gemeinde sich der Situation 
stellte und sie annahm.“ Er führt dann aus, daß das Symbol der Gemeinde ein Kirchwagen 
ist, in dem die Gottesdienste gehalten werden. Zunächst erwarb die Gemeinde von einem 
Schaubudenbesitzer einen 30 Jahre alten Wagen, den sie 10 Jahre als Gottesdienstraum 
benutzte. Seit 1973 steht ein neuer für die Gemeinde und ihre besonders gottesdienstlichen 
Zwecke gebauter Wagen in Gebrauch. Kuske schildert, wie sich die Gemeinde in einem 
Lernprozeß in die Situation hineingefunden hat, daß sie sogar mit der Zeit erkannt hat, 
„daß Gottesdienste im Kirchwagen nicht ein Mangel, sondern die Fülle ist‘. Die Ge- 
meinde fühlt sich „trotz Fehlens von Glocken, Orgel, Kanzel und Talar‘‘ im Kirchwagen 
wohl. Der Gottesdienst im Kirchwagen zeichnet sich durch die Nähe von Pfarrer und Ge- 
meinde und durch die gelebte Gemeinschaft der Gemeindeglieder untereinander aus. 


R. Richter: Gottesdienst heute — in kleinen dörflichen Gemeinden“? 


Ganz anders liest sich das Referat des Superintendenten Reinhard Richter. Die immer kleiner 
werdende Zahl der Gottesdienstbesucher (nur selten mehr als 10 Besucher, wobei diese 
Teilnehmerzahl 10 bis 20% und mehr der in Frage kommenden Bevölkerung darstellt), wird 
als Belastung empfunden. Der lange Prozeß von den übervollen Kirchen nach dem Kriege 
bis zur Situation jetzt bleibt im Bewußtsein der Gemeinde als ein schmerzlicher Vorgang 
gegenwärtig. Sie findet sich „als schwindenden Rest einer Kirche“. 


Die von der Gemeindekommission des BEK 1974 fertiggestellte Ausarbeitung 
„Erwägungen zur Seelsorge im Blick auf die uns zukommende Herausforderung 
in der Stadt- und Landgemeinde“‘ gehen auf die kirchliche Situation in den Ge- 
meinden ein. Sie sind aber nur ein Teil einer groß angelegten Arbeit der Ge- 
meindekommission, die in verschiedenen Arbeitsgängen die Situation der Kirch- 
gemeinden analysiert hat und Vorschläge für die kirchliche Arbeit „von morgen“ 
macht. Die Gemeindekommission hat erst 1975 ihre Arbeit abgeschlossen. 


KOMMISSION ZEUGNIS UND GESTALT DER GEMEINDE 
(GEMEINDEKOMMISSION) DES BEK: „ERWÄGUNGEN ZUR SEELSORGE 
IM BLICK AUF DIE UNS ZUKOMMENDEN HERAUSFORDERUNGEN IN DER 
STADT- UND LANDGEMEINDE“ VON 1974 (AUSZUG) 


1. Der Mensch und seine Probleme 


1.1 Der Mensch in der Neustadt 


1.1.1 Der Mensch unter den besonderen Problemen der Neustadt. 

(...) Bestimmend ist in der Neustadt die Ein- und Zweigenerationenstruktur; alte Men- 
schen fehlen; Schichtarbeit dominiert oft und betrifft zum Teil beide Ehepartner, das Leben 
der Kinder ist stark von Krippe, Kindergarten und Schulhort bestimmt. Typisch ist für 


68. Vgl. epd-Dok. Nr. 29/1974, S. 97-102; im folgenden ein Auszug aus dem Referat 


(S. IT£.). 
69. Vgl. ebd. S. 102-104; hier ein Auszug. 
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die Bewohner: Einlebungsprozeß (eine Zeitlang); Abkapselung gegenüber organisierten Kon- 
takten (zum Teil anders bei gemeinsamen Interessen); Freude an der eigenen Wohnung; 
nach und nach sich bildende unorganisierte zwischenmenschliche Kontakte. Die Erwar- 
tungen des Menschen bleiben wesentlich im Bereich des Materiellen und der beruflichen 
Fortkommens (gesicherte Existenz, gute Verdienstmöglichkeiten, Steigerung des Lebens- 
standards, berufliche Qualifizierungs- und Aufstiegsmöglichkeiten). Man erstrebt ein glück- 
liches Familienleben (auch als Gegengewicht zur Atmosphäre des Großbetriebs). Bei aller 
Freude an der eigenen modernen Wohnung bedeutet doch das Eingegliedertsein in einen 
Großkomplex gleicher und ähnlicher Wohnungen und Häuserblocks unter Umständen 
psychisch ein Element der Nivellierung. Noch nicht ausreichend vorhanden sind zum Teil 
Krippen, Kindergärten und Horte sowie andere Nachfolgeeinrichtungen. Trotz aller Selbst- 
isolierung vieler Familien auf den eigenen Wohnbereich ist die Zahl der Ehescheidungen 
in der Neustadt relativ höher als sonst. Die Freizeit verbringen die Bewohner teils in der 
eigenen Wohnung, teils in Naherholungsgebieten, den Erholungsurlaub in FDGB-Heimen, 
auf Campingplätzen, auch auf Auslandsreisen. 

1.1.2 Auswirkungen auf den Glauben und das Verhältnis zur Kirche. 

Der Mensch in der Neustadt ist vielfach von christlichen Traditionen abgeschnitten, ent- 
kirchlicht und zumeist auch entchristlich. Mit dem Verlassen der gewohnten Umgebung 
— und damit der prägenden Traditionen — und dem Einzug in die Neustadt brechen 
kirchliche Bindungen oft ab. Geschieht nicht mit dem Bezug der Blocks eine alsbaldige 
persönliche Kontaktaufnahme von der Kirche her, so lernen auch bisher kirchlich inter- 
essierte Menschen, daß man durchaus über Monate und Jahre ohne Kirche leben kann. 
Nur ganz wenige Bewohner suchen von sich aus den Kontakt zur Kirchgemeinde. Der 
Prozentsatz der Kirchenzugehörigkeit liegt etwa zwischen 15 und 40 %, also stark unter 
dem Durchschnitt in der DDR überhaupt. Falsche Kirchensteuerpraktiken können die 
kirchliche Situation sehr erschweren (erster Kontakt durch Kirchensteuerbescheid; man- 
gelnde Beweglichkeit im Niederschlagen größerer Kirchensteuerreste als „unbewältigter 
Vergangenheit‘). 

Eine Ansprechbarkeit der Bewohner auf Fragen des Glaubens besteht durchaus. 
Schroffe Abweisungen von Besuchern bei Erstbesuchen bilden eine seltene Ausnahme.. 
Die Gründe, welche eine Teilnahme am kirchlichen Leben hindern, sind zum Teil äußerer 
Art: zeitliche Belastungen der Menschen (Schichtarbeit, Fernstudium, gesellschaftliche 
Verpflichtungen, Versorgung der Kinder), größere Entfernungen zu kirchlichen Räumen. 
Ernster sind innere Gründe: allgemeine Gleichgültigkeit; Entfremdung zur Kirche durch 
Einfluß des Atheismus in seinen vielfältigen Wirkungsformen; Scheu, sich kirchlich zu 
exponieren und dadurch vielleicht Schwierigkeiten und Nachteile zu haben; Einfluß welt- 
anschaulicher Mischehen; Schuld der Kirche (antiquierte Formen ihrer Dienste; Mangel 
an Einfühlungsvermögen, Flexibilität und Präsenz; hindernde Kirchensteuerpraktiken; 
mangelndes Aufsuchen und Nachgehen; Spannungen unter hauptberuflichen Mitarbeitern. 
Verharren in der Betreuungsstruktur, die den Menschen in seiner säkularen Mündigkeit 
und in seinen Gaben nicht ernst nimmt; fehlende Erkenntnis eigener Fehler und der Be- 
reitschaft zur Buße) ... 


1.2. Der Mensch im Dorf mit industriemäßigen Produktionsmethoden der Landwirtschaft 


1.2.1. Der Mensch unter den besonderen Problemen des veränderten Dorfes. 

1.2.1.1. Allgemeine Feststellungen: Die Menschen in den ländlichen Gebieten stehen in 
einem Entwicklungsprozeß, der ökonomisch und gesellschaftspolitisch neue Ziele an- 
strebt. Landwirtschaft wird als Industrie betrieben. Wie jede Entwicklung stellt auch diese 
besondere Anforderungen an die Menschen. Die Spannung zwischen Ausgangssituation 
und Zielvorstellung will durchgehalten werden. Die Dörfer abseits der landwirtschaft- 
lichen Zentren sind oft ohne eigene Perspektive, Daraus ergeben sich Auswirkungen auf 
die dort lebenden Menschen. Alte Gruppenabgrenzungen sind im modernen Dorf höchstens 
noch in ihren Nachwirkungen zu erkennen. Dafür entwickeln sich neue, durch die heutigen 
Strukturen begründete Gruppen (z.B. Brigaden, Leitungsgruppen). Der bäuerlich geprägte 
Mensch will einerseits nicht Industriearbeiter sein, andererseits gibt es die Erkenntnis, 
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daß es Industriearbeitern besser geht. Stärker als früher spielen auf dem Lande Ehepro- 
bleme eine Rolle. Durch die Arbeitsteilung sind beide Ehepartner in unterschiedlichen 
Bereichen tätig: sie haben dadurch in stärkerem Maße als früher andere Begegnungsräume 
und sind auch finanziell nicht direkt aufeinander angewiesen. 

1.2.1.2. Im Bereich der beruflichen Arbeit: 

Arbeitsteilung bringt eintönige Arbeit mit sich. Der Produzent kann sich häufig nicht in 
seiner Arbeit, in seinem Produkt verwirklichen. Schichtbetrieb führt zur völligen Um- 
stellung des Familienzeitplanes; das gilt auch für die Stadt, aber bedeutet auf dem Lande 
eine noch tiefere Umstellung. Leistungsdruck wird stärker und anders empfunden als 
bisher, da er von außen bestimmt wird. Das Arbeitsethos des Bauern, das Pflichtbewußt- 
sein aus der Sache heraus verändert sich. Der materielle Anreiz wird zum Stimulator der 
Verantwortung. 

1.2.1.3. Im Wohnbereich: 

Ein Wohnungswechsel vollzieht sich vom Hof im abseitigen Dorf zur kleinen Neubau- 
wohnung im Siedlungszentrum, auch ein Wechsel vom Alleinleben im Haus zur engen 
Nachbarschaft. Höchstens zwei Generationen wohnen zusammen. Generationsprobleme 
entstehen auch durch völlig veränderte Bedürfnisse. Man versteht die Fragen der alten Men- 
schen nicht mehr. Wer kümmert sich um alte Menschen? 

1.2.1.4. Im Freizeitbereich: 

Im Gegensatz zu früher spielt die arbeitsfreie Zeit und spielt der Urlaub eine stärkere 
Rolle. Wirkliche Gestaltung der Freizeit ist aber zum Teil noch etwas Fremdes: Anlei- 
tung zur Freizeitgestaltung ist nötig, Suchtgefahren nehmen zu, auch aus einem Gefühl 
der Unsicherheit heraus. 

1.2.2. Die geistliche Situation: 

Christliche Traditionen gehen zurück: der Entkirchlichungs- und Entchristlichungsprozeß 
vollzieht sich langsamer als im der Stadt, aber unter dem Einfluß von Schule, Massen- 
organisationen und Massenkommunikationsmitteln doch auch kontinuierlich. 

Die Größe der Christenlehregruppen nimmt ab; Kindergottesdienst gibt es kaum noch, 
wohl aber teils neue Formen einer Sammlung von Kindern. Die Probleme mit der Schule 
sind ähnlich wie in der Stadt. Auf Grund vielfach fehlender ‚Erfolgserlebnisse“ ist teil- 
weise eine Vereinsamung und auch Resignation unter kirchlichen Mitarbeitern erkennbar. 
Wer kümmert sich seelsorgerlich um sie? 

Teils zeigen sich aber positive Anfänge von regionaler Kooperation unter besonderer Be- 
rücksichtigung der Gaben der Mitarbeiter, ermöglicht auch durch die zunehmende Moto- 
risierung im kirchlichen Raum. Das Anwachsen des Bildungsstandes auf dem Lande er- 
möglicht eine Ausweitung des Angebots kirchlicher Arbeit Gemeindeseminare, Wochen- 
endtagungen, Rüstzeiten etc.) ... 


b) Statistische Angaben 


Für eine Beurteilung der kirchlichen Lage — in jeder Situation — haben neben 
Fakten und Tendenzen immer auch Zahlen eine besondere Aussagekraft. Statisti- 
sches Material aus dem kirchlichen Leben in der DDR liegt nur sehr spärlich vor. 
Dennoch kann es sinnvoll sein, vorhandene Zahlen auszuwerten. 


1. Die Kommission für kirchliche Arbeit mit Kindern und Jugendlichen hat in einem Arbeits- 
bericht (Stand 19.6.1974) Beobachtungen und Entwicklungen auch mit Zahlen belegt. Sie 
geben Durchschnittswerte für den gesamten kirchlichen Bereich an; mehr als die Qualität eines 
Schätzwertes kann man ihnen nicht beimessen. Danach zeigt sich über einen Zeitraum von 
acht Jahren (1965 bis 1973) ein spürbarer Rückgang im kirchlichen Leben: 

Taufen — Rückgang von 46 %, \ 

Christenlehre — Rückgang von 34 %, = 4 

Konfirmation — Rückgang (die Zahl 1973 bezogen auf die Zahl 1965) von 35 %, 

Vorschularbeit (Kindergartenalter) — wachsende Bedeutung. 
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2. Görlitzer Kirchengebiet (Tätigkeitsbericht für 1974 der Provinzialsynode 1975 vorge- 
legt): 

aan in Weißwasser und Görlitz gebildeten ökumenischen Chöre haben sich bewährt. 
Besonders in Weißwasser hat die Kirchenmusik hierdurch an Ausstrahlungskraft gewonnen. 

Beispielzahlen aus dem Kirchenkreis Weißwasser: 

Kirchenchöre 11 

Kinderchöre 5 

Posaunenchöre 6 

Flötenkreise 7 

Instrumentalkreise 4 

Singekreis 1 

Gesamtzahl der Sänger: 526 


(Vorschulkatechetik.) Durch die kirchliche Arbeit am Kleinkind wurden erfaßt (abgesehen 
von der Arbeit in kirchlichen Kindergärten) in 5 Gemeinden: 
1965 1968 1971 1973 

52 131 115 88 Kinder 

Die Arbeit in den Kinderkreisen geschieht an einem oder an mehreren Tagen in der 
Woche für eine oder mehrere Stunden. Die Kinder sollen den christlichen Glauben in 
der ihnen gemäßen Weise erleben können. Das geschieht in unterschiedlichen Formen 
gemeinsamen Lebens und Erlebens (Erzählen biblischer Geschichten, Singen christlicher 
Lieder, Heranführung an die Gemeinde). 


(Christenlehre.) Durch die Christenlehre wurden erfaßt: 
1965 1968 1971 1973 
5413 5330 4784 4284 Kinder 

Als Begründung für den Rückgang des Buches der Christenlehre wird von den Gemein- 
den angegeben: Geburtenrückgang, Fehlen einer katechetischen Kraft, Kleinerwerden 
der Gemeinde, Einfluß der Schule, Gleichgültigkeit der Eltern, Überlastung in der Schule, 
Sorge der Eltern, daß der kirchliche Unterricht die Kinder in innere Spannungen bringt 
und sie ihren schulischen Aufgaben nicht gerecht werden, wachsender Unglaube bei den 
Eltern. 

In Ergänzung der Christenlehre werden durchgeführt: Freie Kinderstunden; Kinder- 
nachmittage; Jungschararbeit; Kinderbibelwochen; Kinderevangelisationen; Kinderchor, 
Flötengruppen; Kreiskindertage; Christenlehresonntage. 

Das Modell eines katechetischen Perikopen- und Themenplanes für die Christenlehre 
wurde in der Mehrzahl unserer Gemeinden weiter eingeübt. Im Februar 1975 fand wieder- 
um eine Weiterbildungsrüste statt, die der Einübung in dieses Modell diente. Wenn die 
kirchliche Unterweisung nach diesem Modell den Katecheten auch größere Schwierig- 
keiten macht, so ist es doch im allgemeinen dankbar als Hilfe für die Christenlehre auf- 
genommen worden. 

In der Arbeit der Christenlehre sind tätig: 


katechetische Helfer 33 
hauptamtliche Katecheten 17 
Diakone 2 
Gemeindehelferinnen 3 
Kirchenmusiker mit katechetischer 

Ausbildung x > 14 
andere Mitarbeiter mit katechetischer 
Ausbildung 6 
Pastoren 36 


(Konfirmandenunterricht.) Im Konfirmandenunterricht wurden erfaßt: 
1965 1968 1971 1973 
1829 1637 1507 1391 Konfirmanden 
In Ergänzung des Konfirmandenunterrichts werden durchgeführt: Konfirmandenrüsten 
und Wochenendrüsten.“ 
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3. Kirchenprovinz Sachsen. Ein Bericht von der 4. Tagung der VII. Synode der Kir- 
chenprovinz Sachsen vom 15. bis 19.11.1974 bringt „Zahlen und Fakten aus dem Tätig- 
keitsbericht des Konsistoriums“ für den Zeitraum 1.7.1972 bis 30.6.1973 über fast alle 
wesentlichen Arbeitszweige der Kirchenprovinz Sachsen. 

„Jede Auswahl von Hinweisen kann zufällig sein. Dennoch sei auf folgende Punkte aus 
dem Tätigkeitsbericht hingewiesen: 

31.12.1973: 54 704 Christenlehre-Kinder. 

1973: 415 hauptberufliche Katecheten und Hilfskatecheten, 

228 nebenamtliche Katecheten und Hilfskatecheten, 
318 andere kirchliche Mitarbeiter (Pfarrer, Diakone usw.) an der katechetischen 
Arbeit beteiligt. 


Am 30. Juni 1974 hatte die Kirchenprovinz in 69 Kirchenkreisen und 2339 Kirchen- 
gemeinden (davon 1100 Gemeinden mit weniger als 200 Zensiten) 991 Geistliche im 
pfarramtlichen Dienst. 

Im Gemeindepfarramt 869, 

In kommissarischer Beauftragung 72, 

In Kreispfarrstellen 12, 

Provinzialpfarrer 31 

Theologische Dezernenten 7.“ 


4. Evang.-Luth. Landeskirche Mecklenburgs. Aus dem Bericht des Oberkirchenrates für 
das Jahr 1974: Statistische Angaben aus dem Leben der Landeskirche 

„Im Jahresbericht 1971 ist eine Zusammenstellung der Eilmeldungen 1965-1971 für 
die gesamte Landeskirche und aufgeschlüsselt nach 9 Kirchenkreisen für 1971 gegeben. Wie 
bereits für 1973 ist nun auch wieder für 1974 zu beachten, daß die Zahl der Kirchen- 
kreise nach der Umstrukturierung im Bereich Parchim, Ludwigslust und Schwerin nur 
noch 8 beträgt..Die Zahlen für die Kirchenkreise Parchim und Schwerin müssen natürlich 
im Jahre 1973 und 1974 wesentlich höher liegen, da für den Kirchenkreis Ludwigslust 
nicht mehr berichtet wird (vgl. S. 2). 

Die Seelenzahl in den 8 Kirchenkreisen ist mit 782 166 gemeldet worden. Das ergibt 
im Vergleich zum Vorjahr, in dem die Seelenzahl mit 808 572 gemeldet war, eine Diffe- 
renz von minus 26 406. Die gezählte bzw. geschätzte Seelenanzahl liegt also um 26000 
niedriger. 

Das Kirchensteueraufkommen für das Jahr 1974 beträgt insgesamt: 5 064 448,31 M. 
Von den 12 Kirchensteuerämtern sind am Jahresende 261 084 Kirchensteuerzahler ge- 
meldet worden. Sonst ist folgendes Ergebnis festzustellen: 


1972 1973 1974 
Taufen 3494 2803 2453 
Konfirmationen 5447 5011 4605 
Trauungen 1247 1195 1.066 
kirchl. Bestattungen 9529 8962 8815 
Kommunikanten 107 500 107 725 109 403 
Gottesdienstbesucher 1 040 720 988 943 954 712 
Austritte 2592 2515 2720 
Gesamtopfer 3230 721,20.M 3307 883,56M 3452 784,91 M 
Das Ergebnis der Straßensammlungen war: 
Für den kirchl. Wiederaufbau Für das Diakonische Werk 
1972: 243 326,66 M 259 956,55 M 
1973: 254 904,92 M 257 534,46 M 
1974: 254 319,26 M 269 032,18 M. 


Zu einer Weihnachtsaktion „Brot für die Welt‘ wurde nicht besonders aufgerufen, es 
wurden aber von vielen Gemeinden Beträge an das Diakonische Werk für diese Aktion 
übersandt. Stand vom 26.2.75: 144 053,27 M. 
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Wichtige Ereignisse des Jahres 1974 


Januar 
9.6, 


13.—-17. 


22. 


26.217. 
Februar 
2% 

4.-9. 


18.—22. 


März 8.—11. 


12: 


18. 
23.-31. 
April 


N 


17.-26. 


Gespräch zwischen Vertretern der evangelischen Kirche und 
Vorstandsmitgliedern der Jungsozialisten zum Thema persön- 
liche Freiheit und gesellschaftliche Planung. 

Zweites offizielles Theologengespräch zwischen Vertretern des 
LWB (für Deutschland Landesbischof Dietzfelbinger) und des 
vatikanischen Sekretariats für die Einheit der Christen in Rom. 
Zweite Tagung der Fünften EKD-Synode in Kassel. Stellung- 
nahme u.a. zur Militärseelsorge, zur Reform des $ 218 StGB. 
Erste gemeinsame Sitzung der Kirchenleitungen der Nordelbi- 
schen Kirche (Schleswig-Holstein, Eutin, Lübeck, Hamburg, 
Hannover) in Lübeck. Ergänzungsvertrag zu den Vereinbarun- 
gen des Jahres 1970. 

Ökumenischer Gottesdienst im Dom von Trient, „am Ausgangs- 
punkt der Gegenreformation“. 


Abschluß der ersten Gesprächsrunde des Rates der EKD mit 
in Südafrika tätigen deutschen Firmen zur Frage der Rassen- 
diskriminierung. 

Tagung der Kommission für Weltmission und Evangelisation 
(CWME) des ÖRK in Basel. 

Tagung des Exekutivausschusses des Weltkirchenrats in Bad 
Saarow (DDR), u.a. zum Thema Sonderfonds des Programms 
zur Bekämpfung des Rassismus des ÖRK. 


Tagung der Synode der EKU (Bereich West) in Berlin-Spandau. 
Neukonstituierung der „Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen 
in der Bundesrepublik Deutschland und Berlin (West)‘“. 

Erste öffentliche Kundgebung der Mitte März konstituierten 
„Evangelischen Aktion Berlin“ als „Bekenntnisversammlung Ber- 
liner Gemeinden“. Hauptsprecher in der Gedächtniskirche: Gen. 
Sup. H.-M. Helbich und Prof. U. Wickert. 

Besuch einer Delegation der Evangelischen Kirche Berlin-Bran- 
denburg (West) unter Leitung von Bischof Scharf in Polen auf 
Einladung des Polnischen Ökumenischen Rates. 


Beginn der Konferenz der lutherischen Kirchen in Europa in 
Warschau. 

Gründungskongreß der Wissenschaftlichen Gesellschaft für Theo- 
logie in Göttingen. 

Konferenz der fünf größten Weltreligionen (Christen, Hindus, 
Buddhisten, Moslems, Juden) zum Thema ‚Auf dem Weg zu 
einer Weltgemeinschaft: Möglichkeiten und Verpflichtung für 
ein Zusammenleben“ in Colombo (Sri Lanka). 
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22. 


2% 


26.-30. 


27.—28. 


Mai 
Io7R 


23. 


23% 
23, 
2% 


29. 


30.-31. 


Juni 


15.—22. 


16.—18. 


18. 


20. 
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Konstituierung der Mitgliederversammlung des neu gegründeten 
Gemeinschaftswerks der Evangelischen Publizistik (GEP) in 
Frankfurt am Main. 

Gespräch zwischen dem Rat der EKD und dem Präsidium der 
FDP über das Verhältnis von Kirche und Staat. 

Tagung der Regionalsynode Berlin-Brandenburg (Ost) in Berlin. 
Themen u.a.: Zum Verhältnis zwischen Staat und Kirche in 
der DDR. Zustimmung zur Leuenberger Konkordie. 
Sondertagung der Regionalsynode Berlin-West zum Thema 
„Kirchenleitende Verantwortung für Gemeinde, Ökumene und 
Öffentlichkeit“ in Berlin-Spandau. 


Erklärung des Rates der EKD zum Rücktritt von Bundeskanzler 
Willy Brandt. 

Regierungserklärung von Bundeskanzler Helmut Schmidt, u.a. 
zum Verhältnis von Staat und Kirche. 

Erklärung der Konferenz bekennender Gemeinschaften in den 
evangelischen Kirchen Deutschlands „Freiheit und Gemeinschaft 
in Christus“ (Berliner Ökumene-Erklärung). 

Gründung der „Konferenz bekennender Gemeinschaften in den 
evangelischen Kirchen Europas“ in Berlin. 

Wort des Rates der EKD zum 25. Jahrestag der Verkündung des 
Grundgesetzes für die BRD. 

Gottesdienst in Barmen-Gemarke zur Erinnerung an die Barmer 
Theologische Erklärung vom Mai 1934. 

Zweiter „Gemeindetag unter dem Wort‘ der „Konferenz be- 
kennender Gemeinschaften in den evangelischen Kirchen 
Deutschlands“ in Stuttgart. 

Erste Sitzung des Kontaktausschusses zwischen dem Polnischen 
Ökumenischen Rat und dem Rat der EKD (Vorsitz: Kirchen- 
präsident Hild und Prof. Gastpary) in Frankfurt am Main. 


Evangelische Kirchentage in Magdeburg, Stralsund und Frank- 
furt a.0. zum Thema „,... und ihr sollt auch leben“. 
Konsultation des ÖRK in Berlin-West zum Thema ‚Sexismus 
— Diskriminierung der Frau“. 

Gespräch zwischen dem Generalsekretariat des ÖRK und einer 
Delegation der Evangelischen Landeskirche in Württemberg 
(Leitung Prälat H. Pfeiffer) über „Anfragen an den Ökumeni- 
schen Rat der Kirchen“. 

Verkündung des Fünften Gesetzes zur Reform des Strafrechts 
(Änderung des $ 218 StGB). 

Einleitung einer Außerkraftsetzung des Fünften Gesetzes zur 
Reform des Strafrechts ($ 218): Antrag des Landes Baden-Württem- 
berg auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung des Bundesver- 
fassungsgerichts. 


24.6.—2.7. 


26.-30. 


Juli 


8.—11. 


13: 
16. 


16.—25. 


21.—27. 


22.7.-5.8. 


August 
bis 2. 
2.5. 
11.-18. 
19. 


25.—28. 


28.8.-3.9. 


30.8.-1.9. 


Studientagung des ÖRK (Abt. Kirche und Gesellschaft) in 
Bukarest zum Thema ‚Die Zukunft des Menschen und der Ge- 
sellschaft in einer wissenschaftlich-technischen Welt‘. 

Tagung der Generalsynode der VELK in der DDR (Landes- 
kirchen Sachsen, Thüringen, Mecklenburg) in Güstrow. 


Rücktritt des Synodalen der EKD, Entwicklungsminister Erhard 
Eppler, von seinem Ministeramt wegen Differenzen hinsichtlich 
der entwicklungspolitischen Konzeption. 

Schreiben des Ratsvorsitzenden der EKD, Landesbischof Helmut 
Claß, an den südkoreanischen Präsidenten Park Chung Hee zur 
Verfolgung der Christen und Mißachtung der Menschenrechte 
in Südkorea. 

Gemeinsamer Empfang des Ratsvorsitzenden der EKD, Landes- 
bischof Helmut Claß, und des Vorsitzenden der Deutschen 
Bischofskonferenz, Kardinal Döpfner, für die Teilnehmer der 
Fußballweltmeisterschaft in München. 

Theologische Gespräche zwischen Vertretern der Russischen 
Orthodoxen Kirche (Leitung Metropolit Juvenali) und des 
BEK/DDR (Leitung Bischof Krusche) in Sagorsk. 
Stellungnahme des Rates der EKD zur Erneuerung des Mandats 
des Antirassismus-Programms. 

Stellungnahme des BEK/DDR zur Verlängerung des Antirassis- 
mus-Programms. 

Internationaler Kongreß für Welt-Evangelisation in Lausanne. 
Kirchenrat Kurt Kallensee, Halle, wird Leitender Geistlicher der 
Evangelisch-Lutherischen (Altluth.) Kirche in der DDR. 

Tagung des Exekutivkomitees des LWB in Northfield (USA). 
Themen u.a.: Probleme der Dritten Welt, Ekklesiologie. 
Tagung der Kommission für Glauben und Kirchenverfassung 
des ÖRK in Accra (Ghana) zum Thema „Die Einheit der Kirche“. 


Tagung der Kommission für Internationale Angelegenheiten 
(CCIA) des ÖRK in Genf. 

Tagung der Kommission für Kirchlichen Entwicklungsdienst 
(CCPD) des ÖRK in Berlin. 

Sitzung des Zentralausschusses der ÖRK in Berlin. Thema u.a.: 
Fortführung des Antirassismus-Programms. 

Stellungnahme der VELKD zum Antirassismus-Programm des 
Weltkirchenrats. 

Deutsch-skandinavische Theologentagung der „Kirchlichen Samm- 
lung“ in Ratzeburg. 

Zweite Weltkonferenz der Religionen für den Frieden in Löwen: 
„Religion und Lebensqualität.“ 

Konzil der Jugend in Taize. 
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September 
3.—14. 


12: 


16.—22. 


20. 

20. 
2912.10: 
Oktober 

il: 

11.13: 

19. 

20.25. 


21.—26. 


31. 


31.10.-3.11. 


November 
Be 
10216; 
1922, 
25,30. 
DITR 


Dezember 
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Ökumenisches Kolloquium der Studienabteilung des LWB und 
von Pro Mundi Vita in Löwen: „Christlicher Glaube und die Be- 
gegnung mit China.“ 

Vertrag zwischen dem Freistaat Bayern und der Ev.-Luth. Kirche 
in Bayern zur Änderung des Staatsvertrages vom 15.11.1924. 
Siebte Vollversammlung der Konferenz Europäischer Kirchen in 
Engelberg (Schweiz) zum Thema „Einheit in Christus und Frieden 
für die Welt“. 

Veröffentlichung eines Kirchenpapiers der FDP zur Beschlußfas- | 
sung auf dem Bundesparteitag vom 30. Sept. bis 2. Okt. in Hamburg, 
Treffen zwischen dem Rat der EKD und dem Griechisch- 
Orthodoxen Metropoliten und Exarchen von Zentraleuropa, 
Ireneos, in Stuttgart. 

Zweite Tagung der Zweiten Synode des BEK/DDR in Pots- 
dam-Hermannswerder. 


Verabschiedung des Kircherpapiers „‚Freie Kirche und Freier 
Staat“ auf dem Parteitag der Freien Demokratischen Partei 
(F.D.P.) 

Evangelischer Kirchentag in Erfurt „Jesus Christus — befreiende 
Wahrheit“. 

Erklärung des Rates der EKD zum Kirchenpapier der F.D.P. 
Dritte Tagung der Fünften Generalsynode der VELKD in 
Rummelsberg bei Nürnberg, Thema „Einheit und Gemeinschaft 
der lutherischen Kirchen“. 

Konsultation der Kommission der Kirchen für Internationale 
Angelegenheiten (CCIA) des ÖRK in St. Pölten (Österreich) 
zum Thema „Menschenrechte und christliche Verantwortung“. 
Ansprachen von Bundeskanzler Schmidt und Ministerpräsident 
Stoltenberg in der Hauptkirche St. Jacobi/Hamburg zum Ver- 
hältnis von Staat und Kirche. 

Spaltung der Evangelisch-lutherischen Synode in Chile. 


Dritte Tagung der Fünften EKD-Synode in Berlin-Spandau, 
Thema „Weltmission‘“. Verabschiedung der neuen Grundordnung. 
Tagung der Synode der Ev. Kirche in Hessen und Nassau: 
Erklärung der Kirchenleitung zum Verhältnis von Dienst in 

der Kirche und Mitgliedschaft in marxistischen Parteien. 
Internationale Konsultation „Zehn Jahre Ökumenismus- 
Dekret“ in Rom. 

Konsultation europäischer kirchenleitender Persönlichkeiten 

zum Thema ‚Das Luthertum nach Leuenberg‘ in Nyborg. Ge- 
spräch zwischen Bundeskanzler Schmidt und dem Rat der EKD. 


Konsultation des ÖRK (CICARWS und CCPD) in Montreux 
(Schweiz) über Entwicklungsfragen. 


Von Personen 


(Im Jahre 1974 verstorben) 


Boue, Edgar, geb. 9.7.1888 Fiji-Inseln, 1926 Ordination Gummersbach, 1928 
Pfarrer Lüdenscheid, 1933 Oberhassel bei Bonn, 1946 Superintendent des 
Kirchenkreises Bonn, 1948 Hauptamtliches Mitglied der rheinischen Kirchen- 
leitung, Oberkirchenrat bis 1963, gest. 29.10.1974 Ratingen. 

Bourbeck, Christine, D. Dr. theol., geb. 19.6.1894 Hage (Ostfriesland), 

1914—1927 Ausbildung und Tätigkeit als Lehrerin, 1927-1930 Studium der 
Theologie, Philologie und Philosophie Marburg, Münster und Jena, 1930-1938 
Leiterin der Dumas’schen Mädchenschule der Inneren Mission Leipzig; 1939 
Leiterin der Bibel- und Katechetenschule in Bethel, 1939—1946 2. Pfarrstelle 
bei der Schwesternschaft des Ev. Diakonischen Vereins Berlin-Zehlendorf, 
1940 Ordination, 1945 Promotion zum Dr. theol., 1946-1960 Studienrätin, 
Inhaberin einer Pfarrstelle, Leiterin des Vikarinnenseminars des Ev. Johannes- 
stifts Berlin-Spandau. Langjährige Leiterin des Theologischen Konvents in der 
EKD, gest. 20.2.1974 Bad Pyrmont. 

Dietrich, Ernst, Dr. theol., Dr. phil., geb. 28.1.1897 Groß-Umstadt, 1920 
Ordination Mainz, 1923 Pfarrer Wackerheim bei Mainz, 1927 Hamburg-Barm- 
bek, 1929 Wiesbaden; 1934 (Februar)—1945 (Mai) Landesbischof der Ev. Kirche 
in Hessen und Nassau, 1945-1967 Pfarrer und Krankenhausseelsorger Wies- 
baden, gest. 20.1.1974 Wiesbaden. 

Ellwein, Eduard, Prof. Dr. theol., geb. 26.9.1898 Dindigal (Süd-Ostindien), 
1923 Vikar, 1926 Pfarrer München-Solln, 1936 Augsburg; 1949 Dozent, 1951 
Leiter Pastoralkolleg Neuendettelsau, 1950 gleichzeitig Dozent, 1951 Professor 
für Neues Testament und Lutherforschung Augustana-Hochschule Neuendettelsau, 
gest. 15.6.1974 Neuendettelsau. 

Haseloff, Elisabeth, Dr. theol., geb. 30.6.1914 Rom, 1941 Vikarin Büdelsdorf 
bei Rendsburg, 1943 Promotion zum Dr. theol., 1959 Pastorin in Lübeck (erste 
deutsche Gemeindepastorin), Leiterin der Landeskirchlichen Frauenarbeit Lübeck, 
1970 Vizepräsidentin der Verfassunggebenden Synode der Nordelbischen Ev.- 
Lutherischen Kirche, gest. 29.11.1974 Lübeck. 

Hollweg, Walter, D. theol., Dr. phil., geb. 23.5.1883 Mönchengladbach, 1909 
Pfarrer der Reformierten Gemeinde Gildehaus (Grafschaft Bentheim), 1927 
Landessuperintendent der Ev.-reformierten Kirche Nordwestdeutschland, 1939 
zugleich Präses des Ev.-reformierten Landeskirchenrats Aurich (bis 1951), gest. 
23.4.1974 Emden. 

Krummacher, Friedrich-Wilhelm, D. Dr. theol., geb. 3.8.1901 Berlin, 1928 
Pfarrer Essen-Werden, 1934 Oberkirchenrat im Kirchlichen Außenamt, 1945 
Superintendent Berlin-Land und Pfarrer Berlin-Weißensee, 1946 Generalsuper- 
intendent Berlin (-Ost) Sprengel II, 1955-1972 Bischof der pommerschen 
Kirche (seit 1968: Landeskirche Greifswald), 1960-1968 Vorsitzender der Konfe- 
renz der Ev. Kirchenleitungen der DDR, 1961-1969 Mitglied des Rates der EKD, 
gest. 19.6.1974 Berlin. 
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Lange, Ernst, D. theol., geb. 19.4.1927 München, 1950-1954 Vikar und 
Hilfsprediger Berlin, 1954-1959 Lektor Burckhardthaus-Verlag Gelnhausen, 
1959-1967 Pfarrer Berlin, 1963-1965 Professor für Praktische Theologie Kirch- 
liche Hochschule Berlin, 1967-1970 Beigeordneter Generalsekretär und Direktor 
der Abteilung für ökumenische Aktivität beim ÖRK Genf, 1972 Mitglied der 
Planungsgruppe der EKD-Kanzlei (Oberkirchenrat), gest. 3.7.1974 während eines 
Urlaubs bei Linz (Österreich). 

Müller, Karl Ferdinand, Dr. theol., geb. 21.2.1911 Stettin. 1937 Pfarrer Kernitz 
(Pommern), 1945 Bad Schwartau, 1955 Direktor der Kirchenmusikschule der 
Ev.-Luth. Landeskirche Hannover, 1972 Leiter der Landeskirchlichen Arbeits- 
stelle für Gottesdienst und Kirchenmusik Hannover, bedeutender Liturgiker 
und Hymnologe, Mitwirkung an der liturgischen Erneuerung, gest. 26.8.1974 
während eines Urlaubs in Italien. 

zur Nieden, Ernst, D. theol., geb. 30.4.1903 Viernheim (Bergstraße), 1929 
Jugendpfarrer, 1933—1950 Pfarrer in Offenbach, 1936-1973 Leiter des Männer- 
werks der Ev. Landeskirche in Hessen und Nassau, 1945 Gründer, später Vor- 
sitzender des Konvents der Ev. Akademie Arnoldshain, 1946 Theologischer 
Leiter der Männerarbeit in der EKD, 1950-1969 Propst für den Visitationsbe- 
zirk Nassau. Lange Jahre Präses der Aktionsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen 
und Präsident der Europäischen Arbeitsgemeinschaft für Männerarbeit. Gest. 
18.4.1974 Wiesbaden. 

Paulsen, Adalbert, geb. 5.5.1889 Kropp, 1916 Ordination Ratzeburg, 1917 Pastor 
Krummendiek, 1923 Kiel; 1933-1945 Landesbischof der Ev.-Luth. Landes- 
kirche Schleswig Holstein, 1945-1959 Pastor Hamburg-Lohbrügge, gest. 9.1.1974. 

Renkewitz, Heinrich, Dr. theol., DD, geb. 4.2.1902 Straßburg, 1927 Vikar, 
1928 Dozent für Kirchengeschichte am theologischen Seminar der Brüderge- 
meine Herrnhut, 1937 Mitglied der Unitätsdirektion Herrnhut, seit 1945 
Bad Boll, 1948-1954 Mitglied des Zentralausschusses des ÖRK, 1954 Studien- 
leiter an der Ev. Akademie Arnoldshain, gest. 28.12.1974. 

Rückert, Hanns, Prof.D.theol., geb. 18.9.1901 Fürstenwalde, 1925 Privat- 
dozent Berlin, 1928 ordentl. Professor für Kirchengeschichte in Leipzig, 1931 
in Tübingen. Schüler Karl Holls, bedeutender Lutherforscher und akademi- 
scher Lehrer, Präsident der Kommission zur Herausgabe der Werke M. Luthers. 
Gest. 3.11.1974 Tübingen. 

Thurneysen, Eduard, Prof. Dr. theol., geb. 10.7.1888 Wallenstadt (Schweiz), 
1913 Pfarrer Leutwil (Aargau), 1920 Bruggen, 1927 Basel; 1929 Privatdozent, 
1935 Professor für Praktische Theologie Basel. Gehörte mit Karl Barth und 
Friedrich Gogarten zu den Begründern der Dialektischen Theologie. Gest. 
21.8.1974 Basel. 

Vicedom, Georg Friedrich, Prof., Dr. scient. rel. h.c. (Marburg), DD., geb. 
8.3.1903 Unterrimbach (Steigerwald), 1929-1939 Missionar in Neuguinea, 
1946-1956 Missionsinspektor in Neuendettelsau, 1948 Dozent, 1956 Professor 
für Missionswissenschaft Augustana-Hochschule Neuendettelsau, 1957-1972 
Vorsitzender der Bayerischen Missionskonferenz, 1963-1972 Missionsbeauf- 
tragter und Vorsitzender des Missionsausschusses der VELKD, 1960 Mitglied 
der Generalsynode der VELKD, gest. 13.10.1974 Neuendettelsau. 
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AACC 


ABI. ... 
ABI.EKD 
AE]J 
AEM 


AGCKD 


AGES 
AGKED 
AGMD 
AKf 
BEK.DDR 


BGB 
BGBl 
BGH 

Bh 

BPA 
BSynEKD 
BVerfG 
CA 

CCIA 


CCPD 


CFK 
CIC 
CICARWS 


CVJIM 
CWME 


DEKT 
DELK 
DEMR 
DEMT 
DS 
DtPfrBl 
DÜ 


DW 

EA 
EAGWM 
EFD 
EKA 
EKD 
EKD-KA 
EKD-KK 


Abkürzungsverzeichnis 


All African Church Conference (Gesamtafrikanische Kirchen- 
konferenz) 

Amtsblatt (mit Angabe der Landeskirche) 

Amtsblatt der EKD, Hannover 

Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Jugend 
Arbeitsgemeinschaft Evangelischer Missionen (bis 1968: Konferenz 
Evangelischer Missionen) 

Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in der Bundesrepublik 
Deutschland 
Arbeitsgemeinschaft Europäischer Stadtmissionen 
Arbeitsgemeinschaft Kirchlicher Entwicklungsdienst 
Arbeitsgemeinschaft Missionarische Dienste 

Arnoldshainer Konferenz 

Bund der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokrati- 
schen Republik 

Bürgerliches Gesetzbuch 

Bundesgesetzblatt 

Bundesgerichtshof 

Beiheft 

Bildungspolitischer Ausschuß der EKD 

Berichte über die Tagungen der Synode der EKD, Hannover 
Bundesverfassungsgericht 

Confessio Augustana 

Cömmission of the Churches on International Affair ((ÖRK-] 
Kommission der Kirchen für Internationale Angelegenheiten: 
KKIA) 

Commission on the Churches’ Participation in Development 
((ÖRK-]Kommission für Kirchlichen Entwicklungsdienst) 
Christliche Friedenskonferenz (,‚Prager Friedenskonferenz‘“) 
Codex Iuris Canonici 

Commission in Inter-Church Aid, Refugee and World Service 
([ÖRK-]Kommission für Zwischenkirchliche Hilfe, Flüchtlings- 
und Weltdienst) 

Christlicher Verein Junger Männer 

Commission on World Mission and Evangelism ([ÖRK-]Kommission 
für Weltmission und Evangelisation) 

Deutscher Evangelischer Kirchentag 

Deutsche Evangelisch-Lutherische Kirche in Südwestafrika 
Deutscher Evangelischer Missions-Rat 

Deutscher Evangelischer Missions-Tag 

Deutsches Allgemeines Sonntagsblatt, Hamburg 

Deutsches Pfarrerblatt 

Dienste in Übersee. Arbeitsgemeinschaft evangelischer Kirchen 
in Deutschland 

Diakonisches Werk (Innere Mission und Hilfswerk) der EKD 
Evangelische Allianz 

Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Weltmission 
Evangelische Frauenarbeit in Deutschland 

Evangelisches Kirchenamt für die Bundeswehr 

Evangelische Kirche in Deutschland 

Kirchliches Außenamt der EKD (s. auch KA) 

Kirchenkanzlei der EKD 
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EKG 
EKHN 
EKiR 
EKKW 
EKL 
EKU 
EKvW 
EMW 
EMZ 
epd 
epd-Dok 
epd-Dokumentation 
epd ZA 
EPS 
ER 
ESG 
ESL 
EStl 
EvK 
EvTh 
FAK 
FC 
FDP 
FEST 
GEP 
GG 

GO 
HK 
idea 
IDZ 
IKZ 
IKathzZ 


Info.-Bek. 


JK 
KA 
KbG 


KED 
KEK 
KidZz 
Kis 
KJ 
KKL 
KNA 
KR 
KuD 
LB 
LK 
LKA 
LKR 
LR 
LThK 
LuthGenSyn 
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Evangelisches Kirchengesangbuch 

Evangelische Kirche von Hessen und Nassau 
Evangelische Kirche im Rheinland 

Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck 
Evangelisches Kirchenlexikon, Göttingen 

Evangelische Kirche der Union 

Evangelische Kirche von Westfalen 

Evangelisches Missionswerk 

Evangelische Missionszeitschrift, Korntal-Stuttgart 
Evangelischer Pressedienst, Frankfurt am Main 
epd-Dokumentation 

epd Dokumentation (Buchreihe, hg. von H. W. Heßler) 
epd Zentralausgabe 

Ecumenical Press Service (Pressedienst des ÖRK), Genf 
The Ecumenical Review, Genf 

Evangelische Studentengemeinde 

Evangelisches Soziallexikon, 5. Aufl. 1965 
Evangelisches Staatslexikon, 2. Aufl. 1975 

Evangelische Kommentare, Stuttgart 

Evangelische Theologie, München 

Facharbeitskreis 

Formule Concordiae (Konkordienformel) 

Freie Demokratische Partei 

Forschungsstätte der Evangelischen Studiengemeinschaft 
Gemeinschaftswerk der Evangelischen Publizistik 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
Grundordnung 

Herder-Korrespondenz, Freiburg-Basel-Wien 
Informationsdienst der Evangelischen Allianz 
Internationale Dialog Zeitschrift, Wien-Freiburg 
Internationale Kirchliche Zeitschrift, Bern 
Internationale Katholische Zeitschrift (ab Jg. 3, 1974: Inter- 
nationale Katholische Zeitschrift „Communio“) 
Informationsbrief der Bekenntnisbewegung „Kein anderes 
Evangelium‘, Espelkamp 

Junge Kirche, Dortmund 

Kirchliches Außenamt der EKD 

Konferenz bekennender Gemeinschaften in den evangelischen 
Kirchen Deutschlands 

Kirchlicher Entwicklungsdienst 

Konferenz Europäischer Kirchen 

Kirche in der Zeit, Düsseldorf 

Kirche im Sozialismus. Ein Materialdienst 

Kirchliches Jahrbuch für die Evangelische Kirche in Deutschland 
Konferenz der Kirchenleitungen des BEK, DDR 
Katholische Nachrichten-Agentur, Bonn 

Kirchenrat 

Kerygma und Dogma, Göttingen 

Landesbischof 

Leuenberger Konkordie 

Landeskirchenamt 

Landeskirchenrat 

Lutherische Rundschau, Stuttgart 

Lexikon für Theologie und Kirche, 2. Aufl. 1957-1965 
Lutherische Generalsynode (mit Angabe des Jahres), Bericht 
über die Tagung der Generalsynode der VELKD 


LWB 
MdKI 
Mbl.BEK DDR 
NCC 
ÖR 
ÖRK 
OKoR 
OKR 
OLKR 
P 

PBR 

= PCR 
Pfr 
Rd.schr 
RGG 
RWB 


SCM 
StGB 

Stz 

Sup 
ThEx 
UNESCO 


UNO 
VELK 
VELKD 
WCC 
WKL 
WPKG 
ZdZ 
ZEE 
ZevKR 
ZkTh 
ZThK 


Lutherischer Weltbund (Lutheran World Federation: LWF) 
Materialdienst des Konfessionskundlichen Instituts, Bensheim 
Mitteilungsblatt des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR 
National Council of Churches, oder: National Christian Council 
Ökumenische Rundschau, Korntal-Stuttgart 

Ökumenischer Rat (bzw. Weltrat) der Kirchen (s. auch WCC) 
Oberkonsistorialrat 

Oberkirchenrat 

Oberlandeskirchenrat 

Pastor 

Programm [des ÖRK] zur Bekämpfung des Rassismus 

= Programme to Combat Racism 

Pfarrer 

Rundschreiben 

Die Religion in Geschichte und Gegenwart, 3. Aufl. 1957-1965 
Reformierter Weltbund (World Alliance of Reformed Churches: 
WARC) 

Student Christian Movement (Christliche Studentenbewegung) 
Strafgesetzbuch 

Stimme der Zeit, Freiburg 

Superintendent 

Theologische Existenz heute, München 

United Nations Educational, Scientific and Cultural Organisation 
(Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft 
und Kultur) 

United Nations Organisation (Organisation der Vereinten Nationen) 
Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche (in der DDR) 
Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche in Deutschland 

World Council of Churches (s. auch ÖRK) 

Weltkirchenlexikon. Handbuch der Ökumene, 1960 
Wissenschaft und Praxis in Kirche und Gesellschaft, Göttingen 
Zeichen der Zeit, Berlin (Ost) 

Zeitschrift für evangelische Ethik, Gütersloh 

Zeitschrift für evangelisches Kirchenrecht, Tübingen 

Zeitschrift für katholische Theologie, Wien 

Zeitschrift für Theologie und Kirche, Tübingen 
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Thesen von Bischof H. ©. Wölber ‚Für eine Strategie volkskirchlichen Lebens“ .. 
Beschluß der Generalsynode der VELKD zum Thema ‚Volkskirche vom 
IDEE 17 en ante BE sehn he er 
Auszug ausidemsRechenschaftsbericht. den EKD mt 2a er 
Gründungskongreß der Wissenschaftlichen Gesellschaft für Theologie. Voten von 
Prof. R. v. Thadden und Prof. W. Lohff vom 4.4.1974... ... 22.222020: 
Die Kirchenleitung der Ev. Kirche in Hessen und Nassau zur Frage der Mitglied- 
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Resolution der Hessisch-Nassauischen Kirchensynode vom 10./15.11.1974 ..... 
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Bericht von Präses H. Thimme vor der Westfälischen Landessynode vom 
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ger Konkordie.-vom 24.10.1974. Aal nen a nee 
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Aus der Regierungserklärung von Bundeskanzler H. Schmidt vom 17.5.1974... . 
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— nicaenisches ‚40,47,249,442 

— vgl. auch Bekenntnisse 

Gliedkirchen vgl. Kirche evangelische, BEK, 
EKD, EKU; VELK(D) 

— vgl. auch Landeskirchen 

Görlitz 425f.,518 

— ev. Kirche 424ff.,447,450,496,514f£., 
5178: 

Göttingen 23,187,525 

— Universität 184 

Gottesdienst(besuch) 12,17,20,23,36f., 
S1f.,95,149,165,167£.,170ff.,199,240, 
242,354ff.,368,442ff.,473,507,511, 
518f.,523,526 

— Ökumenischer 177,248ff.,251f.,476,525 

Greifswald 448 


— .ev. Landeskirche 424f. 

— Universität 425 

Großbritannien 192,301f.,306,476 

Großstadt 168,207£f.,354f. 

Grundordnung vgl. Kirchen, evangelische, 
Ev. Kirche in Deutschland 

Grundrechte vgl. Menschenrechte; Ver- 
fassungen 

Güstrow 454,527 


Halle 425,449 

— Universität 425 

— Landesmusiktage 506 

Hamburg 69,72,80,82,234,350,354 

— Ev.-luth. Kirche 72£.,148,305,360ff., 
372,399£.,402,407£.,525,528 

— Bischof 68 

— Universität 184 

Handauflegung 242£. 

Hannover 46,50,234 

Ev.-luth. Landeskirche 145,148,249,264, 
305,360ff,,372,399£.,402,407ff.,525 

Havelberg 448 

Heidelberg 

— Universität 184 

Heilsarmee 295,316 

Helmstedt 46 

Heisinki 487 

Hermannsburg 331 

Herne i. Westfalen 335 

Herrenberg 223 

Herrenmahl vgl. Abendmahl 

Herrnhut 295,426,478 

Hessen 250 

— Sportpastoralkolleg 209 

Hessen und Nassau 

— Ev. Kirche 18,26ff.,148,198,250,305, 
360f.,372,399ff.,407£f.,528 

Hilfe, zwischenkirchliche 235,256,475 

Hochschulen 

— staatliche 179,191,425ff. 

— kirchliche 184,425ff.,511 

— vgl. auch Ausbildung(sstätten); Uni- 
versitäten; Theologie 

Honduras 236f.,335 


Imperialismus 421,484,489,512 

Indien 477,484 

Indikationsregelung vgl. Schwanger- 
schaftsabbruch 

Industriegesellschaft/länder 61,97ff.,263, 
332,334f.,339,520f. 

Information 428,492,517 

— vgl. auch Massenmedien; Publizistik 

Interzelebration 33,36,133,466f. 

— vgl. auch Kommunion, offene 


Irrlehre 47£.,50£.,54,89,279,443£. 
Israel 103,237 
Italien 301f.,306 


Jakarta 

— ökumenische Konferenz 55,257,277 

Jena 

— Universität 426 

Juden 73,518,525 

Jugend(arbeit) 19,21,174f.,194,201, 
206f.,214,225f.,371ff.,428f.,433,469, 
476,508,521,527 

— arbeitslosigkeit 194,201,214 

— weihe 505f.,518 


Kaiserswerth 

— Diakonische Konferenz 212 

Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft 
31ff.,39,44,131ff.,139f.,142,144, 
147,453,455,457,460,466,485 

— vgl. auch Abendmahl 

Karl-Marx-Stadt 425 

Karlsruhe-Rüppur 224 

Kassel 18,239 

— EKD-Synode 295,525 

Katastrophenhilfe 235ff.,259 

Katholizität 37,162f. 

Kein anderes Evangelium 46,197 

Kiel 

— Universität 184 

Kinderbetreuung 64,375,380,401ff.,429, 
494,519 ff. 

Kirche 

— altkatholische 295,346,427 

— evangelische 

— Bund der Ev. Kirchen in der DDR 
(BEK/DDR) 421,423ff.,428f.,451ff., 
463ff.,468ff.,476ff.,483ff.,495 ,499 

— — Bundesordnung 431,467,469,471, 
473 

— Konferenz der Kirchenleitungen 
424ff.,430ff.,446,452,456,460,465, 
473ff.,477,479£.,502f.,506,513 

— Synode 424,427,431,436,452,455, 
465,469 ,471ff.,482ff.,SO1ff.,508ff., 
510,512,514,517 

— Gliedkirchen 425f.,432,434ff.,446, 
452,454 ,456ff.,460,464ff.,468ff.,472, 
475f. 

— vgl. auch Anhalt; Berlin-Brandenburg 
(Ost); Görlitz; Greifswald; Landeskir- 
chen; Mecklenburg; Sachsen; Thüringen 

— Evangelische Kirche in Deutschland 
(EKD/BRD) 14,20,30ff.,37,50,88f., 
97£f.,110,127,131££.,141,143ff.,165, 
168,180,187£.,190ff.,251,256,261, 
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294ff.,321,323,341ff.,355,398f.,402, 
Aa7Tff. 

— -— Grundordnung (1948) 31,130f., 
135,145,297 

— — Grundordnung (1974) 14,31ff.,38, 
127£f.,297,528 

— Rat 22,37,40,60,64,67f.,86,89,94, 
106£.,109,112£.,115£.,125£.,130,,135ff., 
151ff.,192,195,198,208,243 ,246ff.., 
255ff.,318ff.,332,339,525£f. 

— Synode 14,31,34,65,91,108ff.,127£., 
130,135f£.,143,145£.,151ff.,202f., 
222,239£.,263£.,327£.,331,334,477 

— Kirchliches Aussenamt 299ff.,308£., 
314,317. 

— vgl. auch Auslandsarbeit 

— Kirchenkanzlei 159,34 1ff. 

— Kirchenkonferenz 25,34,67,130,135ff., 
142£.,145,151ff. 

— Gliedkirchen 14,17,22,24,30£.,38,50f., 
110,127£f.,139,142ff.,166,181,187£., 
192£.,198,208,223,256,258f.,261ff., 
327,331,333f.,345,350,354,356,371£., 
382£.,398ff.,401ff. 

— vgl. auch Baden; Bayern; Berlin-Branden- 
burg (West); Braunschweig; Bremen; Eu- 
tin; Hamburg; Hannover; Hessen und 
Nassau; Kurhessen-Waldeck; Landes- 
kirchen; Lippe-Detmold; Lübeck; Nie- 
dersachsen; Nordelbien; Nordwest- 
deutschland; Pfalz; Rheinland; 
Schaumburg-Lippe; Schleswig-Hol- 
stein: Westfalen; Württemberg 

Evangelische Kirche der Union (EKU) 

— Bereich West 34£.,93,127£.,135f£., 
360ff. 

— Rat 92£.,126,153f.,423,511 

— Synode 93,123,525 

— Theol. Ausschuß 9Y1ff.,123 

— Bereich Ost 34,93,423,425 ,429£., 
432,435,445f.,451f.,454ff.,45 7£., 
467£.,470£.,478,515f. 

— Synode 452ff.,518ff. 

— römisch-katholische 17,24,32,37£., 
55,73,81,90,207,209f.,239 250,253, 
295£.,309,312f.,316,332,398 ,427, 
429 ,448,462,477£.,504,513f. 

— Deutsche Bischofskonferenz 106f., 
109,240,243 ,246ff.,250,253,476,527 

— Synode der Bistümer 251ff.,333 

Kirchen 

— altlutherische 427,527 

— aältreformierte 295 

— anglikanische 32,240f.,476 

— Jutherische 14,31ff.,38,41ff.,46,131, 
137,139,142,147,154,241,312,360£f., 
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454,463,472,528 

— vgl. auch Luthertum; Vereinigte Evan- 
gelisch-Lutherische Kirche (Deutsch- 
lands); Weltbund 

— methodistische 240,295,312,426 

— orthodoxe 54,235,346 

— — griechisch-orth. 233f.,295f.,240, 
528 

— — zussisch-orth. 476,527 

— reformierte 14,31ff.,44,131,137,139, 
142,147,154,240f.,360ff.,427,452 


„- - aef. Bund 154 


— vgl. auch Weltbund 

— unierte 31,33ff.,131,137,139,142, 
147,154,360ff.,463,473 

— vgl. auch Unionskirche 

Kirchenaustritte vgl. Kirchenmitgliedschaft 

Kirchenbund 14,31,131,333 

— Dt. Ev. Kirchenbund (1922) 297 

Kirchenfeindlichkeit 62ff.,68 

— vgl. auch Atheismus; Propaganda 

Kirchengemeinschaft 31ff.,41ff.,88ff., 
131f.,138£.,141ff.,147,239 ,428,430f., 
449 451ff.,465f.,468,472ff.,485 

Kirchenkampf 257f.,442f.,463,474,514ff. 

Kirchenleitungen vgl. Kirche evangelische, 
BEK, EKD, Gliedkirchen 

Kirchenmitgliedschaft 17f.,122,165ff.,201, 
207,351,358f.,369f.,523 

— Mitgliedschaftsrecht 82,151,469 

Kirchenmusik 379f.,384,388,390,392, 
396,314 ,428,506,522 

Kirchenrecht 151,157ff.,430,434 ,463f., 
469 

— vgl. auch Kirchenverfassung 

Kirchenstatistik 152,165ff.,183f.,211ff., 
252,300,345ff.,521ff. 

Kirchensteuern 59,66,69,78,81,201, 
398ff.,430,520,523 

— vgl. auch Finanzen, kirchliche 

Kirchentag 

— Deutscher Ev. Kirchentag (BRD) 
47,50ff.,448 

— Ev. Kirchentag (DDR) 447ff.,469, 
526 

Kirchenverfassung 37,464 

— vgl. auch Kirche, evangelische, BEK, 
Bundesordnung, EKD, Grundordnung 

Kirchenverträge 59,66,75,77,81 

Kirchliche Sammlung um Bibel und Be- 
kenntnis 46,527 

Klassenkampf 489,510 

— vgl. auch Sozialismus 

Königsherrschaft vgl. Christologie 

Körperschaft des öffentlichen Rechts 
59,66,77,82,148 


Koexistenz vgl. Partnerschaft; Verhältnis 

Kommunion 247,249,523 

— offene 33,36,44,140,142 

— vgl. auch Interzelebration; Kanzel- und 
Abendmahlsgemeinschaft 

Kommunismus 25ff.,27,185,283,312,491 

— vgl. auch Marxismus; Sozialismus 

Konferenz 

— bekennender Gemeinschaften in den ev. 
Kirchen Deutschlands/Europas 14,45ff. 
52f.,110,185f.,196,275ff.,294,,325f., 
526 

— europäischer Kirchen 150,353,294ff., 
429,474£.,528 3 

— theologischer Fachschaften 184 

— für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa 421,481,504 

Konfession 239ff.,462f.,470 

— vgl. auch Bekenntnisse 

— Dialog interkonfessioneller 256,277, 
323,328f.,457,462,525,527£. 

— vgl. auch Evangelikale; Ökumene 

Konfessionskirchen vgl. Bekenntniskirchen 

Konfirmation 168,175f.,194,198£.,350, 
354,361,428,432,435f.,506f.,514,518, 
S21ff. 

Kongressarbeit 450f. 

Konkordie vgi. Leuenberg 

Konservativismus 49,79,186,463 

Konstantinopel 55 

Konzentrationsprozess, kirchlicher 12f., 
33 

Korntal 46 

Kranken/naus/pflege 76,118f.,375ff., 
508,511 

— vgl. auch Sozialarbeit 

Kriegsdienstverweigerung 75,216f. 

— vgl. auch Zivildienst 

Kritische Theorie 203 

Kronach 46 

Krummenhennersdorf 433 

Kurhessen-Waldeck 46,214f.,234 

— Ev. Kirche 148,250,305,360ff.,372, 
400,402 ,407ff. 
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Laien 20f.,51,74,83,86,252,308f.,315, 
317,320,447,449,473£. 

Landeskirchen 

— des BEK 33,249 ,421,461ff.,468,470, 
473 

— der EKD 14,33f.,48,109,134,141, 
166,182,186,207,220,235,239,243, 
249f.,333,360ff.,371, 

— vgl. auch Kirche, evangelische, BEK 
und EKD, Gliedkirchen; Ev. Kirche 
der Union; Vereinigte Ev.-Luth. Kir- 


che (Deutschlands) 

Landwirtschaft 520f. 

Lateinamerika 103,234,285,300,303, 
306,312,324 ,330 ,484 

— vgl. auch Südamerika 

Lausanne 

— ökonomische Konferenz (1927) 271 

— Internationaler Kongress für Weltevan- 
gelisation 48,52f.,124,203,275f.,288ff., 
294,323,326f.,330,527 

— vgl. auch Evangelisation 

Lebensstandard 61,82,333,520f. 

— Grenzen des Wachstums 201ff.,206 

Legalität und Legitimität 491 

Lehrgespräche 36,42ff.,144,147,296, 
430,451,454f.,457,461467 

— Kommission für das Lehrgespräch 
430,451f.,454£.,510 

Leipzig 425f.,476,513 

— Universität 426 

Lern/gesellschaft/prozess 167,428,433, 
472,483,493,509,519 

Leuenberger Konkordie (Konkordie re- 
formatorischer Kirchen in Europa) 
451ff.,455ff.,465ff.,470ff.,485,526 

Liberalismus 63,66,70f.,79,120 

Limburg 

— Bischof 250 

Lippe-Detmold 234 

— Landeskirche 148,196,305 ,360ff., 
372,400,407ff. 

Löwen 527f. 

Ludwig-Hofacker-Vereinigung 46 

Ludwigslust 523 

Lübeck 525 

— Ev. luth. Kirche 148,234 ,360ff.,372, 
399Iff.,402,407£f.,525 

Lusaka (Sambia) 

— Gesamtafrikanische Kirchenkonferenz 
323£. 

Luthertum 32,38,41ff.,47,308ff.,320, 
443,472,487,525,528 

— vgl. auch Kirchen, lutherische; Nyboıg; 
Vereinigte Ev. Luth. Kirche (Deutsch- 
lands); Weltbund 


Magdeburg 424f.,447f.,515f. 

— Ev. Kirchentag 447,526 

Mainz 

— Universität 184 

— Bischof 250 

Marburg 

— Universität 184 

Marxismus (Leninismus) 26f.,50,70,102f., 
120£.,309,312,316,483,491,500,503, 
506,508ff.,513f.,517,528 
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— vgl. auch Kommunismus; Sozialismus 

Massenmedien 53ff.,83,124,126,204,248, 
355 

— vgl. auch Information; Publizistik 

Maulbronn/Blaubeuren 194 

Mauretanien 236 

Mecklenburg 

— Ev.-Luth. Landeskirche 424 ,426,447, 
523,527 

Mehrheitsentscheidung 75,89,110 

Meinungsbefragung 17ff.,35 

— vgl. auch Kirchenstatistik 

Mennoniten 295,427 

Menschenrechte 61,95ff.,204,256,262, 
293,312,326,332,421,483,486ff., 
495ff.,505,508,516,527£. 

— vgl. auch Vereinte Nationen 

Militär 67,74,83,400,525 

Mission 19,47f.,50,52f.,58,134 ,149£., 
203,205ff.,210,255ff.,277£.,281£f., 
297f.,308£.,323£f.,430,434 ,442,445f., 
477,525,528 

— Innere 203,208 

— Arbeitsgemeinschaft Missionarischer 
Dienste 205£f.,210 

— vgl. auch Bangkog; Whitby 

Mitarbeiter, diakonische, kirchliche 205f., 
371ff.,428£.,433f.,469 ,522£. 

Montreux 

— ÖRK-Konsultation 323,339f.,528 

Moratorium 323ff.,329 

Moskau 81 

— Weltfriedenskonferenz 421,481,483, 
502,504f. 

Mülheim a.d. Ruhr 295 

München 

— ev. Gemeinde 169ff. 

— Universität 179,184 

Münster 

— Universität 184 


Naher Osten 103,302,421 

Nairobi 15,52,103,475 

Namibia 482 

Nationale Front 509,511 

Nationalismus 75,257,285f.,324£. 

Nationalsozialismus 55,122,221,277,498, 
514,518 

— vgl. auch Kirchenkampf 

Naturrecht 75,486,491 

— vgl. auch Menschenrechte 

Naumburg 425 

Neubrandenburg 425f. 

Neu-Dehli 277,444 

Neuendettelsau 

— Kirchliche Hochschule 184 
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Neustadtgemeinden 428,519f. 

— vgl. auch Gemeindeaktivitäten 

Neutralität 57,59,62,66,68f.,71£.,76,78, 
83,85,91 

— vgl. auch Parteilichkeit 

Nichtseßhaftigkeit 221Fff. 

Niedersachsen 189 

— Konföderation ev. Kirchen 135 

Nordamerika 104,241,306,330,447,476 

— vgl. auch Vereinigte Staaten 

Nordelbien 

— ev. Kirche 46,234 ,525 

Norderstedt bei Hamburg 

— Internationale Theol. Universität 186 

Nordeuropa 32,38,46,54f.,118,474,476, 
487,527 

— vgl. auch Nyborg 

Nordrhein-Westfalen 197,250 

— Jungdemokraten 62 

— vgl. auch Freie Demokratische Partei 

— Kultusministerium 196 

Nordwestdeutschland 

— ev. ref. Kirche 148,234 ,249,360f.,372, 
400,402,407£f. 

Norwegen 54 

Notstand, kirchlicher 121ff. 

Nürnberg 46,528 

Nyborg 

— Konferenz Europäischer Kirchen 294 

— vgl. auch Konferenz 

— Konsultation des Lutherischen Welt- 
bundes 33,38,41,43,528 

— vgl. auch Leuenberger Konkordie; 
Weltbund 


Öffentlichkeitsarbeit 1923172216374, 
389 

— vgl. auch Gemeindeaktivitäten 

Ökumene 24,37f.,42ff.,47f.,50,52ff.,73, 
78,124,134ff.,149f.,159,176f.,209ff.., 
233ff.,239£f.,271ff.,275f.,297,327,429£., 
442,444,457£.,462ff.,470 472££.,477££., 
501,508,513,516 

vgl. auch Arbeitsgemeinschaft christlicher 
Kirchen; Dritte Welt; Kirche, römisch- 
katholische; Kirchengemeinschaft 

— Ökumenischer Rat der Kirchen 13,50, 
S2ff.,103,150,234,236,253,255£f.,277££., 
308,311ff.,316,323,336ff.,429 452, 
474ff.,481,486,500ff.,511,513,525ff. 

— 3. Vollversammlung (Neu-Dehli) 277 

— 4. Vollversammlung (Uppsala) 277 

— 5. Vollversammlung (Jakarta, Nairobi) 
15,52,55,103,257,274,277,327,475,483 

— Zentralausschuß 55,124,261ff.,323, 
327,336,339,479 


— Kommission für kirchlichen Entwick- 
lungsdienst 336f.,527 

— Kommission für Weltmission und Evan- 
gelisation 323f.,327,525 

— Kommission für Glauben und Kirchen- 
verfassung 24,256,277,283,457£f., 
475,527 

— Kommission für Internationale Angele- 
genheiten 97,102ff.,336,339,475,486, 
527 

— vgl. auch Bad Saarow; Berlin; Genf; 
Sankt Pölten 

Ökumenismus-Dekret 528 

Österreich 249 

Oldenburg 179,234 

— Ev.-luth. Kirche 148,360ff.,372,399f., 
402 ,407ff. 

Orden 252 

Ordination 27,35,.121,133,140,147 ,241ff., 
274,428,430,432,435 ,464 ,467£. 

Orthodoxie vgl. Kirchen, orthodoxe 

Osaka 484 

Oslo 55,118 

Osnabrück 179 

Osorno 308 

Ostdenkschrift 46,88 

Ostfriesland 46 

Oxford 

— Kirchenkonferenz 277 


Paderborn 179 

— Bischof 250 

Parchim 424,523 

Parlament 23,33,511 

Parteien, politische 22,24f.,72,74,77,79ff., 
82,94,110,333,511f.,528 

— vgl. auch Amt, kirchliches; Christlich- 
Demokratische Union; Deutsche Kom- 
munistische Partei; Freie Demokratische 
Partei; Nationale Front; Sozialdemo- 
kratische Partei Deutschlands; Sozia- 
listische Einheitspartei Deutschlands 

Parteilichkeit 510,512,516 

— vgl. auch Neutralität 

Partikularkirche 462,464f. 

Partnerschaft 

— zwischen Kirche und Staat 75,77,83, 
85,87,190 

— vgl. auch Verhältnis zwischen Kirchen 
325,32 7££.,336,469,477 

— vgl. auch Hilfe; Kirchengemeinschaft; 
Ökumene 

Passau 

— Universität 180 

Pfalz 234 

— Ver. prot. ev. Kirche 148,305,360ff., 


372,400,402,407£f. 

Pfarrer 20f.,24ff.,36,168,172,181,373ff., 
a25ff. 

Pfarrerdienstrecht 25,434 ,469 

Pfingstbewegung 47,312 

Pietismus 46,48,187,203,326 

Pluralismus/Pluralität 19,22,45,48,50f., 
57,59£.,72,75£.,86,99,311,328,494,512 

Polarisierung 15,17,45,48,51f.,121,124, 
185,275£f.,315ff. 

— vgl. auch Konferenz bekennender Ge- 
meinschaften 

Polen 483 

- ÖRK 525f. 

Politik und Kirche 13,25,47,50,52,74,80, 
88ff.,120,123,203,256ff.,276ff.,299, 
421ff.,482ff.,489,501 

— vgl. auch Amt, kirchliches; Parteien; 
Ökumene; Rassismus 

Pommern 447 

Potsdam 425,427,505 

Potsdam-Hermannswerder 

— BEK-Synode 528 

Predigt(amt) 25,35f.,74,80,431,435,476 

Preußen 74 

Privatisierung 57,63f. 

Privilegien 58f.,77 

Propaganda 513,517 

— vgl. auch Atheismus 

Protestantismus 14,25,48,73f.,119, 
141,476 

Publizistik 47f.,54,83f.,120,134£.,150, 
166,210,313,428,510f.,513 

— Gemeinschaftswerk Ev. Publizistik 
526 

— vgl. auch Massenmedien 

Puerto Montt 308,314 


Quäker 295,427 


Rassismus 13,15,96,256ff.,259 ,262ff., 
272,421,479ff.,486,489,498,503f.,525 

— Anti-Rassismus-Programm 88,255ff., 
261ff.,287,341,473,475,478ff.,482f., 
503f.,525,527 

— vgl. auch Dritte Welt; Ökumene 

Ratzeburg 46,527 

Rechtfertigung(slehre) 42,90,442,451, 
473,486ff.,495ff. 

Reformation 34,41,54,73,101,298£.,452, 
463f.,474 

Regensburg 

— Universität 180 

Regionalisierung 258,447f. 

Religionsfreiheit 59,65,68,70£f.,75,78, 
96,101 ,498f.,501,507 
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Religionslehrer vgl. Ausbildung 

Religionsmündigkeit 66,347,436ff. 

Religionsunterricht 67,82,86,183f., 
190ff.,252,320,437,506 

— Lehrbücher 197 

— vgl. auch Erziehungswesen; Unter- 
weisung 

Resozialisierung 221ff. 

Revolution 74,279,491 

— vgl. auch Befreiungsbewegungen 

Rheinland 46,234 

— Ev.-Kirche 126,148,305,360f.,372, 
399£.,407fF. 

Rheinland-Pfalz 189,196 

Rom 32,240,528 

— II. Vatikanisches Konzil 511 

— Sekretariat für die Einheit der Christen 
525 

Rostock 425f.,449,519 

— Universität 426 

Rummelsberg 19,528 


Saarland 

— Landesregierung 106 

— Rundfunk 53 

Sachsen 

— Ev.-luth. Landeskirche 424ff.,450, 
473,527 

— Landesbruderrat der Bekennenden 
Kirche 514 

— Ev. Kirche der Kirchenprovinz 
Sachsen 425,436,523 

Säkularisierung 83,85,206,242,292, 
437,495f. 

Sagoısk 476,527 

Sahelzone 234ff. 

Sakrament(sverwaltung) 35,37,41ff.,82, 
122,129,131,140,144,147,242f.,459 

— vgl. auch Abendmahl; Taufe 

San Anselmo 

— Päpstliche Universität 240 

Sankt Pölten 

— Konsultation des ÖRK 97,486,495, 
499ff.,528 

Santiago de Chile 309,314f.,317,319f. 

Schauenburger Gespräche 40 

— vgl. auch Leuenberger Konkordie 

Schaumburg-Lippe 234 

— Ev.-Luth. Landeskirche 148,360ff.,372, 
399f.,402,407££. 

Schleswig-Holstein 

— Ev.-Luth. Landeskirche 26,148,194, 
234,305,327£.,360ff.,372,399f.,402, 
407ff.,525 

— Ministerpräsident 82 

— Landesregierung 106 
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Schwangerschaftsabbruch 75,77,86,104ff., 
202,436,525f. 

Schweinfurt 39 

Schweiz 249,475,528 

Schwerin 426 

— BEK-Synode 456,503,515,523 

Seeheim b. Darmstadt 

— Freie Theologische Fakultät 186 

Seelsorge 67,74,81ff.,125,149,210,299, 
303,320,374ff.,423,435,519f.,525 

Sekte 24,58,91 

Sexualethik 271ff.,433,435,475,526 

Siegen 179 

Skandinavien vgl. Nordeuropa 

Sonderfonds vgl. Rassismus, Anti- 
Rassismus-Programm 

Sowjetunion 27,54,78,96,103,421,476, 
516,527 

Sozialarbeit 59f.,62,65,67,69,78,86f., 
149,168,201,203,207ff.,252,309, 
371£f.,511 

— vgl. auch Altenhilfe; Behindertenfürsor- 
ge; Diakonie; Ev. Frauenarbeit; Kinder- 
betreuung; Krankenhauspflege; Nicht- 
seßhafte 

Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
59,80f.,111,114,194 

— Godesberger Programm 69,81,105 

— Jungsozialisten 525 

Sozialgesetzgebung 225f. 

Sozialismus/sozialistische Gesellschaft 
25f.28,79,81,96,103,120f.,184,204, 
421ff.,428,433,454 464 ,474ff.,483f.., 
494,496,500,502ff.,508ff.,515ff. 

Sozialistische Einheitspartei Deutschlands 
27,422,515,517 

Sport 208f.,527 

Staatskirche S8ff.,72,77,82,464 

Staatsleistungen 67,76,201,511 

— vgl. auch Finanzen; Kirchensteuern 

Stadtroda 425 

Stellung der Kirche vgl. Partnerschaft; 
Verhältnis 

Stendal 

— Ev. Kirchentag 448 

Straf/prozess/vollzug 104ff,202,222ff., 
492 

Stralsund 

— Ev. Kirchentag 447£.,526 

Straßburg 

— Juth. Institut für ökumenische For- 
schung 240 

Straßensammlungen 523 

— vgl. auch Brot für die Welt 

Stuttgart 47,50,526,528 

Suchtkranke 211,220ff. 


Südafrika 103,259,267,341ff. 

Südamerika 53,236f.,300f.,324,525 

— vgl. auch Lateinamerika 

Suhl 426 

Synkretismus 277,281f.,287,329 

SR 23,511,515,518 
vgl. auch Barmen; Bayern; Berlin- 
Spandau; Berlin-Weißensee; Bremen; 
Elbingerode; Kassel; Kirche, evange- 
lische, BEK, EKD, EKU; Potsdam- 
Hermannswerder; Schwerin VELK(D); 
Württemberg 


Taiwan 236 

Taize 

— Konzil der Jugend 527 

Tanzania 477 

Taufe 19,33,62,76,133,140,147£f.,168, 
199,242,246f.,252,345ff.,360,428, 
431f.,435ff.,444 464,507 ,521,523 

Teilung Deutschlands 61,422£.,518 

Telefonseelsorge 210ff. 

Temuco 317 

Terrorismus 85,124f.,517f. 

— vgl. auch Gewaltanwendung 

Texte, ökumenische 248£. 

Theologie 21f.,55,73£.,77,80,83£.,93, 
149,167,179ff.,187ff.,203,205,256f., 
428 


— Theologiestudenten/studium 24,46,67, 


179,18 1ff.,187,425£. 

— Wissenschaftliche Gesellschaft für 
Theologie 22ff.,41,166,187£f.,525 

— Verband Ev. Theologiestudenten 
in der EKD 184f. 

Thüringen 

— Ev.-luth. Landeskirche 426,432,473, 
482,527 

Trauung 243ff.,252,350ff.,362,507,523 

— vgl. auch Ehe 

Trennung von Kirche und Staat vgl. Freie 
Demokratische Partei; Partnerschaft; 
Verfassungen; Verhältnis 

Treysa 202 

Trient 525 

Tschechoslowakei 483 

Tübingen 46 

— Universität 184 

— Albrecht-Bengel-Haus 46,186f. 

Tutzing 22,182 


Übersee 53,234,299,328,330 

— vgl. auch Dritte Welt 

Ungarn 483 

—- ÖRK 476 

Union/Unionskirche 34,38,138,141 


— vgl. auch Kirchen, unierte; Kirchen- 
gemeinschaft 

Universalkirche 462,464f. 

Universitäten 23,179ff.,184,425£.,511, 
513 

— vgl. auch Ausbildung(sstätten) 

Unterweisung 194f.,432,435ff.,469,518, 
S21f. 

— vgl. auch Erziehungswesen; Religions- 
unterricht 

Uppsala 90,277 

Utrecht 268,270,479£. 


Valdivia 309 

Vatikan vgl. Rom 

Verbände, kirchliche 79,81,149f.,153ff., 
159 

— vgl. auch Werke; Zusammenschlüsse 

Verbandsrecht 66f. 

Verfassungen 

— Weimarer Verfassung (1919) 58,75f.,82 

— Grundgesetz (1949) 58,60f.,65,68f., 
75£.,79,82£.,85,97,100,125,312,526 

— Verfassung der DDR (1974) 422f., 
502,510,515 

— vgl. auch Kirche evangelische, BEK, 
Bundesordnung; EKD, Grundordnung 

Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche 
(Deutschlands) 

— VELKD/BRD 17,30,34£.,37f.,50,52, 
127£.,135£.,138,141,153£.,360ff.,527 

— Generalsynode 19ff.,30,35,68,140ff., 
145 ,249£.,528 

— Bischofkonferenz 30,35f. 

— Ausschüsse 40,140f.,145,249f. 

— VELK/DDR 423ff.,430,432,435, 
445f.,451,453,455f.,458,467f.,470ff., 

— Generalsynode 553ff.,457,486,527 

— Bischofskonferenz 453 

Vereinigte Staaten von Amerika 78,84, 
300,302£.,306,421,476,484,527 

— vgl. auch Nordamerika 

— Lutheran Church in America 320 

— Nationaler Christenrat 477 

Vereinte Nationen 102,283,311ff.,316, 
337,339,423,493,496,507,517 

— Menschenrechtserklärung (1948) 97, 
489 ,491ff.,497,501,567 

— vgl. auch Menschenrechte 

Verhältnis von Kirche und Staat 

— BRD 11,23,32,57ff.,68f.,75,512,526, 
528 

— vgl. auch Verfassungen, Grundgesetz 

— DDR 501ff.,507ff.,512,520,526 

Verkündigung 21ff.,37,45,50,74,81f.,84, 
93,95,122f.,125,129,131,140,147,203f., 
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206,209,242,252,288,317,320£.,326, 
374ff.,421,438£.,442f.,455,457 ,464, 
476,482,495,500 

— vgl. auch Evangelium; Zeugnis 

Verteilungskonflikt 74,96 

— vgl. auch Dritte Welt 

Vietnam 481,484 

Visitation 464,469 

Vitacura 313 

Volkskirche 13,17ff.,23,58,68ff.,73f.,80, 
84,91,97,141,165,239,315,321,437 

Vorbereitungsdienst 181f. 

— vgl. auch Ausbildung 


Waldenser 35 

Warschau 

— Konferenz d. luth. Kirchen in Europa 
525 

Weltbund 

— lutherischer 32f.,38,45,236,308,429, 
457,475,486f.,511,525,527£. 

— reformierter 45,429,475 

Weltkirchenrat vgl. Ökumene, Ökumeni- 
scher Rat der Kirchen 

Weltkrieg 

— 1914/18 58,308 

— 1939/45 59,73,119,308 

Weltreligionen 525,527£. 

— vgl. auch Konfession, Dialog; Synkre- 
tismus 

Werke, kirchliche 149f.,153ff.,159,166, 
207,223,331,428£.,435 

— vgl. auch Diakonie; Mission; Verbände 

Wermelskirchen 48 

Westeuropa vgl. Europa 
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Westfalen 46 

— Ev. Kirche 33f.,117,126,148,196,305, 
360ff.,372,400,402,407ff. 

Whitby 

— Weltmissionskonferenz 329 

Wien 

— Universität 102 

— Ev. Theol. Kongress 187 

Wismar 477 

Wissenschaft 84,149,165ff.,181,203,205f., 
276 

— vgl. auch Theologie 

Wittenberg 202,448 

Württemberg 46,194 

— Ev. Landeskirche 113,145f.,148,193, 
261,354,356,360ff.,372,400 ,402 40 7£f., 
526 

— Landessynode 14,46,112f.,193,203 

Würzburg 251 

— Universität 180 

Wuppertal 179 

— Kirchliche Hochschule 184 


Zaire 286 

Zentralismus 34,38,138,141,434,455,468 

Zeugnis und Dienst 421,428,438f.,442,, 
476,478,485,496ff.,499f.,504,,508£., 
512,515 

— vgl. auch Sakrament; Verkündigung 

Zivildienst 215ff.,372 

Zusammenschlüsse kirchliche 371,383f., 
429,4708.,474£. 

Zwei-Reiche-Lehre 92,451,468 

Zwickau 447 

Zypeın 81f.,237 


THEOLOGY LIBRARY 
CLAREMONT, CALIF, 








uns 
ms dee 
“ _- 


n3 re e Ikah Kr Dre: 
SR a UN A ee Ke 
& D ke Re x ni [er hi, Pi \ 2 « . Pr m Reh a De Fi 




















THEOLOGY LIBRARY 
SCHOOL OF THEOLOGY 
AT CLAREMONT 
CLAREMONT, CALIFORNIA 


23-262-002 


A 2U63SE 


SER 
= = Fe 


a 


= ernrs <= 


ge 
Se = 


Ss SF 
a ee 





Sa ee 
Tann 
ee 
re 
ee 
SE 


= 


=S ET Se 
SE ee 
Sn Sn SEE 
SEEN 
ER TTEe 
Et = RE 
SEEN 


I et 


A 


MH 
A, 
\ 


NECERLE 


ir 
# 


Seen 


IInm=zn-r 


| 
Ai 
N 





SER 


SIE 2 
San 


{ 


2 

Hi 

j) 
/ in 


f 
) 
il 
el 

W 

Wi 

I 
1 


